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Die allgemeinen Theorien vom Nationalcharakter I. 
Von 


| FRIEDRICH HERTZ. 


Vorbemerkung. 


Die hauptsächlichen antiken Theorien habe ich an anderer 
stelle geschildert. Hier folgt ein Ueberblick über die wichtig- 
sten späteren Versuche, die nationalen Verschiedenheiten all- 
gemein zu erklären, mit Ausschluß anderer, nicht vorwiegend 
erklärender, sondern beschreibender oder wertender Darstel- 
lungen. Auf die Geschichte dieser Ideen, insbesonders die Ent- 
wicklung der Vorstellungen vom Nationalgeist der europäischen 
Hauptvölker wird andernorts näher eingegangen. 


Die antiken Erklärungen nationaler Eigenarten sind im 
Mittelalter zunächst großenteils in Vergessenheit geraten. Später 
treten dann vor allem die Temperamentenlehre des Hippokrates 
und Galen, sowie die astrologischen Theorien des Ptolemäus 
wieder auf. Diese Reste antiker Gelehrsamkeit wurden besonders 
durch die arabischen Philosophen und Aerzte übermittelt, die 
auf die Scholastik und Naturwissenschaft des Mittelalters sehr 
stark eingewirkt haben. Bei den großen Universalgelehrten, 
einem Vinzenz von Beauvais, Roger Bacon u. a. begegnen wir 
dem arabischen Einfluß allerorten. Freilich erregten die Völker- 
verschiedenheiten noch keine sehr große Aufmerksamkeit, denn 
das mittelalterliche Christentum mit seiner Weltverachtung und 
siner Himmelssehnsucht, die Universalautoritäten des Papstes 
und Kaisers, die biblische Auffassung, daß die Vielheit der Völker 
eine Strafe menschlichen Hochmuts sei, die ausschließliche Herr- 
schaft des Lateinischen als internationale Gelehrtensprache und 
die Vorherrschaft der französischen Ritterkultur unter den welt- 


lichen Vornehmen, schließlich die relative Isolierung der Völker 
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ließen die” natiorialen. "Gegensätze zurücktreten, obwohl sie nie 
ganz. Iehfterr.:Die- -Kreüzzüge"bewirkten dann große Berührungen 
von Völkern und Kulturen, arabische Geographen, christliche 
Missionäre, und italienische Kaufleute erweiterten den Gesichts- 
kreis 1), das Studium des Altertums nimmt zu und bald kündigen 
sich auch nationale Tendenzen und Reibungen an. 

Vinzenz von Beauvais berührt in seinem um 1250 verfaßten 
» Speculum majus«, einer ungeheuren Enzyklopädie des gesamten 
Wissens seiner Zeit ?), unser Problem nur sehr wenig. Er nimmt 
u. a. einen Einfluß der Gestirne und der Dämonen auf die mensch- 
lichen Affekte an (XV. 44, 45, II. 118). Weiter zitiert er über die 
Wirkung des Klimas auf Körper und Charakter der Völker den 
Araber Avicenna (VI. 18) und Constantinus Africanus, der eben- 
falls hauptsächich aus arabischen und griechischen Quellen 
schöpfte (IV. x09 ff.) Die angeführten Stellen enthalten manche 
interessante Einzelheiten. Auch werden allerlei seltsame Sitten 
fremder Völker aus alten Autoren exzerpiert (XXXI. 129 ff.). 
Im Speculum doctrinale $) (lib. V.) schildert er die Sitten der 
Fürsten, die von den Untertanen nachgeahmt werden, jene der 
Vornehmen, Sklaven, Weiber und der einzelnen Lebensalter. 
Den Volkscharakter behandelt er aber nicht. 


Der große Polyhistor Roger Bacon, in mancher Hinsicht 
ein kühner Vorläufer des naturwissenschaftlichen Empirismus, 
berührt an mehreren Stellen *) seines Opus majus (um 1267) 
auch das Problem des Vołkscharakters. Er bemerkt, daß die 
Sitten der Menschen die größten Verschiedenheiten aufweisen, 
ja selbst zwischen nahe benachbarten Nationen, wie den Picar- 
den, Franzosen, Normannen, Flämen, Engländern bestehen so 
große Unterschiede, daß man sich wundern müsse. »Aber man 
kann weder im Boden, noch in den Menschen den Hauptgrund 
hierfür finden, sondern nach dem Urteil aller Gelehrten ist er 


1) Ueber die Anfänge der Ethnographie im Mittelalter vgl. W. Schmidt 
und W. Koppers, Völker und Kulturen 1924, I. Band, S. 8 ff. C. Brockelmann, 
Geschichte der arabischen Literatur 1909, S. 99, 112 ff., 166 ff., zıı führt eine 
Reihe arabischer Geographen und Ethnographen an, die vielfach in deutschen, 
französischen oder englischen Uebersetzungen vorliegen. Sie sollten auch ein- 

X mal von soziologischen Gesichtspunkten näher untersucht werden. 

2) Benützt wurde die Ausgabe: Bibliotheca mundi, Vincentii Burgundi 
venerabilis episcopi Bellovacensis speculum quadruplex, Duaci 1624. 

3) Bd. II der Bibliotheca mundi. 

1t) Vgl. Roger Bacon, Opus majus ed. by I. H. Bridges, 2 vols, Oxford 
1897. Vgl. bes. I. Band, S. 138, 250, 254, 379, 393; II. Band, S. 366 ff. 
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an Himmel zu suchen.« Die Verschiedenheit der Nationen, ja 
aler Einzelwesen erklärt sich aus den Einflüssen der Gestirne, 
die aber nicht so weit gehen, die Willensfreiheit aufzuheben. 
Auch das Klima wird vor allem durch die Himmelskörper be- 
dingt. Als Alexander der Große Völker von sehr schlechtem 
Charakter antraf, schrieb er an Aristoteles, was er mit ihnen 
machen solle. Der große Philosoph antwortete: »Wenn du ihr 
Klima verändern kannst, lasse sie leben, sonst bringe sie alle 
um.« Roger Bacon findet diese Antwort höchst bewundernswert. 
Die einzelnen Nationen und Religionen haben auch verschiedene 
moralische Prinzipien, so streben z. B. die Sarazenen vor allem 
nach sinnlichen Freuden auf Erden und im Jenseits, dagegen die 
Tataren nur nach Macht. Ihr Kaiser schrieb an König Ludwig IX. 
von Frankreich, so wie es nur einen Herrn im Himmel gebe, so 
wr einen Gebieter auf Erden, nämlich Dschingis Khan >). 
Der Charakter der Sarazenen werde hauptsächlich von dem 
Planeten Venus bestimmt, während die Tartaren vom Mars, die 
Christen vom Merkur, die Juden vom Saturn, die Heiden teils 
vom Mars, teils von der Sonne regiert werden. 

Noch wurde im christlichen Europa die Wissenschaft aus- 
xhließlich in den Klöstern betrieben und blieb daher ganz im 
kirchlichen Geist befangen, als die arabische Kultur bereits eine 
reiche wissenschaftliche Literatur aufwies, die rein weltlich, frei 
von religiösen Hemmungen war. Auf allen Gebieten des geistigen 
Lebens waren die Araber dem christlichen Abendland weit voran, 
dieses verdankt ihnen zum großen Teil die Erweckung aus 
dgmatischem Schlummer. Im arabischen Spanien erstand auch 
der erste große Geschichtsphilosoph, lange bevor das abend- 
ündische Denken hiefür reif war. Abd’ar Rahman Ibn Chal- 
tun‘) (1332—1406) darf als einer der Vorläufer der modernen 
Sziologie gelten, er hat streng empirisch und vergleichend die 
Gesetze der Gesellschaft, den Gang der Zivilisation zu erforschen 
ersucht. Er betont den Einfluß von Klima, Ernährung und 
Lebensweise auf die Volksart, z. B. die Leichtlebigkeit und Sorg- 
Isigkeit der Bewohner heißer Gegenden, wie der Neger und 


nn 

| Roger Bacon benützt die Berichte seiner franziskanischen Ordensbrüder 
Johannes de Plano Carpini und Wilhelm Ruysbroek (Rubruquis) über ihre 
Kesen zu den Tataren und Mongolen. 

‘) Nach A. v. Kremer, Ibn Chaldun und seine Kulturgeschichte der islami- 
xen Reiche, 1879 (aus den Sitzungsberichten der phil.-hist. Klasse der Wiener 


Akademie der Wissenschaften, XCIII. Band, S. 581). 
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Aegypter, die von dem ernsten, vorsorglichen Geist der gebirg- 
bewohnenden Berber so abstechen. Vor allem aber arbeitet Ibn 
Chaldun den großen welthistorischen Gegensatz der Nomaden 
und der seßhaften Ackerbauer heraus. Die nomadischen Wüsten- 
söhne, durch frugales Leben und Gefahr gestählt, durch die Not- 
wendigkeit steter Wachsamkeit und Kampfbereitschaft diszipli- 
niert, sind berufen, die verweichlichten Ackerbauer und Städter 
zu unterwerfen und zu beherrschen, bis sie schließlich im ewigen 
Kreislauf der Geschichte selbst das Schicksal der Entnervung 
trifft. Das stärkste Gewicht legt er auf den Gemeinsinn oder, 
wie Kremer sagt, das nationale Gefühl, als staatsbildende 
und erhaltende Kraft. Die Wüstenstämme sind hauptsächlich 
die Träger eines solchen lebhaften Nationalgeistes und aus- 
geprägter Eigenart, die sie durch strenge Reinhaltung der Rasse 
zu erhalten suchen. Erst in zweiter Linie wird die Religion als 
staatenbildendes Moment gewürdigt. — Ibn Chaldun schrieb in 
einer Zeit der Auflösung und des Verfalls der arabischen Macht 
und hierdurch tritt der pessimistische Grundzug des Islams bei 
ihm noch stärker hervor. Er sieht in jeder hohen Kultur den 
Keim der Zersetzung und seine Geschichtsphilosophie ist von 
einer Stimmung erfüllt, die an die heutige Prognose vom » Unter- 
gang des Abendlandes« erinnert. — 

Die Wiederbelebung der klassischen Studien in Italien und 
die gleichzeitigen politischen Ereignisse schärfen Interesse und 
Blick für nationale Probleme, die bald auch in anderen Ländern 
in den Vordergrund treten. Die herkömmliche Zäsur zwischen 
Mittelalter und Neuzeit ist wirklich in vieler Hinsicht glücklich 
gewählt. Eine gewaltige Zeitenwende ist da. Spanien und Frank- 
reich erfahren durch die hinreichend erstarkte Fürstengewalt 
entscheidende Fortschritte ihrer nationalen Prägung, das habs- 
burgische Weltimperium bereitet sich vor, ein Zeitalter all- 
gemeiner Expansion und Rivalität, ehrgeizigen Planens, rechnen- 
der Gleichgewichtspolitik und Staatsräson bricht an. Ueberall 
schießt seit der Renaissance rasch ein lebhaftes Nationalgefühl, 
vor allem in den Humanistenkreisen, empor als Ausdruck des 
neuen weltlichen Geistes, des Machtstrebens, des Protestes gegen 
die internationale Kirche, als Auflehnung der Italiener gegen die 
Fremdherrschaft, als Reaktion der anderen Nationen gegen den 
maßBlosen kulturellen Hochmut der Italiener, die sich als Nach- 
fahren der Römer fühlen. In Politik, Gelehrsamkeit und Handel 
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stoßen die Nationen aufeinander. Die Entdeckung der neuen 
Welt, die eine starke Rivalität der seefahrenden Nationen wach- 
ruft, wirkt in gleicher Richtung. Andererseits aber blüht aus 
dem wiedererweckten Geist der Stoa ein neues Weltbürgertum 
auf, das sich in den Schriften eines Erasmus, Vives, Lipsius, 
Montaigne, Grotius und anderer großen Humanisten entfaltet 
und das besonders aus der ungeheuren Entdeckung neuer Welten 
m Altertum und jenseits der Meere eine Leidenschaft für ver- 
glichende Menschenforschung schöpft. Die Schriften der Hu- 
manisten sind voll von Charakteristiken fremder Nationen. Hier 
können nur wenige typische Proben geboten werden. — 

Von Nicolo Machiavelli (1469—1527) gehen die stärksten 
Quellströme des nationalen Einheitsstrebens und der Staats- 
räson aus, die dann im neuzeitlichen nationalen Machtstaat zu 
irchtbarer Macht anschwellen. Auch über den Nationalgeist 
hat Machiavelli, der fremde Staaten durch diplomatische Tätig- 
keit und Reisen gründlich kennengelernt hatte, höchst scharf- 
sichtig geurteilt, obwohl es ihm fernlag, Theorien hierüber auf- 
zustellen. Sein Streben gilt nicht der wissenschaftlichen Er- 
Klärung der Völkerverschiedenheiten, der Aufdeckung der Zu- 
“mmenhänge zwischen Natur, Gesellschaft und Geist, sondern 
dem praktischen Ziel, zu zeigen, wie staatliche Tüchtigkeit 7), 
aso Gemeingeist, Ordnung, Ehrgeiz, kraftvolle Kühnheit und 
Besonnenheit von einem Volk erworben und bewahrt werden 
können. Sein Ideal ist der alte Römergeist, dessen Wiederer- 
weckung er von der Rückkehr zu den Institutionen und der 
Staatspraxis der Römer erhofft, um so Italien von den Bar- 
baren zu befreien und national zu einigen. 

Macchiavelli nimmt in seinen »Discorsi«®) an, daß Nationen 
dwch lange Zeit hindurch ihre Eigentümlichkeiten bewahren, 
vez. B. die Deutschen und Franzosen sich den Italienern gegen- 
iber seit den ältesten Zeiten voll Habsucht, Uebermut, Wild- 
keit und Treulosigkeit zeigten (III. 43, vgl. auch 36). Aber auch 
de Stadt und innerhalb derselben Stadt die einzelnen Ge- 
Xhlechter haben ihre Besonderheit, wie die römische Geschichte 
beweist est (II. 46). Diese Eigenarten kommen nicht allein vom 


`) `) Der b berühmte Begriff der virtu; vgl. hierüber die glänzende Darstellung bei 
Friedrich Meinecke, Die Idee der Staatsräson, München, R. Oldenbourg, 1924, 
39 ff. Von dem Ausmaß der virtu hängt es ab, ob ein Volk für die Republik reif ist. 
') »Erörterungen über die erste Dekade des Titus Livius« (deutsche Ueber- 
*tzung 1870). 


6 Friedrich Hertz, 


Blut, das sich ja durch Mischehen ändert, sondern von Erziehung, 
Tradition, Institutionen. Somit ist Macchiavelli weit entfernt 
von dem Grunddogma des modernen Nationalismus, der an die 
Vortrefflichkeit der eigenen Rasse durch alle Zeiten hindurch 
glaubt. Der ungeheure Abstand der alten Römer und damaligen 
Italiener schloß solche Illusionen aus und Macchiavelli war ein 
viel zu scharfäugiger und unerbittlicher Kritiker, um sich von 
Nationaleitelkeit blenden zu lassen. Urteilt er doch in den schärf- 
sten Worten über die Italiener, wie auch über Spanier und Fran- 
zosen, die er die » Verderbnis der Welt« nennt (I. 55). Diesen 
Völkern fehlen Rechtschaffenheit und Religiosität, nur wird 
dies in Spanien und Frankreich wenigstens durch die starke 
‚Monarchie einigermaßen aufgewogen. Die Italiener haben keinen 
Funken von Tapferkeit mehr (III. 36). Die Ursachen der italie- 
nischen Korruption sieht er in dem unproduktiven, herrsch- 
süchtigen, bürgerfeindlichen Adel, der sich auf seine Burgen 
stützt und der nur durch starke Fürsten gebändigt werden könnte, 
abgesehen von Venedig, wo es nur einen Kaufmannsadel gibt 
und von Toskana, wo der Adel keine große Macht besitzt. Einzig 
in Deutschland gibt es noch biedere und fromme Sitte, weil dort 
die freien Reichsstädte den Adel nicht aufkommen lassen und 
infolge der wirtschaftlichen Selbstgenügsamkeit kein großer 
Verkehr mit anderen Ländern besteht. Mit Bewunderung be- 
richtet der Florentiner, wie die deutschen Stadtbürger die Ver- 
mögenssteuer von I oder 2%, nach Selbsteinschätzung in einen 
Kasten werfen, ohne Kontrolle, als durch ihr eigenes Gewissen 
und ohne Betrug). — Einen weiteren Hauptgrund von Ohn- 
macht, Glaubenslosigkeit und Verderbnis der Italiener sieht er 
darin, daß zu Rom das Papsttum seinen Sitz habe, das selbst 
nie die Macht hatte, ganz Italien zu unterwerfen, wohl aber soviel 
Macht, jeden anderen Fürsten daran zu hindern und das über- 
dies moralisch ein böses Beispiel gebe (I. 12). 

Die menschliche Natur scheint dem geschichtskundigen 
Politiker zu allen Zeiten und bei allen Völkern im Wesen dieselbe 
zu sein (I. 39) und zwar vorwiegend selbstsüchtig, habgierig, 
neidisch, boshaft, undankbar, maßlos und wankelmütig. (I. 3, 


9’) In den kleineren Schriften Macchiavellis finden sich auch einige Ab- 
handlungen über Frankreich und Deutschland, die die staatlichen und sozialen 
Verhältnisse, Sitten und Nationalcharakter sehr fein schildern. Wir kommen 
bierauf in anderem Zusammenhang zurück. 


Die allgemeinen Theorien vom Nationalcharakter. 7 


II. 5). Gute Gesetze und große Führer können die Sitten bessern, 
doch bedarf es von Zeit zu Zeit nationaler Schicksalsschläge, 
scharfer Züchtigungen, ja sogar vernichtender Naturkatastro- 
phen, um die Menschen in Zucht und Ordnung zu halten (III. x) 
(II. 5). Aber auch die Religion ist politisch von größter Wichtig- 
keit und aufrechtzuerhalten, selbst wenn man nicht daran 
glaubt (I. 1r, 12). Der antiken Auffassung folgend schreibt 
Macchiavelli weisen Gesetzgebern große Wirkungsmöglichkeiten 
zu, wie andererseits die Sünden der Völker von den Fürsten 
herkommen (III. 29). Doch besteht zwischen Gesetzen und 
Sitten Wechselwirkung, gute Sitten bedürfen der Gesetze und 
Gesetze werden nur bei guten Sitten befolgt (I. 18). Auch müssen 
alte Einrichtungen und Gewohnheiten bewahrt werden (III..5). 
Ist aber ein Volk verdorben, so können oft nur die schärfsten und 
kühnsten Mittel helfen (I. 17, 26). 

Entgegen der fast allgemeinen Meinung verficht Macchia- 
veli den Vorzug der Freistaaten. Die ungünstige Meinung über 


‚die Demokratie kommt nach ihm daher, daß von ihr jedermann 


frei alles Ueble reden darf, während man von den Fürsten nur 
mit tausend Aengsten und Rücksichten spricht (I. 58). An vielen 
Beispielen %) sucht er zu zeigen, daß Freistaaten teils wegen 
hrer schwereren Entschlußfähigkeit, teils aus anderen Gründen 
relativ vernünftiger, beständiger, vertragstreuer, dankbarer sind, 
als unfreie Staaten, daß sie auch an Volkszahl, Reichtümern 
und Macht rascher wachsen, sich gegen Feinde energischer ver- 
teidigen, in großer Gefahr besser Mut und Würde bewahren. 
Auch die Führerauslese ist in Demokratien besser. Da nämlich 
u einer Republik die Bürger eine größere Verschiedenartigkeit 
der Charaktere aufweisen, findet sich leichter für jede Situation 
der richtige Mann und das Volk irrt auch bei der Wahl der Führer 
veniger, als ein Fürst. Daher haben Freistaaten längere Lebens- 
dauer und mehr Glück. Freilich ist aber ein Freistaat gegen 
Nachbarn eifersüchtiger und gegen Unterworfene stets härter und 
gausamer, als ein Fürst (Il. 2) und schätzt bedeutende Bürger 
in Frieden nicht genügend hoch, weshalb diese versucht sind, 
die Republik zu ihrem Schaden in Kriege zu verwickeln, um 
zur Macht zu kommen (III. 16). Ueberhaupt ist eine Republik 
Meist zur Ausdehnung genötigt und geneigt, ja oft stürzt sich 
das Volk leidenschaftlich in tollkühne und verderbliche Unter- 


1) Vgl. I. 28, 29, 47, 58, 59; II. 2; III, 8, 9, 12, 31, 34- 
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nehmungen (I. 6, 53). Müßiggang und Friede verursachen in 
Freistaaten Spaltungen und Parteistreit, Krieg und Gefahr be- 
seitigen sie (II. 25). Kein Interesse an Eroberung haben bloß 
Föderativrepubliken, wie die Schweizer und die deutschen Reichs- 
städte (II. 4, 19). Armut ist Freistaaten nützlich, wie das Bei- 
spiel der alten Römer zeigt (III. 25). Eine unfruchtbare Heimat 
zwingt zur Arbeit und gibt weniger Grund zu Zwistigkeiten. Da 
sich aber die Menschen einmal nicht begnügen wollen, von dem 
Ihrigen zu leben und auf Beherrschung anderer zu verzichten, 
müssen sie Macht erwerben und dies erfordert fruchtbaren Boden 
(I. ı). Ein an Fürstenherrschaft gewöhntes Volk, das zur Un- 
abhängigkeit gelangt, bewahrt schwer Freiheit und Ordnung 
(I. 16, 17, 49). 

Auch die beste Verfassung kann übrigens nicht ewig dauern. 
Jedes Gemeinwesen entartet schließlich und bewegt sich im 
steten Kreislauf von Fürstenherrschaft über Adels- und Volks- 
herrschaft zur Monarchie zurück und so weiter (I. 2). Eine 
Hauptschuld daran, daß Freiheitsliebe und Tapferkeit seiner- 
zeit mangeln, schreibt Machiavelli dem Christentum zu, das 
die Ehre der Welt gering schätzt und Demut und Beschaulich- 
keit verklärt. Die Alten dagegen haben irdischen Ruhm, Geistes- 
und Körperstärke, Tapferkeit als höchstes Ziel betrachtet und 
ihre blutigen Tieropfer machten die Menschen grausam. Das 
Christentum aber hat die Welt schwach und weibisch gemacht 
und sie als Beute den Bösen ausgeliefert. So kündigt sich bei 
Macchiavelli schon der antichristlicheZug an, der im modernen 
Nationalismus und seinem Ideal des Nationalcharakters überall 
vorherrscht. 

Große Beachtung fand die Darstellung der Sitten aller 
Völker von Johann Böhme (Johannes Boemus), einem Geist- 
lichen des deutschen Ritterordens, die zuerst 1520 in Ulm er- 
schien !!). Das Werk ist vorwiegend beschreibend, wir verwerten 
es an anderer Stelle. An vielen Stellen zeigt sich eine große 
Aehnlichkeit der damaligen Vorstellungen von bestimmten 
Charakterzügen einzelner Völker mit heutigen populären An- 
~ n) Joannes Boemus, Omnium gentium mores leges et ritus usw. 1520. In 
der Widmung an den Verleger und Drucker Dr. Sigismund Grym in Augsburg 
wird erwähnt, daß dieser bereits früher ein Buch von Matthias de Michau, de 
septentrionalibus gentibus und ein solches von Ludovicus de Bononia de meri- 


dionalibus herausgegeben hat. Ferner werden andere Humanistenschriften der- 
selben Richtung genannt. 
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sichten. Der allgemeine Abschnitt über Europa enthält schon 
Ansätze anthropogeographischer Art. So wird Europa als viel- 
gestaltiges (reichgegliedertes) Land charakterisiert, als zur männ- 
lichen Tüchtigkeit besonders geeignet, für Verkehr und Aus- 
tausch günstig, fast gänzlich bewohnbar, von gemäßigtem, kultur- 
förderndem Klima. Selbst unfruchtbare oder wenig freigebige 
Länder sind durch menschliche Kunst nutzbar gemacht worden. 
Ein naturgesegnetes Land zeitigt friedliche Sitten, ein rauhes aber 
kampflustige Männlichkeit. Der Volkscharakter bildet sich nach 
der Landesnatur. Europa ist sich in Krieg und Frieden völlig 
selbstgenügend, reich an Naturschätzen, besonders an Metallen 
und zähmbaren, arm an wilden Tieren. 

Erwähnung verdient das Weltbuch Sebastian Francks, ob- 
wohl es sich stofflich vielfach enge an Boemus und andere Schrif- 
ten anlehnt 2). Eine Würdigung dieses höchst eigenartigen und 
tiefen Geistes, den seine Zeitgenossen nicht begriffen und die 
Nachwelt vergaß, ist hier nicht am Platze. Immer wieder be- 
tont er die Einheit der menschlichen Natur, die unter der Hülle 
tationaler Verschiedenheiten liegt. Bei allen Unterschieden der 
Sitten, Sprachen, Kleidung, sind doch Gemüt, Herz, Sinn und 
Wille bei allen Menschen gleich und kein Volk darf sich besser 
dünken, als ein anderes. Dilthey hebt an Franck seine sozio- 
logische Geschichtsauffassung hervor %). — Zehn Jahre nach 
Francks Weltbuch erschien Seb. Münsters Kosmographie, ein 
ungeheures Werk gelehrten Sammelfleißes. Im Gegensatz zu 
dem kritischen, genialen Feuergeist und Weltverbesserer Franck, 
der im bürgerlichen Sinn eine »verfehlte Existenz« war, sehen 
wir in Münster den wohlbestallten, loyalen Universitätsprofessor, 
der freilich in seinem Werk noch ganz ernstlich behauptet, daß 
m Schottland lebende Gänse an den Bäumen wachsen. 

Viel gelesen wurde das Werk »Examen de Ingenios para 
las sciencias« (1566) des spanischen Arztes Juan Huarte, von 
dem zahlreiche Ausgaben und Uebersetzungen existieren. Gott- 
held Ephraim Lessing lieferte eine deutsche Uebersetzung 14). 


en 

8) Sebastian Franck, Weltbuch, Spiegel und Bildnis des ganzen Erd- 
bodens, 1534. — Hierzu vgl. I. Löwenberg, Das Weltbuch Seb. Francks, die erste 
ügemeine Geographie in deutscher Sprache, 1893. 

n W. Dilthey, Weltanschauung und Analyse des Menschen seit Renais- 
‘nce und Reformation, 1914, S. 87. 

H) Vgl. Johann Huartes Prüfung der Köpfe, übersetzt von G. E. Lessing. 
2. verbesserte Auflage von J. Ebert, 1785. 
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Huartes eigentlicher Zweck ist, dieVerschiedenheit der Talente 
‚zuerklären und zu zeigen, woran man erkennen könne, zu welcher 
Wissenschaft sich ein Mensch eigne. Dabei befaßt er sich auch viel 
-mit den Verschiedenheiten der Volkscharaktere, die er in strenger 
Anlehnung an Galen aus der Einwirkung von Klima, Wasser, 
Nahrung usw. auf die Mischung der Körpersäfte erklärt. Die 
‚angebliche Verstandesüberlegenheit der südlichen Völker, z. B. 
der Aegypter, kommt daher, daß die allzu große äußere Hitze die 
innere Wärme verzehre und ein zum Nachdenken und Philo- 
sophieren geeignetes kaltes Temperament erzeuge, während die 
Nordländer durch die innere Hitze für Verstandestätigkeit zu 
unruhig und sprunghaft sind. Also direkte Klimawirkung statt 
Erklärung aus sozialen und historischen Gründen. — Kälte und 
- Trockenheit sind dem Verstande günstig, Wärme und Feuchtig- 
keit der Phantasie und dem Gedächtnis u. dgl. Spekulationen 
mehr. Wie Galen Griechenland und Bodin Frankreich, so hält 
-er Spanien für das Land der Mitte, wo die Extreme zu großer 
Hitze und zu großer Kälte vermieden sind. Die Spanier haben 
daher viel Verstand und wenig Gedächtnis, die Deutschen aber 
wenig Verstand und viel Gedächtnis und viel mechanische Er- 
findungsgabe. Insbesondere bewirkt die verbrannte Galle großen 
Verstand und Einbildungskraft. Daher kommt die große Ueber- 
legenheit der Juden in der Heilkunst, die er mit einer ergötz- 
lichen Anekdote (S. 304) belegt, sowie auch die jüdische Geistes- 
schärfe. Verschlagenheit und Bosheit. Huarte weist ausführlich 
nach, wie die Juden durch das Klima Aegyptens, sodann durch 
den Genuß des Manna und des von Moses aus dem Felsen ge- 
schlagenen vortrefflichen Wassers 15), sowie durch die gute un- 
verdorbene Luft, die sie auf ihrer Wanderschaft einatmeten, die 
verbrannte Galle erwarben. Später haben dann die Knecht- 
schaft und die Unterdrückung, in denen sie seit Jahrtausenden 
leben, diese Galle als Grundlage der jüdischen Genies noch mehr 


15) Darf man darüber lachen, daß ein Spanier des 16. Jahrhunderts die 
Nachwirkunger des biblischen Manna auf die jüdische Volksart seinerzeit ein- 
gehend (S. 311 bis 331) erörtert, wenn ein großer Gelehrter des ıg. Jahrhunderts 
nämlich Paul de Lagarde, die angebliche » physische Ueberlegenheit« der von ihm 
gehaßten Juden über andere Rassen in der Jetztzeit daraus ableitet, daß die 
Juden im Nildelta reichlich Fische und später viel Opferfleisch gegessen haben, 
woraus Eiweißreichtum und vorzügliche Ernährung resultierten, »deren gute 
Folgen noch heute zu spüren sein werden« (Paul de Lagarde, Deutsche Schriften, 
IV. Auflage, 1903, S. 23). 
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ausgebildet, obwohl diese Eigenschaften in ihren jetzigen Wohn- 
sitzen wieder abnehmen. 

Das Genie des Krieges erfordert wieder ein anderes Tem- 
perament. Denn, wie Hippokrates sagt, ein weiser Mann könne 
nicht tapfer sein, weil die verbrannte Galle, die ihn klug mache, 
ihn zugleich auch furchtsam und feigherzig machen müsse. 

Der Denktypus dieses an sich scharfsinnigen Werkes ist 
hierdurch genügend gekennzeichnet. Huarte glaubt, wie irgend- 
ein Aufklärer des 18. Jahrhunderts daran, daß das Klima den 
Menschen mache, aber er hat ebensowenig zur wahren Empirie 
hingefunden wie seine Zeitgenossen Bodin und Bacon. Er bleibt 
ganz durch die Bibel und die Alten befangen und sein Werk 
zigt recht deutlich den großen Fortschritt, der bald durch die 
einströmende Erfahrung des Zeitalters der großen Entdeckungen 
angebahnt wurde. 

Einen Markstein bilden die Theorien Jean Bodins 18), die 
nicht nur für die Staatslehre, sondern auch für die Geschichts- 
wissenschaft, Anthropogeographie und Soziologie wegweisend ge- 
worden sind, obwohl seine Klimatheorie als unhaltbar erkannt 
wurde. Als Hauptwissenschaft betrachtet Bodin die Politik, die 
der Verbesserung des menschlichen Daseins dienen soll. Ihre 
wichtigste Hilfswissenschaft ist die Geschichte, für die Bodin 
zum erstenmal eine streng kritische Methode entworfen hat. 
Vor allem verlangt er Fernhaltung von nationalen und religiösen 
Vorurteilen und von Werturteilen überhaupt. Die menschliche 
seele besteht aus der bei allen Menschen gleichartigen Vernunft 
und aus Anlagen, die von Klima und physischer Natur des 
Menschen abhängig sind. Zwischen den Einflüssen des Klimas 
auf den menschlichen Mikrokosmos und den Makrokosmos der 
Welt besteht ein enger Parallelismus. Doch wird hierdurch die 
Willensfreiheit nicht aufgehoben. Galen und Polybios haben 
die Macht des Klimas übertrieben. Der Mensch ist frei und keiner 
Nötigung unterworfen. 

Bodin folgt der antiken Temperamentenlehre mit ihrer An- 
tahme von vier Körpersäften. Den vier Temperamenten ent- 
spricht die Hautfarbe der Völker: dem melancholischen die 


1) Bodin, Les six livres de la République (französisch 1577, lateinisch 1586). 
Methodus ad facilem historiarum cognitionem (1566). Ferner vgl. Fritz Renz, 
Jean Bodin, Ein Beitrag zur Geschichte der historischen Methode im 16. Jahrh. 
1905. Rich. Mayr, Die philosophische Geschichtsauffassung der Neuzeit, 1877, 
I. Band, S. 69 ff. 
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weiße Rasse, dem cholerischen die gelbe, dem sanguinischen die 
rote, dem lymphatischen die bleiche ¥). Auch sind für jedes 
Temperament bestimmte Krankheiten charakteristisch. Die 
Nordvölker haben mehr Blut, größere innere Wärme und Feuch- 
tigkeit, als die südlichen Nationen. Sie brauchen daher mehr 
Speise, sind körperlich überlegen, energischer, mutiger, fröh- 
licher, geselliger, sorgloser, unmäßiger, schmutziger, roher und 
aufbrausender, aber auch offener und treuer, sowie sexuell ent- 
haltsamer und daher kinderreicher als jene. Auch sind die Nörd- 
lichen in der Religion unbeständig, wie der Fortschritt der Refor- 
mation bei ihnen zeigt. Sie besitzen ferner Phantasie und Ge- 
schick für manuelle Arbeiten, praktische Künste, Landwirtschaft, 
Gewerbe, Handel, Kriegswesen. 

Die Südvölker sind inwendig kälter und trockener, sie haben 
daher mehr geistige Anlagen, sind aber auch schlaffer und neigen 
wegen ihrer stärkeren Intelligenz und geringeren Körperkraft 
mehr zu List und Verschlagenheit. Auch sind sie sexuell aus- 
schweifender. In der Religion sind sie konservativ. Die Wissen- 
schaften, die Philosophie, die Weltreligionen sind im Süden ent- 
standen. 

Am vorteilhaftesten ist ein mittleres Klima, wie es in Frank- 
reich und Italien herrscht. Die mittleren Völker sind am meisten 
für Staats- und Rechtsleben, für Handel, Redekunst, Krieg- 
führung begabt. 

Infolge ihrer kriegerischen Tüchtigkeit haben die Nọrd- 
völker stets die südlichen Staaten unterworfen, sind aber dort 
selbst rasch zugrunde gegangen, weil sie das Klima nicht ver- 
trugen. Die Verstandesüberlegenheit des Südens ergibt sich 
z. B. daraus, daß sich die Engländer darüber beklagen, sie könn- 
ten zwar die Franzosen im Kriege besiegen, würden aber dann 
bei den Friedensverhandlungen doch übervorteilt. Ebenso hätten 
die Spanier die Franzosen in der Diplomatie noch immer über- 
vorteilt. Die Franzosen sind wegen ihrer nördlicheren Lage eben 
hitziger als die bedächtigen Spanier. Die nördlichen Völker 
regieren durch die Waffen, die südlichen durch Religion und 
Aberglauben, die mittleren durch Gerechtigkeit und Staats- 
kunst. Während in Deutschland noch das Faustrecht herrscht, 
wird Frankreich von der Prozeßsucht geplagt. Wissenschaft und 


17) Noch Linné hat die vier Menschenrassen mit den vier Temperamenten 
zusammengebracht, doch in anderer Kombination. 
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Dichtung gedeihen ebenfalls am besten bei den mittleren Völkern. 
Die Nordländer sind vor allem in Gewerben und Handarbeit er- 
fahren, die südlichen in den geheimen Wissenschaften, den schönen 
Künsten und der Kontemplation, die mittleren in der Politik. 

Zwischen Westen und Osten bestehen ebenfalls Unter- 
schiede des Volkscharakters. Die Westvölker gleichen mehr 
den Nördlichen, die Ostvölker den Südlichen. Die Griechen 
haben die Perser und die Römer die Griechen besiegt. Im all- 
gemeinen sind die im Osten lebenden Völker weichlicher, höf- 
licher, geschwätziger als die westlichen. Die Römer waren ernster 
als die Griechen und hatten mehr Achtung vor dem Volke. 

Auch die Luft, die Erhebung und Güte des Bodens spielen 
eine Rolle. So verursachte die dicke Luft in Theben einen trägen 
Verstand. Windreiche Länder befördern Wildheit. Bei den 
nördlichen und im Gebirge lebenden Völkern wird das Volks- 
regiment bevorzugt, z. B. bei Schweizern und Arabern, während 
die fruchtbaren Flachländer die Monarchie bevorzugen, die 
Bodin für die beste Regierung hält. Innerhalb der Schweiz sind 
wieder die gebirgigeren Kantone wilder, kriegerischer und demo- 
kratischer, als die ebenen, was zeigt, daß nicht Rasseeigenschaften 
vorliegen. Aus Handel entspringen Weichlichkeit und List, 
daher sind Inselvölker treulos. Unfruchtbarer Boden entzieht 
zur Arbeit und übt den Erfindungsgeist, so ist Nürnberg auf 
schr unfruchtbarem Boden die größte und kunstreichste Stadt 
Deutschlands geworden. Während früher die Engländer sehr 
wild waren, hat sie der lange Friede so verändert, daß sie nach 
Bodins eigener Erfahrung keiner Nation an Freundlichkeit und 
höflichen Sitten mehr nachstehen. . 

Gute Gesetze und Erziehung können die Menschen ändern, 
aber nur langsam und in stetiger Entwicklung. Denn der Volks- 
charakter ist relativ konstant. Auch fallen Staatsform und 
Staatsgeist nicht ganz zusammen, so kann z. B. auch in einer 
Nonarchie oder Aristokratie einigermaßen demokratisch regiert 
werden. Infolge der Beharrungskraft des Volkscharakters müs- 
sn sich auch die Verfassungen und Regierungen ihm anpassen. 
Die Ursache des Abfalls der Niederlande von den Spaniern be- 
stand hauptsächlich darin, daß die Niederländer die spanischen 
Sitten nicht leiden konnten, da ja die Spanier 12 Grade südlicher 
ben. Raschere Aenderungen können durch Völkermischung 
entstehen. 


I4 Friedrich Hertz, 


Bodin verwirft die Annahme der Dekadenz. Er glaubt an 
einen Fortschritt, der unter vielen Rückschlägen doch langsam 
zur Höhe führt. Die Fortschrittsfähigkeit der Völker erhellt 
aus der Entwicklung der Germanen. Was waren sie zur Zeit des 
Tacitus und was sind sie heute! Sie haben solche Fortschritte 
gemacht, daß sie an Humanität den Asiaten, an Kriegszucht 
den Römern, an Religion den Hebräern, in der Philosophie den 
Griechen,. in der Mathematik den Aegyptern und Phöniziern, 
in der Astrologie den Chaldäern und in den mannigfaltigsten 
Handwerken allen Nationen überlegen seien. 

Dieses günstige Urteil des französischen Denkers über die 
Deutschen vereint sich mit seiner Hoffnung auf ein ewiges 
Friedens- und Freundschaftsbündnis der beiden verwandten 
Nationen. Daneben kommt auch sein französischer Patriotis- 
mus zum Ausdruck, z. B. wenn er die Franzosen sehr geschickt 
gegen den damals allgemein verbreiteten Vorwurf der levitas 
(Leichtfertigkeit) verteidigt. 

Auch dieser Wegbahner ist vielfach noch in antiken und 
mittelalterlichen Traditionen befangen. So lehnt er die astro- 
logischen Einflüsse auf den Volkscharakter nicht völlig ab. 
Seine Theorie direkter physiologischer Klimawirkung ist heute 
fast ganz aufgegeben. Trotz aller Aufklärung und Kritik, trotz 
seiner milden Gemütsart und seines entschiedenen Eintretens 
für Toleranz schrieb er ein berühmtes Buch über das Hexen- 
wesen und stimmte für Hexenverbrennungen. Seine Sympathie 
für die Nordländer erinnert an Montesquieu. Andererseits stand 
er auch mit jüdischen Gelehrten in enger Fühlung, so daß man 
ihm sogar jüdische Abkunft nachgesagt hat, wofür aber keine 
Beweise vorliegen. Jedenfalls hat er ehrlich nach Freiheit von 
Vorurteilen gestrebt. Die Ueberzeugung von der Einheit des 
Menschengeschlechts und die Gegnerschaft gegen jede nationale 
Ueberhebung treten stark hervor. — 

Ein geistvolles Buch über den Nationalcharakter schrieb 
der schottische Edelmann und Gelehrte John Barclay (1583 
bis 1621), der als freidenkender Katholik aus Glaubensgründen 
in Frankreich lebte. Sein » Seelengemälde« 2) führt schon einen 
Lieblingsgedanken der Aufklärung aus, daß nämlich die Schön- 
heit der Welt auf der Mannigfaltigkeit und Abwechslung, ins- 


18) John Barclay, Icon animorum, London 1612. Es erlebte zahlreiche 
Ausgaben, noch 1784 erschien eine deutsche Uebertragung in Pest. 
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besondere der menschlichen Eigenarten beruhe. Weder nationale 
Vorliebe noch Haß sind am Platz, wir müssen die eigenen Laster 
erkennen und uns an den Vorzügen der anderen erfreuen. — Die 
mit den heutigen Vorstellungen vielfach schon sehr überein- 
stimmende Schilderung der Völker bietet wenig Erklärungen, 
doch wird gelegentlich das schwerfällige Temperament der Eng- 
linder aus ihrem fetten Boden und ihre industrielle Rückständig- 
keit aus dem Fehlen scharfen Steuerdrucks und allzu großer 
Wohlhabenheit hergeleitet. Sehr scharfsinnig ist die Bemerkung, 
daß bei hochkultivierten Völkern wenige über das Durchschnitts- 
niveau herausragen, während gerade in minderveranlagten oder 
weniger gebildeten Nationen plötzlich Genies auftreten, die um 
shöher zum Himmel aufragen, als sie im Staube geboren wurden. 
Auch Francis Bacon hat eine ähnliche Betrachtung angestellt. 


Der Tübinger Universitätsprofessor Christoph Besold (1577 
bis 1638) verfaßte ein recht inhaltsreiches Buch !) über den 
Volkscharakter, das auch auf zahlreiche andere einschlägige 
Schriften von Humanisten hinweist. Die Regierungsform muß 
den Sitten angepaßt sein. Die Spanier haben die Niederlande 
verloren, weil sie mit Gewalt gegen den Volkscharakter regieren 
wollten. Die antiken Ansichten über den Zusammenhang von 
Klima, Boden und Temperament werden angeführt. Der Ver- 
Iasser erörtert als wirkende Faktoren die geographische Lage, 
die Gliederung und Qualität des Bodens und gewisse verborgene 
Eigenschaften der Völker selbst. Besonders ungünstig ist der 
Einfluß des Meeres, ein Sprichwort sagt: omnes insulares be- 
tales. Dies wird auf die übergroße Bodenfruchtbarkeit zurück- 
gelührt. Es gibt aber auch Eigenschaften, die geographisch 
ucht erklärbar sind. Manche Gegenden sind nach den Theo- 
gen mehr den Dämonen ausgesetzt. Große Bedeutung wird 
ich astrologischen Einflüssen beigemessen. Die Franzosen 
werden vom Merkur regiert, daher sind sie unbeständig, flink, 
kichtfertig, aber auch wissenschaftsliebend, die Deutschen, Belgier 
ud Engländer macht der Mond träge, trunksüchtig, minder scharf- 
smig, auch muß ihr schleimiges Temperament durch Wein 
angeregt werden. Die Schwaben wieder haben (wie schon die 
schwaben Boemus und Franck ausführten) höchst lockere 
*xuelle Sitten, weil die Venus sie regiert. Daher sind auch 


rm 
- ™) Christoph Besold, De natura populorum eiusque pro loci positu, ac 
!tmporis decursu variatione usw., 2. vermehrte Auflage 1632. 
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die schwäbischen Frauen viel aggressiver als die zurückhaltenden 
Italienerinnen. Besold entwirft eingehende Schilderungen des 
Typus der Nordvölker und Südvölker, wobei u. a. dem antiken 
Schema folgend den Nordvölkern Leichtbeweglichkeit und Un- 
beständigkeit, den Südlichen aber das Gegenteil zugeschrieben 
wird. Am günstigsten ist ein mittleres Klima, während aber 
die Griechen Griechenland, die Römer Italien, Commines Frank- 
reich als Land der Mitte ansahen, möchte Besold diesen Rang 
für Deutschland beanspruchen. Auch die einzelnen Stämme und 
Gegenden Deutschlands, Italiens, Spaniens werden ausführlich 
charakterisiert. Skandinavier und Schotten werden einfach als 
»beluae« abgetan. Alle Völker haben Vorzüge und Fehler. Die 
Verschiedenheit der Länder und Völker gereicht der Welt zur 
Zierde und bildet eine große Harmonie. Ein wahrer Philosoph 
muß Kosmopolit sein. Der Volksgeist ändert sich übrigens, wie 
auch das Klima und die Institutionen. Besold glaubt stark an 
Erziehbarkeit und Fortschrittsfähigkeit der Völker und weist mit 
Stolz auf den Aufstieg und den hohen Kulturstand Deutschlands 
hin. Er bemerkt nicht, daß dieser Optimismus eigentlich mit der 
Astrologie in Widerspruch steht, denn der Einfluß der Gestirne 
ändert sich doch nicht. Uebrigens neigt Besold an anderer Stelle 
wieder zur Annahme eines Kreislaufes im Schicksal der Völker. 

Zur Durchdenkung nationaler Verschiedenheiten führte auch 
das Problem der Staatsräson, das besonders im I6., 17. und 
18. Jahrhundert eifrig erörtert wurde. Der Gedanke nationaler 
Differenzierung wird hier hauptsächlich vom moralisch-poli- 
tischen Standpunkt behandelt, indem gegen die Vorstellung 
eines einheitlichen Sittengesetzes das Prinzip ausgebildet wird, 
daß Staaten und Nationen eine andere Sittlichkeit haben, als 
Individuen, und daß wieder jeder Staat seine besondere zwangs- 
läufige Interessenkonstellation und daher seine besondereMoralund 
besondere Sitten besitze. Man unterschied Staatsform und Staats- 
geist, man dachte über die natürlichen Tendenzen der einzelnen 
Staatsformen und konkreten Staatsgebilde nach, man erkannte Be- 
ziehungen zur sozialen Struktur und suchte hienach die Kunst des 
Regierens in Regeln zu fassen. Das klassische Werk Meineckes %) 
verfolgt diese Gedanken in ihren feinen Verzweigungen. 


20) Friedrich Meinecke, Die Idee der Staatsräson in der neueren Geschichte, 
1924. Vgl. für unser Thema z. B. S. 99, IOI, 109, 153, 22I, 28‘, 310, 314, 
325, 379, 395, 406, 407, 455. 
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Allmählich sammelte sich so ein äußerst umfangreiches 
Material vorwiegend völkerbeschreibender Art an,. das im 17. 
und 18. Jahrhundert in vielen gelehrten und zahllosen populären 
Schriften verwertet wurde. Als Beispiel einer historisch-geo- 
graphisch-statistischen Kompilation sei der umfangreiche Band 
von Pierre Davity (oder d’Avity) (1573—1635) genannt 21). 
Dort werden u. a. nicht nur die Gesamtvölker, sondern vielfach 
auch die einzelnen Landschaften und Städte psychologisch 
charakterisiert. Die Angaben über Deutschland beruhen teil- 
weise noch auf Boemus. Das Nouveau Dictionnaire Historique 
(1783) nennt dieses Buch »sehr unter dem Mittelmaß« und er- 
wähnt, daß Ranchin und Rocoles noch weitere 5 Bände hinzu- 
fügten, wodurch es aber noch schlechter wurde. Dieses Urteil 
st wohl zu hart. 

Sehr folgenreich wurde ferner die Schrift des Berners Beat 
Ludwig von Muralt (1665—1749) über die Engländer und Fran- 
uen 2), die bekanntlich das Interesse von der französischen 
auf die englische Literatur hinlenkte und hiedurch die klassische 
deutsche Literaturepoche vorbereitete. Das Buch enthält eine 
fine, noch heute wertvolle Schilderung der Sitten beider Na- 
tionen. In der Folge werden dann derartige Schilderungen so 
ahlreich, daß wir in der Regel auf Anführung verzichten müssen. 

Auch die Klimatheorie des berühmten Diplomaten, Histo- 
rikers und Aestheten Abbé Jean Baptiste Dubos (1670—1742) 
wurde viel beachtet 23). Dubos nimmt an, daß die Verschieden- 
heit der Völker und Individuen teils durch angeborene Anlagen, 
teils durch die Gunst oder Ungunst der Zeitumstände, teils durch 
atürliche Faktoren, vor allem durch Klimaschwankungen be- 
üngt sind. Der Zweck der Verschiedenheiten liegt darin, die 


mn 

=") Les Estates, Empires, Royaumes et Principautez du Monde par le 
eur D.T.V.Y, gentil-homme ordinaire de la chambre du roy. (nouvelle edition, 
Gintve 1665). — Wertlos ist die kleine Schrift von H. T. Otto, Brevis commen- 
ttio de ingeniis, moribus et studiis praecipuarum gentium Europae. 1718. 
Dagegen finden sich interessante Betrachtungen bei Sir William Temple, 
Observations upon the united provinces of the Netherlands 1688 und Essay 
fon the original and nature of government 1672. 

_ ") Lettres sur les Anglois et les François, 1726. Ein Verwandter des Autors, 
Kaspar von Muralt, plante ein umfassendes Werk über die Sitten der Völker 
-iropas, von dem aber nur ein Teil, «Caratteri degli Italiani«e vom Grafen Cale- 
Po zustande kam. L, Donati in der Denkschrift zum 200. Geburtstag Joh. Jak. 
Bodmers, 1900, S. 256. Ebenda S. 202 ff. über Dubos und Bodmers Theorien. 

®) Dubos, Réflexions critiques sur la poésie et sur la peinture 2 vols., 1719. 

Benützt wurde die deutsche Ausgabe von 1760. 

Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 1. 2 
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Menschen einander unentbehrlich zu machen und durch Verkehr 
anzunähern. Das Studium der Kunstentwicklung zeigt, daß es 
geniale Zeitalter gibt, in denen sich große Begabungen häufen 
und zwar auf allen Gebieten der Kunst und Wissenschaft gleich- 
zeitig, während dann wieder lange sterile Zeiten folgen. Am 
nächsten liegt nun, dies aus den Zeitumständen zu erklären, 
also aus dem Geiste friedlicher Epochen, aus dem Streben von 
Monarchen, ihre eben erst gegründete Herrschaft durch kulturellen 
Glanz zu vergolden und zu festigen usw. Aber die Geschichte zeigt, 
daß diese Erklärung in vielen Fällen nicht zureicht. Viele Fürsten 
haben die Künste gepflegt, ohne daß Genies auftraten. Die großen 
Dichter und Künstler der Epoche des Augustus und Ludwig XIV. 
haben sich entwickelt, bevor noch diese Herrscher ihnen ihre Gunst 
zuwandten. Die römische Kultur verfiel in vollstem Frieden und 
bei blühendem Wohlstand, lange vor dem Einbruch der Barbaren. 
Andererseits finden wir häufig eine unerklärliche Kulturblüte in 
wildbewegten Zeiten unter ungünstigsten Umständen. Selbst zwi- 
schen nah benachbarten Völkern finden sich große Unterschiede. 
Völker, die eine neue Heimat erwerben, ändern ihr Aeußeres und 
ihren Charakter oft sehr stark, wie die Erfahrungen der hellenisti- 
schen Zeit, der Völkerwanderungen, der Kreuzzüge und der Kolo- 
nisationen zeigen. Tiere und Pflanzen, die in ein anderes Klima 
versetzt werden, ändern sich ebenfalls. So sehen unsere heutigen 
Pferde und Rinder anders aus, als antike Darstellungen und das 
Pferd nahm in Amerika, wohin es nach der Entdeckung eingeführt 
wurde, neue Formen an. Der Wein hat an jedem Ort ein anderes 
Aroma. Die Franzosen, die meist von den eingewanderten Ger- 
manen herstammen, ähneln geistig doch ganz den Galliern, wie an- 
tike Berichte zeigen. Dasselbe gilt trotz Rassenwechsel für die 
Spanier und Engländer. Die Gebräuche der katholischen Religion 
werden in verschiedenen Ländern sehr verschieden geübt. 

Offenbar ist nicht jedes Klima den Künsten förderlich. So 
haben die Holländer in der Malerei nichts Besonderes geleistet (!), 
wohl aber in der Dichtkunst. Auch Spanier und Engländer 
haben trotz ihrer Kunstliebhaberei keine großen Maler hervor- 
gebracht. Alle Asiaten, Aegypter usw. haben es in der Kunst 
nicht weit gebracht und Fontenelle hat recht, daß es wirkliches 
Genie nur in Europa oder nicht weit davon gebe. Den Einfluß 
des Klimas auf den Volksgeist hebt auch der Forschungsreisende 
Chardin nachdrücklich hervor. 
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Dubos sucht nun die Ursache dieser Erscheinungen in der 
Verschiedenheit der Luftbeschaffenheit, die hauptsächlich durch 
Erdausdünstungen bestimmt wird und in Aenderungen der Luft 
im Laufe der Zeiten. Offenkundig ist ja der Einfluß von Jahres- 
zeiten, Wetter usw. auf die Gesundheit, Stimmung, Krankheiten, 
die Häufigkeit gewisser Verbrechen. Manchmal treten Epidemien 
auf und verschwinden wieder ohne sichtbaren Grund %). Die 
Aenderung des römischen Charakters hängt wahrscheinlich mit 
Aenderungen der Luft zusammen, vielleicht infolge der Ver- 
schüttung der antiken Kloaken, der fortschreitenden Versump- 
fung u. dgl. Auch scheint das Klima Roms viel milder geworden 
zu sein, wenn man die Berichte der Alten über strenge Winter 
mit Eis und Schnee in Betracht zieht. Ein anderes Beispiel der 
Charakteränderung eines Volkes bieten die Holländer, was wohl 
auch durch die Umwandlung ihres Landes und ihrer Lebens- 
weise bewirkt wurde. 

Ein Beweis für das lebhafte Interesse, das die Zeit an diesen 
Fragen nahm, ist auch eine 1737 erschienene Schrift, in der 
Johann Friedrich Krüger die Schweden gegen unbegründete 
Herabsetzungen verteidigt 3). — Danach wurden die Schweden 
damals im Auslande für ganz barbarisch, ja geradezu als »un- 
vernünftiges Vieh« angesehen, woran die Luft schuld sein sollte. 
Natürlich fällt die Widerlegung dieses lächerlichen Vorurteils 
dem Verfasser nicht schwer. Tatsächlich war ja der Kulturstand 
der Schweden sogar ein verhältnismäßig hoher. Wir haben uns 
hier aber nur mit den allgemeinen Ansichten des Verfassers über 
den Nationalcharakter zu befassen. Krüger betont sehr nach- 
drücklich, daß alle Menschen vor Gott gleich und zur Glück- 
seligkeit geschaffen seien. Seit jeher aber habe Hochmut und 
Haß das Verhältnis der Nationen vergiftet, woraus fast alle 
Kriege entsprungen seien. Vor allem sollen sich die Gelehrten 
schämen, die nachteiligen Urteile über andere Nationen fällen 
und dadurch die Völker verhetzen. »Dergleichen Schriften der 
gelehrten Welt liegen haufenweise vor Augen.« Viele Christen 
meinen, man müsse den Türken nicht Treue und Glauben halten 

264) Nebenbei hat die moderne Medizin konstatiert, daß in gewissen Jahren 
bestimmte Krankheiten bösartiger oder milder auftreten. — Auch Oswald 
Spengler deutet kosmische Ursachen geschichtlicher Wandlungen an. 

25) Joh. Friedr. Krüger, Untersuchung des Temperaments einer ganzen 
Nation usw., Stockholm 1737. — Der Verfasser weist noch auf andere ähnliche 
Schriften hin, å 
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und sei berechtigt, sie aus ihren Grenzen zu verdrängen. Die 
Türken seien dagegen viel toleranter. 


Keineswegs dürfe man Ungerechtigkeiten und Laster ein- 
zelner Regenten ganzen Nationen imputieren. »Hat etwa ein 
ungerechter Fürst aus eigenem Trieb oder durch Verführung 
der gottlosen Ratgeber einen teuer beschworenen Frieden 
liederlicherweise gebrochen, so heißt es gleich: Die Nation 
sei falsch und halte weder Eid noch Glauben.« Einmal ent- 
standener Haß sei schwer auszurotten und tatsächlich seien 
schon aus Verleumdungen der Historiker blutige Kriege ent- 
standen. 


Krüger wendet sich scharf gegen den Aberglauben, daß der 
Nationalcharakter vom Blut oder überhaupt von physischen 
Faktoren abhänge. Diese materialistische Theorie verstoße gegen 
die Erfahrung, sei unbeweisbar und schädlich. Auch die Klima- 
wirkung sei mit großer Vorsicht zu behandeln, da sich bei 
gleichbleibendem Klima der Volkscharakter oft binnen wenigen 
Jahrzehnten gänzlich ändere, wie historische Verlegungen 
der Hauptsitze von Gelehrsamkeit, Handel usw. beweisen. 
Der Verfasser betont demgegenüber die »moralisch-politischen 
Umstände«, vor allem Staatsverfassung, Wirtschaft, Er- 
ziehung und Lebensweise. Die Stärke der Schweden komme 
z. B. nicht vom Klima, sondern daher, daß die dürftige Natur 
ihres Landes sie zu großer Anstrengung antreibe. Auch der 
Hochmut und Rassenstolz der Spanier stamme nicht vom 
Klima, sondern aus ihren Kämpfen mit den Sarazenen. Außer- 
dem habe die mühelose Ausbeutung der armen Indianer in 
den Kolonien die Faulheit gezüchtet und die Grausamkeit der 
Inquisition schrecke Fremde ab und hindere den wirtschaftlichen 
Aufschwung. 


Hoch über alle diese Versuche erhebt sich das Lebenswerk 
Montesquieu’s, der »Geist der Gesetze« (1748). Kaum hat ein 
anderes vergleichbares Werk jemals einen so mächtigen, auf- 
hellenden, wohltätigen Einfluß auf den menschlichen Geist ge- 
übt. Gerade deswegen haben sich seit jeher alle Feinde der Auf- 
klärung, alle Trabanten der Autorität und des Umsturzes, alle 
Pedanten und Begriffsspalter im Hasse gegen dieses Buch ver- 
einigt. Auch an dieser Geistessonne ließen sich Flecken nach- 
weisen und es ist leicht, Montesquieu begriffliche Mängel vor- 
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zuwerfen, die in Wirklichkeit in der Natur unseres Denkens und 
im Leben selbst wurzeln 28). 


Nur ein Teil der ungeheuren Fülle, die Montesquieu dar- 
bietet, hat uns hier zu beschäftigen. Sein Hauptwerk könnte 
ebensogut »Geist der Nationen« heißen, denn unter » Gesetzen« 
versteht er alle gesellschaftlichen Beziehungen. Tatsächlich ist 
der »Geist der Gesetze« eine Soziologie, auf überaus ausgedehnten 
Studien und praktischen Beobachtungen beruhend, freilich nicht 
systematisch aufgearbeitet, sondern in weltmännischen Apho- 
rismen hingestreut. 

Man macht Montesquieu mit Recht zum Vorwurf, daß er 
bi der Erklärung des Nationalcharakters zuviel Gewicht auf 
die direkte Klimawirkung lege. Doch muß man den großen 
Fortschritt beachten, der selbst im Irren Montesquieus liegt. 
Im wesentlichen nimmt Montesquieu, wie schon Bodin, an, daß 
kaltes Klima rein physiologisch größere Stärke, daher mehr Mut, 
mehr Ueberlegenheitsgefühl und Ehrlichkeit, sowie geringere 
Sinnlichkeit bewirke. Die Südländer dagegen sind schlaffer, 
firchtsamer, verschlagener, empfindlicher, sinnlicher, träger, 
eitler, aber auch mäßiger. Aus der Tapferkeit der Nordländer 
entspringt ihr Freiheitssinn, während die energielosen Südländer 
sch leicht dem Despotismus und der Sklaverei unterwerfen. 
Die geringere Sinnlichkeit der nordischen Völker ruft wieder 
ene höhere und würdigere Stellung der Frau hervor, während 
im Süden die Frauen schon als Kinder geschlechtsreif sind und 
pelygamisch in Abgeschlossenheit leben, wodurch der sittliche 
Einfluß der Familie herabgedrückt wird. Schon Voltaire hat 
gegen diese Anschauungen triftige Gründe vorgebracht. So 
wies er darauf hin, daß die Araber in 80 Jahren ein Weltreich 
eroberten und daß die Spanier sich gelegentlich norddeutschen 
Soldaten überlegen zeigten. Bei der Schilderung der Nordländer 
xtwebten Montesquieu offenbar die alten Germanen und die 
Engländer vor, die er bewunderte. 

Aber Montesquieu leitet durchaus nicht alles aus direkter 


ms 

4) Man lese bloß den Abschnitt »Montesquieu« bei Gustave Lanson, Hi- 
tore de la littérature française, einem Buch, von dem schon 1908 das 100. Tau- 
snd vorlag. Er ist voll von Mißgunst und Herabsetzung. Besonders reizend ist 
der Einwand Lansons gegen die Generalisierungstendenz Montesquieus, der die 
Fırcht als Prinzip des Despotismus erklärt hatte: Montesquieu habe R u 6- 
land nicht studiert, sonst hätte er mit mehr Logik die Liebe als Prinzip 
ds patriarchalischen Despotismus erkannt. 
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Klimawirkung her. Er hat im Gegenteil gerade der Heranziehung 
anderer Motive Bahn gebrochen. »Mehrere Dinge herrschen 
über den Menschen: das Klima, die Religion, die Grundsätze 
der Regierung, Beispiele der Vergangenheit, die Sitten und Ge- 
bräuche; als Ergebnis davon bildet sich ein allgemeiner Geist. 
Nur die Wilden werden fast nur durch Klima und die Natur 
beherrscht« (XIX. 4). Die Elemente der menschlichen Gesell- 
schaft stehen in solidarischem Zusammenhang, bilden einen 
lebenden historischen Organismus. Auf den Geist der Völker, 
nicht auf die Form der Verfassungen wird der Schwerpunkt 
gelegt. Jedem Volksgeist sind eine bestimmte Staatsform und 
Religion, bestimmte Gesetze, Sitten und Wirtschaftsverhältnisse 
angepaßt oder besser: es besteht Wechselwirkung 7”). Montes- 
quieu schreibt den Gesetzgebern und der Erziehung beträcht- 
liche Wirkungsmöglichkeiten zu. Sie haben die Laster des 
Nationalgeistes zu verbessern, soweit die natürlichen und histo- 
rischen Grenzen es zulassen. 

Wie seine Vorgänger sieht Montesquieu das gemäßigte Klima 
für das vorteilhafteste an und er erblickt den Vorzug Europas 
darin, daß es eine sehr ausgedehnte gemäßigte Zone und große 
geographische Mannigfaltigkeit in allmählicher Abstufung be- 
sitzt. Daher stehen in Europa einander viele starke Völker gegen- 
über, zwischen denen eine Art Mächtegleichgewicht (Montes- 
quieus politischer Grundgedanke!) herrscht, das Unterjochung 
erschwert. In Asien dagegen gibt es keine eigentliche gemäßigte 
Zone, da in den gemäßigten Breiten Höhenlage und Trockenheit 
ein rauhes, steppenartiges Klima erzeugen. Daher stoßen sehr 
kalte und sehr warme Gegenden ohne Uebergänge aneinander 
und die tapferen und energischen Kriegervölker der Steppe haben 
es leicht, die weichlichen Südländer zu knechten. Hierin erblickt 
Montesquieu den Hauptgrund der Freiheit Europas und der 
Knechtschaft Asiens. Auch die ärmere innere Gliederung Asiens, 
seine endlosen Ebenen und geringeren Verkehrshindernisse be- 
günstigen die Bildung großer Reiche, die nur despotisch regiert 
werden können. 

Tatsächlich hat Montesquieu den großen geschichtlichen 
Gegensatz der nomadischen kriegerischen Steppenvölker und 


27) Mit Unrecht wird heute vielfach der Reaktion gegen die Aufklärung 
das Verdienst zugeschrieben, die Anpassung der Verfassung an den Volksgeist 
gefordert zu haben. Dies hat schon die Aufklärung getan, nur hat sie den Volks- 
geist mit Recht selbst als beeinflußbar aufgefaßt. 


en a 
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der friedlichen Ackerbauer gut erkannt. Die Freiheit herrscht 
mehr in den gebirgigen und schwierigeren Ländern, die sich 
licht gegen Unterjochung verteidigen können, bei Inselvölkern 
sowie bei Nomaden, während die flachen, fruchtbaren Ebenen 
der Eroberung am meisten ausgesetzt sind und die Ackerbauern 
sich auch wenig um Freiheit kümmern, wenn sie nur Ruhe und 
Frieden haben 2). Sodann macht die Unfruchtbarkeit des 
Bodens die Menschen fleißig, abgehärtet für die Arbeit, mutig 
und kriegstüchtig, während leicht erworbener Ueberfluß den 
Fortschritt hemmt (XVIII. 1—4). Montesquieu vergißt also 
keineswegs diese indirekten, sozialen Einflüsse des Klimas und 
der Bodengestaltung, die nach unserer Auffassung den nordischen 
Charakter besser erklären, als die physiologische Ableitung. 
Tatsächlich behandelt auch Montesquieu die Wirkungen der 
Staatsform und der sozialen Lebensweise auf den Nationalgeist 
bei weitem ausführlicher, als die Folgen des Klimas, obwohl er 
dese gewiß noch zu sehr generalisiert. In Despotien bildet die 
Furcht die Triebfeder politischen Handelns, in gemäßigten 
Monarchien die Ehre, in Republiken die Vaterlandsliebe. In 
Monarchien wie Frankreich spielt der kriegerische Adel eine 
große Rolle, in Republiken (wobei Montesquieu an England und 
Holland denkt) der friedliche Handel. Der Geist der Monarchie 
st Krieg und Eroberung, die Republiken neigen zu Frieden und 
Mäßigung. Die antiken Freistaaten haben zwar auch erobert 
und eine unterjochende Demokratie verfährt sogar härter gegen 
de Besiegten, als eine Monarchie. Aber sie vernichtet damit 
hre eigene Freiheit, da vom siegreichen Feldherrn stets MiB- 
brauch seiner Macht zu befürchten ist, und große Siege ein Volk 
überhaupt übermütig machen und ins Verderben führen, wie das 
Beispiel Athens zeigt. Daher können nur Kleinstaaten auf die 
Dauer Republiken bleiben #), außer wenn sie, wie Holland, 
Deutschland und die Schweiz, sich föderalistisch zu Staaten- 
bünden vereinigen, die es ermöglichen, Freiheit mit Kraft zu 


“) Es ist unbegreiflich, wie Montesquieus verständnisvoller Biograph 
A Sorel diese These als Beispiel oberflächlicher Generalisation anführen kann. 
`t ist vielmehr sicher richtig und Sorels Gegenbeispiel verdient viel eher jene 
arakterisierung. Vgl. Sorel, Montesquieu. Deutsche Ausgabe 1896, S. 103. 

1) Wie oft hat man Montesquieu höhnisch die Vereinigten Staaten und 
Frankreich selbst als Widerlegung vorgehalten! Aber man übersah den Nach- 
“tz. Die Vereinigten Staaten sind eine Föderativrepublik und Frankreich war 
xh bis in die jüngste Zeit oft der Gefahr der Militärdiktatur ausgesetzt. — 
Nebenbei findet sich ein ähnlicher Gedanke schon bei Macchiavelli. 
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verbinden. Wie Rom .sein eigener erobernder Imperialismus 
zugrunde gerichtet hat, findet sich schon in Montesquieus Werk 
über Größe und Verfall der Römer dargelegt. Daher wäre es 
verhängnisvoll für Frankreich selbst gewesen, wenn Ludwig XIV, 
seine ehrgeizigen Pläne hätte ausführen können (IX. 7). 

Als relativ vollkommenste Verfassung schwebt Montesquieu 
jene Englands vor und seine Schilderung des englischen National- 
. geistes erregt mit Recht Bewunderung (XI. 6, XIV. 12, 13, 
XIX. 27). Die Ursache der englischen Freiheit sieht er darin, 
daß sich die altgermanische Volksfreiheit besser erhalten habe, 
als auf dem Kontinent ®). Voltaire hat über diesen Gedanken 
gespottet und doch ist er bedeutungsvoll. Freilich erklärt Montes- 
quieu nicht, warum sich England hierin anders entwickelt hat, 
als das übrige Europa. Doch streift er wenigstens den richtigen 
Zusammenhang, indem er darauf hindeutet, daß in England 
Adel und Volk weniger getrennt seien, als anderswo. Weiters 
hebt er auch die Insellage. und den Einfluß des Handels, der für 
Frieden und Freiheit wirkt, hervor. Daneben steht freilich auch 
der absurde Einfall, die Freiheit Englands aus physiologischer 
Klimawirkung zu erklären (XIV. 13). 

In dem Werk Montesquieus bäumt sich der Geist gegen die 
Gewalt auf, die in der Weltgeschichte stets nur versklavt, ver- 
wüstet und ihre Träger schließlich selbst ins Verderben gestürzt hat. 
Unausrottbar scheint Machtgier im Menschen zu wurzeln. Nur 
dort können sich daher Frieden, Freiheit und Menschlichkeit 
entfalten, wo im Innern und Aeußern ein Kräftegleichgewicht 
besteht, wo kein Staat, kein Stand und kein Individuum im- 
stande ist, seinen Machtgelüsten ungehemmt die Zügel schießen 
zu lassen. Stolzes, adeliges Freiheitsgefühl und tiefstes Emp- 
finden für alle Unterdrückten, für das niedere Volk °!), für die 
schwarzen Sklaven, für die ihres Glaubens wegen Verfolgten, 
weltbürgerliche Sympathie für alle Völker, finden bei diesem 
großen Denker und Künstler hinreißenden Ausdruck. Fern vom 
Hof und den Großen, widmete er sein ganzes Leben seinem Werk, 
das ihm sein Augenlicht kostete. Wenige Jahre nach der Voll- 
endung starb er. — 

Gegen die herrschende Lehre von der Allgewalt der Natur 


30) Uebrigens findet sich diese Idee schon in Hotmans Franco-Gallia (1574). 
31) Sorel (S. 113) weist darauf hin, daß Montesquieu als Vorläufer des 
Staatssozialismus gelten kann, dee EN Ei rA 
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erhob nun Englands größter Philosoph, David Hume, in einem 
Aufsatz, der gleichzeitig mit dem »Esprit des lois« erschien, 
gewichtigen Widerspruch 3). Hume rügt vor allem die vulgäre 
Auffassung, die jedem Angehörigen einer Nation einen und den- 
selben Charakter zuschreibt, vielmehr bestehe der Nationalgeist 
nur darin, daß gewisse Eigenschaften bei bestimmten Völkern 
häufiger vorkommen. Hienach unterscheiden sich also die Men- 
talitäten der Völker nicht qualitativ, sondern nur der quanti- 
tativen Zusammensetzung nach. Sodann bezweifelt oder leugnet 
Hume die unbewußte direkte Klimawirkung. Was den mensch- 
lichen Geist formt, sind bewußte Willensakte, die historischen 
Verhältnissen entspringen, z. B. der Verfassung, Lebensweise, 
dem Verhältnis zu anderen Völkern, dem Beispiel großer Männer. 
Als Belege dienen: ı. In weiten Reichen, wie China, herrscht die 
größte Charaktergleichheit trotz Verschiedenartigkeit des Klimas, 
weil eben die Regierungsform seit langer Zeit gleichmachend 
wirkt. 2. Benachbarte Kleinstaaten unterscheiden sich wesent- 
lich durch die Geistesart ihrer Bewohner trotz gleichen Klimas, 
z. B. die hochbegabten, heiteren, verfeinerten Athener und die 
schwerfälligen, phlegmatischen, bäurischen Thebaner 33). 3. Die 
Nationalcharaktere folgen den Staatsgrenzen, die ganz zufällig, 
ohne Zusammenhang mit dem Klima, gezogen sind. Wenn man 
die Pyrenäen überschreitet, kommt man von den heiteren Süd- 
franzosen zu den ernsten Spaniern, obwohl das Klima doch das- 
selbe ist. 4. Gemeinschaften, die unter anderen Nationen zer- 
streut leben, aber abgeschlossen eng zusammenhalten, weisen 
unter allen Klimaten Uebereinstimmung auf z. B. die Juden, 
Armenier, Jesuiten. 5. Wo Sprache oder Religion zwei Völker, 
die vermengt leben, scheidet, erhalten sich verschiedene Cha- 
raktere durch Jahrhunderte, z. B. bei Griechen und Türken. 
6. Kolonisten behalten in allen Zonen ihre ursprüngliche Eigen- 
art. 7. Die Sitten der Völker ändern sich bei gleichbleibender 
Umgebung im Laufe der Zeit ganz bedeutend, wofür Hume 
zahlreiche Beispiele anführt. So brannten die Engländer im 
letzten Jahrhundert vor religiöser Leidenschaft, während sie 
22) David Hume, Philosophical Works ed. Green and Grose, 1875, vol. III, 
S. 244 (Essay XXI. — Of national characters). Dieser Aufsatz erschien zuerst 
1748 in der 3. Auflage der Essays. 

33) Die Alten führten dies allerdings auf die Sumpfluft von Boeotien zurück, 


und tatsächlich sind ja Bewohner feuchter Länder (Holländer, Engländer, 
Friesen) oft phlegmatisch, 
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jetzt die kälteste Gleichgültigkeit gegen Religion unter allen 
Völkern der Erde zeigen. (Als Hume diese Zeilen schrieb, hatte 
John Wesley schon seine religiöse Erweckungsarbeit begonnen, 
die binnen kurzer Zeit einen neuen ungeheuren Enthusiasmus 
erzeugte). 8. Verschiedene Völker, die enge Beziehungen zuein- 
ander haben, erwerben eine große Aehnlichkeit der Sitten. 
9. Schließlich finden wir oft innerhalb einer Nation die erstaun- 
lichsten Verschiedenheiten, am stärksten aber bei den Eng- 
ländern. Wo nämlich die Regierungsform ausgesprochen repu- 
blikanisch oder monarchisch ist, oder wo die herrschenden 
Klassen hauptsächlich aus Adeligen, wie in Deutschland, 
Frankreich, Spanien, oder aus Kaufleuten, wie in Holland, be- 
stehen, da kann sich ein bestimmter Charaktertypus heraus- 
bilden, ebenso wo eine bestimmte Religion herrscht. Aber die 
Verfassung Englands ist eine Mischung von Monarchie, Aristo- 
kratie und Demokratie. Die regierenden Klassen sind aus Land- 
adel und Kaufleuten gemischt. Alle religiösen Sekten und jede 
beliebige Lebensweise genießen vollste Freiheit. » Daher haben 
die Engländer unter allen Völkern der Erde am wenigsten 
Nationalcharakter; außer wenn man gerade dieses Fehlen als 
solchen betrachten will. « 

Aus Hitze und Kälte werden zahlreiche Charakterzüge ab- 
geleitet, die die Nationen des Südens und Nordens unterscheiden 
sollen. Hume zeigt nun an Hand zahlreicher Beispiele, daß 
diese Annahmen falsch oder doch höchst unsicher seien. Höch- 
stens kann man etwa südlichen Nationen stärkere geschlecht- 
liche Leidenschaft und nördlichen mehr Trunksucht zuschreiben, 
obwohl selbst hiegegen angeführt werden kann, daß die alten 
Griechen und Perser sich ihrer Trinkfestigkeit überaus rühmten. 
Ließ doch König Darius Hystaspes sogar auf seinen Grabstein 
schreiben, daß niemand mehr trinken konnte als er. Auch die 
Neger sind dem Trunk ergeben. 

Noch Lord Bacon und Berkeley schrieben den Südländern 
größeres Talent zu; wenn aber ein Nordländer Genie habe, dann 
überrage er die Südlichen weitaus. Hume erklärt dies aus dem 
verschiedenen Alter der Kulturen. Die Nordvölker haben alle 
Wissenschaften und Künste aus dem Süden erhalten und im 
jugendlichen Eifer mußte genialer Ehrgeiz das Aeußerste voll- 
bringen, um die Gleichwertigkeit der eigenen Begabung zu er- 
weisen, während bei allgemeiner Ausbreitung der Zivilisation 
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geniale Höchstleistungen immer seltener werden %). Die ıo. Le- 
gion Cäsars und das französische Regiment Picardie wurden aus 
Leuten jeder Herkunft gebildet, aber die bloße Tradition, sie 
seien die tapfersten Truppen, habe sie zur größten Bravour an- 
gespannt. Ebenso mache die allgemeine Verachtung die Juden 
betrügerisch, weil sie keine Aussicht hätten, das Vorurteil zu 
überwinden. 

Hume legt also das Hauptgewicht auf historische und soziale 
Einflüsse, denen er fast unbeschränkte Gewalt einräumt. Merk- 
würdigerweise beschränkt er aber diese potentielle Gleichwertig- 
keit auf die weiße Rasse, während er Neger und andere Farbige 
für rassenhaft minderwertig hält. Ja, er geht so weit, zu be- 
haupten, daß nur unter Weißen jemals Zivilisation, Industrie, 
Wissenschaft und Künste zu finden waren, was angesichts der 
Aegypter, Chinesen, Inder, Mexikaner, Peruaner, ja selbst 
der Kunstleistungen vieler Neger, gewiß nicht haltbar ist. 
Uebrigens findet sich diese Ansicht nur in einer Fußnote hin- 
gestreut. 


Nach dem Erscheinen des » Geistes der Gesetze« schwillt der 
Strom der Aufklärung plötzlich zu außerordentlicher Gewalt an. 
Mit eifrigstem Bemühen sucht man die Entwicklung des mensch- 
lichen Geistes aufzuhellen, allgemeine Tendenzen des Fort- 
schrittes zu konstatieren. Kulturgeschichte, Geschichtsphilo- 
sophie, Soziologie, haben hiedurch entscheidende Anregungen 
erhalten. Enzyklopädisten, Physiokraten und andere, Voltaire, 
Rousseau, Turgot, Mably, Helvetius, Duclos, Ch. de Brosses, 
Barthélemy, Raynal, Condorcet, und noch viele mehr oder weniger 
bedeutende Schriftsteller wirken in diesem Sinn. Besonders 
haben auch schottische und englische Philosophen und Historiker, 
wie David Hume, Adam Smith, Ferguson, Robertson, Millar, 
Dunbar, Monboddo, Home die soziologische Betrachtung der 
Geschichte bahnbrechend gefördert. 


Außerordentlich reiches Material zur Kenntnis primitiver Völ- 
ker erschlossen im 18. Jahrhundert Missionäre, wie Pater Lafitau, 
der bereits umfassende Vergleiche zwischen den Sitten der In- 
dianer und der Vorfahren der Europäer anstellt, Charlevoix, 
Dobrizhoffer, Loskiel, ferner Forschungsreisende, wie Carsten 


3) Hier scheint mir eine gute Erklärung des ungeheuren Aufschwunges 
der deutschen Kultur im 18. Jahrhundert zu liegen. 
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Niebuhr, Cook, Forster, Mungo Parks, Pallas, um nur einige 
Namen herauszugreifen 35). 

In Deutschland haben vor allem Winkelmann, Lessing, 
Herder (der später eingehend behandelt wird), Justus Möser, 
A. H. Heeren und andere schöpferisch und wegweisend gewirkt. 
Alle diese Forscher bedienen sich der kulturvergleichenden und 
entwicklungsgeschichtlichen Methode. Sie bringen vielen neuen 
Stoff und aufhellende Gesichtspunkte zur Erklärung der Völker- 
verschiedenheiten. 

Unter den Schriften, die sich mit unserem engeren Problem 
befassen, verdient eine anonyme Darstellung »L’Esprit des 
nations« Beachtung, die wenige Jahre nach Montesquieus Haupt- 
werk erschien. Ihr Verfasser war der Abbé François Ignace 

.Espiard de la Borde 38). In der Einschätzung des Klimas und der 
Charakteristik der Nord- und Südländer ähnelt der Autor Montes- 
quieu. Das Klima ändert sich aber. Ein großer Teil Europas 
war früher mit düsteren Wäldern und Sümpfen bedeckt. Ueber- 
dies hat der Mensch gelernt, sich durch künstliche Mittel (Kleidung, 
Wohnung usw.) selbst den ungünstigsten Verhältnissen anzu- 
passen. Man darf nun den Nationalgeist weder nach einzelnen, 
besonders glänzenden oder düsteren Epochen, noch nach den 
großen Geistern beurteilen, die stets eine Ausnahme bilden, 
sondern nach dem Durchschnitt und der großen Masse. Haupt- 
sächlich formen Politik, Gesellschaft, Erziehung den Volks- 
charakter. Die führenden Schichten sind es, die ihn bedingen. 
Republiken bilden einen arbeitsamen, ernsten, sparsamen, 
strengen Geist und einen starken Patriotismus aus, in Monarchien 
suchen sich die Menschen für den Verlust der politischen Frei- 
heit durch die Freiheit des gesellschaftlichen Lebens durch 
leichte Sitten, Glanz und Lebensgenuß zu entschädigen. Man 
sieht sofort, daß der Verfasser an die Republiken Holland, Eng- 
land und die Schweiz und an die Monarchie Frankreich denkt. 
Das Ausmaß politischer Freiheit hängt überall von der Macht 
des Adels ab, wie denn im Orient nur Araber und Japaner frei 


35) Vgl. zahlreiche nähere Angaben bei Schmidt und Koppers S. 20 ff., 
ferner F. Günther, Die Wissenschaft vom Menschen. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte des deutschen Geisteslebens im Zeitalter des Rationalismus 1907. 

36) L’Esprit des nations, 2 Bände, Haag 1752. Eine deutsche Ueber- 
setzung erschien 1754 in Altenburg. I. L. Castilhon beging später an diesem 
Buch ein Plagiat, das viel mehr Erfolg hatte, als das Original. Castilhon hat 
Espiard einfach abgeschrieben, 
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sind, weil sie einen Erbadel haben, der monarchischen Despotis- 
mus ausschließt. Monarchie und Adel bilden andererseits den 
kriegerischen Geist, die übermäßige Schätzung von Ruhm und 
Ehre aus, die insbesonders die Franzosen kennzeichnen. In Frei- 
staaten ist den Talenten offene Bahn gegeben und sie entwickeln 
sich daher zahlreicher und in größerer Vielseitigkeit. Die Bürger 
sind tapferer und patriotischer, als die Untertanen der Monar- 
chien, aber die intensive Vaterlandsliebe macht Republiken auch 
gegen Feinde härter und grausamer als es höfische Kabinette 
sind. Die antiken Freistaaten kannten die Milde unseres Völker- 
rechts nicht, auch fehlte das richtige Gleichgewicht zwischen den 
Staaten. 

In der Freiheit der Frau liegt ferner ein Hauptunterschied 
zwischen unserer heutigen und anderen, insbesonders antiken 
und asiatischen Zivilisationen. Vor allem in Frankreich beherr- 
schen die Frauen die Gesellschaft und haben den Sitten Inhalt 
und Form gegeben. 

Der Verfasser schwankt offenbar zwischen dem Ideal republi- 
kanischer Freiheit und der heiteren Sinnesfreude der französi- 
schen Monarchie. Er kommt schließlich zum Ergebnis, daß die 
Franzosen ihrer natürlichen Veranlagung nach für Freiheit und 
selbstregierung nicht geschaffen seien. Gut ist seine Bemerkung, 
daß die Genieepoche eines Volkes hauptsächlich in die Zeit des 
Uebergangs von Freiheit zum Absolutismus falle. In solchen 
Zeiten vereinigen sich Stärke und Genie des Freistaates mit dem 
verfeinerten Geschmack des Hofes, während der Monarch inneren 
Frieden sichert und den Künsten glückliche Muße und Förderung 
bietet. Republiken binden alle Kräfte in der Politik, Beredsam- 
keit und Geschichtschreibung gedeihen, aber den Künsten ist 
Ihre Strenge und Sparsamkeit nicht förderlich. Die Könige lieben 
Pracht; so drückt sich in Prunkbauten der Geist der Monarchie 
aus. Aber Eigenart, Stärke, Seelengröße können sich nicht ent- 
falten. Die Monarchie sucht alles gleichzumachen, Heer und 
Erziehung sind ihr hiezu die stärksten Werkzeuge. 

Schon im 17. Jahrhundert waren in England und Frank- 
teich empiristische, sensualistische, materialistische Anschau- 
ungen von bedeutenden Philosophen vertreten worden #), Im 
18, Jahrhundert erreichten sie in Lamettrie, Condillac, Helvetius 


”) Vgl. F. A. Lange, Geschichte des Materialismus, 1. Buch. 
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und Holbach ihren Höhepunkt. Lamettrie, dessen Hauptwerk 
, »l’homme machine« im selben Jahr wie der »Esprit des lois« 
(1748) erschien, bespricht auch den Einfluß von Klima, Nahrung, 
Erziehung usw. auf den Nationalcharakter. Die englische Nation, 
die das Fleisch halb roh und blutig ißt, scheint Wildheit, Stolz, 
Verachtung anderer Nationen von solchen Nahrungsmitteln zu 
haben u. dgl. mehr 38). 

Eingehend befaßt sich Helvetius mit dem Geist der Völker ®). 
Nichts sei lächerlicher und falscher, als die meisten konventionel- 
len Schilderungen des Nationalcharakters, die oft nur aus ober- 
flächlicher Beobachtung eines bestimmten Kreises geschöpft oder 
aber aus früheren Autoren abgeschrieben sind, ohne zu bedenken, 
daß die Sitten sich doch ändern. So hat man bis zum Ueberdruß 
behauptet, alle Franzosen seien fröhlich, aber die Notlage des 
schwer bedrückten französischen Volkes läßt keine Fröhlichkeit 
aufkommen und die meisten Fremden finden, daß sie sich ein 
ganz falsches Bild von den Franzosen gemacht haben (Esprit, 
III. 30). 

Der Geist wird von Helvetius nicht, wie von den Klima- 
theoretikern, als angeboren aufgefaßt, nicht aus dem natürlichen 
Temperament abgeleitet, sondern er ist nach ihm eine Vielheit 
erworbener Gewohnheiten, die hauptsächlich durch die Gesetze 
erzeugt werden. Angeboren sind nur die Sensibilität und die 
Selbstliebe. Alle Menschen sind im wesentlichen gleich angelegt. 
Die Verschiedenheit entsteht nur durch äußere Umstände, also 
Erziehung, Gesetzgebung, soziale Verhältnisse. Allerdings aber 
halten alle Nationen aus Eitelkeit ihre eigenen Sitten, die eine 
Folge politischer und sozialer Verhältnisse sind, für angeborene 
Rassenvorzüge, mögen sie noch so verkehrt sein, und hassen und 
verachten alle Völker, die anders sind (Espr. II, 21, 22). So be- 
trachten die Engländer ihren Aufschwung und Patriotismus als 
Folge ihrer höheren Veranlagung, während sie durch ihre freie 
Verfassung erzeugt wurden, die wieder eine Folge der Insellage 
ist. 

Helvetius bekämpft eingehend die Ansicht, daß das Klima, 
die Luft oder ähnliche natürliche Faktoren Charakterverschieden- 


38) Julien Offray de la Mettrie, Oeuvres philosophiques, Berlin 1796, 
Bd. III, S. 123 ff. 

3) Im De l'Esprit (1758) und De l'homme 1772. Vgl. Oeuvres complètes 
de M. Helvetius:, Londres 1777, Band 2 und 3. 
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heiten verursachen (Espr. III. 27—29, Homme IV. ıff.). Die 
Geschichte zeigt uns, daß viele Völker ihren Geist gänzlich ge- 
ändert haben, während das Klima doch dasselbe blieb. Ins- 
besonders ist auch die Meinung, daß die Nordvölker von Natur 
aus an Kraft und Tapferkeit allen anderen überlegen seien, ganz 
unbewiesen und nur bestimmt der Nationaleitelkeit der europä- 
schen Nationen, die ja fast alle nordischer Herkunft sind, zu 
schmeicheln. Nicht nur die Germanen, sondern auch die Hunnen, 
Araber, Türken, Mongolen, Aegypter, Römer u. a. haben un- 
geheure Gebiete erobert. Wenn schließlich die Nordvölker die 
ktzten Eroberer waren, so kommt dies nur daher, daß sie am 
längsten unzivilisiert, roh und kriegerisch blieben und mit Völkern 
w kämpfen hatten, die durch alte Zivilisation, Luxus und Des- 
potismus ihre kriegerischen Gewohnheiten schon verloren und 
der Verweichlichung verfallen waren. Ebenso falsch ist die Be- 
hauptung, daß Asien durch sein entnervendes Klima und stärkere 
Szualität oder durch seine weiten Ebenen zur Bildung des- 
ptischer Reiche und zur allgemeinen Knechtschaft geführt 
worden sei. Viele Völker Asiens waren sehr kriegerisch und der 
Orient ist vielfach gebirgig, während gerade der Norden ungeheure 
Ebenen aufweist. Offenbar richten sich diese Einwände gegen 
Montesquieu, 

Nicht die Natur, sondern ausschließlich geistige Faktoren, 
vor allem die Gesetze wirken formend auf die Menschen. Alle 
Maßstäbe der Vernunft und Moral werden vom Selbstinteresse 
bestimmt und sind daher nach Zeitaltern, Völkern, Ständen, 
Gesellschaftskreisen, Individuen verschieden. Stets wirken 
gleichzeitig verschiedene Antriebe, die den verschieden weiten 
Interessenkreisen entsprechen, auf den Menschen. Die Gewohn- 
keit bildet Antriebe und Leidenschaften aus. Nicht die Menschen 
ind schlecht, sondern die Gesetzgeber waren meist unfähig. 
Den Einfluß von Gesetzen und Erziehung schätzt Helvetius 
ungemein hoch ein %), obwohl gelegentlich lange Zeit zur Um- 
rmung des Volksgeistes erforderlich sein mag. Er verwirft 


wohl Platons Ansicht von ewig unveränderlichen Idealen, als 


ine Montaignes, der die Ideale für mehr oder weniger zufällig 
zuhalten schien. Helvetius meint dagegen, daß die Vorstellungen 
") »Le Législateur forme à son gré des héros, des génies et des gens vertueux 


i atteste les Moscovites, transformés en hommes par Pierre-le-Grand. « (Espr. 
L 22.) 
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von Gut und Böse sich den Aenderungen des Selbstinteresses an- 
passen. Selbst die bizarrsten und grausamsten Sitten mancher 
Völker entspringen bestimmten wahren oder vermeintlichen 
Interessen, so die Tötung alter Leute bei Wandervölkern oder 
die Kindertötung im übervölkerten China. 

Sehr nachdrücklich arbeitet Helvetius den Gegensatz von 
politischer Freiheit und Despotismus heraus (Espr. III. 18 ff., 
Homme V. ıoff.). Als Vorbilder der Freiheit schweben ihm die 
antiken Staaten und England vor, den Despotismus nennt er 
»orientalisch«, meint aber offenbar Frankreich. Der Despotis- 
mus wird einem Volk entweder durch Eroberung aufgezwungen 
oder er entsteht in altersschwachen, verweichlichten Zivilisationen 
als Verfallserscheinung. In Despotien gibt es keinen wahren 
Patriotismus, keine Begeisterung, Aufklärung, Seelengröße, Ge- 
rechtigkeit, Kraft, kein Streben nach Auszeichnung. Das Talent 
wird von den Mächtigen mit Mißtrauen und Geringschätzung 
behandelt und am Aufsteigen gehindert. Dafür sucht der Ab- 
solutismus durch Luxus und Pracht, durch die Ausbreitung des 
Strebens nach gedankenlosem Lebensgenuß, ödem Gesellschafts- 
leben, hohler Galanterie, den Geist des Volkes von der Politik 
abzulenken und einzuschläfern. Der neubegründete Absolutis- 
mus (Ludwig XIV.) fördert auch Kunst und Wissenschaft, so- 
lange noch der kräftige Geist der früheren Zeit nachwirkt; aber 
mit der allgemeinen Erschlaffung, die der Despotismus erzeugt, 
geht auch die geistige Kultur zurück. Schließlich führen das 
Ueberwuchern des Sonderinteresses über das Gemeinwohl, die 
Ausschaltung alles Wetteifers, die Unterdrückung jeder Begabung 
zum Zusammenbruch des ganzen Systems. 

Auch in Handelsrepubliken, wie Karthago oder Holland, 
können sich große Führer nur vorübergehend durchsetzen. Der 
Handelsgeist tötet Kraft und Mut (Espr. III. 23). Am günstig- 
sten für die Ausbildung aller bürgerlichen Tugenden sind kleine, 
arme, kriegerische Republiken, wie Sparta (Homme IX. 4). 

In einem gewissen Widerspruch zu dieser letzten Ansicht 
steht die hohe Bewunderung, die Helvetius England widmet. 
Oftmals hebt er die Aufklärung des englischen Adels, den patrio- 
tischen Stolz, die rege Tüchtigkeit des ganzen Volkes hervor. 
Die Bildung und Kraft eines Staates stehen genau im Verhältnis 
zu seiner Freiheit (Homme VI. ı, Espr. II. 20). Als der Herzog 
von Orleans, damals Regent von Frankreich, einen Fremden 
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über den Charakter der verschiedenen Nationen Europas be- 
fragte, antwortete ihm dieser: Der Unterschied drückt sich am 
besten in der Frage aus, die man stellt, wenn sich jemand in die 
Gesellschaft einführt. In Spanien heißt es: Ist er ein Grande 
erster Klasse? In Deutschland: Ist er stiftsfähig? In Frankreich: 
Ist er bei Hof gut angeschrieben? In England: Was ist er für 
ein Mensch? | 

Das Buch »De l’Esprit« erregte ungeheures . Aufsehen #), 
Es erlebte in Frankreich und im Ausland mehr als 50 Auflagen. 
Rein Wunder, daß die Sorbonne es zensurierte, Rom es auf den 
Index setzte und das Parlament von Paris es durch Henkershand 
verbrennen ließ, Auch Voltaire, Rousseau, Diderot wandten 
sich gegen Helvetius, während Friedrich der Große seine An- 
sthauungen billigte. Bis heute wird Helvetius oft als Ausbund 
materialistischer Flachheit und Selbstsucht hingestellt, ein Ruf, 
den er nicht verdient. Seine Schriften enthalten neben Ober- 
fächlichkeiten und Uebertreibungen, die aus der Zeit und seiner 
Kampfstellung erklärbar sind, viel richtig Beobachtetes. Per- 
Sinlich war der Philosoph des Eigennutzes ein reicher Finanz- 
mann von unbegrenzter Güte, Wohltätigkeit und Begeisterung 
für die Verbesserung der Menschheit. 

Auch Holbach verwirft die Klimatheorie Montesquieus und 
schreibt dem Regierungssystem den Hauptanteil an der For- 
mung des Nationalgeistes zu. Er richtet die schärfsten Angriffe 
gegen den Absolutismus: »Eine vollständige Gleichgültigkeit für 
das Vaterland, eine stumpfsinnige Sorglosigkeit, eine ungezügelte 
Leidenschaft für seichte Amusements, eine entschiedene Ab- 
neigung gegen alle ernsten Gegenstände, sind die natürlichen und 
totwendigen Wirkungen einer Regierung, der nichts heilig ist 
ind welche die wichtigsten Angelegenheiten leichtfertig be- 
handelt« 4). Die Menschen werden unter dem Regime des Ab- 
%utismus zu Sklaven, die mit ihren Ketten zufrieden sind. 
Luxus, Weiber und militärischer Geist füllen sie ganz aus und 
verhindern jede geistige Reife. Der Genius bedarf der Freiheit, 
um sich aufzuschwingen. Wahre Beredsamkeit und Geschichts- 
schreibung, Kunst und Wissenschaft blühen nur in der Freiheit. 


menu, 


_ ©).Vgl. Näheres bei Jules Barni, Les moralistes français au 18. siècle 1873, 
S.u6ff, Fr, Jodl, Geschichte der Ethik, 2: Aufl. 1906, I. Band, S. 432 ff., 
15o ff. 
#) Vgl. Holbach, Soziales System (deutsche Ausgabe 1898) III. S. 48 ff. 
Aschiv für Sogialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 1. 3 
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Insbesonders aber wird die Philosophie in despotischen Staaten 
gering geschätzt und beargwöhnt. 

Ein umfassendes Kompendium der Zeitanschauungen über 
den Volkscharakter hat ein englischer Arzt, Dr. Wilhelm Fal- 
coner, geschaffen #?). Sehr beachtenswert ist auch die Einleitung, 
die der anonyme Uebersetzer der deutschen Ausgabe voran- 
sendet und der wir im folgenden Einiges entnehmen. Die formende 
Kraft, die die Natur auf den Menschen wie auf alle Lebewesen 
ausübt, ist unbestreitbar. Sehen wir nicht, wie z. B. der Hund 
unter verschiedenen Lebensverhältnissen eine unendliche Menge 
verschiedener Gestalten, Größen und Arten ausbildet, wie der 
auf hohen Gebirgen, in Freiheit lebende starke und mutige Muf- 
lon unter der Herrschaft des Menschen zum schwachen, wehr- 
losen Schaf ausartet, das wieder in verschiedenen Klimaten die 
unterschiedlichsten Formen zeigt. Beim Menschen nun kann 
man in der Regel nur die Möglichkeit eines bestimmten 
Natureinflusses nachweisen, nicht aber zwingende Notwendig- 
keit. Denn beim Menschen ist künstliche Isolierung unmöglich, 
er ist stets tausenden Einwirkungen gleichzeitig ausgesetzt, die 
einander oft entgegenwirken. Ganz verschiedene, ja entgegen- 
gesetzte Momente bringen oft ähnliche Wirkungen hervor und 
dieselben Faktoren wirken wieder auf verschiedenen Kultur- 
stufen ganz verschieden. Beschreibungen des Nationalcharakters 
leiten oft naiv die widersprechendsten Eigenschaften aus den- 
selben Ursachen ab. Viele dieser Erklärungen sind also nur 
Schein, ja selbst die bloßen Schilderungen nationaler Sitten und 
Eigentümlichkeiten unterliegen oft den gröbsten Irrtümern, so 
wenn Reisende aus vereinzelten und zufälligen Erfahrungen 
sofort allgemeine Folgerungen auf den Volksgeist zogen. Daher 
sind größte Vorsicht und Duldsamkeit im Urteilen geboten. — 

Diese Ansichten des Uebersetzers werden auch von Falconer 
selbst geteilt. Sein reichhaltiges und scharfsinniges Werk über- 
schätzt aber dennoch die direkte Klimawirkung. Die Bemer- 
kungen Montesquieus hierüber werden mit pedantischer Breite 
ausgeführt; selbst die Ableitung der englischen Neuerungssucht 
in der Politik und der englischen Selbstmordmanie aus dem 


43) W. Falconer, Remarks on the influence of climate, situation, nature 
of country, population, nature of food and way of life on the disposition and 
temper, manners and behaviours of mankind, London 1781 (benützt wurde die 
deutsche Uebersetzung, Leipzig 1782). 
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Wetter fehlt nicht. Wie Montesquieu hebt z. B. auch Falconer 
hervor, daß in heißen Gegenden die Frauen schon sehr früh 
mannbar werden, so heiratete Mohammed die Khadija in ihrem 
achten und vollzog die Ehe in ihrem neunten Jahr. Der große 
Altersunterschied lasse da keine innige und dauernde Verbindung 
zu, körperliche und geistige Reife der Frau fallen nicht zusammen. 
Hierin steckt wohl ein wahrer Kern und doch ist es eine Ueber- 
treibung, wenn behauptet wird, das Weib sei im Orient nur Ob- 
jekt sinnlicher Leidenschaft. Der Uebersetzer Falconers bringt 
hiegegen (S. 68) vielerlei Material vor. Bei den Arabern zeich- 
ten sich viele Frauen durch kriegerische Heldentaten und 
Staatsklugheit aus. Die ritterliche Frauenverehrung der Minne- 
Singer ist morgenländischen Ursprungs und wurde teils durch die 
Kreuzzüge, teils durch Nachahmung der spanischen Mauren nach 
den christlichen Ländern Europas verpflanzt. (Auch das hohe 
Lied Salomons sei hiezu erwähnt, dessen berauschende Mischung 
von Natur und Liebe zu den lyrischen Perlen der Weltliteratur 
zählt.) — Wenn Falconer behauptet, in kalten Gegenden könne 
die Dichtkunst nicht gedeihen, so wiederholt er damit nur Mil- 
ton, der mehrmals die Besorgnis aussprach, das kalte Klima 
xines Vaterlandes könnte seinem Dichtergeist nachteilig sein. 
Die naive Gewohnheit, religiöse Ideen und Sitten der bewußten 
Erfindung weiser Gesetzgeber zuzuschreiben, zeigt sich in der 
Bemerkung Falconers, man habe die Lehre von der Seelen- 
wanderung vielleicht auch erfunden, um dem gänzlichen Mangel 
au nützlichen Haustieren vorzubeugen. Mit Recht bemerkt 
der Verfasser den Zusammenhang zwischen starker Fleisch- 
Iahrung und einem rohen animalischen Charakter. Geistig ver- 
kinerte Menschen genießen weniger Fleisch. Aber was ist hier 
Ursache und was Wirkung ? (Fortsetzung folgt.) 
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Ueber einige Grundbegriffe der Politik. 
| Von 
S. LANDSHUT. 


Inhalt: I. Die gegenseitige Determiniertheit der politischen Grund- 
begriffe in ihrem Strukturzusammenhang. — II. Der circulus vitiosus der 
öffentlichen Meinung als entscheidender Instanz. — III. Die entscheidungs- 
lose Staatssouveränität der »Nationen« und die Staatsräson als die um sich 
selbst besorgte Allmacht. 


Im I. Buch, ı. Kapitel der Schrift de regimine principum des 
Thomas v. Aquin erscheint als das Grundthema aller politischer 
Erörterungen, woran alles, was das regimen betrifft, ständig sich 
orientiert, das simul vivere 1). Den »zusammenlebenden« Menschen 
kommt es zu, auf etwas hin sich auszurichten als auf dasjenige, 
was das Zusammenleben erst eigentlich macht — ad finem aliquem 
ordinantur — auf ein finis, das dem »Zusammen« eigentlich ent- 
spricht — ad finem convenientem. Dies finis, das eigentliche 
bonum multitudinis, ist deren Einigkeit — bonum autem et salus 
consociatae multitudinis est, ut eius unitas conservetur, quae 
dicitur pax ?). Diese unitas ist es, die das Zusammenleben 
eigentlich macht, sodaßesein Miteinanderleben 
ist. Dies Miteinander ist nicht ein »soziales Band« oder ein ähn- 
liches dinghaftes Etwas, sondern betrifft die bestimmte Art und 
Weise des Mit-anderen-zusammenlebens. Die Absicht der folgen- 
den Erörterungen ist es, solche Phänomene, die sich im Umkreis 
des heutigen politischen Lebens am aufdringlichsten präsentieren, 
wie Nation, Staat usw., daraufhin zu untersuchen, was sie für 
das Miteinander-Zusammenleben besagen. Dies geschieht in der 

1) 1. c. I, r Ueberschrift: quod necesse est homines simul viventes ab aliquo 
diligenter regi. 

23) I, 2. Der Satz geht weiter: qua remota socialis vitae perit utilitas, qui- 
nimmo multitudo dissentiens sibi ipsi sit onerosa. Wenn er (pax) nicht mebr 


da ist, so geht aller Sinn des Lebens mit anderen zusammen verloren, so sehr, 
daß die gegeneinander gesonnene Menge sich selbst zur Last ist. 
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Meinung, daß erst die Orientierung auf dieses finis societatis hin 
den angemessenen Horizont ergeben kann, in dem vielleicht das 
orientierungslos gewordene politische Handeln eine Anweisung 
finden kann. Aus diesem Grunde handelt es sich also im folgen- 
den nicht um die sogenannte exakte Feststellung von Begriffen, 
um die Gewinnung eindeutiger Definitionen. Alle derartigen Be- 
mühungen erfolgen in der Absicht, bestimmte unveränderliche 
Merkmale ausfindig zu machen, durch die sich solche Phänomene 
ein für allemal bestimmen nach dem Prinzip des genus proximum 
et differentia specifica, und sind auf eine, wie man zu sagen pflegt, 
sfür wissenschaftliche Zwecke notwendige Eindeutigkeit« orien- 
tiert. Der Sinn von Wissenschaft, der hierbei maßgebend ist, 
ist jedenfalls nicht aus der Eigenart der Sache, um die es sich 
handelt, selbst geschöpft. Das Festbinden solcher mit Volk, 
Staat, Nation usw. gemeinter Zusammenhänge durch Anführung 
stets identifizierbarer Merkmale, sozusagen innerhalb eines durch 
sie bestimmten Koordinatensystems schneidet vielmehr von 
vornherein die Möglichkeit ab, den spezifisch historischen und 
veränderlichen Bedeutungszusammenhängen auf die Spur zu 
kommen. Das primäre, die Untersuchung leitende Interesse ist 
ja gar nicht Staat usw., sondern die miteinander lebenden Men- 
schen, für die es in bezug auf dies Miteinanderleben so etwas 
gibt wie Staaf. Die zu besprechenden Phänomene sind spezifische 
Phänomene des menschlichen Miteinanderlebens und nur im 
Verfolg dessen sich wandelnder und bewegter Bezüge in ihrer 
Bedeutung faßbar. Deshalb geht die Frage, was die Nation, 
der Staat sei, der eigentlichen Frage aus dem Weg. Deshalb 
verliert ein Versuch, wie der kürzlich im Archiv unternommene, 
aus dem »Begriff« der Nation bestimmte Möglichkeiten für eine 
Völkergemeinschaft deduktiv abzuleiten allen Boden unter den 
Füßen in dem Maße, als er sich nicht an die historische Kon- 
kretion hält, in der die Nation überhaupt nur das ist, was sie ist. 
Die veränderliche Eigenart dessen, was mit solchen in besonderem 
Sinne historischen Termini jeweils in Hinsicht auf das Mit- 
einanderleben bedeutet ist, entzieht sich gerade jedem Versuch 
zur definitorischen Gewinnung eines allgemeingültigen Begriffs, 
um so mehr, als von Nation z. B. in dem Sinne, in dem zumeist 
davon die Rede ist, überhaupt erst von einer bestimmten Zeit an 
in der europäischen Vergangenheit gesprochen werden kann. 
Gerade die eigentümliche Veränderung und Wandelbarkeit der 
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mit solchen Termini angezeigten Bedeutungszusammenhänge ist 
das, was bei einer solchen Untersuchung vornehmlich in Frage 
steht. Ihrem ganzen Sein nach sind solche Phänomene historisch; 
daher sind solche Worte mit Vieldeutigkeiten überladen und man 
tut der Klärung der Sache keinen Dienst, sie zur künstlichen 
Eindeutigkeit zwingen zu wollen. Sie in ihrer natürlichen, ge- 
schichtlich gewordenen Vieldeutigkeit zu belassen und diese nach 
ihren spezifischen Bedeutungszusammenhängen zu prüfen, kann 
allein der Sache dienlich sein, zu erfahren, was es mit der Art und 
Weise des Miteinander, auf die sich solche Termini beziehen, auf 
sich hat. Dabei erhält gerade diese Vieldeutigkeit ihre eigentüm- 
liche Bedeutung. 


Um sichtbar zu machen, daß die Begriffe, von denen. die 
Untersuchung den Ausgang. nimmt, in ihrer eigenen Geschichte 
den Ursprung aus dem Miteinander-Zusammengehören aufweisen 
und um gleichzeitig damit unseren Ausgang zu rechtfertigen, sei 
zunächst auf die ursprüngliche lateinische Bedeutung des Wortes 
natio verwiesen. Das lateinische Wort natio hat zunächst eine 
ähnliche Bedeutung wie gens und verweist wie dieses auf eine 
Abstammung, ein Hervorgehen-aus. Jedoch wird gens einerseits 
in einem engeren Sinne gebraucht, d. h. seine Bedeutung ist nicht 
so vielfältig wie bei natio, andererseits in einem weiteren insofern 
als: »a gente aliquando ita differt natio ut genus a specie: gens 
enim latius patet et plures nationes complectitur«®). Beide be- 
zeichnen jedoch eine bestimmte Zusammengehörigkeit, und zwar 
auf Grund eines gemeinsamen Hervorgehens-aus. Der engere 
Sinn von gens gegenüber natio kommt nun darin zum Ausdruck, 
daß natio sich nicht nur auf die Abstammungsgemeinschaft von 
Menschen beschränkt, sondern auch Tiere als nationes bezeichnet 
werden: M. T. Varro, rerum rusticarum liber VI, de asinis: 
Praegnantes opere levant: venter enim labore nationem reddit 
deteriorem. Auch spricht Varro von nationes equorum, ebenso 
Plinius. Bei letzterem findet man das Wort sogar für die ver- 
schiedenen Honigsorten — mellis nationes — verwandt. Ist hier 
immer noch die Abstammung und das Hervorgehen-aus das Lei- 
tende für die Zusammengehörigkeit, so tritt in der Verwendung 
bei Cicero der Anklang daran zurück hinter der Bedeutung der 
Zusammengehörigkeit unter irgendeiner Hinsicht. Soin der Rede: 


3) Siehe Forcellini, Totius Latinatis Lexicon: natio. 
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Pro Sex. Roscio Amerino, wo die Rede ist von natio optimatium; 
oratio in Pisonem: natio officiosissima candidatorum; de natura 
deorum: ..... quo caret vestra (Epicureorum) natio. Ganz all- 
gemein heißt es dann bei Cicero, oratio de haruspicem responso: 
deteriores cavete, quorum quidem magna est natio! Der durch- 
schnittliche und wohl zumeist übliche Sinn von natio liegt wohl 
in der Verwendung, wie sie z. B. Sallust, Catilina X, ı übt: 
nationes ferae et ingentes populi subacti. Was in die übertragenen 
Bedeutungen aus der ursprünglichen mit hinübergeht, ist eben 
der grundlegende Sinn von Miteinandersein oder mit- 
onander-zusammengehören. Diese den Zusammenhang aller 
anderen Nebenbedeutungen stiftende Grundbedeutung zeigt sich 
auch dann in der späteren deutschen und französischen Verwen- 
dung: nation des poètes, des moines oder »Wir Mädchen sind eine 
winderliche Natione $). 

Dieses Miteinanderleben als Grundbedeutung von natio be- 
tifft ein Miteinander in einem ganz anderen Sinn als etwa dem, 
in dem Pfeil und Bogen, Tisch und Stuhl zusammengehören. 
Diese gehören zusammen im Hinblick auf eine Leistung, die durch 
Ùr Zusammenwirken effektuiert werden soll. Das »Zusammen« 
wird erst gestiftet durch den Gebrauch, auf den hin sie angelegt 
sind. Begreift man das Miteinanderleben von Menschen unter der 
Idee eines Vereins zur Förderung gemeinsamer Interessen oder 
auch der Mitarbeit an der Kultur der Menschheit und ähnliches, 
so wird das Miteinander in dieser Art des Zusammengehörens ver- 
standen. Das dem Menschen als ¢õov noAırıxöov eigene Mit- 
enander bestimmt sich jedoch als miteinander leben, so daß 
im leben selbst das Miteinander mit da ist und in diesem Mit- 
einander die unitas. Der aufgezeigte Sinn von natio als ein 
Miteinanderleben hat es möglich gemacht, daß gleichsam auf dem 
Boden dieses allgemeinen Sinnes sich der Bedeutungswandel voll- 
ziehen konnte, der sich in dem heute mit Nation Gemeinten an- 
zigt. Mit diesem Bedeutungswandel ist ein besonderer Akzent 
auf das Wort gefallen: das mit Nation Angesprochene scheint 
jetzt eine dringlichere Aufmerksamkeit von sich selbst her zu 
fordern, es ist ein Signal geworden, das in bestimmter Weise 
aufruft, und dieses neue Pathos muß seinerseits auf seinen eigen- 
tümlichen Ursprung hin untersucht werden. Was heute unter 


ne 


‘ Fr, J, Neumann, Volk und Nation, Leipzig 1888, S, 116 Anm. 
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dem ersten Klang des Wortes Nation verstanden wird, hat fast 
gar keinen Zusammenhang mehr mit der ursprünglichen Be- 
deutung von natio und doch gibt diese das Fundament ab, auf 
dem auch noch heute das Phänomen der Nation zu suchen ist: 
das Miteinander. Auf dieses Miteinander hin sind die Bedeu- 
tungszusammenhänge zu verstehen, auf die durch »Nation« ver- 
wiesen wird. 

Um einen ersten Bescheid zu gewinnen über die Richtung, 
in der die weitere Klärung zu erwarten ist, beginnen wir damit, 
zu fragen, in welcher Weise sich Volk, Staat und Nation unter- 
scheiden, Bedeutungen, die oft synonym verwandt werden oder 
wenigstens die Möglichkeit synonymer Verwendung in sich zu 
tragen scheinen. Zu dieser Klärung suchen wir einen Zusammen- 
hang auf, in dem sowohl Volk als auch Staat und Nation in echter 
Bedeutung stehen können. Dabei artikuliert sich schärfer die 
jeweils der einzelnen Bedeutung zukommende Anzeigerichtung. 
Man spricht sowohl von National- als auch von Volks- und 
Staatstheater. Was soll damit besagt sein, daß sich eine Bühne 
als Volksbühne bezeichnet? Sie will damit anzeigen, daß ihre 
Darbietungen für das »Volk« bestimmt sind, für das Volk als 
solches, daß sie ihre Kunst nicht auf die besonderen Bedürfnisse 
oder in den besonderen Dienst einzelner Teile desselben, etwa 
gewisser durch Stand, Vermögen oder Bildung privilegierter 
Klassen stellt, sondern eben ihre Darstellungen auf das durch 
keinerlei besondere Unterscheidungen getrennte ganze Volk be- 
rechnet. Ja es schwingt bei solcher Bezeichnung sogar im Unter- 
ton mit, daß hier die große Masse des Valkes besonders gemeint 
ist, sin die die Kunst hineingetragen werden soll«, gerade besonders 
das breite Volk ohne Unterscheidung in Gebildete oder höhere 
Stände, auf das die Kunst im Volkstheater rechnet. 

Demgegenüber ist mit Staatstheater nicht ein Theater ge- 
meint, das seine Stücke für den Staat aufführt — wer wäre denn 
das? —, sondern das Staatstheater ist eine Bühne, die aus staat- 
lichen Mitteln erhalten wird, ein Theater, das die Staatsverwaltung 
finanziert und unterhält. 

Das Nationaltheater aber macht in seinem Namen Anspruch 
auf eine Kunst, die repräsentativ ist für die Nation. Es wendet 
sich in seinem Namen nicht an einen Kreis, für den die Dar- 
bietungen bestimmt sind, es sagt nichts aus über die Kunstart, 
die darzubieten es sich zur Aufgabe macht, sondern das National- 
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theater wählt seine Bezeichnung im Hinblick auf ganz andere 
Verhältnisse. Seine Darbietungen machen den Anspruch, auf 
ener exponierten Stätte, sozusagen nach außen hin anzusagen, 
welchen Geistes die Kunst ist, die hier geübt wird, daß das 
Theater die Nation in ihrer dramatischen Kunst gleichsam nach 
auben hin repräsentiert. 

Damit haben wir drei Verweisungen erhalten je für die Rich- 
tung, in der Volk, Staat und Nation zu suchen sind, die noch 
dadurch zu präzisieren sind, daß jetzt Bedeutungszusammen- 
hänge aufgesucht werden, die je nur für eine der drei Bedeu- 
tungen unter jeweiligem Ausschluß der beiden anderen möglich 
sid, Man spricht von Staatskosten und Staatsverwaltung, von 
enem Staatshaushalt und von den Staatsorganen, vom Staats- 
recht und von der Staatsmacht. Dagegen hat das Volk keinen 
Haushalt, es gibt keine Volksverwaltung usw., aber der Landes- 
herr richtet seine Kundgebungen »An mein Volk«, es erhebt sich 
en Volksaufstand, Volksredner treten auf. Man spricht vom 
deutschen oder italienischen Volk, zwar gibt es auch eine italieni- 
sche Nation, aber es gibt lediglich nationalen Egoismus, nationales 
Prestige, nationalen Ruhm und Ehre, nationale Selbständigkeit. 
Die nationalen »Belange« — um eine der jüngsten Prägungen der 
Imraalistik anzuführen — unterscheiden sich spezifisch von 
denen des Staates und einzelne Staaten können danach streben, 
mr nationalen Einheit zu gelangen. 

Alle drei Bezeichnungen verweisen auf ein Miteinander von 
Menschen, sie sind im vornehmlichen Sinne »soziologische« und 
xigen an diesem Miteinander bestimmte Bezüge auf. In allen 
Zusammenhängen, in denen von Volk die Rede ist, zeigt sich das 
it Volk gemeinte Miteinander als ein solches, das von einem 
über ihm stehenden, zusammenfassenden Gesichtspunkt aus 
angesprochen wird, sei es in Volksaufstand, in der Anrede »An 
nein Volke, oder in anderen Redewendungen, in denen des wei- 
teren die im Miteinander lebenden Menschen als Volk ohne irgend- 
einen sie differenzierenden Unterschied, als homogene Masse um- 
giten werden. An sie wendet sich der Landesherr, in dieser 
Hinsicht ist von Volk die Rede, wenn es eine Volksvertretung 
iat, die seine Rechte wahrnimmt. In dieser und vornehmlich 
n der Art, wie in Verfassungsurkunden davon die Rede ist 5), 


' Eidgenössische Verfassung vom 5. März 1872: »Es wird dem schweize- 
"schen Volk......die Bundesverfassung in nachfolgender Fassung vorgelegte 


42 S. Landshut, 


begreift sich das, was hier als Volk angesprochen ist, als die- 
jenigen, die einer Verfassung unterworfen sind, diejenigen, die 
regiert werden, die denselben Gesetzen unterstehen. Diese Be- 
deutung tritt zum erstenmal deutlich hervor bei Rousseau, 
Contrat social I, 5 und 6, in seiner Polemik gegen Grotius. Mit 
der in jener Zeit im täglichen Sprachgebrauch üblichen Verwen- 
dung von peuple gleich populace als die gemeine Volksmenge, 
der sich noch in einer nachher zu erwähnenden Debatte in der 
Nationalversammlung zeigt, geht gleichzeitig mit ein zunächst 
literarischer Gebrauch des Wortes, der aus der angeführten 
Rousseaustelle hervorgeht: »Un peuple, dit Grotius, peut se donner 
a un roi. Selon Grotius un peuple est donc un peuple avant de 
se donner à un roi (c. s. I, 5).« Bevor man also von dem Akt 
sprechen könne, durch den sich ein Volk einen König wählt, 
müßte man besser von dem Akt sprechen, durch den ein Volk 
ein Volk wurde. Dieser Akt ist der pacte social, durch den die 
Einzelnen sich zu einer personne publique zusammenschließen; 
»cette personne publique est appelé par ses membres Etat« (c. s. 
I, 6) 6). So wird diese Bedeutung mit fortschreitender Demo- 
kratisierung die eigentliche, so daß es im Dictionnaire de la 
langue française von Littré, 1869, heißt: »Peuple. Une multitude 
d’hommes d’un même pays et vivant sous les mêmes lois.« Ebenso 
Block, Dictionnaire général de la politique II, 1874: »Tous les 
hommes qui vivent sous le même gouvernement composent le 
peuple de l’etat.« Hier ist nicht die Frage nach anderen, in der 
Verwendung von »Volk« außerdem mit anklingenden Bedeu- 
tungen, wie etwa in der Verbindung »Volkslieder«. Diese Zu- 
sammensetzung stammt ebenso wie der »Volksgeist« aus der 
Romantik, wo er wahrscheinlich, auf seine faktische Relevanz 
hin geprüft, nichts anderes bedeutet als die »natürliche« Stimme 
des Volkes, mit anderen Worten die allgemeine öffentliche Mei- 
nung, von der später noch zu handeln ist. Hier ist zunächst fest- 
zuhalten, daß das Miteinander als solches unter gleichen Ge- 
setzen das Volk ist 7). Die Undifferenziertheit der das Volk aus- 
usw. Oder in der constitution frangaise von 1791: »Les repr&sentants du peuple 
francais, constitués en Assemblée Nationale... und in fast allen anderen Ver- 
fassungen. 

6) Le Mercier de la Rivière, l'ordre naturel et essentiel des sociétés poli- 
tiques, Londres 1767, p. 88: »la magistrature est par le moyen des lois le lien 
commun de la société. « 


1 Hugo Preuß, Das deutsche Volk und die Politik, Jena 1915, S. 125: 
»Staat ist das durch die Verfassung organisierte Volk. « 
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macbenden Menschen datiert von der gleichen Unterworfenheit 
unter dieselbe Verfassung. So begrenzt sich das, was mit Volk 
gemeint ist, durch die Gesetze, die für einen durch sie selbst 
bestimmten Umkreis von Menschen verbindlich sind. Diese Ge- 
setze, die sfür« das Volk sind und die ihrerseits am Volk erst ihre 
Vollzugsmöglichkeit finden, finden die Kraft ihrer verpflichten- 
den Verbindlichkeitinder Macht des Staates. In Hinsicht auf 
das Volk zeigt sich der Staat als das zentralisierte System der 
Ordnungen, unter denen das Volk lebt. Das Verhältnis zwi- 
schen Staat und Volk ist sozusagen ein reziprokes — das eine 
determiniert sich durch das andere — und internes. Von der 
exekutionskräftigen Verwaltung des Staates aus und in bezug 
auf sie zeigt sich das, was unter ihr steht als Volk, von der als 
wndifferenziert gesehenen Menge des Volks aus und in bezug auf 
diese Undifferenziertheit zeigt sich die das Miteinander terminie- 
rende Ordnung als Staat. Das staatlich verwaltete Volk wird 
aber als Nation angesprochen in dem Augenblick, in dem es sich 
anderen Staatsvölkern gegenüber sieht. Darin gründet die re- 
präsentative Bedeutung der Wortverbindungen mit Nation. 
Vis à vis du genre humain ils forment la nation (Block, diction- 
nire). Von Nation ist stets dann die Rede, wenn das Volk im 
Staat oder der Volksstaat sich im Umkreis anderer solcher staat- 
lich verwalteter Völker sieht und sofern es ihnen gegenüber 
in irgendeiner Weise in Anspruch genommen ist. Darauf verwei- 
sen die mit Nation gebräuchlichsten Verbindungen wie Freiheit, 
Ruhm, Macht, Ansehen, Ehre der Nation anderen Nationen 
gegenüber. Die Situation ds Gegenüber ist konstitutiv 
fir das mit Nation bedeutete Phänomen ®). 

Mit dieser oberflächlichen Charakterisierung soll zunächst 
nichts anderes gezeigt sein als die dreifache gegenseitige Ter- 
niniertheit der drei Phänomene, wie sie sich in der alltäglichen 
Verwendung der Bedeutungen anzeigt. Und zwar Terminiertheit 
m dm doppelten Sinne der Begrenztheit des einen durch das 
andere und dadurch ihre Bestimmtheit in dem, was sie sind. Was 
sichtbar geworden ist, ist nichts als die Tatsache, daß die drei 
Phänomene sich gegenseitig in ihrem Sein bestimmen, daß je 
eines der drei in den beiden anderen den Hintergrund seiner 
eigentlichen Bedeutung hat. Damit ist ausgemacht, daß die 


anae 
') Zu diesen Unterscheidungen bringt noch eine Fülle von Anhaltspunkten 
Fr. J. Neumann, Volk und Nation. 
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Grundstruktur des Miteinander, auf das diese Termini verweisen, 
sich nur klären läßt durch Aufzeigen des Bodens, auf dem diese 
Gegenseitigkeit erwachsen ist. Dabei klärt sich dann der eigen- 
tümlich pathetische Akzent, der der Nation in besonderer Weise 
anhaftet, mit auf. Der gemeinsame Ursprungsboden ist ein ge- 
schichtlicher. 

Eine Diskussion in der Assemblée Nationale am 15. Juni 
1789 zwischen Sieyes und Mirabeau, deren Frage ist, ob man sich 
representation du peuple oder Assemblée Nationale nennen solle, 
gibt im Rückverfolg der beiderseitigen Argumente einen Einblick 
in die die Ereignisse vorwärts treibenden Motive. » Nation« war vor 
der Revolution nur der Adel und das Königtum, sie und nicht das 
Bürgertum, noch die Bauern, also nicht der »peuple« repräsentier- 
ten die Nation. In diesem Sinne trifft die Stelle bei Montesquieu, 
XXVIII, 9, obwohl da vom früheren Frankenreich die Rede ist, 
auch für die Zeit des ancien régime zu: »On assembla souvent 
la nation, c’est à dire les seigneurs et les eveques.« Dagegen: 
»Peuple paraissait réservé à la classe inferieure« (Block, diction- 
naire). In der Diskussion meint nun Mirabeau, man solle nicht 
gleich am Anfang einen solch anmaßenden Namen in Anspruch 
nehmen, der nur die anderen Stände vor den Kopf stoße und ge- 
rade dadurch, daß man sich so — peuple — nenne, gebe man dem 
Wort peuple eine neue Bedeutung, konstituiere man sich als das, 
was man wirklich sei. Man solle sich aus der Beleidigung der 
Feinde einen Schmuck machen. Sieyes kann dagegen für seinen 
Antrag anführen, daß es in der Logik der Ereignisse liege — der 
dritte Stand hatte sich ja von den anderen Ständen gesondert 
und hatte am 13. Juni den Triumph gehabt, die ersten Ueber- 
läufer der anderen Stände bei sich begrüßen zu können —, daß 
der tiers état jetzt die Nation bilde. Die ganze Diskussion in 
ihrer Resonanz in der Versammlung ist erfüllt von dem empfind- 
lichen Stolz des depravierten Emporkömmlings, der sich nicht 
genug darin tun kann, den Glanz für sich in Anspruch zu nehmen, 
in dem eben noch seine Unterdrücker sich sonnten. Mirabeau 
wurde denn auch überstimmt und in dem ersten Satz der Con- 
stitution frangaise: »Les representants du peuple frangais con- 
stitues en Assemblée Nationale« dokumentiert sich die Tatsache, 
daß eben jetzt der peuple zur Nation geworden ist. Das ganze 
Pathos liegt jetzt im Worte Nation, das anzeigt, daß: »Le principe 
de toute souveraineté réside essentiellement dans la Nations 
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(Const. frc. vom 18. Sept. 1791, Art. III). Die déclaration des 
droits de l'homme et du citoyen, aus deren drittem Artikel der 
Satz genommen ist, macht im Titel den Anspruch, die Grund- 
yoraussetzungen eines jeden menschlichen Regiments festzu- 
setzen und anzugeben, woraufhin es sich auszurichten hat: »Le 
but de toute association politique est la conservation des lois 
naturelles et imprescriptibles de I’homme« (Art. II). Das erste 
dieser Rechte ist die Freiheit — ces droits sont la liberte.... 
Sie bestimmt sich durch Art. IV: »La liberté consiste à pouvoir 
faire tout ce qui ne nuit pas à autrui..... « Die Ausübung der 
matürlichen« Rechte eines jeden Menschen hat keine Schranken 
außer denjenigen, die ihnen dasselbe Recht des anderen setzt. 
res bornes ne peuvent être déterminées que par la loi.« Ist 
die Freiheit das Grundrecht des Menschen, zu dessen Bewahrung 
alles Regiment dient und begrenzt sie sich nur durch das Gesetz, 
so kommt es, da das Gesetz aus der Souveränität herstammt, 
darauf an, den Zusammenhang sichtbar zu machen, in dem alle 
diese Prinzipien fundiert sind. Dieser Zusammenhang bietet sich 
in einer einzigartigen Durchsichtigkeit bei J. J. Rousseau, in 
dessen Spuren sich nicht nur die Argumente der vorwärtstreiben- 
den Politiker der französischen Revolution bewegen, sondern aus 
dessen Sprache sich auch die ganze déclaration des droits ernährt. 
Mit einer radikalen Leidenschaft sind dort die Prinzipien zu ihrem 
Ende vorgetrieben, die sich in ihrer faktischen Relevanz im 
19. Jahrhundert demonstrierten und von denen die heutige Poli- 
tik lebt, vor allem die sogenannte Außenpolitik, ohne daß sie 
selbst in ihrem ganzen Zusammenhang zur Frage gestellt würden. 

Um die Eigenart der Rousseauschen Fragestellung und die 
Einzigartigkeit ihrer Lösung verständlich zu machen, sind hier 
in Kürze die Voraussetzungen seines ganzen Ansatzes zu skizzieren. 

Die Situation, aus der heraus Rousseau sich mit den Fragen 
des Zusammenlebens der Menschen, der societe, beschäftigt, wird 
vomehmlich von zwei Seiten her bestimmt. Einmal ist in seiner 
Zeit die Kritik des bestehenden Regiments in aller Mund. Es ist 
offenbar geworden, daß der Adel, dessen ursprüngliches Amt die 
Verwaltung und Sorge für sein Lehen und seine Lehensleute ge- 
wesen war, mit diesen Aufgaben nichts mehr zu tun hatte. An 
diese Stelle war eine zentralisierte Verwaltung getreten, die von 
einer Stelle her und auf einen Zweck hin regierte, und zwar im 
Namen des königlichen Landesherrn und für ihn. Die gesamte 
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Regierung bis in die Provinzialverwaltungen, die senechausses 
und die Steuererheber in den Gemeinden arbeitet nur zu dem 
Zweck, die Mittel aufzubringen zur Erhaltung des Glanzes und 
der Pracht des königlichen Hofes, an dem sich ein unbekümmerter 
Hofadel zu seiner eigenen und des Königs Belustigung einem 
spielerischen Dasein hingab. Diente so schon der ganze Staat 
zur Aufbringung der Mittel für das persönliche Wohlleben des 
Königs und seiner zahlreichen Umgebung, so war die Aufbringung 
der Mittel, die man zur Finanzierung dieser Kostspieligkeit be- 
nötigte, meist dem Belieben der Steuerpächter überlassen, die 
sich in ihrer Tätigkeit für die Kosten des gekauften Amtes zu 
entschädigen suchten. Mit der Steigerung der Staatsschulden 
wurden die Mittel, die zu deren Deckung bestimmt waren, immer 
willkürlicher, und immer aufdringlicher wurden bestimmte per- 
sönliche Rechte des Königs, das lit de justice, die lettres de 
cachet zu diesem und jedem anderen Zweck verwandt. Le Mercier 
de la Riviere führt zwei Gründe an, durch die eine Regierung 
verderblich werden kann: »Ce malheur ne peut arriver que de 
deux manières; il ne peut naitre que de l’ignorance ou de la 
mauvaise volonte« (l. c. p. 155). D. h. die Kritik des bestehenden 
régime richtet sich gegen die falsche Ordnung, den désordre de la 
societe, und gegen jede persönlich willkürliche Herrschaft. Für 
Rousseau rührt der désordre gerade von der persönlichen Herr- 
schaft her. Sein fundamentales Mißtrauen gegen jede persönliche 
Herrschaftsgewalt, das nicht allein aus der sachlichen Kritik, 
sondern noch aus seinem eigenen Gemüt Nahrung erhält — es 
steigert sich in seinem Alter bis zum Verfolgungswahn — ist so 
radikal, daß er sagen konnte: »La pire des lois vaut encore mieux 
que le meilleur maitre« (Lettres écrites de la montagne, VIII). 
Im Anblick einer Gesellschaft, deren höhere Schichten auf Kosten 
der niederen ein luxuriöses Dasein führten, ohne sonst in irgend- 
einer Weise in Anspruch genommen zu sein, erläuterte sich in 
eigenartiger Weise die aus christlichen Zusammenhängen tradierte 
sursprüngliche« Gleichheit aller Menschen, deren einer Teil nur 
durch die Gewalt die Herrschaft über den anderen usurpiert 
haben konnte. Daraus entsprang die Frage nach einer Macht, 
losgelöst und unabhängig vom Menschen, der alle Menschen 
gleicherweise unterworfen sind, einer Herrschaft ohne Teilung in 
Herrschende und Beherrschte, nach der Identität von Macht und 
Recht. 
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Andererseits waren Rousseau aus der tradierten Problematik 
der politischen Wissenschaft bestimmte Fragen vorgegeben. 
Die prinzipielle Schwierigkeit, die den ganzen Versuchen zur 
rechtlichen (naturrechtlichen) Begründung der weltlichen Herr- 
schaft vom Ausgang des Mittelalters ab zugrunde lag, eine grund- 
sitzliche Schwierigkeit des Miteinanderlebens selbst, an der die 
ganze Neuzeit krankt, hatte ihren Grund darin, daß durch das 
Christentum der Mensch gerade in dem, was ihn eigentlich als 
Menschen ausmachte, der Zuständigkeit der weltlichen Herrschaft 
entzogen war, daß er in seiner primären Bestimmung über sich 
sibst — das Heil seiner Seele — »frei« war (in diesem Sinne), 
daß also diese »Freiheit« des Menschen kollidierte mit den an- 
tiken Voraussetzungen, auf die jede naturrechtliche Rechtferti- 
gung der Herrschaft zurückgriff, denen gemäß der Mensch als 
Mensch noAimms oder cives war, sein Dasein sich in seinem 
sein als Athener, Spartaner, Römer restlos erschöpfte. Die tra- 
ütionelle, wenn auch nicht ausdrücklich gestellte Frage, die 
n den verschiedensten Formulierungen die staatsrechtlichen Er- 
örterungen beherrschte, war also die nach der Vereinigung einer 
vollkommenen und unabhängigen weltlichen Herrschaft mit der 
- Ihrer Bedeutung nach stets anders gemeinten — menschlichen 
Freiheite, So wird mit der Zeit der Begriff von Freiheit in der 
politischen Verwendung eine reservatio, eine persönliche Ver- 
figungsmöglichkeit nach persönlichem Ermessen, deren wesent- 
liches Merkmal der Ausschluß jeder anderen Autorität ist, und 
jede Statuierung einer vollkommenen Herrschaft — der abso- 
lten Souveränität — läuft Gefahr, die reservatio unmöglich zu 
Machen. So wird es die eigentliche Aufgabe der Sozialphilosophie, 
de völlige Einfügung in die Herrschaftsgewalt in Uebereinstim- 
mung zu bringen mit der persönlichen Freiheit. Damit zusam- 
men Kuft die Frage nach der Souveränität, der potestas legibus 
shta, eine Frage, die zugleich sich ergibt mit der rechtlichen, 
d h. gesetzlichen Begründung der Herrschaft. 

Aus dieser Situation heraus, die sich einerseits durch die 
&tuellen Herrschaftsverhältnisse, andrerseits durch die in der 
Saatsrechtlichen Auseinandersetzung tradierten Fragen kenn- 
wichnet, ergeben sich die für die Auslegung Rousseaus ange- 
messener Gesichtspunkte: 

I. Wie ist eine Herrschaft möglich ohne Herrschende und 
Beherrschte ? 
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2. Wie vereinigt sich eine vollkommene Herrschaft mit der 
vollkommenen Freiheit der Untertanen ? 

3. Wie verhalten sich die Gesetze, die allein die Macht des 
Rechts für sich haben, zur Souveränität als der potestas legibus 
soluta ? 

Rousseau antwortet auf diese drei Fragen mit einer drei- 
fachen Identifikation: Die Beherrschten beherrschen sich selbst, 
dadurch ist vollkommene Herrschaft und vollkommene Freiheit 

eins, und die Souveränität besteht in nichts anderem als in der 
Gesetzgebung selbst, die die Bürger sich geben. 

Da der Mensch — nach Rousseau — in der primären Sorge 
um seine Selbsterhaltung lebt, Selbsterhaltung im Sinne seiner 
animalischen Existenz, so ist selbstverständlich jede Herrschaft 
von Menschen über Menschen nur möglich durch gewaltsame 
Unterdrückung. Die Belegstellen sind zahllos. Hauptsächlich 

und als Thema ist davon die Rede im Discours sur l'inégalité 
parmi les hommes: »... et meditant sur les premières et plus 
simples opérations de l’äme humaine j’y crois apercevoir deux 
principes antérieurs à la raison, dont l'un nous intéresse ardem- 
ment à notre bien-être et à la conservation de nous-mêmes, et 
l’autre nous inspire une répugnance naturelle à voir périr ou 
souffrir tout être sensible et principalement nos semblables« ?). 
Aus diesen Fundamentalprinzipien fließen alle Regeln des Natur- 
rechts. Was Rousseau hier als zweites Prinzip der Natur des 
Menschen nennt, der Widerwille Seinesgleichen leiden zu sehen, 
der bei ihm die Stelle dessen einnimmt, was sonst Mitleid ge- 
nannt wird, führt sich restlos auf das erste zurück, wie es ja auch 
einige Zeilen weiter unten heißt: »...il est obligé de se donner 
la préférance à lui m&me.« Eine gesetzliche Herrschaft, die nicht 
nur Macht, d. h. Gewalt ist, kann nur zustande kommen durch 
Gesetze selbst. »Puisque aucun homme n’a une autorité naturelle 
sur son semblable et puisque la force ne produit aucun droit, 
restent donc les conventions pour base de toute autorité légitime 
parmi les hommes« (Contrat social I, 4). Der Mensch, so wie er 
bei Rousseau gesehen ist, kann nicht Rechtsschöpfer sein — Recht 
im Sinne einer Verbindlichkeit für mehrere —, da er selbst sich 
nur orientiert an seinem intérêt particulier als conservation de 
soi même im eben gezeigten Sinne, Recht als solches muß da sein 


’) Disc. s. l'inég., tome IV, p. 127 f. Alle Zitate sind entnommen aus Oeuvres 
complètes de J. J. Rousseau, Paris 1839. 
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ineiner vom Menschen abgelösten Weise, d. h. als unpersönliches 
Gesetz, la loi 1%), Das Gesetz, die unpersönliche Verbindlichkeit, 
findet sich par convention, durch Uebereinkunft, durch die gegen- 
sitige Anpassung mehrerer an sich und ursprünglich aus sich 
heraus notwendig differierender und feindlicher volontés parti- 
culieres. Sie müssen feindlich sein und differieren, da das Wohl 
des einen da, wo alles sich um ein Haben oder Nicht-Haben 
dreht, mit dem Wohl des anderen unvereinbar ist. Der aus- 
schließlich und seinem snatürlichen« Sein nach in dieser Rich- 
tung, die sich nur im mehr und mehr Haben erfüllt, orientierte 
Mensch ist faktisch der homo homini lupus. Die ihm eigene Weise 
des Daseins ist der Streit, der Kampf um die conservation de 
simeme. Diesconvention« ist nun eine solche 
Art des Kampfes. Sie ist nicht die »friedliche« Regelung 
von Meinungsverschiedenheiten, nicht eine Einigkeit im Sinne 
eines echten und anfänglichen Miteinander-eins-sein, sondern ein 
Kampf mit gleichen Kräften (das ist Voraussetzung, denn sonst 
bedarf es keines Uebereinkommens, sondern dann ist la raison 
du plus fort toujours la meilleure), der nur dann nicht zur Ver- 
üichtung beider Kämpfenden führt, wenn sie im vorhinein beider- 
xıts gewisse Verluste in Kauf nehmen, d. h. Abstriche von ihrem 
eigentlichen Willen machen, um den Rest zu retten — bis zur 
nächsten Kraftprobe. Das ist eine »convention«, sie fixiert sich 
im Gesetz, la loi, dieses ist »Recht«!!). Der eigentliche Cha- 
takter des Rechts als einer convention besteht also in seiner 
Ausgleichsfunktion; als solches impliziert es diver- 
Ferende Anwendungsobjekte. Die einzige Möglichkeit, wie sich 
der Mensch vor dem Menschen retten kann, ist also das Ueberein- 
kommen durch Ausgleich. Dadurch wird eine Art von Einheit 


een 
1% Il ya deux sortes de dépendances: celle des choses qui est de la nature; 

celle des hommes qui est de la société. La dépendance des choses, n’ayant aucune 
moralité (! auf diesen Sinn von Moral ist noch zurückzukommen) ne nuit point 
è k liberté et n’engendre point des vices: la dépendance des hommes étant 
dordonnée les engendre tous. ... S'il y a quelque moyen de remédier à ce 
m anla nciht cest de substituer la loi à l'homme.. Emile 
ıp 70. 

. ") Gerechtigkeit ist also nichts, woran sich das Recht orientiert, sondern 
se ist der Ausfluß dieses Rechts: »Car la loi est antérieure à la justice et non pas 
è justice à la loi, et si la loi ne peut être injuste, ce n'est pas que la justice en 
“it la base, ce qui pouvait n'être pas toujours vrai, mais parce qu'il est contre 
i nature qu’on veuille se nuir à soi même, ce qui est sans exception. Aus einer 
“a Dreyfuß herausgegebenen Handschrift des contrat social, zitiert nach Franz 
Heymann, J, J. Rousseau S. 13r. 
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gestiftet, die zwar nicht in ihnen selbst — den Menschen — be- 
gründet ist, sondern vielmehr im Ausgleich liegt, im Gesetz und 
seiner einheitlichen Verbindlichkeit für mehrere. Vom 
Gesetz (loi — convention — pacte) her und in Hinsicht auf dieses 
bilden die Menschen im Umkreis seiner Verbindlichkeit eine Ein- 
heit. Wie gesagt ist die Voraussetzung eines solchen Vergleichs 
oder Ausgleichs, besonders da, wo er eine dauernde Einheit stiften 
soll, die Machtgleichheit der ihm Unterworfenen, ohne sie ist die 
Einheit selbst bedroht. Auf diese Weise wird der Sinn von Frei- 
heit als freie Verfügung über die Möglichkeiten der Selbsterhal- 
tung und der Sorge um das eigene (leibliche) Wohl zu einer Funk- 
tion der Gleichheit. Denn nur da, wo die égalité gewährleistet 
ist, ist die gewaltsame Unterdrückung des an Macht schwächeren 
durch den Stärkeren verhindert, die gleichmäßig freie Verfügungs- 
möglichkeit eines jeden über seine Selbsterhaltungsmittel sicher- 
gestellt. Die primäre Voraussetzung irgendwelcher Einheit unter 
den Menschen ist also ihre vollständige Gleichheit, ihre restlose 
Einebnung zugunsten der gemeinsamen Verbindlichkeit, der »loi«. 
Das ist die »alienation totale de chaque associe avec tous ses 
droits à toute la communaut&« (c. s. I, 6). Und zwar vollständig, 
sans reserve, denn je vollständiger die Veräußerung jedes Indi- 
viduellen ist, desto größer die Gleichheit und desto fester die 
Einheit, »car s'il restait quelques droits aux particuliers.... 
chacun, étant en quelques point son propre juge, pretendrait 
bientôt l'être en tous« (ibid.). 

Das Prinzip, das die Einheit des peuple stiftet, von dem aus 
la multitude ein »peuple« ist, ist der pacte oder contrat social, 
das Original des Gesetzes, in dessen Verbindlichkeit sich alle 
gleicherweise hineinbegeben. Auf. diese Weise unterwirft sich 
der Mensch keinem und jedem, er lebt in der restlosen »depen- 
dance des choses«, eben der Gesetze. Dieses Gesetz bestimmt 
sich durch zwei Momente: Einmal durch den Modus seines Zu- 
standekommens, die sconvention« und zweitens durch die »gene- 
ralite«. der »volontés«. ; Und zwar resultiert die Bedeutung des 
zweiten Moments, der »generalite« aus der Art und Weise des 
Zustandekommens, der sconvention«. Die Gesetze sind »des 
registres de nos volontes« (c. s. II, 6), sie sind sozusagen der ge- 
ronnene gesellschaftliche Wille, wobei die Möglichkeit der syno- 
nymen Verwendung des von Marx in dieser Bedeutung geprägten 
Wortes nicht nur zufällig ist. Wie das bekannte Wort vom Krieg 
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as der Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln eigentlich 
mehr die Politik als den Krieg charakterisiert, ebenso charakteri- 
sert sich die convention mehr durch die sopposition« als durch 
den saccord« (s. c, s. II, ı, Absatz 1). Sie kommt nämlich dadurch 
zustande, daß durch eine Opposition Aller gegen Alle die Parti- 
kularinteressen des Einzelnen sozusagen in Schach gehalten wer- 
den. Die betreffende in der Rousseau-Literatur viel umstrittene 
Stelle ist der 2. Absatz II, 3 des c. s.: ». . . mais ôtez de ces mêmes 
volontés les plus et les moins qui s’entre-detruisent, reste pour 
omme des differences la volonté generale.« Dazu die Anmerkung: 
Khaque intérêt, dit le Marquis d’Argenson, a des principes dif- 
itrents. L'accord de deux intérêts particuliers se forme par 
opposition à celui d'un tiers.« Dazu sagt Rousseau: »Il eût pu 
jote uelaccorddetouslesinterätsse forme 
par opposition à celui de chacun.+ Indem alle im 
Kampf gegen das Einzelinteresse eines Jeden stehen, befinden 
sie sich eben dadurch in einem accord, in einer Uebereinstim- 
mng, die Einzelinteressen heben sich wie das Mehr und Weniger 
n einer Rechnung gegenseitig auf — »s’entre-detruisent«. Auf 
dese Weise werden die intérêts particuliers gleichsam mediati- 
srt, sie eliminieren sich gegenseitig und das Resultat ist ein 
ale in gleicher Weise betreffender und in Anspruch nehmender 
Wile, Das ist die svolonte generale«, die die sdirection« auf das 
bien commune hat, d. h. eben auf das Wohl keines Einzelnen, 
weil auf das eines Jeden. Daß das Gesetz Jeden gleicherweise in 
Anspruch nimmt, macht seine »generalite« aus, scar la volonté 
prticulière tend, par sa nature aux preferences, et la volonté 
générale à l’egalite« (c. s. II, 1). So führt das Moment der »gene- 
lités auf das der sconvention« zurück, da nur durch die Oppo- 
stion aller gegen alle das Willensresultat sallgemein«, d. h. sich 
af alle gleichmäßig beziehend sein kann. 

iLa volonté generale« hat die »direction« auf stous«, auf sle 
tonte auf das »Allgemeine« in einem doppelten Sinne: Einmal 
betrifft sie die Allgemeinheit als solche, sie stiftet sie selbst als 
den Umkreis, auf den sie sich bezieht. Dann ist sie aber auch 
Kerle als allgemeine Norm, sofern sie für alle verbindlich 
x soll. Die svolonte generale« kann sich nur äußern als formale 
Nom, als Bestimmung gewisser Merkmale, die, auf bestimmte 
Fällt angewandt, Bestimmtes zur Folge haben. Durch das Ge- 
x als geronnene svolonte generale« subsumieren sich auto- 
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matisch diejenigen Fälle, die den durch das Gesetz ein für allemal 
bezeichneten Merkmalen entsprechen, so daß in solchem und 
solchem Fall »der Tatbestand erfüllt iste.. Das Gesetz gilt nicht 
für diesen und jenen Menschen unter diesen und jenen Umstän- 
den, es gilt überhaupt nicht für persönliche Menschen, sondern 
es erfüllt seine Bestimmungen dann, wenn in seinem Applika- 
tionsumkreis sich bestimmte — durch es selbst bestimmte — 
Merkmale zusammengefunden haben, Merkmale, die an X und Y 
auftauchen können, Comme je dis que l’objet des lois est tou- 
jours general, j'entends que la loi considère les sujets en corps 
et les actions comme abstraites, jamais un homme comme indi- 
vidu ni une action particulière« (c. s. II, 6). | 

Je vollständiger das Gegeneinander der Menschen ist, desto 
restloser ist ihre Einheit. Deshalb sind — nach Rousseaus Rat — 
Zusammenschlüsse Einzelner möglichst zu verhindern (c. s. II, 3, 
Abs. 3). Nur da, wo sich der Einzelne allen Einzelnen gegenüber 
in der gleichen Opposition befindet, ist die »Freiheit« des Menschen 
gewahrt, d. h. die Unabhängigkeit von jedem persönlichen Ein- 
fluß und die vollständige Gleichheit der Abhängigkeit Aller vom 
Ganzen, von den Gesetzen, vom corps public, dem Staat: 
»....l]a liberté, parce que toute dépendance particulière est 
autant de force ôtée au corps de l'Etat; égalité, parce que la 
liberté ne peut subsister sans elle« (c. s. II, ır). In den Gesetzen, 
von denen aus das Miteinanderleben der Menschen bestimmt 
wird, tritt der Staat den Untertanen gegenüber. Sie sind 
Bürger, sofern sie an der Souveränität, d. h. der Gesetzgebung 
teilhaben, Untertanen, sofern sie den Gesetzen unterworfen sind. 
Der Staat ist eben dieses Ganze, »le tout«, er ist da und begegnet 
den Bürgern als das formale Normensystem der Gesetze (c. s. 
I, 6). So ist der Staat in folgender Reihe zu verstehen: l’Etat = 
personne publique, corps moral (wobei »moral«, wie stets bei 
Rousseau, den Sinn von willensmäßig hat !2) = volonté géné- 
rale = loi = souverain. Der Staat ist die Gesamtheit als willens- 
mächtiges Subjekt, gestiftet durch die volonte generale, die 
als jede andere Macht ausschließende Macht — das ist für Rous- 
seau »souverain« — sein Gesetz statuiert. So sammeln sich alle 
konstitutiven Bestimmungen einer societe in der des Staates und 
nachdem der grundlegende Zusammenhang dieser einzelnen Be- 
stimmungen aufgewiesen ist, kann ohne die Gefahr eines 


18) Siehe c. s. passim und III, ı und III, 5. 
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Miverständnisses eine jede stellvertretend für die andere 
entreten. 

Die bis heute faktisch lebendigen politischen Grundten- 
denzen, die ungenannt orientierend sind für sämtliche politischen 
Faktoren, d. h. zunächst für alle politischen Parteien ohne 
Ausnahme, werden in ihrem Zusammenhang sichtbar werden 
durch die Aufdeckung der Struktur des Staates, wie er aus den 
nicht nur bei Rousseau, sondern in der Zeit lebendigen Motiven 
resultiert und ins Dasein tritt. Wie ja in der französischen Revo- 
tion die im absolutistischen régime angelegten Tendenzen 
des Miteinanderlebens nur radikalisiertt werden durch die Ent- 
persönlichung der» Souveränität, analog wie der Sozialismus sich 
dem Kapitalismus gegenüber verhält, indem er durch die Ent- 
persönlichung des Eigentums die letzten Hemmungen zur völ- 
ligen dépendance des choses zu beseitigen sucht, so ist der Staat 
Rousseaus in gewissem Sinne der Hobbessche Leviathan in seine 
Eigentlichkeit gesteigert. Dieser Staat ist in Hinsicht auf das 
Miteinander oder — wie hier besser zu sagen ist — das Gegenein- 
ander der Menschen: 

I. Ausgleichsinstanz, 

2. die um sich selbst besorgte, absolute, d. h. vom mensch- 
ichen Dasein losgelöste Allmacht. 

sofern der Staat sich konstituiert (constitution) im Gesetzes- 
system, dessen Kopf die Verfassung ist, Etat = souverain = 
volonte generale = loi, kommt ihm alles das zu, was von der 
bi = convention schon ausgeführt wurde 12). Die Einheit des 
peupler, die es im Staat findet, ist der »accord«, der aus der all- 
xitigen sopposition« resultiert, sie ist die Einheit des über das 
llum omnium contra omnes gesetzten. Gegengewichts und hält 
dm Gegeneinander Jedes gegen Jeden die Balance. Dieser Staat 
impliziert als das, was er ist, das Gegeneinander der Menschen. 
Er ist aber Ausgleichsinstanz noch in einem weiteren Sinne. Als 
äusgleichendes Gegengewicht gegen die all- und gegenseitige 
Opposition, die er eben durch sein Gegengewicht zur Einheit 
bringt, muß er jür jeden Einzelnen gleichermaßen Gegen- 
Bericht sein, d. h. alle Ungleichheit an Kraft muß zugunsten des 
fir alle gleichen Gegengewichts »ausgeglichen« werden, »parce 
que toute dépendance particulière est autant de force ötee au 


n) ‚Mais l'ordre. social est un droit...; il est fondé sur des conventions.s 
t, $, I, I. . 
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corps de l’Etat« (c. s. II, 11). So gleicht. er auch die Ein- 
zelnen aus, nämlich in ihrer Beziehung zu ihm und stellt die 
Gleichheit her, l'égalité, parce que la liberté (die Unabhängigkeit 
von der Macht anderer) ne peut subsister sans elle« (ibid.). Da- 
mit ist die Freiheit bestimmt als Ausschluß jeder persönlichen 
Autorität, d. h. völlige Unterwerfung unter das Gesetz, den 
Staat. Zur Freiheit kann man daher gezwungen werden: »ce qui 
ne signifie autre chose que sinon qu'on le forcera à être libre« 
(c. s. I, 7). Frei ist derjenige, der.dem Gesetz gehorcht, das er 
im Kampf Aller gegen Alle als convention sich ja selbst gesetzt 
hat. Dies Gesetz des Staates als ausgleichende Gerechtigkeit 
macht ihn zum »Rechtsstaat«, zur neutralen eAusgleichsinstanz 
im Sinne der »Erhaltung des sozialen Friedens«. Davon später. 

Rousseaus ganzer Impetus gehört aber dem Unternehmen, 
den Staat als Allmacht zu konstituieren, seine ganze Feindschaft 
wendet sich gegen den Menschen als Person, als jeweils der oder 
dieser, das ist gegen den Menschen als. solchen. So wie er von 
Rousseau gesehen wird, und zwar durchaus lebendig gesehen 
wird, nicht als eine Abstraktion, sondern so wie er ihm im Um- 
kreis seines Umgangs in den Salons der Aristokraten und der 
wohlhabenden Bürger in der Alltäglichkeit begegnete, in seiner 
Eitelkeit, seiner Habsucht, seiner grenzenlosen Begierde nach 
Wohlleben, mußte der Mensch vernichtet werden, ausgelöscht 
in seiner Einzelexistenz, wenn es möglich sein sollte, eine Ein- 
heit herzustellen. Auf diese alleinkommt es Rous- 
seau an, keineswegs auf den Menschen. Die 
Alternative sieht Rousseau selbst: »Donnez le tout entier à l'Etat 
ou laissez-le tout entier à lui même, mais si vous partagez son 
cœur, vous le déchirez ...« 14). Diese Alternative, ob es auf den 
Menschen oder den Staat ankommt, entscheidet sich für Rous- 
seau von selbst. Jede Macht, die dem Einzelnen verbleibt, geht 
dem Staat verloren, deshalb muß der Mensch »denaturiert« wer- 
den, zu einem Nichts gemacht werden, zum bloßen Zähler wer- 
den, der das, was er ist, nur von Gnaden des Nenners ist, des 
Staates. »L’homme civil mest qu’une unité fractionnaire qui 
tient au denominateur, et dont la valeur est dans son rapport 
avec l’entier, qui est le corps social. Les bonnes institutions so- 
ciales sont celles qui savent le mieux dénaturer l’homme, lui ôter 


-14) Aus Streckeisen-Moulton, Oeuvres inédites de J. J. Rousseau, frag- 
ments des inst. pol. p. 244, zitiert nach Heymann, Rousseau, S. 287. . 
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son existance absolue pour lui en donner une relative, et trans- 
porter le moi dans l'unité commune« (Emile I, p. 1r). Die Not- 
wendigkeit dieser Omnipotenz des Staates liegt, wie aus dem 
oben Gesagten bereits zu entnehmen war, in seinem Charakter 
as Ausgleichsinstanz schon angelegt. Einmal als einheitliches 
Gegengewicht gegen das allseitige Gegeneinander und dann in 
saner alle Einzelkräfte ausgleichenden Funktion absorbiert er 
alles, was an bewegenden Kräften in seinem Umkreis lebt, für 
sich. Er ist die unpersönliche Zentralkraft, die Allmacht. Wo 
irgend in seinem Umkreis etwas rege ist, das nicht von ihm stammt 
oder auf ihn Bezug hat, muß er es ausschließen oder an sich 
ziehen. Deshalb soll auch der Mensch, da wo er sich der irdischen 
Macht zu entziehen droht, in seiner Gläubigkeit, an den Staat 
gebunden werden. Von den drei Religionsarten, die Rousseau 
bespricht, fällt es ihm am schwersten, auch die des reinen Evan- 
gellums, des Christentums der unsichtbaren Kirche zu verur- 
teilen, während er. für den römischen Katholizismus die stärkste 
Ablehnung findet. Aber von dem Grundsatz aus: »Tout ce qui 
tompt l'unité sociale (vollständige Abhängigkeit vom Staat) ne 
vaut riene (c. s. IV, 8) ist auch der reinen Herzensgläubigkeit 
m mißtrauen. Sie ist nicht nur etwas rein »partikulares«, son- 
dem noch dazu: »...loin d’attacher les cœurs des citoyens à 
l'Etat, elle les en détache comme de toutes les choses de la terre« 
(bid). Der Mensch soll nur vom Staat Leben und Sein erhalten 
c s I7, Abs. 3). 

Für das faktische Verhältnis der miteinander lebenden Men- 
schen zum Staat im 19. Jahrhundert bis heute ist maßgebend, 
m welcher Weise der Staat je als Ausgleichsinstanz oder All- 
macht für sie da ist, eine Alternative, die sich auch in der staats- 
Philosophischen Auseinandersetzung schon kurze Zeit nach 
Rousseau, besonders in Deutschland bemerkbar macht, jedoch 
tur als zwei besondere Aspekte eines einzigen Grundphänomens 
des politischen Lebens vorhanden ist, wie später noch zu zeigen 
st, Als Ausgleichsinstanz gleicht der Staat »das freie Spiel der 
Kräftee, die ungehemmte Durchsetzung der Einzelnen aus, in- 
dm sie von ihrer ursprünglichen, snatürlichen« Freiheit so viel 
aufgeben als für ein geregeltes Nebeneinanderleben notwendig ist. 
In dieser Funktion verhindert der Staat lediglich, daß der Ein- 
zelne in seiner unbeschränkten Freiheit »ne nuit pas à autruis 
Const. franç. 1791, Art, IV), er wirkt lediglich hemmend — ein 
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notwendiges Uebel. Als lediglich regulativ steht der Staat süber 
den Parteien«, stellt selbst aber keinerlei sittliche Autorität dar. 

Der Staat als Allmacht ist die absolute Sittlichkeit. Dieses 
Wort allein verweist schon auf die deutsche Ausprägung dieses 
Phänomens. Der leitende Zusammenhang ist bei Rousseau durch 
die volonté generale gestiftet: »Pourquoi la volonté generale est- 
elle toujours droite...?« (c. s. II, 4). Weil jeder, indem er in 
der Anteilnahme an der Souveränität über das mit abstimmt, 
was Gesetz sein soll, sein eigenes Wohl im Auge hat. Er wird 
nichts beschließen, was ihm selbst zur Last fallen könnte, und 
da ein jeder, wenn er für sich abstimmt, auch gleichzeitig für 
alle beschließt, so muß das Resultat, die gleiche Unterworfen- 
heit aller unter das Gesetz vorausgesetzt, ein für alle gleichmäßig 
rechtes sein. Denn das, was alle in ihrem eigenen Interesse tun, 
kann nichts Schlechtes sein. Ihr Wille ist ihr Gesetz und das 
Gesetz Recht. So ist eben die Gerechtigkeit nur ein Ausfluß der 
rechtlichen Vollkommenheit der Staatsgesetze. Sofern die Men- 
‘ schen in der vollständigen Abhängigkeit vom Staat leben, ge- 
währleistet er den Menschen, was ihnen als Menschen zukommt, 
ihre Freiheit und Gleichheit. In diesem Staat, dem alle Macht 
der Bürger restlos übertragen ist, sind Macht und Recht untrenn- 
bar verbunden. Er ist das Maß für die Sittlichkeit der Bürger, 
so daß, wie Wilhelm v. Humboldt sagt: ». . . die Gesetze und Ein- 
richtungen des Staates gleichsam den Umfang der Moralität ab- 
zeichnen« ?5). 

Die rechtliche Allmacht des Staates, der als er selbst die 
Einheit der Bürger ausmacht, vollstreckt die volonté generale. 
Sofern diese sich immer auf das »Allgemeine« bezieht, stets auf 
das Ganze (le tout) als solches ausgerichtet ist, zeigt sich darin 
der Sinn des bien-être general als das Wohl eben dieser selben 
Ganzheit des Staates. Er ist auf sein eigenes Wohl, auf die con- 
servation de soi même bedacht. »Si l’Etat ou la cite n’est qu'une 
personne morale dont la vie consiste dans l’union de ses membres, 
et si le plus important de ses soins est celui de sa propre conser- 
vation, il lui faut une force universelle et compulsive pour mou- 
voir et disposer chaque partie de la maniere la plus convenable 
au touts (c. s. II, 4). DieAllmacht desStaatesist 
um sich selbst besorgt, um ihre Ausschließlichkeit, 


15) W. v. Humboldt, Ideen zu einem Versuch, die Gränzen der Wirksamkeit 
des Staates zu bestimmen. Akad. Ausg. Bd. I, S. 116. 
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um ihr mehr und mehr. Die Sorge des Staates um die salus pu- 
blica ist die Sorge um sich selbst. 

Diese unpersönliche, um sich selbst besorgte Allmacht, die- 
ser Nenner, dessen Zähler die Menschen sind, ist die orientie- 
tendeDeterminante für das menschliche Leben. Orien- 
tierend, sofern das Leben seine modi von ihm herleitet. Das gut 
und böse Sein des Menschen orientiert sich an dessen Verhältnis 
mm Staat, seine Laster sind die intérêts particuliers und sla 
vertu n'est que la conformité de la volonté particulière à la 
générale 16). Das hat seine besonderen Folgen hinsichtlich des 
Strafgesetzes (s. c. s. II, 12). Es straft nicht die Tat als das 
schlechte Tun dieses oder jenes Menschen, sondern als Ungehor- 
sam gegen die Gesetze, als ein Staatsverbrechen. Nicht das Tun, 
das als solches schlecht ist, wird bestraft, sondern sofern es nicht 
conforme ist à la volonté generale. Nur im Hinblick auf den 
Staat und seine gesetzlichen Institutionen beurteilt sich das Tun 
und Lassen der Menschen. Determinierend ist der Staat, sofern 
der Mensch das, was er ist, was sein Sein als Mensch ausmacht, 
wr durch den Staat ist. Die Prädikate, die dem Menschen als 
solchem zukommen — la liberté, la vertu — bestimmen sich vom 
Staat her, die Freiheit resultiert aus der alienation totale de 
chaque associé avec tous ses droits à toute la communauté (c. 
s. 1,6). — Das menschliche Dasein ist enteignet, es lebt 
nicht nach den ihm als menschlichem angemessenen Prinzipien, 
onden eben in der vollständigen »dependance des choses«4, es 
st der Nährboden für die Omnipotenz des Staates; es bewegt 
sich nicht nach der ihm eigenen »raison«, sondern nach der des 
Staates, der sraison d’Etat« (c. s. II, 7). Die Staatsraison ist die 
orientierende Determinante für das Miteinanderleben der Men- 
schen 19), 

Die Quelle der Allmacht des Staates, und was sie erst eigent- 
Ich zy ihrer Vollkommenheit bringt, ist, daß sie die Macht Aller 
it. Sie fließt aus der unterlegten Zustimmung Aller, für die sie 





'‘ De l'économie pol. Tome IV, p. 231. 

") Von diesen Zusammenhängen ist leider in dem reichhaltigen Buch von 
Ft. Meinecke, Die Idee der Staatsraison (München, R. Oldenbourg, 1924, 
2} Aufl. 1925), nichts zu finden. M. sieht in aller Literatur immer wieder als Thema 
die salus publica erörtert, aber es entgeht ihm, daß sich im Lauf der Zeit ihre 
Wsprüngliche Beziehung umgekehrt, von den Menschen auf die Institutionen 
hinübergewechselt hat. So ist dort auch mit keinem Wort von Rousseau die 
Rede, bei dem die prinzipiellen Zusammenhänge am durchsichtigsten sind, 
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verbindlich wird. Durch einen Appell an den Einzelnen, durch 
den in ihm der Anspruch auf die Mitteilhaftigkeit an der höchsten 
Macht geweckt und lebendig gehalten wird, erhält er gleichsam 
einen Ersatz für seine Enteignung. Wird von ihm verlangt, sein 
Ich der Gesamtheit zu übertragen — transporter le moi dans 
l'unité commune (Emile, p. II) —, so wird seine Besorgnis um 
sich selbst zur Besorgnis um die Gesamtheit, deren Teil er ist, 
aufgesteigert. Die volonte generale, die mit sein eigener Wille 
ist und die sich im Gesetz ausdrückt, verwandelt seine Eigenliebe 
zur Liebe des Gesetzes, zu dem erhobenen Gefühl, in dem sich 
jeder in der durch das Gesetz und.den Staat gestifteten Einheit 
der volonté generale aufgehoben fühlt, das, was »la patrie« aus- 
macht. »Tout vrai républicain suça avec le lait de sa me£re l’amour 
de sa patrie, c’est-à-dire des lois et de la patrie«18). »La patrie«, 
das ist das gemeinsame Ich, .das sich durch die volonte generale 
gebildet hat, das Ich, ohne das der Mensch keines ist. »Cet 
amour fait tout son existence, il ne voit que la patrie, il ne vit 
que pour elle; sitöt qu’il est seul, il est nul« (s. Anmerk.). Des- 
halb soll das Evangelium, von Rousseau richtig gesehen, als 
menschliche Verhaltungsweise, die den Menschen auf sich selbst 
zurückwirft, abgelöst werden durch eine religion civile, deren 
Kult sich im Sinne der Staatsraison vollzieht, und die jene radi- 
kale Verbindlichkeit, die sie von ihrem eigentlichen. Ursprung 
mitbringt, für das restlose attachement des Menschen. an den 
Staat in Anspruch nimmt. »Si quelqu’un après avoir reconnu ces 
dogmes, se conduit comme ne les croyant pas, qu’il soit puni 
de mort« (c. s. IV, 8). — Und in diesem Zusammenhang tritt hier 
zum erstenmal das Wort national auf, in einer Bedeutung, die 
erst durch die Geschichte des folgenden Jahrhunderts sich ef- 
fektiv erfüllen sollte, es tritt auf in polemischer Opposition gegen 
das sinternationale« Christentum einerseits und andrerseits im 
Sinne der Einheit — und zwar implizit der Machteinheit, wie 
aus der bisherigen Interpretation ersichtlich ist — anderen Na- 
tionen gegenüber: »5’ils s’assemblent (les modernes), c’est dans des 
temples pour un cult.qui n’a rien de national qui ne rapelle en 
rien la patrie« 1°). In dieser durch Inanspruchnahme der reli- 


18) Considerations sur le gouvernement de Pologne, Tome IV, chap. IV, 
P- 439. 

19) Oeuvres, tome IV, Consideration: sur le gouvernement dc Fologne, 
Chap. 2, p. 432. 
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giösen Charaktere aufgesteigerten Position des Staates und der 
Gesetze kommt ihnen rückwirkend wieder ein Einfluß auf die 
Gesinnung der Bürger zu. Ihre erzieherische Absicht wendet sich 
jetzt an den Menschen als solchen, jetzt, da er ganz und gar für 
den Staat ergriffen werden soll. Zu diesem Zweck wird in den 
ıConsiderations sur le gouvernement de Pologne« ein ganzes Pro- 
gramm der öffentlichen Erziehung entwickelt. Es kommt darauf 
an, den Einzelnen in einen gewissen gesellschaftlichen Aggregat- 
zustand zu versetzen, ihn in einer öffentlichen Meinung aufzu- 
heben, eine Allgemeinheit der Gefühle und Leidenschaften zu 
zichten, in denen die Sorge um das eigene Selbst durch eine 
Massenbewegung, eine Gesamtleidenschaft für das Gesamtselbst, 
das Staatswohl, das Vaterland übertäubt wird. Dieser Staat, 
der Staat der Gesamtheit, der Volks- oder Nationalstaat kann 
man hier schon sagen, der seinerseits in der conservation de soi 
même lebt, usurpiert die Gesamtleidenschaften, alle Habsucht, 
allen Ehrgeiz, die Unabhängigkeit aller von allen für sich: »Tout 
patriote est dur aux étrangers: ils ne sont qu’hommes, ils ne 
sont rien à ses yeux.... Au dehors le Spartiate était ambitieux, 
avare, inique, mais le desinteressement, l'équité, la concorde 
tégnaient dans ses murs« (Emile, p. ıı). Er sorgt dafür, daß die 
Leidenschaften national sind, denn: stoute société partielle, 
quand elle est étroite et bien unie, s’aliene de la grande (ibid.)e. 
Jede engere Gesellschaft entfremdet sich der großen. 


II. 


Den rechtfertigenden Ausweis für unseren Ausgang von 
emer Interpretation der sachlichen Zusammenhänge, die den von 
Rousseau im Gesamtzusammenhang formulierten Generalbe- 
giffen des menschlichen Miteinanderlebens zugrunde liegen, 
Müssen die noch folgenden Ausführungen mit sich bringen. Dann 
wird sich erweisen, daß der ganze Umfang unseres heutigen poli- 
tischen Haushaltes sich aus Rousseauschen Prinzipien ernährt, 
dab alle Grundmotive sämtlicher politischer Massenbewegun- 
sen, ob sie unter dem signum des »Nationalene, des »Demokra- 
isch-liberalen« oder des »Sozialen« stehen, im Hinblick auf Rous- 
sau auf eine Ebene zusammenrücken und daß die Unver- 
Shnlichkeit ihres Gegeneinander zum großen Teil sich aus der 
Tatsache herleitet, daß die aus dem Fundamentalzusammen- 
hang emanzipierten einzelnen Leitprinzipien, das Nationale, das 
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Soziale usw. zum Stichwort bestimmter ökonomisch bedingter 
Interessen geworden sind, oder daß gewisse aufgespeicherte 
Massenressentiments unter irgendeiner Kombination dieser Leit- 
prinzipien (national-sozial) sich auszutoben suchen. Was Rous- 
seau anFundamentalprinzipien für das dem Menschen in der Art 
und Weise seines Seins entsprechende Miteinander nicht erfun- 
den, sondern vorgefunden hat, ist selbst wieder eine Explikation 
der in der Zeit lebendigen Motive, die dann in dieser expliziten 
Ausdrücklichkeit sich in der französischen Revolution effek- 
tuierten. Lebendige Motive, das sind den Menschen bewegende 
Verhaltungsweisen, die deshalb nicht nur französisch sind, 
sondern in gewissem Sinne europäisch, weil sie ihre Herkunft 
alle in der gemeinsamen christlich-abendländischen Vergangen- 
heit haben. Diese Herkunft aufzuweisen und aus ihr die eigent- 
lichen Schwierigkeiten der heutigen politischen Situation zu 
verstehen, ist einer anderen Arbeit vorbehalten, hier mag in 
dieser Hinsicht als Zeugnis auf die großartige Arbeit von Gierke 
über Althusius und das Naturrecht verwiesen werden. 

Wie schon gesagt wurde, radikalisiert die französische Re- 
volution gewisse, in der Zeit liegende Tendenzen, d. h. sie bringt 
sie (wenn es überhaupt möglich ist, historisch so etwas zu sagen) 
aus einem — in Hinsicht auf das regimen — nebensächlichen 
und uneigentlichen Dasein in ein eigentliches und für die Weise 
der Regierung konstitutives. Das gilt einmal für den Staat als 
unpersönlichen Verwaltungsapparat, für die expansive Ten- 
denz der Herrschaftsgewalt und hauptsächlich für das zunächst 
hier wichtige Phänomen der Oeffentlichkeit. 

Die Oeffentlichkeit und ihre »Meinung« ist ein fundamentales 
Phänomen des Miteinander-Zusammenlebens als solchen. Die 
Oeffentlichkeit ist eine Weise des Miteinander, in der das Reden 
zu Hause ist, sie lebt sozusagen vom Reden. Dieses Reden kenn- 
zeichnet sich in zwiefacher Hinsicht: ı. als »Gerede«, 2. als ein 
»Meinen«. Das Gerede ist das Reden von Jedermann, das, was 
»man so sagt«. Es kommt dabei gar nicht darauf an, wer es 
sagt. Es ist nicht die Aussage dieses oder jenes bestimmten 
Menschen, sondern das, was man sagt, das dicitur, traditur, 
fertur. Das Passivum in diesen Ausdrücken ist von besonderer 
Bedeutung: es wird gesagt, oder medial: es sagt sich, es spricht 
sich herum, d. h. das Subjekt ist hier nicht derjenige, der spricht, 
sondern das, was gesagt wird, das Gerede. Das Gesagte ge- 
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winnt so eine eigentümliche Selbständigkeit, eine Objektivität, 
die ein Verhängnis eigener Art in sich trägt. Das Gesagte lebt 
nicht von Gnaden und auf Verantwortung dessen, der es gesagt 
hat, sondern es führt von sich aus sein selbständiges Dasein 
und trägt damit stillschweigend in sich den Anspruch, von sich 
selbst her das zu sagen, was es sagt. Diese Anonymität 
des Geredes erhebt von sich her den Anspruch auf eine unper- 
öönliche, vom jeweiligen Menschen unabhängige Wahrheit des 
Gesagten, sie gibt sich in einer əS elb s t«- Verständlichkeit, 
deren Sicherheit gerade darin liegt, daß es niemand und jeder 
sagt. In diesem Charakter der Selbstverständlichkeit liegt eigent- 
lich das Heimtückische jeder Anonymität, der römischen fama. 
Dabei bleibt es natürlich prinzipiell gleichgültig, ob es sich um 
Gesprochenes handelt oder um Geschriebenes, eine Zeitungs- 
notiz oder einen Zeitungsartikel. Dem gedruckten Wort als ge- 
drucktem wohnt an sich schon diese losgelöste Selbständigkeit 
inne, die ihm das Ansehen einer von Vergänglichkeit und dem 
Persönlich- Jeweiligen losgelösten Bedeutung gibt, wie viel mehr 
noch der Zeitung, die nicht wie das Buch das Produkt eines Ein- 
zelnen, eines bestimmten Menschen ist, sondern schon als Zeitung 
anonym auftritt. Und mag der Zweifel an dem von der Zeitung 
Vorgebrachten auch noch so verbreitet sein, er wird mehr als 
wett gemacht durch das Prinzip des semper aliquid haeret. Es 
bleibt immer etwas hängen, und das in verschiedenem Sinne, 
Das Gerede hat ja irgendwo und irgendwie einmal seinen Ur- 
sprung gehabt, und ist es auch inzwischen auf seinem Weg, den 
es zurückgelegt hat, ins Gegenteil verwischt worden, so trägt es 
doch noch dunkle Spuren seiner Herkunft mit sich — es ist so 
ähnlich wie mit bestimmten, durch die Geschichte tradierten 
Termini, z. B. sPolitik« oder »Nation« —, es ist etwas »hängen 
gebliebene, Dieses Merkmal einer ursprünglichen Sachbezogen- 
heit des Geredes verhilft ihm stillschweigend zu einer zähen Hart- 
näckigkeit seiner Fortdauer, denn »sirgend etwas daran stimmt 
Sichere, | 

Es bleibt aber etwas hängen noch in einem anderen Sinn, 
dem zunächst liegenden nämlich, daß auf seinem Weg das Ge- 
rede überall etwas zurückläßt, einen Eindruck, das Unbestimmte 
einer Neigung oder Abneigung, die um so hartnäckiger sich fest- 
ætt, als die Flüchtigkeit ihrer Ursache sich jeder Kontrolle ent- 
zieht und widersetzt. In dieser Weise entsteht das, was das 
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zweite Merkmal ausmacht, die Meinung. Die Meinung ist 
das, was durch das. Gerede entsteht, doch auch schon im Gerede 
selbst mit da ist. Die Meinung in diesem Sinne unterscheidet 
sich vom setwas Meinen« Das Meinen als etwas Meinen 
ist das Festhalten einer bestimmten Sache in der Blickrichtung 
der Aufmerksamkeit. In diesem Sinne sage ich etwa: »Das meine 
ich ja gar nicht.« Die Meinung aber als Residuum des Geredes 
zeichnet sich aus durch ihre Pauschalität einerseits, ihre Unver- 
bindlichkeit andererseits, und zwar ist sie unverbindlich gerade 
in ihrer Pauschalität. Sie gilt weder einer bestimmten 
Sache, einer konkreten Einzelfrage, noch hält sie sich in sich 
selbst fest. Die Unverbindlichkeit, die sich etwa in Redewen- 
dungen wie der sich meine bloß so« anzeigt, läßt immer die ex- 
akte Feststellung der Tatsachen in der Schwebe, vermeidet das 
treffende Bestimmen, weicht der Sache aus, sie bindet sich nicht 
daran, ob es so oder so ist, sondern gibt — eben nur unverbind- 
lich — gleichsam nur probeweise und jeden Augenblick bereit, 
auch anders zu meinen, eine keiner positiven Verantwortung zu- 
gängliche allgemeine Meinung. In der Unfixiertheit und Vel- 
leität dieser Meinung, in der ihr eigenen Unverantwortlichkeit, 
in der sie da ist, liegt ihre Pauschalität, d. h. ihre Eigentümlich- 
keit, sich auf nichts in sich Bestimmtes explizit zu beziehen. 
So ist die söffentliche Meinung« und nicht, wie Carl Schmitt 
besser zu sagen glaubt, die »Oeffentlichkeit der Meinung« ?°) 
weniger ein gewisses Etwas meinen als vielmehr der Niederschlag 
eines allgemeinen und unverbindlichen Geredes von Jedermann 
und Niemand, eine dispositionelle 21) Geneigtheit oder Abgeneigt- 
heit in bestimmter Richtung, wobei das Bestimmte nur die Rich- 
tung betrifft. Sie lebt in einer Disposition, d. h. in einer Stim- 
mung oder Gestimmtheit, die sich auf bestimmte Gegenstände fest- 
legen und aus ihnen neue Nahrung ziehen kann. Diese allgemeine 
Geneigtheit kann einen größeren oder kleineren Radius haben, 
sie kann als aura popularis mit ganzer Vehemenz ihre Gunst 
einer Person zugute kommen lassen und in Kürze ihre ganze 
Ungunst über sie ausgießen. Das heißt, es kann eine Geneigtheit 
überhaupt zu Allem und Jedem sein. Gewöhnlich beschränkt sich 


30) Carl Schmitt, Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamen- 
tarısmus, München und Leipzig, Duncker u. Humblot, 1923, 2. Aufl. 1925, S. 25. 
3) Macchiavelli spricht von einer: mala disposizione universale, Discorsi 
III, 6. ; ; 
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die Geneigtheit auf einen gewissen Umkreis, sie hat ihre Grenzen, `; 


innerhalb deren sie Veränderungsmöglichkeiten hat und einer 
Beeinflussung zugänglich ist. Es ist öffentliche Meinung, daß 
Kultur z. B. etwas schätzenswertes sei, daß es darauf ankomme, 
sie zu erhalten und zu fördern; ebenso ein gewisses Mißtrauen 
gegen die Wissenschaft, abgesehen von den technischen Natur- 
wissenschaften. Bestrebungen, die in solcher Neigungsrichtung 
wirksam sind, sind »populär«, entsprechen der sopinion publique«, 
solche, die ihr entgegenwirken unpopulär. Populär ist heute 
z. B. die Kritik der Zeit, die sich in der Kritik als solcher 
Genüge tut, nicht ohne dabei einen gewissen Optimismus in 
Reserve zu haben, der eine etwa entstehende Unruhe wieder 
besänftigt. | 

Die öffentliche Meinung ist kritiklos, d. h. sie ist gegen sich 
selbst nicht mißtrauisch. Das liegt in dem oben aufgezeigten 
Charakter ihrer Selbstverständlichkeit begründet und in der 
Hartnäckigkeit, die ihr von der ursprünglichen Sachbezogenheit 
des Geredes her anhaftet. Sie ändert sich nur, indem sie durch 
ein neues Gerede in eine andere Richtung gezogen wird. Da, wo 
sie sich in den Grenzen eines mehr oder minder umfangreich be- 
stimmten Neigungsumkreises bewegt, kann sich die Richtungs- 
änderung nur innerhalb dieses Umkreises vollziehen. Das Un- 
sichere, das ihr anhaftet, verlangt nach eigener Bestätigung. 
Diese Unsicherheit in ihrem Bedürfnis nach eigener Bestätigung 
einerseits und der Charakter ihrer pauschalen und stimmungs- 
mäßigen Geneigtheit andrerseits macht sie empfänglich für jede 
konkrete Tatsache, die geeignet ist, der allgemeinen Geneigtheit 
eine bestimmte Richtung zu geben, sie auf eine Tatsache hin fest- 
zulegen, die, indem sie der Geneigtheit selbst Nahrung gibt, ihr 
eine konkrete Erfüllung bringt, gleichzeitig dabei dem Bedürfnis 
der Selbstbestätigung Genüge leistet. Das ist der Umkreis, in dem 
eine Beeinflussung der öffentlichen Meinung möglich ist. Jede 
Einflußnahme auf die öffentliche Meinung wird, soll sie nicht von 
vornherein sich gänzlich vergreifen, stillschweigend sich im Rah-. 
men dieser ihrer Zugänglichkeit bewegen. Jeder, der auf die 
öffentliche Meinung und ihre Zustimmung rechnet, wird also von 
vornherein die selbstverständliche Uebereinstimmung mit ihr in 
der Art und Weise, wie er seine Sache vorbringt, voraussetzen. 
Hier liegt die Auflösung der Zwiespältigkeit der doppelten Auf- 
gabe der Tagespresse, die sie sich. selbst zuschreibt und die er- 
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wähnt ist in dem Aufsatz von Julius Goldstein über die Presse 22), 
der in seiner Klarheit und treffenden Analyse des Wesentlichen 
das Beste ist, was mir trotz vieler großer Bücher begegnet ist. 
Er spricht nämlich von der Presse einerseits als »Schallquelle«, 
andrerseits als »Schallrohr«, d. h. als dem Ausdruck der öffent- 
lichen Meinung. Da die Oeffentlichkeit selbst nie weiß, w a s sie 
jeweils will, so muß es ihr gesagt werden, entweder, was sie will 
oder was sie wollen soll, und zwar am besten so, daß das Gesagte 
sich wie ein selbstverständlicher Ausdruck ihrer eigenen Meinung 
gibt. Alle diese Bestimmungen der öffentlichen Meinung werden 
sichtbar an der Explikation eines Beispiels, das den Sachverhalt 
der Wirkung und Rückwirkung, der Selbstbestätigung, der Be- 
stimmung der öffentlichen Meinung in der Weise der unterge- 
schobenen Selbstverständlichkeit des zu Bestimmenden in einer 
zugespitzten Situation deutlich aufzeigt. Das Hauptrequisit der 
Kunst des öffentlichen Redners, bei dessen Verwendung er mit 
der Hauptattacke auf die Stellungnahme seiner Zuhörer gleich- 
zeitig deren größte Selbstverständlichkeit impliziert, ist die rhe- 
torische Frage. Ein klassisches Muster, der Anfang der Catili- 
narischen Rede Ciceros, soll als Vorbild dienen: »Quo usque 
tandem, Catilina, patientia nostra abutere?!« Wie lange noch, 
Catilina, wirst du unsere Geduld mißbrauchen?! Die rheto- 
rische Frage hat von der eigentlichen Frage noch die Ungeduld, 
das Hindrängen auf eine lösende Antwort an sich: Wie lange 
noch ?! Die Antwort, die sie aber aus sich selbst heraus verlangt, 
findet ihre angemessene Lösung nicht in den Ausführungen des 
Redners, die Frage drängt nicht nur darauf hin, daß nun gesagt 
wird: nicht mehr lange sollst du sie mißbrauchen, sondern sie 
drängt über die Ebene des Fragens und Antwortens im Sprechen 
hinaus und kann sich erst befriedigen in einer handgreiflichen 
Tat, der Unschädlichmachung. Die Vorwegnahme der Antwort, 
in der zumeist jedoch das Charakteristische der rhetorischen 
Frage gesehen wird, besteht aber gerade darin, daß in der Frage 
selbst eine Behauptung liegt, die auf ihre Richtigkeit zu prüfen 
gar nicht für notwendig gehalten wird, die als selbstverständlich 
vorausgesetzt und als undiskutierbarer gemeinsamer Boden für 
Redner und Zuhörer untergeschoben wird: daß nämlich die Ge- 
duld mißbraucht wird. Darin gibt sich der Redner als ein solcher, 
der von vornherein mit seinen Zuhörern einer Meinung ist, wo- 
z 33) In diesem Archiv Bd. 5r, S. 380. 
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bei es sich gar nicht mehr darum handeln kann, ob er. nun wirk- 
lich die Geduld mißbraucht oder nicht, sondern nur noch um das: 
wie lange. So stellen sich die ganzen folgenden Ausführungen 
des Redners nicht als neue Behauptungen dar, sondern nur als 
die ausdrückliche Namhaftmachung der an und für sich schon 
selbstverständlichen Tatsache. 

Die öffentliche Meinung kommt im Gerede zu sich selbst.. In 
ihrer Eigenart, daß sie das ist, was alle sagen, was jeder und 
niemand meint und in dem damit verbundenen Charakter ihrer 
Pauschalität liegt es begründet, daß sie wesentlich reaktiv ist. 
Diese Eigenheit haben fast alle, die nicht völlig von dem Rausch 
ihrer neugewonnenen Allmacht im r19. Jahrhundert betäubt 
waren, an ihr bemerkt und abgehoben, so Bluntschli im betreffen- 
den Artikel des Staatswörterbuches, der ihr keine schöpferische, 
sondern lediglich kontrollierende Macht zubilligt. Was Stahl über 
sie sagt, ist beinahe erschöpfend ?): »Sie ist kein gestaltendes 
Prinzip; denn sie hat überall nur einen allgemeinen unbestimm- 
ten Drang, nicht eine Anschauung bestimmter Einrichtung und 
Regierung, und wie sie von der Richtigkeit ihrer Zwecke durch- 
drungen ist, so hält sie die zeitläufigen, meist gerade entgegen- 
wirkenden Mittel für ebenso untrüglich.« Was wir zu sagen 
haben, ist lediglich eine Interpretation dieses Satzes. Die öffent- 
liche Meinung ist reaktiv, d. h. sie ist ihrem eigentlichen Sein 
und ihrem eigentlichen Ursprung nach immer Stellungnahme, 
und darin liegt es begründet, daß sie eben nur Stellung nehmen 
kann zu etwas, was ihr schon vorliegt. Die Stellungnahme ist als 
solche gebunden an das, wozu sie Stellung nimmt. Die ihr eigene 
Weise, zu sich selbst zu kommen, ist die, daß sie reagiert auf vor- 
gegebene Tatsachen, denen gegenüber sie in stimmungsmäßiger 
Geneigtheit (Zu- oder Abneigung) Stellung nimmt, die in ihrer 
Pauschalität und Undifferenziertheit eine Unfähigkeit einschließt 
zu bestimmendem Vorwärtsstoßen und zur konkreten Entschei- 
dung. Selbst da, wo es etwa den Anschein haben könnte, als 
hätte sie entschieden, wie in der französischen Revolution, er- 
gbt sich dieser Anschein doch nur aus dem in seinen Motiven 
aktiven Effekt der Beseitigung der persönlichen Souveränität 
enes Einzelnen und ihre Uebertragung auf die Gesamtheit, d. h. 
af Niemand und Jeden und alles, was mit diesem Akt zusam- 


Menhängt, der dadurch, daß er das zum Unheil ausgeartete 
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Prinzip — eben reaktiv — auf den Kopf stellt, von der auf die 
Willkür der persönlichen Allmacht fixierten Blickstellung nicht 
loskommt. Denn die öffentliche Meinung »hält die zeitläufigen, 
gerade entgegenwirkenden Mittel für ebenso untrüglich«. 

In dieser Reaktivität der Stellungnahme, die vorwiegend zu 
kritischer Leistung tendiert, liegt jedoch eine große Bedeutung 
dann, wenn das Gerede als negative Kritik sich selbst als die 
Negation eines Negativen fühlt. Der eigentliche Grund der großen 
Begeisterung in der Aufklärungszeit vor und nach der franzö- 
sischen Revolution für die opinion publique, ihre Lobpreisung 
und die beinahe phantastischen Hoffnungen, die sich an ihre 
Herrschaft knüpften, liegt in der Tatsache, daß ihre Kritik des 
bestehenden régimes, der offenkundigen Unhaltbarkeit der Will- 
kür seiner Ausübung sachlich gerechtfertigt war, daß das mora- 
lische Uebergewicht derer, für die regiert werden sollte, denen 
gegenüber, die lediglich für sich regierten, sich ad oculos demon- 
strierte. So kam es zu der öffentlichen Meinung, daß die öffent- 
liche Meinung, die volonte generale, die doch nur das Gute war, 
das Gerechte gegenüber der Unterdrückung und der Willkür, 
regieren solle. Schon unter der Regierung Ludwigs XV., bei der 
groBen Bedeutung des industriellen Reichtums für den riesen- 
haften Luxusbedarf und die finanzielle Unterhaltung des 
Hofes und seiner Kriege, bildete sich ein wohlhabender Bürger- 
stand vor allem in Paris, der zusammen mit einem Teil des Adels 
jene Atmosphäre ausmachte, die als Auditorium eines in ihren 
Kreisen beheimateten Literatentums und in einer in Salons und 
besonderen Veranstaltungen lebendigen Geselligkeit der eigent- 
liche Herd eines Geredes wurde, dessen vornehmliches Thema 
die ursprünglichen Rechte des Menschen, die natürliche Ordnung 
der Gesellschaft, die Geißelung des Despotismus usw. war ?$). 
Rousseausche Termini waren in aller Leute Mund und sogar in 
Verordnungen Ludwigs XVI. ist schon von den droits de l'homme 
die Rede. Dieses öffentliche Gerede steifte den Parlamenten 
in ihrer Opposition gegen den König den Rücken. Im Theater 
bei der Aufführung des Figaro von Beaumarchais brach ein Bei- 
fallssturm los bei den Worten: »Was tun Sie denn, mein Graf, 
um so viel Vorzüge zu verdienen ? Sie gaben sich die Mühe, auf 
die Welt zu kommen, das war die einzige Arbeit Ihres Lebens« 25): 


24) Tocqueville, L’ancien régime et la révolution, 1856, chap. XIII. 
35) Zitiert nach W. Bauer, Die öffentliche Meinung und ihre geschichtlichen 
Grundlagen, Tübingen 1914, S. 187.i | 
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Bald übte diese öffentliche Meinung schon einen solchen Druck 
auf die Regierung aus, daß in Hinsicht auf sie Ministerernen- 
nungen erfolgten, wie die von Turgot, Malherbes und später die 
Neckers, Dieser selbst charakterisiert in der Vorrede seiner 
Schrift: »De administration des Finances« diesen Zustand fol- 
genderweise: »Mais depuis que le progrès des lumières a rap- 
proché les hommes qui sont gouvernes de ceux qui gouvernent, 
ks ministres sont devenu les acteurs du theatre du monde dont 
on Soccupe d'avantage et dont on observe le plus sévèrement 
aconduite.« Durch die Verordnung vom 5. Juli 1788 erfolgt dann 
die offizielle Inanspruchnahme der öffentlichen Meinung, die sich 
in den cahiers de doléances niederschlägt, den Unterlagen für 
die Verhandlungen der Nationalversammlung. In der National- 
versammlung wird die öffentliche Meinung souverän, sie sieht sich 
vor der Aufgabe, als Vertreterin des gesamten Volkes den allge- 
meinen Willen durch Rede, Gegenrede und Beschlußfassung fest- 
zustellen, ihn zum verbindlichen Gesetz für alle zu machen, denn 
l'opinion publique ist nach Rousseau (c. s. IV, 7) l’Espece de loi, 
ud die Aufgabe der Regierung, des gouvernement, ist es, sie im 
Einzelfall anzuwenden. Die Nationalversammlung als »represen- 
tation du peuple« hat festgestellt, daB: vtoute souveraineté réside 
esentiellement dans la nation«, daß die Souveränität in der 
Nation gründet, der Nation, die eben das souveräne Volk ist. 
Damit tritt der Nationalstaat ins Dasein, in dem der Staat die 
Gesamtheit der Untertanen darstellt, der Bürger, deren Wille 
ewig und allein die höchste Macht ist, m. a. W. die Souveränität 
der öffentlichen Meinung. 

Diese Grundsätze, die in der Folge in ganz Europa wirksam 
wurden, schließen in sich selbst die Zwangsläufigkeit einer »Ent- 
vicklungs, die hier aus ihnen selbst »expliziert« werden soll, so 
dab sich in dieser Weise die politische Situation Europas als die 
Situation des zum Gegeneinander gewordenen Miteinander von 
selbst erläutert, 

Die Nationalversammlung und in der späteren Zeit die Par- 
mente sind das Feld, auf dem sich die Partikularinteressen 
durch die sconvention« ausgleichen, und dadurch die allgemeine 
öffentliche Meinung, die volonte generale, ermittelt wird. Das 
St dann die öffentliche Meinung. Das Ermittlungsverfahren 
deser öffentlichen Meinung setzt bei der Auswahl derjenigen 
Personen ein, die am geeignetsten befunden werden, bei der 
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schließlichen »convention«, dem Uebereinkommen für ihre Sache 
am meisten ‘Boden zu gewinnen, d. h. am wenigsten den anderen 
nachzugeben. Vor dem engdültigen Ausgleichskampf, der mit 
der Abstimmung sich beendet, ist es die Aufgabe der Einzelnen, 
ihre Meinung möglichst zur allgemeinen Meinung zu machen, 
nicht als Einzelne aufzutreten, sondern möglichst sich in gleicher 
Richtung zusammenzuschließen und diese Richtung, eine Partei, 
zahlenmäßig für die Abstimmung ausschlaggebend zu machen. 
Dies geschieht durch die Werbung auf dem Wege der Ueber- 
redung. So wird das Gerede die eigentliche Weise des Daseins- 
kampfes. Der vorwiegende Aufenthalt dieses Geredes sind Ver- 
sammlungen, Presse und Parlament. In der Presse und den Ver- 
sammlungen wird die öffentliche Meinung »bearbeitet« Die Not- 
wendigkeit dieser Bearbeitung ergibt sich aus dem Charakter der 
öffentlichen Meinung als einer stimmungsmäßigen Geneigtheit, 
der pauschalen Allgemeinheit des Geredes und ihrer Reaktivität. 
Diese Charaktere stehen in einem prinzipiellen Gegensatz zu 
dem, was von ihr als der eigentlich souveränen und bestimmen- 
den Instanz verlangt wird, nämlich der bestimmenden Entschei- 
dung für dies und das. Sie muß zu einer bestimmten Stellung- 
nahme angereizt werden. Da sie ja von sich aus, wenigstens 
innerhalb ihres Neigungsumkreises, nie weiß was sie will, so 
muß ihr gezeigt werden, was sie wollen muß. Dies geschieht in 
der Weise, daß das, was zu wollen ist, als Selbstverständlichkeit 
ihr impliziert wird. Die Presse als die perpetuelle Oeffentlichkeit 
spielt dabei die Doppelrolle als Ausdruck der öffentlichen Mei- 
nung, deren »Schallrohr« und gleichzeitig deren »Schallquelle«, 
und zwar ist sie Ausdruck der öffentlichen Meinung gerade da- 
durch und indem sie sie beeinflußt. Sie ist der Anwalt der öffent- 
lichen Meinung, d. h. sie vertritt sie dadurch, daß sie ihr »vor- 
sagt«, was sie zu sagen hat, aber immer so, als habe sie etwas zu 
sagen, was nur namhaft gemacht wird. Die Presse befindet sich 
in der Situation einer ständigen rhetorischen Frage, und ihre 
charakteristische Gebärde ist die des: »Ist es nicht so?!« Die 
Prese vertritt die öffentliche Meinung, ihre Vertretung 
setzt voraus, daß sie an die Stelle tritt, an die die öffentliche 
Meinung gehört, sie setzt voraus, daß sie mit der öffentlichen 
Meinung auf gleichem Boden steht. Dasselbe setzt jeder voraus, 
der sich um die öffentliche Meinung bemüht, sowohl der Wahl- 
kandidat, der um ein Mandat wirbt, als auch der Minister, der 
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für seine Regierung Stimmung zu machen sucht. In diesen Zu- 
sammenhang gehört das Schlagwort, eine Kategorie, in die fast 
ale politischen Begriffe, die im Umlauf sind, gehören, weniger 
en Wort mit einer ihm eigenen Bedeutung als vielmehr ein Signal, 
das wie der Lock- und Warnungsschrei des Leittieres nicht als 
bestimmte Bedeutung erfaßt wird, sondern in momentaner Re- 
aktion wirkt. Es setzt schon das Bescheidwissen voraus und 
löst so die stimmungsmäßige Zu- und Abneigung in bestimmter 
Richtung aus. Die Presse und der Redner sprechen in Reih und 
Glied mit » Jedermann«. Was gesagt wird und wie es gesagt wird, 
it so und muß so sein, daß es jedermann gesagt haben könnte, 
die Fragen, um die es sich handelt, sind Fragen, die im Horizonte 
von jedermann liegen, und wie sie erörtert werden muß so sein, 
daß es jedermann versteht. Die Stellung der Presse als Anwalt 
der öffentlichen Meinung bringt mit sich die Angleichung des 
Niveaus an das von Jedermann. 

In dieser Richtung der Anpassung des Horizontes an den- 
jenigen, den alle haben, sind aber noch andere Umstände wirk- 
am. Die öffentliche Meinung, die sich im Anspruch und der Auf- 
gabe der Herausbildung eines allgemeinen Willens befindet, macht 
de dauernde Institution einer Instanz notwendig, die sie mit 
Nachrichten versorgt und sie durch die Erörterung der täglichen 
Fragen zur Stellungnahme aufreizt. Eine solche Instanz ist ein 
öffentliches Bedürfnis, das seine dauernde Nachfrage zeitigt, die 
durch die Presse befriedigt wird. Nachrichten und Leitartikel 
werden zu einem in Massen absetzbaren Produkt, dessen Ver- 
tneb den Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise 
üterliegt. Die Rentabilität des Verlages steigt mit der Zunahme 
der Auflagehöhe, es liegt also im wirtschaftlich zu verfolgenden 
Interesse, die Nachrichtenvermittlung und Besprechung so zu 
g&stalten, daß sie möglichst viele Leser hinzuzieht; dies geschieht 
af verschiedene Weise, neben der sensationellen Aufreizung auch 
öfters durch Verwischung eines ausgesprochenen Standpunktes: 
Mglichst gegen niemand, aber auch nicht ausgesprochen für 
kmand. Es gibt in Deutschland heute Blätter, die aus diesem 
Gunde das Wort Demokratie oder Republik vermeiden. Das 
Wichtigste jedoch ist die Simplifizierung schwieriger Fragen. Es 
wf immer an schon geläufige Vorstellungen angeknüpft wer- 
in, das Ueberschreiten einer gewissen Grenze des schon Be- 
tamten schließt sich von selbst aus. Je weniger Mühe die Lek- 


70 i S. Landshut, 


türe eines Leitartikels kostet, desto mehr Leute lesen ihn. Dieser 
Umstand wirkt in der Richtung der Auflösung des Leitartikels 
in die fette Schlagwortüberschrift. Je weniger Anforderungen 
an den Leser gestellt werden, desto mehr Leser kommen für die 
Zeitung in Betracht; die Zeitung hat als Massenmeinungspro- 
duktion die Tendenz zur Angleichung des Niveaus an das des 
»Grenzlesers«, das ist des letzten für das Verständnis noch in 
Frage kommenden Lesers. 

Die Tendenz nach Verbreiterung des Leserkreises bringt eine 
stets wachsende Mannigfaltigkeit der zu besprechenden und zu 
notierenden Tatsachen und Themen mit sich, die dem umfang- 
reicheren Interessenkreis der größeren Leserschaft entspricht ®®). 
Außer dem politischen Teil gibt es noch den Handelsteil, das 
Feuilleton, in dem wieder Gegenstände aus dem Gebiet der 
Kunst, Wissenschaft, der Technik, Reiseberichte aus fernen 
Ländern usw. zur Besprechung kommen. Andrerseits ist bei 
der außerordentlichen Verflochtenheit aller die Staatspolitik, die 
wirtschaftliche Lage usw. beeinflussenden Faktoren und bei dem 
unermeßlichen Sensationsbedürfnis des Publikums eine Aus- 
dehnung der Berichterstattung, eine Fülle der Tatsachen und 
Ereignisse, ein universales Bescheidwissen gefordert, das die 
Fassungs- und Beurteilungsmöglichkeit des Lesers wie des Re- 
dakteurs überschreitet. Dieser Unermeßlichkeit der täglichen 
Veränderungen, die alle zur Kenntnis genommen und verarbeitet 
werden müssen, ist nur eine Erfassungsmethode gewachsen, die 
die Unmöglichkeit der Rezeption und der Zugänglichmachung 
dadurch ausgleicht, daß sie dieser erdrückenden Ueberfülle durch 
Einordnung und Angleichung an schon geläufige Kategorien Herr 
wird. Durch Rubrizierung auch der an sich widerspenstigsten 
Tatsachen und ihre Rückbeziehung auf das schon Bekannte, Ge- 
läufige ?”) verliert die Welt, in der der Mensch lebt, die vollstän- 
dige und schwindelerregende Desorientiertheit, ihre notwendige 
Beziehungslosigkeit zu einem seiner Orientierungsmöglichkeit 
angemessenen Dasein und erscheint ihm angepaßt, untergeord- 
net, eingefügt — kurz beruhigend. Die mit der Vermehrung der 
Auflage rapide sich steigernde Umlaufsgeschwindigkeit der Ro- 
tationsmaschinen, die als angelegtes Kapital unbedingt, sollen 


236) Vgl. Goldstein a. a. O. 
|37) Es sei hingewiesen auf die Hilflosigkeit der Presse der Gandhi-Bewegung 
gegenüber, die »indischer Nationalismus+ genannt wird. 
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sie sich rentieren, in dieser Geschwindigkeit eine so und so große 
Auflage drucken müssen und daher als Rohmaterial den 
Tatsachen-+Stoffe — meist schon Halbfabrikat — in einer so und 
so großen Menge und bei zwei- bis dreimal täglichem Erscheinen 
in rasender Verarbeitung durch die Redakteure verbrauchen, 
zwingt auch die Redakteure zur raschesten Erledigung aller 
Nachrichten und zur Beurteilung der Ereignisse durch Ein- 
rihung in schon vorher feststehende Rubriken. Die rasche 
Erledigung und Uebersicht über das zu behandelnde »Material«, 
seine Zubereitung für das Verständnis und die günstige 
Aufnahme der Leser in der Weise, daß es sich den ge- 
kufigen Kategorien anstandslos fügt, bringt es mit sich, 
daß sich jedes Ereignis, jede neue Situation schon präsen- 
tiert im Charakter der Einreihbarkeit unter das 
Geläufige. Abgesehen davon, daß der Schriftleiter gar keine 
Zeit hat, sich eine Sache auf die ihr eigentümlichen Merkmale 
hin zu Gesicht zu bringen, denn das erfordert Ruhe und eindring- 
liches Eingehen auf die Sache selbst in der vorurteilslosen Ab- 
sicht, sich an ihr selbst zu orientieren, unter freiwilliger Ueber- 
nahme aller damit verbundenen Schwierigkeiten, macht es schon 
die eigentümliche Doppelfunktion der Presse als Beeinflussung 
(Schallquelle) der öffentlichen Meinung, indem sie sich zugleich 
al ihren Ausdruck (Schallrohr) gibt, ihre rhetorische Gebärde, 
unmöglich, je etwas anderes zu sagen und zu befürworten, als 
was sich in den vorhandenen Verständniskategorien und dem ge- 
ebenen Neigungsumkreis unterbringen läßt. Unter diesem 
Aspekt ist die Welt, in der es sich zu orientieren gilt, nie in ihrer 
jeweiligen, sich stets verändernden und neue, einzigartige Mög- 
lichkeiten ausbildenden, stets die neue Anstrengung einer Grund- 
onentierung fordernden wechselnden Eigenart und in ihrem 
eigenartigen Wechsel da, sondern sie präsentiert sich schon von 
vornherein im Ansehen der Einreihbarkeit als subsumierbar 
tnter die geläufigen Verständniskategorien. — Die Ueberschrei- 
tung dieses circulus vitiosus hebt die Daseinsbedingungen der 
souveränität der öffentlichen Meinung selbst auf. 


III. 
' ala souveraineté réside essentiellement dans la nation«. Die 
Nation ist das ganze Volk, das sich selbst regiert. In der öffent- 
lichen Meinung wird die Souveränität, die beim Volke weilt, 
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manifest. Das, was die französische Revolution für ganz Europa 
mit sich gebracht hat, ist nicht die Tatsache, daß die Meinung 
jetzt öffentlich und frei ist — die Oeffentlichkeit als die eigent- 
liche Heimat des Geredes gehört unmittelbar zu ihm selbst als 
einem Grundphänomen des Miteinanderlebens der Menschen —, 
sondern daß die öffentliche Meinung den legitimen Anspruch als 
ausschlaggebende Instanz erhält. Erst von daher bestimmt sich 
die Forderung nach Freiheit der Meinungsäußerung und der 
Presse. Damit aber ändert sich der Bedeutungsgehalt und Cha- 
rakter der ausschlaggebenden Instanz — der Souveränität — 
selbst. Sie ändert sich nicht in dem Sinne, daß dieselbe Souve- 
ränität, die ausschlaggebende Bestimmung dessen, wie alles und 
was alles hinsichtlich des Miteinanderlebens zu geschehen habe, 
vom Monarchen auf das ganze Volk übergeht, sondern der Cha- 
rakter, die Eigenart der Souveränität ändert sich innerlich. 
Das, was anders wird, ist die Eigenart des Ausschlags selbst. 
Wenn wir die entscheidende, höchste Instanz diejenige nennen, 
die den Ausschlag gibt, so liegt darin schon von vornherein eine 
Andeutung über die Situation, in der es sich um so etwas wie 
Entscheidung handelt. Die Entscheidung ist das Heraustreten 
aus der Labilität eines Verweilens innerhalb offener Möglich- 
keiten. Die Situation, in der also die Entscheidung, der Aus- 
schlag fällt, sieht so aus, daß sie sich markiert durch: ı. Das Aus- 
gerichtetsein auf eine neue, der gegenüber, aus der das Sich- 
ausrichten-auf entspringt, veränderten Situation, an der das 
Sich-ausrichten selbst sein Genüge findet. 2. Die Absicht der 
Effektuierung dieser neuen Situation gibt derjenigen, aus der 
heraus die Effektuierung erfolgen soll, einen von dort aus be- 
stimmten Aspekt, die gegenwärtige Situation gliedert sich unter 
dieser Hinsicht in Möglichkeiten. Diese Möglichkeiten 
machen die gegenwärtige Situation aus, man kann sagen, daß 
sie dadurch überhaupt erst zur Situation sich artikuliert, zur 
bestimmten Gelagertheit eben der Möglichkeiten. 3. Diese Ge- 
lagertheit ist eine zeitliche, sie ändert sich in der Zeit selbst, so- 
zusagen unter der Hand »zeitigt« sie neue Möglichkeiten oder die 
Zeit »überholt« gegebene. 4. Die Entscheidung ist das Ergreifen 
einer Möglichkeit, sie erhält den Ausschlag so, daß die Möglichkeit 
zur Wirklichkeit wird. (Dabei kann es sich immer noch um ein 
Treffen oder Verfehlen handeln.) Das Zugreifen, der Ausschlag 
ist das Sich-zu-eigen-machen der Zeit in ihrer jetzt gerade- 
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so gearteten Eigenart, so daß ich über sie verfüge, damit sie 
nicht unter der Hand mich selbst überholt. 

Regieren ist also eigentlich das ständige in der Entscheidung 
stehen, so oder auch anders zu lenken im Hinblick auf das, was 
zu besorgen ist, worauf das Regieren aus ist: die salus publica. 
Mit der Emanzipation der einzelnen Staaten aus der Einheit der 
abendländischen Christenheit, denen die Verwaltung ihrer eige- 
nen Angelegenheiten aus eigener Autorität zufällt, gewinnt die 
entscheidende Instanz eine zugespitzte Bedeutung, und es ist 
kein Zufall, daß gerade da, wo sich das neue Phänomen des auto- 
nomen Staates am deutlichsten zeigt (ich sehe in allen Erörte- 
rungen von der speziellen Lage Englands ab), auch die erste Aus- 
legung und Bestimmung der Merkmale dieser Instanz erfolgt, 
deren Eigenart eben das ständige in der Entscheidung stehen ist. 
Das sind die Merkmale der Souveränität oder der »maiestas«. 
Die Argumente, mit denen Jean Bodin im Kapitel VIII, Buch ı 
seines Werkes de re publica seine Bestimmung der majestas als 
potestas legibus soluta rechtfertigt und insbesondere das dabei 
herbeigezogene Beispiel vom Steuermann, der ein Schiff lenkt, 
weisen auf Thomas von Aquin zurück, der in seiner schon am 
Anfang erwähnten Schrift »De regimine principum« in den ersten 
Sätzen knapp die Situation bezeichnet, in der das Regieren zu 
Hause ist. Das Zitat soll gleichzeitig die eben charakterisierten 
Merkmale der Entscheidungssituation als eine Interpretation 
dieser Stelle beleuchten: »In omnibus autem quae ad finem ali- 
quem ordinantur — und das ist auch das Miteinanderleben der 
Menschen, dessen finis die unitas ist — in quibus con- 
tingit sic et aliter procedere, opus est aliquo 
dirigente, per quod directe debitum perveniatur ad finem. Non 
enim navis, quam secundum diversorum ventorum impulsum in 
diversa moveri contingit, ad destinatum finem perveniret, nisi 
per gubernatoris industriam dirigeretur ad portum« (l. c.). Die 
entsprechende Stelle bei Bodin 22), auf die es in diesem Zusam- 
menhang ankommt, lautet: »Car il faut que le prince souverain 
ait les loix en sa puissance pour les changer et corriger selon 
l’occurence des cas, ...tout ainsi que le maistre pilote doit 
avoir dans sa main le gouvernail, pour le tourner à sa direction.« 
Die Bestimmungen der Souveränität bei Bodin gehen bedeutend 
weiter als das Merkmal, das hier des Näheren zu kennzeichnen 


38) Jean Bodin, Les six livres de la république, Lyon 1593, p. 142. 
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ist, obwohl Bodin selbst im Kapitel X, p. 223 alle anderen Merk- 
male aus dem uns wichtigen ableitet. Aber was vor allem hier 
nicht in Frage kommt, ist die Unveräußerlichkeit (inaliénable) 
und die Unverjährbarkeit (perpetuelle) der höchsten Macht. Die 
radikale Zuspitzung, mit der Bodin die absolute Unabhängigkeit, 
den Ausschluß jeder andern Macht für die Souveränität kon- 
stitutiv erklärt, das Bemühen, die summa potestas mit allen 
superlativen Eigenschaften auszustatten, erklärt sich aus der 
heftigen Sehnsucht nach einer Möglichkeit der Ueberwindung 
der entsetzlichen und ergebnislosen Religionskämpfe durch Kon- 
stituierung einer restlos unabhängigen und in sich dauernden 
Gewalt. So war er der Wegbereiter der toleranten und groß- 
zügigen Herrschaft Heinrichs IV. und eigentlich nicht der Be- 
gründer der schrankenlosen Willkür des Absolutismus, was sich 
schon daran bestätigt, daß er als Vertreter des dritten Standes 
in der Ständeversammlung für das Volk und gegen den König 
(Heinrich III.) sein Leben aufs Spiel setzte. Was hier zu charak- 
terisieren ist, betrifft das Verhältnis der höchsten Gewalt zum 
Gesetz, was es bedeutet, daß die majestas die potestas summa 
legibusque soluta ist 29). | 

Alle Merkmale, die Bodin für die souveräne Macht fixiert, 
kehren bei Rousseau wieder, selbst das der Unabhängigkeit von 
Gesetzen, denn, da das gesamte Volk als souverain allein im- 
stande ist, Gesetze zu geben, steht ihm auch gleichzeitig das An- 
recht zu, sie aufzuheben (s. c. s. I, 7). Es kann ein Gesetz ganz 
aufheben oder ein neues an seine Stelle setzen. Was jedoch mit 
der Bestimmung der Souveränität durch Bodin als potestas 
summa legibusque soluta gemeint ist, geht noch darüber hinaus. 
Sofern nämlich der Rousseausche Souverän eine Rechtsverbind- 
lichkeit schaffen will, muß sie »generale« sein, d. h. sie muß ein- 
mal alle Untertanen in der gleichen Weise betreffen, und sie 
muß selbst ein Gesetz sein, eine allgemeine Norm, die von sich 
aus jene Fälle erfaßt, die auf Grund ihrer eigenen formalen Be- 
stimmungsmerkmale unter sie fallen. Alles, was Recht ist, ist 
es nur als Gesetz, denn Recht ist nichts anderes als das, was das 
Gesetz bestimmt. Hier zeigt sich der grundsätzliche Unterschied 
zu Bodin: »Mais il y a bien difference entre le droit et la loy, 


29) Hier ist auf das erste Kapitel der »Politischen Theologiee von Carl 
Schmitt zu verweisen, wo diese Frage hinsichtlich der juristischen Relevanz 
und der Zugehörigkeit der »Ausnahme« zum Recht behandelt wird. 
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[un n’emporte rien que l'équité, la loy emporte commandement: 
car la loy n'est autre chose que le commandement du souverain, 
want de puissances (Bodin I, 8, p. 155). Das heißt das Gesetz 
braucht kein Recht zu sein, es ist nichts als ein Befehl des Sou- 
veräns. Das Gesetz andrerseits selbst braucht nicht general zu 
sin, es kann sich auch auf einzelne Personen, auf ganz be- 
stimmte Verhältnisse beziehen, sofern es nur ein Befehl des 
Souveräns ist, ist es Gesetz: »...il n’y a que les Princes souve- 
rains qui puissent donner loy à tous les subjects, sans exception, 
soit en général, soit en particulier« (l. c. p. 217). Die Bestimmung 
der souveränen Macht als potestas summa und legibus soluta ist 
nicht die Anführung zweier verschiedener Merkmale, die beide 
zur Souveränität gehören, sondern gerade das über dem Gesetz 
stehen (nicht aber über dem Recht), das Gesetz stets in seiner 
Gewalt haben, das macht die höchste Gewalt aus: das jetzt so, 
jetzt so bestimmen können. In der Unabhängigkeit des Rechtes 
von der gesetzlichen Bestimmung und in der Möglichkeit der 
spezifischeren Zumünzung des Gesetzes auf das Jeweilige (Ge- 
stz gleich Befehl) zeigt sich im Grunde stillschweigend das Be- 
wußtsein von der Eigenart der Situation, in der es zu regieren 
alt. Diese Situation ist eben die oben gekennzeichnete Ent- 
scheidungssituation. Die ständige Notwendigkeit, sich die Zeit zu 
eigen zu machen, sic et aliter procedere, das ständige Sich-ver- 
ändern der Situationen, das dem menschlichen Leben eigen ist, 
erfordert eine Labilität der Entscheidungsmöglichkeit als Eigen- 
timlichkeit derjenigen Instanz, der die Verantwortung der Ent- 
scheidung zukommt. Das Bewußtsein dieser Situation ist bei 
Rousseau nicht mehr da, sondern ihm kommt es darauf an, den 
ordre naturel herzustellen. An die Stelle der aktiven Entschei- 
dung des Souveräns tritt das durch convention zustandegekom- 
mene Gesetz, nach dem die auf es zupassenden Fälle sich selbst 
entscheiden. Dem entspricht auch die Trennung des Sou- 
erans von der Regierung, dem Gouvernement. Das gouverner 
it nach Rousseau nicht das Lenken des Steuers »secundum di- 
versorum ventorum impulsum«, sondern sie ist »application des 
lise. Regieren ist das Anwenden der durch Opposition aller gegen 
ale zustande gekommenen Gesetze. Es trennt sich die Exe- 
kutive von der Legislative, nicht im Sinne einer Gewaltenteilung, 
die Rousseau ausdrücklich ablehnt, sondern so, daß die Regie- 
g zur Exekutive wird, die auf Grund der gegebenen Gesetze 
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diese auf das ihnen Vorfallende anwendet. Die Regierung als 
entscheidende Instanz, entscheidend im Jetzt und Hier für dies 
oder das, kann nicht entscheiden, weil sie nicht souverän ist. In 
diesem Sinne der Ueberlegenheit über die Gesetze — nicht ein- 
fach der Entbundenheit von ihnen — ist die potestas legibus 
soluta jetzt kein Merkmal der Souveränität mehr, sondern diese ist 
nur summa potestas. Der eigentliche Souverän, das Volk, so wie 
es sich in der öffentlichen Meinung äußert, entscheidet nur in 
der Weise der Beratung und Beschlußfassung, in der die öffent- 
liche Meinung konstatiert wird in Form des allgemeinen Gesetzes, 
das gerade nicht auf eine Situation zugemünzt ist, sondern stets 
der Auslegung bedarf, weil es nur »Fälle« vorsieht. So entschei- 
det eigentlich überhaupt niemand mehr, denn das, was zu ge- 
schehen hat, entscheidet sich nicht nach der Konkretion der jetzt 
und hier so gearteten, auf Grund ihrer Eigenart das und das er- 
fordernden Situation, sondern das jeweils sich Verändernde ver- 
ändert sich gleichsam hinter dem Rücken der Gesetze, unter der 
Hand, während sie selbst das Geschehen auf Grund seiner Merk- 
male automatisch subsumieren. Die sich verändernde Welt ist 
für die Regierung von vornherein da als eine solche, die Merk- 
male der Subsumierbarkeit an sich trägt. Das nicht Subsumier- 
bare, das ist die Eigenart der jeweiligen Situation, entfällt von 
vornherein. Es entfällt auch dann, wenn für bestimmte Fälle 
besondere Gesetze geschaffen werden, die ihrerseits ja auch wie- 
der allgemeine Merkmale anführen, deren Anwendung der Aus- 
legung unterliegt, so daß dasselbe Gesetz auch die umgekehrte 
Wirkung haben kann als es beabsichtigte, wie sich im Fall der 
Anwendung der sogenannten Republikschutzgesetze gezeigt hat. 

Es wird in eigentlichem Sinne nichts mehr entschieden, denn 
es entscheidet sich alles von selbst. So entfällt auch das, was 
unmittelbar zu jeder konkreten Entscheidung, dem ausschlag- 
gebenden Sich-Zueignen dieser oder jener Möglichkeit gehört, 
die Verantwortung. Es war eine Zeitlang und ist noch viel von 
der Verantwortlichkeit der Minister die Rede. Aber abgesehen 
davon, daß tatsächlich für die leitenden Minister ein Rest von 
Entscheidung immer vorhanden bleiben wird und dementspre- 
chend auch ein Rest echter Verantwortung (wie sich Sofort zeigt, 
wenn eine Partei aus »verantwortungsloser« Opposition zur Re- 
gierung kommt), ist diese Verantwortlichkeit das Entgegenge- 
setzte der Entscheidungsverantwortung: diese ist eine Belastung, 
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die Verantwortlichkeit der Minister eine Entlastung. Es ist der 
Unterschied zwischen »&tre responsable« und »rendre compte«. In 
einem Staat, der durch Gesetze regiert wird, die durch Ueberein- 
kunft zustande kommen auf dem Boden des bellum omnium 
contra omnes gibt es so viele Kontrollen und Gegenkontrollen 
verteilt sich das Beschlußfassen auf so viele Köpfe und Instanzen, 
wechseln die Stärke der Parteien und die Regierungen so schnell 
ab, daß die hinüber- und herübergeworfene Verantwortung sich 
von selbst annihiliert. An deren Stelle tritt die Verantwortlich- 
keit als die dem Handelnden obliegende Pflicht, nichts anderes 
zu tun, als was der Billigung der Kontrollinstanz sicher ist; ihr 
ist er verantwortlich, sie entlastet ihn. Diese letzte entlastende 
Instanz ist der Souverän, das Volk, die öffentliche Meinung. 
Bei ihr ruht letzten Endes die eigentliche Verantwortung, das 
heißt: jedermann ist verantwortlich, das ist: niemand selbst. 

So verflüchtigt sich die Souveränität selbst als Merkmal der 
entscheidenden Instanz und wird reine summa potestas. Sie 
wird zur Souveränität als eine alle andere Macht ausschließende 
wpersönliche Machtpotenz; die Macht aller, insofern sie summa 
potestas ist, ist die Allmacht, das Resultat aus der unterlegten 
Zustimmung aller im Kampf aller gegen alle. Dieser Charakter 
der Souveränität, die Staatssouveränität, erhellt aus der näheren 
Bestimmung des Staates in seinem Verhältnis zum Miteinander 
der Menschen. In Hinsicht auf das Miteinander der Menschen 
ist der Staat die das Gegeneinander terminierende Ordnung in 
ihrem Anspruch auf Erfüllung. Die Ordnung ist eine Beschrän- 
kung des Gegeneinander, das sie an sich voraussetzt. Wäre die 
Voraussetzung Wilhelm v. Humboldts richtig, daß jeder Mensch 
in dem ursprünglichen Verlangen nach harmonischer Ausbildung 
siner Persönlichkeit lebe, so käme dieser Ordnung nichts weiter 
zu, als im Miteinanderleben der Menschen dafür zu sorgen, daß 
ale Hemmnisse, die sich diesem Bestreben entgegenstellen, mög- 
lchst ausgeschaltet werden, ohne daß der abstrakten staatlichen 
Ordnung selbst irgendwelche sittliche Autorität zukäme, die es 
hr erlaubte, aktiv in das Leben der Bürger einzugreifen, ihr 
Glück befördern zu wollen. Das ist für Humboldt die Freiheit 
des Bürgers, und obwohl es ihm gerade auf den Menschen an- 
kommt und nicht auf den Staat, Freiheit also im Gegensatz zu 
Rousseau die weitgehendste Unabhängigkeit der Einzelnen vom 
Staat ist, so sind die faktischen Konsequenzen seiner Haupt- 
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these doch eben dieselben: »Je weniger der Mensch anders zu 
handeln vermocht wird als sein Wille verlangt oder seine Kraft 
ihm erlaubt, desto günstiger ist seine Lage im Staat« (a. a. O. 
S. 199). Der Staat reduziert sich in seinen Kompetenzen ledig- 
lich auf seine neutrale Ausgleichsfunktion, und an Stelle der nach 
»Bildung« strebenden Menschen tritt faktisch das im Konkur- 
renzkampf des Wirtschaftslebens tätige Bürgertum, das unge- 
hindert von staatlichen Eingriffen die größtmögliche Chance des 
Erwerbs wahrnehmen will und auf der anderen Seite das Prole- 
tariat, das sich als Werkzeug dazu nicht hergeben will, aber 
muß, weil es »frei« ist. Der Staat als Garant der Rechtsordnung 
setzt dies »freie Spiel der .Kräfte« voraus, in dem erlaubt ist, was 
nicht verboten ist, er ist unparteiische Instanz, die lediglich 
hemmend wirkt ®). Ihm steht gar nicht die positive Fürsorge 
für das Wohl der Bürger zu ®%), ja er soll — nach Humboldt — 
selbst da nicht einschreiten, wo jemand »Dinge äußert oder Hand- 
lungen vornimmt, welche das Gewissen und die Sittlichkeit des 
anderen beleidigen« Dieser »mag allerdings unmoralisch han- 
deln«, aber da der Staat keinen Einfluß auf die Sitten der Bürger 
direkt ausüben soll, so darf er nur da eingreifen, wo der Kreis 
der Freiheiten und des Besitzes bedroht ist (a. a. O. S. 183 und 
187). Sofern die salus publica die Aufgabe des Staates ist, be- 
zieht sie sich nicht auf die Bürger, sondern auf die Aufrechter- 
haltung der Ordnung, m. a. W. der Staat, als das System der 
Ordnungen und Instanzen, unter denen die Menschen mitein- 
ander leben, ist um sich selbst, seine eigene Aufrecht- 
erhaltung besorgt. | | 

Der Staat begegnet dem Bürger im alltäglichen Leben in der 
Polizei, dem Gericht, dem Finanzamt usw., er begegnet ihm im 
Beamten und der Behörde. Die Aufgabe der Behörde erschöpft 


30) Im Rückblick auf Thomas v. Aquin erfüllt sich hier die Bedeutung der 
anfangs zitierten Stelle: >qua (unitas) remota, socialis vitae perit utilitas, qui- 
nimmo multitudo dissentiens sibi ipsi sit onerosa.« 

3ł) Dies Prinzip wird auch durch die sogenannte soziale Gesetzgebung nicht 
durchbrochen, die nur ein etwas inkonsequenter Anhang des sich im Fundament 
gleich bleibenden Prinzips ist. Das zeigt sich am auffallendsten bei der sog. 
sozialen Fürsorge, die durch ihren behördlichen Betrieb und die Klassifi- 
zierung ihrer Fürsorgemaßnahmen nach bestimmten Merkmalen, auf Grund 
deren sich die Fürsorge auf die durch sie gekennzeichneten Personen er- 
streckt, gerade das unmöglich macht, was sie eigentlich bezweckt, nämlich 
die persönlich-menschliche Hilfe im Eingehen auf die spezifische Situation 
des Einzelnen. 
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sich in der Regelung der für sie bestimmten Fälle auf Grund 
genauer Vorschriften und Regeln, die auf den einzelnen Fall an- 
gewandt werden und im vorhinein festgelegt und umgrenzt sind; 
das macht ihre Zuständigkeit aus, ihre Kompetenz. In bezug 
auf diese Ordnung von Regeln bestimmt sich die Tätigkeit des 
Beamten in deren Anwendung. Jeder ist dazu grundsätzlich 
unter Voraussetzung bestimmter Vorkenntnisse, nämlich eben 
der der Regeln und ihrer Anwendbarkeit, zugelassen. Das Amt 
it nicht an die Person gebunden, sondern prinzipiell auswechsel- 
bar. Die Kompetenzen sind in einer stufenförmigen Rangord- 
zung einander über- und untergeordnet. Diese einander über- 
und untergeordneten Anwendungsregeln werden gehandhabt von 
auswechselbaren Personen, die in keiner persönlichen Beziehung 
zu ihnen stehen, deren menschlich-persönliches Leben von ihnen 
ausdrücklich ausgeschlossen ist. Die Regeln treten automatisch 
in Kraft, sofern sie von den sie anwendenden Personen in Funktion 
gesetzt werden. Das Ganze ist eine ziemlich genaue Analogie zur 
Maschine, die von auswechselbaren Personen bedient wird, wes- 
halb man wohl auch vom Staats- oder Verwaltungsapparat spricht 
oder von der Staatsmaschine ®2). Die Macht des Staates ist 
die Kraft, die diese Maschine in Bewegung setzt, der Dampf, der 
sie betreibt. 

Die Macht des Staates ist die Quelle der unpersönlichen 
Iwangsverbindlichkeit der das Gegeneinander ausgleichenden 
Ordnung, die alle andere Macht ausschließende höchste Macht, 
die summa potestas, die Staatssouveränität. Die souveräne 
Macht des Staates ist die Fülle der potentiellen Realisierbarkeit 
der Rechtsordnung. Der Staat als Inhaber der »reinen Macht«, 
den Treitschke sieht, beschränkt sich auf diesen Charakter in- 
sofern, als das srein« die unkonkretisierte, sich in sich selbst auf 
nichts beziehende leere Fülle der in sich selbst gesetzten Macht 
anzeigt. In sich selbst auf nichts bezogen ist die Macht insofern, 
as sie ein bloßer Anspruch auf und die latente Fähigkeit zur 
Effektuierung dessen ist, worauf je der Anspruch aus ist. Macht 
it ein unmittelbarer Charakter des regimen. Sie kann aus sein 
af die Effektuierung eines bestimmten finis, des finis rei pu- 
dlicae, der salus publica. Sofern jedoch die ausgleichende Ord- 
wng das Gegeneinander voraussetzt, die salus publica also in 


2) W, v. Humboldt, a. a. O. S. 157: »Der Staat ist eine so zusammen- 
setzte und verwickelte Maschine... .« 
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der Ordnung liegt, so ist der Anspruch auf deren Erfüllung dar- 
auf aus, sich selbst am Leben zu erhalten, in seinem ihm eigenen 
Leben, d. h. in seinem Anspruch-sein. Es ist das 
Eigentümliche der reinen Macht als Anspruch und latente Fähig- 
keit der Erfüllung des Anspruchs, nur da zu sein im Anspruch 
auf mehr Macht. Der Staat, indem er um sich selbst besorgt ist, 
ist als bloße summa potestas auf das dauernde Mehr und Mehr 
ihrer selbst aus. So lebt er in einer Eigenbewegung, die ihm aus 
ihm selbst heraus eignet und deren weitere Motive noch zu unter- 
suchen sind, eine Eigenbewegung, die kraft der AusschlieBlichkeit 
und der Zwangsmäßigkeit ihres Charakters als summa potestas 
das Miteinanderleben der Menschen mit hineinzieht, so daß es 
zwangsläufig von dieser Bewegung bestimmt und mitgeschleift 
wird. Dieses Mitgezogenwerden zeigt sich für den Einzelnen als 
nationale Pflicht. 

Der in die leere Fülle seiner Macht gesetzte Staat, der hin- 
sichtlich des Miteinander, das er terminiert, Ausgleichsinstanz 
ist, befindet sich anderen Staaten gegenüber in der ständigen 
Situation der zurückgedämmten Allmacht. Die Staatssouve- 
ränität, als die alle andere Macht ausschließende höchste Macht, 
sieht sich in ihrem ihr eigenen Anspruch auf mehr und mehr 
Macht durch andere ausschließende Souveränitäten beschränkt. 
So stehen die Staaten als »Staatspersönlichkeiten« selbst wieder 
in sich gegenseitig ausschließendem Gegeneinander, mit Rousseaus 
Worten: Sie befinden sich selbst im Naturzustand. Für diese 
Situation ist kennzeichnend das oben angeführte Wort von 
Clausewitz vom Krieg als der Fortsetzung der Politik mit anderen 
Mitteln, das in seiner Prägnanz nichts anderes besagt, als daß die 
Politik selbst eine Art Krieg ist, nämlich der Krieg als conven- 
tion, der zwischen den Staaten zu Sicherungs- und Rückver- 
sicherungsverträgen führt. Diese Staaten, sofern sie im Hinblick 
auf die Situation ihres Gegenüber anderen ebensolchen Staaten 
angesprochen werden, sind Nationen. Die Ausschließlichkeit der 
Staatssouveränität wird so zu einem Charakter des Gegenüber 
der Nationen. Nicht jeder Staat ist eine Nation — im durch- 
schnittlichen Gebrauch des Wortes —, aber jede Nation ein 
Staat oder lebt in einem Anspruch auf einen Staat. Nationen 
sind eben nur diejenigen Staaten, die sich anderen Staaten gegen- 
übersehen. Dieses Gegenüber kennzeichnet eine Situation, in der 
sich die sog. großen Nationen vorfinden, deren politisches Ge- 
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wicht hinreicht, um anderen Nationen die Balance zu halten. 
Nationen sind nur diejenigen Staaten, die im sog. europäischen 
Gleichgewichtssystem (das sich jedoch schon zu einem mundanen 
Gleichgewicht erweitert hat) ein Gewicht ausmachen. Die »gro- 
Ben Nationens ist eine Art Tautologie. Im Gleichgewichtssystem 
snd zwischen die einzelnen Kraftfelder indifferente Felder zwi- 
schengeschoben — »Neutrale«: Belgien, Schweiz, Luxemburg 
sind in diesem Sinne keine Nationen, sie machen kein gleichge- 
wichtiges Gegenüber aus. Diese Situation des ausbalancierten 
Gegenüber bringt Rousseau im Gesamtzusammenhang der Er- 
örterung über Volk und Staat zu einer einzigartigen Durchsich- 
tigkeit: sCar tous les peuples ont une espèce de force centrifuge 
par laquelle ils agissent continuellement les uns contre les autres, 
et tendent à s'agrandir aux dépenses de leurs voisins, comme les 
tourbillons de Descartes. Ainsi les faibles risquent d’être bientôt 
engloutis; et nul ne peut guère se conserver qu'en se mettant 
avec tous dans une espèce d'équilibre qui rende la compression 
partout à peu près égale« (c. s. II, 9). 

Das Gleichgewicht zu halten ist die tradierte Sorge euro- 
päischer Politik. Die Schaffung einer Ausgleichsinstanz, die für 
das Gegeneinander der Nationen das bedeutete, was der Staat 
fir die Bürger bedeutet, versucht den gewaltsamen Machtaus- 
gleich zwischen den Nationen auf die »convention« abzuschieben. 
Daß dieses Gegengewicht gegen die Opposition aller gegen alle 
üiese selbst nicht beseitigt, erhellt von selbst; aber es liegt auch 
in der Eigenart dieses Gegeneinander, des Gegeneinander der 
Nationen, das seiner Art nach ein anderes ist als das der Ein- 
zelnen im Staat, daß sich der Machtausgleich nicht in die con- 
vention verschieben läßt. Die Ausgleichsunmöglichkeit durch 
Lebereinkunft liegt in dem Umstand begründet, daß die Aus- 
gleichsinstanz als eine solche für Nationen (Völkerbund) gerade 
jener Quelle der Omnipotenz entbehren muß, die die Nationen 
zu Nationen macht. Im Gegeneinander der Nationen wird nie 
das erlaubt sein, was nicht verboten ist, sondern stets alles, was 
möglich ist. Diese Quelle ist hier des näheren noch zu kenn- 
zeichnen: Es ist die Verbreiterung der Basis, die den Staat zum 
Nationalstaat gemacht hat, so daß die Allmacht des Staates die 
Macht Aller ist. Mit der Konstituierung des peuple als nation 
sind an dem Anspruch der Macht (des Staates als »reiner« Macht) 


af mehr Macht alle beteiligt, sie sind es in der stimmungsmäßigen 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 1. 6 
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Geneigtheit der öffentlichen Meinung. Die öffentliche Meinung 
trägt, seitdem sie souverän geworden ist, den Charakter der Aus- 
schließlichkeit an sich, sie lebt in der Besorgtheit um ihre eigene 
Ausschließlichkeit, ein Anspruch, der ihr aus der moralischen 
Stärke ihres Ursprungs anhaftet. Die jetzt die Nation im oppo- 
sitionellen Pathos ihrer Emanzipation ausmachende breite Masse 
in der Atmosphäre dieser Oeffentlichkeit ist ein außerordentlich 
empfindsamer Resonanzboden, der mit überspannter Reizbar- 
keit auf alles reagiert, was seine Ausschließlichkeit, seine Souve- 
ränität, d. h. seine Freiheit, Ehre, Ansehen — in der Politik hat 
sich das Wort »Prestige« eingebürgert — berührt. Die Berufung 
auf das gefährdete Prestige ist die ultima ratio des Staatsmanns, 
wenn er nicht mehr geneigt ist, weitere Abstriche für eine Ueber- 
einkunft zu machen. Aus diesem sensiblen Resonanzboden, der 
um ihr eigenes Mehr und Mehr besorgten Macht, die aus ihrer 
raison, der Staatsraison das Miteinander der Menschen bestimmt, 
aus der anonymen Oeffentlichkeit, die jeder und niemand ist, 
stammen die entscheidenden Impulse für jene Eigenbewegung 
der Nationen, die man ihre Expansionstendenz nennt. 

Nicht, daß die Tendenz der Macht nach mehr und mehr 
Macht, die Expansionstendenz der Staaten, ein mit der Volks- 
souveränität auftauchendes neues Phänomen sei, sie hat ihre 
eigene Geschichte in der westeuropäischen Vergangenheit und 
jeweils ihre eigentümlichen Motive, die, wenn nicht alles täuscht, 
auf die christliche Missionsidee sich zurückführen; sie gründet 
aber auch im Charakter der auf sich selbst gestellten Macht als 
solcher, die in dem Augenblick »grenzenlos« wird, in dem sie das 
dem menschlichen Miteinander angemessene »finis« als Erfüllung 
ihres Anspruchs verliert. Aber diese Expansionstendenz erhält 
als solche der reinen Staatsmacht ein besonderes Gepräge. Es 
ist nicht richtig, wie man wohl gemeinhin glaubt, daß die Ex- 
pansionstendenz der Staaten auf rein wirtschaftlichen Trieb- 
kräften beruht. Was Marx für das Kapital gezeigt hat, daß sein 
eigentliches Sein darin beruht, daß es Mehrwert heckender Wert 
ist, daß es aus sich selbst heraus in blindem Drang auf sein eigenes 
Wachstum aus ist, das trifft für alle ursprünglich dem mensch- 
lichen Dasein verhafteten Institutionen zu, sofern sie sich von 
ihrer Bezüglichkeit auf dieses ablösen. Rein von sich aus hat 
schon die Staatsmacht einen latenten Hunger nach weiterer Aus- 
dehnung ihres Machtfeldes. Diese kopflose Dynamik ist grenzen- 


L 


— 


Ueber einige Grundbegriffe der Politik. 83 


los, hat in sich selbst ihrem eigenen Sein nach kein finis, an dem 
siesich endgültig erfüllte, sondern lebt nur in ihrem blinden Drang 
nach mehr und mehr. Der Drang ist blind, insofern er in sich 
selbst in keiner Weise richtungsmäßig bestimmt ist. Wie der 
Strom, der aus seinem Bett tritt, nur nach dem ihm eigenen 
Schwergewicht und der Gestaltung des Geländes sich ver- 
teilt, ohne in sich selbst richtungweisend zu sein, so ist der 
Expansionsdrang der Staaten in seiner Richtung nicht in sich 
ælbst bestimmt, sondern nur durch die jeweilige Gewichtsver- 
teilung der Mächte. 

Solange es in Europa einen solchen Expansionsdrang gibt, 
ebenso lange verbindet sich mit ihm ein eigenartiges Phänomen, 
nämlich das seiner ihm vorgesetzten Rechtfertigung. Da, wo sie 
zım erstenmal auftaucht, zeigt sie sich zunächst noch als eine 
Rechtfertigung von Fall zu Fall, das sind die Reunionskammern 
Indwigs XIV., deren Aufgabe darin bestand, Rechtstitel aus- 
indig zu machen, die von Fall zu Fall die Aneignung dieses oder 
jenes Gebietes sanktionierten. Erst in dem Augenblick, in dem 
de Nation zum stimulans dieser Bewegung wird, erhält die vor- 
üsgesetzte Rechtfertigung den Charakter der Dauer als perpe- 
tulle Rechtfertigung jeder Expansion überhaupt. Diese Recht- 
fetigung liegt in den Missionsideen der Nationen. Nachdem 
Fichte zuerst dieses Missionsprinzip aufgestellt hatte, machte es 
Piter Magzini geradezu zum Merkmal einer Nation. Aber in 
ai meldet sich dieser Missionswahn schon bei der für Europa 
vorbildlichen Nation noch bevor die Beratungen über die »con- 
sttution« abgeschlossen sind. Dasselbe Phänomen wiederholt 
ich deutlich augenblicklich in Rußland. In Frankreich verbrei- 
tte sich damals ein Mißtrauen gegen die anderen Mächte, aber 
wr allem fühlt man sich verpflichtet, die ganze Menschheit vom 
Despotismus zu befreien und bis “heute fühlt sich Frankreich 
ds Hüterin der menschlichen scivilisation«. Es sind gerade die 
Jakobiner unter Brissot, die in den Krieg treiben und nur ohne 
"de Einsicht in die grundlegenden Motivationszusammenhänge 
kam behauptet werden, daß der Krieg dem Prinzip der Republik 
#erspräche ®), Die Missionsideen der einzelnen Nationen hat 
Xheler in einem Aufsatz beschrieben. Diese Missionsideen recht- 
mg 

"Siehe A. Aulard, Politische Geschichte der französischen Revolution. 


Xinchen und Leipzig, Duncker & Humblot, 1924, Bd. I, S. 140. 
6* 
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fertigen im Rahmen der Menschenrechte die Expansion ins 
Grenzenlose. Tr 

So ist unter den Nationen alles erlaubt, was möglich ist 
und diese Möglichkeiten finden nur ihre Grenze in dem, was 
die andere Macht zuläßt. Wodurch sich das Sein der Nation, 
so wie sie heute ist, bestimmt, hat nichts zu tun mit all 
dem, wodurch sie sich definitorisch bestimmen soll — 
Sprache, Abstammung usw. —, sie ist nur bestimmbar als 
Kraftpunkt in. einem labilen Gleichgewichtssystem; sie lebt 
in der politischen Atmosphäre, in der große, einheitliche 
Machtorganisationen auf dem Hintergrund einer äußerst reiz- 
baren Oeffentlichkeit dem blinden Drang nach mehr und 
größer sein nur infolge der Beschränkung durch andere eben- 
solche Nationen nicht hemmungslos nachgeben können. Diese 
Machtorganisationen, sofern ihnen dieser Drang innewohnt und 
sofern sie gegen andere ebensolche in dauernder Gegenspannung 
stehen, sind Nationen. 

Das entscheidungslose Miteinanderleben gerät in den 
Vollzug der Eigenbewegung, die die aus der Bezogenheit 
auf das menschliche Dasein abgelösten Institutionen annehmen; 
es wird hinterher geschleift. So sieht sich der Mensch in ein 
eigenartiges Verhältnis zur Zeit gestellt. Er steht ihr gleich- 
sam gegenüber, während sie sich aus sich selbst heraus »ent- 
wickelt« und die Situationen entscheidungslos sich verändern. 
Das ıg. Jahrhundert sieht dementsprechend die Geschichte 
als einen Prozeß der Selbstemanation, in dem der Mensch 
steht, wobei es gleichgültig ist, ob der Prozeß als ein Fort- 
schritt angesehen wird, als ein Auf und Ab, oder die »Kulturen« 
als organisch wachsende Gebilde mit ihrem eigenen Lebens- 
rhythmus aufgefaßt werden. Es ist kein Zufall, daß der 
Philosoph des absoluten Machtstaats gleichzeitig der Geschichts- 
philosoph der aus sich selbst heraus weitertreibenden Lialektik 
ist und bis auf Spengler hat der Mensch nur insofern etwas 
mit der Geschichte zu tun, als er ihr entweder zusieht und 
»Gestalten« entdeckt oder sich als ihr Material fühlt, das von 
ihr verarbeitet wird. Und zwar geht beides Hand in Hand, 
immer aber steht er außerhalb ihrer, und diese Geschichts- 
auffassung ist nur eine Selbstbeschreibung der eigenen Entschei- 
dungslosigkeit. 

* * 
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Trotz der ganzen Vorläufigkeit, in der diese Arbeiten zu 
nehmen sind, muß die Erörterung einiger Grundbegriffe der Poli- 
tik ihrem ganzen Vorhaben nach kritisch sein. Da sie nicht in 
dr Absicht erfolgt, Begriffe nach dem Muster des genus pro- 
umum et differentia specifica definitorisch festzulegen, sondern 
Bedeutungszusammenhänge sichtbar zu machen, um die eigene 
Situation des geordneten Miteinanderlebens zu differenzieren, so 
hat die Kritik in einem solchen Unternehmen, mitten in der Un- 
tersuchung historischer Bedeutungszusammenhänge, ihre eigene 
Aufgabe, der hier, um möglichen Mißverständnissen zu begegnen, 
noch einige Worte gelten sollen. Das kritische Vorgehen stellt 
sch in der Untersuchung dar als ein Ausforschen bestimmter 
Phänomene des geregelten Miteinanderlebens im Hinblick auf 
hren Sinn, d, h. in diesem Fall ihre Relevanz für das Mitein- 
ander des Lebens. Dies ist der scheidende (kritische) Gesichts- 
punkt, der nicht deshalb bei Thomas v. Aquin zitiert wurde, weil 
unerer Meinung nach im Mittelalter alles wunderschön, heute 
schlecht sei, sondern weil Thomas das, worauf es ankommt, am 
deutlichsten gesagt hat, und andererseits die politisch-literarische 
Tradition auf ihn zurückgreift. Denn die Kritik ist im wissen- 
shaftlichen Sinne nicht eine mehr oder minder geschmackvolle 
Aeußerung des Beifalls oder des Mißfallens, sondern das Scheide- 
wasser, das die faulen Traditionen, von denen wir uns ernähren 
und die den Horizont unseres gesamten Auswege suchenden und 
beratschlagenden Politisierens begrenzen, von dem unmittelbaren 
Ausblick auf die Grundstruktur unseres aktuellen Miteinander- 
kbens trennt. Nicht das regellose Heranschleppen neuer und 
wuer Tatsachen zur außen- und innerpolitischen Geschichte führt 
ws der zugedeckten Begrenztheit der Gesichtspunkte heraus, 
ar auch nicht das romantische Liebäugeln mit irgendeiner Ver- 
fangenheit, In dieser Beziehung möge die Kritik nicht mißdeutet 
erden! Sie ist der Anfang eines Versuchs, die Komponenten der 
Aktualität kennen zu lernen, um aus ihr heraus — in ihrer 
YollenAufnahme wie sie ist — Umschau zu halten, 
cine dabei das Niveau unter den Füßen zu verlieren, von dem 
its die Zusammenhänge erst ihr Aussehen gewinnen. Also nicht 
ta dient die Kritik, das zu geißeln, was als gewordene Gegen- 
fat unliebsam geworden ist, sondern sie ist vielmehr die einzige 
Welichkeit, sich in der Gegenwartssituation zu orientieren. Da 
üe Gegenwart als lebendige Zeit die Vergangenheit in sich aufge- 


86 S. Landshut, Ueber einige‘ Grundbegriffe der Politik. 


hoben hat, ihre offenen Möglichkeiten also durch die Vergangen- 
heit terminiert sind, so wird sie als Situation nur sichtbar, 
sofern sie nach der aufgehobenen Vergangenheit hin differenziert 
wird. Zu nichts anderem dient die Kritik mitten in der Unter- 
suchung geschichtlicher Bedeutungszusammenhänge, und als An- 


deutung eines solchen Weges mag dieser Anfangs- und Teilversuch 
aufgenommen sein. 
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Vorbemerkungen; 


Mit den folgenden Ausführungen bezwecke ich, eine gedrängte 
Uebersicht über die hauptsächlichsten Agrarreformen der wich- 
tigeren europäischen Staaten im ıg. und 20. Jahrhundert zu 
eben; weiters zu zeigen, welchen Einfluß darauf jeweils die kon- 
kreten agrarischen Verhältnisse, insbesondere die bestehende 
Agrarverfassung und Grundbesitzverteilung, aber auch politische, 
nationale, ethische und andere psychische Momente hatten; end- 
Ich zu versuchen, auf diesem empirischen, fast möchte ich sagen 
induktiven Wege zu einem Urteile darüber zu gelangen, unter 
welchen Umständen und Voraussetzungen Agrarreformen Aus- 
sicht auf Durchführung und auf günstigen Erfolg haben. 

Wegen des außerordentlichen großen Umfanges des Gegen- 
standes und des enggezogenen Rahmens kann ich lediglich die 
Hauptpunkte berücksichtigen, muß alle nicht unbedingt wesent- 
lichen Einzelheiten unterdrücken und den Stoff sachlich, zeitlich 
und örtlich enger begrenzen, als dem Titel eigentlich entsprechen 
würde, 

Insachlicher Hinsicht behandle ich nicht sämt- 
liche agrarpolitischen Maßnahmen, sondern nur jene, die die fol- 
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genden drei Hauptgebiete betreffen: Agrarverfassung, Grund- 
besitzverteilung und Bodenkonfiguration. 


Unter Agrarverfassung ist dabei die Rechtsordnung 
hinsichtlich des landwirtschaftlichen Besitzes und Betriebes zu 
verstehen. Also vor allem die rechtliche Regelung des Grund- 
besitzes selbst und des Bodenverkehres: freie oder beschränkte 
Veräußerlichkeit, Teilbarkeit und Verschuldbarkeit, gleiches oder 
ungleiches Erbrecht. Je nach Beantwortung dieser Fragen er- 
geben sich verschiedene Formen des Besitzrechtes, wie Gemein- 
und Privateigentum, volles und geteiltes Eigentum, Erbpacht, 
Rentengut, Heimstätte, geschlossener Hof usw. 


Sodann gehört zur Agrarverfassung auch die Gesetzgebung 
über das rechtliche Verhältnis zwischen landwirtschaftlichem 
Grundbesitz und landwirtschaftlichem Betrieb, wenn beide nicht 
in der gleichen Hand vereinigt sind; vor allem die Gestaltung des 
Pachtrechtes, insbesondere hinsichtlich der Dauer, der Kündbar- 
keit der Pacht, der Höhe des Pachtzinses, der Entschädigung für 
Meliorationen und Bauten u. dgl. Auch die Regelung der Servi- 
tutsrechte kann man hierher rechnen. 


Gegenüber der, Grundbesitzverteilung kann 
sich die praktische Agrarpolitik verschieden verhalten; ihre 
Maßregeln können entweder den Großbesitz oder den bäuer- 
lichen oder den Zwergbesitz begünstigen; und diese Begün- 
stigung kann wieder entweder darauf zielen, die Zahl der 
Güter der betreffenden Größe gegen Verminderung zu schützen, 
oder darauf, sie zu vermehren, Es ergeben sich so sechs mög- 
liche Kombinationen. 

In dritter Linie kommt die Beeinflussung der Boden- 
konfiguration in Betracht. Die beiden wichtigsten Fälle 
dieser Art betreffen die irrationelle Flureinteilung (Zusammen- 
legung der Grundstücke) und die Bodenbeschaffenheit (Bewässe- 
rung, Entwässerung usw.). 

Außer Betracht bleiben dagegen die Beeinflussung des 
landwirtschaftlichen Betriebes und Einkommens durch Gesetz- 
gebung und Verwaltung (z. B. Agrarzölle, Besteuerung), die För- 
derung des Ackerbaues, der Viehzucht, die Bekämpfung der 
Schädlinge, das Genossenschaftswesen, der landwirtschaftliche 
Unterricht, die Landarbeiterfrage, die Landflucht u. dgl. 


Nur die tatsächlich erlassenen Normen 
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werden für die zu behandelnden Gegenstände besprochen, nicht 
auch bloße Gesetzentwürfe, Vorschläge, Bestrebungen. 


Auch eine örtliche Begrenzung ist notwendig. 


In den Kreis unserer Betrachtungen fallen nur diejenigen 
europäischen Staaten, die durch ihre Größe besonders wichtig 
oder durch die Art ihres legislatorischen Eingreifens für die Zwecke 
dieser Studie besonders lehrreich sind. Diese Zwecke bestimmen 
auch den Umfang, in dem die einzelnen Staaten und Agrarformen 
behandelt sind, so daß sich äußerlich eine scheinbare Ungleich- 
mäßigkeit ergibt. 

Was den Zeitraum der Untersuchung betrifft, so geht 
diese im allgemeinen nicht weiter zurück, als bis in die Mitte des 
vongen Jahrhunderts; es handelt sich also im wesentlichen nur 
m die Zeit nach Einführung der liberalen Agrarverfassung 
letzteres gilt aber z. B. nicht für Rußland). 


Noch einige Bemerkungen über die Art der Darstel- 
lung: | 

Innerhalb der abgesteckten Grenzen sollen sämtliche wich- 
tigeren Reformmaßregeln behandelt werden, gleichgültig, welche 
wirtschaftspolitischen Mittel in Anwendung kommen. Also nicht 
dur imperative Normen mit Zwangscharakter, sondern auch 
die Statuierung eines sogenannten relativen Zwanges eines Teiles 
der Beteiligten gegen die Widerstrebenden; weiters Maßregeln zur 
Beeinflussung des Willens der Landwirte oder Grundbesitzer etwa 
durch Gewährung finanzieller oder wirtschaftlicher Vorteile u. dgl.; 
edich die Bereitstellung von Rechtsinstituten zur freiwilligen 
Benützung. 

Um die darzustellenden Agrarreformen zu verstehen, geht 
de Untersuchung von den bestehenden Agrarverhältnissen 
aus, insbesondere von der Grundbesitzverteilung und Betriebs- 
glederung, sowie von der bestehenden Agrarverfassung, und 
se berührt die zur Agrarreform treibenden Kräfte wirtschaft- 
licher und sozialer, aber manchmal auch politischer, nationaler 
Natur. Einer knappen Darstellung der Reformgesetze selbst 
igt die Betrachtung des Umfanges ihrer Verwirklichung und 
Ihrer Folgen. 

Dieses Programm kann allerdings nicht durchgängig voll 
üngehalten werden. 
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Für die Zeit vor Kriegsausbruch (r. Abschnitt) 
sind die Tatsachen ziemlich genau festgestellt und auch wissen- 
schaftlich verarbeitet; die Darstellung stützt sich hier auf die be- 
kannte vorhandene Literatur, insbesondere auf die deutsche. 

Die Maßregeln während des Krieges sind 
in einem kurzen Zwischenabschnitt der Vollständigkeit halber 
flüchtig skizziert. 

Die Zeit nach dem Kriege (2. Abschnitt) bereitet 
dagegen die größten Schwierigkeiten. Wir stehen diesen Ereig- 
nissen noch zunahe; die Agrarreformen sind großenteilsnoch nicht 
ganz durchgeführt, haben sich jedenfalls noch nicht voll aus- 
gewirkt; die Nachrichten über sie sind spärlich, unvollständig, 
oft einseitig gefärbt, nicht selten widersprechend; manches Ma- 
terial konnte ich mir gar nicht beschaffen; auch Literatur exi- 
stiert wenig über den Gegenstand; soweit solche vorhanden ist, 
läßt sie vielfach Objektivität vermissen; sie ist überdies großen- 
teils zumeist in Sprachen geschrieben, die nicht jedem West- 
europäer zugänglich sind. Eine abschließende Beurteilung ist 
daher derzeit noch nicht möglich. | 

Grundlagen für die Darstellung in diesem 2. Abschnitt sind: 
das Annuaire de Législation Agricole I9T0— 1923, das die meisten 
einschlägigen Gesetze in französischer Uebersetzung enthält, fer- 
ner das Jahrbuch für Bodenreform, die offiziellen statistischen 
Publikationen, Berichte, Denkschriften u. dgl.; auch Mitteilungen 
in Zeitschriften, zum kleineren Teil in Zeitungen, sind gelegentlich 
mit herangezogen. Bei der Beschaffung dieser Quellen war mir 
insbesondere das Institut für Weltwirtschaft und Seeverkehr in 
Kiel in dankenswerter Weise behilflich. 

Zu besonderem Danke bin ich den Professoren Karl Engliš 
(Brünn) und Krejci (Prag), dafür verpflichtet, daß sie sich in 
bereitwilligster Weise die Mühe genommen haben, die Dar- 
stellung für die Czechoslovakei zu überprüfen. Ferner hat mir 
das österreichische Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
Berichte der österreichischen auswärtigen Missionen über die 
dortigen Agrarreformen zur Verfügung gestellt, wofür ich ihm 
meinen verbindlichsten Dank abstatte. Einige Angaben verdanke 
ich auch tüchtigen Dissertationen und Seminararbeiten, die teils 
unter der Leitung des Herrn Professor Grünberg, teils unter 
meiner Leitung an der Wiener Universität hergestellt wurden; 
die Verfasser stammen aus den betreffenden Ländern, haben die 
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dortige Gesetzgebung und Literatur verfolgt und kennen zum Teil 
die Verhältnisse aus eigener Anschauung. 

So darf ich vielleicht hoffen, mit meinen Ausführungen auch 
für die Agrarreformen der Nachkriegszeit halbwegs das Richtige ge- 
troffen zuhaben, soweit das gegenwärtig überhaupt und speziell für 
jemanden möglich ist, der die Verhältnisse nicht an Ort und Stelle 
studieren konnte. 


I. Abschnitt. 
Die Agrargesetzgebung bis zum Kriege. 


I. Großbritannien. 


I. Für die Grundbesitzverhältnisse Großbritanniens 
sind drei Momente charakteristisch: es fehlt fast gänzlich an einem 
wirklichen Bauernstand ; der größte Teil des Bodens befindet sich 
in den Händen von wenigen Großgrundbesitzern; diese bewirt- 
schaften den Boden nicht selbst, sondern verpachten ihn. 

Noch im 17. und 18. Jahrhundert war Großbritannien über- 
wiegend ein Bauernland gewesen, wobei die Bauern ihre Felder 
im Gemenge mit denen der Gutsherren hatten. Die letzteren ver- 
standen es jedoch, insbesondere im 18. Jahrhundert, durch Ge- 
meinheitsteilungen und Einhegungen, unter Ausnützung der ihre 
Bestrebungen sehr begünstigenden Gesetzgebung und Verwal- 
fung, sich in den Besitz des bäuerlichen Bodens zu setzen; es 
entstanden so die heute noch vorhandenen Latifundien. Bei einer 
Bevölkerung von etwa 40 Millionen gab es am Ende des 19. Jahr- 
hunderts im Vereinigten Königreiche nur rund 320 000 Grund- 
eigentümer, so daß über 99% der Bevölkerung am Grundbesitz 
keinen Teil hatten. Zufolge des neuen Domesday Book 1874/5 war 
(n runden Zahlen) ungefähr !/, der Landesfläche im Besitze von 


mit % der 
Personen durchschnittl. Gesamtzahl 
I 200 6550 ha 0,4% 
6 200 1270 ha 2% 
50 800 155 ha 16% 
261 800 30 ha 82% 


7400 Grundbesitzern gehört also die Hälfte, 58200 Grund- 
besitzern 3/, des gesamten Bodens. 

Dabei ist die Grundbesitzverteilung in Wahrheit noch un- 
Bleichmäßiger, als diese Zahlen erkennen lassen: die Zahl der 
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Eigentümer ist noch geringer, die einzelnen Besitzstände sind 
noch größer, weil die Erhebung nach Grafschaften durchgeführt 
wurde und viele Latifundien sich über mehrere Grafschaften er- 
strecken, die Aufnahme aber nur die Teile erfaßt hat. Außerdem. 
hat sich in dem letzten Viertel des IQ. Jahrhunderts die Zahl der 
Grundbesitzer noch vermindert. 

Besonders extrem ist die Größengliederung des Grund- 
besitzes in Schottland. Es gab Besitzungen mit mehr als 200 ha in 

‘England und Wales ıo 217 mit 57% der Gesamtfläche 
/ Schottland 2587 » 97% > » 

In England besaßen 874 Personen über Y, der Gesamtfläche, 
in Schottland 580 Herrschaften ?/, des Bodens, 170 etwa 1%, 
12 mit 13⁄4 Mill. ha Y des Landes. 

Die Großgrundbesitzungen werden nur zum kleinsten Teil 
in eigener Regie bewirtschaftet. Im Jahre 1887 waren 86%, im 
Jahre 1912 sogar 90%, der Fläche verpachtet; von sämtlichen 
Landwirten waren 1887 bloß 12,8%, 1912 nur noch 10,5 %, Eigen- 
tümer des Bodens. 

Dabei herrscht in Großbritannien die Mittel- und Großpacht 
vor; die landwirtschaftlichen Betriebe über 20 ha machen 84%, 
die über 120 ha mehr als 25% der Fläche aus. Die Frage der 
Ordnung des Pachtverhältnisses besitzt daher in Großbritannien 
entscheidende Bedeutung. 


2. Die Agrarverfassung ist durchaus liberal. Der 
Grundbesitzer kann rechtlich vollkommen frei über seinen Boden 
verfügen. Allerdings schlägt hier die rechtliche Freiheit praktisch 
in ihr Gegenteil um: Seit dem 17. Jahrhundert ist es allgemein 
üblich geworden, daß die Gutsherrn ihre rechtliche Verfügungs- 
freiheit dazu benützen, um im Wege von Substitutionen und 
Familienstiftungen den ungeteilten Uebergang ihrer Güter in der 
Familie an einen Erben — bei Abfindung der anderen — für 
zwei Generationen rechtlich zu sichern (Entails). Da jene 
freiwillige Bindung in jeder Generation immer wieder erneuert 
wird, so ist damit dasselbe erreicht, wie in Deutschland durch das 
Rechtsinstitut der Familienfideikommisse. Die Entails haben 
aber eine viel größere Ausdehnung. Sie sollen in England und 
Wales etwa 2⁄4 des gesamten Bodens, in Schottland 4, in Irland 
sogar °/, umfassen. So ist der größte Teil des Bodens für den 
Verkehr gesperrt. Das treibt die Grundpreise sehr in die Höhe; 
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besonders, da stets eine große Nachfrage nach Grundstücken, 
namentlich auch für Sportzwecke, besteht: und weil größerer 
Besitz erhöhtes soziales Ansehen und politischen Einfluß gewährt. 
Auch für das Rechtsverhältnis zwischen Verpächter und 
Pächter galt bis zum Eingreifen der Agrargesetzgebung das 
liberale Prinzip, die rein vertragsmäßige Ordnung. Dabei pflegten 
sich die Grundbesitzer einen gewissen Einfluß auf die Betriebs- 
führung, die Fruchtfolge zu sichern. Doch waren, wenigstens in 
England, die Pachtverhältnisse im allgemeinen nicht ungünstig. 
Die Verträge wurden zwar meist nur für ein Jahr geschlossen, 
aber gewohnheitsmäßig immer wieder erneuert. Die vom Pächter 
errichteten Gebäude, Anlagen, Verbesserungen fielen nach stren- 
gem Recht bei Pachtende an den Grundherrn; doch wurde das 
gewohnheitsrechtlich allmählich zugunsten der Pächter gemildert. 
Die Pachtrente war meist niedrig bemessen und es bestand die 
Tradition, daß die Grundbesitzer, welche tüchtige Pächter wohl zu 
schätzen wußten, diesen in schweren wirtschaftlichen Zeiten ent- 
gegenkommend beistehen. So wurden z. B. die Pachten während 
der großen Agrarkrise seit 1875 zumeist um 25—50%, ermäßigt 
oder auch für ein Viertel- oder ein Halbjahr ganz erlassen. 


3, De Agrargesetzgebung bewegt sich, wie aus 
den skizzierten Umständen leicht begreiflich ist, nach zwei Rich- 
tungen: Verbesserung der rechtlichen Stellung der Pächter und 
Schaffung von Kleingrundbesitzern. Es sei bemerkt, daß diese 
Gesetze erlassen wurden, ohne daB eine starke Agrarbewegung 
vorhergegangen wäre. 


a) Pächterschutz. 


Mehrere Gesetze aus den Jahren 1875—1909 haben den 
Zweck, dem Pächter eine größere Unabhängigkeit vom Verpächter 
zu verschaffen: Die Pachtdauer wird verlängert, der Einfluß des 
Eigentümers auf die einzuhaltende Fruchtfolge beseitigt; der 
Verpächter muß dem Pächter jeden Schaden ersetzen, den dieser 
aus einer ungerechtfertigten Kündigung oder aus nicht recht- 
xitiger Erneuerung der Pacht oder aus der Steigerung der Pacht- 
ente erleidet; endlich erhält der Pächter einen Ersatzanspruch 
für bleibende Aufwendungen, soweit sie für den neuen Pächter 
noch von Wert sind, bei gewissen Meliorationen nur, wenn der 
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Besitzer sie vorher genehmigt hat, während letzteres bei anderen 
nicht notwendig ist. 

Speziell in Schottland ist die Gesetzgebung in der 
Befestigung der Pachtrechte noch weiter gegangen: Eine Kün- 
digung seitens des Verpächters ist solange ausgeschlossen, als der 
Pachtzins gezahlt wird, während dem Pächter nach wie vor das 
einjährige Kündigungsrecht zusteht; ferner wird hier die Höhe 
des Pachtzinses durch eigene Kommissionen festgesetzt; endlich 
kann das Pachtrecht sowohl bei Lebzeiten, als auch letztwillig 
innerhalb der Familie übertragen werden. Diese Reform wurde 
zuerst im Jahre 1886 für die Kleinpächter im Norden eingeführt, 
im Jahre ıgıı auf ganz Schottland für Betriebe bis zu 50 Acres 
ausgedehnt und hat ungemein günstig gewirkt. 


b) Die Small-Holdings-Gesetzgebung!). 


Zweck des ersten Gesetzes dieser Art vom Jahre 1892 ist es, 
mit Hilfe des billigen englischen Staatskredites kleine landwirt- 
schaftliche Eigentums wirtschaften zu errichten. Die Graf- 
schaftsräte erhalten durch das Gesetz die Ermächtigung, dort, 
wo sie ein Bedürfnis dafür feststellen, Land freihändig zu kaufen, 
es in Bauerngüter von 0,4—20 ha zu zerteilen und diese weiter 
zu verkaufen, ausnahmsweise zu verpachten. Dafür stellt der 
Staat Kredit zu 31/,% zur Verfügung. Der Ansiedler hat nur 
20%, des Kaufpreises bar anzuzahlen, den Rest in oo Halb- 
jahresraten zu tilgen, doch kann %; des Kaufpreises als ewige 
Rente stehen bleiben. Solange noch ein Betrag auf dem Gute 
haftet, mindestens aber durch 20 Jahre ist der Eigentümer in 
seiner Verfügung über das Gut rechtlich beschränkt; er kann 
dieses ohne Zustimmung des Grafschaftsrates weder teilen, noch 
veräußern, noch verpachten, er ist verpflichtet, es landwirtschaft- 
lich selbst zu bewirtschaften und darf kein zweites Wohnhaus 
darauf errichten. 

Das Gesetz blieb völlig wirkungslos, nur in IO von 96 Graf- 
schaften kam es überhaupt zur Anwendung; bis 1907 wurden 
nur 385 ha auf diese Weise verteilt. Dieser Mißerfolg ist auf 
mehrere Ursachen zurückzuführen: Die Grafschaftsräte, in denen 
die Großgrundbesitzer und Großpächter dominieren, leisteten 








1) Die analogen Gesetze über die Errichtung von Alloments bis 0,4, später 
2 ha bleiben hier außer Betracht. Sie bezwecken nämlich nicht eine Agrarreform, 
sondern die Seßhaftmachung von Arbeitern, 
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passiven Widerstand; es fehlte an Erwerbslustigen, weil dem 
traditionellen Geist der Engländer nicht Kleinbesitz, sondern 
Pacht entspricht; die Bodenpreise waren viel zu hoch; die Grund- 
besitzer konnten zum Verkauf von Boden nicht gezwungen werden. 

Diesen Momenten suchte die Gesetzgebung seit 1908 abzu- 
helfen: Die Grafschaftsräte können zur Durchführung gezwungen 
werden; eventuell tritt auf deren Kosten Ersatzausführung durch 
das Ministerium ein; neben den Verkauf tritt grundsätzlich auch 
de Verpachtung der Kleinstellen; die Grafschaftsräte sind zur 
Enteignung sowie zur Zwangspachtung des Bodens berechtigt. 
Femer wird die Bildung von Ansiedlungsgenossenschaften ge- 
fördert, die sich zwischen den Grafschaftsrat und die Ansiedler 
enschieben, indem jener die Ländereien im großen an die Ge- 
Dossenschaft verpachtet, die sie in Teilen an ihre Mitglieder unter 
Slidarhaftung weitergibt. 

Bis zum Ende des Jahres 1914 waren auf diese Weise rund 
12.00 Kleinbetriebe mit einer Gesamtfläche von etwa 80 000 ha 
geschaffen worden. Davon waren aber nur 200 ha an 50 Ansiedler 
m Eigentum verkauft, alles übrige in Pacht gegeben. Außerdem 
waren über 3000 ha an 63 Small-Holdings-Genossenschaften ver- 
Pachtet, die das Land an 1450 Mitglieder in Unterpacht gegeben 
hatten, 

Die durchschnittliche Größe einer solchen Stelle beträgt in 
England etwa 5, in Wales — bei schlechterem Boden — 12 ha. 
Inmeist handelt es sich dabei nicht um selbständige landwirt- 
xhaftliche Betriebe — das ist fast nur in einigen Gegenden mit 
Handelsgärtnerei und Obstzucht der Fall —, sondern überwiegend 
teils um größere Arbeiterstellen, teils um eine Ergänzung und Ver- 
ffößerung von bestehenden kleineren Pachtbetrieben. Die Anzahl 
der Small Holders ist übrigens noch etwas geringer als die Zahl 
der Small Holdings; denn oft pachtet und bewirtschaftet ein 
Farmer mehrere solche Stellen. 

So hat die Idee, einen grundbesitzenden Bauernstand zu 
xhaffen, in England vollständig Schiffbruch gelitten. Durch 
die Small-Holdings-Gesetzgebung ist im wesentlichen lediglich 
bewirkt worden, daß Großpachten durch Kleinpachten ersetzt 
wurden und daß dabei als Verpächter an die Stelle des Groß- 
pundbesitzers der Grafschaftsrat trat; auch das aber aus den 
früher angegebenen Gründen nur in sehr bescheidenem Umfang, 
Yor allem wegen der übermäßig hohen Kauf- und Pachtpreise. 
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Auch einem speziell für Schottland im Jahre ıgır er- 
lassenen Gesetze zur Förderung der Begründung kleiner Land- 
wirtschaften war nur geringer Erfolg beschieden, obgleich ein 
eigener Fonds zur Errichtung neuer und zur Vergrößerung schon 
bestehender Stellen gebildet und die Möglichkeit zum zwangs- 
weisen Bodenerwerb von Grundbesitzungen über 150 Acres ge- 
geben wurde. Bis zum Jahre 1920 wurden auf diese Weise nur 
847 neue Betriebe geschaffen, nur 559 bestehende vergrößert. 

Der Ausbruch des Weltkrieges brachte naturgemäß die 
Small-Holdings-Bewegung fast zum Stillstand. Mußte doch auch 
der Staatskredit für diesen Zweck auf 4%, % erhöht werden. 

Nach dem Kriege versuchte ein Gesetz vom Jahre 1919 die 
Errichtung von Small-Holdings durch Einführung weiterer Er- 
leichterungen neuerlich zu beleben. Insbesondere erhält die Re- 
gierung das Recht, dort, wo ein Grafschaftsrat in der Erwerbung 
oder Pachtung von Ländereien saumselig ist, selbst Boden zu 
kaufen oder zu pachten und in Small-Holdings auszutun; die 
Grafschaftsräte können Besitzungen statt gegen Kapital gegen 
eine ablösbare Rente kaufen; die Pächter von Small-Holdings 
sollen berechtigt sein, das gepachtete Land später zu Eigentum 
zu erwerben, wobei der Kaufpreis ohne Rücksicht auf die vom 
Pächter vorgenommenen Verbesserungen festzusetzen ist; der 
Staat ersetzt den Grafschaftsräten während sieben Jahren alle 
Verluste aus der Schaffung der Small-Holdings. 

Welchen Erfolg diese neue Gesetzgebung gehabt hat, ist nicht 
bekannt; es scheint, daß in den letzten Jahren zwar viele Allot- 
ments, aber wenig Small-Holdings entstanden sind. 


Anschließend sei hier gleich eine spätere agrarpolitische 
Maßnahme ähnlichen Charakters erwähnt: die Ansiedlung 
derausdem Kriege zurückkehrenden Solda- 
ten und Seeleute in landwirtschaftlichen 
Kolonien, teils um ihnen bei der voraussichtlichen großen 
Arbeitslosigkeit eine Existenzmöglichkeit zu schaffen, teils um 
auf diese Weise die Produktion von Nahrungsmitteln im Inland 
zu heben und die Versorgung der Bevölkerung von den ausländi- 
schen Zufuhren unabhängiger zu machen. 

Mit dieser Frage beschäftigte man sich in Großbritannien 
gegen Kriegsende sehr intensiv. 

Zunächst ermächtigte ein Gesetz vom Jahre 1916 die Behörde, 
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um Erfahrungen zu sammeln, geeignete Ländereien im Höchst- 
ausmaß von 8000 Acres zur Schaffung von Pachtkolonien zu er- 
werben; ein Gesetz vom Jahre 1918 erweiterte diese Befugnis 
auf 80000 Acres. Angesiedelt dürfen nur solche Leute werden, 
welche bereits die erforderlichen praktischen und technischen 
Kenntnisse besitzen, was eingehend untersucht wird, und erst 
nachdem der Ansiedlungswerber wenigstens durch ein Jahr als 
Lohnarbeiter in der Kolonie gearbeitet und sich dabei bewährt 
hat. Die Kolonien werden von Direktoren einheitlich geleitet, die 
Ansiedlung erfolgt gruppenweise entweder nach dem Small- 
Holding-System, bei welchem jedem Ansiedler ein eigenes Grund- 
stück gegen eine mäßige Rente in Pacht gegeben wird, oder nach 
dem Gewinnbeteiligungssystem, bei welchem die Kolonie ein- 
heitlich im großen bewirtschaftet wird, jeder Kolonist dabei 
Arbeit gegen den üblichen Lohn zu leisten hat und einen Anteil 
an dem Reingewinn erhält. 

Aehnliche Bestrebungen sind auch in anderen kriegführenden 
Staaten aufgetreten, nirgends aber hat man das Problem in so 
energischer, umsichtiger und erfolgreicher Weise zu lösen versucht. 
Bis zum Ende des Jahres 1920, also in einem Jahre, sind von 
30 000 ernsthaften und geeigneten Bewerbern fast 13 000 mit dem 
erforderlichen Land — über 72 000 ha — ausgestattet worden; 
&ither dürften auch die restlichen Bewerber angesiedelt worden 
sin. Die Erfolge sollen auch in qualitativer Hinsicht gut gewesen 
xin. Besonders interessant wäre es, zu erfahren, in welchem 
Umfange das Gewinnbeteiligungssystem angewendet worden ist 
ind wie es sich bewährt hat. 

Selbstverständlich hat diese Aktion, deren Umfang natur- 
semäß sehr beschränkt ist, keine agrarpolitische Bedeutung. 


Zusammenfassend kann man sagen: Die Bemühungen der 
englischen Agrargesetzgebung, den Großgrundbesitz abzubauen, 
‚sd fehlgeschlagen; und auch neue kleine selbständige Pacht- 
betriebe zu schaffen, ist nur in sehr geringem Umfange gelungen. 
' Dagegen ist die rechtliche Lage der Pächter in England und Wales, 
‚ ‚ sonders aber in Schottland, wesentlich verbessert worden. 


2. Irland. 


Im Gegensatz zu Großbritannien ist die — viel weiter- 
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gewesen und hat eine fundamentale Aenderung der Grundbesitz- 
verhältnisse bewirkt. 

I. Auch hier bestand bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
eine extreme Grundbesitzverteilung. Gehörte doch 
vor dem Eingreifen der Agrarreformen die Hälfte des Landes 
700 Engländern, die außerhalb des Landes, zumeist in London, 
lebten, sich gar nicht um die Landwirtschaft kümmerten, son- 
dern lediglich ihre Pachtrente durch ihre Verwalter einkassieren 
ließen. | 

2. Die Agrarverfassung war in Irland, wie in 
Großbritannien, bis zum Eingreifen der Agrarreform formal 
durchaus liberal. Doch war, wie dort, der Grundbesitz zum 
größen Teil in der Form von Entails gebunden (s.o.). Die Bewirt- 
schaftung der in den Händen des englischen Adels befindlichen 
Güter erfolgte fast durchaus durch irische Pächter. Die Ver- 
pachtung geschah ursprünglich fast nur in kleinen Stücken, die 
um die Mitte des r9. Jahrhunderts vielfach zu größeren Pach- 
tungen zusammengeschlagen wurden. 

Die Pachtungen waren ganz überwiegend tenancies from 
year to year, oder tenancies at will, d. h. die Pacht war jederzeit 
kündbar; die Pachtrente konnte jederzeit erhöht, der Pächter 
jederzeit bei Nichtzahlung der Pacht vertrieben werden; einen 
Anspruch gegen den Verpächter auf Ersatz der Aufwendungen 
gab es nicht. Da das Anlage- und Betriebskapital zumeist vom 
Pächter beigestellt wird, bedeutet jede Beendigung der Pacht 
eine Konfiskation der Investitionen durch den Bodeneigentümer. 
In den Jahren 1844—1859 wurden 50 000 Familien wegen Nicht- 
zahlung der Rente vertrieben. 

Diese schlechte Rechtslage der irischen Pächter ist historisch 
zu erklären. Das keltische katholische Irland wurde von den 
englischen protestantischen Eroberern als Feindesland behandelt, 
dann als Kolonialland ausgebeutet. Der Boden — ıı Millionen 
Acres — wurde den eingeborenen Bauern wegen Felonie kon- 
fisziert und englischen Kolonisatoren im Großen verliehen. 
Die bisherigen Eigentümer wurden zwar auf ihrem Besitz belassen, 
aber als bloße Zeitpächter mit ganz unsicherer Stellung und 

möglichst hohen Zinsverpflichtungen. So bestanden zwischen 
den beiden Klassen nicht nur wirtschaftliche, sondern auch 
scharfe nationale, religiöse und soziale Gegensätze. 

Die wirtschaftliche Lage der Pächter war elend. Die über- 
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mäßigen Pachtzinse ließen ihnen kaum das nackte Leben übrig; 
Kartoffel war fast die einzige Nahrung, Bett ein Luxus. Die 
furchtbare Armut hatte eine enorme Sterblichkeit zur Folge. Diese 
und die starke Auswanderung entvölkerten das ursprünglich dicht 
besiedelte Land; es zählte im Jahre 1844 rund 8 Millionen Ein- 
wohner im Jahre I90I nur noch 4,4. Die ständige Hungersnot, 
die Vertreibungen sowie die sonstigen aufreizenden Rücksichts- 
lsigkeiten der Jandesfremden, andersgläubigen Grundeigentümer 
rilen den tiefen Groll und Haß hervor, der sich in den be- 
kannten Unruhen, Aufständen, Agrarverbrechen Luft machte. 
Diese gleichsam permanente Revolution zwang die Engländer zu 
mmer radikaleren Agrarreformen. 

Anders lagen die Verhältnisse nur in dem protestantischen 
Uster, wo die Landwirte zum größten Teile schottische Kolo- 
nsten sind. Hier hatte sich gewohnheitsrechtlich ein besseres 
Pachtrecht entwickelt, das durch die berühmten drei F — Fixity 
of tenure, Free sale, Fair rent — charakterisiert wird; der Pächter 
drf in seinem Recht nicht willkürlich durch Kündigung gestört 
werden; er hat Anspruch auf Ersatz seiner Investitionen, kann 
win Pachtrecht frei an den Meistbietenden verkaufen, wogegen 
der Grundeigentümer nur ein beschränktes Einspruchsrecht be- 
stzt; und die Pachtrente wird periodisch neu nach Billigkeit 
festgesetzt. 

Als in den übrigen Landesteilen die Verhältnisse immer 
inhaltbarer wurden, griff die Gesetzgebung ein, und zwar zunächst 
durch Verbesserung des Pachtrechtes, dann durch Verwandlung 
fer Pacht in Eigentum. 

3 Die Agrarreformen. 


a) Die Reform des Pachtrechtes. 


Durch Gesetze aus den Jahren 1870—1896 wurden im wesent- 
ichen die drei »F« von Ulster auf ganz Irland übertragen. Die 
Pacht kann nunmehr nur aus bestimmten wichtigen Gründen, 
“e Nichtzahlung der Rente, Bruch der Pachtbedingungen, Ver- 
achlässigung des Gutes, gekündigt werden; für Verbesserungen 
ind Gebäude kann der Pächter Ersatz verlangen, und zwar bei 
Beendigung der Pacht vom Grundbesitzer, bei Uebertragung 
der Pacht vom Nachfolger; der Pächter kann sein Pachtrecht 
xlicbig verkaufen. Endlich kann er seit dem Jahre 188r beim 
Richter die Festsetzung einer statutory rent, d. h. eines niedri- 
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geren Pachtzinses für 15 Jahre verlangen; eine Maßnahme, die 
1896 in ähnlicher Weise wiederholt wurde. Da aber auch diese 
Gesetzgebung es nicht verhinderte, daß Pächter wegen Ver- 
zuges in der Rentenzahlung vertrieben werden und da diese 
Gefahr mehr als 100 000 Pächtern wegen langjähriger Rück- 
stände drohte, so erließ ein Gesetz dem zahlungsunfähigen 
aber zahlungswilligen Pächter einer kleinen Farm die Rück- 
stände, wenn er eine Jahresrente bezahlt; der Staat leistet 
dann dem Verpächter eine zweite Jahresrente. In 130 000 Fällen 
wurde davon Gebrauch gemacht. 

Auf diese Weise haben die früher fast rechtlosen Pächter 
ein festes Besitzrecht an dem Boden erlangt, das einem beschränk- 
ten Eigentum sehr nahe kommt. 

Von rund 500 000 Pächtern haben bis 1896 rund 382 000 
für 11,3 Millionen (von im ganzen 20 Mill.) Acres eine gericht- 
liche Festsetzung der Pachtrenten verlangt. Diese wurden dabei 
im Durchschnitt von 7,5 auf 6 £, d. h. um 20,7%, ermäßigt; 
doch auch für die übrigen Pächter wirkte schon die Möglichkeit 
der Anrufung des Richters in der gleichen Richtung. Im Jahre 
1896 begann die zweite 15 jährige Periode; für 143 000 Pächter 
wurden die Renten, die ursprünglich 3,2 Mill. £ betragen hatten 
und das erste Mal auf 2,54 Mill. herabgesetzt worden waren, nun- 
mehr auf 2,1 Mill. erniedrigt, d. h. um weitere 17,3%, im ganzen 
seit I88I um 34,4%. 


b) Schaffungeines Bauernstandes. 


Die gewiß sehr beträchtlichen Erfolge der Reform des Pacht- 
rechtes genügten indessen nicht, um das Land zu beruhigen; 
die Iren verlangten volles Eigentum an dem Boden, der einst 
ihnen gehört hatte und ihnen geraubt worden war. Die englischen 
Gesetzgeber mußten, um den sozial und politisch unhaltbaren 
Verhältnissen ein Ende zu bereiten und den ständigen Kriegs- 
zustand im Inneren zu beseitigen, sich dazu entschließen, an eine 
fundamentale Aenderung der Agrarverfassung und damit der 
Grundbesitzverteilung schreiten. Dies geschah anfangs nur zag- 
haft, später mit immer größerer Entschiedenheit. 

Nach einigen wenig wirksamen Versuchen, die Pächter 
zum Ankauf der Pachtgüter dadurch zu veranlassen, daß ihnen 
der Staat zuerst 24 (1870), dann 34 (1881) des Kaufpreises gegen 
5%ige Verzinsung und Abzahlung in 35 Jahren vorstreckte, 
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erhielten die Landkommissionen aus dem. 'Staztsschatz Sümmen 
zugewiesen — 1885 5 Mill., 1888 5 Mill., 1891 33 Mill. £ —, um 
den Pächtern, wenn sie sich mit dem Grundbesitzer über den 
Kaufpreis geeinigt haben, diesen ganz zu kreditieren. Der neue 
Erwerber hat diesen Kredit durch eine 4%ige Rente in 48, 
später 49 Jahren zu tilgen. Der Staat behält !/, der Kaufsumme 
als Garantie für Ausfälle zurück, die Verkäufer erhalten nur die 
restlichen */, des Preises und auch diese seit dem Jahre 1891 
nicht mehr bar, sondern in 21, %igen Pfandbriefen. 

Ein Gesetz aus dem Jahre 1890 sah die Reduktion der Rente 
alle 10 Jahre bei gleichzeitiger Verlängerung der Tilgungsdauer 
bis zu 70 Jahre vor. 

Vor völliger Abzahlung ist jede Teilung und Verschuldung 
der Stelle verboten. 

Diese Aktion hatte nur einen beschränkten Erfolg. Etwa 
ı Mill. ha wurde auf diese Weise angekauft und 73 807 Pächtern 
zu Eigentum übergeben. 

Im Jahre Igoo geriet aber die ganze Sache ins Stocken. 
Die Vorschriften waren zu kompliziert. Sie boten überdies weder 
dem Grundeigentümer, noch auch dem Pächter genügenden 
Anreiz. Der Verkäufer erhielt nur 80% des Kaufpreises, nur 
das 17—ı8fache der bisherigen Pachtrente;: deshalb konnten 
die Grundbesitzer bald sich nicht mehr zum Verkauf entschließen. 
Andererseits hatte der Farmer nach wie vor eine, wenn auch 
niedrigere Rente zu zahlen, sein neues, reichlich beschränktes 
Eigentum brachte ihm nicht allzuviel Vorteil, solange die schäd- 
liche Gemenglage nicht behoben war und solange keine Möglich- 
keit bestand, die zu kleinen Farmen zu vergrößern. 3 

Um dem abzuhelfen war zunächst schon im Jahre r89I 
ein Amt für übervölkerte Bezirke (Congested Districts Board) 
mit der Aufgabe geschaffen, den Streubesitz durch Neuein- 
teilung der Flur zu beseitigen, Zwergfarmen durch Verwendung 
der vorhandenen Weiden zu vergrößern, wo solche fehlen, even- 
tuell auch die Farmer zu verpflanzen, Meliorationen durchzu- 
führen und die Stellen unter sehr günstigen Bedingungen, sogar 
mit Verlust für den Staatsschatz, an die Farmer zu verkaufen. 
Diese Aktion wurde sukzessive erweitert; im Jahre 1907 wird ein 
Enteignungsrecht zur Wiedereinsetzung von vertriebenen Päch- 
tern oder zu deren Ansetzung auf neue Stellen statuiert. 

Parallel damit wurden die Bedingungen für den Ankauf der 
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Gmmdhesitzer. Arch; ein. "Gesetz vom Jahre 1903 erleichtert. 
Dieses will die Aktion wieder in Fluß bringen und die Ueber- 
tragung des ganzen noch im Besitz der Gutsherrn befindlichen 
Bodens an die Farmer erreichen. 

Das Gesetz gewährt den Eigentümern ein höheres Entgelt 
und ermäßigt doch gleichzeitig die von den Farmern zu leistende 
Rente. Ersteres geschieht, indem der Staat dem Verkäufer 
eine Prämie von 12% des Kaufpreises gewährt, die im Jahr 
1909 gestaffelt wurde, derart, daß dieser Bonus um so höher 
wird — bis zu 18 % —, je niedriger der Kaufpreis im Verhältnisse 
zur Gerichtsrente ist. Auch kann der Besitzer ein Restgut be- 
halten oder auch von der Kommission gegen eine nach dem Gesetz 
bemessene niedrige Rente zurückkaufen und dadurch seine 
hochverzinslichen Schulden abstoßen. Er behält ferner die Jagd- 
und Fischereirechte, erspart die bisherigen Einzugskosten; er 
erhält statt der unsicheren, künftig vielleicht wieder reduzier- 
baren Rente ein Kapital zur freien Verfügung. 

War so auf der einen Seite ein starker Anreiz zum Verkauf 
der Güter geschaffen, so bot das Gesetz auch den Farmern be- 
sonders große Vorteile. Die Tilgungsrente wird von 4 auf 34, % 
herabgesetzt, allerdings dementsprechend auch die Tilgungs- 
dauer auf 681, Jahre ausgedehnt. Die jährliche Leistung ist 
gegenüber der ersten Gerichtsrente um 30—40 % reduziert, gegen- 
über der zweiten um IO—30%. Der Bodenerwerb soll künftig 
nicht, wie meist bisher, farmweise, sondern gutsweise geschehen, 
wodurch eine Beschleunigung und Verbilligung des Verfahrens 
erzielt werden kann. Falls zwischen sämtlichen Pächtern und 
dem Besitzer eine Einigung nicht zustande kommt, erwirbt die 
Landeskommission das Gut, sobald °, der Pächter ihre Stellen 
zu entsprechenden Bedingungen kaufen wollen. Im Jahre 1909 
wurde überdies die Möglichkeit zur Expropriation der Herr- 
schaften geschaffen. 

Die Vorteile für beide Teile konnte man nur auf Kosten 
des englischen Staatsschatzes erreichen. Dieser trug nicht nur die 
Prämien in der Höhe von 24 Mill. £, sowie die Verwaltungs- 
kosten; er beschaffte auch im Wege einer 2°/, %igen Anleihe von 
Ioo Mill. £ die Kaufsummen selbst und übernahm die Deckung 
etwaiger Kursdifferenzen der Anlehen, die zeitweilig um 17% 
unter Pari standen. 

Eine Novelle vom Jahre 1919 enthält nähere Bestimmungen 
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über die Durchführung der Zwangsenteignung und schreibt vor, 
daß der Schätzung der freihändige Verkaufswert zugrunde zu 
legen ist. 

Diese Reform hatte vollen Erfolg. Bis zum Ausbruch des 
Krieges waren rund 379 000 von 500 000 Pächtern bäuerliche 
Eigentümer geworden, d. h. 75%; von 18,8 Mill. Acres Pacht- 
landes waren II,4 Mill, d. h. 61%, in Eigentum der Pächter 
verwandelt worden. Dieses Ergebnis ist allerdings nur durch 
bedeutende Zuwendungen aus den Taschen der englischen Steuer- 
träger erreicht worden; denn diese haben den irischen Bauern 
einen Teil ihrer Stellen geschenkt. Ersparte doch der Farmer, 
wenn er die Farm zu Eigentum erwarb, durchschnittlich 27,5 % 
der Rente, die er als bloßer Pächter zu zahlen hatte! 

Die Reform konnte zunächst allerdings nicht zu Ende ge- 
führt und mußte bei Kriegsausbruch sistiert werden, weil die 
englischen Anleihen im Kurs auf 55% sanken und der Staats- 
schatz die dadurch bedingten ungeheuren Zuschüsse nicht hätte 
kisten können. 

Im Jahre 1923 aber nimmt man die ganze Aktion wieder auf, 
um sämtliche noch bestehenden Pachtungen in Eigentum zu 
verwandeln. Dabei werden die bestehenden Pachtrenten in der 
Regel um 30—35%, vermindert; die jährlich an den Staat zu 
zahlende Rente stellt eine 41, %ige Verzinsung und eine 1, %,ige 
Amortisationsquote dar. In kürzester Zeit werden so ausnahms- 
los alle irischen Pächter unter starker Reduktion ihrer bisherigen 
ahlungsverpflichtungen Eigentum an ihren Stellen erlangt 
haben, 

Wenn auch die Landreform noch nicht eine völlige Gesun- 
dung der irischen Agrarverhältnisse erzielt hat, da immer noch 
eine große Zahl von lebensunfähigen Zwerggütern besteht, so 
haben wir hier doch eine der großartigsten Agrarreformen, die 
je durchgeführt worden ist, vor uns. Irland ist im Laufe eines 
Jahrzehnts zu einem friedlichen Bauernland geworden, in dem die 
Landwirte ruhig und gesichert auf ihrer Scholle sitzen; die Aus- 
Wanderung geht zurück, der Viehstand wächst, Weideflächen 
werden in Wiesen verwandelt, die Hektarerträge steigen, der 
Wohlstand der Bevölkerung nimmt zu, die Wohnungs- und Er- 
Nährungsverhältnisse bessern sich. Erst als so die wirtschaftliche 
Unabhängigkeit errungen war, konnte schließlich als deren 
Frucht auch die politische Selbständigkeit erreicht werden. 
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3. Frankreich. 


In Frankreich gibt es auf agrarischem Gebiete keine großen 
sozialen und wirtschaftlichen Gegensätze und deshalb auch keine 
so schweren agrarpolitischen Probleme. 


I. Die Agrarverfassung ist hier absolut liberal; 
die Verfügung über Grund und Boden unterliegt keinerlei Be- 
schränkungen; es sei denn, daß man als solche das Verbot der 
Substitutionen ansieht, das aber auch im Sinne der Freiheit 
des Bodens wirkt. Bemerkenswert ist, daß die Rechtsordnung 
die Naturalteilung bei Vererbung begünstigt. 


2. Ueber die Grundbesitzverteilung in Frank- 
reich sind wir mangels einer brauchbaren Grundbesitzstatistik 
ziffermäßig nicht unterrichtet. Doch wissen wir, daß hier dem 
Großgrundbesitz keine maßgebende Bedeutung zukommt und 
daß der größte Teil des Bodens sich in den Händen von selbst- 
wirtschaftenden Kleinbesitzern befindet. Das kann man bis 
zu einem gewissen Grad auch aus der Betriebszählung vom Jahre 
1892 erkennen, nach der 53% des angebauten Bodens vom Be- 
sitzer selbst bewirtschaftet werden, 37% verpachtet sind, 10% 
in Teilbau stehen; 78% aller Grundbesitzer sind auch Landwirte, 
22% haben ihren Boden in Pacht gegeben. 

Die Pacht spielt also hier immerhin eine nicht unbedeutende 
Rolle, ohne daß sich aber daraus größere Klassengegensätze ent- 
wickelt hätten. Wir hören hier auch nichts von starken Agrar- 
bewegungen. 


3. Agrargesetze zur Aenderung der Agrarverfassung 
oder zur Beeinflussung der Grundbesitzverteilung fehlen daher 
in Frankreich. 

a) Nur der Teilbau wurde im Jahre 1889 durch Fest- 
stellung der gegenseitigen Rechte und Pflichten gesetzlich ge- 
regelt. 

Aber selbst gegenüber der Frage der Verbesserung der B o- 
denkonfiguration verhält sich die französische Gesetz- 
gebung passiv. 

b) Zur Bekämpfung der stark verbreiteten Streulage ist 
vor dem Kriege nichts geschehen, als daß im Jahre 1884 für frei- 
wilige Zusammenlegungen die staatliche Gebühr er- 
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mäßigt wurde. Erst im Jahre 1918 hat ein Gesetz die Vornahme 
von Zusammenlegungen auf Grund von Mehrheitsbeschlüssen der 
Beteiligten ermöglicht; doch kann ein relativer Zwang gegen die 
Widerstrebenden nur ausgeübt werden, wenn die Hälfte der 
Grundbesitzer mit 24 der Bodenfläche oder wenn ?/s der Grund- 
besitzer mit der Hälfte der Bodenfläche dafür stimmen; eine 
Bedingung, die viel zu wenig weit geht, als daß man sich von dem 
Gesetz eine größere Wirkung versprechen könnte. 

c) Auch für die Vornahme von Bodenverbesse- 
rungen durch Genossenschaften (associations syndicales) gel- 
ten nach einem Gesetze vom Jahre 1888 dieselben schweren Vor- 
bedingungen; ja für die wichtigsten, wirksamsten Meliorationen, 
die Bewässerungen und Drainagen, stellt das Gesetz noch schwerer 
zu erfüllende Forderungen auf: Zustimmung entweder von ®/, der 
Besitzer mit % der Fläche und der Grundsteuer oder von 24 
der Besitzer mit %, der Fläche und der Grundsteuer. 

Daß unter solchen Normen die so wichtigen Meliorationen 
nicht in dem wünschenswerten Umfange durchgeführt werden 
konnten, versteht sich. 

d) Der französische Gesetzgeber hat sich fast ausschließlich 
darauf beschränkt, die Bildung von Genossenschaften 
fir Kredit, Versicherung, Ankauf, Verkauf, Weiterverarbeitung 
von Bodenprodukten u. dgl. durch Gewährung von staatlichen 
Subventionen, von unentgeltlichen oder besonders niedrig ver- 
änslichen Krediten zu fördern. Die sehr zahlreichen, ungemein 
komplizierten, unübersichtlichen Gesetze hatten jedoch nur 
geringen Erfolg. Genossenschaften wurden auch dort, wo sie nicht 
kbensfähig waren, gezüchtet, die staatliche Unterstützung wirkte 
ungünstig auf ihre Selbsttätigkeit, ließ das Streben nach Be- 
xhaffung von Betriebsmitteln durch Sammlung von Sparein- 
igen, durch Solidarhaftung für Kredit nicht aufkommen. So 
kann man das französische Genossenschaftswesen, trotz oder viel- 
leicht wegen der weitgehenden Staatshilfe und der Organisierung 
von oben nach unten, in keiner Weise mit der ganz gewaltigen 
Spontanen deutschen Genossenschaftsbewegung vergleichen, die 
ich von unten nach’oben, ohne staatliche Förderung aufbaute. 

e)Familiengüter. Ein einziges Gesetz kann bis zu 


` enem gewissen Grad als ein Eingreifen zugunsten des Klein- 


rundbesitzes angesehen werden: Das Gesetz vom Jahre 1909 
über die Errichtung von unpfändbaren Familiengütern. Ein 
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Familienvater, der ein Haus mit dazugehörigein Grundstück im 
Werte von höchstens 8000 Fr. besitzt — das entspricht etwa 
einem ha —, erhält das Recht, zu verlangen, daß sein Gut, wenn 
es zu jener Zeit schuldenfrei ist, als Heimstätte erklärt werde. 
Eine solche Heimstätte kann nicht in Exekution gezogen und auch 
nicht verpfändet werden; Verkauf und Teilung der unangreif- 
baren Heimstätte oder Aufhebung des Heimstättencharakters 
sind nur mit Zustimmung der Ehegattin, bei minderjährigen 
Kindern nur mit der des Familienrates möglich. Diese Beschrän- 
kungen dauern aber nur bis zum Tode des Begründers der Heim- 
stätte oder der Großjährigkeit seiner hinterbliebenen Kinder. 

Das Gesetz hat in Wahrheit keinen agrarpolitischen Cha- 
rakter; es will nicht den Kleingrundbesitz, schon gar nicht den 
bäuerlichen, sichern, sondern den Zwergbesitzer und seine Fa- 
milie persönlich gegen Verlust des Besitzes schützen, ihm die 
Erlangung einer Art Exekutionsprivileg ermöglichen; es liegt 
also in der Richtung der amerikanischen homestead exemption 
laws. 

Von der durch das Gesetz geschaffenen Möglichkeit ist kein 
erheblicher Gebrauch gemacht worden. 

f Vermehrung des Kleinbesitzes. Schließ- 
lich sei hier gleich noch ein schwacher Anlauf erwähnt, den die 
französische Gesetzgebung nach dem Kriege in der Richtung 
unternommen hat, den kleinen Grundbesitz zu vermehren. Im 
Jahre 1919 wurden die Departements und Gemeinden ermächtigt, 
Boden und ganze Güter zu kaufen und in Losen im Werte von 
höchstens Io ooo Fr. an Arbeiter und unbemittelte Leute gegen 
Barzahlung zu verkaufen. Der Erwerber muß sich verpflichten, 
den Boden selbst oder mit seiner Familie zu bestellen und kann 
ihn durch Io Jahre nicht weiterveräußern. 

Ein ergänzendes Gesetz vom Jahre 1921 stellt für diesen 
Zweck billigen Staatskredit zur Verfügung. 

Die ganze Aktion dürfte kaum nennenswerte Erfolge haben. 


4. Deutschland (alten Bestandes). 

Die agrarischen Verhältnisse — und däher auch die Agrar- 
politik — zeigten und zeigen in den einzelnen Teilen Deutschlands 
sehr große Verschiedenheiten. 

I. Hinsichtlich der Grundbesitzverteilung kann 
man drei verschiedene, in der Hauptsache homogene Gebiete 
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unterscheiden: Im Nordosten ist der Großgrundbesitz vorherr- 
schend, in Süd- und Mitteldeutschland das mittlere und große 
Bauerngut, im Westen der Kleinparzellenbesitz. In Ermanglung 
einer Grundbesitzstatistik können die Ergebnisse der Betriebs- 
zählung 1907 als Surrogat benützt werden, da in Deutschland 
Besitz und Betrieb, wenigstens in den unteren Größenstufen, 
meist zusammenfallen. Danach ergibt sich: 














Landwirt- : 
d (e) 
Ciit schaftl. be- | 04 _ R Am 
ebiet: nützte Fläche biss hal 5 bis | zo bis über 
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2. Rhein, Main, Thüringen 5,6 | 
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In Wahrheit ist der Großgrundbesitz, insbesondere im Ge- 
biet 1, ausgedehnter als der Großbetrieb, weil viele Latifundien 
und Großgüter geteilt verpachtet sind. 

Doch überwiegt in Deutschland im allgemeinen die Selbst- 
bewirtschaftung durch den Eigentümer. Verpachtet sind nur 
13% der Fläche. Dabei handelt es sich zumeist nur um Zupacht 
von Boden zu Eigentumsbetrieben. Nur 7% aller landwirt- 
schaftlichen Betriebe bestehen ausschließlich aus Pachtland. 


2 Die Agrarverfassung verwirklicht zwar im 
großen und ganzen das Prinzip des wirtschaftlichen Liberalis- 
mus; doch finden sich auch manche Ueberreste der früheren 
rechtlichen Gebundenheit. So namentlich die Fideikom- 
misse in Preußen und einigen anderen Gliedstaaten; Teil- 
barkeitsbeschränkungen im badischen Schwarz- 
wald, Sachsen, Württemberg, Teilen von Bayern, Hessen usw.: 
Anerbenrecht in Schleswig-Holstein, Mecklenburg, Han- 
lover und einigen Kleinstaaten; unteilbare Gemeinde- 
süter in Süddeutschland. 


3. Die Agrargesetzgebung ist Sache der Einzel- 
Staaten und daher sehr verschiedenartig, übrigens auch innerhalb 
des nämlichen Staates nicht immer einheitlich für alle Gebiets- 
teile (z. B. Preußen). Hier kann nur das Wichtigste kurz ange- 
führt werden. 
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a) Die Teilung der agrarischen Gemeinschaften. 


Diese wurde in Preußen seit I82I, später auch in anderen 
Gebieten Nord- und Mitteldeutschlands durchgeführt, während 
sich die Allmenden in Süddeutschland bis zur Gegenwart erhalten 
haben und dort große Verbreitung besitzen. 


b) Die Zusammenlegung der Grundstücke. 


In Verbindung mit den Gemeinheitsteilungen, zum Teil auch 
ohne solche, wurde namentlich in Preußen die Gemenglage der 
Grundstücke in weitem Umfange beseitigt. Dieses günstige Resul- 
tat ist den sehr wirksamen gesetzlichen Normen zuzuschreiben. 
Behördliche Zusammenlegungen der Grundstücke waren nach dem 
Gesetz von 182r mit den (obligatorischen) Gemeinheitsteilungen 
dann zu verbinden, wenn auch nur ein Beteiligter es ver- 
langte; seit einer Verordnung von 1831 war dazu unter Umständen 
der Antrag von 1⁄4 der Beteiligten erforderlich, nach einem Gesetz 
von 1872 der Antrag der Besitzer der Hälfte der Fläche mit der 
Hälfte des Katastralertrages. 

In Preußen wurden auf diese Weise bis zum Jahre 1908 von 
32,6 Mill. ha land- und forstwirtschaftlichem Boden (einschließ- 
lich Oed- und Unland) 18,8 Mill. ha umgelegt, ein zwar noch 
keineswegs vollständiges, aber doch außerordentlich großes Er- 
gebnis, das in keinem anderen großen Staat erreicht wurde. 

In den anderen Staaten ging man zum Teil in ähnlicher 
Weise vor, zum Teil begnügte man sich mit beschränkteren Maß- 
nahmen (Konsolidationen, Flurbereinigungen, Wegeregulierungen) ; 
nirgends aber war die Durchführung eine so umfassende. 


c) Meliorationen. 


Um die Vornahme von Bodenverbesserungen zu befördern 
oder wenigstens zu ermöglichen, haben die Gesetzgebungen 
mehrerer Staaten, z. B. Preußens, Bayerns, Württembergs, die 
Bildung von Meliorationsgenossenschaften auf Grund von Mehr- 
heitsbeschlüssen mit relativem Zwang auch auf die Widersprechen- 
den oder sogar die von Zwangsgenossenschaften ohne Rücksicht 
auf den Willen der Grundbesitzer eingeführt. 

Auch durch Organisierung des Meliorationskredites (Landes- 
kulturrentenbanken) hat die Gesetzgebung Preußens, Bayerns 
und Sachsens die Meliorationstätigkeit zu fördern gesucht. 
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In Preußen wurden so bis ıgıI rund 3800 Wassergenossen- 
schaften für I,2 Mill. ha errichtet, fast ausschließlich für Zwecke 
der Entwässerung und Bewässerung. 

Daß damit das Bedürfnis nach Bodenverbesserungen noch 
bei weitem nicht befriedigt ist, sondern weite Flächen noch der 
Meliorierung harren, ist gewiß, obgleich statistische Zahlen 
darüber fehlen. Allein die noch nicht kultivierten Moore und 
Heiden, die durch Meliorationen für die Landwirtschaft gewonnen 
werden könnten, haben in Deutschland eine Ausdehnung von 
4,2 Mill. ha, das sind 13,2% der Fläche nach altem Bestande, 
etwa ebensoviel als Deutschland infolge des Krieges verloren hat. 


d) Familienfideikommisse. 


Viele deutsche Staaten haben in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts die Errichtung von Fideikommissen verboten, 
sie aber später wieder gestattet, meist aber an eine landesherrliche 
Genehmigung geknüpft. Ihre Zahl und ihre Ausdehnung ist 
gerade im Ig. Jahrhundert stark gewachsen. So gab es in Preußen 
im Jahre 1917 1369 Fideikommisse mit 2,5 Mill. ha, d. h. 7,3% 
der Landesfläche, fast zur Hälfte aus Wald bestehend ; davon sind 
im 19. Jahrhundert 1019 errichtet worden, in den Jahren 1903 bis 
1917 216. 

Die Fideikommisse haben die Tendenz zur Vergrößerung 
auf Kosten der freien, insbesondere der kleinen Güter, sie 
führen also zur Ausdehnung des Großgrundbesitzes. In den 
Stiftungsurkunden ist sogar nicht selten der jährliche Ankauf 
von Boden vorgeschrieben. 


e) Bäuerliche Erbgüter. 

In Hessen (1855) und Bayern (1865) haben Gesetze den 
Bauern die rechtliche Möglichkeit gegeben, für ihren Besitz eine 
den Fideikommissen ähnliche Bindung zu verlangen. Der Ver- 
such ist fehlgeschlagen; die Bauern haben von dem ihnen einge- 
räumten Rechte so gut wie keinen Gebrauch gemacht. 

In Schleswig-Holstein ist 1869 Aehnliches für die Erbpacht- 
güter mit Erfolg geschaffen worden. 


f) Anerben- und Höferecht. 


Seit dem Jahre 1874 wurde in 6 Provinzen Preußens und in 
8 Kleinstaaten durch die Gesetzgebung ein fakultatives Höfe- 
oder Anerbenrecht ab intestato eingeführt. Aber nur in Hannover 
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und Westfalen haben die Bauern sich in größerer Zahl in die 
Höferollen eintragen lassen, überall sonst wehren sich die 
Bauern dagegen. Wohl aber ist in großen Teilen Deutschlands 
die gewillkürte Einzelnachfolge in Bauerngütern, oft auch unter 
Begünstigung des Uebernehmers, allgemeine Uebung; das ge- 
schieht durch Uebergabsverträge unter Lebenden, Ehepakten, 
Testamente oder durch gütliche Einigung der Miterben. 

Obligatorisch wurde das Anerbenrecht durch preußisches 
Gesetz vom Jahre 1896 für Ansiedlungs- und Rentengüter (s. u.) 
vorgeschrieben. 


g) Kampfgegen Güterschlächterei. 


Um die spekulative Ausnützung der Preisverhältnisse auf dem 
Gütermarkt durch gewerbsmäßige Händler zu bekämpfen — kleine 
Güter erzielen pro ha vielhöhere Preise als größere —, haben meh- 
rere Staaten, z. B. Bayern (1852 und 1910), Württemberg (1853), 
eigene Gesetze erlassen. In Bayern erhielten die Gemeinden und 
Raiffeisenkassen zu diesem Zwecke ein Vorkaufsrecht, wenn land- 
wirtschaftlicher Boden an gewerbsmäßige Güterhändler veräußert 
wird. Wie aussichtslos ein solches Auftreten gegen bloße Sym- 
ptome ist, ergibt sich daraus, daß von jenem Vorkaufsrecht nur 
in seltenen Fällen tatsächlich Gebrauch gemacht wird. 


h) Verschuldungsgrenze. 


Die sub d bis g angeführten gesetzlichen Maßregeln be- 
zwecken die Erhaltung der bestehenden Besitzeinheiten — Groß- 
grundbesitzungen oder Bauerngüter — gegenüber entgegenwir- 
kenden Tendenzen, insbesondere gegen Teilungen unter Lebenden 
oder im Erbwege. Ein weiteres, den Besitzstand gefährdendes 
Moment ist die Verschuldung. Die zahllosen Pläne und Vor- 
schläge, um den Grundbesitz zu entschulden oder vor über- 
mäßiger oder irrationeller Verschuldung zu bewahren, haben 
zu positiven Ergebnissen nicht geführt. 

Zwar hat Preußen im Jahre 1906 ein Gesetz erlassen, wonach 
Grundbesitzer freiwillig eineVerschuldungsgrenze in dasGrundbuch 
eintragen lassen können, wobei als Verschuldungsgrenze die Belei- 
hungsgrenze jener örtlichen Kreditanstalt gilt, die dafür im Verord- 
nungswege bestimmt wird. Dieses Gesetz ist auch für eine Provinz 
— Ostpreußen — im Jahre 1908 in kraft gesetzt worden. Praktische 
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Bedeutunghat dasaber nicht gehabt, weilnur wenige Grundbesitzer 
sich freiwillig der erwähnten Beschränkung unterwarfen. — 

Eine Reihe weiterer Maßnahmen hatte nicht die Erhaltung, 
sondern die Aenderung der bestehenden Grund- 
besitzverteilung zum Ziel oder doch zur Folge, und zwar 
in doppelter Richtung: Es kann sich dabei um die Ausdehnung 
des großen auf Kosten des kleinen Besitzes oder um die Vermeh- 
rung dieses Letzteren auf Kosten jenes handeln. Früher war in 
Preußen, das dabei vor allem in Betracht kommt, eine Tendenz 
zugunsten des großen Besitzes vorhanden, seit 1886 besteht 
eine solche zugunsten des Kleinbesitzes. 


i) Die Bauernbefreiung, die Kreditorganisation 
und ihre Folgen. 


Durch die Art, wie die Deklaration vom Jahre 1816 das 
preußische Regulierungsedikt abgeändert hat, ist ein großer Teil 
des Bauernlandes vom Großgrundbesitz aufgesogen worden. 
Fast % Mill. ha mußten die Bauern für die Erlangung ihrer Frei- 
heit und für die Aufhebung der untertänigen Dienste ihren Guts- 
herren abtreten und 100 000 Bauerngüter im Gesamtausmaß von 
1, Mill. ha wurden in den folgenden Jahrzehnten von den Groß- 
grundbesitzern infolge der Beseitigung des bis dahin geltenden 
»Bauernschutzes« erworben. Auf diese Weise dehnte sich der 
Grundbesitz in den alten Teilen Preußens um rund ı Mill.ha aus. 

Dieser Prozeß hat auch später nicht aufgehört und wurde 
wesentlich durch die Kreditorganisation, die Landschaften und 
Ritterschaften, gefördert, die nur den Großgrundbesitzern wohl- 
feilen Kredit gewährten, insbesondere auch zum Zweck des Grund- 
kaufes. Ja, dieses Kreditsystem bildete dafür geradezu einen 
Anreiz, weil sich mit der Größe des Besitzes die Kreditbasis für 
den Grundbesitzer erweiterte. 


k) Innere Kolonisation. Rentengüter. 


Durch die sogenannte Ansiedlungsgesetzgebung 
hat sich der preußische Staat seit dem Jahre 1886 bemüht, in 
den Provinzen Westpreußen und Posen die in den Händen von 
Polen befindlichen Güter zu kaufen und auf ihnen Kolonien von 
deutschen Bauern anzulegen. Zur Durchführung dieser nationale 
Zwecke verfolgenden Aktion wurden eigene staatliche Ansied- 
lungskommissionen geschaffen und ihnen durch ein Gesetz vom 
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Jahre 1908 auch ein beschränktes Enteignungsrecht gegeben, 
von dem aber fast kein Gebrauch gemacht worden ist. 

Bis zum Jahre 1913 wurden 32r 000 ha in 22 000 Ansied- 
lungen ausgetan, davon IQ 000 in der Form von Rentengütern. 
Bis zum Jahre 1903 hat der preußische Staat für diesen Zweck 
rund 1,055 Mill. M. ausgegeben. 


Auch in den anderen Provinzen suchte der preußische Gesetz- 
geber eine innere Kolonisation durch das Rechtsinstitut der 
Rentengüter herbeizuführen, d. h. dadurch, daß die Mög- 
lichkeit geschaffen wurde, Grundbesitz ohne Kapitalszahlung zu 
erwerben, bloß gegen die Verpflichtung zur Zahlung einer festen 
Rente. Dabei kann deren Ablösbarkeit von der Zustimmung 
beider Teile abhängig gemacht werden. Durch ein Gesetz vom 
Jahre 1891 können die sogenannten Rentenbanken zwischen dem 
Verkäufer und dem Käufer des Rentengutes in der Art vermitteln, 
daß sie dem ersteren den Kaufpreis in verzinslichen, vom Staat 
garantierten Rentenbriefen auszahlen, dagegen vom Rentenguts- 
besitzer eine unkündbare jährliche Rente einheben, die zur Verzin- 
sung und Amortisation der Rentenbriefe dient. Die so gebildeten 
Rentengüter können ohne behördliche Genehmigung nicht geteilt 
oder mit größeren Gütern vereinigt werden. 21500 Rentengüter 
mit 240 000 ha wurden auf diese Weise errichtet. 

Auf Grund der beiden vorstehend skizzierten Aktionen sind 
also im Laufe von mehr als 2 Jahrzehnten, etwa 43 000 Bauern- 
güter, überwiegend zwischen 5 und 50 ha, mit rund 360 000 ha 
gebildet worden, gewiß ein sehr mäßiger Erfolg. Wobei noch zu 
bedenken ist, daß wenigstens ein Teil dieser Bauerngüter wohl 
auch ohne jene Gesetzgebung entstanden wäre. Hat doch gleich- 
zeitig die private Siedlungstätigkeit in Ostelbien einen größeren 
Umfang gehabt, als die Rentengutsbildung. Ueberhaupt machte 
sich in dieser Zeit eine Entwicklung im Sinne der Vermehrung 
der kleinen und mittleren Betriebe bemerkbar. So ergibt der Ver- 
gleich der beiden Betriebszählungen 1882 und 1907 für Preußen, 
daß die Zahl der Betriebe von 5—20 ha um 108 775 und ihre 
landwirtschaftlich benützte Fläche um I 027 919 ha zugenommen 
hat, also doppelt so stark, als die Ansiedlungs- und Rentengüter 
in längerer Zeit (s. auch S. ııo Güterschlächterei). 

Jedenfalls haben die Kolonisationsgesetze Preußens eine 
wesentliche Aenderung der Grundbesitzverteilung nicht bewirkt. 
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5. Oesterreich (alten Bestandes). 


I. Die Grundbesitzverteilung besaß in Oester- 
reich analoge Verschiedenheiten wie in Deutschland. 

Die Landwirtschaft dr Alpenländer besteht fast 
mr aus Bauerngütern; daneben gibt es große Forstwirtschaften. 
Auch haben sich hier Almenden in großer Ausdehnung er- 
halten. 

Die Sudetenländer haben einen kräftigen Bauern- 
stand und viel Groß- und Latifundienbesitz. (S. darüber unten 
2. Abschnitt, Kapitel 12.) 

Indm Karpathengebiet dominiert der Großbesitz; 
daneben gibt es aber kaum Bauern, sondern fast nur noch Zwerg- 
giter, Nach der Betriebszählung des Jahres 1902 waren 80%, 
aler landwirtschaftlichen Betriebe Galiziens unter 5 ha groß 
und umfaßten nur 28%, der Fläche, während 0,8% aller Be- 
trebe über 100 ha bewirtschafteten Boden besaßen; und zwar 
43% der Gesamtfläche. In Wahrheit ist die Grundbesitzver- 
telung noch krasser, als es die vorstehenden Zahlen der Be- 
tnebsgliederung zeigen, da viele Großgüter geteilt verpachtet 
oder z. T. als Deputatland ausgegeben sind. 

Inden Karstländern herrscht der Klein- und Zwerg- 
besitz vor, der Boden ist vielfach in ganz unglaublicher Weise 
zersplittert, 

Im allgemeinen ist in Oesterreich die Eigenbewirtschaftung 
die Regel. Von allen Landwirtschaftsbetrieben Oesterreichs be- 
stehen nach der Betriebszählung vom Jahre 1902 nur 3% bloß 
aus Pachtland. Wohl aber hat 14 aller Betriebe zum eigenen 
Besitz noch Flächen dazu gepachtet. 

Die landwirtschaftlichen Besitzungen sind räumlich nur 
selten geschlossen. Ueberwiegend herrscht Gemenglage der Grund- 
tücke vor; diese bestehen zumeist aus vielen langen, schmalen 
Remenparzellen, die überdies zum Teil nicht frei zugänglich 


ind, so daß zwar nicht rechtlich, aber tatsächlich Flurzwang 
besteht, 


2 De Agrarverfassung ist seit den Gesetzen 
der Jahre 1848—1868 im allgemeinen liberal. Die Grundent- 
stung, eine Folge der Revolution des Jahres 1848, war — im 


Gegensatz zur Stein-Hardenbergischen Gesetzgebung Preußens — 
Aschiv für Sogialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 1. 8 
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von durchaus bauernfreundlichem Geiste erfüllt. Gegen Ueber- 
nahme einer niedrigen, zeitlich begrenzten Ablösungsrente er- 
langten die Bauern die Freiheit von ihren untertänigen Leistungen, 
volles, nur noch bis zum Jahre 1868 einigermaßen beschränktes 
Eigentum, und zwar ohne Minderung ihres bisherigen Besitz- 
standes. Die Teilungs- und Vererbungsbeschränkungen fielen 
1866—1868. 

Doch ist der Liberalismus nicht ausnahmslos verwirklicht. 
Vielmehr blieben manche Einrichtungen aus der alten Zeit der 
Gebundenheit aufrecht. So die Fideikommisse; die unteilbaren 
agrarischen Gemeinschaften (Gemeindegüter, Nachbarschaften 
usw.); ferner die unablösbaren Wald- und Weidenutzungen; in 
Nordtirol die Unteilbarkeit der Bauerngüter und ihre Vererbung 
nach Anerbenrecht. 


3. Die Agrargesetzgebung war nicht von günsti- 
gen Erfolgen begleitet. 


a) Die Servitutengesetzgebung. 


Die seit alters her bestehenden, ungemein verbreiteten 
Nutzungsrechte der Bauern an den herrschaftlichen Wäldern, 
Almen und Weiden bildeten, namentlich in den Gebirgsgegenden, 
eine unentbehrliche Voraussetzung für die auf Viehzucht ange- 
wiesenen Bauernwirtschaften. Doch waren sie um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts in arge Verwirrung geraten, verhinderten 
großenteils eine rationelle Kultur und Wirtschaftsführung auf 
den belasteten Grundflächen und waren der Anlaß zu unzähligen 
Streitigkeiten und Kämpfen zwischen den Beteiligten. Darunter 
litt die Landeskultur außerordentlich, Wälder und Alpen wurden 
verwüstet. 

Das Patent vom Jahre 1853 sollte den unhaltbar gewordenen 
Zuständen ein Ende machen. Es schrieb die Ablösung oder, wo 
diese nicht vorzunehmen war, die bloße Regulierung der für die 
alpine Landwirtschaft hochwichtigen Servituten vor. Dieses 
Gesetz aus der Reaktionszeit begünstigte aber in außerordent- 
licher Weise ganz einseitig die Besitzer der belasteten Wälder 
und Weidegebiete auf Kosten der nutzungsberechtigten Bauern. 
Wo die bäuerlichen Nutzungsrechte durch Ablösung beseitigt 
wurden, erhielten die Bauern als Ersatz völlig unzulängliche 
Grundstücke oder statt dessen .Geldbeträge, die nur einen 


X 


Die Agrargesetzgebung der europ. Staaten vor u. nach d. Kriege. II5 


kleinen Bruchteil des Wertes der Servituten ausmachten. 
Infolge dessen gingen viele Bauern zugrunde. Auch die bloßen Re- 
gulierungen geschahen in einer solchen Weise, daß die Nutzungs- 
rechte zum Teil zugunsten der Verpflichteten ohne Entschädigung 
konfisziert oder doch stark eingeschränkt, ihre Ausübung den 
Bauern ungemein erschwert wurden. Diese Nutzungen sind aber 
großenteils für den Betrieb der alpinen Bauernwirtschaften unent- 
behrlich. Ihre Einschränkung hat, in Verbindung mit der für den 
Kleinbesitz äußerst ungünstigen Jagdgesetzgebung, dazu geführt, 
daß in den Alpen außerordentlich viele Bauernwirtschaften ihr 
wirtschaftliches Fundament verloren und nicht fortgeführt werden 
konnten; sie wurden von Großgrundbesitzern aufgekauft, der 
Boden wurde aufgeforstet oder als Jagdgrund verwendet, an 
Stelle der bäuerlichen Landwirtschaft und der Almen entstanden 
große Jagdreviere für den Adel, was mit einem Rückgang der 
Bodenproduktion und insbesondere der Viehzucht verbunden 
war. 


b) Die Gesetzgebung über die agrarischen 
Gemeinschaften. 


Die gemeinsame Nutzung der extensiven Kulturen — Wäl- 
der, Weiden, Alpen — ist in Oesterreich sehr ausgedehnt. Die 
Almenden und Gemeingüter machen mehr als 31 000 km?, über 
10%, der Gesamtfläche, aus. Sie befinden sich großenteils in sehr 
unwirtschaftlichem, ganz ungeregeltem Zustande. Das hat in 
weitem Umfang zu einer Verwüstung weiter, für die österreichische 
Landwirtschaft, insbesondere die Viehzucht, hochwichtiger Flä- 
chen geführt. Seit dem Jahre 1883 wurden Reichs- und Landes- 
gesetze erlassen, um diese Uebelstände durch Teilung oder Regu- 
lierung der Agrargemeinschaften zu beseitigen. Sie hatten 
indessen nur geringe praktische Wirksamkeit. Sie knüpfen näm- 
lich die Vornahme der Regulierung oder Teilung der Gemein- 
schaften an die Voraussetzung, daß eine Quote der Beteiligten 
— in der Regel wenigstens die Hälfte — einen dahingehenden 
Antrag gestellt hat (nur in Kärnten ist wenigstens die Regulierung 
unabhängig vom Willen der Beteiligten von Amts wegen vorzu- 
nehmen). 

Infolge dieser erschwerenden Bedingung waren bis zum 
Jahre 1916, also nach etwa einem Menschenalter, nur 2012 
Gemeinschaften mit rund 122000 ha geteilt oder reguliert worden; 

gE 
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es sind das 3% der 3,1 Mill. ha agrarischer Gemeinschaften, 
Solche Operationen waren bis Ende des Jahres 1916 bloß auf 
215 000 ha auch nur eingeleitet worden! 

Das bedeutet einen Mißerfolg der Gesetzgebung. 


c) Die Zusammenlegung der Grundstücke. 


Gleichzeitig mit den eben besprochenen wurden Gesetze 
über die Zusammenlegung der Grundstücke erlassen. Sie hatten 
einen noch geringeren Erfolg, weil für ihre Vornahme noch 
strengere Voraussetzungen vorgeschrieben waren. Nicht nur, 
daß vor Beginn der Arbeiten die Hälfte der Grundbesitzer 
einen diesbezüglichen Antrag stellen muß; nach Beendigung der 
sehr langwierigen, komplizierten und kostspieligen Arbeiten be- 
darf der fertiggestellte, detaillierte Zusammenlegungsplan auch 
noch der abermaligen Zustimmung der Mehrheit der Besitzer, 
die überdies 33 des Katastralreinertrages repräsentieren müssen. 
Diese ganz ungerechtfertigte Erschwerung ist allerdings durch 
Landesgesetze der Jahre 1909 bis IgI2 in einer Reihe von 
Kronländern dadurch gemildert worden, daß es schon genügt, 
wenn ein Drittel der Grundbesitzer mit der Hälfte des Kata- 
stralreinertrages die Zusammenlegung verlangt; ferner dadurch, 
daß die zweite Abstimmung beseitigt wird. Gleichwohl ist es 
nicht gelungen, eine regere Zusammenlegungstätigkeit zu er- 
zielen. In 33 Jahren, bis zum Jahre 1916, sind nur 108 Zusammen- 
legungen auf 65 ooo ha durchgeführt worden; da in Oesterreich 
ohne Galizien 17 372 Katastralgemeinden vorhanden sind, in 
denen ein dringendes Bedürfnis nach diesen so ungemein vorteil- 
haften Operationen besteht, muß man hier von einem vollständi- 
gen Fehlschlagen der Gesetzgebung sprechen. 


d) Anerben-und Höferecht. 


Ein Reichsgesetz vom Jahre 1887 ermächtigt die Landes- 
gesetzgebungen, für »landwirtschaftliche Besitzungen mittlerer 
Größe« die ungeteilte Vererbung ab intestato unter materieller 
Begünstigung des Anerben vorzuschreiben und überdies auch 
die Teilung solcher Güter zu beschränken. Von dieser Möglich- 
keit haben indessen die meisten Länder keinen Gebrauch gemacht; 
die Bauern in den Landtagen haben zumeist eine solche Auf- 
hebung ihrer wirtschaftlichen Freiheit abgelehnt. Von den 
17 Kronländern hat nur Tirol das schon von alters her bestehende 
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bäuerliche Sonderrecht mit Unteilbarkeit der Bauerngüter und 
Anerbenrecht (s. o.) reformiert, Kärnten und Böhmen haben zwar 
Anerbenrecht, aber nicht die Unteilbarkeit für Bauerngüter ein- 
geführt. 
Auch rein äußerlich genommen war demnach der Erfolg 
äußerst gering. 
e) Rentengüter. 


Galizien und die Bukowina haben in den Jahren 1905 und 
1906 Gesetze erlassen, welche den Bauern die freiwillige Be- 
gründung von Rentengütern gestatten. Gebrauch ist davon nur 
in verschwindendem Ausmaße gemacht worden. In Galizien 
waren bis zum Jahre 1912 Rentengüter im Gesamtausmaß von 
8000 ha errichtet worden! 


f) Meliorationen. 


Die österreichischen Wassergesetze erleichtern die Vornahme 
von gemeinsamen Bodenverbesserungen dadurch, daß sie die 
Bildung von Meliorationsgenossenschaften, insbesondere für Ent- 
wässerungen und Bewässerungen, auf Grund von Mehrheits- 
beschlüssen gestatten und daß sie den Umlagen solcher Genossen- 
schaften ein vorzugsweises Pfandprivileg auf den Grundstücken 
gewähren. Auch staatliche Mittel sind in der Form der Errich- 
tung eines eigenen Meliorationsfonds für diese Zwecke zur 
Verfügung gestellt worden. Außerdem hat ein Gesetz vom 
Jahre 1896 den Darlehen für Einzelmeliorationen unter gewissen 
Voraussetzungen die Priorität vor älteren Hypotheken einge- 
räumt, um den Grundbesitzern die Erlangung von Meliorations- 
kredit zu ermöglichen. 

Gleichwohl ist die Meliorationstätigkeit in Oesterreich ver- 
hältnismäßig gering geblieben, so daß noch sehr weite Flächen 
verbesserungsbedürftig sind. 


6. Rumänien. 


Von den Balkanstaaten besaß bloß Rumänien vor dem 
Kriege eine reiche, allerdings nicht durchaus erfolgreiche Agrar- 
gesetzgebung. 

I. Grundbesitzverteilung und Agrarver- 
fassung. 
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Dem sehr ausgedehnten Großgrundbesitz stand fast unver- 
mittelt eine ungeheure Zahl von Klein- und Zwergbesitzern gegen- 
über; mittlere und größere Bauerngüter waren nicht zahlreich. 

Das zeigen folgende Zahlen für das Jahr 1905. 














Zahl der Grund- it onem Bei 
Größe der Grundbesitzungen besitzer 
in 10o | in% ]jinMill.ha| in% 
bis ha ......2 20. 5 ; 40,3 
o». o obe a o II,O 
über 100 ha ...... >. 48,7 





Für die Kleingüter ergibt sich eine durchschnittliche Größe 
von nur 3,5 ha, was überhaupt, schon gar bei der dortigen exten- 
siven Bodenbestellung, für die Erhaltung einer Familie bei weitem 
nicht ausreicht; ist doch berechnet worden, daß dafür die doppelte 
Fläche knapp genügen würde. Bauerngüter im mitteleuropäi- 
schen Sinne waren in Rumänien so gut wie nicht vorhanden. 
Dagegen gehörte fast die Hälfte der Bodenfläche 5000 Guts- 
herren; von diesen besaßen 2049 eine Fläche von 2,2 Mill. ha, 
28%, des Landes. 

Es ist das die Folge der Bauernbefreiung der Jahre 1862 bis 
1864, die einseitig zugunsten der politisch herrschenden Guts- 
herren orientiert war und bei der 516 000 Bauern nur 2 Mill. ha 
Boden zugewiesen erhielten. Ueberdies verloren dabei die Bauern 
die Gemeindeweiden an die Gutsherren. Da andere Weideplätze 
fehlten, waren sie gezwungen, um ihr Vieh zu erhalten, über- 
mäßig hohen Weidezins an die Großgrundbesitzer zu zahlen oder 
Gutsarbeit zu leisten. 

Der Großgrundbesitz wird zu jener Zeit nur etwa zur 
Hälfte in eigener Regie bewirtschaftet — die Großbetriebe 
betragen nur rund 2 Mill. ha —, zur Hälfte direkt oder durch 
Zwischenpacht an die Kleinbauern verpachtet. Diese müssen 
wegen der Unzulänglichkeit ihres eigenen Besitzes von den 
Gutsbesitzern Boden zu den ungünstigsten Bedingungen hinzu- 
pachten. Geldpacht ist dabei selten, Anteilspacht oder Arbeits- 
pacht die Regel. Bei diesen beiden verbreiteten Pachtformen 
greift ein Ausbeutungssystem großen Stils Platz. Bei der Anteils- 
pacht — gewöhnlich ı : ı — wird der Bauer in höchstem Maße 
übervorteilt und schikaniert. Bei der Arbeitspacht muß der 
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Bauer für jeden gepachteten Hektar einen Hektar gutsherrlichen 
Bodens während des ganzen Jahres vollständig bearbeiten, wobei 
überdies häufig der gepachtete Boden zu niedrig, der zu bear- 
beitende zu groß ausgemessen wird. Großenteils zwingt die Not- 
lage die Bauern, sich auf den großen Gütern als Landarbeiter zu 
verdingen. So bearbeiten die Bauern tatsächlich den größten 
Tel — etwa ®/, — der Güter, sei es als Pächter, sei es als Guts- 
arbeiter, 

Zudem müssen sie noch das ganze lebende und tote Inventar 
bistellen. Vom gesamten Inventar des Landes gehören etwa 
"a den Bauern, nur !/,, dem Großgrundbesitz; die Gutsherren 
besitzen nur 8%, des Zugviehes, aber 76%, der Weideflächen! 

Infolge ihrer Notlage sind die Bauern überdies gezwungen, 
sch bei dem Großgrundbesitzer zu verschulden; Zinsen wie 
Kapital müssen sie dann auf den Gütern abarbeiten. 

Durch alle diese Umstände sind die Bauern auch nach der 
Bauernbefreiung ungefähr ebenso unfrei wie vorher; sie müssen 
Zwangsarbeiten leisten; nicht selten muß zu deren Durchsetzung 
militärische Gewalt in Anspruch genommen werden. 

Diese Situation wird noch dadurch überaus verschärft, daß 
ich zwischen die Gutsherrn und Bauern große Zwischenpächter 
änschieben, welche die Ausbeutung vervielfachen. Riesige Pacht- 
truste haben sich gebildet, welche die Latifundien in der 
Hand haben und die wirtschaftliche Abhängigkeit der Bauern 
ind die Höhe der Pachtzinse steigern. So gab es im Jahre 1905 
enen solchen Trust mit 5 Mill. ha! 

Die Lage der Bauern war eine furchtbare. Die landwirt- 
xhaftlichen Kollektivverträge wurden immer ungünstiger; die 
Pachtzinse und Weidegelder stiegen in 23 Jahren auf das Drei- 
lache; durch die rasche Bevölkerungsvermehrung verkleinerten 
ich bei dem gänzlichen Fehlen einer Industrie die bäuerlichen 
Besitzeinheiten immer mehr; der Landhunger wuchs. Schließlich 
brachen große Agrarunruhen aus, die zu einer Reihe von Agrar- 
sssetzen zwangen. 


2 Agrargesetzgebung. 


Im Jahre 1907 wurden Gesetze über landwirtschaftliche 
Pacht- und Arbeitsverträge und über Gemeindeweiden erlassen, 
in Jahre 1908 über die Ruralkasse, 1909 über Pachttrusts, 
1909 über die Verpachtung der Güter der toten Hand an bäuer- 
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liche Genossenschaften, roro über Meliorationen, 1912 über die 
Uebertragung der Güter der juristischen Personen an den Staat 
und über die Veräußerung der Staatsgüter an die Bauern. Alle 
diese Gesetze sind von den Agrarreformen in Rußland stark 
beeinflußt, wo in vieler Hinsicht die Verhältnisse ähnlich lagen; 
allerdings fehlt in Rumänien die russische Einrichtung des Mir. 


a) Regelung des Verhältnisses zu den Gutsherren. 


Die Arbeitspacht wird verboten, Zupachten werden auf die 
Dauer von 5 Jahren beschränkt; Regionalkommissionen sollen 
Maximalpachtpreise, Minimallöhne und Maximalweidegelder fest- 
setzen. Eigene Vorschriften bekämpfen die Mißbräuche und 
Uebervorteilungen bei der Anteilspacht. 

Ferner wird die Bildung von Gemeindeweiden aus den Be- 
sitzungen des Staates, der juristischen Personen und der Privat- 
güter befördert, jedoch ohne Zwangsenteignung. 

Gegen die Pachttruste richtet sich das Verbot, mehr als zwei 
Güter mit zusammen höchstens 4000 ha direkt oder indirekt zu 
pachten. 

Wie weit alle diese Vorschriften verwirklicht worden sind, 
läßt sich nicht feststellen. Daß sie aber in großem Umfang nicht 
befolgt wurden, ist sicher. 


b) Pachtgenossenschaften. 


Die Bildung von bäuerlichen Pachtgenossenschaften mit 
unbeschränkter Haftung wird durch Kreditgewährung unter- 
stützt. Diesem Zwecke dient die Zentralkasse der Volksbanken. 
Die Genossenschaften, die größere Flächen, meist über Iooo ha, 
pachten, verpachten diese wieder an ihre Mitglieder in Parzellen 
von höchstens Io ha zur individuellen Bewirtschaftung. 

Staat, Gemeinden, juristische Personen sind verpflichtet, 
ihre Güter, wenn sie sie nicht selbst bewirtschaften, an solche 
Genossenschaften zu verpachten, die durch staatliche Inspek- 
toren überwacht werden. | 

Im Jahre 1912 gab es über 500 Pachtgenossenschaften mit 
rund Ioo 000 Mitgliedern und 400 000 ha. 


c) Vermehrung des Bauernlandes. 


= Eine halb staatliche, halb private Ruralkasse soll — ähnlich 
wie die russische Bauernbank — mit Hilfe ihres Kredits Land 
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von den Gutsherren kaufen und in Parzellen, in der Regel von 
5 ha, an Bauern weiterverkaufen. 

Bis 1912 sind auf diese Weise 2726 Stellen von zusammen 
12426 ha gebildet worden. 

Ferner wird vorgeschrieben, daß alle Güter von Bezirken, 
Gemeinden und juristischen Personen zwangsweise gegen Entgelt 
auf den Staat übertragen werden sollen. Dieser soll sie und 
seinen früheren Besitz in Parzellen von in der Regel 5 ha auf 
Kredit veräußern. Die so zu verteilende Bodenfläche wird mit 
550 000 ha angegeben. | 

Eine wesentliche Aenderung der Grundbesitzverhältnisse 
ist durch diese Vorschriften bis zum Kriegsbeginn nicht erfolgt. 
Die Zahlen der Grundbesitzverteilung zeigen im Jahre 1913 fast 
ganz dasselbe Bild wie im Jahre 1905. 


d) Meliorationen. 


Diese sollen dadurch befördert werden, daß widerstrebende 
Minderheiten zur Teilnahme an Bodenverbesserungen gezwungen 
werden können. Es sollen 930 000 ha für Urbarmachung, 460 000 
fir Entwässerung, 470 000 für Ueberschwemmungsschutz in 
Betracht kommen. 


7. Rußland. 


Etwa 80% der ganzen Bevölkerung Rußlands gehören dem 
Bauernstande an. Die Bauernfrage ist daher die Lebensfrage Ruß- 
lands, 


I. Die Grundbesitzverteilung. 


Verläßliche Zahlen über die Grunbesitzverteilung im frü- 
heren Rußland existieren nicht. Doch ist es sicher, daß nach der 
Bauernbefreiung Latifundien auf. der einen Seite, Klein-, ja 
Zwergwirtschaften auf der anderen Seite fast unvermittelt 
nebeneinander bestanden, während es an mittleren und großen 
Bauerngütern fast ganz fehlte. 

S sollen um das Jahr 1903 

16—20 Mill. Bauern etwa ı5o Mill. d, 

20 000—30 000 Gutsherren etwa 40 Mill. d 
m Besitz gehabt haben (die Angaben schwanken); dazu kamen 
weite Flächen Staatsbesitz, Krongüter, Besitz von Städten, 
Klöstern, Kirchen usw. 
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Im Laufe der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts vollzog 
sich eine starke Verschiebung zugunsten des Bauernlandes; ein 
erheblicher Teil des Großgrundbesitzes ging in bäuerliche Hände 
über. So wurden die adeligen Güter im europäischen Rußland 
zu Beginn der doer Jahre auf 79 Mill. d geschätzt, im Jahre 1877 
auf 73, im Jahre 1887 auf 65; die Verminderung der Gutsfläche 
setzte sich dann noch weiter fort. Indessen wurden dadurch 
die Bauernwirtschaften nur vermehrt, nicht vergrößert. Denn 
noch weit rascher als das Bauernland wuchs die Zahl der 
Bauern; so betrug die Vermehrung des Bauernlandes in vier 
Jahrzehnten etwa 20%, die der bäuerlichen Besitzer dagegen 
etwa 90 %, so daß die durchschnittliche Fläche eines Bauerngutes 
auf weniger als die Hälfte sank. 

Die Besitz- und Betriebsflächen decken sich nicht durchaus. 
Die großen Güter werden nur zum Teil von ihren Besitzern in 
eigener Regie als Großbetriebe geführt; ein großer Teil von ihnen, 
sowie die Staats- und Kirchengüter sind an benachbarte Bauern 
verpachtet (s. u.) und werden von diesen mit ihrem eigenen Inven- 
tar bestellt. Diese Pachtungen wurden im Jahre 1905 auf 
30 Mill. d geschätzt. 

Das Eigentum am Bauernland steht überwiegend nicht den 
wirtschaftenden Bauern zu, sondern zu 81%, dem Mir (s. u.). Nur 
19% stehen in Sondereigentum der Bewirtschafter;; letzteres ist 
namentlich in Polen, Lithauen, Kleinrußland vorherrschend. 


2. Die Agrarverfassung. 


Die durchaus gebundene russische Agrarverfassung des 
19. Jahrhunderts ist eigenartig und kompliziert. In ihrem 
Mittelpunkt steht der Mir, die Gemeinde. Es ist das ein 
Zwangsverband aller Gemeindemitglieder, die solidar für das 
Eingehen der Steuern haften. Der Boden ist unter die Bauern 
verteilt, aber bloß zu zeitlicher Nutzung bis zur nächsten Um- 
teilung, bei welcher der Boden wieder an die Gemeinde zurück- 
fällt. Jeder in der Gemeinde Geborene (» Seele «) hat grund- 
sätzlich Anspruch auf einen Landanteil bei der nächsten Umtei- 
lung. Die Teilung kann nach verschiedenen Maßstäben erfolgen 
— nach Familien, nach Köpfen usw. Jeder Anteil besteht aus 
einer großen Anzahl, mindestens 20, oft über r00, in der 
Flur zerstreuter Bodenstücke, meist in Riemenform, oft nicht 
einmal ı m breit und viele Kilometer lang. Sie sind durch unbe- 
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baute, verunkrautete Grenzraine getrennt, die !/, der Boden- 
fläche ausmachen; sie liegen gewöhnlich vom Hof sehr weit ent- 
fernt, bis zu 15, 20 und mehr Kilometer, und werden daher zum 
Teil unbebaut gelassen. Der Mir entscheidet über den Anbau 
— ob dieser gemeinschaftlich oder getrennt zu geschehen hat —, 
er übt die Aufsicht und Kontrolle und einen Flurzwang aus; 
er kann einem säumigen Schuldner die Erzeugnisse, ja den 
Boden wegnehmen und ihm Arbeit zuweisen. Er besitzt über 
die Bauern die niedrige Gerichtsbarkeit und die Polizeigewalt, 
das Recht der Prügelstrafe; ja er kann sie sogar nach Sibirien 
verschicken. Der Bauer hat kein Verfügungsrecht über sein Anteil- 
land, kann es nicht veräußern, nicht verschulden; er darf die 
Gemeinde ohne einen von dieser ausgestellten Paß, der aber meist 
wegen der Solidarhaft verweigert wird, nicht verlassen. 

Bis zur Bauernbefreiung waren die Bauern überdies persön- 
lich unfrei, leibeigen und zu Zwangsdiensten oder Geldleistungen 
an ihre Gutsherren verpflichtet. 


3 Die Agrargesetzgebung. 


Diese ist überwiegend von den Interessen der Gutsherren, seit 
Beginn des 20. Jahrhunderts überdies von der Furcht vor den 
immer gefährlicher werdenden Agrarunruhen bestimmt. 


a) Die Bauernbefreiung. 


Die im Jahre 1861 begonnene Reform, die durch keine 
Bauernbewegung veranlaßt und ohne Mitwirkung der Bauern 
beschlossen und durchgeführt worden ist, erfolgte scheinbar 
zugunsten der Bauern, tatsächlich aber im Interesse der Guts- 
herren; sie ermöglichte diesen, ihre Betriebe auf eine modernere 
Grundlage zu stellen, gab den Bauern in Wahrheit keine wirt- 
schaftliche Freiheit, sondern bewirkte deren völlige Verelendung 
und den gänzlichen Verfall der bäuerlichen Agrarverhältnisse. 

Die Leibeigenschaft und die Zwangsleistungen fielen aller- 
dings weg. Nicht aber die oben skizzierte Unfreiheit gegenüber 
dem Mir. Dieser tritt vielmehr an die Stelle des Gutsherrn. 

Die Bauern erhielten kein Privateigentum an ihrem bisheri- 
gen Besitz; sondern der Boden wurde dem Mir zugewiesen, und 
zwar im Verhältnis zu seiner » Seelenanzahl «. Für diese Zu- 
Weisung stellte das Gesetz örtlich differenzierte, überall aber sehr 
Niedrige Ober- und Untergrenzen pro Anteil auf; die Maxima 
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schwanken zwischen 4 und ı2, die Minima zwischen ı und 3 d; 
die durchschnittliche Landzuteilung soll 4 d betragen haben. 
Die so zugeteilten Flächen waren zum Teile sogar geringer als 
der bisherige Besitz der Bauern; und sie verkleinerten sich 
durch die rasche Bevölkerungszunahme später immer mehr; 
nach manchen Schriftstellern bis zu einem Durchschnitte von 
2,6 d pro Seele. 

Die angegebenen Flächen darf man nicht mit dem für West- 
europa geltenden wirtschaftlichen Maßstab messen; Flächen, 
die in Deutschland für ein mittleres oder großes Bauerngut aus- 
reichen, genügen in Rußland nicht zur Gewinnung des dürftigsten 
Lebensunterhaltes. Man muß sich gegenwärtig halten, daß die 
russischen Bauern auf einem furchtbar tiefen Bildungsniveau 
stehen, daß sie ihre Güter ganz primitiv, höchst extensiv bewirt- 
schaften, mit schwarzer Brache, ohne Düngung, mit höchst 
unzweckmäßigen Geräten usw. 

Nach Kennern sollen über 40 %, der Bauern bei der Betreiung 
weniger Land erhalten haben, als zur Fristung der notdürftig- 
sten Existenz erforderlich ist; 20,4% der Bauern nur soviel, um 
die Familie, nur 9% genug, um auch das Vieh zu ernähren; es 
seien im Jahre I9oo seien 44 Millionen landwirtschaftliche Arbeits- 
kräfte vorhanden, aber nur ıı Millionen zur Bestellung des 
Anteillandes nötig gewesen. Eine Untersuchungskommission hat 
im Jahre 1895 gegenüber einem Normalkonsum von 20 Pud Ge- 
treide pro Kopf den tatsächlichen Verbrauch der Bauern mit 
nur 3,4 Pud festgestellt, d. h. mit 17% des Erfordernisses! Das 
Fehlende mußte auf andere Weise beschafft werden. 

Dabei hatten die Bauern ihre »Befreiung« noch mit 
schweren Lasten zu erkaufen: Sie mußten an die Gutsherrn 
große Summen leisten, mit denen sie bald in Rückstand kamen. 
Daran ändert es auch nichts, daß der Staat diese Summen an die 
Gutsherren beglich und sie sich von den Bauern verzinsen und 
amortisieren ließ. Erst in den Jahren I905—1907, als die Agrar- 
unruhen ihren Höhepunkt erreichten, wurden diese Schulden 
gestrichen. 

Dazu kam die Ueberlastung der Bauern mit Steuern. Die 
Steuerrückstände machten z.B. 1892 68% der Jahresschuldigkeit 
aus, IQOI 128%, in einzelnen Gebieten sogar über 200%! 

Die normale Notlage der Bauern steigerte sich nicht selten 
zur Hungersnot, wie in den Jahren 1891, 1892, 1897, 1898, 190I, 
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1907, 1908. Die Regierung mußte jährlich viele Millionen Rubel 
für hungernde Bauern ausgeben: 189I—1900 Ig Millionen, 
190-1905 22 Millionen, 1906—1907 125 Millionen Rubel. 
Die Bauern waren daher wirtschaftlich gezwungen, nach einer 
Ergänzung ihres Einkommens zu suchen. Ein großer Teil durch- 
wanderte das ganze weite Reich auf der Suche nach Arbeit; 
vielfach verdangen sie sich bei ihrem früheren Gutsherrn gegen 
minimalen Lohn oder sie pachteten von ihm zur Ergänzung ihres 
zu kleinen Besitzes Boden unter wucherischen Bedingungen 
hinzu, wobei die Pacht wieder meist in Arbeit abzuleisten war 
(Arbeitspacht). Auf diese Weise setzte sich das frühere Fron- 
verhältnis in anderer Form fort. In der gleichen Richtung wirkte 
ein anderes Moment: Die Bauern, die auf ihren Besitz keinen 
Kredit aufnehmen konnten, waren gezwungen, sich beim Guts- 
bermgegen » Abarbeit « von Kapital und Zinsen zu verschulden. 


b)Die Agrargesetzgebung bis 1906. 


Bis zu den großen Agrarunruhen der Jahre 1902—1906 be- 
schränkte sich die Gesetzgebung auf gewisse, wenig wirksame 
Teilreformen. 

Im Jahre 1881 wurden die Zahlungen an die Gutsherrn 
herabgesetzt, sodann deren Ablösung durch den Staat obliga- 
torisch gemacht, im Jahre 1905 wurden sie zur Hälfte, im Jahre 
1907 gänzlich beseitigt. 

Im Jahre 1882 wird unter staatlicher Garantie eine Bauern- 
bank errichtet, mit der Aufgabe, den Bauern durch Kreditgewäh- 
rung den Ankauf von Gutsland zu ermöglichen, was aber nur in 
schr engem Maße erreicht wurde. Im Jahre 1895 erhielt sie die 
Befugnis, selbst Landgüter zu kaufen und aufgeteilt wieder zu 
verkaufen. Gleichzeitig wird aber ihre Verwaltung der Adelsbank 
übertragen, die sich in den Händen der Gutsherren befand. Bis 
zum Jahre 1903 hat die Bauernbank rund 9 Mill. d an Bauern 
verkauft, das Bauernland also um etwa 8%, vermehrt. 

Gesetze aus dem Jahre 1893 verbieten einerseits Umteilungen 
des Bodens durch den Mir vor Ablauf von 12 Jahren und stärken 
damit das Besitzrecht der Bauern; andererseits wird aber gleich- 
zitigder bis dahin mögliche Austritt eines Mitgliedes bei Abzahlung 
siner Ablösungssumme an die Zustimmung des Mir (mit 2⁄4 Majo- 
tät) gebunden, was eine wesentliche Beschränkung der wirt- 
schaftlichen Freiheit der Bauern und ihrer Freizügigkeit bedeutet. 
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Erst im Jahre 1904 wird die Solidarhaftung der Gemeinde- 
mitglieder aufgehoben und den Bauern damit die Freizügigkeit 
gegeben. 

Die fortschreitende Verarmung und Verelendung der Bauern 
führte zu immer heftigeren, allgemeineren und häufigeren Un- 
ruhen; diese gewaltsam durch Polizei und Militär zu unterdrücken, 
wurde immer schwerer. Nachdem mit geringem Erfolg versucht 
worden war, durch die im Jahre 1881 gegründete Bauernbank 
den Verkauf von Gutsland an die Bauern zu bewirken, erzwang 
die Bauernrevolution der Jahre 1905/06 — ihre treibende Kraft 
war die Forderung nach Aufteilung der Großgüter zur Behebung 
des Bodenmangels — durchgreifende Reformen. 


c) Die Agrarreform Stolypins. 


Die Agrargesetzgebung der Jahre 1906—19II bezweckte, 
den Großgrundbesitz vor der drohenden Gefahr der Vernichtung 
durch die bodenhungrige Bauernschaft zu retten und die land- 
wirtschaftliche Produktion zu heben; es soll ferner der im Zentrum 
der revolutionären Bewegung stehende, aber auch jeden land- 
wirtschaftlichen Fortschritt verhindernde Mir aufgelöst, es soll 
den Bauern Privateigentum an ihrem Besitz gegeben, die ver- 
derbliche Gemengelage beseitigt, die bäuerliche Landwirtschaft 
technisch und ökonomisch gehoben und eine langsame innere 
Kolonisation durchgeführt werden. Zu diesem Zwecke wird be- 
stimmt: 

In all den Dörfern, in welchen seit 24 Jahren keine Umtei- 
lungen stattgefunden haben, fallen Mir und Gemeindeeigentum 
sofort weg und die Bauern erlangen auf den bisher besessenen 
Flächen unmittelbar freies Eigentum. In den Gemeinden mit 
Umteilung kann der Mir mit Stimmenmehrheit seine Auflösung 
beschließen; aber auch jeder einzelne Bauer ist berechtigt, aus 
ihm auszuscheiden, wobei er jedoch nur soviel Boden erhält, 
als er bei einer neuerlichen Umteilung bekommen hätte, nie aber 
mehr, als er zuletzt besessen hatte. Die Zuweisung des Bodens 
zu Eigentum erfolgt in kommassierter Form. Gleichzeitig ent- 
fällt aber der bisherige — allerdings meist bloß theoretische — 
Anspruch aller Gemeindeangehörigen auf einen Bodenanteil; 
es wurde dadurch innerhalb des Dorfes der soziale Gegensatz 
zwischen den grundbesitzenden und den landlosen Bauern ver- 
schärft und befestigt und ein Stand besitzloser Landarbeiter ge- 


u a” 


Die Agrargesetzgebung der europ. Staaten vor u. nach d. Kriege, 127 


schaffen, was vermutlich mit ein hauptsächlicher politischer 
Zweck der Agrarreformen gewesen ist. 


Wird Privateigentum an bisherigem Anteilland erlangt, so 
ist dieses rechtlich stark beschränkt: Eine Veräußerung von 
friherem Anteillande ist nur an Mitglieder der Bauerngemeinde 
gestattet, Auch diese Mitglieder können aber Anteilland höch- 
stens bis zum Sechsfachen des Maximalanteiles nach der Bauern- 
befreiung (s. 0.) erwerben, d. h. bis zu 24—72 d. (Diese Be- 
schränkung gilt nicht für Nicht-Anteilland.) Eine Verschuldung 
md Verpfändung von Anteilland, das im Privateigentum steht, 
it nur an die Bauernbank möglich und auch das nur für be- 
stimmte Zwecke, nämlich für Bodenerwerb und Meliorationen. 

Dort, wo noch mehrere Gemeinden ihre Fluren im Gemenge 
legen haben, ferner in den übermäßig großen Gemeinden, soll eine 
Separation vorhergehen. 

Ferner erfolgt die Zusammenlegung der im Gemenge liegenden 
Grundstücke innerhalb der einzelnen Gemeinde, und zwar in 
der Regel in der Form des Ausbaues, auf Antrag auch nur eines 
Grundbesitzers, womöglich in Verbindung mit Bodenverbes- 
serungen. 

Endlich werden, um ohne Zerteilung der großen Güter und Zer- 
störung der Großbetriebe den Landhunger der Bauernschaft wenig- 
tens teilweise zu befriedigen, die Staatsgüter der Bauernbank 
überwiesen, die sie zur inneren Kolonisation verwenden soll. 

Die Reform wurde mit Energie in Angriff genommen. Gleich- 
wohl war bis zum Ausbruch des Krieges erst ein kleiner Teil der 
Arbeit vollzogen. Bis 1grz hatten nur 827 000 Bauern Eigentum an 
$4 Mill. d kommassiertem Boden erlangt, 2,6 Mill. d Staatsbesitz, 
war in Bauernland überführt worden. Für den größten Teil 
ler Bauern hatte sich also der frühere Zustand nicht geändert. 

Qualitativ scheint die Reform dort, wo sie verwirklicht wor- 
den ist, sehr günstig gewirkt zu haben; es wird berichtet, daß 
in vielen Dörfern die Dreifelderwirtschaft mit schwarzer Brache 
verschwunden, der Anbau intensiver, die Lage der Bauern ver- 
bessert worden sei. 

Eine Lösung der Bauernfrage war diese Reform nicht. Es 
wurden die Bauerngüter nicht vergrößert, das Bodenbedürfnis 
der landarmen Bauern nicht befriedigt, die Landlosen nicht mit 
Boden versorgt. Wohl aber wurden die mittleren und großen 
Bauern gestärkt, die soziale Differenzierung, die Gegensätze 
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innerhalb des Dorfes verschärft, die Großgrundbesitzungen ge- 
rettet. 


Rückblick und Ergebnisse. 


Die wichtigeren Agrargesetze der europäischen Staaten bis 
zum Kriege sind auf den vorstehenden Blättern rasch vor unseren 
Augen vorübergezogen. Es lassen sich aus ihnen, trotz ihrer so 
großen örtlichen und zeitlichen Verschiedenheiten, einige allge- 
meine Beobachtungen ableiten. 

Die behandelten Reformen betreffen die Grundbesitzvertei- 
lung, ferner die Agrarverfassung (die rechtliche Stellung der 
Landwirte), endlich die Bodenkonfiguration. Speziell hinsicht- 
lich der Beeinflussung der Grundbesitzverteilung kann man in 
der Vorkriegszeit im allgemeinen zwei aufeinanderfolgende 
Perioden mit verschieden gerichteten Tendenzen erkennen: zuerst 
eine Zeit der Begünstigung der Bildung von Großgrundbesitzun- 
gen, dann Bestrebungen zur Schaffung von kleinen Gütern auf 
Kosten der großen. 


I. Beeinflussung derGrundbesitzverteilung 
inder Richtung zum Großgrundbesitz. 


Eine solche fand in einer Reihe von Staaten statt; zumeist in 
der Art, daß die Großgrundbesitzer ihr politisches und soziales 
Uebergewicht ausnützten, um die Gesetzgebung und Verwaltung 
in ihrem Sinne zu lenken. Das geschieht oft in einer sehr ver- 
steckten Form, manchmal sogar in der Form einer bauern- 
freundlichen Maßregel: die Großgrundbesitzer nützen die ihnen 
gebotenen Möglichkeiten durch ihre wirtschaftliche Macht zu 
ihren Gunsten aus. So in England (Enclosures), Irland (Konfis- 
kation des Bauernlandes), Preußen (Bauernbefreiung, Fidei- 
kommisse, Landschaften), Oesterreich (Servitutenablösung, Jagd- 
gesetzgebung), Rußland und Rumänien (Bauernbefreiung). 


2. Maßregeln zur Vermehrung des Kleingrund- 
besitzes. 

Diese treten in zwei Formen auf: 

a) Imperative Normen, um den kleinen Landwirten, Päch- 
tern, Nutzungsberechtigten, die bisher kein Eigentum besaßen, 
dieses zu gewähren. Solche Reformen sind dem Gesetzgeber 
stets durch revolutionäre Bewegungen oder ausgedehnte Agrar- 
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unruben abgezwungen worden. Sie führen zwar eine grund- 
legende Aenderung der Grund b esit z verteilung (und der Agrar- 
verfassung) herbei, lassen aber die landwirtschaftliche Betriebs- 
gliederung unverändert, zerstören insbesondere nicht die land- 
wirtschaftlichen Großbetriebe durch Teilung in Kleinbetriebe. 
Das gilt sowohl für die Landreform in Irland, welche die Pächter 
zu Eigentümern machte, als auch für die Agrarreform Stolypins, 
welche das Anteilsrecht der Bauern am Gemeindebesitz in 
Eigentum verwandelte. 

b) Andererseits haben manche Gesetze in ruhigen Zeiten 
ene allmähliche, freiwillige Umgestaltung der Grundbesitzver- 
teilung und der Besitzgrößen (und damit auch eine Aenderung 
der Betriebsgliederung) angestrebt, indem sie den Beteiligten ent- 
sprechende Rechtsinstitute für die Schaffung von kleinen Gütern 
auf dem Boden des Großgrundbesitzes zur Verfügung stellen 
oder dafür besondere finanzielle Begünstigungen gewähren. 

Solche Aktionen hatten bestenfalls einen bescheidenen Er- 
folg; auch diesen nur dann, wenn sie in der Richtung der ohnedies 
vorhandenen Entwicklungstendenz lagen und den Wünschen 
der Beteiligten entgegenkamen. So die Small Holdings zu Pacht 
n Großbritannien, die Ansiedlungs- und Rentengüter in Preußen, 
die Agrarbank und die Liquidierung der Domänen im Anschluß 
an die Stolypinische Agrarreform in Rußland. Die Agrarver- 
hältnisse auf diese Weise rasch wesentlich zu verändern ist kaum 
möglich. 

Und wo die angeführte Voraussetzung fehlt, ist nicht einmal 
ein engbegrenzter Erfolg zu erzielen — Small Holdings zu Eigen- 
tun in England, Rentengüter in Galizien und der Bukowina, 
Ruralbank in Rumänien. 


3 Gesetze zur Aenderung der Agrarverfas- 
sungohne Eingriff in die Grundbesitzver- 
teilung. 


Auch diese weisen ähnliche Züge auf. 

a) Durchgreifende Reformen zur Verbesserung der Rechts- 
lage der Landwirte durch imperative Normen erfolgen nur nach 
fevolutionären Bewegungen — Pachtreform in Irland, Bauern- 
befreiung und Grundentlastung in Deutschland und Oesterreich, 
Bauernbefreiung in Rußland, Pachtreform in Rumänien. Minder 
einschneidende Maßnahmen gleicher Art können auch unbe- 
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einflußt durch solche große Bewegungen aus ökonomischen 
oder politischen Motiven stattfinden: Pachtreform in Groß- 
britannien. 

b) Bloß fakultative, nicht durch revolutionäre Bewegungen 
hervorgerufene Normen, welche eine Aenderung der Agrarver- 
fassung ermöglichen sollen, bleiben im großen und ganzen erfolg- 
los: Familiengüter in Frankreich, bäuerliche Fideikommisse in 
Bayern, Anerben- und Höferecht in Deutschland und Oester- 
reich, Verschuldungsschranken in Preußen. 


4. Verbesserung der Bodenkonfiguration. 


Zusammenlegungen und Meliorationen können veranlaßt 
werden, wenn die Gesetzgebung dafür wenigstens einen relativen 
Zwang unter sehr leicht erfüllbare Bedingungen statuiert (Preußen, 
Rußland); der Erfolg bleibt aus, wenn die Vornahme an schwere 
Voraussetzungen geknüpft wird (Oesterreich). 


Sehen wir von den zuletzt erwähnten Maßnahmen ab, die 
vor allem technischen Charakter besitzen, so gelangen wir zu 
folgendem allgemeinen Ergebnis: 

I. Vor dem Kriege hat die Agrargesetzgebung zuerst die 
Erweiterung, später die Einschränkung des Großgrundbesitzes 
begünstigt. 

2. Imperative Normen wurden nur zur Hebung der Rechts- 
lage der schon vorhandenen kleinen Landwirte — des Pächters, 
der untertänigen Bauern, der Besitzer von Anteilland — er- 
lassen. Soweit es sich dabei um tiefer greifende Reformen handelt, 
sind sie von revolutionären Bewegungen erzwungen worden. 

3. Diese Maßregeln änderten nur die Agrarverfassung, also 
die Rechtsordnung für die Landwirte, nicht auch die Betriebs- 
größen. Niemals vor dem Kriege wurde der Versuch gemacht, 
zwangsweise die landwirtschaftlichen Großbetriebe zu beseitigen 
und an deren Stelle Kleinbetriebe zu setzen. 

4. Die Grundbesitzverteilung in diesem Sinne umzugestalten 
wurde vor dem Kriege zwar auch in einigen Ländern angestrebt, 
aber nur mit gelinderen Mitteln, auf dem Wege der Freiwilligkeit, 
ohne rechtlichen Zwang und mit geringem Erfolge. 

5. Wirkunglos blieben diese gelinderen Mittel auch dann, 
wenn sie eine Abschwächung der liberalen Agrarverfassung durch 
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freiwillige Beschränkung der Grundbesitzer in ihrem Verfügungs- 
rechte zum Ziele hatten. 


Von dem so gewonnenen Bilde der europäischen Agrar- 
teiormen vor dem Kriege, weichen die Agrarreformen, wie sie 
sit dem Jahre 1917 in Europa unternommen worden sind, sehr 
wesentlich ab. 

Diese sollen in einem zweiten Aufsatz dargestellt, vorher 


‚ aber die agrarpolitischen Maßnahmen während des Krieges kurz 
erwähnt werden. 
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Die britische soziale Gesetzgebung seit dem Kriege. 
Von 


F. HEYER. 


Die britische soziale Gesetzgebung ist nach dem Kriege gänz- 
lich umgebaut worden. Von den früheren Gesetzen hat fast keins 
seine alte Fassung behalten, und bei manchen sind die Aende- 
rungen so tief, daß man von einer völligen Neugestaltung spre- 
chen muß. Es soll hiermit versucht werden, diese Entwicklung 
kurz zu skizzieren. Dabei ist ein Zurückgehen auf den Zustand 
vor dem Kriege nicht zu vermeiden, weil sich die späteren Ge- 
setze auf den älteren aufbauen und nur aus ihnen heraus ver- 
ständlich sind }). 

Anfang dieses Jahrhunderts war England in der Fürsorge 
für die Fabrikarbeiter hinter dem Festlande, namentlich hinter 
Deutschland, zurückgeblieben. Seine Hauptleistung auf diesem 
Gebiete war der Arbeiterschutz, den es jahrzehntelang ausgebaut 
hatte, und worin es für die ganze Welt führend geworden war. 
Die letzte Zusammenfassung dieses Rechtsstoffes bildet die Fac- 
tory and Workshop Act Igor. Seitdem sind eine Reihe von Zu- 
sätzen und Abänderungen dazu ergangen ?), so daß sich die Ar- 
beiterregierung 1924 veranlaßt sah, den Entwurf einer neuen 
Kodifikation (Factory and Workshop Bill 1924) einzubringen. 
Die Vorlage begnügte sich jedoch nicht damit, das bestehende 
Recht wiederzugeben, sondern enthielt verschiedene Erweite- 
rungen und Zusätze (Cmd 2159). »Cmd« bedeutet Command 

1) Allgemeine Uebersichten geben: Frank Tillyard, Industrial Law, Lon- 
don 191- (A. and C. Black Ltd.) sowie Sir Henri Slesser and Artur Henderson, 
Industrial Law, London 1924 (Ernest Benn Ltd.). 

2) Vgi. Charles F. Lloyd and W. Peacock, The Factory, Truck and Shops 
Acts, 12. Aufl., London 1916 (Shaw & Sons, Butterworth & Co.), sowie B. L. 


Hutchins and A. Harrison, History of Factory Legislation, London, ıgıı (King 
& Son). 
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Paper (Regierungsdrucksache). Die vor r919 veröffentlichten 
werden »Cde, die späteren »Cmd« ahgekürzt. Diese stießen bei 
den übrigen Parteien zum Teil auf Widerstand, so daß der Ent- 
wurf in der letzten Session nicht mehr zur Verabschiedung 
gelangte. Die jetzige konservative Regierung will jedoch die 
Angelegenheit wieder aufnehmen. 

Abgesehen vom Arbeiterschutz hatte England Anfang dieses 
Jahrhunderts nur zwei wichtige soziale Gesetze aufzuweisen, die 
Conciliation Act von 1896 und die Workmens Compensation Act 
1897. Beide waren das Werk des konservativen Ministeriums, 
das 1895—1904 im Amte war, doch geht die erstere Maßnahme 
noch auf den Liberalen Mundella zurück, der in dem 1895 
zurückgetretenen Kabinett Rosebery Präsident des Board of 
Trade gewesen war. Bis dahin bestanden für das schiedsgericht- 
liche Verfahren in gewerblichen Streitigkeiten keinerlei Sonder- 
bestimmungen, vielmehr galt dafür lediglich die Arbitration Act 
von 1889, die etwa dem zehnten Buche unserer Zivilprozeßord- 
nung entspricht. Diese Vorschriften waren indessen viel zu for- 
mel und unelastisch. Deswegen ließ die Conciliation 
Act 1896 Schlichtungsämter (Conciliation Boards) zu, die von 
dem Board of Trade auf Antrag zu registrieren waren. Vor diesen 
Aemtern konnte entweder ein Schiedsverfahren (arbitration) oder 
ein Einigungsversuch (conciliation) eingeleitet werden. Niemand 
war jedoch gezwungen, sie anzurufen oder die von ihnen 
felällten Sprüche auszuführen. 


De WorkmensCompensation Act 1897 bedeu- 
tete einen wichtigen Schritt über die alte Employers Liability 
Act 1880 hinaus. Früher stand dem Verletzten bei Betriebsun- 
fillen ein Anspruch nur dann zu, wenn er nachweisen konnte, 
dab der Unternehmer selbst oder sein Vertreter oder Werkmeister 
an dem Unfall schuld war. Nach der neuen Akte dagegen hatte 
der Unternehmer für alle Betriebsunfälle aufzukommen, auch 
wenn der Geschädigte sich die Verletzung durch eigene Fahrläs- 
sigkeit zugezogen hatte. Ausgeschlossen war sein Anspruch nur 
bei Verletzungen infolge von serious and wilful misconduct. Bei 
tödlichen Unfällen wurde eine einmalige Abfindung, bei Ver- 
ktzungen eine Unfallsrente, dagegen kein Krankengeld gewährt. 

Im übrigen war die Regierung damals so sehr durch aus- 
wärtige Fragen, insbesondere durch den Burenkrieg, in Anspruch 
nommen, daß die konservative Aera in sozialpolitischer Be- 
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ziehung ziemlich unergiebig blieb. Nur die ShopHoursAct 
1904 ist noch zu erwähnen, die die Gemeinden ermächtigte, für 
alle Geschäfte oder für gewisse Klassen den Siebenuhrladen- 
schluß vorzuschreiben. 

Einen Umschwung brachte das Jahr 1905, als das liberale 
Ministerium Campbell-Bannerman und mit ihm Lloyd George 
zur Macht kam. Mit dem Namen des Letzteren sind die meisten 
sozialen Gesetze der Folgezeit 1905—1922 verknüpft. Es sind 
dabei vier Perioden zu trennen: die beiden liberalen Ministerien 
1905—1910 (in welch letzterem Jahre zwei Wahlen stattfanden) 
und 1910—1914, die Kriegszeit 1914—1918 und die Nachkriegs- 
zeit I9II—I922, wo Lloyd George durch Bonar Law gestürzt 
wurde. 

Wichtig war vor allem der Umstand, daß 1915 eine Gruppe 
von 26 Arbeitervertretern in das Parlament einzog, die die libe- 
rale Regierung unterstützte, ohne sich ihr jedoch anzuschließen. 
Ihr EinfluB war um so größer, als die Regierung bemüht sein 
mußte, die Arbeiterstimmen der liberalen Partei zu erhalten und 
zu verhindern, daß sie in das sozialistische Lager abwanderten. 

Dies zeigte sich gleich in der Trade Disputes Act 
1906, die eine 1902 in dem Taff Vale Case gefällte gerichtliche 
Entscheidung des House of Lords umstieß. Nach jenem Urteil 
konnten die Kassen der Gewerkschaften für Streikschäden haft- 
bar gemacht werden. Die Trade Unions sahen dadurch bei jedem 
Streik ihr Vermögen gefährdet und setzten es nunmehr durch, 
daß die obige Akte diese Haftung ausdrücklich ausschloß. Zu- 
gleich wurde friedliches Streikpostenstehen für erlaubt erklärt. 

Ferner wurde 1906 die noch heute gültige Workmens 
Compensation Act erlassen, die in vielen Beziehungen 
über die alte Akte von 1897 hinausging. Alle Arbeiter bis zu 
einem Einkommen von 250 £, insgesamt etwa 15 Millionen 
(gegenüber g Millionen nach der alten Akte) wurden den Be- 
stimmungen des Gesetzes unterstellt 3). 

Ganz neue Bahnen wurden durch zwei Gesetze von I908 
eingeschlagen. Die Old Age Pensions Act 1908 führte 
eine Altersversorgung ein. Es handelte sich dabei im Gegensatz 
zu unserem System nicht um eine Zwangsversicherung, sondern 


3) Vgl. C. V. C. Dawbarn, Employers Liability and Workmens Compen- 
sation, 4. Aufl., London 1911, (Sweet and Maxwell) sowie C. E. Golding, Work- 
mens Compensation Insurance, London, 1922 (Sir Isaac Pitman & Sons). 
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um eine Zuwendung aus Staatsmitteln, auf die jeder 70 Jahre 
alte Bedürftige ohne vorherige Gegenleistungen Anspruch hatte. 
Die Rente konnte daher nur niedrig sein. Sie war zunächst fünf 
Schilling die Woche für alle, deren sonstiges Einkommen nicht 
mehr als 8 Schilling betrug. In noch schärferem Gegensatze zu 
alen bis dahin in England herrschenden Anschauungen stand 
deCoalMinesRegulation Act 1908, die für Kohlen- 
bergleute unter Tage die von ihnen seit langem angestrebte Acht- 
stundenschicht vorschrieb. 


Das nächste Jahr 1909 brachte wieder zwei wichtige soziale 
Gesetze. De Labour Exchange Act 1909 ermächtigte 
den Board of Trade, Arbeitsbörsen, soweit solche bereits be- 
standen, in eigene Verwaltung zu übernehmen und neue einzu- 
richten. Außerordentlich weitgehend war die TradeBoards 
Act 190g, die in England zum ersten Male den Grundsatz des 
gesetzlichen Mindestlohnes zur Geltung brachte. Als Vorbild da- 
für diente diesmal nicht der europäische Kontinent, sondern das 
sozialistische Musterland Australien. Das Gesetz ermächtigte 
den Board of Trade, in »Sweated Industries«, d. h. in Gewerbs- ` 
zweigen, die ihren Arbeitern und Arbeiterinnen unangemessen 
niedrige Löhne bezahlten (wie es z. B. nicht selten bei der Heim- 
arbeit vorkommt), » Trade Boards« einzusetzen, d. h. gemischte 
Ausschüsse von Arbeitgebern und Arbeitnehmern unter dem Vor- 
sitze eines Regierungsvertreters, die das Recht haben, Mindest- 
löhne für das Gewerbe vorzuschreiben. Die betreffende Regie- 
fungsverordnung bedurfte jedesmal der Nachprüfung und Be- 
stätigung durch das Parlament. Anfangs ging die Regierung auf 
dem neuen Wege nur tastend vorwärts und machte von ihren 
Befugnissen vorsichtigen Gebrauch. Zunächst wurden Trade 
Boards eingeführt für die Schneiderei, sowie für die Anfertigung 
von Pappschachteln, Spitzen und Ketten. 1913 kamen dazu 
die Herstellung von Zuckerwaren, Konserven, Hemden und 
Metallgefäßen sowie die Leinen- und Baumwollstickerei. Erst 
1918 fand das System der Mindestlöhne ausgedehntere Anwen- 
dung. 

Eine Unterbrechung der sozialen Gesetzgebung brachte das 
Jahr 1970 mit seinen heftigen parlamentarischen Kämpfen um 
das Vetorecht des House of Lords. Dazu kam der Thronwechsel 
infolge des Ablebens König Eduards VII. Zweimal wurde das 
Parlament aufgelöst, und zweimal fanden Neuwahlen statt, die 


] 
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beide eine Mehrheit für die bisherige liberale Regierung ergaben. 
Diese erhielt dadurch freie Bahn nicht nur für die Parlaments- 
akte, durch die die Macht des House of Lords gebrochen wurde, 
sondern auch für die Durchführung ihres weiteren sozialen Pro- 
grammes. So wurde denn 1911 (zufällig im gleichen Jahre mit 
unserer Reichsversicherungsordnung) die schon lange vorberei- 
tete NationallInsurance Act Gesetz. Zwei ganz ver- 
schiedene Materien wurden darin geordnet, die Versicherung 
gegen Krankheit und gegen Arbeitslosigkeit. Die Vorsorge gegen 
Alter blieb durch die Old Age Pensions Act und die gegen Unfälle 
durch die Workmens Compensation Act geregelt. Beide, sowohl 
die Krankenversicherung wie die gegen Arbeitslosigkeit, be- 
ruhen auf dem Klebemarkensystem. Zu beiden tragen Arbeit- 
nehmer, Arbeitgeber und Staatskasse bei. Im übrigen sind die 
beiden Versicherungszweige sehr verschieden gestaltet. 

Bei der Versicherung gegen Arbeitslosig- 
keit handelte es sich um einen Versuch. Daher wurde sie nur 
für bestimmte Gewerbszweige eingeführt (Schiffbau, Maschinen- 


` bau, Konstruktionsarbeiten, Häuserbau, Wegebau, EisengieBe- 


reien, Sägemühlen), zusammen für etwa 21% Millionen Arbeiter. 
Auch sonst waren Einschränkungen vorgesehen. So z. B. wurde 
die Zeit, während der eine Unterstützung gezahlt wurde, in jedem 
Jahre auf höchstens 15 Wochen begrenzt. Ferner gab es nach 
der sogenannten one in six rule für je 5 Wochen, während deren 
Beiträge gezahlt worden waren, nur eine Woche Unterstützung. 
Damit die Arbeiter sich nicht leichtfertig als arbeitslos meldeten, 
wurde bestimmt, daß sie mit 60 Jahren alle ihre Beiträge samt 
Zinsen, jedoch abzüglich der von ihnen bezogenen Unterstüt- 
zungen, zurückerhalten sollten (diese Bestimmung ist 1924 auf- 
gehoben worden). Die Prüfung der Frage, ob die Antragsteller 
tatsächlich keine Arbeit finden könnten, wurde den Arbeits- 
börsen übertragen. Es wurde daher nötig, das ganze Land mit 
einem lückenlosen Netze solcher Arbeitsbörsen (etwa 400) zu 
überziehen. Diese wurden dadurch bureaukratisiert und haben 
für die eigentliche Arbeitsvermittlung im Verhältnis zu den Ko- 
sten, die sie verursachen (etwa 3 Millionen £ jährlich), wenig ge- 
leistet, so daß wiederholt empfohlen worden ist, sie wieder zu 
entstaatlichen, da sie sich nicht bezahlt machten (Cmd 1054)- 
Die Ortsarmenkassen, die früher allein für die Arbeitslosen auf- 
zukommen hatten, wurden durch das Gesetz von ıgıI nur teil- 
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weise entlastet und sind auch heute noch längst nicht ausge- 
schaltet. 

Die Krankenversicherung ist nicht, wie bei uns, 
organisch mit der Unfallgesetzgebung verknüpft. Beruht die 
Erkrankung auf einem Unfall, so hat sich der Verletzte vielmehr 
auf Grund der Workmens Compensation Act ausschließlich an 
sinen Arbeitgeber zu halten. Dies gilt auch von den meisten 
Berufskrankheiten. Ein Hauptmerkmal der britischen Kranken- 
versicherung ist das Bestreben, die Krankenkassen nicht zu 
mächtig werden zu lassen. Daher werden die Beiträge der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer nicht unmittelbar an die Kranken- 
kasen gezahlt, sondern durch Lösung von Klebemarken einer 
Icntralkasse (National Health Insurance Fund) zugeführt, wo- 
hin auch die Staatszuschüsse fließen. Dieser Zentralfonds führt 
für jede Kasse ein Konto und überweist an sie die Summen, die 
sie für ihre Auszahlungen braucht. Mit den Aerzten haben die 
Krankenkassen nichts zu tun. Den Aerzten wird vielmehr ihr 
Geld durch Insurance Committees ausgezahlt, von denen je eines 
für jede größere Stadt und jede Verwaltungsgrafschaft besteht. 
Diese Committees erhalten die nötigen Mittel ebenfalls aus dem 
Zentralfonds. Krankengeld wird vom 4. Tage an gewährt. Nach 
» Wochen tritt an dessen Stelle eine Invalidenrente (disable- 
ment benefit) und vom 70. Lebensjahre an die staatliche Alters- 
Tente, 

Das ganze Gesetzgebungswerk von IgII ist inzwischen schon 
obsolet geworden. Die Bestimmungen über die Arbeitslosenver- 
sicherung sind durch die Unemployment Insurance Act 1920 und 
pätere Gesetze abgelöst worden, und die über die Krankenver- 
cherung durch die National Health Insurance Act 1924. 


Durch die Shops A c t ıgıı wurde den Ladenangestellten, 
da ihnen der freie Sonnabendnachmittag nicht zugute kommt, 
ein sonstiger freier Nachmittag in der Woche ausbedungen. 

Hiermit war das soziale Programm der Regierung im wesent- 
lichen abgeschlossen, und sie widmete sich nunmehr anderen 
Fragen, insbesondere der irischen. Ein Anfang 1912 ausgebro- 
chener großer Streik der Kohlenbergleute zwang sie aber doch 
‚ch einmal zum Einschreiten. Der Streik wurde Ende März 
QuchdieCoalMinesMinimumWagesAct 1912 bei- 
gelegt. Diese Akte sicherte den Kohlenarbeitern Mindestlöhne 
m, die für jedes der britischen Kohlenbecken' getrennt festge- 
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setzt werden sollten. Das Gesetz steht zwar noch in Kraft, ist 
aber bis auf weiteres durch das noch zu erwähnende Lohnab- 
kommen von 192r zur Seite geschoben worden. 


DieTradeUnionsAct 1913 hatte sich wieder mit dem 
Gewerkschaftsrechte zu befassen. Im Jahre 1908 hatte das House 
of Lords den Gewerkschaften in einer gerichtlichen Entscheidung 
(Osborne Case decision) die Befugnis aberkannt, die von ihnen 
erhobenen Beiträge zu politischen Zwecken, insbesondere zu 
Streiks, zu verwenden. Hierdurch sahen sich die Trade Unions 
in ähnlicher Weise bedroht wie seinerzeit durch die Entscheidung 
im Taff Vale Case. Die Arbeiterpartei setzte es daher durch, 
daß die obige Akte die Erhebung von Beiträgen für die Streik- 
kassen und deren Verwendung zu politischen Zwecken freigab. 
Jedes Mitglied sollte jedoch das Recht haben, sich auszuschlie- 
Ben und zu verlangen, daß seine Beiträge nicht in den Streikfonds 
fließen sollten, ein Vorbehalt, der indessen kaum praktische Be- 
deutung gewonnen hat ô). 

So hatten die ersten acht Jahre der liberalen Regierung eine 
reiche Ausbeute gebracht. Der Krieg schien zunächst diese Ent- 
wicklung zu hemmen, hat aber in Wirklichkeit beschleunigend 
darauf gewirkt. Sowohl während des Krieges wie hinterher sind 
eine Reihe von sozialpolitischen Maßnahmen durchgeführt wor- 
den, die sich sonst nicht so schnell verwirklicht hätten. Vier 
große Gebiete sind hier zu nennen: I. die Höchstmietengesetze 
und die Maßnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot, 2. der 
Ausbau der Arbeitslosenversicherung, 3. die Einführung von 
Mindestlöhnen in zahlreichen Betrieben und 4. die Neuregelung 
der Arbeitsverhältnisse in den Kohlengruben (Siebenstunden- 
schicht und gleitende Lohnskala). Auch sonst sind die sozialen 
Gesetze fast alle überarbeitet worden, zum Teil schon deswegen, 
weil die Beiträge und Auszahlungen aufgewertet werden mußten. 
Für diese ganze Gesetzgebung war nicht mehr die liberale Re- 
gierung, sondern das IgI6 an deren Stelle getretene Koalitions- 
ministerium verantwortlich. Lloyd George, der nunmehr Pre- 
mierminister wurde, trat dadurch noch mehr in den Vordergrund, 
als bisher. 

Die erhöhte Wichtigkeit, die die soziale Gesetzgebung in- 


4) S. and B. Webb, History of Trades Unionism, London, 1920 (Long- 
mans, Green & Co.) sowie Sir H. H. Slesser, The Law relating to Trade 
Unions, London 1924 (Labour Publishing Co.). ~ 
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zwischen gewonnen hatte, kam 1916 durch die Errichtung eines 
Arbeitsministeriums zum Ausdruck (New Ministries and Secre- 
taries Act 1916). Der neuen Behörde wurden indessen nur die 
Arbeitsbörsen, die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, die Trade 
Boards und das Schlichtungswesen zugewiesen. Dagegen ge- 


hören die Krankenversicherung zur Zuständigkeit des Gesund- 


keitsministeriums, die Altersversorgung zur Verwaltung der Zölle 
und indirekten Steuern, die Factory Act, die Fabrikinspektion 
sowie die Workmens Compensation Act zum Home Office, die 
Bergwerke und Bergarbeiter zum Board of Trade, die Landar- 
beiter zum Ackerbauministerium und schließlich die Eisenbahn- 
angestellten zum Transportministerium. 

Im Jahre 1917 sah sich die Regierung durch den Tauchboot- 
krieg veranlaßt, einen Anbauzwang sowie Mindestpreise für 
Weizen und Hafer vorzuschreiben. Im Zusammenhange damit 
wurden für landwirtschaftliche Arbeiter Mindestlöhne und Lohn- 
ämter eingeführt. Diese verschwanden zugleich mit der Akte 
im August 1921. 

Die Ernährungsschwierigkeiten gegen Ende des Krieges 
waren die Veranlassung zu der Mother and Child Wel- 
fare Act r918. Die Gemeinden wurden dadurch ermächtigt, 
bedürftige Mütter vor und nach der Geburt sowie Kinder bis zu 
fünf Jahren durch Zuwendung von Nahrungsmitteln und auf 
andere Weise zu unterstützen. Zu den Ausgaben erbot sich der 
Staat Zuschüsse zu leisten. Dieser Zweig der öffentlichen Für- 
sorge ist, obwohl es sich dabei eigentlich nur um eine Notmaß- 
nahme handelte, weiter bestehen geblieben. In England gibt es 
jetzt über 2000 Beratungsstellen (maternity centres) und außer- 
dem etwa 3500 Besucherinnen (health visitors), die die Mütter in 
iren Wohnungen beraten (Cmd 1944). 

Zu erwähnen ist noch ein kleines Gesetz von 1918 (Silicosis 
Act), Da die Steinmetzen ihre Arbeitsstelle häufig wechseln, 
läßt sich bei einer Lungenerkrankung an Silicose schwer fest- 
stellen, wo sich der Arbeiter das Leiden geholt hat, und welcher 
Unternehmer daher unter der Workmens Compensation Act da- 
für haftet. Deswegen ist in diesem Sonderfalle eine Art Zwangs- 
berufsgenossenschaft (Society of Employers) gegründet worden, 
die Trägerin der Haftpflicht ist und von ihren Mitgliedern Bei- 
träge zu einem General Compensation Fund einzieht. 

Vor allem wichtig war es aber, daß es den Arbeitern wäh- 
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rend des Krieges gelang, den von ihnen seit langem angestrebten 
Achtstundentag in fast allen Betrieben durchzusetzen 
und bis heute zu behaupten. Gesetzlich ist er trotz den Be- 
schlüssen der Washingtoner Konferenz von 1919 in England bis- 
her nicht eingeführt (Cmd 139 und 1253). 

Weniger erfolgreich waren die Arbeiter mit den Betriebs- 
räten und ähnlichen Einrichtungen (shop stewards). Diese fan- 
den während des Krieges zwar weite Verbreitung und wußten 
sich großen Einfluß zu verschaffen, sind aber seitdem fast über- 
all wieder verschwunden. Gesetzliche Vorschriften wie bei uns 
bestehen darüber in England nicht. 

Während des Krieges waren auf Grund der Munition Act 
in einer Anzahl von Betrieben, namentlich solchen mit weib- 
lichen Arbeitskräften, Mindestlöhne eingeführt worden. Die Ar- 
beiter wollten diese Sicherung im Frieden nicht verlieren, da sie 
von der Wiederkehr normaler Zustände einen Rückgang der 
Löhne befürchteten (Cd 9239). Sie setzten daher die Trade 
Boards Act ıgı8 durch, die weit über den Rahmen des ur- 
sprünglichen Gesetzes von Igog hinausging 5). Die neue Akte 
gab dem Arbeitsminister das Recht, Trade Boards nicht nur für 
»sweated industries« einzurichten, sondern überall, wo für eine 
wirksame Lohnregelung keine genügenden Einrichtungen vor- 
handen seien. Es wurden daher in den nächsten Jahren für eine 
Anzahl großer Industriezweige Trade Boards errichtet, z. B. für 
die Jute-, Flachs- und Hanfindustrie, für die Seilerei, die An- 
fertigung von Netzen, die Tabakindustrie u. a. m. Insgesamt 
bestehen solche Lohnämter jetzt für mehr als 30 Industrien mit 
etwa 3 Millionen Arbeitern (darunter 70 % weiblichen) (Cmd 1645). 
Außerdem sind auch für den Bergbau auf Grund des noch zu er- 
wähnenden Coal Mines Agreement von 1921 Mindestlöhne ein- 
geführt. Die Zahl der Kohlenbergleute beträgt über ı Million, 
so daß gegenwärtig mehr als 4 Millionen Arbeiter Mindestlöhne 
beziehen, über 50% der in Industrie und Bergbau beschäftigten 
Gesamtzahl. | 

Als eine Ergänzung der Trade Boards sind die Joint In- 
dustrial Councils (Cd 9085) gedacht (nach ihrem Ur- 
heber, dem jetzigen Sprecher (Vorsitzenden) des House of Com- 


6, Dorothy Sells, The British Trade Board System, London, 1923 (King & 
Son) und W.A. Willis, Trade Boards at Work, A Practical Guide, London, 1920 
(Butterworth & Co., Shaw & Sons). 
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mons, meist Whitley Councils genannt). Während die Trade 
Boards die Löhne in den unorganisierten Industrien regeln, fällt 
den Whitley Councils die gleiche Aufgabe für die organisierten 
Industrien zu. Diese Councils sind freiwillige Ausschüsse von 
Unternehmern und Arbeitern, die jedesmal einen ganzen Indu- 
striezweig umfassen, auch wenn die Arbeiter darin zu verschie- 
denen Gewerkschaften gehören, wie dies meistens der Fall ist. 
Durch irgendwelche gesetzliche Vorschriften sind sie nicht einge- 
engt. Die Regierung fördert sie zwar nach Möglichkeit, beteiligt 
sich aber an ihnen nicht, wie an den Trade Boards, durch Vertreter. 


Ihr Zweck ist es, den Gegensatz von Kapital und Arbeit da- 
durch zu mildern, daß sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer regel- 
mäßig zusammensetzen, um ihre gemeinsamen Angelegenheiten 
in aler Ruhe zu besprechen, statt nur ausnahmsweise 
einmal anläßlich eines drohenden Streiks oder einer Aus- 
sperrung oder einer sonstigen kritischen Lage zusammengerufen 
zu werden, wo sie unter von vorneherein ungünstigen Begleit- 
umständen wie feindliche Mächte miteinander verhandeln. Im 
Gegensatz zu den Trade Boards erfreuen sich die Whitley Coun- 
cils bei den Unternehmern einer gewissen Beliebtheit, während 
Ihnen die Arbeiter nicht ohne Mißtrauen gegenüberstehen. Sie 
wittern dahinter die Absicht, den Einfluß ihrer Gewerkschaften 
zu schwächen und sie den Wünschen der Unternehmer gefügiger 
m machen. Die Whitley Councils nahmen anfänglich einen 
goben Aufschwung, doch ist dieser in den letzten Jahren abge- 
flaut. (Vgl. die Veröffentlichung des Arbeitsministeriums: Joint 
Industrial Councils, Establishment and Progress Report 1917—22.) 
1918 bildeten sich 20 solcher Councils, 1919 3I, 1920 nur noch 
13, 1921 5 und seitdem keiner mehr. Die wichtigeren auf diese 
Weise organisierten Industrien sind u. a. die Woll- und Seiden- 
industrie, Papierfabrikation, Holzbearbeitung, die Herstellung 
von Glas, Zement, Zündhölzern, Seife, Schuh- und Lederwaren, 
Anstrichfarben, die Druckerei, chemische Industrie, Gas- und 
Elektrizitätswerke, Müllerei, Bäckerei u. a. m. Insgesamt mögen 
zur Zeit etwa 3 Millionen Arbeiter dazu gehören. Gerade in den 
größten und bestorganisierten britischen Gewerbszweigen haben 
sie bisher keinen Eingang gefunden, z. B. nicht im Kohlenberg- 
bau, in den Hochöfen, den Stahl- und Walzwerken, im Schiff- 


bau, der Maschinenindustrie sowie in der Baumwollspinnerei und 
Weberei 
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Die Whitley Councils sollten ursprünglich das Kernstück 
eines großen Organismus bilden. Sie sollten sich einerseits auf 
dem Fundament von Fabriksräten und Bezirksräten aufbauen, 
und andererseits sollte über ihnen als gemeinsames Dach ein 
Reichswirtschaftsrat errichtet werden, in dem Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer aus dem ganzen Reiche vereinigt gewesen wären. 
Im Jahre ıgıg beschäftigte sich eine »Industrial Conference« in 
London mit diesem Plane, indessen ist daraus nichts weiter ge- 
worden (Cmd 501). 

Im Jahre 1918 kam ferner ein seit langem vorbereitetes 
Gesetzgebungswerk, die Education Act 1918 (Fisher Akte) 
zustande, die jetzt die Rechtsgrundlage für das gesamte untere 
und mittlere Unterrichtswesen Großbritanniens bildet. (192I 
ist sie mit den früheren Gesetzen über den Gegenstand in zu- 
sammenhängendem Texte veröffentlicht worden.) Die Akte ge- 
hört insofern mit zur sozialen Gesetzgebung, als sie u. a. für alle 
Jugendlichen (Knaben und Mädchen) bis zum vollendeten 
18. Lebensjahre einen Fortbildungsunterricht in »day conti- 
nuation schools« vorschreibt. (Art. 75 und 76 der Akte von 
1921). Gegenwärtig bestehen fast nur Abendkurse, die nicht ob- 
ligatorisch sind und daher nur von einer Minderheit der Jugend- 
lichen (und auch von dieser meist unregelmäßig) besucht werden, 
Die Bestimmungen des neuen Gesetzes würden für die Zukunft 
der Arbeiterjugend von der größten Bedeutung geworden sein, 
sind aber bisher nicht in Kraft gesetzt worden, da die Kosten 
dafür zu hoch gewesen wären. Die restlose Durchführung des 
Programmes würde eine Mehrausgabe von über ıo Millionen £ 
jährlich erfordert haben. Die Kinder bleiben daher nach wie vor 
in der Zeit vom Verlassen der Schule bis zum Eintritt in die 
Fabrik sich selbst überlassen (Cd 8512). 


Eine weitere Bestimmung der Education Act (Art. 2r der 
Fassung von 1921) ermächtigte die Gemeinden, Krippen und 
Kindergärten zu unterhalten und für die Speisung der darin 
aufgenommenen Kinder Mittel zu bewilligen. An den Kosten 
dafür beteiligt sich der Staat ebenso wie an denjenigen, die durch 
die Mother and Child Welfare Act entstehen. 

Ferner enthält die Education Act 1921, Art. go ff., in Er- 
gänzung der Employment of Children Act 1903 verschiedene 
kleinere Beschränkungen der Beschäftigung von Jugendlichen in 
der Industrie und im Handel. 
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Ende 1918 schrieb Lloyd George Neuwahlen aus, die der 
von ihm geführten Koalition eine überwältigende Mehrheit brach- 
ten. In seinen Wahlreden hatte er den Arbeitern als Lohn des 
Durchhaltens den Anbruch eines neuen Zeitalters verheißen und 
hatte nun diese Versprechungen einzulösen. Die nächsten zwei 
Jahre führten daher eine Hochflut sozialer Gesetzgebung herauf, 
die von dem damaligen wirtschaftlichen Aufschwunge getragen 
warde und zugleich mit diesem Ende 1920 abebbte. 

Als seine wichtigste Aufgabe betrachtete Lloyd George die 
Herstellung des sozialen Friedens. Diesem Zwecke diente vor 
alemdieIndustrialCourts Act 1919, die jetzt in den 
meisten Fällen an die Stelle der Conciliation Act 1896 getreten 
st‘), Das Gesetz beruhte auf den günstigen Erfahrungen, die 
mit einer Kriegsmaßnahme, der Wages (Temporary Regulation) 
Att 1918, gemacht worden waren (Cd 9099). Ebenso wie das 
Gesetz von 1896 lehnte auch das von ıgıg jeden Zwang ab, 
suf aber für die Beilegung gewerblicher Streitigkeiten eine 
ständige Zentralbehörde (Industrial Court) mit dem Sitze in 
London. Wenn auch niemand gezwungen ist, dies zentrale 
xhlichtungsamt anzurufen, und ein von ihm gefällter Spruch 
oder vermittelter Vergleich nicht zwangsweise vollstreckt werden 
kam, so wird sich trotzdem eine solche Instanz in den meisten 
Fllen auch ohnedies Geltung verschaffen können. 

Eine Hauptsorge von Lloyd George war es ferner, die Koh- 
knbergleute, die in den letzten Jahren so oft schwere Krisen 
verursacht hatten, dauernd zu beruhigen. Es wurde daher 1919 
tne Kgl. Kommission unter dem Vorsitze des Richters Sankey 
üngesetzt, die in ihrem ersten Gutachten die Einführung der 
ligatorischen Siebenstundenschicht für Kohlenarbeiter unter 
Tage anempfahl (Cmd 84). Dieser Vorschlag wurde durch die 
(valMinesAct 1919 verwirklicht. Das Gesetz nahm sogar 
fü später eine Herabsetzung auf sechs Stunden in Aussicht, je- 
doch ist diese Bestimmung nicht zur Durchführung gelangt. 

In ihrem Schlußberichte ging die Kommission noch viel 
weiter, indem sie nichts weniger als die Verstaatlichung des ge- 
anten Kohlenbergbaus verlangte (Cmd 210). Die Regierung 
konte sich indessen hierzu ebensowenig entschließen, wie zu 


‘i Vgl. die Drucksache des Unterhauses H/C 185/21, sowie Sir William 
Mackenzie, The Industrial Court, Practise and Procedure, London, 1923 (L. 
Butterworth & Co.). 
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der Verstaatlichung der Elektrizitätswirtschaft und der Eisen- 
bahnen, die damals gleichfalls auf der Tagesordnung standen. 
Statt dessen wurde durch die MiningIndustry Act 1920 
die Staatsaufsicht über die Kohlengruben verschärft, und zu 
diesem Zwecke eine Bergbauabteilung (Mines Department) beim 
Board of Trade errichtet. Ferner nahm Abschnitt II des Ge- 
setzes ein in vier Stufen aufgebautes Rätesystem für den Kohlen- 
bergbau in Aussicht. Zunächst sollte jede Grube einen Betriebs- 
rat (pit committee) bilden. Darüber sollten in den verschiedenen 
Kohlenbezirken 26 district committees stehen und über diesen 
wieder 7 area boards für die 7 Kohlenbecken in England, Schott- 
land und Wales. Schließlich sollte ein National Board für das 
Reich die Organisation krönen. Dieser Mechanismus ist indes- 
sen nie in Gang gesetzt worden, da inzwischen die coal stoppage 
von 192I ausbrach, bei deren Beendigung eine andere Regelung 
getroffen wurde (s. u.). Der Abschnitt II der Mining Industry 
Act ist infolgedessen nicht in Kraft getreten (Cmd 1551). 


Von den sonstigen Bestimmungen der Akte ist noch die 
»Wohlfahrtsabgabe« von einem penny für jede Tonne geförder- 
ter Kohle zu erwähnen. Da die Jahresausbeute Großbritanniens 
durchschnittlich rund 250 Millionen Tonnen beträgt, so bringt 
diese Abgabe über eine Million £ im Jahre ein. Vier Fünftel da- 
von werden zum Wohle der Bergleute in den einzelnen Bezirken 
verwandt, z. B. für Erholungsheime, Sportplätze usw. Die Berg- 
leute haben dabei mitzubestimmen. Ein Fünftel dient zur Finan- 
zierung von Forschungen, z. B. betr. Sicherungsvorrichtungen 
in den Bergwerken oder für Stipendien. Der Abschnitt des Ge- 
setzes galt zunächst nur bis 1925, ist aber dann bis 1930 ver- 
längert worden. 

Durch die Old Age Pensions Act ı9ı9 (Cmd =. 
wurden die Altersrenten, die während des Krieges von 5 auf 
7%, Schilling erhöht worden waren, auf 1oSchilling wöchentlich anf- 
gewertet, jedoch erhält ein Rentenempfänger, der sonstige Ein- 
nahmen hat, nur soviel, daß seine Gesamtbezüge auf nicht mehr 
als zo Schilling die Woche kamen. Diese Beschränkung wurde 
von den Arbeitern angegriffen, weil sie eine » Bestrafung der 
Sparsamkeit« bilde 7). Im nächsten Jahre wurde das Gesetz 
durch die Blind Persons Act 1920 dahin ergänzt, daß be- 


?) Die Zahl der Rentenempfänger in au (ohne Irland) war 
Ende März 1923: 896 000. 
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dürftige Blinde die Altersrente schon vom 50. (statt vom 70.) 
Lebensjahre an erhielten. Ferner legte das Gesetz den Gemein- 
den die Verpflichtung auf, für den Unterhalt und die Ausbildung 
solcher Blinden zu sorgen. Das Gesetz beruhte auf einer ursprüng- 
ich von der Arbeiterpartei eingebrachten Vorlage (Cd 8655). 

Das wichtigste Gesetz des Jahres r919 war die Housing 
Act 1919, die sogenannte Addison Akte, die der chronischen 
Wohnungsnot abhelfen sollte. Schon vor dem Kriege hatte sich 
die Regierung viel mit dem Wohnungswesen beschäftigt. Die 
betreffenden Gesetze waren zuletzt in der Housing of the Wor- 
king Classes Act 1890 zusammengefaßt worden. Eine neue Kodi- 
fikation (die Housing Act und die Town Planning Act 1925) stellt 
alle seitdem erlassenen Ergänzungen und Nachträge übersichtlich 
zusammen. Vor dem Kriege hatten die Gemeinden sich darauf 
beschränkt, die bestehenden Wohnungen zu beavfsichtigen sowie 
ungesunde Wohnungen und nötigenfalls ganze Stadtviertel (slums) 
niederzureißen. Dagegen hatten sie sich mit der Errichtung neuer 
Wohnungen wenig befaßt, schon deswegen nicht, weil die ihnen 
dafür zu Gebote stehenden Mittel gering waren. Der Krieg hat 
dies alles geändert. Seit 1914 stockte die private Bautätigkeit 
9 gut wie völlig und hat bis heute nur unvollkommen wieder in 
Gang gesetzt werden können. Die Ursache dafür ist vor allem 
iden Rent Restriction Acts zu suchen, die die Mieten künstlich 
niedrig hielten, so daß der Häuserbau nicht mehr lohnend war. 
Die jetzige Fassung des Höchstmietengesetzes datiert von 1920 
und sollte eigentlich 1923 außer Kraft treten. Die damalige kon- 
svative Regierung sah sich jedoch durch einige für sie ungün- 
stige Nachwahlen veranlaßt, die Geltungsdauer des Gesetzes 
noch um weitere 2 Jahre zu verlängern, so daß die neue Frist 
1925 abgelaufen wäre. Die Konservativen, die jetzt wieder ans 
Ruder gekommen sind, wollen aber noch einmal 21, Jahre zu- 
geben. 

Um die infolge des Höchstmietengesetzes zum Stillstand ge- 
kommene Bautätigkeit wieder in Gang zu bringen, brachte die 
Koalitionsregierung rọrọ die Addison-Akte durch, die die 
Gemeinden ermächtigte, Arbeiterwohnungen zu errichten und 
zu vermieten. Da vorauszusehen war, daß der durch das Höchst- 
Mietengesetz begrenzte Ertrag aus diesen Wohnungen hinter den 
zur Verzinsung und Tilgung des Baukapitals jährlich erforder- 


lichen Summen zurückbleiben würde, verpflichtete sich die Re- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 1. 10 
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gierung den Gemeinden gegenüber, den Verlust, sofern er eine 
bestimmte Quote überschreiten sollte, auf die Staatskasse zu 
übernehmen. Die Gemeinden, die somit kein Risiko liefen, ent- 
falteten nun eine rege Bautätigkeit. Auch private Bauunter- 
nehmer waren daran beteiligt, da ihnen durch ein Nachtrags- 
gesetz (Housing-Additional Powers-Act 1919) einmalige feste Zu- 
schüsse (bis zu 260 £) für jedes von ihnen errichtete Haus zu- 
gesagt worden waren. Alles in allem sind auf diese Weise auf 
Grund des Addisonprogrammes etwa 200 000 neue Wohnungen 
gebaut worden, davon 150 000 von den Gemeinden und die übri- 
gen von privaten Unternehmern. Die Kosten stiegen aber durch 
diese plötzliche Belebung der Bautätigkeit bald derart, daß das 
Gesetz im Sommer 1921 suspendiert werden mußte, weil es die 
Staatskasse sonst zu stark belastet hätte. Die 150 000 von den 
Gemeinden erbauten Wohnungen erfordern zur Zeit einen Staats- 
zuschuß von etwa 13 Millionen £ jährlich, und zwar besteht diese 
Verpflichtung noch für nahezu 60 Jahre. Zuletzt werden sich 
diese Zahlungen etwas verringern. Billiger sind dem Staate die 
von den Bauunternehmern errichteten Wohnungen gekommen. 
Hier betrugen die einmaligen Beihilfen durchschnittlich etwa 
200 £, also bei 50000 Wohnungen ıo Millionen £ (Cmd 1582). 

I9I16 war der Kohlenersparnis halber durch Notverordnung 
im ganzen Lande der Achtuhrladenschluß obligatorisch einge- 
führt worden. Die Shops (Early Closing) Act 1920 
machte diese Notmaßnahme zu einer dauernden Einrichtung. 
Eine Zusatzakte von 192I ließ jedoch den Verkauf von Obst, 
Süßigkeiten, Schokolade, Speiseeis und Limonaden auch noch 
in den späteren Abendstunden zu. (Diese Gesetze bilden die Er- 
gänzung zu der Shop Hours Act von 1904, die den Gemeinden 
freistellte, den. Siebenuhrladenschluß vorzuschreiben, und der 
Shops Act 1912, die den Ladenangestellten einen freien Nach- 
mittag in der Woche sicherte. Der sonntägliche Ladenschluß 
geht auf ein altes Gesetz von 1677 zurück) ®). 

Das wichtigste Gesetzgebungswerk des Jahres 1920 war der 
Umbau der Versicherungsordnung von 1913 durch die National 
Health Insurance Act 1920 und die Unemployment Insurance 
Act 1920. Beide setzten der Geldentwertung entsprechend die 
Versicherungspflicht von einem Jahreseinkommen von 150 £ 


8) J. Hallsworth, Commercial Employees Protective Legislation. London, 
1924 (Labour Publishing Co.). 
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auf 250 £ hinauf. Diese Summe wird natürlich nur von wenigen 
erreicht. Das Durchschnittseinkommen des britischen Arbeiters 
ist jetzt vielleicht 120 £ im Jahre. 

Tief einschneidend waren vor allem die Aenderungen der 
Arbeitslosenversicherung. Vor dem Kriege waren 
nur einige Gewerbe mit etwa 21, Millionen Arbeitern versiche- 
rungspflichtig gewesen. Die National Insurance (Munition Wor- 
kers) Act 1916 hatte die Metall- und chemische Industrie mit 
einbezogen, wodurch die Zahl auf etwa 4 Millionen stieg. Nun- 
mehr wurden alle Arbeiter mit Ausnahme der landwirtschaft- 
lichen und der Dienstboten, zusammen etwa ııY, Millionen, dem 
(rsetze unterstellt. Zufällig kam diese Erweiterung insofern ge- 
tade zur Zeit, als bald darauf die groBe Arbeitslosigkeit einsetzte, 
diebisheuteandauert. Diese Arbeitslosigkeit nahm infolge der Coal 
Stoppage von 1921 einen solchen Umfang an und war von einer 
solchen Dauer, daß das Gesetz auch in der Fassung von 1920 der 
schweren Beanspruchung nicht gewachsen war. Daher mußten im- 
mer neue Nachtragsgesetze erlassen werden, die die Leistungen 
erhöhten und die Beiträge heraufsetzten (Cmd 1581). Augenblick- 
lch erhalten Männer 18 und Frauen und Mädchen 135 Schilling die 
Woche. Verheiratete Arbeitslose beziehen außerdem für ihre Ehe- 
fau (sofern diese nicht als Arbeiterin unterstützt wird) 5 Schilling 
und für jedes unerwachsene Kind 2 Schilling die Woche. 

Auch die Beiträge sind stark erhöht worden, sollen aber her- 
abgesetzt werden, sobald die Vorschüsse zurückgezahlt sind, die 
der zur Zeit völlig erschöpfte Arbeitslosenfonds (Notstock) bei 
der Staatskasse aufnehmen mußte, um die Auszahlung der Un- 
terstützungen fortsetzen zu können. Am I. April 1925 beliefen 
sich diese Vorschüsse noch auf 6 Millionen £. Die nachfolgende 
Aufstellung zeigt die jetzigen Beiträge und diejenigen, die später 
m Kraft treten werden: 


Wochenbeitrag Jetzt Später 
des Arbeitgebers 10 pence 6 pence 
des Arbeiters 9 «€ 6 «€ 
der Staatskasse 5°/4 a 51/7 « 


Diese Zahlen gelten für erwachsene männliche Arbeiter. 
Für Arbeiterinnen und Jugendliche sind sie etwas niedriger °). 


^ Joseph L.Cohen, Insurance against Unemployment, London, 1923; (King 
€ Son). Astor Bowley und andere, The Third Winter of Unemployment, 
London, 1923) (King & Son); Fortsetzung: Is Unemployment inevitable? Lon- 
don, 1924 (Macmillan & Co.). 
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Man rechnet für den Unterhalt jedes Arbeitslosen (ein- 
schließlich seiner Familienmitglieder) durchschnittlich 4 Schil- 
ling pro Tag. Daraus ergibt sich bei zur Zeit I 250 000 Arbeits- 
losen ein Gesamtaufwand von 90 Millionen £ jährlich. Die obigen 
Wochenbeiträge dagegen ergeben nur etwa 50 Millionen £, wo- 
von etwa 4 Millionen £ für Verwaltungskosten abgehen. Die ver- 
bleibenden 46 Millionen £ decken also nur die Hälfte des gegen- 
wärtigen Bedarfes. Die Deckung der anderen Hälfte erfolgt durch 
die Armenkassen sowie durch private Sammlungen und durch 
Mildtätigkeit (Cmd 2082). 

Weniger eingreifend waren die AenderungenderKranken- 
versicherung. (Das Gesetz ist mit allen Zusätzen und Ab- 
änderungen später als National Health Insurance Act 1924 in 
zusammenhängendem Texte veröffentlicht worden.) Die Kran- 
kenversicherung zählt jetzt ungefähr 15 Millionen Mitglieder, da 
hier auch Landarbeiter und Dienstboten einbegriffen sind. Die 
Beiträge sind für Männer 44,d und für Frauen 4d wöchentlich. 
Der Arbeitgeber hat in beiden Fällen 41,d beizusteuern. Außerdem 
leistet die Staatskasse einen Zuschuß von zwei Neunteln aller 
Auszahlungen und Verwaltungsausgaben. 1924 betrug dieser 
Zuschuß etwa 6 Millionen £, während die Beiträge der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zusammen etwa 30 Millionen £ jährlich ein- 
bringen. Das Krankengeld beträgt jetzt für Männer 15 und für 
Frauen 12 Schilling die Woche. Nach 26 Wochen wird statt 
dessen eine Invalidenrente von 715 Schilling wöchentlich gewährt, 
nötigenfalls bis zum 70. Lebensjahre, wo die Leistungen der 
Krankenkassen aufhören. An deren Stelle tritt die staatliche 
Altersrente von Io Schilling wöchentlich. Bei einer Entbindung 
erhalten Ehefrauen eine Zuwendung von 4 £ und uneheliche 
Mütter von 2 £. Aerzten wird für jeden bei ihnen eingeschriebenen 
Versicherten 9 Schilling pro Jahr gezahlt. Jeder Arzt darf bis 
zu 2500 Versicherte auf seiner Liste haben. Für die Behandlung 
lungenkranker Mitglieder in Sanatorien brauchen die Kranken- 
kassen jetzt nicht mehr aufzukommen, vielmehr sind dafür die 
Gemeinden zuständig, die auf Grund der Tuberculosis Act 1921 
staatliche Zuschüsse dafür bekommen. Hierfür waren 1924 über 
2 Millionen £ ausgeworfen ?°). 

Insgesamt werden für die Auszahlungen und die Verwaltung 


10) Sir Kingsley Wood and T. S. Newman, National Health Insurance 
Manual, London, 1924 (Vail & Son). 
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jährlich rund 30 Millionen £ ausgegeben, während sich die Ein- 
nahmen aus den Beiträgen und dem Staatszuschuß auf 37 Mil- 
lonen £ belaufen. Die finanzielle Lage der Krankenversicherung 
it also im Gegensatz zur Arbeitslosenversicherung sehr günstig 
(Cmd 1944 und 2208). 

Die internationalen Arbeitskonferenzen in Washington, 
Genua und Genf haben die britische Gesetzgebung bisher wenig 
beeinflußt (Cmd 1866), insbesondere hat sich England nicht zur 
gesetzlichen Einführung des Achstundentages bereit finden las- 
xn, obwohl dieser fast in allen Betrieben durchgeführt ist. Das 
einzige Ergebnis der Washington Conferenz waren zwei kleinere 
stæ, de Women, Young PersonsandChildren 
EmploymentActıg2o undde Womenand Young 
Persons(Employment in Lead-Processes) Act 
1920. Die letztere Akte verbot die Beschäftigung von Frauen 
und Jugendlichen in bleiverarbeitenden Industrien, und die 
erstere beschränkte ihre Verwendung entsprechend den Beschlüs- 
æn der Washington Conferenz in den wenigen Fällen, die nicht 
bereits durch die bisherige Gesetzgebung gedeckt waren. 

Am I. April 1921 gab die Regierung auf Grund der Coal 
Nines Decontrol Act 192r die Kohlengruben, die sie 
1917 beschlagnahmt hatte, ihren Eigentümern zurück. Da diese 
die bis dahin gewährten hohen Löhne nicht weiterzahlen wollten, 
kam es zu der Coal Stoppage, die drei Monate lang das ganze 
britische Wirtschaftsleben lahmlegte. Erst Anfang Juli nahmen 
die Bergleute die Arbeit wieder auf, und zwar auf Grund eines 
Abkommens, wodurch ihnen Mindestlöhne in Höhe von 20%, 
über dem Stande von 1914 zugesichert wurden (Cmd 1387). 
Sollte nach Verzinsung des Kapitals und Zahlung dieser Löhne 
noch ein Ueberschuß bleiben, so wurden davon 83%, den Berg- 
kuten und 17% den Grubenbesitzern zugesichert. Die Löhne 
sten jedoch nicht, wie die Arbeiter es wünschten, für das ganze 
land gleich hoch sein, sondern blieben für die einzelnen Kohlen- 
biete getrennt festgesetzt. In jedem dieser Gebiete wurde ein 
District Board geschaffen, der die Löhne zu berechnen hatte, 

ind in dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter einem neutralen 
Vorsitzenden gleichmäßig vertreten waren. Für das ganze Land 
besteht ein ebenso zusammengesetzter National Board, gleich- 
fals unter einem »independent chairman«. Solange dies Ab- 
kommen in Kraft steht, bleibt die Minimum Wages Act 1912 
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außer Anwendung. Andererseits haben sich die Bergwerksbe- 
sitzer unter Berufung auf das Abkommen geweigert, die in der 
Mining Industry Act r920 vorgesehene Organisation (pit com- 
mittees, district committees, area boards, national board) mit ins 
Leben zu rufen. Die Akte von 1920 ist daher in ihren wesent- 
lichen Bestimmungen ebenso wie die von I9I2 auf dem Papier 
stehengeblieben (Cmd 1551). 

Es sei hier vorausgenommen, daß das Abkommen von 1921 
Anfang 1924 von den Bergleuten gekündigt wurde. Nach langen 
Verhandlungen kam schließlich ein neues zustande, das bis Ende 
Juni 1925 gilt und u. a. den Mindestlohn auf 3313 %, über die 
Sätze von ıgı4 und den Gewinnanteil der Bergleute auf 88% 
erhöhte. 

Die Regelung der Lohnfrage im Kohlenbergbau hat Aehn- 
lichkeit mit den gleitenden Lohnskalen, wie sie in 
der britischen Eisen- und Stahlindustrie seit etwa 50 Jahren 
eingeführt sind. Darnach folgen die Löhne den Verkaufspreisen 
der Produkte (Roheisen, Rohstahl usw.). Dies hat allerdings den 
Nachteil, daß dadurch die Arbeiter von den Schwankungen auf 
dem Kohlen- und Metallmarkt abhängig sind, auf die sie gar 
keinen Einfluß haben. Eine andere Form der gleitenden Lohn- 
skala, nämlich diejenige nach dem »Index«, ist in England erst 
während des Krieges und nachher aufgekommen !!). Im wesent- 
lichen ist dies System eine Uebertragung der Teuerungszuschläge, 
wie sie die Beamten, z. B. bei der Post, erhalten, auf die Indu- 
strie. Auch für die Angestellten der vier Eisenbahngesellschaften 
besteht eine ähnliche Regelung auf Grund der Railway Act 1921, 
die die Zusammenschmelzung der britischen Bahnen zu vier 
großen Systemen gesetzlich festlegte. Die Löhne richten sich 
dort nach dem Index, dürfen aber nicht unter gewisse Mindest- 
sätze heruntergehen. Dieselbe Akte hat Lohnämter für die Eisen- 
bahnangestellten geschaffen, und zwar einen Central Wages Board 
in erster Instanz und darüber einen National Wages Board als 
Berufungsbehörde. An den letzteren sind auch die Benutzer der 
Eisenbahn und die Regierung beteiligt. 

Vom Jahre 1921 an stockte die soziale Gesetzgebung bis auf 
die zu erwähnenden Housing Act, Workmens Compensation Act 
und Industrial Assurance Act. Die Ende 1920 einsetzende Dauer- 








11) Industrial Negotiations und Agreements, London, 1922; Published by 
the Trades Unions Congress and the Labour Party. 


Die britische soziale Gesetzgebung seit dem Kriege. I5I 


krise, die eine Arbeitslosigkeit ohnegleichen zur Folge hatte, ver- 
bot weitere Schritte in dieser Richtung. Daher empfahl auch der 
als Geddes Committee bekannte Sparsamkeitsausschuß in seinem 
Anfang 1922 veröffentlichten Berichte die größtmögliche Ein- 
schränkung aller Staatsausgaben. 

In den folgenden drei Jahren fanden nicht weniger als drei 
Parlamentswahlen statt. Ende 1922 wurde Lloyd George von 
dem Konservativen Bonar Law gestürzt, der in der darauffolgen- 
den Wahl die Mehrheit erhielt. Als dieser im nächsten Jahre aus 
Gesundheitsrücksichten zurücktreten mußte, wurde Baldwin sein 
Nachfolger, der schon Ende 1923 wiederum Neuwahlen aus- 
schrieb, um freie Bahn für die von ihm geplante Schutzzollpolitik 
zu erhalten. Die damalige Wahl verringerte die konservativen 
Stimmen indessen derart, daß die Partei nicht mehr die abso- 
lute Mehrheit hatte. Baldwin mußte zurücktreten und machte 
einem Arbeiterministerium unter Mac Donald Platz, das jedoch 
auf die liberale Unterstützung angewiesen war und nur 8 Monate 
am Ruder blieb. Die Ende 1924 von Mac Donald ausgeschrie- 
denen Neuwahlen ergaben diesmal eine überwältigende Mehr- 
heit für die Konservativen, so daß die Regierung Baldwins jetzt 
fir eine Reihe von Jahren gesichert erscheint. 

Unter die erste Regierung Bonar Law-Baldwin fallen drei 
oziale Maßnahmen, die Industrial Assurance Act 1923, die 
Workmens Compensation Act 1923 und die Housing Act 1923. 
Bei den ersten beiden Gesetzen handelte es sich um längst vor- 
bereitete Entwürfe, die nur zufällig unter einer konservativen 
Regierung durch das Parlament gingen. Daher kann eigentlich 
nur das Wohnungsgesetz, das Werk des Gesundheitsministers 
Neville Chamberlain, den Konservativen auf die Rechnung ge- 
setzt werden. 

DielndustrialAssurance ist eine in England sehr 
verbreitete Versicherungsform, die man etwa mit unseren Sterbe- 
kassen vergleichen kann. Ihr kennzeichnendes Merkmal ist es, 
daß es sich dabei nur um kleine Versicherungssummen von we- 
nigen Pfunden handelt, und daß die Prämien, die immer nur 
einige Pence betragen, in kurzen Zeiträumen, gewöhnlich wö- 
chentlich, bei den Versicherten im Hause eingesammelt werden. 
Es hatten sich dabei Mißbräuche bemerkbar gemacht, so z. B. 
verschlang die Kommission der Agenten einen unverhältnis- 
mäßig großen Teil der Prämieneinnahmen. Ferner verfielen 
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häufig Polizen, weil die Versicherten vorübergehend außer Stande 
waren, die Prämien zu bezahlen. Ursprünglich war beabsichtigt 
worden, eine Vorschrift zu erlassen, wonach die gesamten Ge- 
schäftsunkosten einschließlich der Dividenden 40% der Wochen- 
prämien nicht überschreiten dürften, diese Einschränkung ist in- 
dessen in die endgültige Fassung des Gesetzes nicht aufgenom- 
men worden. Dagegen ist jetzt den Versicherten das Recht vor- 
behalten worden, etwa verfallene Polizen binnen einem Jahre 
unter Nachzahlung des rückständigen Prämienbetrages zu er- 
neuern. Der angesammelte Reservefonds darf nicht für An- 
leihen der Gesellschaft verpfändet werden. Durch diese und ähn- 
liche Bestimmungen ist die Rechtslage der Versicherten verbes- 
sert worden, ohne das bisherige System grundlegend zu ändern. 
Wie groß der Umfang des Geschäftes ist, geht daraus hervor, 
daß 1917 die jährlichen Prämieneinnahmen über 22 Millionen £ 
betrugen. Davon gingen fast Io Millionen £ auf Verwaltungs- 
ausgaben, Dividenden usw. drauf, so daß nur etwa 1214 Mil- 
lionen £ an die Versicherten ausgezahlt wurden (Cmd 614) "). 

Bei dr Workmens Compensation Act 1923 
handelt es sich ebenfalls um keine durchgreifende Umgestaltung 
des bisherigen Rechtes, in diesem Falle also des Haftpflichtge- 
setzes von Igo6. Weder der Versicherungszwang noch die staat- 
liche Aufsicht ist eingeführt worden. Ebensowenig ist aus der 
Absicht etwas geworden, den Gewinn der Versicherungsgesell- 
schaften nach oben zu begrenzen. Man hat sich vielmehr mit 
einigen »non controversial measures« begnügt, die verschiedene 
Härten des alten Gesetzes mildern sollten, ohne jedoch irgendwo 
anzustoßen (Cmd 816). Unter die neue Akte fallen alle Arbeiter 
bis zu einem Jahresverdienst von 350 £ (früher 250 £), sowie 
ferner einige Gruppen von Arbeitern, die keinen festen Lohn, 
sondern einen Anteil am Gewinn beziehen, wie z. B. Droschken- 
kutscher und Hochseefischer. Bei tödlichen Unfällen erhielten 
nach dem alten Gesetze die Hinterbliebenen eine Abfindung in 
Höhe des dreifachen Jahreseinkommens des Getöteten. Jetzt 
kommen für jedes Kind noch 15% des Lohnes hinzu, den der 
Verstorbene von seinem Tode bis zum vollendeten 15. Lebens- 
jahre des Kindes verdient haben würde. Der Mindestsatz der 
Abfindung ist von 150 auf 200 und der Höchstsatz von 300 auf 


13 J. J. Bisgood, The Industrial Assurance Act 1923, London, C. and E. 
Layton (im Druck). 
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60 £ heraufgesetzt worden, sowie die Begräbniskosten von Io 
af 15 £. War die Verletzung nicht tödlich, so wird jetzt schon 
vom 4. Tage an die Unfallrente gezahlt, deren Höchstsatz 30 
(früher 20) Schilling wöchentlich beträgt. Auch sonst ist das 
alte Gesetz noch in anderen Punkten abgeändert worden, auf 
die einzugehen hier zuweit führen würde. (Vgl. das von der 
Home Office 1924 herausgegebene Memorandum on the Work- 
mens Compensation Acts 1906 and 1923, sowie T. J. Connolly, 
Workmens Compensation Arts 1906—1923, Edinburgh 1925) 
(Y. Hodge & Co.). 

Die wichtigste soziale Maßnahme der konservativen Regie- 
rung war die Housing Act 1923. Ursprünglich hatte Bonar 
law beabsichtigt, das Höchstmietengesetz nicht mehr zu ver- 
lingern und den Wohnungsmarkt sich selbst zu überlassen. Dies 
erregte jedoch bei der Arbeiterschaft, die unter der chronischen 
Wohnungsnot schwer zu leiden hatte, solchen Unwillen, daß er 
sich schließlich veranlaßt sah, das Höchstmietengesetz noch 
weitere zwei Jahre in Kraft zu lassen und wieder zu Bausub- 
ventionen — wenn auch in beschränktem Umfange — zurück- 
zukehren. Die von dem Gesundheitsminister Neville Chamber- 
ain durchgebrachte Housing Act 1923 suchte jedoch die Fehler 
dr Addison-Akte von I9Ig zu vermeiden, indem sie die Ver- 
plichtungen der Regierung sowohl der Zeit wie dem Betrage 
nach begrenzte. Die Staatskasse wurde dadurch verpflichtet, für 
alle Arbeiterwohnungen von gewissen Abmessungen, die bis Ende 
september 1925 errichtet werden würden (so viele es auch sein 
möchten), 20 Jahre lang den etwaigen Fehlbetrag zwischen Miete 
und Bauzinsen bis zu einem Höchstbetrage von 6 £ jährlich zu 
erstatten. Die Wohnungen können von Privaten oder von den 
Gemeinden errichtet werden. Die Erbauer haben daher jetzt 
ein Interesse daran, sparsam zu bauen, da sie alle Verluste, die 
über die obigen 6 £ hinausgehen, selber tragen zu müssen. Bei 
einer Wohnung von 3 Zimmern mit Nebenräumen rechnet man 
mit einem jährlichen Defizit von Io £, wovon also 6 £ die Staats- 
kasse und 4 £ der Unternehmer zu tragen hätte. 

Anfang 1924 trat an die Stelle der konservativen Regierung 
en Arbeiterministerium unter Ramsay Mac Donald. Da dieser 
über keine eigene Mehrheit verfügte, so war er in seiner Bewe- 
Süngsfreiheit sehr beschränkt und konnte in der kurzen Zeit, in 
der er am Ruder war, keine großen sozialen Reformen durch- 
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führen, immerhin wurden einige kleinere Maßnahmen zustande 
gebracht. 

So wurden die Agricultural Wages Boards 
wieder eingeführt, jedoch nur für England und Wales (nicht für 
Schottland) und auch nur in den Grafschaften, die ihre Wieder- 
einführung für bestimmte Klassen von Arbeitern beschließen 
sollten. Es handelt sich also nur um fakultative Lokalbehörden, 
auf die die Zentralregierung keinen Einfluß hat. Zwischen 
Kohlenbergleuten und Grubenbesitzern wurde ein neues Ab- 
kommen vermittelt, das die Lage der ersteren verbesserte. Aller- 
dings ist dieses Abkommen, das am 30. Juni 1925 abläuft, durch 
den inzwischen eingetretenen Preissturz wieder in Frage gestellt 
worden. Mit diesem Abkommen sind überdies weder die Gruben- 
besitzer noch die Bergleute zufrieden. Die ersteren arbeiten in- 
folge der inzwischen gefallenen Kohlenpreise mit Verlust und 
wollen daher den Achtstundentag wieder einführen. Die letz- 
teren wünschen eine weitere Erhöhung der Mindestsätze und zwar 
dahin, daß die am niedrigsten bezahlte Klasse von Bergleuten 
unter Tage nicht weniger als r2 Schilling pro Schicht bezieht. 
Ferner sind zu erwähnen kleine Aenderungen des Altersren- 
tengesetzes und der Arbeitslosenversiche- 
rung. Bei dem ersteren wurde einem alten Wunsche der Ar- 
beiter folgend bestimmt, daß Einkommen aus anderen Quellen 
als Arbeitsverdienst bis zu 39 £ jährlich (also etwa 15 Schilling 
wöchentlich) nicht in Abzug gebracht werden soll. Wenn also ein 
Arbeiter von über 70 Jahren in der Woche 25 Schilling Ein- 
kommen hat, davon Io Schilling Arbeitsverdienst und 15 Schilling 
aus Ersparnissen, so werden die letzteren als nicht vorhanden 
betrachtet, so daß der Arbeiter die volle Altersrente von Io Schil- 
ling erhält (Cmd 2168). Die Belastung der Staatskasse durch die 
Rente beträgt 1925/26 beinahe 27 Millionen £. Die Berechnung 
ist ziemlich verwickelt 13). Das gleiche gilt von der Aenderung der 
Arbeitslosenversicherung, wo bis Ende Juni 1926 der »gap« be- 
seitigt wurde, d. h. die Sperrfrist, während deren den Arbeitern 
vorübergehend die Arbeitslosenunterstützung entzogen wurde, 
so daß sie während dieser Zeit auf die Armenpflege angewiesen 
waren. Für die obige Frist wurde also der Grundsatz suspen- 
diert, daß der Arbeiter nur im Verhältnis zu den Beiträgen, die 
er entrichtet hatte (und zwar für je fünf Beitragswochen je eine 


13) R. J. Hoare, Old Age Pensions, London 1915 (King & Son). 
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Woche) Unterstützung erhalten dürfe, keinesfalls aber länger, 
als eine bestimmte Anzahl (anfangs 15, später 26) Wochen im 
Jahr. Mit anderen Worten, bis Mitte 1926 ist an Stelle des Ver- 
sicherungsprinzipes das Fürsorgeprinzip getreten. Daß das Gesetz 
von 1925 auch die Auszahlungen erhöht hat, ist bereits erwähnt. 

Die Wohnungsfrage suchte die Arbeiterregierung 
durch die Wheatley-Akte (Housing-Financial Provisions-Act 1924) 
zu lösen. (Vgl. hierzu Cmd 2151 und den Runderlaß des Gerund- 
heitsministeriums: Circular 520 to Local Authorities on the Hou- 
sing-Financial-Provisions-Act 1924 sowie schließlich Richard 
Reiss, The New Housing Handbook, London 1924). Dadurch 
wurde die Chamberlain-Akte bis zum I. Oktober 1939 verlängert. 
Da diese aber mehr dem Mittelstand als der eigentlichen Arbeiter- 
klasse zugute gekommen war, gewährte das neue Gesetz für Ar- 
beiterwohnungen, für die es besondere Vorschriften aufstellte, 
40 Jahre lang erhöhte Zuschüsse und zwar g £ jährlich in der 
Stadt und 121, £ jährlich auf dem Lande. Falls die Baukosten 
etwa übermäßig ansteigen würden, soll das Gesetz suspendiert 
werden. Auf diese Weise glaubte die Arbeiterpartei innerhalb 
von 15 Jahren den Bau von 21%, Millionen Arbeiterwohnungen 
bewirken zu können. Dieses allzu großzügige Programm wird in- 
dessen schwerlich voll zur Durchführung kommen, da die Kosten 
für die Staatskasse unerschwinglich werden würden. Immerhin 
kann die jetzige konservative Regierung die Akte nicht olıne 
weiteres beiseite schieben, sondern muß irgendeine andere Lösung 
fir die Frage finden. 

Die konservative Partei, die jetzt wieder ans Ruder gekom- 
men ist, hat bisher nur zwei soziale Maßnahmen in Aussicht ge- 
ommen. Erstens will Neville Chamberlain, der auch 
diesmal das Gesundheitsministerium übernommen hat, weitere 
Schritte zur Behebung der Wohnungsnot unternehmen. Dabei 
ol, soweit möglich, die Bautätigkeit privater Unternehmer ge- 
fördert, sowie darauf hingewirkt werden, daß die Bewohner zu- 
gleich Eigentümer werden. Die Thronrede erwähnt ferner »neue 
Bauweisen«, womit vermutlich u. a. Häuser gemeint sind, deren 
Wandungen aus Stahlblech bestehen. Die Stahlindustrie emp- 
fehlt diese Art Wohnungen, um dadurch den Absatz ihrer Er- 
wugnisse zu heben. Bis jetzt handelt es sich dabei indessen nur 
um einen Versuch, und es fragt sich noch, ob solche Häuser für 
lingere Zeit bewohnbar bleiben werden. 
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Der zweite Plan der konservativen Regierung besteht darin, 
die Altersversorgung zu einer Altersversicherung 
im Anschluß an die Krankenversicherung umzugestalten und eine 
Witwen- und Waisenversicherung daran anzugliedern. Nach der 
Vorlage, die Anfang Mai dem Unterhaus zugegangen ist, sollen 
erhalten 

I. alle über 65 Jahre alten Versicherten sowie ihre Witwen 
eine Altersrente von Io Schilling die Woche ohne Rücksicht auf 
ihre sonstigen Einnahmen, 

2. Vollwaisen über I4 Jahre 7 Schilling 6 pence das älteste 
und 6 Schilling jedes weitere Kind, Halbwaisen 5 Schilling das 
älteste und je 3 Schilling die anderen Kinder. 

Beitragspflichtig sind alle Arbeiter, die der Krankenversiche- 
rung angehören. Die Beiträge sollen zunächst für Männer 9 pence 
und für Frauen 41, pence wöchentlich betragen. Der Arbeitgeber 
trägt davon bei Männern 41, und bei Frauen 21%, pence. Die 
Regierung will für die ersten zehn Jahre je 4 Millionen £ bei- 
steuern. Später werden die Beiträge erhöht werden müssen, doch 
hofft man, daß dann die Lasten für die Arbeitslosenversicherung 
endlich einmal leichter geworden sein werden. Mit der Ausfüh- 
rung des Gesetzes wird das Gesundheitsministerium betraut. 

Die britischen Arbeiter mit ihren Familien sind demnach jetzt 
gegen die wirtschaftlichen Folgen von Betriebsunfällen, Alter, 
Krankheit, Arbeitslosigkeit und eines vorzeitigen Todes gesichert. 
Damit hat die britische soziale Gesetzgebung in ihrer Entwick- 
lung, die auch in Zukunft nicht stillstehen wird, einen wichtigen 
Abschnitt erreicht und die meisten übrigen Staaten überflügelt. 
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Rudolf Kjellens empirische Staatslehre 
und ihre Wurzeln in politischer Geographie und Staatenkunde. 


Von 


OTTO HAUSSLEITER. 


Im Frühjahr 1924 konnte man auf der Leipziger Messe inı 
Ausstellungshaus des Buchhandels ein wirkungsvolles Plakat 
schen: Ein angestrengt arbeitender Mann treibt einen Bohrer in 
die unter seinem Knie liegende Erdkugel; darüber stand als 
Leberschrift: » Politische Geographie — gute Geschäfte!« 

Der Urheber dieses Plakats, ein bekannter Verlag, versprach 
sich also geschäftlichen Erfolg von der buchhändlerischen Pflege 
emes Wissensgebietes, das seit dem Kriege in steigendem Maße 
das Interesse nicht nur der fachwissenschaftlichen Kreise, son- 
dern der gesamten politisch interessierten Welt auf sich gelenkt 
hatte, 

Verursacht war dies Interesse zweifellos durch das starke 
Erlebnis der staatlichen Machtentfaltung im Kriege, bei vielen 
wohl auch durch die Befürchtung, der Mangel an politisch-geo- 
graphischem Sinn bei der deutschen Diplomatie und die Nicht- 
wachtung geopolitischer Gesetze habe zu einem Teil Deutsch- 
lands Unglück mitverschuldet. 

Dem zunehmenden Interesse des Publikums entsprach eine 
wachsende fachwissenschaftliche Produktion !); und es ist be- 
xichnend für den Umschwung auch der wissenschaftlichen Auf- 


!') Von 1920 bis 1923 erschienen z. B. nicht weniger als acht systematische 
Darstellungen (meist kleineren Umfangs) zur allgemeinen politischen Geogra- 
phie; Fr. Ratzels » Politische Geographieę wurde in 3. Auflage neu herausge- 
Reben (1923); ein umfassendes System der Politischen Geographie ist vor kur- 
wm von Otto Maull veröffentlicht worden (Berlin 1925); seit Anfang 1924 wid- 
met sich die neue Monatsschrift » Zeitschrift für Geopolitik« der Pflege desselben 
Wissensgebietes, 
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fassung, daß Alexander Supan, der seinerzeit die politische 
Geographie aus dem Lehrgebäude der Erdkunde verwiesen 
hatte ?), unter dem Eindruck des Krieges am Abend seines Lebens 
selbst einen Leitfaden der allgemeinen politischen Geographie 
verfaßte 3), um dadurch der einseitigen morphologischen Ent- 
wicklung der Geographie ein Gegengewicht zu geben. 

Die Verfasser der politischen Geographien waren damit über 
die eigentlich geographische Aufgabe einer erklärenden Beschrei- 
bung der Natur- und Kulturlandschaft hinausgegangen und hat- 
ten ein sozialwissenschaftliches Forschungsgebiet betreten, wel- 
ches freilich von den eigentlich berufenen Disziplinen vernach- 
lässigt worden war. Denn wie die anderen sozialwissenschaft- 
lichen Fächer, so kann auch die empirische Staatslehre nur dann 
zur vollständigen Erkenntnis ihres Forschungsgegenstandes ge- 
langen, wenn sie ihre Arbeit auch auf die Untersuchung der geo- 
graphischen Einflüsse erstreckt, welche auf die politischen Tat- 
sachen und Vorgänge einwirken. 

Daß die politische Geographie, streng genommen, nicht ein 
Teilgebiet der Erdkunde darstellt, war bereits früher von geo- 
graphischer Seite öfters anerkannt worden. Der neuerdings 
häufige Gebrauch des Wortes » Geopolitik« an Stelle und neben 
der Bezeichnung » Politische Geographie« scheint zu beweisen, 
daß immer mehr die Ueberzeugung Boden gewinnt, daß es sich 
hier nicht um Geographie, sondern um eine — freilich eigen- 
artige — erklärende Staatslehre, vielleicht auch um eine Kunst- 
lehre der praktischen Politik handelt. 

Rudolf Kjellen, der Schöpfer des Wortes » Geopolitik«, ver- 
stand darunter dasjenige der fünf Teilgebiete seiner systema- 
tischen empirischen Staatslehre, welches die räumliche Erschei- 
nungsform des Staates, das » Reich« (= Staatsgebiet), zum Gegen- 
stand hat. Kjellén sucht zwar noch einen Unterschied zwischen 
seiner Geopolitik und der alten politischen Geographie zu ma- 
chen ®), tatsächlich muß aber festgestellt werden, daß er die Er- 
örterung fast aller Probleme der politischen Geographie in seine 
Geopolitik und damit in seine empirische Staatslehre übernom- 
men hat 5). 
~ a) Vgl. Hermann Wagner im Geograph. Jahrbuch VII (1875) S. 618. 

3) Leitlinien der allgem. politischen Geographie, Leipzig 1918; 2. Aufl. 
Berlin und Leipzig 1922. 


4) Rud. Kjellén, Grundriß zu einem System der Politik, 1920, S. 29/30. 
5) Dieselbe Feststellung macht Rob. Sieger in seinem Aufsatz » Rudolf 
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Es dürfte damit eine lange Entwicklung ihren logischen Ab- 
schluß gefunden haben. Die politische Geographie erweist sich 
als Quellfluß, der sich nunmehr mit anderen Strömungen empi- 
rischer Staatsbeschreibung und -erklärung im Strombett einer 
empirischen Staatslehre vereinigt hat. So erscheint der Zeitpunkt 
günstig, nicht nur das System Kjellens, in welchem sich diese 
Vereinigung verkörpert, einer näheren Betrachtung zu unter- 
ziehen, sondern auch in großen Zügen die Entwicklung der ein- 
zelnen Wissenschaftsrichtungen zu verfolgen, welche als Vorläufer 
des Lehrsystems des schwedischen Forschers anzusehen sind. 


I 


Friedrich Ratzel gilt allgemein als der Begründer der politi- 
schen Geographie im modernen Sinn. Er ist es auch insofern, 
as er dem etwas in Mißkredit geratenen Begriff der politischen 
Geographie einen neuen, wissenschaftlich wertvollen Inhalt gab. 

Vor Ratzel verstand man in der Regel unter politischer Geo- 
gaphie diejenige Art der beschreibenden Länderkunde, welche 
de Staatsgebiete und nicht die Naturgebiete zum Ein- 
telungsprinzip ihrer Darstellung machte. In diesem Sinn gab es 
vor Ratzel nur politische Geographien einzelner oder auch aller 
Staaten; — Ratzels Lehre ist dagegen eine generalisierende Theo- 
rie von der Wirksamkeit der geographischen Faktoren in Leben 
und Entwicklung der Staaten überhaupt. Ratzels »Politische 
Geographie« ist, wie Kjellén einmal treffend bemerkt ®), »eine 
wirkliche, wenn auch eine einseitige Staatslehre«. 

Wenn auch niemand vor Ratzel in ähnlich umfassender 
Weise die Einwirkung geographischer Faktoren auf das Staats- 
leben durchforscht hat, so ist doch der Gedanke, bei der empiri- 
schen Erklärung des Staates auch geographische Verhältnisse 
ds verursachende Faktoren zu berücksichtigen, sehr alt — so 





Kiellen« (Zeitschrift für Geopolitik, I, 1924, S. 344). Selbst Karl Haushofer, 
der die Geopolitik als eine Fortbildung der politischen Geographie auffaßt und 
im Lehrgebäude der Erdkunde belassen will, muß zugeben, daß die wissenschaft- 
liche Aufgabe dieses neuen Faches auch im Rahmen einer »reformierten Staaten- 
kundes durchgeführt werden könnte. (H., » Politische Erdkunde und Geopolitik « 
in der Drygalski-Festschrift: Freie Wege vergleichender Erdkunde, München 
1925, bes. S. gr.) 

‘) Der Staat als Lebensform, 1917, S. 21. In der neuen Uebersetzung (1924) 
fehlt dieser Satz, 
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alt, wie die auf Tatsachenfeststellung beruhende Erforschung des 
Staates überhaupt. 

Erst seit Beginn der Neuzeit tritt in unserer Kulturepoche 
die Wissenschaft nicht mehr vom Standpunkt des Moralphilo- 
sophen, sondern vom Standpunkt des praktischen Staatsman- 
nes und somit mit stärkerem Wirklichkeitssinn an die Probleme 
des Staatslebens heran. Das Gebiet der Moral und das der Poli- 
tik, bis dahin immer als zusammengehörig betrachtet, wurden von 
Niccolo Macchiavelli mit äußerster Schärfe bis in die letzten 
Konsequenzen geschieden. Freilich tand damit der Florentiner 
schon zu seiner eigenen Zeit lebhaften Widerspruch. Aber auch 
einer seiner späteren Gegner, Jean Bodin, suchte ebenfalls 
— ohne zur Kirchenlehre in offenen Gegensatz zu treten — an 
Stelle des früheren sittlich-religiösen einen neuen Wertmaßstab 
für die normative Politik. In seinem Werk » Methodus ad facilem 
historiarum cognitionem« fand er ihn in den Lehren der Ge- 
schichte, aus welcher der Staatsmann das politisch Erstrebens- 
werte lernen könne und solle. 

Freilich gilt auch hier: Was ihr den Geist der Zeiten heißt, 
das ist im Grund der Herren eigener Geist, in dem die Zeiten sich 
bespiegeln. Wie die Geschichtsphilosophen aller Zeiten ihre 
Grundanschauung in der Geschichte gesucht und bestätigt ge- 
funden haben, so hat auch Bodin, der Prophet des kommenden 
absolutistischen Großstaates, aus den Lehren der Geschichte die 
theoretische Begründung für seine neue Idee abgeleitet: Die poli- 
tischen Ideen des Mittelalters mit ihrem welt umspannenden 
Charakter hat er überwunden durch den Nachweis geopolitischer 
Gesetze, welche dartun sollten, daß die staatlichen Einrichtungen 
dem jeweils verschiedenen natürlichen (insbesondere klimatischen) 
Charakter jedes einzelnen Landes angepaßt sein müßten ?). 

Wie kein anderer vor ihm hat Bodin in systematischer Weise 
die Bedeutung der geographischen Verhältnisse für das Staats- 
leben und für die staatsmännische Praxis darzustellen versucht. 
Den wichtigsten Faktor erblickt er im Einfluß des Klimas. Die 
Anschauung von der physischen Ueberlegenheit der Nordvölker 





7) Bodins politisch-geographische Lehren sind vornehmlich enthalten im 
5. Kapitel der Schrift »Methodus ad facilem historiarum cognitionem« (1566), SO- 
wie in den »Six livres de la Republiques V, 1. (» Du reiglement qu’il faut tenir 
pour accommoder la forme de république à la diversité des hommes....e — 
Vgl. dazu: Anton Meuten, Bodins Theorie von der Beeinflussung des politischen 
Lebens der Staaten durch ihre geographische Lage. Bonn, philos. Diss. 1904. 
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über die Südvölker und der Gebirgsvölker über die Bewohner der 
Ebenen wird durch zahlreiche Beispiele belegt. Dank ihrer gei- 
stigen Fähigkeiten seien dagegen die Südvölker zur Begründung 
großer und fester Reiche berufen. Der Staatsmann müsse bei 
Regierung und Gesetzgebung auf die klimatisch bedingten Ver- 
schiedenheiten der körperlichen und geistigen Volksveranlagung 
Rücksicht nehmen. — 

Die Herrschaft des Naturrechts, mit seinem Suchen nach 
ort- und zeitlos gültigen Idealformen des Staates, war einer Be- 
rücksichtigung geopolitischer Zusammenhänge in der Staatslehre 
nicht günstig. 

Die Gegner der Hobbesschen Naturrechtslehre waren es — 
we Sombart ®) jüngst gezeigt hat —, welche zum erstenmal be- 
wußt eine empirische Erklärung der menschlichen Gesellschaft 
in ihrem weitesten Sinne, also einschließlich des Staates, ver- 
suchten. »Der Gedanke, dank dessen jene Gegner des Hobbes 
die Begründer der modernen Soziologie westlichen Gepräges wur- 
den, ist dieser: Die menschliche Gesellschaft ist kein aus der 
Natur herausgehobener Zustand; sie ist vielmehr samt der Kul- 
tur, die sie in ihrem Schoße birgt, selbst ein Stück Nature«?). 
‚Erklären in naturwissenschaftlicher Denkweise heißt aber kau- 
silerklären, heißt eine Erfahrungstatsache als bewirkt, bestimmt, 
beeinflußt durch eine andere Erfahrungstatsache nachweisen, 
heißt aber bei folgerichtiger Durchdenkung: die Einzelerschei- 
nungen auf Allgemeines zurückführen, sie kausal aus letzten 
dementaren Gegebenheiten ableiten« 1). 

Ein Komplex jener elementarer Tatsachen, auf welche je- 
weils Gleichheit oder Verschiedenheit gesellschaftlicher und kul- 
tureller Zustände zurückgeführt wird, sind die geographischen, 
insbesondere die klimatischen Verhältnisse. 

Von Wiliam Temples »Essay upon the original and nature 
of government« (1672), welcher mit einem Hinweis auf die Ein- 
lüse der verschiedenen Klimate auf Charakter, Sitten und 
Nänungen der Völker beginnt, bis zu Adam Fergusons » Essay 
in the history of civil society« (1767) bleibt das Augenmerk der 
inglischen naturalistischen Geselischaftsforscher auf die an- 


_ A W. Sombart, Die Anfänge der Soziologie. — In: Hauptprobleme der 
Soziologie, Erinnerungsgabe für Max Weber, München 1923, Bd. I, S. 5—1ọ, 
bes, S, 9—13, 

» a a O. S. 11/12. 

"a a O. S. 12/13. 
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thropogeographischen Zusammenhänge gerichtet. Und es be- 
deutet wohl eine Ablehnung der von früheren Autoren allzu 
rasch gezogenen Schlußfolgerungen vom direkten Einfluß des 
Klimas auf den Volkscharakter, wenn Ferguson unter Hin- 
weis auf die Bedeutung des Milieus nachdenklich bemerkt!) :»... 
obgleich das Klima... durch einen regelmäßigen Einfluß auf den 
Charakter der Menschen einwirken mag, so können wir doch nie- 
mals hoffen, die Art dieser Einflüsse zu erklären, bis wir den Bau 
jener feineren Organe verstanden haben, mit denen das Wirken 
der Seele verbunden ist, — eine Erkenntnis, zu der wir wahr- 
scheinlich niemals gelangen werden. 

Wenn wir in der Lage eines Volkes Umstände angeben, die 
seine Betätigung bestimmen und dadurch auch seine Ge- 
wohnheiten und seine Lebensweise regeln, und wenn wir, anstatt 
uns auf die angeblich physische Quelle seiner Gemütsverfassung 
zu beziehen, seine Beweggründe einem bestimmten Verhalten 
(conduct) zuschreiben, so sprechen wir von Ursachen und Wir- 
kungen, deren Verknüpfung bereits um vieles bekannter ist.« 

Die Heranziehung des Klimas zur Erklärung sozialer Tatsachen 
scheint seit der Mitte des 18. Jahrhunderts geradezu Modesache 
geworden zu sein; so verbreitet sich die vielbändige » Dekono- 
misch-technologische Enzyklopädie« von Johann Georg Krünitz 
unter dem Stichwort » Klima« in ausführlich-umständlicher Weise 
über die Wirkungen des heißen, kalten und gemäßigten Klimas 
auf Temperament und Gemütsart, auf den sittlichen Charakter, 
auf das äußerliche Betragen, auf Sitten und Gebräuche und auf 
die Geisteskräfte der Menschen und erörtert den Einfluß des 
Klimas auf die Gesetzgebung !?). 

Gegenüber den Schriften der englischen Soziologen bedeutet 
das Werk Montesquieus?3), welches — im Jahre 1748 


— 


11) Adam Ferguson, Abhandlung über die Geschichte der bürgerlichen Ge- 
sellschaft, übers. von V. Dorn, Jena 1904, S. 164 (III. Teil, 1. Kap.: » Ueber den 
Einfluß von Klima und geographischer Lages). 

13) 40. Teil, Berlin 1787, S. 442—566. — Unerwähnt bleibt dagegen an 
dieser Stelle die klimatische Einwirkung auf Regierungsform und Religion. 

13) Montesquieu, Geist der Gesetze, übers. von Fortmann, Leipzig 1891, 
insbes. Buch 14, 17 und 18. — Zu Montesquieus politisch-geographischen An- 
sichten vgl. Alwin Wünsche, Die geschichtliche Bewegung und ihre geographische 
Bedingtheit bei Carl Ritter und bei seinen hervorragendsten Vorgängern in der 
Anthropogeographie, Leipzig, philos. Diss. 1899, S. 21—29. — Ernst Fr. Michel, 
Die anthropogeographischen Anschauungen Montesquieus, Heidelberg, philos. 
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erschienen — starken Einfluß auf Ferguson ausgeübt hat, in 
mancher Hinsicht eine Rückkehr zur Problemstellung Bodins. 

Bei seinem Versuch, die Gesetze und politischen Einrich- 
tungen der Völker in ihrer Verschiedenheit zu erklären, berück- 
sichtigt Montesquieu neben der Geschichte, den kulturellen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen auch das Klima, die Lage, Größe 
und Bodengestaltung der Länder als Ursachenfaktor; an solche 
Erkenntnisse knüpft er gern Ratschläge für eine gute (der Natur 
der Dinge angepaßte) Gesetzgebung. 

Nach dem Muster Bodins setzt auch Montesquieu den Wärme- 
grad des Klimas und den Volkscharakter in direkte Beziehung 
und behauptet demgemäß: Ein heißes Klima verursache bei den 
Völkern Feigheit und Knechtssinn, und begünstige dadurch die 
Herrschaftsform der Despotie; ein kälteres Klima dagegen er- 
zeuge im Volkscharakter tapferen Sinn und begünstige die poli- 
tisch freiheitlichen Regierungsformen. Daneben widmet er aber 
auch der politischen Bedeutung der Oberflächengestaltung der 
Erde seine Aufmerksamkeit. Die großen Ebenen Asiens und 
Osteuropas hätten von jeher die Bildung ausgedehnter Reiche 
begünstigt. 

Ein Fortschritt gegenüber Bodin liegt darin, daß Montesquieu 
ölters auch dem richtunggebenden Einfluß geographischer Tat- 
sachen auf die Völker- und Kulturbewegungen der Geschichte 
Beachtung schenkt. Vor allem aber findet sich bei ihm mehrfach 
eine Würdigung der Mittelglieder, die sich zwischen die geogra- 
Phische Ursache und die gesellschaftlich-kulturelle Wirkung ein- 
schieben. »Die Verschiedenheit der Bedürfnisse unter den ver- 
xhiedenen Himmelsstrichen hat die Verschiedenheit der Lebens- 
weisen und diese die Verschiedenheit der Gesetze hervorgebracht. « 
In diesem Sinne wird z. B. auch die Bodenbeschaffenheit (auf 
dem Umweg über das Problem der Verteidigung des flachen 
Landes) mit der politischen Herrschaftsform in Beziehung gesetzt: 
Die Fruchtbarkeit des Bodens habe in Sparta die Errichtung 
einer militärischen Aristokratie zur Folge gehabt, während auf 
dem unfruchtbaren Gebirgsboden Attikas die demokratische 
Staatsform entstanden sei. 

Die geopolitischen Ideen Montesquieus, von denen hier nur 
wenige Beispiele gegeben werden konnten, sind von der dogmen- 
beschichtlichen Forschung der Anthropogeegraphie schon öfters 
stwürdigt und dargestellt worden, obwohl Montesquieu selbst 
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seine Erörterungen niemals als politische Geographie oder ähn- 
lich bezeichnet hat. Merkwürdigerweise hat man dagegen auf 
geographischer Seite ein Werk aus der gleichen Zeit übersehen, 
das in geistreicher Weise den Versuch einer systematischen all- 
gemeinen politischen Geographie wagt, wobei (wohl zum ersten- 
mal) diese Bezeichnung auch im modernen Sinn einer Erforschung 
der Wirksamkeit geographischer Faktoren im Staatsleben ge- 
braucht wird. Er ist Turgots 1751 verfaßter, allerdings un- 
vollendet gebliebener Entwurf zu einer politischen Geographie 1$) 
— ein ausgesprochenes Jugendwerk des erst Vierundzwanzig- 
jährigen, welches aber schon die Neigung zu systematischem Den- 
ken verrät, welches den späteren Meister auszeichnet 15). Höchst 
wahrscheinlich bedeutet es eine direkte Polemik gegen Montes- 
quieu, wenn Turgot in einem Exkurs über die Bedeutung des 
Klimas für die Staatenentwicklung !%) auf die falsche An- 
wendung dieses Erklärungsprinzips hinweist. Der Charakter der 
Völker, ihre Sprache, ihre Einbildungskraft, die Vielweiberei und 
die politische Knechtschaft der Asiaten dürfe nicht in erster Linie 
auf das Klima zurückgeführt werden. Es sei vielmehr nötig, zur 
Erklärung zunächst die »causes morales« erschöpfend 
heranzuziehen, ehe man das Recht habe, Behauptungen über den 
physischen Einfluß des Klimas aufzustellen. Dagegen sei 
dadurch, daß die Art der menschlichen Tätigkeit durch die kli- 
matisch bedingte Beschaffenheit der Gegenstände bestimmt 
werde, das Klima in nichtphysischer (indirekter) Weise wirksam. 


14) Oeuvres de Turgot, et documents le concernant. Avec biographie et 
notes. Par Gustave Schelle. Paris 1913. Bd. I, S. 255—274 (Plan d’un 
ouvrage sur la géographie politique), S. 327—331 (Fragments et pensées dé- 
tachées pour servir à l'ouvrage sur la géographie politique). — Die bisherige 
Nichtbeachtung dieser Entwürfe Turgots möge die ausführliche Wiedergabe 
seines Gedankenganges rechtfertigen und entschuldigen, obwohl dadurch der 
durch die Aufgabe dieser Arbeit gezogene Rahmen überschritten wird. Da Tur- 
gots Entwürfe zur Politischen Geographie zum großen Teil nur aus flüchtig 
skizzierten Gedankenreihen bestchen, die noch nicht zu fertigen Sätzen geformt 
sind, mußten bei der Wiedergabe gelegentlich einige Ergänzungen vorgenom- 
men werden; auch ließ sich die zuweilen sonderbar anmutende Terminologie 
nicht immer wörtlich übersetzen. 

15) August Oncken (Geschichte der Nationalökonomie I, 1902, S. 466 ff.\ 
weist auf den Widerspruch hin, der zwischen dem geographisch-entwicklungs- 
geschichtlichen Sinn dieses Jugendwerks und Turgots Theorie der Volkswirt- 
schaft besteht, welche von jeder örtlichen und zeitlichen Bedingtheit abstrahiert. 
Der daraus gefolgerte Vorwurf der mangelnden Originalität und des Doktri- 
narısmus erscheint jedoc#®in dieser Schärfe unberechtigt. 

16) Schelle, S. 202. 
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Mit einem Hinweis, daß die Lage (und nicht das Klima) bei 
alen Problemen der politischen Geographie den wirksamsten 
Faktor darstelle, schließt der interessante Exkurs. 

Aber betrachten wir vor allem Turgots systematische Dar- 
legungen zur politischen Geographie 17). Bevor Turgot die Aus- 
führung seines Werkes in Angriff nimmt, erörtert er die verschie- 
denen Möglichkeiten, den politisch-geographischen Stoff wissen- 
schaftlich zu systematisieren. Dabei werden vier Stoffeinteilungs- 
vorschläge gegeben; und wenn Turgot auch schließlich die drei 
ersten zugunsten des vierten verwirft, so beleuchten doch diese 
verschiedenen Systematisierungsversuche in interessanter Weise 
die schon damals herrschende Vieldeutigkeit des Begriffs » Poli- 
tische Geographie «. 

Nach der zunächst erörterten Einteilung soll der erste Ab- 
schnitt vom geographischen Einfluß auf die Völkerverteilung 
und die äußere Abgrenzung der Staaten handeln, dann soll die 
wirtschaftsgeographische Ausstattung der Länder besprochen 
werden, es folgt eine Erörterung der Verkehrsgeographie, schließ- 
lich soll die Einwirkung der geographischen Faktoren auf die 
Regierungsform und den Volkscharakter untersucht werden 
diese Gedankenverbindung verrät wieder den Einfluß von 
Montesquieus Werk). Bei dem letzten Punkt versäumt Turgot 
ucht, zu bemerken, es sei nötig, »separer ce qui appartient là- 
dedans aux causes morales; examiner, si les causes physiques y 
ont part et comment «. — Den theoretischen Abschnitten der all- 
gemeinen politischen Geographie läßt Turgot einen praktischen 
Teil folgen, der von der Anwendung der festgestellten Prinzipien 
n der Praxis der auswärtigen und der inneren Politik handeln 
sol. Theoretischer und praktischer Teil zusammen würde das 
ausmachen, was man » Politische Geographie« nennt. 

Ein zweites Einteilungsschema will den Stoff folgendermaßen 
anordnen: Einer Erörterung der politischen Bedeutung der wirt- 
schafts- und verkehrsgeographischen Verhältnisse des Landes soll 
eine Darstellung der Staatengeographie im eigentlichen Sinne 
folgen, wobei aber zu beachten sei, daß nicht nur naturbedingte 
Einflüsse, sondern auch »zufällige« (geschichtliche) Ereignisse 
den gegenwärtigen Zustand der Staaten bestimmen. 

Die dritte Systematik ist auf dem Gegensatz zwischen der 
Lehre von der geopolitisch bedingten Stalpraxis und der reinen 

=) Schelle, S. 255 ff. 
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Staatsbeschreibung aufgebaut, die ja beide häufig als politische 
Geographie bezeichnet wurden. Sonderbarerweise nennt Turgot 
die zuerst genannte Forschungsrichtung»theoretische po- 
litische Geographie«. Diese solle die Beziehungen der physischen 
Geographie zur Regierungskunst darstellen. Da aber fast jeder 
Zweig der Regierungskunst die Beachtung geographischer Tat- 
sachen erfordert, würde bei einer derartigen Abgrenzung die 
Wissenschaft des Staatsmannes mit dieser Art der politischen 
Geographie so gut wie identisch sein — weshalb auch die letzt- 
genannte Bezeichnung von Turgot als unzweckmäßig abgelehnt 
wird. — Das Gegenstück zu dieser »theoretischen« würde die 
positive oder historische politische Geographie sein, 
die sich in einen der Gegenwart und einen der Vergangenheit ge- 
widmeten Teil gliedert. Der erstere hat den gegenwärtigen Zu- 
stand eines Volkes möglichst vielseitig zu beschreiben; seine Auf- 
gabe berührt sich also mit dem, was man sonst gewöhnlich po- 
litische Geographie (= beschreibende Länderkunde eines staat- 
lich abgegrenzten Gebietes) nannte. Es wird demnach eine Art 
Augenblicksbild vom Zustand eines Volkes und seines Landes 
aufgenommen. Die Weltgeschichte habe nun die Aufgabe, eine 
Aufeinanderfolge derartiger Momentbilder herzustellen 18). — 
Das Verhältnis der Geschichte zur Geographie wird durch die Be- 
zeichnung des Disziplinen als Zeit- bzw. Raumwissenschaft be- 
stimmt: »L’histoire et la géographie placent les hommes dans 
leur différentes distances, l'une exprime les distances de l’espace, 
Pautre celle du temps« !°). Dabei wird ein trockenes bloßes Auf- 
zählen der örtlich festgelegten Tatsachen oder der Jahreszahlen 
zugunsten einer lebensvollen Schilderung abgelehnt. 

Die vierte Einteilung, die Turgot schließlich gibt, kehrt die 
dritte Systematik zum Zweck einer logischen Reihenfolge der 
Hauptteile um, ist aber inhaltlich mit ihr verwandt. Den ersten 
Hauptteil bildet eine »histoire universelle raisonnee«, die mit 
der soeben geschilderten Aufeinanderfolge weltgeschichtlicher 
Zustandsbilder identisch ist. Daran würde sich — gewissermaßen 
als letztes Kapitel — die »geographie politique«, d. h. die auf 
geographischer Grundlage ruhende Darstellung des gegen- 
189) Diese etwas mechanische Auffassung des Entwicklungsgedankens steht 
zum Inhalt von zwei anderen Jugendwerken Turgots, wo in der Menschheits- 
geschichte ein ständiger tiger Fortschritt festgestellt wird, in einem ge- 


wissen Gegensatz. (Vgl. ken, a. a. O. S. 467.) 
19) Schelle, S. 257. 
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wärtigen Zustandes der Völker und Staaten, anschließen. 
Schließlich würde ein »traiteE de gouvernement« zu erörtern 
haben, wie die Lehren der beiden ersten Hauptteile in der Kunst 
des Staatsmannes zur praktischen Anwendung gelangen — dieser 
Abschnitt würde sich also mit dem decken, wofür in der dritten 
Systematik zunächst die (nachher abgelehnte) Bezeichnung »theo- 
retische« politische Geographie gewählt wurde. 

Turgot entscheidet sich schließlich für die zuletzt genannte 
Einteilung und bringt als Ausführung des ersten Hauptteils 
Phistoire universelle raisonnee«) eine Reihe mit großen Strichen 
entworfener weltgeschichtlicher Bilder, die gewissermaßen als 
Erläuterungen zu den verschiedenen Weltkarten eines historischen 
Atlasses gedacht sind. Mit der Erläuterung der 7. Weltkarte, 
welche das Zeitalter des untergehenden römischen Reiches dar- 
stellen soll, bricht das Fragment ab. 

Der zweite Hauptteil, der die politische Geographie als 
Schilderung des gegenwärtigen Zustandes im Staats- und Volks- 
leben enthalten sollte, ist somit nicht einmal im Entwurf vor- 
handen. Gedankensplitter, die Turgot als Material zu diesem 
Teil schriftlich festgehalten hat, lassen aber erkennen, daß hier 
weit mehr als eine bloße Zustandsbeschreibung im herkömm- 
lichen Sinn beabsichtigt war. — Worin der Unterschied zwischen 
einem Staat und einer Macht bestehe, wird unter anderem in 
diesem kurzen Fragment untersucht. Turgot antwortet ?°): Eine 
Macht wird ein Staat, wenn sie die Grenzen erreicht, welche die 
Natur ihr vorgezeichnet hat. Der König von Preußen (mit 
xinem zersplitterten Landbesitz) z. B. besitzt »Macht«, der König 
von Frankreich dagegen einen »Staat«. Auf die Dauer könne aber 
keine Macht bestehen, wenn sie nicht Staat wird; denn ein Staat 
si eine natürliche Schöpfung, eine Macht dagegen nur eine solche 
des Rechts; und schließlich setze sich die Natur immer durch 
segen die Gesetze, wenn diese ihr nicht Rechnung tragen — eine 
Anschauung, die vielleicht einen Vorklang der späteren physio- 
kratischen Gegenüberstellung von »ordre naturel« und »ordre 
positif« enthält. 

Die zahlreichen Einteilungsentwürfe sind ein Beweis dafür, 
daß Turgot ein lebhaftes Bedürfnis empfand, die verschiedenen 
Tatsachenkreise und Erklärungsprinzipien, die sich für ihn an 
den mehrdeutigen Namen der politischen Geographie knüpften, 


10) Schelle, S, 328. 
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zu einer logisch aufgebauten wissenschaftlichen Einheit zu ver- 
schmelzen. Den späteren Sprachgebrauch vorwegnehmend, be- 
zeichnet Turgot in einigen seiner Einteilungsvorschläge wohl zum 
erstenmal die systematische Untersuchung der geographischen 
Bedingtheit staatlicher Zustände als » Politische Geographie «. 
Er sucht aber diese (bisher meist von Nichtgeographen gepflegte) 
Forschungsrichtung zu verbinden mit der herkömmlichen poli- 
tischen Geographie, d. h. mit der (nicht bloß länderkundlichen) Be- 
schreibung eines geographisch abgegrenzten Staates, welche durch 
diese Verbindung an wissenschaftlichem Wert gewonnen hätte. 

Die Pläne des jungen Turgot eilten der Entwicklung weit 
voraus. Die beiden Forschungsrichtungen der politischen Geo- 
graphie liefen noch lange ohne wesentliche Beziehung nebenein- 
ander her. Die Berücksichtigung der geographischen Ursachen 
bei der Erklärung staatlicher Zustände entwickelte sich immer 
mehr zu einer anthropogeographischen Geschichtstheorie, 
die nicht nur die politische, sondern die gesamte Kulturbewegung 
der Völker unter geographischen Gesichtspunkten zu begreifen 
suchte. 

Es ist hier nicht der Ort, die mehrfach dargestellte ?*) Linie 
dieser Entwicklung nachzuzeichnen, die über Herder, Heeren 
zu Carl Ritter, unter dem Einfluß naturwissenschaftlichen Den- 
kens zu Thomas Buckle und schließlich zu Friedrich Ratzels 
» Anthropogeographie« und »Politischer Geographie« führt. 

Es sei vielmehr noch ein kurzer Blick geworfen auf die ganz 
getrennt davon verlaufende Entwicklung jener anderen Art em- 
pirischer Staatsbetrachtung, die bald politische Geographie, bald 


Staatenkunde, bald Statistik genannt wurde. 
* x 


Nachdem schon um die Mitte des 17. Jahrhunderts Her- 
mann Conring die Staatenkunde (notitia rerum publicarum) als 


231) Vgl. Friedr. Ratzel, Anthropogeograpie, Stuttgart 1882, Bd. 1. 
S. 43—49. — Alwin Wünsche, Die geschichtliche Bewegung und ihre geo- 
graphische Bedingtheit bei Carl Ritter und bei seinen hervorragendsten Vor- 
gängern in der Anthropogeographie, Leipzig, philos. Diss. 1899. — William 
Z. Ripley, Geography as a sociological study; Political Science Quarterly, 
New York, 10. Band (1895), S. 636 ff., insbes. S. 639—642. — Paul Ba r t h, Die 
Philosophie der Geschichte als Soziologie, I. Teil; Grundlegung und kritische 
Uebersicht, 3./4. Aufl., Leipzig 1922, S. 544—555. (? Die anthropogeographische 
Geschichtsauffassung.«) — Otto Maull, Politische Geographie, Berlin 1925, 
Einleitung, I. Abschnitt, insbes. S. 13—18. 
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Fach begründet und in den Universitätsunterricht eingeführt 
hatte, fand diese, nunmehr » Statistik « genannte Staatenbeschrei- 
bung seit der Mitte des 18. Jahrhunderts vornehmlich durch das 
Wirken der Göttinger Gelehrten Achenwall und Schlözer eifrige 
Pflege. Wieder war es das Bedürfnis, für die Tätigkeit des prak- 
tischen Staatsmannes den erforderlichen Tatsachen- und Wis- 
sensstoff zusammenzutragen, welches diese neue Disziplin ins 
Leben rief. Dies beweist der von den Vertretern dieser Schule 
häufig angeführte, beherzigenswerte Satz Ciceros ??): »Ad con- 
slum de re publica dandum caput est, nosse rem publicam «. 
Ein »Erkennen« im Sinne einer theoretischen Erklärung staat- 
licher Vorgänge und Zustände war freilich nicht beabsichtigt, 
vielmehr verstand man unter »Statistik« eine Beschreibung 
fegenwärtiger staatlicher Zustände, gewonnen im Wege 
dr Sammlung von »Staatsmerkwürdigkeiten«, wobei — im 
Gegensatz zur heutigen Wortbedeutung der Statistik — die Be- 
obachtung von Massenerscheinungen und deren Erhebung in 
zahlenmäßiger Zusammenstellung durchaus nicht im Vor- 
dergrund stand. 

Da man sich auf die Schilderung des gegenwärtigen 
Staätszustandes beschränken wollte, glaubte man, auf die Er- 
forschung der (zum Teil in der Vergangenheit liegenden) ursäch- 
lichen Zusammenhänge verzichten zu müssen ®). So ist auch das 
bekannte Wort Schlözers, seine (staatenkundliche) Statistik sei 
stilstehende Geschichte, unzutreffend — jedenfalls nach dem 
heutigen Begriff der Geschichtswissenschaft war die Statistik der 
Göttinger Schule nur »stillstehende Chronik «. 

Was gehörte aber zu den » Staatsmerkwürdigkeiten«? Dar- 
af hat die sogenannte Theorie der staatenkundlichen Statistik, 
Weiche sich im übrigen um die passendste Gruppierung der zahl- 
chen Einzelnotizen bemühte, niemals eine klare Antwort fin- 
den können. Hier zeigt es sich, daß eine wissenschaftlich wert- 
volle Beschreibung die Theorie nicht entbehren kann, von wel- 
cher sie den festen Maßstab für die Auswahl des Wesentlichen 
aus der Fülle des Unwesentlichen erhält. » Staatsmerkwürdig- 
keiten« war schließlich alles, was dem Verfasser von öffentlichem 
Interesse erschien, von der Staatsverfassung und Verwaltung 
angefangen über Hof-, Wappen- und Ordensnotizen bis zum 


*| Cicero, De oratore, liber II, cap. 82, 337. 
®, Vincenz John, Geschichte der Statistik, Teil I, 1884, S. 108. 
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»Holzwurm, welcher die Wälder des Landes vernichtet, und bis 
zur Schnürbrust, welche einen nachteiligen Einfluß auf die 
Schwangeren hat« %). Bei alledem stand nur eins fest: die staat- 
lichen Grenzen, die den äußeren Rahmen für diese Sammlung 
merkwürdiger Tatsachen abgaben. 

Natürlich gehörten auch die geographischen Notizen zu den 
Staatsmerkwürdigkeiten. Da nun andererseits die geographi- 
schen Beschreibungen der Staatsgebiete sich nicht auf die Mit- 
teilung des rein Erdkundlichen beschränkten, sondern auch Ver- 
fassungs- und Verwaltungseinrichtungen u. a. m. in den Kreis 
ihrer Darstellung zogen, so ergab sich eine weitgehende Ueberein- 
stimmung der Arbeitsaufgaben von Statistik und politischer Geo- 
graphie. 

Im einzelnen bestanden freilich über das Verhältnis zwischen 
Statistik und politischer Geographie verschiedene Ansichten; 
A. F. Büsching, der Begründer der vergleichenden Statistik, ord- 
net z. B. die Statistik der Geographie unter, während Schlözer 
in seiner » Theorie« umgekehrt die politische Geographie als einen 
Teil der Statistik erklärt ®). In beiden Fällen wird jedoch die 
enge Beziehung zwischen beiden Fächern anerkannt ®®). Aus 
jener Zeit stammt auch die (heute sehr unzeitgemäße) Verbin- 
dung zwischen Geographie und Statistik unter demselben Buch- 
staben der Bibliothekssystematik, wie sie sich z. B. in der Uni- 
versitätsbibliothek Halle noch jetzt findet. 

Auch hier kann es nicht Aufgabe der gegenwärtigen Dar- 
legungen sein, der öfters dargestellten 2”) Fortentwicklung der 
geographisch-statistischen Staatenkunde im einzelnen nachzu- 
gehen. Nur kurz sei erwähnt, daß nach erbittertem Meinungs- 
streit die zahlenstatistische Richtung über die beschreibende 
Staatenkunde siegte, während auf der anderen Seite die wissen- 
2) So weit zieht Schlözer (Theorie der Statistik, 1804) die Grenzen der 
» Staatsmerkwürdigkeiten«. Zit. nach Wilh. Roscher, Geschichte der National- 
ökonomik in Deutschland. München und Berlin 1874, S. 588. 

25) V. John, a. a. O. S. 95, 105. 

26) Vgl. auch den Titel von Büschings Werk: » Vorbereitung zur gründlichen 
und nützlichen Kenntnis der geographischen Beschaffenheit und Staatsverfas- 
sung der europäischen Reiche und Republiken« (1758). 

27) Vgl. Vincenz John, Geschichte der Statistik, Teil I (Von dem Ur- 
sprung der Statistik bis auf Quetelet (1835), Stuttgart 1884. — Eugen Ober- 
hummer, Die politische Geographie vor Ratzel und ihre jüngste Entwick- 
lung. Anhang zur 3. Aufl. von Fr. Ratzels » Politischer Geographie«e, München 


und Berlin 1923. — Otto Maulls Werk (Politische Geographie, Berlin 1925) 
berücksichtigt diese Entwicklung nur kurz. 
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schaftlich vertiefte Auffassung vom Wesen der Geographie ge- 
rade die Ausschaltung des wahllos zusammengetragenen nicht- 
erdkundlichen Materials aus der Länderkunde forderte, und die 
erklärende Beschreibung der natürlichen Landschaften sowie die 
Erforschung der geographisch bedingten Erscheinungen als Auf- 
gaben der Erdkunde bezeichnete. Daneben folgte die Handbuch- 
literatur der Länderkunde — die Tradition der staatenkundlichen 
statistik fortsetzend — freilich noch häufig den Grundsätzen der 
alten politischen Geographie. 

Unter scharfer Ablehnung dieser wissenschaftlich in Miß- 
kredit geratenen politisch-geographischen Tatsachensammlungen 
versuchte Joh. Ed. Wappäus, selbst Hochschullehrer für Geo- 
graphie und Statistik, noch einmal die alte staatenkundliche Sta- 
tistik neu zu beleben. 

Bemerkenswert ist dabei, daß Wappäus — in diesem Punkt 
über Achenwalls Auffassung hinausgehend — außer der Beschrei- 
bung des Zustandes (»Spezialstatistik«) auch die Erforschung 
und Erklärung der ursächlichen Zusammenhänge bei den be- 
chriebenen gesellschaftlichen Erscheinungen als Aufgabe für 
sine Staatenkunde in Anspruch nahm — ein Ziel, dem er auf 
dem Wege der vergleichenden Methode näherzukommen hoffte 28) 
Allgemeine vergleichende Statistik«). Die Beschränkung auf die 
Aahlenmäßig zu erfassenden Massenerscheinungen wird abge- 
khnt. Der Umkreis der für die Staatenkunde erheblichen Tat- 
schen ist gegen früher noch erweitert. Außer der Beschreibung 
der »Grundmacht« (Territorium und Bevölkerung), sowie der 
Suatsverfassung und -verwaltung — Gebiete, die auch von den 
ilteren Göttinger Statistikern regelmäßig berücksichtigt wur- 
dn — soll noch die gesamte wirtschaftliche und geistige 
Kultur eines Volkes dargestellt werden 29). 

so war also auch Wappäus’ staatenkundliche Statistik in 

Wahrheit eine auf geographischer Grundlage ruhende Kunde von 
dn gesellschaftlichen und kulturellen Verhältnissen innerhalb 
der Staatsgrenzen und höchstens auch, aber nicht a us- 
schließlich eine Kunde von den politischen Zuständen. 
Durch die Ordnung des staatenkundlichen Materials nach 
einer festen Systematik und durch die Erforschung der ur- 


EEE 

28) Toh. Ed. Wappäus, Einleitung in das Studium der Statistik, herausg. 
von O. Gandil, Leipzig, 1881, S. 56. 

™ a a, O. S. 41. 
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sächlichen Zusammenhänge im Wege der Vergleichung suchte 
Wappäus seine »Statistik« auf ein höheres wissenschaftliches 
Niveau zu heben, als es die Handbücher der politischen Geo- 
graphie (im alten Sinn) erreicht hatten. Ueber diese schreibt er 
nicht ohne Schärfe 30): » Unsere gewöhnlichen Geographien, unsere 
Lehr- und Handbücher der Erd-, Völker- und Staatenkunde sind 
der großen Mehrzahl nach auch gar nicht wesentlich verschieden 
von den politischen Geographien oder Länderbeschreibungen, 
wie sie vor der Ausbildung der wissenschaftlichen Erdkunde 
und Statistik geographische und statistische Tatsachen ohne 
Methode miteinander gemischt vertrugen. Und insbesondere 
ist unsere für den Unterricht bestimmte kompendiarische Geo- 
graphie von den Fortschritten der geographischen und statisti- 
schen Wissenschaft fast unberührt geblieben. « 

Man sieht daraus, welch ein Unterschied zwischen der poli- 
tischen Geographie im alten Sinne und der Ratzelschen Lehre 
von der geographischen Bedingtheit des Staatslebens und der 
Völkerbewegungen besteht. 

* * 
* 

Die Verschiedenheit der methodischen Einstellung von 
Ratzel und Wappäus, die beide an der Wiege der modernen poli- 
tischen Geographie stehen, wirkt noch jetzt im Vorhandensein 
zweier Richtungen innerhalb dieses Forschungszweiges nach. 

Obwohl Wappäus eine Grenze zwischen seiner Statistik und 
der gesamten Erdkunde zu ziehen suchte, obwohl er ferner die 
Beschränkung der Statistik auf das rein Zahlenmäßige stets ab- 
gelehnt hat, so ist doch sein Einfluß auf die vornehmlich von 
Hermann Wagner vertretene Richtung der politischen 
Geographie unverkennbar ?!). Diese statische Richtung 
beschränkt sich im wesentlichen auf die Messung und Zählung 
der geographisch faßbaren Zustandsmerkmale der Staa- 
ten und auf deren Vergleichung. Anders die auf Ratzel basierende 
dynamische Richtung. 

Obwohl Ratzel den von Turgot und Ferguson angedeuteten 
Unterschied zwischen direktem und indirektem Einfluß der geo- 
graphischen Verhältnisse auf den Menschen in der »Anthropo- 
aa O. S. 101. 

3) Wagner übernimmt sogar den heute fremdartig anmutenden Ausdruck 


»Grundmacht« von der Göttinger Statistikerschule in seine politische Geogra- 
phie, — Lehrbuch der Geographie, I.: Allgemeine Erdkunde, 10. Aufl., 1923, 


S. 767. 
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geographie« (I, 1882, S. 61) scharf herausarbeitet und dem- 
gemäß zwischen physiologischen und psychologischen Wirkungen 
einerseits und Wirkungen auf die Willenshandlungen des Men- 
schen andererseits unterscheidet, so tritt doch diese wichtige 
Unterscheidung in der »Politischen Geographie« einigermaßen 
in den Hintergrund, da dort der Staat als ein außerhalb und über 
den Menschen stehendes organisches Wesen aufgefaßt wird, des- 
sen Lebensäußerungen in direkter Beziehung zu Boden und 
Landesnatur stehen. Die an Ratzel anknüpfende dynami- 
sch e Richtung der politischen Geographie sucht de E n t w i c k- 
lung der Staaten und den erdbestimmten Gang der politischen 
Bewegungen zu erfassen, wobei sie sich mit Vorliebe biologischer 
Analogien bedient. 

Hier liegt die eine Wurzel der organischen Staatslehre 
Rudolf Kjelléns. — Aber so sehr auch Kjellén von der Ratzel- 
schen Schule der politischen Geographie beeinflußt ist, so be- 
steht doch zwischen den Systemen beider Forscher ein großer 
Unterschied. Kjelléns Staatslehre sucht alle Seiten des staat- 
lichen Lebens, nicht nur die geopolitischen Verhältnisse, zu be- 
schreiben und zu erklären. In diesem Streben nach möglichster 
Vielseitigkeit und Vollständigkeit in der empirischen Staatenbe- 
schreibung hat Kjellén ebenfalls Vorläufer, deren Reihe auf Joh. 
Ed. Wappäus und seine »Statistik« zurückführt. 


Zu den neueren Versuchen, die alte Staatenkunde wieder zu 
beleben, wird man z. B. die seit dem Kriege amtlich in Pflege 
genommene Auslandskunde rechnen dürfen. Auch hier 
bildet die Kunde von den politischen Zuständen nur einen Teil 
des ganzen Untersuchungsgebiets, das die gesamte fremde Kultur 
umfaßt. Wenn trotzdem (in der Denkschrift des preußischen 
Kultusministeriums vom 24. Jan. 1917) als Ziel des Auslands- 
studiums das »sstaatswissenschaftliche Verstehen 
der Gegenwart« angegeben wird, so mag die Erinnerung an die 
alte Staatenkunde bei der äußerst vieldeutigen, unklaren Be- 
zeichnung des neuen Faches als »staatswissenschaftliche« Dis- 
zıplin mitgewirkt haben. — Ein anderer Gelehrter, der die wis- 
senschaftliche Staatenbeschreibung unter dem Namen »Demo- 
graphie« neu zu begründen versucht, Ferdinand Tönnies, weist 
sogar ausdrücklich auf Joh. Ed. Wappäus als Vorbild hin 3?). 


323) F. Tönnies, Die Statistik als Wissenschaft, Weltwirtschaftl. Archiv, 
Bd. 15 (1919/20), bes. S. 17, 22 fÍ. 
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Gegenüber diesen Versuchen, die meist von der Gefahr der 
unkritischen Stoffanhäufung bedroht sind 3), hat Kjellén — so 
anfechtbar seine biologische Auffassung auch sein mag — in sei- 
ner Staatslehre mit feinem Gefühl die Beziehung zum Politischen 
stets festgehalten. Gleichzeitig hat er aber — ohne sich des Un- 
terschiedes ganz bewußt zu werden — die Auslandskunde als eine 
Form der von ihm gepflegten Staatswissenschaft anerkannt 3$). 

Kjellen hat also in seinem Lehrsystem die einseitig geo- 
graphische Staatslehre Ratzels zu einer allseitigen Theorie des 

Staatslebens erweitert, ohne damit aber — wie die alten Sta- 
tistiker und ihre Nachfolger — eine häufig gänzlich unpolitische 
Volks- und Kulturkunde zu begründen, bei welcher das Staats- 
gebiet nur die äußere geographische Abgrenzung des Unter- 
suchungsfeldes abgibt. 

Gegenüber den beiden angedeuteten Wurzeln der Kjellén- 
schen Staatslehre treten die Beziehungen dieser Theorie zu an- 
deren Forschungsrichtungen empirischer Staatsbetrachtung in 
den Hintergrund. 

Die Systeme der Politik der Historiker Dahlmann, Waitz 
und Treitschke enthielten — wie auch die neueren sogenannten 
allgemeinen Staatslehren — neben empirischen Untersuchungen 
des Staatslebens geschichts- und staatsphilosophische Speku- 
lationen normativen Charakters sowie verfassungsrechtliche Be- 


griffserörterungen. 
Dagegen versuchte Joh. Gust. Droysen — wie Rud. Hübner 
nachgewiesen hat ®) — in bewußter Abkehr von jeder speku- 


lativen Betrachtungsweise eine empirische Staatslehre zu be- 
gründen, indem er nach »statistischen« und historischen Ein- 
teilungen politische Bilder der fünf SASDIISENEE auf geographi- 
schem Hintergrund entwarf. 

Kjellen wurde von Rud. Hübner auf Droysens (niemals ver- 
öffentlichte) » Vorlesungen über Politik« aufmerksam gemacht 


ss) Wie übrigens der berechtigte Gedanke, welcher der erneuerten Auslands- 
und Staatenkunde zugrunde liegt — nämlich zu einer vertieften und allseitigen 
Erkenntnis der fremden Kulturen zu gelangen —, in wissenschaftlicher Weise 
verwirklicht werden kann, zeigt in glänzenden Ausführungen Eduard Spranger, 
Denkschrift über die Einrichtung der Auslandsstudien an den deutschen Uni- 
versitäten. — Internationale Monatsschrift für Wissenschaft, Kunst und Tech- 
nik, XI. Bd. (1917, S. 1025—1064). 
31) Grundriß zu einem System der Politik, 1920, S. 15, insbes. Anm. I. 
35) Joh. Gust. Droysens Vorlesungen über Politik, Zeitschrift für Politik, 
X. Bd. (1917), S. 325—376, bes. S. 342. 
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und erkannte die Aehnlichkeit dieser Forschungsrichtung mit 
der ihm selbst vorschwebenden wissenschaftlichen Zielsetzung 
an ®), 

Auffallend ist dagegen, daß auf Kjellens organische Staats- 
auffassung anscheinend nur Ratzels Werke, nicht dagegen die 
Schriften zur sogenannten »Naturlehre des Staates« eingewirkt 
haben. 

Diese Schule, deren Hauptvertreter etwa Zachariae, Blunt- 
schli, C. Frantz und Schäffle sind, versuchte durch eine über- 
tragene Anwendung biologischer Begriffe (vor allem des Or- 
ganismusbegriffs) auf den » Staatskörper« zu »empirischen« Er- 
kenntnissen über den Staat zu gelangen 3°). Es ist hier nicht der 
Ort, die Entwicklung dieser Forschungsrichtung ®8) darzustellen. 
Bemerkt sei nur, daß Constantin Frantz 3?) einen scharfen Tren- 
nungsstrich zwischen seiner Naturlehre und der politischen Geo- 
graphie zieht; die Lehre von dem Einfluß von Land, Klima und 
anderen Naturverhältnissen auf die Staaten spielt nur eine ganz 
untergeordnete Rolle bei seinem (übrigens nur im kritischen Teil 
gelungenen) Versuch, eine »naturwissenschaftliche« Betrachtung 
des gesamten Staatslebens neben der rechtlichen und ethischen 
zu begründen. — Und ein so konsequenter Anhänger der Orga- 
nsmustheorie wie Schäffle hat die Ratzelsche Staatsauffassung 
in den entscheidenden Punkten sogar ausdrücklich abgelehnt 4°). 
Nach Schäffles Ansicht ist der Staat im realen Sinn überhaupt 
kein Organismus oder Aggregatsorganismus; — ja, die Auffas- 
sung Ratzels erscheint Schäffle sogar geeignet, Zweifel über die 
[weckmäßigkeit einer Vergleichung des Gesellschafts- 
körpers mit dem Leib hervorzurufen. 

So fehlt auch bei Kjellens Staatslehre jede Beziehung gerade 
zu demjenigen Soziologen, dessen organische Auffassung der des 


* Grundriß zu einem System der Politik, 1920, S. 10, II. 

”) Methodisch liegt darin ein Rückschritt hinter die alte englische natura- 
Istische Soziologenschule (s. o. S. 161— 162), welche durch naturwissenschaftlich- 
empirische Erforschung von Körper und Seelenleben der (vergesellschafteten! 
Einzelmenschen die sozialen Erscheinungen zu erklären gesucht hatte. 

») Vgl. dazu: Ludw. Gum plowicz, Geschichte der Staatstheorien, 
Innsbruck 1905, S. 35r ff. — F. W. Coker, Organismic Theories of the State 
Studies in History, Economics and Public Law, Colombia University, Nr. 101) 
New York 1910, bes. S. 83—114. 

”) Constantin Frantz: Die Naturlehre des Staates als Grundlage aller 
Statswissenschaft. Leipzig und Heidelberg, 1870, S. 12 f. 
. ") A Schäffle, Der Staat und sein Boden, Zeitschrift für die gesamte Staats- 
"isenschaft, 55. Jahrgang (1899), S. 193—240, bes. S. 221/222. 
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schwedischen Forschers bei oberflächlicher Betrachtung so ähn- 
lich zu sein scheint. — 

Aber wenden wir uns nach diesem kurzen Ueberblick über 
die vorhandenen und nicht vorhandenen Beziehungen zu den 
verschiedenen früheren Richtungen empirischer Staatsbetrach- 
tung nunmehr Kjellens System der Staatslehre selbst zu. — 


II. 


Es ist nicht der Zweck der folgenden Ausführungen, die ge- 
samten wissenschaftlichen Leistungen Kjellens zu würdigen; ins- 
besondere müssen seine geschichtlichen, rein geographischen und 
staatsrechtlichen Arbeiten hier außer Betracht bleiben. Eine 
derartige Beschränkung der Aufgabe ist aber berechtigt, denn 
der schwedische Forscher hat selbst die Begründung einer s y s t e- 
matischen empirischen Staatslehre als seine 
wissenschaftliche Lebensaufgabe bezeichnet *!). Dies Lebens- 
werk Kjellens ist niedergelegt in den darstellenden Monographien: 
»Die Großmächte der Gegenwart« (deutsche Uebers. Leipzig 
1914) und »Schweden« (deutsche Uebers. München 1917), vor 
allem aber in den systematischen Werken »Der Staat als Lebens- 
form« (deutsche Uebers. Leipzig 1917) *) und »Grundriß zu 
einem System der Politik« (deutsche Uebers. Leipzig 21920). 

Von Haus aus sowohl Staatsrechtler wie Geograph, empfand 
Kjellén lebhaft, daß bei der heutigen Arbeitsverteilung zwischen 
den einzelnen Disziplinen die empirische Erforschung des Ge- 
bildes » Staat« nicht die gebührende Pflege gefunden hat. Dieser 
Mangel hat seine Ursache darin, daß die offizielle »allgemeine 
Staatslehre« entweder den Staat (wenn nicht ausschließlich, so 
doch vorzugsweise) als Rechtsorganisation betrachtet oder sich 
in philosophischen Spekulationen über politische Ideale, über 
staatliche Zwecke und deren Rechtfertigung verliert. Auf der 
anderen Seite haben Geographie und Ethnographie, als 
die Wissenschaften von den Ländern und den Völkern, 
versucht, sich so zu erweitern, daß sie Gesellschaft und Staat 


41) Grundriß zu einem System der Politik (im folgenden zitiert als: Syst. 
d. Pol.), 192c, S. 6. 

42) Dies Hauptwerk Kjellens ist im Jahre 1924 in 4. Auflage in neu über- 
setzter und ungekürzter Form vom Verlag Kurt Vowinckel (Berlin-Grunewald) 
herausgegeben worden. Die Zitate beziehen sich auf diese Ausgabe (Abkürzung: 
Lebensform ®). 
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umfassen konnten, haben aber damit auch ihre Kräfte über- 
spannt. Kjellens empirische Staatslehre soll diese »Lücke in 
unserer Wissenschaftsorganisation.« *°) ausfüllen. Als empirischer 
Forscher betrachtet Kjellén jeden Staat nacheinander als Reich 
(Staatsgebiet), als Haushalt, als Volk, als gesellschaftliche *) 
und als Herrschaftsorganisation, ohne bei einer einzelnen dieser 
verschiedenen Erscheinungsformen des Staates stehen zu bleiben. 
Das so gewonnene System stellt nicht etwa eine künstliche Zu- 
sammenfügung gewisser Teilgebiete der Erdkunde, der Volks- 
wirtschaftslehre, der Völkerkunde, der Soziologie und der Staats- 
rechtslehre dar; die fünf Unterdisziplinen der politischen Erfah- 
rungswissenschaft, die er Geopolitik, Wirtschaftspolitik, Demo- 
politik, Soziopolitik und Herrschaftspolitik nennt, finden viel- 
mehr ihre Einheit darin, daß sie verschiedene Aeußerungen und 
Erscheinungen eines und desselben Lebens beobachten und 
erforschen *). 

» Die neue Staatswissenschaft ist tief durchdrungen von der 
Ueberzeugung,.... daß es sich bei ihrem Objekt um überindi- 
viduelle Lebewesen handelt, die ebenso wirklich sind wie die 
Einzelindividuen, nur ungleich größer und mächtiger in ihrem 
Entwicklungsgange « *®). 

Wie der Mensch, so ist auch der Staat für Kjellen gleich- 
zeitig ein triebhaft-organisches Naturwesen und eine vernunft- 
bestimmte Persönlichkeit 4%), also gleichzeitig » Lebewesen« (Le- 
bensform) und »Kulturwesen« 48). Bei einer Untersuchung der 
Naturseite des Staates, d. h. seiner Erscheinungsformen 
als Reich und als Volk, tritt sein biologischer Charakter 
am unmittelbarsten und zwingendsten hervor ?°). Hier ist das 
Handeln des Staates an objektive Naturtatsachen gebunden; — 
im Gegensatz zu Wirtschaft, Gesellschaft und Herrschaft, die als 
Kulturseite des Staates angesehen werden können. Auf 


© 43) Lebensform ¢ S. 27. 

41) Vgl. Lebensform ¢ S. 41. Dort steht anstatt »gesellschaftliche Organi- 
satione der farblose Ausdruck » Gemeinwesen«. Diese Uebersetzung dürfte 
gegenüber der ersten Ausgabe (S. 42), welche » Volksgesellschaft« schrieb, keine 
Verbesserung darstellen. 

45) Lebensform # S. 41. 

46) Lebensform ® S. 35. 

1) Vgl. Lebensform ¢ S. 37. 

18) Lebenform * S. 44. — Die alte Ausgabe schreibt hier — wie im Titel des 
Buches — statt »Lebewesene — » Lebensform« (S. 45) — ein Beweis, daß eine 
scharfe Trennung beider Begriffe nicht möglich ist. 

4%) Lebensform * S. 43. 
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diesem letzteren Gebiet tritt der staatliche Wille schöpferischer 
und freier auf 5°). Dabei ist der Gedanke der politischen Zweck- 
mäßigkeit (und nicht etwa ein abstraktes Rechtsideal) das Haupt- 
motiv (»das moralische Prinzip«) alles staatlichen Handelns 51). 


Durch die Aufzeigung des naturbestimmten Rahmens rings- 
um die Freiheit des staatlichen Willens glaubt Kjellen auch einen 
Beitrag zum Problem der Abgrenzung von Notwendigkeit und 
Freiheit in der politischen Geschichte liefern zu können. 


Bei der Anwendung der »biopolitischen« Grundanschau- 
ung ??) auf die einzelnen Unterdisziplinen der Staatslehre findet 
Kjellén ein gemeinsames Grundgesetz, das auf den verschiedenen 
Seiten des Staatslebens wirksam ist ®): eine Tendenz zur Har- 
monie und zu organischem Ausgleich. Hierin erblickt Kjellen eine 
Lebensäußerung der staatlichen Individualität und Persönlich- 
keit. So zeigt sich die Lebenseinheit des Staates in der 'Geo- 
politik als » Naturgebiet «, in der Wirtschaftspolitik als » Autarkie«, 
in der Demopolitik als »Nationalität«, in der Soziopolitik als 
Solidarität der gesellschaftlichen Gruppen (»Sozialität«), in der 
Herrschaftspolitik als » Loyalität « 5%). In der Ermittlung dieses 
Zusammenhanges sieht Kjellén geradezu einen Hauptgewinn 
seiner Studien und einen entschiedenen Beleg für die empirische 
Wahrheit seiner Staatsauffassung 55). 


Noch zahlreiche andere Probleme des modernen Staates, auf 
welche hier im einzelnen nicht eingegangen werden kann, sucht 
Kjellen mit Hilfe seiner »biopolitischen« Grundanschauung zu 
lösen. Rückblickend stellt er fest, daß keine wirklichen Schwie- 
rigkeiten der Annahme jener organischen Auffassung entgegen- 
stünden, nach welcher auch der Staat ein Lebewesen ist, das den 
großen Gesetzen des Lebens unterliegt, — » während andererseits 
von diesem Gesichtspunkt aus über das tatsächliche Auftreten 
des Staates eine Klarheit gewonnen wird, die keine andere Be- 


trachtungsart auch nur annähernd geben kann« 58). 
* * 
æ 


Das hervorstechendste Merkmal der Kjellénschen Staats- 
lehre ist das Streben nach Systematik. 


50) Lebensform 4 S. 43. 51) Lebensform * S. 38. 
52) Lebensform 4 S. 38. 53) Lebenform 4 S. 168. 
51) Lebensform é S. 142/143, 168, Syst. d. Pol. S. 57. 

55) Syst. d. Pol. S. 57. 56) Lebensform # S. 190. 
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Systematisierung eines empirischen Wissensstoffes setzt zu- 
nächst eine Abgrenzung des zum Forschungsgegenstand gehö- 
rigen Tatsachenkreises voraus. Diese Abgrenzung ist nur zu ge- 
winnen mit Hilfe eines festen Maßstabes für die Auswahl des 
Wesentlichen aus der Fülle des Unwesentlichen. Die von Kjellen 
empfohlene theoretische Auffassung vom Staat als einem selb- 
ständigen lebendigen Wesen teils triebhaft-organischer, teils ver- 
aunftbestimmter Natur bietet aber kein derartiges klares Kri- 
terium zur Aussonderung der wesentlichen politischen 
Tatsachen aus der Fülle alles dessen, was sich zwar irgendwo 
innerhalb der staatlichen Grenzen abspielt, aber für eine poli- 
tische Erfahrungswissenschaft bedeutungslos bleibt. Wollte man 
Kjelléns Theorie streng zur Anwendung bringen, so wäre es für 
die Aufnahme einer Tatsache in das System der empirischen 
Staatslehre ausschlaggebend, ob sie sich — durch Anwendung 
mehr oder minder kühner Bilder und Vergleiche — als e b e n s- 
außerung des Staatsorganismus oder der Staatspersönlich- 
keit ausdrücken läßt oder nicht. In Wirklichkeit entscheidet sich 
die Frage, ob eine Tatsache politischer Natur ist oder nicht, nach 
Ihrer Beziehung zum Grundproblem der empirischen Staatslehre, 
Welches sich in der Frage ausdrücken läßt: Wie ist die Unter- 
ordnung von Menschen unter andere Menschen, welche eine durch 
äußere Machtmittel gesicherte Herrschaftsgewalt ausüben, und 
ie ist das Handeln jener Herrschenden selbst zu erklären? Daß 
de soziale Beziehung der Herrschaft in der Tat die Grund- 
fage der Staatslehre darstellt, wird auch von Kjellen selbst ge- 
kgentlich in der von ihm beliebten bildlichen Ausdrucksweise an- 
erkannt, wenn er darauf hinweist, daß der Staat immer als 
Herr auftritt 5"). Aber nicht diese Beziehung zum Herrschafts- 
problem leitet Kjellens Entscheidung bei der Stoffauswahl; dem 
indefangenen Beobachter drängt sich vielmehr der Eindruck 
af, daß Kjellén rein intuitiv, mit meist treffsiche- 
temInstinkt entscheidet, was als politisch wesentlich zum 
Forschungsbereich der empirischen Staatslehre gehört und was 
ucht. So schreibt er: » Was man (außer den fünf Forschungsge- 
bieten) noch in den Ring (des politischen Systems) mit einschlie- 
kn wollte — wie Kultur, Religion, Privatrecht —, kann ohne 


weiteres als im Grunde unpolitisch abgewiesen werden « 58). Und 
mm nn 
F) Syst. d. Pol. S. 26. 
”) Syst. d. Pol. S. 33. 
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das von J. G. Droysen 5°) (in seinen » Vorlesungen über Politik «) 
vorgeschlagene Stoffeinteilungsschema für die empirische Staa- 
tenbeschreibung, welches noch nicht auf einer bewußten Tat- 
sachenauswahl nach der Beziehung zum politischen Grundpro- 
blem beruht, wird von Kjellén ausdrücklich als »wahlverwandt « 
anerkannt 6%). Daß es Kjellens glänzender, bildhafter Darstel- 
lungsgabe gelingt, alle instinktiv als politisch wesentlich emp- 
fundenen Tatsachen in eine der fünf Unterdisziplinen der Politik 
glatt einzuordnen, ist für den Gelehrten ein neuer Beweis für die 
Richtigkeit seiner Theorie vom Staat als lebendem Wesen ®!), 
welche diese Systematisierung ermöglicht hat. 


Auch wer diese Grundanschauung ablehnt, wird zugeben 
müssen, daß Kjellens politisches System in der Tat wohl nichts 
enthält, was nicht zum Zentralproblem der empirischen Staats- 
lehre (s. o. S. 179) Beziehung hätte; dagegen läßt er hochbedeut- 
same Fragen unbedingt politischen Charakters unberücksichtigt, 
offenbar weil sie sich nicht in eines der fünf Fächer des Lehr- 
systems vom, Staat als Lebensform einordnen lassen. So sucht 
man z. B. in der Haushaltspolitik vergeblich eine Beleuchtung 
des Zusammenhanges, der zwischen der politischen Machtver- 
teilung unter den sozialen Gruppen und der Verteilung der Steuer- 
lasten besteht, in der Herrschaftspolitik fehlt eine Würdigung 
der Kräfte, welche den militärischen und zivilen Verwaltungs- 
stab des Staates unter Umständen zum selbständigen politischen 
Machtfaktor mit eigenem Willen machen können. In der Schul- 
politik, die merkwürdigerweise in dem Abschnitt über den Staat 
als Volk abgehandelt werden soll ®2), bleibt der Kampf, den die 
politischen Kräftegruppen um den Einfluß auf den »Geist« der 
Schule führen, unerwähnt. 


Nimmt man die Abgrenzung des Tatsachenstoffes einmal als 
gegeben an, so erhebt sich die weitere Frage: Worin liegt die wissen- 
schaftliche Bedeutung der Systematik für eine generalisierende 
empirische Disziplin? An sich ist die Systematik nur eine sinn- 
volle Anordnung und Einteilung des wesentlichen Erkenntnis- 
stoffes und als solche dient sie vornehmlich den praktischen 
Zwecken der Darstellung und der Lehre, kann daher auch je nach 


5) Vgl. Rudolf Hübner, Joh. Gust. Droysens Vorlesungen über Politik, 
Zeitschrift für Politik, Bd. Io (1917), S. 325—376. 

€0) Syst. d. Pol. S. 1o. 6) Syst. d. Pol. S. 36. 

62) Syst. d. Pol. S. 87. 
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Bedürfnis verschieden gestaltet werden. Ihre eigentlich wis- 
senschaftliche Bedeutung erhält die Systematik erst 
durch ihre Beziehung zur Theorie, d. h. dadurch, daß die Ab- 
schnitte des Systems dem Gang der Erklärung entspre- 
chen, welche, von (isolierten) einfachen Vorgängen und Be- 
ziehungen ausgehend, einen verwickelten Erscheinungskomplex 
verständlich zu machen sucht. Aber die Analyse der Herrschafts- 
beziehung, welche somit den Ausgangspunkt einer systematischen 
empirischen Staatslehre bilden müßte, sucht man im System 
vergebens. Das Lehrgebäude, das Kjellen statt dessen auf der 
Basis der Anschauung vom Staat als lebendigem Wesen errichtet 
hat, macht — besonders mit seinen Unterteilungen der fünf 
Hauptdisziplinen (im Grundriß zu einem System der Politik) — 
keinen »organischen 4, sondern einen sehr gekünstelten Eindruck. 
Die peinlichsten Unterscheidungen und gesuchtesten Bezeich- 
tungen für die verschiedenen Teilgebiete können nicht verhin- 
dern, daß die Zuordnung vieler Tatsachenkreise zu der einen oder 
anderen Teildisziplin zweifelhaft bleibt #). Ein wahrhaft syste- 
matischer Gedankenaufbau von einfachen zu komplizierteren Er- 
xheinungen ist für Kjellén unmöglich, da er ja sonst mit einer 
Analyse des staatlichen Organismus- und Persönlichkeitsbe- 
griffs beginnen müßte. Aber diese Grundtheorie, die als heuristi- 
sches Prinzip benutzt wird, um die politischen Vorgänge und 
Zustände als »staatliche Lebensäußerungen« zu »erklären«, ent- 
zicht sich einer eingehenden Untersuchung, denn sie dient ja 
nur als »Arbeitshypothese«, die man zunächst annehmen muß ®%), 
Jedoch bleibt der Vorzug, den Kjellen seiner Auffassung vom 
Staat als selbständigem lebendem Wesen nachrühmt, nämlich die 
Fähigkeit dieser Theorie, übereinstimmend und widerspruchslos 
die Wirklichkeit zu erklären %), unbewiesen und soll im folgenden 
ausführlich widerlegt werden. 


% * 
* 


Mehrfach ergab sich bereits die Gelegenheit, darauf hinzu- 
weisen, daß nach Kjellens Ansicht der Staat nicht nur als ein 
Organismus (Naturwesen), sondern auch als eine Persönlichkeit 
(Kulturwesen), aufzufassen ist. Es liegt hierin eine Fortent- 
wicklung der bei Ratzel schon auftauchenden Gedankengänge 
Im Grondriß zu einem System der Politik handelt ein ganzes Kapitel 


~I, 5, S. 46—56 — von diesen »inneren Grenzkonflikten«. 
“) Syst. d. Pol. S. 9. 6) Syst. d. Pol. S. 9. 
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von der Staatsseele mit dem Ziel, den Gedanken der Lebens- 
einheit des Staates auch für die Deutung derjenigen politischen 
Erscheinungen nutzbar zu machen, welche — weil ohne greif- 
bare Beziehung zu Boden oder Rasse — nicht ohne weiteres 
als naturbedingt erklärt werden können. Die bewußt auf eine 
Seite des Staates sich beschränkende politische Geographie 
Ratzels sollte zu einer vollständigen Staatslehre erweitert wer- 
den. Bei diesem Sachverhalt kann es nicht wundernehmen, daß 
gerade dort sich die stärksten Beziehungen zwischen Ratzels und 
Kjellens Theorien ergeben, wo die Naturseite des Staates be- 
trachtet, wo der Staat als eine naturgesetzlich bestimmte Lebens- 
erscheinung angesehen wird. So dürfte auch der Ausdruck »Le- 
bensform« auf Ratzels Lehrsatz zurückzuführen sein, der den 
Staat als eine Form der Verbreitung des Lebens« bezeichnet ®). 

Warum ist nun vom Standpunkt der empirischen Staats- 
lehre die ganze Theorie vom Staatsorganismus zu verwerfen? 
Zunächst, weil sie zur Erklärung wertlos ist. Kjellén bezeichnet 
zwar seine organische Auffassung als eine brauchbare Arbeits- 
hypothese; das Kriterium ihrer Brauchbarkeit sei ihre Fähigkeit, 
die Wirklichkeit übereinstimmend und widerspruchslos 
zu erklären €). Aber läßt sich die Aufgabe einer politischen Er- 
fahrungswissenschaft nicht weit wirklichkeitsgetreuer 
derart erfüllen, daß man dasjenige soziale Handeln von Einzel- 
menschen, welches durch die Staatsvorstellung erst seinen Sinn 
erhält, als Forschungsgegenstand bestimmt, und daß man dem- 
gemäß das verstehbar motivierte und biologisch bedingte Ver- 
halten der politisch herrschenden und beherrschten Menschen 
untersucht mit Einschluß derjenigen seelischen Vorgänge, die 
beim Einzelnen erst durch das Zusammensein mit anderen her- 
vorgerufen werden ? 

Abgesehen von dem Vorwurf des »Individualismus«, den 
Kjellén dieser Ansicht entgegenschleudern würde, würde er viel- 
leicht erwidern, daß diese am Einzelmenschen haftende Betrach- 
tungsweise jedenfalls in der Geopolitik versagen müßte, da es 
sich dort um Einwirkungen des Bodens direkt auf den gesamten 
Staatskörper handle. 

So stellt Kjellen z. B. den Lehrsatz auf, Volk und Boden 
seien im Staat eine so innige Verbindung miteinander einge- 


ee), Polit. Geographie, 2. Aufl. 1903, S. 3. 
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gangen, daß sie beide nicht mehr voneinander gelöst werden 
können, ohne daß das Leben des Staatsorganismus entflieht. 
Aber gerade das Beispiel, mit welchem Kjellen diesen von Ratzel 
übernommenen ®%) Lehrsatz illustriert, wirkt durchaus nicht 
überzeugend °®): »Stellen wir uns vor, sämtliche Bewohner 
Schwedens würden mit dem König und der Fahne an der Spitze 
und ihrer ganzen beweglichen Habe aufbrechen und sich dann 
unter einem anderen Himmel niederlassen, — Schweden könn- 
ten wir nicht mit uns nehmen, hinter uns läge der schwedische 
Staat tot da.« Wenn auch der Staat »an seine eigene Scholle 
gebunden« ist 70), so schließt dies doch nach Kjellén die Möglich- 
keit eines räumlichen » Wachstums« des Staates nicht aus; im 
Gegenteil wird hierin ein besonders geeignetes Feld zur Anwen- 
dung der organischen Erklärungsmethode erblickt. Und zwar 
stellt hier Kjellen ein geopolitisches Gesetz fest, wonach die Staa- 
ten in ein »Naturgebiet« hineinzuwachsen und so eine »geogra- 
phische Individualität« zu erwerben streben 71). Ein » Naturge- 
biete ist nach außen von natürlichen Grenzen umschlossen, im 
Innern setzt es sich aus verschiedenartigen, aber sich harmo- 
nisch ergänzenden Landschaften zusammen. 

Was bedeutet das alles ins Sozialwissenschaftliche über- 
setzt? Der biologischen Worthülle entkleidet, sind die » Wachs- 
tumserscheinungen« der Staaten natürlich nur die Ergebnisse 
der friedlich oder kriegerisch durchgeführten weltpolitischen Be- 
strebungen, also Ergebnisse des außenpolitischen Handelns der 
Inhaber der staatlichen Herrschaftsgewalten sowie der Einstel- 
lung der Völker (Staatsbürgergemeinschaften) zu diesen Hand- 
lungen ihrer politischen Führer. 

Gelingt es einem Staat, sein Gebiet zu erweitern, so liegt da- 
mit ein geographisch faßbares Ergebnis weltpolitischer Bestre- 
bungen vor, andererseits ist unbestreitbar, daB geographische 
Vorstellungen sowie Rücksichtnahme auf geographische Tat- 
sachen — z. B. der Wunsch nach geschützten (»natürlichen «) 
Grenzen — bei der Wahl und bei der Art der Erreichung außen- 
politischer Ziele mitbestimmend wirken. Trotzdem ist es falsch, 
mit Hilfe der biologisch-organischen Methode das geographisch 
faßbare Ergebnis eines weltpolitischen Vorganges mit jenen geo- 
graphischen Tatsachen, deren Berücksichtigung die Ausführung 





“) Polit. Geographie, 2. Aufl. S. 6. 69, Lebensform ¢ S. 51. 
'%) Lebensform ® S. 51. 71) Lebensform S. 61. 
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der außenpolitischen Aktion mitbestimmten, in unmittelbare 
(oder gar ausschließliche) kausale Verbindung zu setzen. Denn 
es wird übersehen, daß die unbestreitbare Einwirkung geogra- 
phischer Faktoren auf die Gestaltung der Außenpolitik und auf 
die Staatsentwicklung meist in der Weise erfolgt, daß geogra- 
phische Tatsachen durch das Medium des menschlichen Bewußt- 
seins gehen und dort (zusammen mit anderen Motiven!) zu Trieb- 
federn politischen Handelns werden. Natürlich hat die Außen- 
politik auch mit geographischen Tatsachen zu rechnen, und so- 
fern gewisse Gegebenheiten so unüberwindlich sind, daß sie 
faktisch schon die Wahl bestimmter politischer Ziele ver- 
nünftigerweise ausschließen, kann man auch von einem 
Zwang der geographischen Verhältnisse sprechen. Diese bild- 
liche Ausdrucksweise besagt aber nicht, daß die politischen Zu- 
sammenhänge den Charakter von Naturgesetzen haben oder daß 
man sich zu ihrer Erforschung naturwissenschaftlicher Methoden 
bedienen müßte. Die rein kulturelle Tatsache, daß etwa ein Volk 
zu 90% aus Analphabeten besteht, kann auf die Entschließungen 
der Lenker eines Staates, welcher in einen Krieg eintreten will, 
vielleicht einen ebenso starken »Zwang« ausüben, wie das Vor- 
handensein eines hohen Gebirges an der Grenze zum Nachbar- 
staat. 

Die Organismustheorie ist somit für den sozialwissenschaft- 
lichen, »verstehenden« Teil der Staatslehre unbrauchbar; denn 
nachempfindend »verstehen« können wir nur einzelmenschliches 
Verhalten, aber nicht das Wirken von Naturkräften, und erst 
recht nicht so mystische Vorgänge wie das Werden und Ver- 
gehen, das Wachsen und Altern des Staatsorganismus. 

Aber auch die naturwissenschaftliche (biologische und psy- 
chologische) Forschung hat in dem Bereich, in welchem sie in- 
nerhalb der erklärenden Staatslehre möglich und nötig ist, nicht 
jene nebelhaften Wesenheiten zum Gegenstand, sondern die 
körperliche und seelische Beschaffenheit der Einzelmenschen, 
soweit diese für die Art ihres politischen Handelns und Verhal- 
tens von Bedeutung ist. So muß zweifellos z. B. bei der Erörte- 
rung der (auch von Kjellén berührten) 7?) Negerfrage in den Ver- 
einigten Staaten die biologische Seite des Problems untersucht 
werden, ohne daß damit gesagt sein soll, daß sich die politische 
Bedeutung dieser Angelegenheit allein aus biologischen Ge- 


72) Lebensform * S. 131. 
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sichtspunkten erklären ließe. Bei den Erscheinungen des Pan- 
latinismus, Panslawismus und Pangermanismus, welche Kjellén 
ebenfalls erwähnt %3), wird jedenfalls die objektiv etwa bestehende 
Rassenverwandtschaft zwischen den Völkern an Bedeutung weit 
überragt von der Tatsache, daß die (öfters irrige) Vorstel- 
lung vom Bestehen einer Rassenverwandtschaft als Motiv 
politischen Handelns verwertet wird. Gerade hier versagt das 
Erklärungsprinzip der Staatsorganismustheorie. 

Aber diese Theorie ist nicht nur für die Erklärung wert- 
los, sie ist für die Staatslehre als Erfahrungswissenschaft ge- 
radezu gefährlich. Es läßt sich nämlich nachweisen, daß 
sich hinter fast jeder Anwendung des Organismusbegriffes in 
sozialwissenschaftlichem Gebiet ein verkapptes ethisch- 
politisches Ideal versteckt, dem man dadurch, daß man 
ts in ein naturwissenschaftliches Gewand kleidet, normative All- 
gemeingültigkeit verleihen will. Auffallenderweise werden die 
verschiedensten, ja entgegengesetzte politische Forderungen aus 
den gleichen »organischen« Grundanschauungen abge- 
kitet. Kjellén erblickt in der »Nationalität« den Ausdruck der 
volklichen Individualität des Staates 74), er bezeichnet demnach 
den Nationalstaat als die »naturgemäße« (organische) Staats- 
form und muß somit die Ansicht Ratzels ablehnen, welcher die 
Ierritorialpolitik als »organisch« (naturgemäß) verteidigte und 
in der »Nationalitätenpolitik unserer Zeit... einen Rückschritt 
ins Unterritoriale« erblickte 73). 

Selbstverständlich beruhen beide (angeblich auf objektiver 


' biologischer Beobachtung beruhende) Urteile auf subjektiven 


politischen Wertungen: Ob man — wie Kjellén — die Pflege des 
egenen Volkstums oder — wie Ratzel — die größtmöglichste 
Machtentfaltung nach außen als die oberste Aufgabe eines 
Staates ansieht, kann nicht Sache der empirischen Erkenntnis, 
sondern nur Sache des politischen Bekenntnisses sein. Wer sich 
für die Machtentfaltung als das oberste Ziel des Staates ent- 
scheidet, wird dann auch im Streben nach militärisch 
günstigen Grenzen nur den »natürlichen« Wachstumstrieb des 
Staates erblicken. Läßt sich doch ein Urteil über die Frage der 
Gunst oder Ungunst einer staatlichen Grenze überhaupt erst dann 
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abgeben, wenn zuvor feststeht, ob ein Staat in kriegerischer 
Machtentfaltung, in der Expansion seiner Wirtschaft oder in 
nationaler Selbstgenügsamkeit den obersten Grundsatz seiner 
Politik erblickt. Und diese (selbstverständlich subjektive) Ent- 
scheidung kann man durch Gebrauch von Ausdrücken wie »or- 
ganisch«, »naturgemäß« nur scheinbar zur Allgemeingültigkeit 
erheben. 

Es heißt daher geradezu, der Staatslehre den Charakter einer 
erklärenden Erfahrungswissenschaft absprechen, wenn Georg Jel- 
linek 78) behauptet, alle Versuche, den Staat zu erklären, seien 
entweder individualistisch oder kollektivistisch geartet, — und 
wenn Rudolf Kjellén diese Ansicht im wesentlichen annimmt ”°). 

Ueber den höheren Wert des individualistischen oder uni- 
versalistischen Staatsideals ist mit wissenschaftlicher Allgemein- 
gültigkeit nichts auszusagen; denn ob die freie Entfaltung des 
Individuums oder die Durchsetzung überindividueller Werte, 
wenn nötig, auch auf Kosten des Individuums, letztlich Richt- 
schnur der Politik sein soll, wird nur vom Standpunkt subjek- 
tiver Stellungnahme aus entschieden werden können. 

Wenn die hier vertretene Auffassung die organische Staats- 
theorie zugunsten eines wirklichkeitsgetreueren Zurückgehens 
auf das verstehbar motivierte und biologisch bedingte Verhalten 
politisch herrschender und beherrschter Einzelmenschen ab- 
lehnt, so sollte es sich von selbst verstehen, daß mit dieser 
Entscheidung kein Urteil für das individualistische und gegen das 
universalistische Staatsideal abgegeben ist. Freilich nennt die 
auf dem Gebiet der Staatslehre beliebte Verwechslung zwischen 
Sein und Sollen öfters die organische Erklärungstheo- 
rie ebenfalls »universalistisch«, die entgegengesetzte Ansicht 
aber »individualistisch«. Wer dies tut, müßte folgerichtigerweise 
z. B. Herbert Spencer als entschiedenen Individualisten und als 
entschiedenen Universalisten zugleich bezeichnen — ein 
verblüffendes Ergebnis —, verblüffend freilich nur für den, der 
zwischen Spencers Stellungnahme als wertender Sozialphilosoph 
(Individualist) und als erklärender Soziologe (Organismus-Theo- 
retiker) nicht unterscheidet. 

In Anbetracht dieser auch bei Kjellens Organismustheorie 
zu beobachtenden Vermengung zwischen erklärender Empirie 


76) Allg. Staatslehre, 3. Aufl., 1914, S. 173. 
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und wertender Normenaufstellung kann es nicht wundernehmen, 
daß die angeblich empirische Lehre vom » Staat als Lebensform« 
im politischen Postulaten gipfelt. Kjellens Nationalstaat sollte 
nach des Forschers subjektiver politischer Auffassung geogra- 
phisch ein Naturgebiet umfassen, wirtschaftlich sich selbst ge- 
nügen, sollte im Innern auf gesellschaftlicher Solidarität und auf 
Loyalität beruhen. Daß diese verschiedenen » Erscheinungsfor- 
men der Individualität des Staates« nicht so deutlich in ihrem 
wahren Charakter als politische Postulate hervortreten, hat 
seinen Grund darin, daß für Kjellén das, was politisch werden 
soll, zusammenfällt mit dem, was nach »naturgemäßer Ent- 
wicklung« werden und kommen wird. Diese von Kjellén be- 
hauptete Entwicklungstendenz bleibt aber durchaus unbewiesen 
und wird vom Verlauf der jüngsten Geschichte nicht bestätigt. 

Bei der Erklärung der modernen Wirtschaft gelangt die 
theoretische Volkswirtschaftslehre dank ihrer Methode, nur den 
einen Typus des konsequent zweckrationalen Wirtschafts- 
menschen als Deutungsschema zu verwenden, zur Erkenntnis ge- 
wiser Regelmäßigkeiten, die auf anderen sozialwissenschaftlichen 
Gebieten nicht mit ähnlicher Exaktheit festgestellt werden können. 
Infolgedessen ist eine direkte theoretische (nicht nur historische) 
Widerlegung von Kjellens » Gesetz der Autarkie« 78) möglich 79). 

Es steht nämlich in der kapitalistischen Verkehrswirtschaft 
die Einkommensverteilung, vor allem die Bemessung der Höhe 
von Lohn und Kapitalprofit, nicht in einem derartigen Verhält- 
is, daß jedem Anwachsen des Kapitals ein entsprechend großes 
Anwachsen des (größtenteils auf Lohn beruhenden) Einkom- 
mens und damit der Konsumtionskraft der breiten Masse parallel 
geht, vielmehr bleibt diese regelmäßig hinter dem Kapitalzu- 
Wachs zurück. Da nun die Produktion nicht zum Zweck der 
Deckung des Gesamtbedarfs, sondern zum Zweck der gewinn- 
bringenden Kapitalverwertung betrieben wird, so wird die nor- 
male kapitalistische Volkswirtschaft die Absatzmöglichkeit für 
die wachsende Produktion und die Anlagemöglichkeiten für das 
überschüssige Kapital außerhalb der Grenzen ihres ursprüng- 
lichen Gebietes auf die Dauer nicht entbehren können. 

”) Lebensform € S. 142. 

’% Die folgenden Ausführungen wiederholen das Ergebnis meiner Unter- 
suchung über den »Gedanken der Autarkie als Leitsatz der auswärtigen Han- 
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Wirtschaftspolitiker, die auf dem Boden der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung stehen, können daher folgerichtigerweise 
eine Politik der Autarkie niemals ohne Vorbehalte empfehlen, 

Der Wirtschaftspolitiker eines industriell noch kaum ent- 
wickelten Robhstofflandes, der die Autarkie für sein Land for- 
dert, denkt nur an die Selbstversorgung mit Industrieprodukten, 
zu der er sein Land fähig machen will. Zu diesem Zweck wird 
zuweilen geradezu die Heranziehung fremden Kapitals zur Grün- 

dung einer inländischen Industrie empfohlen. Auf dem Kapital- 
markt soll also die Parole der Selbstgenügsamkeit nicht gelten; 
aber auch an die Aufgabe des Rohstoff- und Nahrungsmittel- 
exports denkt natürlich niemand; dies wäre ja auch unmöglich, 
da die Zinsen der aufgenommenen fremden Kapitalien nur mit 
Ausfuhrwaren bezahlt werden können. 

Ein ganz anderes Bild bietet der Ruf nach Autarkie im 
Industriestaat. Wie schon aus dieser Bezeichnung hervorgeht, 
ist in einem solchen Lande die Industrie nicht mehr erziehungs- 
bedürftig; sie ist so entwickelt, daß sie nicht nur den inneren 
Markt versorgt, sondern darüber hinaus einen erheblichen Teil 
ihrer Produkte im Austausch gegen Rohstoffe ins Ausland ab- 
führt. Diesen Export aufzugeben oder auch nur wesentlich ein- 
zuschränken, schlägt kaum einer von denen vor, die für ihren 
Staat Autarkie verlangen. Hier ist nur an die Nahrungsmittel- 
selbstversorgung gedacht, die — ohne staatliche Maßnahmen — 
einer wachsenden Fremdversorgung Platz machen würde, da die 
jungen Rohstoffländer mit ihren billigen Agrarprodukten die 
teuer produzierende heimische Landwirtschaft zu unterbieten 
drohen. Wo, wie in Deutschland, die auch auf das Autarkie- 
argument gestützten Forderungen der Agrarschutzzöllner Erfolg 
hatten, da dachte man noch nicht daran, auf dem Arbeitsmarkt 
dem Grundsatz der nationalen Selbstversorgung zu folgen. Wäh- 
rend also der stark industrialisierte Staat sich auf dem Gebiet der 
Arbeitskräftebeschaffung von fremden Ländern versorgen läßt, 
versorgt er seinerseits mit seinem überschüssigen Kapital fremde 
Länder; dadurch ermöglicht er es geradezu den Rohstoffländern, 
sich eine eigene Industrie zu schaffen, so daß also das Industrie- 
land mit seinem Kapitalexport selbst seine Konkurrenten groß- 
zieht. 

Die dritte Form des Autarkiegedankens, den man als Lö- 
sung bestimmter weltwirtschaftlicher Probleme vom Standpunkt 
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der kapitalistischen Wirtschaft aus vorgeschlagen hat, die Aut- 
arkie des Kolonialreiches, kann auf einer gewissen Resignation 
eines höchstentwickelten Industrielandes, wie England, beruhen, 
das die Gefahr, einen Absatzmarkt nach dem anderen und eine 
Rohstoffsbezugsquelle nach der anderen verloren gehen zu sehen, 
dadurch bannt, daß es sich mit denjenigen Rohstoffländern, mit 
denen es in einem näheren politischen Verhältnis steht, zu einem 
sich gegenseitig ergänzenden Wirtschaftsweltreich zusammen- 
schließt. Aber auch die Vertreter dieses Planes wollten die Ein- 
fuhr fremder gewerblicher Rohstoffe nicht behindert wis- 
sen. Sie wollten damit der englischen Industrie, die natürlich 
auch fernerhin ins Ausland exportieren sollte, die Entwicklungs- 
möglichkeit einer Ausdehnung über die Rohstoffbasis des briti- 
schen Reiches hinaus verschaffen. Also ist auch bei dieser schein- 
bar so ganz auf die Abwehr eingestellten Version des Autarkie- 
gedankens ein expansiver Zug zu bemerken. 

Die verschiedenen Typen des Autarkiegedankens — zuerst 
die industrielle Autarkie des aufstrebenden Rohstofflandes, dann 
die Lebensmittelautarkie des Industrielandes, schließlich die 
Rohstoffautarkie des Kolonialreiches —, bezeichnen nur Etap- 
pen auf dem großen Wege der Expansion einer kapitalistischen 
Volkswirtschaft. Es kann daher der von Kjellén gerühmte Zu- 
stand der wirtschaftlichen Autarkie für den modernen Staat 
nicht das »naturgemäße Ergebnis einer organischen Entwicklung « 
sein, weil er zu dem kapitalistischen Wirtschaftssystem und 
seiner expansiven Tendenz in einem unüberbrückbaren Gegen- 
satz steht. 

Was als das Ergebnis der organischen Entwicklung hinge- 
stellt wird, erwies sich in Wahrheit als Rud. Kjellens subjektives 
politisches Ideal. Es muß jedoch anerkannt werden, daß Kjellén 
trotzdem nicht einem starren Dogmatismus verfällt; dem bewun- 
dernswerten Tatsachensinn des schwedischen Gelehrten gelingt 
es vielmehr, dadurch, daß er an dem Unterschied zwischen Ideal 
und Wirklichkeit den Grad inneren Zusammenhalts und äußerer 
Machtentfaltung eines Staates mißt, selbst seine subjektiven po- 
litischen Postulate in den Dienst der vergleichenden empirischen 
Staatenbeschreibung zu stellen; bei der politischen Monographie 
bewahrt ihn sein nach Unparteilichkeit strebender Sinn meist vor 
der naheliegenden Gefahr, die zweifellos vorhandenen politischen 
Bestrebungen, welche des Forschers eigenen politischen Idealen 
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entsprechen, als angeblich » naturgemäße « Entwicklungstendenzen 
in ihrer Bedeutung und Stärke zu überschätzen. 
* * 
æ 

Der Gebrauch treffender, oft einprägsamer Vergleiche und 
Bilder ist für Kjelléns Darstellungsweise charakteristisch. Kein 
Verständiger wird ihn deswegen tadeln oder befürchten, daß 
dadurch das wissenschaftliche Niveau von Kjelléns Arbeiten her- 
abgedrückt wird, im Gegenteil ist seine leichtflüssige bilderreiche 
Darstellungsgabe besonders zu rühmen. 

Aber es dürfte ein tiefliegender, in der Methode und im 
System wurzelnder Mangel sein, wenn sich bei Kjellén entschei- 
dende Zusammenhänge ohne Bild überhaupt nicht ausdrücken 
lassen. So erläutert Kjellén das Verhältnis zwischen Natur- 
seite und Kulturseite des Staates, zwischen dem Naturwesen 
der Nation ®) und der Persönlichkeit des vernunftbestimmten 
Staates durch folgende Bilder 8): »Nicht nur die Nation strebt 
nach einem Geiste. Auch der Staat sucht seine Seele. Während 
die Nation vom Staate einen vernünftigen Zügel erhält, schenkt 
sie wiederum dem Staate das pulsierende sinnliche Leben und 
die Einheit des Lebens, die keiner irdischen Daseinsform fehlen 
darf, wenn sie Persönlichkeit werden will. 

In dieser Vermählung zwischen dem Naturwesen der Nation 
und den Vernunftbestrebungen des Staates liegt zu tiefst der 
Gedanke des modernen Staates«. »Es ist wie bei einer alten 
und glücklichen Ehe; Nation und Staat sind zwei Ehegatten, zu 
einer geschlossenen Persönlichkeit zusammengewachsen, die Vor- 
aussetzung hierzu ist jedoch ihre ursprüngliche und ewige Wesens- 
verschiedenheit « 82). 

Oder man versuche, etwa folgende Sätze über das Verhält- 
nis, welches zwischen zwei Erscheinungsformen des staatlichen 
Kulturwesens (Gesellschaft und Herrschaft) besteht, ins Un- 
bildliche zu übersetzen 83): »Zu ihrer Vermählung mit dem Staat 
bringt sie (die organische Gesellschaft) als Mitgift die feste 
konkrete Realität lebender Interessen mit und empfängt 
dafür vom Staat als Morgengabe den Zügel für den Egoismus, 
dessen die Klassen ebenso dringend bedürfen, wie die Nation, 
wenn sie zum Dienste einer ruhigen Entwicklung tauglich wer- 
den wollen.« 


00) Lebensform® S. 108. 21) Lebensform ê S. 124. 
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Das Ergebnis ist, daß die Beziehung der verschiedenen Seiten 
des Staates als Kulturform überhaupt unklar bleibt. 

Wie begreift nun die sozialwissenschaftliche Betrachtungs- 
weise das Nebeneinander der verschiedenen » Seiten « des Staates ? 
Sie muß zwar feststellen, daß ihr das bewußte Handeln der 
Staatspersönlichkeit ebenso unverstehbar bleibt, wie die trieb- 
haften Wachstumsvorgänge des Staatsorganismus, weil eben nur 
einzelmenschliches Verhalten ein geeignetes Objekt für die 
Methode ihrer nachempfindend »verstehenden« Forschung und 
Erklärung bildet. 

Dagegen ist ihr sehr wohl verständlich, daß rein machtpoli- 
tische Instinkte und Erwägungen, daß die Heimatliebe des an- 
sisigen Menschen, daß nationale Verbundenheit, daB wirtschaft- 
liche Interessengemeinschaft, daß klassenmäßige Solidarität, daß 
schließlich Gemeinsamkeit der Idealvorstellung über die richtige 
Regierungsform und -art sich als sehr wirksame Motive des in- 
wn- und außenpolitischen Verhaltens sowohl der herrschenden 
wie der beherrschten Menschen und Gruppen im Staate erweisen. 
Darüber hinaus lehrt die Erfahrung, daß auch die Verbundenheit 
in geistiger Kulturgemeinschaft und in religiöser Glaubensein- 
heit sehr wohl als Motiv politischen Verhaltens wirken kann. 
Diese Tatsache muß Kjellen unberücksichtigt lassen, weil sie nicht 
in sein Einteilungsschema der systematischen Staatslehre paßt. 
Die sozialwissenschaftliche Staatslehre dagegen kann und muß 
diese Zusammenhänge am gegebenen Ort berücksichtigen, auch 
bereitet ihr das Nebeneinander der verschiedenen Motive, die po- 
Itisch wirksam sein können, keine Schwierigkeit, lehrt doch die 
Erfahrung, welche Fülle von verschiedenartigen Motiven in einer 
einzigen Menschenseele Raum hat. Die wissenschaftliche Aufgabe 
bleibt freilich, im Wege der Charaktertypenforschung das Ueber- 
wiegen des einen oder anderen Motivkomplexes in dieser oder 
jener Volksschicht und Gruppe festzustellen. Gerade die bewußte 
Beeinflussung des politischen Verhaltens der Einzelnen durch 
den Appell an dies oder jenes Motiv, wie es in der außenpolitischen 
Ideenpropaganda und in der Agitation der politischen Parteien 
geschieht, in ihrem Verlauf und ihrer Wirksamkeit zu unter- 
suchen, ist ja eine sehr wesentliche Aufgabe der empirischen 
Staatslehre, 

Wenn somit die Theorie von der Staatspersönlichkeit zwar 
nicht als geeignet anerkannt werden kann, die Kulturseite des 
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Staates wirklichkeitsgetreu und widerspruchslos zu erklären, so 
könnte doch vielleicht Kjellen seine theoretische Grundanschau- 
ung damit verteidigen, daß es ihm mit ihrer Hilfe gelingt, im 
Verlauf der Staatengeschichte das Gebiet der Notwendigkeit 
gegen das der Freiheit abzugrenzen. Während auf dem Gebiet 
der »Naturseite des Staates« die aus den Naturgegebenheiten 
folgende Notwendigkeit dem freien Willen nur wenig 
Spielraum läßt %4), tritt der Wille der Staatspersönlichkeit auf 
dem Gebiet der Wirtschaft, Gesellschaft und Herrschaft (Kultur- 
seite) schöpferischer und freier auf, wenn auch selbst hier ein Ein- 
fluß der Naturfaktoren festgestellt werden muß 85), 


Schon früher (s. o. S. 183, 184) wurde festgestellt, daß nicht 
einmal die geopolitischen Gesetze Naturgesetze sind, sondern 
typisch wiederkehrende Berücksichtigungen geographischer Tat- 
sachen durch die Staatslenker, deren Handeln der verstehenden 
Erklärung voll zugänglich ist. 

Unabänderliche oder schwer abänderliche Tatsachen, auf 
welche in der Politik Rücksicht genommen werden muß, gibt es 
auf allen Gebieten; daß auf den verschiedenen Feldern der poli- 
tischen Betätigung ein Mehr oder Weniger an Unabänderlichkeit 
festzustellen ist, mag zugegeben werden, ist aber ohne erhebliche 
theoretische Bedeutung. Jedenfalls ist es nicht möglich, auf 
diesem Wege das Problem der Willensfreiheit in der Geschichte 
zu lösen. Dazu ist die erklärende Staatslehre als Erfahrungs- 
wissenschaft nicht berufen. 

Da wir nämlich den naturwissenschaftlichen Gesetzen ent- 
sprechende Regelmäßigkeiten des menschlichen Motivlebens nicht 
kennen, müßten wir auf die generalisierende wissenschaftliche 
Erforschung der durch Motive bedingten menschlichen Hand- 
lungen und Verhaltensweisen überhaupt verzichten, wenn uns 
nicht eine andere (nämlich die sozialwissenschaftliche) Unter- 
suchungsmethode zur Verfügung stände. Dazu könnte der natur- 
wissenschaftlich Denkende vielleicht bemerken: Die naturwissen- 
schaftliche Psychologie hat nur bis jetzt noch nicht exakte Ge- 
setze der Motivation des menschlichen Handelns feststellen kön- 
nen, dies wird ihr aber bei weiterem Fortschreiten hoffent- 
lich bald gelingen. Dagegen wird der philosophisch Veran- 
lagte vielleicht sagen: Glücklicherweise werden wir der- 
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artige Gesetze niemals erkennen können. — Dieser Gegensatz 
zeigt, daß es sich um ein Problem der wertenden Philosophie 
handelt, das in den methodischen Untersuchungen der Erfah- 
rungswissenschaften nicht gelöst zu werden braucht. Dem philo- 
sophisch Veranlagten ist der Glaube an die menschliche Wil- 
lensfreiheit ein so überragender ethischer Wert, daß er 
wünscht, niemals möge etwas erkannt werden, was die Menschen 
in diesem Glauben irre machen könnte. Der naturwissenschaft- 
liche Denker, der das Ethos seiner Forschungsmethode in das 
Gebiet der wertenden Philosophie überträgt, wünscht dagegen, 
niemals möge etwas geglaubt werden, was den Menschengeist in 
seinem Streben nach allgemeingültiger Erkenntnis der Wirklich- 
keit und ihrer Gesetze irremachen könnte. Der Streit geht um 
den höheren Wert von ethischer Normen- und rationaler Seins- 
erkenntnis, um den Primat von Wert oder Wirklichkeit, und ist, 
weil nur durch subjektive Stellungnahme entscheidbar, mit er- 
fahrungswissenschaftlichen Argumenten nicht beizulegen. Das 
ist aber auch nicht erforderlich, da die Befürchtungen des Ethi- 
kers und die Hoffnungen des naturwissenschaftlichen Denkers 
eben nur — Befürchtungen und Hoffnungen sind. Festzuhalten 
st nur, daß es dogmatische Befangenheit wäre, wollte man die 
Anwendbarkeit naturwissenschaftlicher Methoden auf soziale 
Erscheinungen psychischer Art a limine für unmöglich erklären: 
Es ist also z. B. grundsätzlich zuzugeben, daß eine direkte Ein- 
Firkung geographischer Faktoren auf körperliches und seelisches 
Leben der Einzelmenschen stattfindet und daß dadurch auch die 
Gestaltung ihres politischen Handelns beeinflußt werden kann, 
wobei nur zu hoffen bleibt, daß die Fortschritte der Anthropo- 
logie, der Biologie und der physiologischen Psychologie die we- 
nigen bisher gesicherten Forschungsergebnisse auf diesen Gebie- 
ten vermehren und vertiefen mögen. Jedenfalls wird aber dieser 
Naturwissenschaftliche Teil der empirischen Staatslehre nur die 
Ergänzung zu ihrem kulturwissenschaftlichen Teil bilden, der 
das politische Verhalten und Handeln der Menschen im Wege 
der Forschung nach verstehbaren Motiven zu erklären sucht. — 


Da Kjellen glaubt, mit Hilfe seiner Theorie den naturbe- 
stimmten »Rahmen ringsum die Freiheit des staatlichen Wil- 
lense *) aufzeigen zu können, so ergibt sich für ihn daraus, daß 
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alles, was nicht zur engbegrenzten Sphäre des freien Handelns 
der Staatspersönlichkeit gehört, als »jenseits von Recht und Un- 
recht liegend« der Beurteilung vom moralistischen Standpunkt 
entzogen ist. Aber auch im Gebiet des freien staatlichen Han- 
delns ist nicht irgendeine ethische oder rechtliche Grundnorm, 
sondern der Gedanke der politischen Zweckmäßigkeit »das mo- 
ralische Prinzip des Staates« 87). 

Im Zusammenhang damit wird die Anschauung derjenigen 
Rechtsphilosophen, welche in der Rechtsverwirklichung die 
Hauptaufgabe des Staates sehen, die also den Staat zum Diener 
des Rechts machen wollen 88), mit Entschiedenheit abgelehnt. 
Für den empirischen Staatswissenschaftler ist »der Staat kein 
Rechtssubjekt, sondern ein Machtsubjekt, wobei das Recht... . 
nur als Mittel für seine Herrscheraufgabe dient«8°). Die Beob- 
achtung der Wirklichkeit lehrt, daß die Mächte nicht um des 
Rechtes, sondern um ihrer selbst willen existieren ®). 

Nun ist an sich zwar die Mahnung, philosophische Speku- 
lationen von erfahrungswissenschaftlichen Untersuchungen fern- 
zuhalten °t), vollauf berechtigt angesichts der unklaren Ver- 
mengung staatsphilosophischer, juristischer und staatssoziolo- 
gischer Lehren, die man noch immer zur sogenannten allgemeinen 
Staatslehre zusammenfügt. Aber Kjellen kämpft für eine gute 


‚Sache mit schlechten Waffen, da — wie oben (S. 185—187) ge- 


zeigt — seine eigene Staatslehre unter dem Deckmantel der objek- 
tiven Natur- und Wirklichkeitsbeobachtung ebenfalls zur Aufstel- 
lung politischer Idealbilder gelangt, deren Rechtfertigung nicht 
auf erfahrungswissenschaftlichem, sondern nur auf wertphiloso- 
phischem Wege möglich ist. Wer möchte z. B. das Schlußkapitel des 
» Staates als Lebensform« missen, in dem Kjellén als Staatsphilo- 
soph über den Zweck des Staates sehr schöne Worte findet? Aber 
empirische Staatslehre ist dies bestimmt nicht mehr. — 

Kjellén entwickelt bei seiner Polemik gegen die Lehre vom 
Rechtsstaat den geistreichen Gedanken, daß die juristische Staats- 
auffassung als ein Produkt des liberalen, individualistischen 
Denkens nach Ablauf der von diesem Geist beherrschten Epoche 
ebenfalls einer umfassenderen Ansicht vom Wesen des Staates 
weichen müßte ??). Aber Kjellöns nur zu berechtigter Protest, 
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die wissenschaftliche Erforschung des Staates nicht den Juristen 
zu überlassen, wird in seiner Wirksamkeit beeinträchtigt dadurch, 
dab auf den Kernpunkt des Problems — daß nämlich die Juris- 
prudenz ®) gar keine Erfahrungswissenschaft ist — nur ganz ge- 
kgentlich eingegangen wird 9). 

Daß das Objekt der Jurisprudenz wirksame Normen, also 
Soll-Sätze bestimmter Art, sind, würde an sich nicht hindern, 
auch diese gesellschaftlichen Erscheinungen daraufhin zu unter- 
suchen, infolge welcher sozialer Kräftegruppierung sie gerade so 
und nicht anders geworden sind, welchen Zwecken der Hertschen- 
den sie ihre Entstehung, welchen Motiven der Beherrschten sie 
Ihre Beachtung (Wirksamkeit) verdanken. Eine derartige Un- 
tersuchung der Rechtsnormen politischen Charakters würde sich 
in der Tat mit einem Teil der Aufgaben der empirischen Staats- 
lebre aufs engste berühren. — Aber all dies ist ja nicht das Ziel 
der Jurisprudenz; ihre Aufgabe ist vielmehr zunächst, die ge- 
gebenen, in Kraft stehenden Rechtsvorschriften eines Staates 
inhaltlich eindeutig zu bestimmen, indem sowohl der Tatbe- 
stand wie die daran geknüpften Rechtsfolgen nach ihren be- 
snfflichen Merkmalen klargestellt werden; — ferner aber, den 
Inhalt der einzelnen Vorschriften eines gegebenen Rechtsnor- 
menkomplexes auf der Grundlage der aus den positiven Sätzen 
gewonnenen Rechtsbegriffe zu einem einheitlichen Ganzen, zu 
einem logisch aufgebauten System von einander neben- und un- 
tergeordneten Normen zu verarbeiten. Diese konstruktive Ar- 
beit wird ermöglicht durch die (fiktive) Annahme, daß die in 
einem Staate geltenden Rechtsnormen ein geschlossenes, wider- 
Spruchsloses und lückenloses Ganzes darstellen. Alle diese Be- 
niszergliederung und -systematisierung dient allein einem prak- 
tichen Zweck: man will dadurch eine von subjektiven (poli- 
tischen) Werten des Einzelnen losgelöste Art und Weise der 
Rechtsanwendung, also eine objektive Methode gewinnen, 
durch welche — allein mit Hilfe von Rechtssatz und Logik — 
Rechtsstreitfälle entschieden, durch welche insbesondere die vom 
Gesetz nicht ausdrücklich geregelten Tatbestände dem »Sinne 
des Gesetzes« entsprechend rechtlich beurteilt werden können. 





”) Unter Jurisprudenz wird hier und im folgenden regelmäßig die d og- 
matische Rechtswissenschaft, nicht aber erklärende Rechtsdisziplinen, wie 
Rechtsgeschichte usw. verstanden. 

") Syst. d. Pol. S. 22/23. 
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In der Ablehnung subjektiver Werturteile liegt die Grenze der 
soeben gekennzeichneten positivistischen dogmatischen 
Jurisprudenz gegenüber der Rechtsphilosophie ®). Dagegen gibt 
der konsequenteste Denker dieser Schule, Hans Kelsen ®®), selbst 
zu, daß juristische Begriffe niemals, auch nicht in der verdünn- 
ten Form der »allgemeinen Staatsrechtslehre«, Erklärungswert 
haben oder zum Verständnis des So- und nicht anders-Seins des 
sozialen Phänomens »Staat« beitragen können. Die Jurispru- 
denz ist somit in allen ihren Teilen (also einschließlich der dog- 
matischen Staatsrechtslehre) weder empirische Wissenschaft vom 
sozialen Sein, noch philosophische Normenlehre, sondern eine 
eigenartige dogmatische Kunstlehre der Rechtsanwendung. — 
Damit ist festgestellt, daß an sich irgendeine Konkurrenz zwi- 
schen Jurisprudenz und empirischer Staatslehre unmöglich ist; 
gleichzeitig muß aber Kjellen darin völlig recht gegeben werden, 
daß im Verlauf der Wissenschaftsentwicklung die Jurisprudenz 
tatsächlich das Entstehen einer erklärenden Erfahrungswissen- 
schaft vom Staat lange Zeit verhindert hat. Die darin liegende 
Aufgabe für die Forschung ist von Kjellen mit klarem Blick er- 
kannt worden; es ist sehr zu beklagen, daß selbst Kjellens zu 
systematischer Arbeit gleichsam prädestinierte Veranlagung in- 
folge der unglücklichen Annahme der Theorie vom Staat als 
Organismus und als Persönlichkeit die Lösung der Aufgabe nicht 


vollbringen konnte. — 


* Æ 
x 


Gegenüber den Versuchen, auf politisch-geographischem Weg 
den Staat zu erklären, bedeutet Kjellens Staatslehre einen großen 
Fortschritt. Kjellén vermeidet die Gefahr, die Bedeutung der 
Naturfaktoren, deren (womöglich zahlenmäßig meßbarer) Ein- 


°’) Nur im Vorbeigehen sei bemerkt, daß die Jurisprudenz ihr Versprechen, 
mit Hilfe ihres eigentümlichen Verfahrens jeden Rechtsstreitfall in einer logisch 
zwingenden Art der Schlußfolgerung, ohne Zuhilfenahme des per- 
sönlichenRechtsempfindens desRichters in unbedingt rich- 
tiger Weise entscheiden zu können, nicht einlösen kann. So ist z. B. die häufig 
— selbst von einem so konsequenten Denker wie H. Kelsen gelegentlich — ge- 
übte Methode der Rechtstheoretiker, eine juristische Konstruktion dadurch zu 
bekämpfen, daß praktisch-politisch absurd erscheinende Folgerungen aus der- 
selben abgeleitet werden, ein Beweis dafür, daß es letzten Endes materiale 
Wertprinzipien, und nicht nur formallogische Erwägungen sind, die für die Ent- 
scheidung den Ausschlag geben. 

») Zu diesem Problemkreis vgl. meinen Aufsatz: Jurisprudenz und » ver- 
stehende Soziologies. Einige Anmerkungen zur Staatslehre Hans Kelsens. 
Kölner Vierteljahrshefte für Soziologie, 3. Jahrg. (1923), S. 110—123. 
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fluß von den politischen Geographen in der Regel als der ent- 
scheidende angesehen wurde, in voreingenommener Weise zu 
überschätzen. Er betont statt dessen mit Recht, daß eine Staats- 
Ihre, welche die »Imponderabilien« im Leben der Völker über- 
sieht, sich selbst als empirisch verneint °). 


Es ist bezeichnend, daß gerade wegen dieses Fortschrittes 
Kjellén von einem Vertreter der politischen Geographie getadelt 
wird. So kritisiert Otto M a ul1°®) die im letzten Werk Kjellens 
(Die Großmächte und die Weltkrise«) gegebene Erklärung vom 
Zerfall der österreichisch-ungarischen Monarchie: Kjellen führe 
dies Ereignis auf das Verhalten der Völker zurück, während dies 
Verhalten doch nur eine Wirkung der in den geographischen Ver- 
ältnissen liegenden tieferen Ursachen gewesen sei. 

Auf der anderen Seite kann sich Kjellens Staatslehre gegen- 
über den sozialwissenschaftlichen Forschungen auf politischem 
Gebiet darauf berufen, eine Lücke auszufüllen. Denn es läßt sich 
kaum bestreiten, daß die Staatssoziologie (wie auch die politische 
Geschichte) den geographischen Motiven in den Bestrebungen der 
Weltpolitik nicht immer genügend Beachtung geschenkt hat. 

In beiden Fällen wird allerdings der bei Kjellen festzustel- 
ende Fortschritt durch die methodische Unzulänglichkeit seiner 
theoretischen Grundanschauung entwertet. 

Die Wissenschaftsgeschichte lehrt, daß die Fehler der 
Meister von den Schülern oft bis zur Karikatur vergröbert wer- 
den, während man in der Nachahmung ihrer Vorzüge zu- 
fückbleibt. Das m. W. einzige hier in Frage kommende Werk 
enes deutschen Kjellenschülers — Richard Bergers»Grund- 
fragen der Staatenkunde« (Berlin 1922) — bestätigt diese Be- 
ödachtung durchaus. So möchte man geradezu wünschen, daß 
Kjeléns Lebenswerk, welches dank des Ideenreichtums und der 
glänzenden Darstellungsgabe seines Urhebers trotz aller metho- 
dischen Mängel ein Meisterwerk ist, keine Fortsetzung durch 
Minderbegabte Schüler finden möge. 

Als Versuch, die verschiedenen Disziplinen, welche sich bis- 
ter um die Erklärung bestimmter politischer Erscheinungen be- 
Mühten, in systematischen Zusammenhang zu bringen, als An- 


nn, 


") Lebensform è S. 135. 

") OttoMauli, Das neue politische Weltbild im Spiegel der » Großmächte«, 
R. Kiellens und die Bedeutung Kjellens für die politische Geographie. Karto- 
graphische und schulgeographische Zeitschrift, Wien, 9. Jahrg. (1921), S. 36—40. 
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lauf, durch Ueberwindung der juristischen Staatsauffassung den 
Raum für eine empirische Staatslehre frei zu machen, verdient 
das System des schwedischen Gelehrten, das wie ein erratischer 
Block in einsamer Größe fernab vom Wege der Sozialwissen- 
schaftsentwicklung liegt, für die Dauer Aufmerksamkeit und 
Würdigung. 
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Einen wertvollen Beitrag zur mittelalterlichen Wanderbewegung 
bildet das Buch von Keyser. Auf Grund der Bürgerlisten, welche 
mit dem Jahre 1364 einsetzten, und eines aus den Jahren 1377—80 
stammenden Schoßbuches konnte der Verfasser für die Periode von 
1364—1399 den Umfang der Zuwanderung und die Herkunft der 
Einwanderer nach Danzig feststellen, Angaben, welche in zwei sehr 
übersichtlichen Tabellen zusammengefaßt sind. Die hauptsächlich- 
sten Herkunftsgebiete sind Altdeutschland, vor allem Hannover und 
Westfalen, daneben jedoch in ganz besonders hohem Maße auch das 
Kolonisationsgebiet, aus welchem mehr als die Hälfte aller Zuwan- 
dernden stammte. Auch die Zuwanderung aus dem Auslande ist mit 
117 Köpfen für diese kurze Zeitspanne nicht unerheblich. Die Unter- 
suchung Keysers ist ein erneuter Beweis dafür, daß wir die Wander- 
bewegung und den Wandertrieb der Bevölkerung im Mittelalter nicht 
so unterschätzen dürfen, wie es mitunter noch geschieht. Es wäre 
einmal eine sehr dankenswerte, sicher ergebnisreiche Arbeit, das ein- 
mal zusammenzufassen, was wir an so zahlreichen Stellen zerstreut 
über den Umfang und die Richtung der Wanderbewegung im Mittel- 
alter wissen. 

Die Beziehungen zwischen Wirtschaft und Bevölkerung, welche sich 
so oft zu wichtigen Bevölkerungserscheinungen verdichten, sind bisher 
selten für kleinere Gebietsteile behandelt worden. Man denkt bei 
dieser Frage vielmehr in der Regel entweder an die ganze Erde oder 
an die Verhältnisse der modernen Industriestaaten. Und doch kann 
man auch aus der Betrachtung kleinerer Gebiete für diese Fragen sehr 
vieles lernen. Unter diesem Gesichtspunkte ist die kleine Schrift von 
Ammann über die Bevölkerungsentwicklung der italienischen 
Schweiz von erheblichem Interesse. Es handelt sich hier um den 
Tessin und um die italienischen Gebiete Graubündens. An sich ist 
bereits die Schweiz als Ganzes, was auch einleitend betont wird, ein 
Land, in welchem bei der Enge des Bodens und dem Mangel an Roh- 
stoffen die Bevölkerungsfrage eine wichtige Rolle spielt. Die Schrift 
von W yler, welche ich in Band 51 dieses Archivs S. 794 besprochen 
habe, hat diese Zusammenhänge eingehend behandelt !). Was für das 
ganze Land gilt, das gilt in noch stärkerem Maße für die italienischen 
Gebietsteile desselben. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen dieser 
genügen nicht für eine stärkere Volkszunahme, vor allem dann nicht, 
wenn die Bevölkerung an das Leben gewisse Mindestanforderungen 
stellt, denen der Boden nicht genügen kann. Wir finden deshalb in 
diesen Gebieten eine erhebliche Auswanderung, unter ihr auch eine 
zeitliche Abwanderung, genau wie in gewissen Gebieten Oberitaliens. 
Während aber die einheimische Bevölkerung in dieser Weise abwan- 

1) Vgl. dazu auch die Gießener Diss. (ungedruckt) von Erwin Frey, » Das 
Volkswachstum in der Schweiz in seinem Zusammenhange mit den Berufsver- 

schiebungen«. Hier werden die Beziehungen zwischen der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der Schweiz und ihrem Volkswachstum behandelt. 
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dert, um das ihren Lebensbedürfnissen Entsprechende in vollkom- 
menerer Weise zu erwerben, als es in der Heimat möglich ist, sehen 
wir in der gleichen Zeit eine beträchtliche Zuwanderung von Italie- 
nern. Diese sind eben noch bedürfnisloser als die Einheimischen und 
können sich da niederlassen, wo diese durch ihre Fortwanderung den 
Platz freimachen. In diesen Gebieten geht so der Anteil der italie- 
nischen Bevölkerung bis zu 8o und 90% hinauf und ihr Anteil an 
denjenigen, welche in den letzten Jahren das Schweizer Bürgerrecht 
erworben haben, ist noch höher. Dieser steigende Anteil der italie- 
nischen Bevölkerung in diesen Gebieten beruht aber nicht allein auf 
der starken Zuwanderung, sondern auch darauf, daß sie eine wesent- 
lich stärkere natürliche Vermehrung hat als die Einheimischen. Dieser 
italienische Einschlag zeigt sich auch bei den führenden Schichten der 
dortigen Bevölkerung. Es liegen hier gewisse Analogien zwischen den 
Verhältnissen der Deutschen und Polen in den Provinzen Rheinland 
und Westfalen vor dem Kriege vor. Es handelt sich hier um die bei 
Wanderungen immer wieder zu beobachtende Erscheinung, daß ge- 
wisse Schichten einer Bevölkerung abwandern, weil sich ihr an an- 
deren Stellen bessere wirtschaftliche Möglichkeiten bieten und daß dann 
an ihre Stelle Schichten zuwandern, die noch bedürfnisloser sind und 
denen auch die Arbeitsmöglichkeiten immer noch begehrenswert er- 
scheinen, welche jene verschmähen. Aehnliche Erscheinungen zeigen 
sich auch in Deutsch-Südtirol, vor allem im Etschtal unterhalb Bozens. 


Nach dem Kriege hat aus naheliegenden Gründen für Frankreich 
das Geburtenproblem im Zusammenhang mit den großen Kriegsver- 
lusten eine neue, verschärfte Gestalt angenommen. Mehr als je sieht 
man dort die Frage nur unter politischen Gesichtspunkten an. Hat 
doch auch der in Deutschland gut bekannte französische National- 
ökonom G. Blondel im Jahre 1920 sogar ein kleines Buch unter dem 
Titel »Le problème de la natalité et les &sperances de l’Allemagne« 
geschrieben. Tatsächlich sind in Frankreich Geburtenziffer und Ge- 
burtenüberschuß beide wieder stark rückläufig und der letztere ist 
vom Jahre 1920, wo er noch 4,I a. T. betrug, in den Jahren 1922 und 
1923 auf 1,8 und 2,4 auf Tausend zurückgegangen und manche An- 
zeichen deuten auf einen weiteren Rückgang hin. In diesen Jahren 
waren die Geburtenüberschüsse in Frankreich wesentlich geringer, 
als in Großbritannien und in Deutschland. Der Betrachtung dieses Pro- 
- blems ist das Buch von Durand gewidmet. Es behandelt zunächst 
die Tatsachen und die Ursachen des Geburtenrückganges in Frank- 
reich, sodann die Versuche, welche die französische Gesetzgebung bis- 
her unternommen hat, um den Geburtenrückgang zu bekämpfen, um 
dann schließlich in einer Darstellung derjenigen Vorschläge auszu- 
münden, welche der Verfasser nach dieser Richtung hin zu machen 
hat. Das Buch gibt eine gute Uebersicht all der Mittel und Wege, 
welche man bisher eingeschlagen hat, um dieses Ziel zu erreichen, und 
derjenigen, welche weiter nach dieser Richtung hin möglich sind, 
Wege und Mittel, welche sich nach allen Richtungen der wirtschaftlichen, 
sozialen und finanziellen Politik des Staates hin erstrecken. Es handelt 
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sich hierbei naturgemäß im wesentlichen auf der einen Seite immer um 
Maßnahmen, die Lage und Stellung der kinderreichen Familien zu 
bessern und zu stärken. Alle die Maßnahmen, die in dieser Hinsicht 
bereits getroffen worden sind, gehen dem Verfasser noch nicht weit 
genug, und müssen nach ihm noch wesentlich verstärkt werden. Es 
scheint mir zweifelhaft zu sein (die bisherige französische Bevölke- 
rungspolitik hat ja auch seither schon nach dieser Richtung keine Er- 
folge gehabt), ob man auf solche Weise den Geburtenrückgang wirk- 
lich bekämpfen kann. Durand packt das Problem nicht genügend 
tief an und beachtet zu wenig, daß es sich bei diesem Geburtenrück- 
gang ja um eine internationale Erscheinung handelt, welche nur in 
Frankreich zuerst und in besonders starkem Maße in die Erscheinung 
getreten ist. Es wäre dem Buche zu statten gekommen, wenn sich 
sein Verfasser auch mehr mit der reichen ausländischen Literatur, 
vor allem der englischen und deutschen, über diese Frage beschäftigt 
hätte. Man darf bei all derartigen Mitteln, wie er sie vorschlägt, 
nicht außer acht lassen, daß man mit solch einer wirtschaftlichen 
Begünstigung kinderreicher Familien dieses rationalistische Denken, 
auf dem doch der Geburtenrückgang in erster Linie beruht, auch in 
solche Kreise der Bevölkerung hineinträgt, in welchen dasselbe bis- 
her noch nicht geherrscht hat. Solche Mittel und Wege können also 
nicht nur ihre positive, sondern auch ihre sehr negative Seite haben. Es 
ist m. E. kaum möglich, mit solchen Mitteln — das zeigen ja auch die 
bisherigen Erfahrungen in Frankreich —, gegen eine in ihren Ursachen 
so komplexe Erscheinung, wie der Geburtenrückgang, mit Erfolg an- 
zukämpfen. Mit weit größerem Erfolg kann man dagegen den un- 
günstigen EinfluB bekämpfen, welchen der Geburtenrückgang auf 
den Geburtenüberschuß und damit auf das Volkswachstum ausübt. 
Auf diese Tatsache hat vor allem neuerdings Brentano in der unten 
zu besprechenden Abhandlung hingewiesen. Es handelt sich hier um 
den Rückgang der Sterblichkeit. In dieser Hinsicht kann man eine 
positive Bevölkerungspolitik mit Erfolg treiben und auf diesem Wege 
wird man auch in Frankreich gute Wirkungen haben können, wie die 
folgende kleine Zahlenreihe zeigt, die unter Außerachtlassung der 
Kriegsjahre die betreffenden Verhältnisse in Deutschland, Groß- 
britannien und Frankreich einander gegenüberstellt. Es kamen in 
diesen Staaten auf r000 Einwohner: 





























Geburten Sterbefälle Geburtenüberschuß 
ahr | Deut | Groß- Deut- | Groß- | Deut- | Groß- 
J sches bri- a sches bri- | a sches bri- N 
Reich | tannien FEIC Reich tannien Tele Reich tannien Ele 
I9I3 27,5 24,3 18,7 15,0 3,1 
1919 | 20,0 19,2 | 12,8 | 15,6 13,9 | 19,2 4,5 5,3 | 64 
I1920 25,9 25,8 21,3 15,1 12,6 17,2 10,8 13,2 4,1 


1922 | 22,9 | 208 | 19,4 | 144 13. o | 
1923 20,9 Ges 19,4 13,9 


1,8 


| 

| | 
1921 | 25,3 | 22,7 13,9 | 12,3 
| | 
| 24 


| 
17,6 II,4 | 10,5 | 3,0 
17.7 8,5 | 7,8 | 
17,0 7,0 


| 

14,0 | 17,6 12,4 IO,I 
| 
| 
I 
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Freilich muß man berücksichtigen, daß Frankreich infolge seines 
so ganz anders gearteten Altersaufbaues in dieser Hinsicht ungün- 
stiger gestellt ist, als Deutschland und Großbritannien. Dem steht 
aber wieder zugunsten Frankreichs die geringe Zahl der Geburten 
gegenüber, die eine herabmindernde Tendenz auf die Sterblichkeit 
ausüben muß. Hätte z. B. Frankreich im Jahre 1922 die gleiche 
Sterblichkeit wie Deutschland besessen, so hätte es einen Geburten- 
überschuß von 5 auf 1000 gehabt, bei einer Sterblichkeit, wie sie in 
Großbritannien in diesem Jahre vorhanden gewesen ist, wäre der Ge- 
burtenüberschuß mit 6,4 auf 1000 nicht viel geringer als derjenige 
Deutschlands in diesem Jahre gewesen. Nach dieser Richtung hin 
muß die französische Bevölkerungspolitik gehen, wenn sie Erfolge 
erzielen will. 

Radetzky hat im Jahre 1920 ein größeres Werk »Le pro- 
blème de la population« erscheinen lassen, das mir jedoch bisher nicht 
zugänglich gewesen ist. In der vorliegenden kleineren Schrift vertritt 
er den Standpunkt, daß der Geburtenrückgang und damit die Be- 
völkerungsfrage in der neueren Zeit, weniger auf ökonomischen als 
vor allem auch psychologischen Momenten beruht. Er zählt vierzig 
solcher psychologischer Faktoren auf, ohne in genügendem Maße dar- 
auf Rücksicht zu nehmen, ob denn nicht diese psychologischen Mo- 
mente, deren Wirkung unstreitig vorhanden ist, mit ökonomischen 
\Wandlungen im Zusarnmenhange stehen und ob nicht diese zahl- 
reichen psychologischen Faktoren sich auf wenige einheitliche Kräfte 
zurückführen lassen. Auch dem Zusammenhange zwischen dem Rück- 
gang der Geburtenhäufigkeit und dem Sinken der Sterblichkeit, der 
gerade in der neueren deutschen Literatur stark betont worden ist, 
wird zu wenig Beachtung geschenkt. Es sei hier vor allem darauf 
hingewiesen, daß man diesen Zusammenhang sofort erkennt, wenn 
man statt der Geburten- und Fruchtbarkeitsziffern mit sogenannten 
Aufwuchsziffern arbeitet, für deren Entwicklung schon vor dem Kriege 
die bayerische und sächsische Statistik gute Untersuchungen ange- 
stellt haben. Wenn man diesen Unterschied macht, dann ergibt sich 
auch, daß man nicht, wie es so häufig geschieht, Geburtenrückgang 
ind Bevölkerungsproblem einander gleichsetzen darf. 

In dem Buche von Wright über die Bevölkerung haben wir 
e mit einer äußerst sachlich gehaltenen und sehr lesenswerten Lei- 
stung zu tun. Die eigentliche Bevölkerungsstatistik tritt mit Recht 
hinter den ökonomischen und sozialen Problemen, die sich im Zusam- 
menhang mit dem Volkswachstum ergeben, zurück, und die Zahlen, 
die der Verfasser gibt, dienen nur dazu, diese letztgenannten Zusam- 
Menhänge veranschaulichen zu helfen. Der erste Abschnitt des Buches 
beschäftigt sich mit Malthus und den verschiedenen Anschauungen 
über das Bevölkerungsproblem. Hier wird in sehr klarer Weise ge- 
zeigt, daß allen diesen Theorien nur relative Bedeutung zukommt 
und daß ihr pessimistischer oder optimistischer Einschlag in erster 
Linie von den ökonomischen Zuständen der betreffenden Zeit ab- 
hängig gewesen ist. Der Fehler dieser verschiedenen Theorien liegt 
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nur immer darin, daß sie, entweder in optimistischer oder pessi- 
mistischer Färbung, die Zusammenhänge zwischen Wirtschaft und 
Bevölkerung in einer bestimmten Zeit in dem Lichte eines allgemein 
gültigen Gesetzes sehen wollten. Weitere Abschnitte behandeln 
dann in Darlegungen über Nahrungsmittel, Rohstoffe, Kohlen und 
Eisen, die wirtschaftliche Seite des Bevölkerungsproblems und schil- 
dern die in dieser Hinsicht schwierige Lage der modernen Industrie- 
staaten. Diese Ausführungen gehen in der Hauptsache von dem Ge- 
setze vom sinkenden Bodenertrage aus, welchem Wright m. E. mit 
Recht eine fundamentale Bedeutung zuerkennt. Ein weiteres Kapitel 
behandelt das Volkswachstum, wobei die sinkende Geburtenrate ihrer 
Bedeutung gemäß eine besonders eingehende Behandlung erfährt. 
Weitere Abschnitte sind den internationalen Bevölkerungsfragen und 
dem qualitativen Bevölkerungsproblem gewidmet. Eine Schlußbe- 
trachtung beschäftigt sich in interessanter Weise mit den künftigen 
Aussichten in der Entwicklung des Nahrungsspielraumes. W. ist zwar 
kein bedingungsloser Anhänger von Malthus, steht aber doch auf dem 
Standpunkt, worin ich ihm durchaus zustimme, daß man von einem 
Bevölkerungsproblem sprechen darf, nicht nur theoretisch für die 
ganze Erde, sondern praktisch auch für die meisten europäischen 
Staaten. Wenn man darin W. also auch grundsätzlich zustimmen 
kann, so scheint er mir doch etwas zu düster zu sehen und nicht ge- 
nügend zu beachten, daß mit der Entwicklung der Bevölkerung und 
der Industrie in den heutigen Rohstoffstaaten auch deren Kaufkraft 
wächst und daß der internationale Warenaustausch in erster Linie 
auf einer Arbeitsteilung der einzelnen Völker beruht. Es ist keines- 
wegs gesagt, daB mit einer industriellen Entwicklung der Rohstoff- 
staaten die Fabrikatausfuhr der europäischen Länder zurückgehen 
muß. Bei seinen Darlegungen über die Bedeutung der Geburtenab- 
nahme berücksichtigt W. zu wenig die Tatsache, daß trotzdem im 
Vergleich zu früheren Zeiten die Geburtenüberschüsse erheblich ge- 
stiegen sind, daß wir wohl auch weiterhin mit einer sinkenden Ge- 
burtenrate werden rechnen können, daß sich aber nicht ohne weiteres 
sagen läßt, ob dasselbe auch im gleichen Maße von den Geburten- 
überschüssen gelten wird. Hätte W. sich mit der Frage der Geburten- 
überschüsse eingehender beschäftigt, so hätte er z. B. nicht schreiben 
können: »Der wachsende Reichtum Europas in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts bietet an sich nicht den Beweis, den wir brauchen, 
denn warum hat sich der zunehmende Reichtum nicht in steigender 
Bevölkerungszahl, wie es das Malthussche Gesetz forderte, geäußert ? 4 
Das ist doch nicht richtig. In dieser Zeit ist doch die Volkszahl in 
Europa in einem bis dahin nicht gekannten Umfange gestiegen. Viel- 
leicht auch zum Teil infolge des steigenden Reichtums, da ja diese 
Zunahme des Geburtenüberschusses und das Wachstum der Volks- 
zahl in besonders hohem Maße auf einem Rückgang der Sterblichkeit 
und der Auswanderung beruhte. Die interessantesten Partien des 
Buches sind unstreitig diejenigen, in welchen der Verfasser sich mit 
der Nahrungs- und Rohstoffversorgung der europäischen Industrie- 


Neuere Literatur auf dem Gebiete der Bevölkerungslehre. 205 


staaten beschäftigt. Hier sieht W. durchaus den Kern des Problems, 
auf das ich bereits vom deutschen Standpunkte aus in meinem Bei- 
trag zur ersten Festschrift für Brentano eingegangen bin. »Kann eine 
rasch wachsende Bevölkerung durch Industrien ernährt werden, die 
ihre Rohstoffe zu steigenden Preisen importieren, ihre Kohlen daheim 
mit wachsenden Kosten gewinnen und im Wettbewerbe stehen mit 
gleichartigen von der Natur wesentlich begünstigteren Industrien in 
Amerika.« Eine solche Entwicklung kann dann in den davon betrof- 
fenen Ländern zu einer Herabsetzung der Reallöhne führen. 

So scharf durchdacht und so präzis durchgearbeitet das Buch 
von Wright ist, so wenig kann man das Gleiche von dem umfassenden 
Werke von Swinburne über die Bevölkerung und die soziale 
Frage sagen. Es steht wesentlich unter dem eben besprochenen Buche 
von Wright. S. vertritt im wesentlichen die Malthussche Bevölke- 
rungstheorie. Freilich steht er dabei in zu hohem Maße unter dem 
Eindruck der ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnisse der Nach- 
kriegszeit und berücksichtigt in zu geringem Maße, was ja vor allem 
Wright hervorgehoben hat, daß man die Zusammenhänge zwischen 
Bevölkerung und Wirtschaft, mag auch vielleicht Malthus in der all- 
gemeinen Tendenz recht haben, nicht als etwas, auch nicht in ihren 
sozialen Folgeerscheinungen, dauernd Gleichbleibendes betrachten 
darf. Gerade unter den gegenwärtigen Verhältnissen der Nachkriegs- 
zeit hätte sich über die Beziehung zwischen Volkszahl und sozialer 
Lage noch viel mehr sagen lassen, als es S. tut. Auch die weltwirt- 
schaftlichen Zusammenhänge, welche in dieser Hinsicht eine große 
Rolle spielen, werden nicht genügend tief behandelt. Nach dieser 
Richtung hin kann das Buch nicht befriedigen. Der Verfasser geht 
viel zu sehr auf Einzelfragen ein, welche wie Gewinnbeteiligung, Ge- 
werkschaften, Verhütung des Krieges, Frauenfrage u. a. m., mit dem 
eigentlichen Bevölkerungsproblem nur in sehr loser Verbindung stehen, 
und hat es nur in unzureichendem Maße verstanden, die eigentlichen 
Probleme, denen sein Buch gewidmet ist, scharf durchzudenken und 
unter Fortlassung von unnützem Beiwerk darzustellen. 

Aehnlich wie bei Swinburne liegt auch das Schwergewicht des 
Büchleins von Henriette Fürth, der wir ja schon manchen 
Beitrag auf den Gebieten der Bevölkerungs- und Sozialpolitik zu ver- 
danken haben, weniger nach der theoretischen, als nach der praktischen 
Seite des Bevölkerungsproblems hin. Das erste Kapitel beschäftigt 
sich vorwiegend mit den Tatsachen der Bevölkerungsentwicklung, 
während das zweite die sich daraus ergebenden bevölkerungs- und 
sozialpolitischen Probleme, wie vor allem die Frage der Lebenshal- 
tungskosten, den Zusammenhang mit der Wohnungsfrage und Ar- 
beitszeit, die Quantität und Qualität der Volksvermehrung in ihren 
Beziehungen zum Mutterschutz behandelt. Vor allem an dem ersten 
Kapitel wären mancherlei kleine Ausstände zu machen, auf die jedoch 
hier nicht im einzelnen eingegangen werden soll. Die wirtschaftlichen 
Seiten der Bevölkerungsfrage kommen in dem Buche, ähnlich wie bei 
demjenigen von Swinburne, wesentlich zu kurz. Denn bei dem Be- 
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völkerungsproblem handelt es sich doch immer in erster Linie um den 
Zusammenhang von Nahrungsspielraum und Volkszahl und die Er- 
örterungen über den ersteren sind sehr dürftig ausgefallen. Hier 
scheint der Verfasserin doch manches an der neueren Literatur über 
diese Frage entgangen zu sein. Erst aus der Gegenüberstellung von 
Nahrungsspielraum und Volkszahl und der Entwicklungsmöglich- 
keiten beider kann man zu einem Urteil über die sozialpolitische Trag- 
weite des letzteren kommen. Diese mehr ökonomisch-theoretischen 
Fragen haben der Verfasserin ferner gelegen. Ihr war es vor allem 
darum zu tun, das Bevölkerungswachstum vom sozialpolitischen Ge- 
sichtspunkte aus zu betrachten und das geschieht in dem Buche in 
sehr anschaulicher und sehr warmherziger Weise. Freilich geht dabei 
die Verfasserin doch über manche Punkte etwas schnell hinweg, deren 
Bedeutung gerade unter dem Gesichtspunkt des Bevölkerungsproblems 
keineswegs so eindeutig feststeht. Ich verweise nur auf das, was sie 
über die Arbeitszeit im Lichte der Bevölkerungspolitik sagt. Beson- 
ders lesenswert ist der Abschnitt, in dem der Zusammenhang zwischen 
Quantität und Qualität der Volksvermehrung und dem Mutterschutz 
dargestellt wird. 

Auf das Buch von Johannes Müller über den Geburtenrück- 
gang bin ich schon an anderer Stelle eingehender zu sprechen gekom- 
men. (Jahrbücher f. Nationalökon. u. Stat. Bd. 123.) Deshalb möge 
hier der kurze Hinweis genügen, daß wir es trotz mancher Ausstel- 
lungen im einzelnen hier mit einer sehr objektiven und sachlichen Be- 
handlung dieses Problems, über das bisher so viele Kontroversen be- 
standen, zu tun haben und daß man das Buch in seiner Zusammen- 
fassung dieser verschiedenen Meinungen gewissermaßen als einen vor- 
läufigen Abschluß in dieser Frage über die Ursachen des Geburten- 
rückganges betrachten darf. 

Weniger erfreulich ist die Schrift von Goldstein über die 
Geburtenbeschränkung. Er bekennt sich als Gegner der Malthusschen 
Theorie, um doch auf der anderen Seite immer wieder von der Gefahr 
einer Uebervölkerung zu sprechen und eine Einschränkung der Ge- 
burtenzahl zu verlangen. Der im ersten Abschnitt gegen Malthus 
vorgebrachte Gedanke im Gegensatz zu dessen Lehre, nicht Mensch 
und Nahrung, sondern Mensch und Arbeit einander gegenüber zu 
stellen, ein Gedanke, der im übrigen auch nicht neu ist, hätte weiter 
ausgebaut und vertieft werden müssen. Statt dessen verläßt der Ver- 
fasser diesen Gedanken vollständig in seinen weiteren Ausführungen 
und kommt in diesen in ziemlich unklarer Weise auf alle möglichen 
und unmöglichen, inner- und außenpolitischen Fragen zu sprechen, 
die mit dem Bevölkerungsprobleme zum Teil überhaupt nichts zu tun 
haben, Darlegungen, die das wenige richtige und gute, das in der 
Schrift über die Fragen der Bevölkerung gesagt ist, vollständig über- 
schatten. 

Die beiden Beiträge, welche sich in der Festgabe für Karl Kautsky 
über das Bevölkerungsproblem vorfinden, beschäftigen sich beide 
mit den Fragen der Geburtenbeschränkung, vor allem mit der Schwan- 
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gerschaftsunterbrechung. Beide Arbeiten kommen in sehr sachlichen 
Betrachtungen zu ähnlichen Ergebnissen. Sowohl Oda Olberg 
wie Tandler verwerfen an sich die hohe Fruchtbarkeit nicht, sie 
erblicken in einem kinderfrohen Volke etwas durchaus Erfreuliches 
und halten, wenn dabei auch ihre Auffassungen etwas auseinander- 
gehen, die absolute Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung 
nicht für zweckmäßig, eine Auffassung, die besonders deutlich von 
Tandler ausgesprochen wird. Beide sind dagegen der Ansicht, daß sie 
unter bestimmten Voraussetzungen, bei sozialer Indikation, statthaft 
sein soll und zwar nach gutachtlicher Prüfung durch eine aus Sach- 
verständigen zusammengesetzte Kommission. Diese hat besonders 
darüber zu entscheiden, ob die sozialen Existenzbedingungen der 
Mutter vom Standpunkte der Gesellschaft aus einen solchen Eingriff 
als gerechtfertigt erscheinen lassen. Beide Autoren sind der Meinung, 
daß ein solches Verfahren in vielen Fällen sogar dazu führen kann, 
Frauen zum Austragen der Kinder zu veranlassen, wenn der Mutter 
in den Fällen, in denen es aus sozialen Gründen angebracht erscheint, 
die Versicherung zuteil wird, daß sie und das zu erwartende Kind 
eine entsprechende Hilfe aus öffentlichen Mitteln erhalten werden. 
In dem Maße, in welchem sich eine solche Einrichtung nach dieser 
Richtung hin ausbauen läßt, meinen beide, vor allem Tandler, daß 
diese ganze Einrichtung sich dann keineswegs zu einem Mittel zur 
Begünstigung der Fruchtabtreibung zu entwickeln braucht, sondern 
sogar ein Mittel zur Erhaltung des keimenden Lebens werden und sich 
sogar zu einer positiven bevölkerungspolitischen Einrichtung aus- 
wachsen kann. Freilich muß dabei eine solche Kommission in der 
Lage sein, über solche Einrichtungen der Fürsorge für Schwangere 
und Neugeborene zu verfügen. Wenn man weiß, welchen Umfang 
heute die Schwangerschaftsunterbrechung angenommen hat, wenn 
man weiß, welcher Schaden damit angerichtet wird und wie machtlos 
die heutigen Gesetze und Verbote dagegen sind, daß also auf dem 
heutigen Wege nichts erreicht werden kann, dann wird man solchen 
Vorschlägen doch eine ganz wesentliche Bedeutung zuerkennen müssen. 

Brentanos Bevölkerungslehre ist zuerst im Jahre 1909 unter 
dem Titel »Die Malthussche Lehre und die Bevölkerungsentwicklung 
der letzten Dezennien« als Abhandlung der hist. Klasse der bayerischen 
Akademie der Wissenschaften erschienen. Sie liegt jetzt in überar- 
beiteter und erweiterter Form vor. Die Darstellung beginnt mit einer 
Betrachtung über die Malthussche Lehre und die menschliche Fort- 
pflanzungsfähigkeit. Hier werden die Anschauungen widerlegt, welche 
den neuzeitlichen Geburtenrückgang auf eine Abnahme der mensch- 
lichen Fortpflanzungsfähigkeit zurückführen wollen. In den beiden 
folgenden Abschnitten, in denen die Bevölkerungszunahme und die 
treibenden Kräfte der Bevölkerungsbewegung dargestellt werden, 
weist B. im Anschluß an Rümelin auf einen wesentlichen Irrtum 
statistischer Natur bei Malthus hin und gibt Berechnungen über die 
mögliche Zunahme des Menschengeschlechtes. Dabei zeigt er, daß 
ein weiterer Fehler von Malthus darin bestanden habe, zu glauben, 
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daß es einen Fortpflanzungstrieb beim Menschen gäbe und daß sich 
dieser immer gleich bleibe. Den Nachweis, daß und warum das nicht 
der Fall ist, sind dann die folgenden Darlegungen über die Heirats- 
und Fruchtbarkeitsziffer und Wohlstand und Fruchtbarkeit gewidmet. 
Hier betont Brentano mit Recht, daß der neueste Geburtenrückgang 
nicht auf einer Abnahme der Heiraten, sondern auf einer Abnahme 
der Zahl der Geburten beruhe. Ein umfangreiches Zahlenmaterial, 
das im Anhange abgedruckt ist, soll dazu dienen, den statistischen 
Nachweis für diese Auffassungen zu führen. Auch die Behauptung, 
daß der Geburtenrückgang die Folge der rückläufigen Sterbeziffer 
sei, wird hier eingehender besprochen. Ich stimme B. darin durchaus 
zu, daß diese Auffassung, insoweit sie davon ausgeht, daß das Ver- 
hältnis der kindererzeugenden Altersklassen zu den übrigen sich zu- 
ungunsten jener verschoben habe, nicht zutrifft. Dagegen glaube ich 
doch, daß vor allem der Rückgang der Säuglingssterblichkeit nicht 
ohne erheblichen Einfluß auf den Geburtenrückgang gewesen ist, 
wenn natürlich auch der umgekehrte Zusammenhang zutrifft. Wenn 
man einmal, wie es B. tut, davon ausgeht, daß die Hauptursache für 
die Verminderung der Fruchtbarkeit der Rückgang des Zeugungs- 
willens, die Zunahme der Konkurrenz der Genüsse und eine Verfeine- 
rung der Kinderliebe sei, daß also der Wunsch entscheidend ist, nicht 
mehr als eine bestimmte Anzahl von Kindern zu haben, so ist ja auch 
klar, daß zur Erreichung dieser Kinderzahl um so weniger Geburten 
nötig sind, je geringer die Säuglings- und Kindersterblichkeit ist. Es 
folgen sodann Darlegungen über Ertragssteigerung und Volkswachs- 
tum und über den Rückgang der Sterblichkeit. Hier betont B. mit 
Recht, daß man bei Beurteilung des Rückgangs der Sterblichkeit be- 
achten müsse, »daß, wenn die fortschreitende Industrialisierung der 
Kulturvölker die Menschen in steigendem Maße in die Städte lockt 
und damit in der mannigfachsten Weise ihre Gesundheit und Leben 
mehr als auf dem Lande gefährdet, sie auf der anderen Seite auch die 
Bedingungen schafft, um diese erhöhten Gefahren siegreich zu be- 
stehen«. Nur zu oft hat man diesen wichtigsten Zusammenhang über- 
sehen. Bei seinen Darlegungen über die Beziehungen zwischen Be- 
völkerungsproblem und Sozialpolitik wendet sich B. mit Energie 
gegen diejenigen, welche in der geschlechtlichen Enthaltsamkeit im 
Sinne von Malthus das Allheilmittel gegen die soziale Not erblicken wol- 
len. In schönen Ausführungen weist er hier darauf hin, daß der umge- 
kehrte Kausalzusammenhang viel wichtiger sei. »Nicht die Verbrei- 
tung der Enthaltsamkeit vom Kinderzeugen ist die letzte Vorbe- 
dingung zur Besserung der Lage der unteren Klassen, sondern diese 
Besserung ist die Vorbedingung für die Abnahme der Geburtenziffer. 
Ein Abschnitt über die Zukunft der Kulturvölker beschließt das 
Ganze. Hier weist B. darauf hin, daß wohl die Gefahr bestünde, daB 
die heutigen Herrenvölker durch Völker auf tieferer Kulturstufe bei 
sinkender Volkszahl eines Tages depossediert werden könnten, daß es 
dagegen aber nur ein Mittel gäbe: eine Wirtschaftspolitik, welche dazu 
führt, durch Niedrigkeit in der Sterblichkeitsziffer auch bei niederer 
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Geburtenziffer größere Geburtenüberschüsse zu erzielen, als die tiefer 
stehenden Völker mit ihrer hohen Geburtenziffer und großer Sterb- 
lichkeitsziffer. 

Budge stand vor der nicht leichten Aufgabe, auf sehr engem 
Raume das große Gebiet der Bevölkerungslehre abzuhandeln. Im 
Mittelpunkt seiner Darstellung steht mit Recht das Verhältnis zwi- 
schen Volkszahl und Nahrungsspielraum, das eigentliche quantitative 
Bevölkerungsproblem, dem sich dann zwei Abschnitte über die Ten- 
denzen der Bevölkerungsbewegung bei den Kulturvölkern in den 
letzten Jahrzehnten vor dem Weltkriege und Darlegungen über die 
Wirkung des letzteren in dieser Hinsicht anschließen. Die Aufgaben 
der Bevölkerungslehre möchte ich weiter fassen, als Budge, der dar- 
unter nur die Erkenntnis der Vorbedingungen einer Aenderung der 
Bevölkerungsgröße verstehen will. Sehr gut gelungen sind seine Dar- 
legungen über das Gesetz vom sinkenden Bodenertrag, denen ich voll- 
kommen zustimme. Seine Auffassung von der Malthusschen Lehre 
vermag ich nicht ganz zu teilen, wenngleich ich ihm in der Haupt- 
sache doch darin zustiinme, daß ein schrankenloser Optimismus in 
dieser Hinsicht nicht am Platze ist. Es ist natürlich selbstverständ- 
lich, daß bei gegebener Bevölkerungskapazität eines Landes die Be- 
völkerung den für sie vorhandenen Nahrungsspielraum ausfüllen wird, 
wenn man, wie es B. im Anschluß an Malthus tut, dabei die Möglich- 
keit einer steigenden Lebenshaltung einräumt. Es ist nur die Frage, 
ob damit nicht die pessimistische Grundstimmung der Malthusschen 
Lehre verloren geht, wenn so die Entwicklung zwischen Volkszahl und 
Nahrungsspielraum eine steigende Lebenshaltung ermöglicht, und ob 
damit dieser Satz nicht so inhaltsleer wird, daß er doch erheblich an 
Erkenntniswert einbüßt. B. hätte stärker hervorheben müssen, daß 
es sich bei den Zusammenhängen zwischen Wirtschaft und Bevölke- 
rung um historisch sehr wandelbare Beziehungen handelt, die man 
keineswegs in ein allgemeines Gesetz leiten kann, Tatsachen, auf wel- 
che ja Wright in dem oben besprochenen Buche sehr richtig hinge- 
wiesen hat. Auch dem, was B. über die französische Bevölkerungs- 
bewegung und ihre Ursachen ‚sagt, kann ich nur zum Teil beistim- 
men. Das gleiche gilt von dem, was er über den Rückgang der Ge- 
burten ausführt. Er betont hier nicht genügend, daß es sich dabei um 
einen Komplex sehr mannigfacher Ursachen handelt. Dazu gehört 
auch der Rückgang der Sterblichkeit, der für ihn dabei das Entschei- 
dende ist. Aber es handelt sich hierbei doch nur um eine Ursache 
neben zahlreichen anderen. 

Ein sehr interessantes Problem hat sich Barocka in seiner 
kleinen, sehr ansprechenden Schrift gestellt. Ein erster Abschnitt be- 
handelt das Bevölkerungswachstum und die Erhöhung der Lebens- 
haltung als treibende Faktoren im Intensivierungsprozeß der Land- 
wirtschaft, ein zweiter die natürlichen Anbaubedingungen als Hem- 
mungsfäktoren bei diesem Intensivierungsprozeß. Im Rahmen einer 
Uebersicht über die neuere Literatur aus dem Gebiete der Bevölke- 
rungslehre kann an dieser Stelle genauer nur auf den ersten Teil dieser 
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Schrift eingegangen werden. An sich bringt die Schrift für diese Zu- 
sammenhänge nichts Neues, da diese ja schon lange bekannt und auch 
schon, wenigstens in ihren allgemeinen Zügen, öfters dargestellt wor- 
den sind. Trotzdem füllt die Schrift in der vorhandenen Literatur eine 
Lücke aus, weil sie in anerkennenswerter, klarer und gründlicher Weise 
diesen Beziehungen viel eingehender nachgeht, als es bisher der Fall 
gewesen ist, und vor allem auch in eingehender Weise sich nicht nur 
mit dem Zusammenhange zwischen Volkswachstum und Intensivie- 
rungsprozeß, sondern auch mit dem Einfluß des ersteren auf die ganze 
Arbeits- und Grundbesitzverfassung beschäftigt. Der Verfasser ist 
sehr stark von den theoretischen Lehren Cassels beeinflußt und be- 
nutzt in seinen Untersuchungen in geschickter Weise das ja von Cassel 
besonders stark betonte Moment der Knappheit, um auf dieser Grund- 
lage den Einfluß des Volkswachstums auf die Entwicklung im Land- 
bau darzustellen. Auch dadurch, daß er immer wieder auf die Be- 
völkerungs- und Agrarverhältnisse fremder Länder eingeht, vermag 
B. diese wichtigen Zusammenhänge besonders klar darzustellen. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß, solange die Menschheit fortfährt, sich 
zu vermehren, und darnach strebt, ihre Lebenshaltung zu erhöhen — 
denn beides muß ja nach derselben Richtung hin wirksam sein —, 
die natürliche Preisentwicklung dahin gehen muß, immer einseitiger 
den Kleinbetrieb und die Familienarbeit vor dem Großbetrieb und der 
Lohnarbeit zu begünstigen. Die zukünftige Entwicklung der länd- 
lichen Betriebsverfassung und Grundbesitzverteilung hängt für ihn 
in erster Linie von dem Wachstum der Bevölkerung und davon ab, 
daß der Großbetrieb imstande ist, seinen Bedarf an Arbeitskräften 
zu decken und so der aufwärtssteigenden Lohnbewegung der Indu- 
strie zu folgen. Freilich wäre es gut gewesen, wenn der Verfasser sich 
etwas eingehender mit entgegenstehenden Meinungen auseinanderge- 
setzt hätte. Es sei z. B. nur auf das Buch von Hainisch: »Die Land- 
flucht« (Jena 1924) verwiesen, der gerade unter dem Gesichtspunkte 
der Bevölkerungskapazität dem Großbetrieb vor dem Kleinbetrieb 
den Vorzug gibt. 

Das Buch von Kühne, »Soziale Auslese oder soziale Anpas- 
sung«, behandelt die Grenzgebiete und Uebergänge zwischen Bevöl- 
kerungs- und Sozialpolitik. Sein Ziel ist, eine objektive Basis für die 
Sozialpolitik dadurch zu finden, daß er von bestimmten Tatsachen- 
reihen sozialer Natur ausgeht, die ihm dann dafür die Grundlagen 
geben sollen. In vielen Punkten berühren sich dabei seine Darlegun- 
gen trotz mancherlei prinzipieller Gegensätze mit den Darlegungen 
von A. Elster in seiner Sozialbiologie, an den sich auch Kühne in sehr 
vieler Hinsicht anlehnt. Man wird in sehr vielen Punkten den von 
großer Belesenheit und eifrigem Bemühen zeugenden Darlegungen 
Kühnes gerne beipflichten; sein Buch enthält viel Richtiges und Be- 
herzigenswertes. Es ist sicher richtig, daß mit den Fragen der sozialen 
Auslese und sozialen Anpassung wichtige Grundprobleme der Sozial- 
und Bevölkerungspolitik angeschnitten sind. Niemand wird seinem 
sozialorganischen Kulturideal »der optimalen Ausbildung der körper- 
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lichen und seelischen Lebensfunktion der Menschen zum höchsten 
Wohle seiner selbst und damit der Gesellschaft« seinen Beifall ver- 
sagen wollen. Ob es aber dem Verfasser damit gelungen ist, zu einer 
objektiven Begründung des allgemeinen Prinzips in der Sozialpolitik 
zu kommen, möchte ich bezweifeln; denn auch über die Richtung 
der sozialen Auslese und Ausbildung können erhebliche Meinungsver- 
schiedenheiten möglich sein. K. hat sich auch in seinem Buche die 
Aufgabe zu weit gesteckt. Er behandelt auf Grund einer reichen Lite- 
ratur und sicher sehr fleißiger Studien zu vielerlei, wobei er aber doch 
vielfach zu sehr im Stoffe stecken bleibt. Dasjenige, worum es ihm 
zu tun ist, ist nicht klar und übersichtlich genug herausgearbeitet. 


14 * 
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Eine „Einführung in die Methodenlehre der National- 
ökonomie“ 1). 


Von 


ALEXANDER VON SCHELTING. 


Eine Einführung in die Methodenlehre einer Wissenschaft kann 
entweder so verfahren, daß sie von den allgemeinen philosophischen 
Voraussetzungen der Logik und der Erkenntnistheorie aus die logische 
Problematik der ersteren behandelt oder umgekehrt so, daß sie von 
den innerhalb einer Wissenschaft auftretenden logischen Problemen 
ausgeht, um sie im Lichte der allgemeinen Wissenschaftslehre zu be- 
trachten. Bei diesem letzteren Weg gibt es wieder zwei Möglich- 
keiten: Man nimmt ein aktuelles, für die logische Problematik be- 
sonders repräsentatives System zum Ausgangspunkte, so zum Beispiel 
die Gedankensysteme von Max Weber, E. Troeltsch (vgl. Historismus 
von Dr. K. Mannheim in diesem Archiv, Bd. 52, S. 1 ff.), Max Scheler, 
oder man gibt eine Problem geschichte, d.h. man zeigt auf, 
wie und aus welcher lebendigen Problematik der Forschung an be- 
stimmten Punkten der wissenschaftlichen Entwicklung Fragen auf- 
tauchen, die über das Einzelfachliche und über das rein sachlich- 
empirisch Entscheidbare, über die Grenze der Einzelwissenschaft 
hinausragen, die Sphäre des Philosophischen streifen und eben deshalb 
mehr als Fragen, das heißt Probleme sind. Auf alle Fälle ist Voraus- 
setzung eines sinnvollen historischen Ueberblicks über die Entwick- 
lung des methodologischen Gedankens, einer sinnvollen Auswahl, 
Analyse, Anordnung und Kritik des Stoffes, daß man einen bestimmten 


1) Kerschagl, Dr. Richard: Einführung in die Methodenlehre der National- 
ökonomie. Wien, Hölder-Pichler-Tempsky-AG., 1925. Geheftet Mk. 4.25; ge- 
bunden Mk. 4.90. 114 Seiten. — Nach einer historischen und systematischen 
Einführung in die logische Problematik der Nationalökonomie besteht zweifel- 
los ein starkes Bedürfnis in der Wissenschaft und bei den Studierenden, und 
wenn hier einem Buche, über das leider wenig Positives gesagt werden kann, 
eine längere Besprechung gewidmet wird, so geschieht dies angesichts der Wich- 
tigkeit seines Gegenstandes und mit dem Zweck vor allem, beiläufig wesentliche 
mögliche Ausgangspunkte eines solchen Einführungsversuchs, die der Verfasser 
übersieht, wenigstens anzudeuten. 
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erkenntniskritischen Standpunkt selber vertritt, oder im Besitze einer 
bestimmten methodologischen Typologie der wissenschaftlichen Er- 
kenntnis ist, da sonst ein fester und beständiger Beziehungspunkt 
des Wesentlichen fehlen muß. Gewiß: Will man die historischen Ur- 
sprünge und das Werden der heutigen Lage ergründen, dann bestimmt 
sich dieses Wesentliche nach seiner ideengeschichtlichen Relevanz 
für die Gegenwart. Doch die Bestimmung und die Formung dieses 
historischen Forschungsobjekts selbst, der gegenwärtigen methodo- 
logischen Problematik, setzt wiederum jenen Beziehungspunkt des 
Wesentlichen voraus. 

Der Verfasser des hier zu besprechenden Buches macht den Ver- 
such, in die Methodenlehre der Nationalökonomie auf die Art einzu- 
führen, daß er einen geschichtlichen Ueberblick über die methodo- 
logischen Anschauungen einzelner Autoren seit den Physiokraten bis 
zur Gegenwart gibt und dieser nur selten und unvollkommen kritisch be- 
leuchtenden und durch eine zentrale Problematik nicht verbindenden 
Wiedergabe methodologischer Lehrmeinungen einen zweiten Teil folgen 
läßt, in welchem er einzelne Probleme der Logik wirtschaftswissen- 
schaftlicher Erkenntnis herausgreift, sie in ihrer gegenwärtigen Lage 
näher erörtert und hier auch seine eigene Stellungnahme zum Aus- 
druck bringt 2). 

Abgesehen von dem einleitend Gesagten, erscheinen uns die Dar- 
gungen des Verfassers für eine Einführung in die logische 
Problematik der nationalökonomischen Begriffsbildung etwas zu 
xhlagwortmäßig. Die Darstellung bewegt sich im Aufzeigen von 
Gegensätzlichkeiten, wie »deduktiv-induktiv «, »logisch-empirisch« usw., 
ohne daß die logische Bedeutung dieser Gegensätze, die erst im zweiten 
Teil näher erörtert und bestimmt werden, hinlänglich geklärt wird und 
erwiesen wird, daß sie als Leitfaden einer Einführung fruchtbar sind. 
Insbesondere wird mit den Begriffspaaren »individualistisch-universa- 
Istisch«, »kausal-teleologisch« gearbeitet, die bekanntlich in den 
logischen Erörterungen von Othmar Spann eine große Rolle spielen 2) 


EEE 


’ Im ersten Teil kommen die Anschauungen der Physiokraten (vor allem 
Quesnay), der Klassiker (Smith, Ricardo, J. St. Mill) und die methodologischen 
Lehren von Roscher, Knies, Menger, Schmoller, Friedrich Wieser, Böhm-Bawerk, 
Schumpeter, Josef Gruntzel, Stammler, Rickert, Franz Oppenheimer und Othmar 
Spann zur Darstellung. Als »Hauptprobleme der Methodenlehre« werden dann 
m zweiten Teil folgende Fragen behandelt: sdas Problem der Wirklichkeit«, 
tdas Problem der Exaktheit«, »Der Begriff der Notwendigkeit«, »Die Gesetze der 
emen Oekonomiee, »Individualismus und Universalismus«, die Fragen des 
empirischen oder logischen«, sinduktiven oder deduktiven«, »kausalen oder 
\eleologischen« Verfahrens, 

' Wie denn überhaupt die Anschauungen des letzteren bei dem Verfasser 
%uÄg — vor allem bei der kritischen Behandlung einzelner Probleme im zweiten 
Teil — im Hintergrunde zu stehen scheinen. Es sei allerdings bemerkt, daB der 
'Elasser sich nicht restlos zur der logischen Lehre Spanns bekennt, sondern 


‘men zwischen dieser und den gegnerischen sog. individualistisch-kausalistischen 


Auffassungen vermittelnden Standpunkt sucht. 
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Dem Verfasser ist es nicht gelungen, seine Darstellung um einen 
zentralen, besonders aktuellen und lebendigen Problemkreis in der 
heutigen, ja als kritisch bezeichneten wissenschaftlichen Lage zu 
gruppieren. Die Gegensätze von »individualistisch-universalistisch « oder 
»teleologisch-kausal«e — zumal in dem Sinne, den der Verfasser damit 
verbindet — vermögen nicht den Punkt abzugeben, um den sich eine er- 
schöpfende methodologische Einführung sinnvoll zentrieren könnte, ins- 
besondere nicht der erste Gegensatz, der gewiß lebendige geistige Rich- 
tungen und weltanschauliche Tendenzen unserer Zeit richtig trifft, für 
die Lösung wissenschaftslogischer Probleme aber relativ irrelevant ist $). 

Ferner ist oft nicht ganz klar, ob nun die methodologischen 
Lehren, d.h. Reflexionen einzelner Autoren über das logische 
Wesen der wirtschaftswissenschaftlichen Erkenntnis zur Darstellung 
gelangen sollen, oder die tatsächlich von ihnen befolgten be- 
grifflichen Verfahren, die die rückschauende Reflexion über ihren 
logischen Sinn herausstellt. Der Verfasser scheint allerdings, vor- 
wiegend eine Darstellung der methodologischen Lehrmeinungen zu 
beabsichtigen. Plötzlich aber kommt statt dessen bei Ricardo (S.17, 18) 
die nicht sehr tiefgehende logische Analyse seines theoretischen Vor- 
gehens. Im großen und ganzen ist es natürlich vergebliche Mühe, 
bei den Klassikern nach einer Methodenlehre in unserem Sinne zu 
suchen. Es sei nur beiläufig bemerkt, daß allerdings gerade bei Ricardo 
und Thünen, welcher übrigens vom Verfasser gar nicht erwähnt wird, 
die empirisch-wissenschaftliche Arbeit zuerst von einem relativ hohen 
Grade logischer Reflektiertheit begleitet wird®). Den »Grund« für 


4) Jedenfalls muß bei der Aufstellung dieses Gegensatzes zwischen den ver- 
schiedenen Sphären, auf die er sich beziehen kann, unterschieden werden: es 
dürfen nicht gesellschaftsphilosophische Theorien, wirtschaftspolitische Postu- 
late und die logische Struktur empirischen Verfahrens durcheinandergeworfen 
werden, und von alledem muß noch schließlich die Methodenlehre als eine 
wiederum ganz andere Ebene geschieden werden. Auch das Gesellschaftsideal 
der Klassiker und der Physiokraten kann in dem Sinne und insofern als »uni- 
versalistisch« bezeichnet werden, als ihnen die »natürliche Harmonie« des gesell- 
schaftlichen Ganzen vorschwebte, das in einem noch umfassenderen Ganzen des 
sich dem providentiellen Plane fügenden Universums gedacht wurde. Ihre wirt- 
schaftlichen Postulate waren individualistisch, indem sie die » Freilegung« der 
zu jenem Ideal führenden Kräfte, d. h. die volle wirtschaftliche Freiheit des 
Individuums, verlangten. Ihr methodisches Verfahren war iso- 
lierend-abstraktiver und idealtypischer Natur. Eine Methodenlehre hatten 
sie kaum oder gar nicht. 

5) Diese Ausführungen sollen natürlich nicht etwa besagen, daß der einzel- 
wissenschaftliche Forscher sich seines Verfahrens nie und in keinem 
Sinne »bewußts« ist; die Klassiker sind mit vollem Bewußtsein von ihrem durch 
Eigennutz allein geleiteten Wirtschaftsmenschen ausgegangen, und dieser Aus- 
gangspunkt war ihnen schon durch ihre gesellschaftsphilosophischen Ansichten 
als selbstverständlich gegeben. Doch war für sie ihr Vorgehen als solches nur 
selten oder niemals ein besonderer und selbständiger Gegenstand der 
logischen Reflexion. Verfahren und Gegenstand sind dem sachlichen For- 
scher eine ungetrennte Einheit und ihm meist nur als solche bewußt. Eine ganz 
andere Art der Bewußtheit der Methode gegenüber haben der Philosoph und der 
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jenen Mangel der methodologischen Klärung bei den Klassikern 
aber darin zu sehen, daß ein einziger und noch dazu ein späterer (!) 
John Stuart Mill diese Aufgabe auf sich genommen habe (S. 13), ist wohl 
unzulässig. Es sei hier nur angedeutet, daß es einer Entwicklung der 
Wissenschaft selber und der historisch-soziologischen Voraussetzungen 
—über die Situation der klassischen Zeit mit ihrem noch unerschütterten 
Glauben an die freie Konkurrenz und den Eigennutz als gültige Prin- 
zipien der Theorie und Grundlagen der sich automatisch herstellenden 
gesellschaftlichen » Harmonie« hinaus — bedurfte, damit die Wissen- 
schaft problematisch wurde und das Bedürfnis entstand, ihre bis- 
herigen Mittel und Wege logisch zu revidieren. 

Wenn es sich aber in der vorliegenden Schrift um die Darstellung 
der methodologischn Lehrmeinungen in der bisherigen Ge- 
schichte der Nationalökonomie handeln soll, dann ist es unbegreiflich, 
daB gerade in diesem Zusammenhange bedeutende Vertreter der- 
selben, wie B. Hildebrand, G. Rümelin, F. J. Neumann, K. Marx 
und besonders unter den neueren Max Weber nicht einmal erwähnt 
werden. Gegen die Miteinbeziehung des letzteren darf nicht geltend 
gemacht werden, daß er weniger die spezielle logische Struktur der 
Nationalökonomie im Auge hatte als vielmehr die allgemeinsten 
logischen Typen der empirisch-wissenschaftlichen Erkenntnis über- 
haupt auszuarbeiten suchte. Denn: erstens behandelt der Verfasser 
andere Autoren, gegen deren Heranziehung derselbe Einwand mit dem 
gleichen Recht oder Unrecht zu erheben wäre; zweitens muß jede 
methodologische Untersuchung, ob sie ihr spezielles Interesse einer 
bestimmten Wissenschaft zuwendet oder nicht, auch allgemeine, mög- 
lichst einfache und eindeutige logische Typen der Erkenntnis in 
Betracht ziehen und auszuarbeiten suchen, ihren logischen Sinn deuten 
und ihre Eigenart im Wesen unseres Erkenntnisstrebens und seiner 
Ziele oder sonst irgendwie begründen; drittens hatte Max Weber stets 
auch die Wirtschaftswissenschaft als Ganzes in Betracht gezogen und 
versuchte gerade von hier aus, den Typus der kulturwissenschaftlichen 
Erkenntnis als einen dem naturwissenschaftlichen entgegengesetzten 
zu bestimmen und in seiner Eigenart zu deuten und zu begründen. 


Interessant ist der Versuch, den logischen Sinn der Kategorie 
des sordre naturel« bei den Physiokraten zu präzisieren (S. 9—Io), 
und richtig ist im wesentlichen, daß es sich hierbei um den Gedanken 
eines bestmöglichen, seines gewissermaßen von Gott eingesetzten Ver- 
laufs« handele, dem einerseits eine »normativ-fordernde«, anderer- 
Kits szweckhaft-zielerreichende« Notwendigkeit zukomme, welche die 
menschliche Willkür (die bindende Wirtschaftspolitik) nicht stören solle. 
Nun fügt aber der Verfasser gleich hinzu, daß es sich dabei um keine 
ıkausal-mechanisches« Notwendigkeit handelt. Wir wollen nicht die 
Tr 
Nethodologe, die das Verfahren von sachlichen Inhalten abheben und zum 
Objekt einer spezifischen Reflexion über seinen logischen Sinn machen. Diese 
Art der logischen Reflektiertheit ist bei den einzelnen Forschern in sehr ver- 
shiedenem und meist sehr geringem Grade gegeben. 
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Frage entscheiden, ob es sich bei den Physiokraten gerade um »mecha- 
nistische« Anschauungen in irgendeinem Sinne dieses vieldeutigen 
Wortes geht, dessen Verwendung, besonders als Kampfmittel seitens 
der »Organiker«, schon viel Unklarheit angerichtet hat. Jedenfalls 
handelt es sich aber bei dem physiokratischen »Ordre naturel« um 
kausalen Verlauf, und gerade erst die Verbindung des Gedankens 
der kausalen Wirksamkeit einer gesellschaftlichen Grundkraft, des 
Eigennutzes, mit dem Gedanken ihrer Gottgewolltheit, mit ihrer 
teleologischen Deutung als eines Grundelements in dem die »natürliche 
Harmonie« anstrebenden göttlichen Weltplane und schließlich mit 
dem Gedanken der normativen Verbindlichkeit der als gesetzmäßig 
erkannten Naturordnung der Gesellschaft ist für jene eigentümliche 
geschichts- und gesellschaftsphilosophische Auffassung charakteristisch, 
auf die sich das Lehrgebäude der Physiokraten und noch eines Malthus 
aufbaut, wie wir bald a.a. O. zu zeigen hoffen. Eine andere Frage 
ist natürlich, ob sich die Physiokraten und Klassiker über den lo g i- 
schen Sinn ihres mit dieser Gesellschaftsphilosophie zweifellos 
ideengeschichtlich zusammenhängenden wirtschaftswissenschaftlichen 
Verfahrens klar waren. Auf dem logischen Gebiete sollte man ihnen 
nicht Anschauungen unterstellen, die sie nicht hatten, und von ihrer 
Stellung (S. 11) zum Problem » Universalismus-Individualismus«, wie 
es heute von der »organologisch-universalistischen« Methodologie ver- 
standen wird, sollte man lieber nicht sprechen. 

An sich kann man gewiß bestimmte geschichtsphilosophische, 
soziologische und auch methodologische Vorstellungskomplexe der 
historischen Schule als »universalistisch« bezeichnen. Doch bedeutet 
dieser Universalismus — als Kennzeichnung der logischen Struktur 
der hier geforderten Erkenntnis der Gesellschaft als einer Totalität 
und der Betrachtung der Wirtschaft im Zusammenhange des gesell- 
schaftlichen Ganzen — einen Gegensatz nicht zum » Individualismus« 
und nicht zum »Individualismus« der Klassiker, sondern zu einer, 
einzelne Sphären des gesellschaftlichen Prozesses isolierenden und 
von dem Gesamtzusammenhang abstrahierenden Methode überhaupt. 
Diese letztere sollte man nicht mißverständlich als »Individualismuse 
bezeichnen, und nicht der klassischen Schule allein ist sie eigentüm- 
lich; der methodologische Universalismus der historischen Schule 
steht im Gegensatz zu der ganzen reinen Wirtschaftstheorie, und es 
wäre gerade nach den tieferen Gründen dieses methodologischen Gegen- 
satzes zu fragen. Wir wissen heute, daß die vom Standpunkt der 
historischen Schule antithetisch negierte und für sie als »überwunden« 
geltende »abstrakte Theorie« im Rahmen eines neuen, auf einer 
höheren Ebene gelagerten systematischen Zusammenhanges wieder 
ihren Platz gefunden hat. Der Gegensatz scheint wieder in einer 
»Synthese« »versöhnt« zu sein, nur ist der systematisch-methodo- 
logische Ort der Theorie jetzt — »neben« einer Soziologie und Ge- 
schichte der Wirtschaft — ein ganz anderer als bei den Klassikern, 
und gerade um diesen Wandel zentriert sich eine der wichtigsten 
logischen Problematiken der Wirtschaftswissenschaft. Der Verfasser 
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geht jedoch darauf nicht ein. Als Gegensatz zu denjenigen Anschau- 
ungen der Klassiker, die mit einigem Recht als »Individualismus« be- 
zeichnet werden können, bedeutet aber »Universalismus« überhaupt 
keine logische Kategorie der empirischen seinswissenschaftlichen Er- 
kenntnis, sondern ein System wirtschaftspolitischer Postulate, das 
dem Liberalismus der Physiokraten und Klassiker entgegentritt und 
auf ganz neu- und andersartigen philosophischen und ethischen Grund- 
lagen als dieser basiert. 

Daß der Verfasser bei der Behandlung der methodologischen 
Lehre von F. Wieser seinen Begriff der »Introspektion« besonders 
hervorhebt, ist wohl begründet, da hier in der Tat etwas — wenigstens 
innerhalb der nationalökonomischen Methodologie — »Neues« auf- 
tritt (S. 35, 36.) Es handelt sich dabei um nichts anderes als um das Pro- 
blem des Verstehens, und esist einigermaßen verwunderlich, daß hier, 
sowie bei dem Begriff der » Idealisierung« die naheliegenden Zusammen- 
hänge mit Max Weber unerörtert bleiben, dessen logische Theorie der 
Sozialwissenschaft doch gerade hier für die kritische Auseinander- 
setzung fruchtbar sein könnte. Der phänomenologische Tatbestand 
des Verstehens wird bei Wieser offenbar richtig umschrieben. Doch 
wäre hier zu fragen, ob er dielogische Struktur der verstehenden 
Erkenntnis richtig sieht und ob er die Relevanz der spezifischen 
kausalen Evidenz nicht überschätzt, die der Erklärung verständlicher 
Zusammenhänge eigen ist? Ob der Schluß nicht verfehlt ist, daß 
diese spezifische Evidenz der »von innen« zugänglichen und daher 
unmittelbar erfaßbaren kausalen Zusammenhänge das generelle Wissen 
in der Sozialwissenschaft entbehrlich mache, und daß hierin ihr Vorzug 
segenüber der Naturwissenschaft liege, die es mit »toten«, nur »von 
außen« erfaßbaren Naturdingen zu tun habe, die Zusammenhänge 
deshalb nur mittelbar feststellen könne und daher dabei auf generelle 
kausale Regeln (Gesetze) angewiesen sei. Wir sind der Ansicht, daß 
die spezifische Qualität der kausalen Evidenz, die man eben u. a. 
Verstehenenennt, an der logischen Struktur cer objektiv gültig in einem 
wissenschaftlichen Urteil vollzogenen kausalen Zurechnung indivi- 
dueller Erscheinungen nichts ändert und daß kausale Erkenntnis 
such in der Sozialwissenschaft — trotz der »Verständlichkeit« ihrer 
Objekte — an generelles Wissen und eine begriffliche und kategoriale 
Umformung der Wirklichkeit gebunden ist. Im Rahmen dieser Be- 
prechung können wir dies nicht weiter begründen; unsere Aufgabe ist 
nur, darauf hinzuweisen, daß der Verfasser auch hier (vgl. S. 216) 
an einem fruchtbaren und lebendigen Ansatzpunkte für eine Einfüh- 
rung in die logische Problematik der Nationalökonomie vorübergeht: 
An dem Problem des Verstehens, an der behaupteten logischen Rele- 
vanz der Verschiedenartigkeit des sog. » Gegebenseins« der Erkenntnis- 
objekte. Auch von unserem Standpunkt müssen wir dies hervorheben, 
denn: wenn auch die spezifische kausale Evidenz des Verstehens an 
der logischen Form der kausalen Zurechnung nichts ändert, so hat 
2E. das Postulat des Verstehens, der »verständlichen « Deutung, 
nach einer anderen Richtung doch logische Bedeutung: es be- 
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stimmt die Art und den Grad der Allgemeinheit der Begriffe in den- 
jenigen Wissenschaften, die unter ihm stehen, und das sind alle Kultur- 
wissenschaften, sog. Geisteswissenschaften und auch die National- 
ökonomie ®). 

Soviel über den »historischen« Teil: es fehlt an einer zentralen 
Problematik; sich einer solchen zu bemächtigen und sie zu dem Leit- 
faden der Darstellung zu machen, ist dem Verfasser nirgends ge- 
lungen. Wir haben hier einige mögliche Ansatzpunkte einer Ein- 
führung in die Probleme der nationalökonomischen Logik angedeutet; 
der Verfasser ist an ihnen vorübergegangen. Auch der andere mög- 
liche Weg, welcher dem Mangel hätte zum Teil abhelfen können, 
wurde nicht ergriffen: die Sphäre des rein methodologischen Ge- 
dankens wird nicht transzendiert und es wird nicht versucht, das 
dogmenhistorische Aufkommen der Probleme ideengeschichtlich in 
weiterem Sinne zu vertiefen: der philosophische Hintergrund ragt 
nur stellenweise hinein und in einem unter unseren Gesichtspunkten 
unzureichenden Maße, und auch der » Untergrund, die Entwickelung 
der Wirtschaftstheorie im Rahmen der Wirtschaftswissenschaft über- 
haupt, um deren Methoden es sich doch handelt, bleibt in ihren sich 
wandelnden Formen und sachlichen Gehalten zu sehr beiseite und im 
Dunkel liegen 7). 

Der bisher noch nicht unternommene Versuch einer »Einführung 
in die Methodenlehre der Nationalökonomie« als solcher wäre an sich 
begrüßenswert, und die Darstellung der einzelnen Lehren als Dar- 
stellung ist, zum Teil wenigstens, ganz leidlich, zumal sie weit- 
gehend mit Zitaten arbeitet, die mit oft richtigem Gefühl für das 
Wesentliche ausgesucht und zusammengestellt sind. Es fragt sich 
nur, ob eine solche »Katalogisierung« den Titel einer Einführung zu 
Recht führt ? 

Auch zu dem zweiten, mit dem ersten keinesfalls »organisch« ver- 
bundenen Teil über das Thema »Die Hauptprobleme der Methoden- 
lehre« (S.66f.) können wir in diesem Rahmen naturgemäß nur einige 
kurze Bemerkungen machen. Auch hier wollen wir uns im wesent- 
lichen darauf beschränken, die bedeutsamen und fruchtbaren pro- 
blematischen Ansatzpunkte einer methodologischen Einführung auf- 


6) Vgl. darüber meine Abhandlung: Die logische Theorie der historischen 
Kulturwissenschaft von M. Weber und im besonderen sein Begriff des Ideal- 
typus in diesem Archiv, Bd. 49, S. 6gı ff. 

7) Noch eine letzte eventuelle Möglichkeit, die logischen Strukturen der 
wissenschaftlichen Erkenntnis — auf das soziale Sein hin — zu transzendieren 
und sie in ihrer soziologischen » Determiniertheit« zu untersuchen, sei hier nur 
erwähnt, ohne natürlich daß dem Verfasser der Vorwurf gemacht werden soll, 
gerade diesen Weg nicht beschritten zu haben. Das zentrale Problem einer sol- 
chen Betrachtung wäre wohl, ob ein Unterschied zwischen historisch wandel- 
baren, »standortsgebundenen« Erkenntnisformen und einem Komplex von sol- 
chen besteht, die als ein statisches, sewiges« System der Dynamik entrissen 
sind und jede formal-gültige Wißbarkeit überhaupt in ihren notwendigen 
Grundrichtungen, die sich gegenseitig tragen, erst fundieren. 
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zuzeigen, die der Verfasser konsequent übersieht und deshalb nicht 
vermag, seiner Darstellung einen einheitlichen strukturellen und sach- 
lichen Zusammenhang zu verleihen. 

Mit dem höchst sonderbaren, gleich am Anfang stehenden Satz: 
iln der Wissenschaft überhaupt?°) hat der Begriff der Wirk- 
lichkeit immer eine große Rolle gespielt« (S. 66), und mit den daran 
anknüpfenden Ausführungen können wir uns hier nicht auseinander- 
setzen. Wir wollen nur beiläufig feststellen, daß nicht in der » Wissen- 
schaft überhaupt«, sondern in der Logik und in der Erkenntnis- 
theorie der Begriff und das Problem der Wirklichkeit in der Tat 
eine »große Rolles spielen, daß aber der Sinn dieses Problems in den 
beiden Disziplinen ein anderer ist, und daß der Verfasser zwischen 
diesen beiden seinen Bedeutungen nicht richtig scheidet, und sich in 
Reflexionen (sogar z. B. über den Solipsismus) verliert (S. 66 ff., bes. 
70), die vielleicht von einigem erkenntnistheoretischen Interesse, 
jedenfalls aber ohne logische Relevanz sind: Die Logik hat nicht nach 
dem Realitätswert der Wirklichkeit zu fragen. Für das eigentliche 
methodologische Problem der Wirklichkeit findet der Verfasser in- 
dessen keine befriedigenden Formulierungen. Es wird hier an funda- 
mentalen Fragestellungen vorbeigegangen, die einer Einführung in 
die logische Strukturanalyse jeder empirischen und so auch der 
wirtschaftswissenschaftlichen Erkenntnis als fruchtbare Ausgangs- 
punkte dienen können °): an den Fragen nach dem Verhältnis der 
empirisch-wissenschaftlichen Begriffsinhalte zu der gegebenen unend- 
lichen Mannigfaltigkeit der begrifflich noch ungeformten Wirklichkeit, 
nach den prinzipiell verschiedenen Gestalten und Formen, welche 
dieses Verhältnis annehmen kann, und somit nach den formal-logischen 
Grundtypen empirischer Erkenntnis. Und auch das sich daran an- 
schließende entscheidende Problem: — wie diese Unterschiede der 
logischen Struktur zu deuten und zu begründen sind, ob das differen- 
zerende Moment im Wesen unseres Erkenntnisstrebens und seiner 
jeweils besonderen Ziele, in den Gesichtspunkten des Erkenntnis- 
subjektes (methodologischer » Subjektivismus«), oder in den objektiven 
Qualitäten des Erkenntnisstoffes (methodologischer »Objektivismus«) 
oder in beiden oder in sonst etwas zu suchen ist — wird nicht gestellt, 
und der gerade in diesem Zusammenhange so wichtige Unterschied 
zwischen Begriffsformen, in welchen sich der Zweck einer Wissenschaft 
erfüllt, und solchen, die in ihr nur als Mittel fungieren, sowie das Ver- 
hältnis dieser beiden Begriffsarten im Rahmen einer kausal erklären- 
den Erkenntnis wird nicht beachtet. Der Verfasser streift allerdings 
an eine der Lösungen (S. 66) für die hier angedeuteten Probleme, und 
zwar an den logischen »Objektivismus«, welcher den Grund der 
logischen Differenz innerhalb der empirisch-wissenschaftlichen Er- 
kenntnis in der jeweiligen Eigenart der Gegenstände sieht; aber schon 
die Interpretation, die er der, dem »objektivistischen« Gegensatz von 

' Von mir gesperrt. 
' Vgl. zu dem Folgenden meine Ausführungen a. a. O. S. 634 ff., 646 ff. 
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Naturwissenschaft und Geisteswissenschaft »zugrunde liegenden Vor- 
stellung« gibt: — »Daß im ersteren Falle es sich um die Behandlung und 
Darstellung von »Wirklichem«, im letzteren Falle um die Darstellung 
von »Gedachtem« handle« — ist nicht einmal für die primitivsten An- 
fänge der »objektivistischen« Methodologie zutreffend: denn einerseits 
bedeutete »Geist« als ein nach dieser Auffassung besondere logische 
Form fordernder Gegenstand der Erkenntnis stets mehr als »Ge- 
dachtes« und bekanntlich ließ die historische Schule ja die ganze 
Kultur aus diesem Geist »emanieren«; auf der anderen Seite handelt 
es sich in gewissem Sinne in jeder Wissenschaft um Denken und »Ge- 
dachtes«. So wird der Weg verbaut, der zwar u. E. nicht unmittelbar 
und direkt zur richtigen Lösung methodologischer Probleme führen 
kann, wohl aber geeignet ist, der Aufrollung zentraler Fragen als Aus- 
gangspunkt zu dienen 1%). Der Verfasser berührt auch die Proble- 
matik des methodologischen »Subjektivismus«, indem er die Ver- 
schiedenheit der Gesichtspunkte hervorhebt, unter welchen jeweils die 
Auswahl des im Zusammenhang einer Erkenntnis » Wesentlichen« vor 
sich geht (S. 73). Aber auch diesen Ausführungen haftet der vorhin 
angedeutete Mangel der fundamentalen methodologischen Frage- 
stellungen an und es gelingt dem Verfasser nicht, jene — für die ver- 
schiedenen logischen Typen der Erkenntnis — konstitutiven Gesichts- 
punkte in befriedigender Weise zu charakterisieren. Und auch die 
besondere Ausprägung und logische Bedeutung jener Prinzipien 
speziell in der Nationalökonomie und die spezifische Kombination, 
die sich hier eingehen, gelangen nicht zu präziser Formulierung, 
wobei der Verfasser nur die Wirtschaftstheorie, ganz für sich und los- 
gelöst von dem Gesamtzusammenhang der Wirtschaftswissenschaft 
überhaupt, betrachtet, was ja nur die andere Seite des hier geschil- 
derten methodologischen Sachverhalts ist. Dem Verfasser gelingt 
es nicht, den besonderen logischen Sinn der generalisierend-abstrahic- 
renden Begriffsbildung in der Wirtschaftswissenschaft (der » Gesetze 
der reinen Oekonomie«, S. 87 ff.) und ihre Stelle in dem Struktur- 
zusammenhang der Wirtschaftswissenschaft als eines Ganzen zu be- 
stimmen. Auch fehlt es dabei an jeder Analyse der tatsächlichen 
theoretischen Begriffsbildung der Nationalökonomie als Grundlage 
methodologischer Ausführungen. Es ist bedauerlich, daß der Ver- 
fasser auch in diesem Zusammenhang M. Weber und insbesondere 
seinen Begriff des »Idealtypus«!!), als eines wertvollen heuristischen 
Erkenntnismittels von spezifischer logischer Struktur, ignoriert, um 
statt dessen methodologisch irrelevante Meinungen der sonst sicher 
bedeutenden Nationalökonomen zu zitieren. 

Die methodologischen Gedanken von Max Weber, insbesondere 
scine Ausführungen über die Kategorien der »objektiven Möglichkeit « 


10) Vgl. meine Ausführungen über den methodologischen »Objektivismus« 
a. a. O. S. 046 ff. 

11) Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre, Tübingen, J. C. B. Mohr, 
(Paul Siebeck), 1922, S. 190 ff.; vgl. meine Ausführungen a. a. O. S. 7or ff. 
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und der »adäquaten Verursachung« 1?) hätten für den Verfasser in- 
dessen auch besonders bei der Behandlung des » Problems der Not- 
wendigkeit« von erheblichem Nutzen sein können. Dieses Problem — 
als ein Problem der Methodologie empirischer Erkenntnis — gehört 
in die weitere und umfassendere Problematik der »kausalen Zurech- 
nung«, die vom Verfasser nur stellenweise und oberflächlich berührt 
wird (S. 71 ff.). Wie die allgemeine Grundfrage nach der logischen 
Struktur der empirisch-wissenschaftlichen Erkenntnis, nach der je- 
weiligen Eigenart des Verhältnisses wissenschaftlicher Begriffsinhalte 
zu der begrifflich ungeformten Mannigfaltigkeit der » Tatsachen« nicht 
gestellt wird, so auch die Frage nach der besonderen Form, 
welche dieses Verhältnis im Rahmen der »kausalen Zurechnung« 
bekommt: was bedeutet es und wie ist es möglich, daß angesichts der 
» Unendlichkeit« wirkender Ursachen ein in seinem Gewordensein uns 
interessierender »Effekt« einer oder einigen bestimmten unter den 
Antezedenzien kausal zugerechnet wird, und welchen logischen Appa- 
rat, welche besondere begriffliche Umformung der Wirklichkeit setzt 
ein gültiges kausales Urteil voraus? !3) 

In dem Kapitel über das » Problem der Exaktheit« vermißt man 
eine schärfere Präzisierung dieses Begriffes, die genauere Bestimmung 
der Grenzen seiner Anwendbarkeit und eine prinzipiellere Erfassung 
des Problems überhaupt, was wiederum im Zusammenhang steht mit 
dem hier mehrfach hervorgehobenen Mangel grundlegender Frage- 
stellungen: exakt im eigentlichen Sinne ist eine empirische Erkenntnis, 
deren Resultate mathematisch — in quantifizierenden Urteilen — 
formulierbar sind und eben daher nur quantitative Bestimmungen 
der »Dinge« enthalten, und hier wäre gerade — von der sachlichen 
Möglichkeit bzw. Unmöglichkeit, bestimmte Arten des Geschehens 
restlos zu quantifizieren, d.h. z.B. auf meßbare Bewegung oder 
sonstiges meßbares Aufeinander- oder Zusammenwirken irgendwelcher 
Elemente zu reduzieren, ganz abgesehen — die Frage zu stellen, ob 
nicht vielleicht einfach unter gewissen, unsere Erkenntnis leitenden 
Gesichtspunkten eine solche »Mathematisierung« als Ideal sinnlos 
erscheinen muß, und ob dies nicht da der Fall ist, wo es uns gerade 
auf die qualitative Fülle der Erscheinungen oder auf ihren verständ- 
lich-deutbaren Sinn ankommt ? Ferner wäre zu fragen, ob und inwie- 
weit sich solche Gesichtspunkte in der Erkenntnis der menschlichen 
Wirtschaft und Gesellschaft geltend machen, wie ihre formale Be- 
schaffenheit hier ist und worin — gegebenenfalls — ihre logische Rele- 
vanz in der Wirtschaftswissenschaft sich äußert. 

In den letzten Kapiteln der Schrift über »Individualismus und 
Universalismus« und über » Kausalität und Teleologie«, in welchen der 
Verfasser seine eigenen Anschauungen über das logische Wesen der 
Wirtschaftstheorie darlegt, scheint es sich um den Versuch zu handeln, 


13) 2a.2.0.S. 266 ff., vgl. meine Ausführungen a. a. O. S. 678 ff., insbes. 686 ff. 
13) Vgl. meine Ausführungen über das Problem der kausalen Zurechnung 
bei M. Weber, a. a. O. S. 678 ff., insbes. 679. 
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die sogenannte »universalistische« und »teleologische« »Methode« mit 
der sogenannten »individualistischen«, am Leitfaden des Kausalitäts- 
prinzips orientierten Forschung, deren Erfolge in der bisherigen 
Wissenschaft ja auch ein Vertreter des Universalismus nicht leugnen 
kann, zu verbinden und nachzuweisen, daß beide »Methoden« als 
empirische Methoden der Wirtschaftstheorie in einer »richtigen « 
»Kombination« (mit dem Vorrang der »teleologischen«) anzuwenden 
sind. Der Gedanke, daß Teleologie und Kausalität innerhalb der 
Wirtschaftswissenschaft als Ganzem eine richtige » Kombination« 
eingehen können und sich nicht in jedem Sinne ausschließen, hätte an 
sich — allerdings in einer anderen Wendung — gewiß einen wahren 
Kern, wie wir noch sehen werden. Der Gedankengang des Verfassers 
entbehrt — trotz einzelner richtiger Ausführungen — gerade auch 
in diesem Teil in so hohem Maße der Klarheit und eines einheitlichen 
Zusammenhanges, daß eine Auseinandersetzung fast zur Unmöglich- 
keit wird. Eine Kritik der eigenen methodologischen Ansichten des 
Verfassers selbst bzw. der dahinter stehenden Lehren Spanns ist aber 
auch nicht die Aufgabe dieser Besprechung, die seine Schrift nur als 
eine »Einführung in die Methodenlehre« zu würdigen hat. 


Die leicht vermehrbare Liste konfuser Stellen soll nicht zu lang gemacht 
werden: nur einige Proben zur Substanziierung unseres Urteils: «Er (Spann) be- 
zeichnet schon die Auffassung der Wirtschaft als aus mechanisch-physikalischen 
Kräften gebildet und auf bewußtseinslose Vorgänge im Sinne einer kausalen 
Methode zurückgeführt als individualistisch und unrichtig. Die Wirtschaft ent- 
stehe durch bewußtes Handeln der Menschen und dürfe daher nicht anders als 
zielmäßig erklärt werden« (S. 94). Gegen welche Richtung oder welche bestimmte 
Theorie geht diese Polemik? Von wem, wann und wo ist die Wirtschaft als »aus 
mechanisch-physikalischen (1) Kräften gebildet« betrachtet und »auf bewußtseins- 
lose (!) Vorgänges zurückgeführt worden? Warum liegt gerade diese Auf- 
fassung der Wirtschaft sim Sinne einer kausalen Methode«!? Und warum ist 
all das »sindividualistisch « 14) ! ? 

Eine Antwort auf diese Fragen bleibt uns der Verfasser schuldig, und dabei 
sind die angeführten Sätze ein Glied seiner Argumentation. Auf S. 96 lesen wir 
plötzlich, daß die kausale Methode doch unentbehrlich sei, und zwar für die 
Erforschung der »Genetik der Handlungen« (allerdings meint der Verfasser, daß 
dies auch einer »Hilfswissenschaft« zugewiesen werden könne!). Seite 97 ist so- 
gar die Rede von seiner organischen Kette von Kausalzusammenhängen« Auf 
derselben Seite überkommen den Verfasser aber wiederum Zweifel und er meint: 
»Die kausalen Gesetze zeigen allerdings dogmengeschichtlich vielfach eine ge- 


14) An bestimmten Punkten der Wirtschaftstheorie sind tatsächlich gewisse 
Tendenzen konstatierbar zu einem vollständigen Absehen von dem verständlich- 
sinnvollen menschlichen Handeln als dem Träger oder dem »Medium« wirtschaft- 
licher Zusammenhänge und zu einer weitgehenden » Verdinglichung« derselben 
(so z. B. teilweise in der Marxschen materialistischen Wirtschaftsmetaphysik 
und in einigen Formulierungen der Preis- und Werttheorie). Meist handelt es 
sich dabei nicht um das Wesen der Sache und nicht um die Methode, sondern um 
äußerliche Formulierungen bereits erreichter Resultate. Wir wissen nicht, ob 
der Verfasser gerade an diese Sachverhalte gedacht hat, aber: wäre es in Grenz- 
fällen auch so, wie es der Verfasser meint, welche Relevanz hat dies dem so viel 
reicheren Ganzen der Wirtschaftswissenschaft gegenüber ? 
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wisse Neigung zur atomistischen Teildarstellung«; »wesentlich bedingt ist eine 
solche jedoch eigentlich nicht«. Seite 98 heißt es dann wieder: » Wir sind aller- 
dings der Meinung, daß der Begriff des Allzusammenhanges die zweifellos stark 
autarke Definition von Ursache und Wirkung nicht verträgt.« (!) Aus diesem 
Grunde und saus Gründen der Mangelhaftigkeit der menschlichen Erkenntnis e 
zieht der Verfasser dem »Kausalnexus« den »Begriff der Funktion« vor, und 
weiter heißt es (S. 98): »Auch die ‚kausal-genetische' Auffassung muß trachten, 
Wirkung und Ursache nach Möglichkeit als gegenseitig bedingte Beziehungs- 
verhältnisse (!) und nicht etwa als ursächlich (!) vorhandene (!) Gegebenheiten (!) 
mit Priorität (!) der Ursache an sich (!) aufzufassen.« Es ist nicht möglich, sich 
durch den mühsamen und widerspruchsvollen Gedankengang des Verfassers, von 
welchem die angeführten Proben nur ein unzureichendes Bild geben, hindurchzu- 
finden und sich mit dem Einzelnen auseinanderzusetzen. Aber hier möchten wir 
doch einmal fragen, was das alles bedeuten soll? Es ist erstens gewiß richtig, daß 
eine unter der imaginären Voraussetzung eines statischen Gleichgewichts verfah- 
tende abstrakte Theorie die reine Wirtschaft als einen Funktionalzusammen- 
hang auffassen und »beschreiben« kann, und wir kennen eine Reihe Beispiele 
von Konstruktionen, die von einer Gleichgewichtslage der Wirtschaft ausgehen 
und für bestimmte Erkenntniszwecke wertvoll sind. Diese Betrachtung als 
solche hat in ihrer logischen Form mit der Kategorie der Kausalität nichts zu 
tun. Es ist ferner richtig, daß man in der empirischen Betrachtung sozial-Ööko- 
nomischen Geschehens nicht mit der ein- für allemal feststehenden Annahme 
einer »starrene, einseitigen kausalen Wirksamkeit bzw. Abhängigkeit einzelner 
durch ganz allgemeine Merkmale bestimmter Faktoren auskommen kann, daß 
man hier historisch die Frage nach der » Richtung« des Kausalnexus zu differen- 
zeren und auch die Idee der Wechselwirkung anzuwenden hat. Es gibt hier in 
der Tat keine ganz allgemeine und eindeutige Zusammenhangsformel des Ge- 
schehens; eine solche würde stets eine empirisch unbegründbare Hypostasierung 
und Verabsolutierung bleiben müssen; die letzte Entscheidung ist hier als 
eine historische quaestio facti der Analyse des Einzelfalls zu überlassen: eben der 
kansal-genetischen Erklärung der individuell-bestimmten, »jetzt«, »hier« und 
»s0+ auftretenden Erscheinungen, die wir als solche festhalten und in ihren 
Ursachen ergründen wollen. Diese kausal-genetische Erklärung ist aber etwas 
— den beiden ersten Fällen gegenüber — anderes und bedeutet als logische Form 
stets, daß man in dem antezedenten Zustand der Wirklichkeit vor liegende Tat- 
sachen festzustellen sucht, welchen man einen in der Zeit nacherfolgenden Effekt 
ds seinen Ursachen zuordnen kann, wobei man sich — was für uns in diesem 
Zusammenhang das Wichtigste ist, denn es handelt sich bei dem Verfasser nicht 
um die individuell-historische Erklärung, sondern um die allgemein-theoretische 
Begriffsbildung — der generellen Regeln der Verbindung eben dieser Er- 
scheinungen in der Form von Ursache und Wirkung bedient. Es ist unerfindlich, 
wie man mit einer solchen Allgemeinheit, wie der Verfasser es tut, der National- 
Ökonomie anraten kann, die Kategorie der Kausalität durch die der Wechsel- 
wirkung oder der Funktionalität zu ersetzen, wie man von einer Wissenschaft 
verlangen kann, daß sie ihren kategorialen Horizont so grundlos verengt und 
sch an Denkformen ärmer macht? wie man bei der kausal-genetischen For- 
«hung von der » Priorität der Ursache« absehen soll und wie man in einer metho- 
Üologischen Untersuchung von » Wirkung und Ursache« als »gegenseitig beding- 
ten Beziehungsverhältnissen« so ohne weiteres sprechen kann. — Dunkel ist der 
san der beiden nächsten, die Betrachtung resümierenden Aussprüche (S. 98): 
'Organik und Kausalität sind nicht notwendige Gegensätze in den sogenannten 
genetischen Gesetzen, sondern der jeweilige Gehalt an beiden bestimmt sich im 
konkreten Falle nach der Richtlinie, das exakteste Resultat und gleich- 
zeitig die größte Exaktheit der Bedingtheiten des Resultates festzustellen. « 
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Dieser Satz scheint immerhin so viel zu besagen, daß »Organik« (Teleologie) und 
Kausalität Hilfsmittel der Erkenntnis sind, deren Anwendung dem Zweckmäßig- 
keitsstandpunkt unterliegt, was angesichts der früheren Ausführungen des Ver- 
fassers einigermaßen überrascht. Es wäre indessen eine Täuschung zu denken, daß 
wir auch von » Universalismuss und »Individualismus« im Sinne des Verfassers 
dasselbe annehmen dürfen. Ihre Bestimmung ist so schillernd abwechslungs- 
reich, daß man überhaupt nicht weiß, woran man sich zu halten hat (siehe S. 96): 
Das Problem soll plötzlich (S. 96) überhaupt »kein methodologisches sein«: » Es 
handelt sich um Grundeinstellungen der apriorischen Annahmen«; dann aber wer- 
den auf dergleichen Seite »Individualismus« und s Universalismus« als » Glaubens- 
sätzes«, als Sätze von »metaphysischem Charakter« und schließlich als »Hypo- 
thesen« bezeichnet! Auf S. 99 wird dann die »universalistische Grundannahmes« 
»zumindest bis zu einem gewissen Grade« als »der Entscheidung für die be- 
wußte und konstante Anwendung irgendeiner jeden beliebigen Methode zugrunde 
liegend« hingestellt (dieser Satz ist teils gesperrt, teils in Fettdruck gedruckt): 
»Eine wirklich ganz reine individualistische Anschauung vom Wesen der Wirt- 
schaft müßte in ihrem ganz reinen Atomismus einen Widerspruch zur durch- 
gehenden Anwendung einer durchgehenden einheitlichen Methode eigentlich in 
sich schließen« (!) (S. 99); danach schließt gerade die individualistische Ansicht 
der Wirtschaft die Anwendung der individualistischen Methode aus, was wieder- 
um mit anderen Ausführungen des Verfassers, insb. über die Klassiker im »hi- 
storischen« Teil kontrastiert. Indessen erscheint dem Verfasser die universa- 
listische Methode« allein auch ungenügend: » Andererseits aber muß man doch 
festhalten, daß eine rein universalistische Anschauung vom Wesen der Wirtschaft 
sich zwar durchdenken, aber bei der Aufstellung der wirtschaftlichen Gesetze, ja 
bei ihrer Darstellung überhaupt (!), sich eben nicht restlos in die Tat umsetzen 
läßt (!)«. Alles in allem (und trotz allem!) ist aber die Ansicht des Verfassers: 
» Universalismus«seieinenotwendige»Grundannahme«, der» Individualismus« 
dagegen eine unter Umständen methodisch brauchbare » Unterstellung«. Als letzte 
Probe seien hier endlich noch zwei Sätze angeführt, die recht unklar sind und 
miteinander in einigem Widerspruch zu stehen scheinen: »Das Wesentliche des 
Universalismus (von mir gesperrt) erweist sich darin, daß die universa- 
listische Annahme eben die Annahme der gegenseitigen Bedingtheit und Ab- 
hängigkeit ist. Eine solche wechselseitige Bedingtheit ist auch im Naturge- 
schehen wie bei den menschlichen Handlungen anzunehmen, sowie wir siegene- 
tisch betrachten« und: »Die individualistische Unterstellung wird 
für uns erst dann aktuell, wenn wir nach der Darstellung und den Gesetzen des 
Geschehens suchen bzw. das Handeln auch von seiner genetischen, seiner 
Geschehensseite her betrachtene (S. 99). 


Wir wollen hier auf weitere kritische Anmerkungen verzichten 
und gehen nur noch ganz kurz auf die »Begründung« ein, die der Ver- 
fasser der Verwendung der »teleologischen« und der kausalen Methode 
und dem Vorrang der ersteren in der Nationalökonomie gibt, bloB 
um auch hier — noch ein letztes Mal — den schon mehrfach hervor- 
gehobenen Mangel einer prinzipiellen Erfassung fundamentaler logi- 
scher Sachverhalte, die doch gerade von einer »Einführung« gefordert 
werden muß, aufzuzeigen, und zwar handelt es sich diesmal um den 
grundlegenden Unterschied der rein empirischen und der 
normativen Betrachtungsweise. Dieser Unterschied ist ja für 
die Nationalökonomie, die — in der Theorie und Geschichte der Wirt- 
schaft einerseits und in der Wirtschaftspolitik andererseits — beide 
Betrachtungsweisen kennt, von besonderer Bedeutung. Jene »Be- 
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gründung« liegt für den Verfasser teils in dem besonderen Wesen der 
Wirtschaft, teils offenbar in den besonderen Zielen der wirtschafts- 
wissenschaftlichen Erkenntnis, wobei allerdings diese beiden methodo- 
logisch differenzierenden Momente nicht scharf geschieden, dauernd 
durcheinandergebracht und in ihrer Relevanz nicht klar bestimmt 
werden. Zunächst wird die Anwendbarkeit und die Notwendigkeit 
der beiden Verfahren, des kausalen und des teleologischen, in der 
Nationalökonomie aus der Eigenart ihres Objektes abgeleitet, — das 
eben jene beiden »Reiche« des »Geschehens« und »der Handlungen« 
vereinigt (vgl. S. 106), deren Gegensätzlichkeit auch in den beiden 
zuletzt angeführten Sätzen des V. hervortritt, nirgends aber klar 
und eindeutig formuliert wird, — aus dem Umstand, »daß die Wirt- 
schaft, die wir betrachten wollen, eine gesellschaftliche Wirtschaft 
ist, gesellschaftlich, d.h. nicht unter Ausschaltung des Menschen 
betrachtet werden darf und eben Wirtschaft ist, d.h., es auch mit 
der Natur zu tun hate (S. 109—ı10). Ueber den höchst zweifel- 
haften Wert dieser Definition der »gesellschaftlichen Wirtschaft« 
müssen wir uns in diesem Rahmen hinwegsetzen. Wir möchten immer- 
hin etwas oberflächlich fragen, ob nicht auch zu dem Begriff der »iso- 
lierten Wirtschaft« menschliches Handeln u n d Natur gehören? Wir 
wollen ferner fragen, ob nicht auch die »isolierte Wirtschaft« kausal 
und in dem Sinne teleologisch betrachtet werden kann, daß man 
unter Anwendung der Kategorien Zweck und Mittel die Frage nach 
der rationellsten (adäquatesten) Verwendung eines gegebenen Vor- 
rates stellt? Und wenn der Verfasser meint, daß »Naturgesetze für 
die Wirtschaftsbetrachtung zweifellos Wert besitzen«, da »ja alle 
Vorgänge sich in der Natur abspielen« (S. 108), so möchten wir dazu 
sagen, daß dies mit jenem sonderbaren Begriff der gesellschaftlichen 
Wirtschaft natürlich nichts zu tun hat und daß mit demselben Rechte 
von jeder empirischen Wissenschaft dasselbe behauptet werden kann, 
für ihren logischen Charakter aber nicht die mindeste Relevanz besitzt. 
Es ist klar, daß die Wirtschaftswissenschaft, auch die Ergebnisse 
anderer Wissenschaften verwenden wird: der Wissenschaften von 
verschiedenstem logischen Gepräge, der Geschichte und der Natur- 
wissenschaft, der generalisierenden und der individualisierenden, der 
verstehenden und der bloß begreifenden Wissenschaften; und ge- 
kgentlich wird sie auch »Naturgesetze« im vollen Sinne verwerten, 
d. h. Ergebnisse der Naturwissenschaft im sachlichen und im logischen 
Sinne des Wortes (Rickert). Was hat das aber mit der logischen Struk- 
tur der Wirtschaftswissenschaft (oder speziell der Wirtschaftstheorie) 
ds solcher zu tun? 

Dem anderen Wesensmerkmal in jenem »problematischen« Be- 
grüf der »gesellschaftlichen« Wirtschaft, dem Menschen, insbesondere 
smem szweckvollen Handeln« wird die teleologische Methode als die 
adäquate koordiniert. Doch wissen wir schon, daß man nach dem 
erfasser auch hier der »kausalen Gesetze« bedürfe, und zwar um das 
menschliche Handeln auch nach »seiner genetischen Seite« zu ver. 
stehen, um seine »Dynamiks« zu erfassen (S. gAff.). Nach diesen ung 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 1. I5 


226 Alexander von Schelting, 


ähnlichen Formulierungen des Verfassers scheint es nun, als ob hier 
der Erkenntniszweck, der Gesichtspunkt, unter dem betrachtet wird, 
als ein methodologisch wesentliches Moment anerkannt wird: auch 
das menschliche Handeln könne für bestimmte Erkenntnisziele kausal 
erforscht werden; wolle man aber »mehr«, als die kausale Betrach- 
tung geben kann, mehr als »ein Erkennen der Gründe des Geschehens« 
(S. 112), so müsse man sich der teleologischen Methode bedienen, und 
mit ihrer Hilfe gelange man zur Aufstellung von » Wertungsgesetzen 
für wirtschaftliches Handeln«, » Gesetzen über die Leistungsgröße der 
Mittel« usw. usw. Obwohl der gemeinte Sachverhalt hier nirgends wirk- 
lich klar ausgedrückt ist, handelt es sich offenbar bei diesem mit der 
»teleologischen« Methode anzustrebenden besonderen Zweck der Natio- 
nalökonomie jedenfalls auch irgendwie um ein konstruktives System der 
»rationalen« und »adäquaten« Zuordnungen von in einer Wirtschaft 
disponiblen Mitteln zu bestimmten gegebenen Zwecken, wobei für 
uns hier rational bedeutet, daß diese Zuordnung sich strengstens am 
sogenannten wirtschaftlichen Prinzip orientiert, und mit adäquat 
gemeint ist, daß sie die graduell abgestufte Werthaftigkeit der Zwecke 
abwägt und die größte Wertfülle des Gesamtresultates anstrebt. 
Dieses »teleologische« System ist eine »hypothetisch-normative« 
Ordnung, die besagt, wie und welche Mittel angewendet werden m ü s- 
sen, wenn man gewisse als seinsollend anerkannte Zwecke 
erreichen will. Nun ist es klar, daß es sich hierbei nicht um den 
Gegensatz zur kausalen Methode innerhalb der empirisch-seins- 
wissenschaftlichen Erkenntnis handelt, sondern um einen Gegensatz 
zu dieser letzteren überhaupt, und zwar insofern, als hier die Sphäre 
einer nicht mehr rein empirischen, beschreibend und erklärend konsta- 
tierenden, sondern logisch andersartigen wirtschaftspolitischen und in 
gewissem Sinne wirtschaftsnormativen Erkenntnis beschritten wird. Es 
ist ferner klar — und das ist für uns das Wichtige —, daß andererseits 
jede derartige Betrachtung, wenn sie mehr als bloße » Wünschbarkei- 
ten« ohne Realisierungsmöglichkeit aufstellen will, an das Prinzip der 
Kausalität, an eine an diesem Prinzip orientierte Erkenntnis, an 
generelle kausale Regeln des sozial-ökonomischen Geschehens als ihre 
conditio sine qua non, als ihre logisch notwendige Voraussetzung ge- 
bunden ist. Es ist dabei gleichgültig, ob jenes teleologische Be- 
ziehungssystem von Mitteln und Zwecken ein »zwei- oder mehrglied- 
riges« ist, ob es sich um einen »einstöckigen« oder um einen kompli- 
zierten Bau handelt, in dem sich zwischen die »unterste Mittelgruppe« 
und die »letzten Zwecke« eine Kette von »Zwischenzwecken« ein- 
schiebt; es ist gleichgültig, ob die teleologische Konstruktion eine 
Sphäre, einen partiellen Zweck oder das »Ganze« der Wirt- 
schaft erfaßt; ob sie nur die Wirtschaft oder, darüber hinausgehend, 
auch andere »Seiten« des Gesellschaftslebens ergreift, und es ist gleich- 
gültig, ob sie eine bestimmte konkrete Situation im Auge hat, 
d.h. ad hoc aufgestellt wird, oder ein allgemeingültiges optimales 
System darstellen will (z. B. die Frage der Agrarzölle im heutigen 
Deutschland einerseits — die Freihandelstheorie andererseits). 
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Immer schließt eine solche teleologische Zuordnung ein Urteil 
überdekausaleWirksamkeit der Mittel ein; und ein solches 
Urteil ist, wenn es objektive Gültigkeit haben soll, an vorgehende 
generelle und kausale Erkenntnis der wirtschaftlich-gesellschaftlichen 
Erscheinungen gebunden. Jede vernünftige Aussage über die zu 
ergreifenden Maßnahmen und die zu erwartenden Erfolge, die eben 
die Aufgabe der Wirtschaftspolitik darstellt, appelliert an die kausale 
Analyse der Wirklichkeit, und nur in dieser Analyse ist der Maßstab 
für die Zweckmäßigkeit, die Adäquatheit, die Rationalität der Mittel 
und eine sichere Basis für die »teleologisch-normative« Konstruktion 
der Wirtschaftspolitik zu finden. Und es handelt sich bei diesem 
kausal-generellen Wissen sicherlich nicht nur um Naturgesetze; es 
ergreift nicht die snatürliche« Seite der gesellschaftlichen Wirtschaft 
allein: strebt die teleologische Konstruktion mehr an als eine bloße 
Technologie der Gütererzeugung, mehr als eine natural-technische 
Produktivitätslehre, so muß die ihr als Voraussetzung dienende gene- 
rele Erkenntnis kausaler Zusammenhänge auch das mensch- 
liche Handeln umschließen; sie muß die Frage beantworten, 
wie die Menschen als bewußt handelnde Wirtschaftssubjekte »auf 
bestimmte Situationen zu reagieren pflegen« (Max Weber) d.h. 
kausale Regelmäßigkeiten menschlichen Verhaltens, zunächst in 
empirischen »Gesetzen«, festzustellen suchen. Und darüber 
hinaus muß sie abstrakte Gesetzmäßigkeiten mit allgemeingültigem 
‚Notwendigkeitsecharakter konstruieren, welche die andere Frage be- 
antworten, wie jene »Reaktionen auf bestimmte Situationen« ver- 
laufen m ü ss e n unter der Voraussetzung, daß die Menschen absolut 
zweckrational im Sinne des wirtschaftlichen Prinzips handeln (M. We- 
ber). Eine solche Konstruktion hat den Vorzug der besonderen 
Eindeutigkeit und — in der wirtschaftlichen Sphäre, zumal bei der 
kapitalistischen Wirtschaftsweise — trotz allen gegenteiligen Be- 
hauptungen auch einen hohen Grad der »Wirklichkeit« für sich. 
Beide Arten von generellen Erkenntnissen wird eine, objektiv gültige 
und klare Resultate anstrebende Reflexion der hier behandelten 
teleologischen Art nicht umgehen können, und selbstverständlich 
handelt es sich in diesen beiden Arten generellen Wissens von der 
Wirtschaft um zweckvolles menschliches Handeln und um die Er- 
kärung der wirtschaftlichen Zusammenhänge aus den vorgestellten 
Zwecken dieses Handelns, weshalb diese Betrachtung natürlich nicht 
aufhört, kausale Betrachtung zu sein. 

Trotzdem der Verfasser an einzelnen Stellen den richtigen und 
wesentlichen Fragestellungen nahekommt (z. B. S. 107) und gelegent- 
ich auch treffende Ausführungen über Teilfragen macht (z. B. S. 113), 
gelangt er nirgends zu einer systematisch durchgeführten und ein- 
deutig formulierten prinzipiellen Erfassung der hier dargelegten 
logischen Sachverhalte, die sehr einfach und doch grundlegend sind: 
des Verhältnisses der in dem eben umschriebenen Sinne teleolo- 
ashen und der kausal-nomologischen Betrachtungsweise in der 
Nationalökonomie und somit auch der Beziehungen der rein empi- 
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rischen Wirtschaftserkenntnis zu den über die bloße Empirie hinaus- 
gehenden, die Sphäre des Normativen berührenden, »praktischen « 
Aufgaben der Wirtschaftspolitik. Statt dessen macht er den un- 
möglichen Versuch, einen von dem hier behandelten unterschiedenen 
logischen Begriff der »teleologischen« Methode zu bestimmen, die — als 
einbesonderes, von der Kausalität ganz unabhängiges, ihr gar 
gegensätzliches und doch auch empirisch-nomothetisches Ver- 
fahren — bestimmten Erkenntnis z wecken der Wirtschaftswissen- 
schaft und bestimmten in dem Begriff der »gesellschaftlichen Wirtschaft « 
mitumfaßten objektiven Sachverhalten (vgl. S. 225 dieses Auf- 
satzes) spezifisch adäquat sein soll. Wir wissen wohl, daß durch 
unsere Ausführungen das Problem der Teleologie in der National- 
ökonomie nicht endgültig erschöpft ist !), glauben aber immerhin 
einen besonders wesentlichen logischen Sachverhalt hervorge- 
hoben zu haben, der doch gerade in einer »Einführung« nicht über- 
sehen werden sollte. Jener besondere Begriff der »teleologischen« 
Methode im Sinne des Verfassers ist indessen so mangelhaft und so 
wenig klar entwickelt, daß eine Auseinandersetzung darüber gegen- 
standslos sein müßte. Auch wenn sie unsere Aufgabe wäre, wären 
wir nicht in der Lage, in den Ausführungen des Verfassers einen 
einigermaßen eindeutigen und brauchbaren Anhaltspunkt für eine 
weitere prinzipielle Erörterung zu finden und müßten uns dann schon 
Spann zuwenden, dessen Lehre von der »teleologischen« Methode wir 
hinter den Anschauungen des Verfassers wohl mit Recht vermuten. 


16) Es sei z. B. auf den eigentümlichen problematischen Sachverhalt hin- 
gewiesen, daß eine teleologisch-normative Konstruktion des mit Rücksicht auf 
bestimmte gegebene Zwecke richtigen wirtschaftlichen Handelns einer- 
seits und ein mit der Voraussetzung streng rationalen Verhaltens operierendes 
kausales Deutungschema empirischer wirtschaftlicher Zusammen- 
hänge andererseits inhaltlich zusammenfallen können, ohne natürlich 
ihrem logischen Sinne nach identisch zu sein, oder auf die oft geradezu in der 
Form einer Frage »nach dem Zweck « gestellten V or fragen der Wirtschaftstheorie 
nach den » Verrichtungen« oder » Funktionen« wesentlicher Tatbestände des Wirt- 
schaftslebens (des Kapitals, des Kredits, des Preises, der Arbeit usw.), die natür- 
licherweise einer theoretischen Aufstellung und Erklärung der Zusammen- 
hänge vorgehen müssen. Der Hinweis auf diese Sachverhalte ist in un- 
serem Zusammenhange deshalb besonders wichtig, weil — wie wir glauben — 
gerade ihre Ueberschätzung und falsche logische Interpretation zu jener Idee 
einer besonderen empirischen Methode der Teleologie im Sinne 
des Verfassers und anderer verleitet hat. In Wirklichkeit haben die erörterten 
logischen Sachverhalte nichts damit zu tun und sind gegenüber dem im Text 
ausgeführten Sachverhalt der »Teleologies in der Nationalökonomie nur von 
untergeordneter Bedeutung. 
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1. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


Diehl-Mombert: AusgewählteLesestückezumStu- 
dium a... Oekonomie. Band 17: »Das 
Eigentume. Karlsruhe i. B., G. Braun, 1924, geb. M. 3.—. 

Die ganz ausgezeichnete, für Studium und Lehre der politischen 
*konomie an den Hochschulen, insbesondere aber auch für semina- 
sische Arbeiten gleichermaßen zweckmäßige Sammlung wurde im 
vorliegenden Bande wieder hinsichtlich eines wichtigen Problem- 
xomplexes bereichert. Die bewährte auszugsweise Vorführung der 
eutsamen Autoren zum Begriff und zur Theorie des Eigentums 
gibt ein zugleich entwicklungsgeschichtliches Bild über die Auffassung 
ser kardinalen Grundfragen und die wechselnde theoretische Be- 
Tindung des Eigentumsbegriffes. Zum Worte gelangen für die natur- 
rechtliche Begründung Thomas von Aquino, für die Okkupations- 
sorie Hugo Grotius, für die Arbeitstheorie John Locke und J. R. 
Culloch, für die natürliche Eigentumstheorie J. G. Fichte und 
à, Samter, für die Legaltheorie J. Bentham. Zur Kritik dieser 
abstrakten Eigentumstheorien« wird A. Schäffles Stellungnahme in 
an »Kapitalismus und Sozialismus« gebracht. Die soziologische 
ortbildung des Eigentumsbegriffs und seiner Theorie wird durch Ex- 
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belegt, während als »Gegner des unbeschränkten Privateigentums« 
J. St. Mill, Josef Karner (Karl Renner) und P. Kropotkin zu Worte 
kommen und schließlich zur geschichtlichen Entwickelung des Eigen- 
tums W. Wundts einschlägige Ausführungen aus seinem Werke » Völ- 
kerpsychologie«, namentlich über das Verhältnis von Gemein- und 
Sondereigentum wiedergegeben werden. Mag auch in der auszugs- 
weisen Textmitteilung die wörtliche Vorführung mancher, namentlich 
für die Kritik des Eigentumes und seiner Theorien wichtiger und 
richtunggebender Autoren vermißt werden (wie u.a. Rousseau, 
Proudhon, Thiers, Lassalle, Kautsky, oder zur Entwickelungsgeschichte 
vor allem Laveleye), so muß doch die Notwendigkeit strenger Beschrän- 
kung in der Auswahl anerkannt werden, zumal eine eingehende Ein- 
leitung einen zusammenfassenden und die Textauszüge ergänzenden 
Literaturüberblick ermöglicht. Der Wandel von einer ursprünglich 
individualistischen zu einer sozialen und gemeinwirtschaftlichen Auf- 
fassung des Eigentumsrechtes, welche teils zu einer prinzipiellen Ein- 
schränkung seines Inhaltes, teils auch zu völliger Verwerfung des 
Privateigentums überhaupt geführt hat, wird in knapper, aber instruk- 
tiver Linienführung von den Herausgebern trefflich een 
(E. H. Vogel.) 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Gesellschaft und Staat im Spiegel deutscher Ro- 
mantik. Die staats- und gesellschaftswissenschaftlichen Schrif- 
ten deutscher Romantiker, ausgewählt, mit erklärenden Einlei- 
tungen und Anmerkungen versehen und herausgegeben von Dr. 
Jakob Baxa. Jena, G. Fischer, 1924. VII und 664 Seiten. 
(8. Band der von Prof. Dr. Othmar Spann herausgegebenen Samm- 
lung: »Die Herdflamme«). 

Dieser Auswahl hat Baxa eine Einleitung über »Das Wesen der 
Romantik und ihr Verhältnis zum Staate« Se vorausgeschickt, 
in welcher er zunächst eine Uebersicht über das Schrifttum zur Romantik 
gibt und hierauf, zur Begriffsbestimmung der Romantik übergehend, es 
als »äußerst schwer« erklärt, eine genaue Begriffsbestimmung dieser 
Bewegung zu geben. Er schließt sich dabei, auf eine eigene Begriffs- 
bestimmung verzichtend, an Spann an, nach welchem das Wesen der 
Romantik ganz mit ihrem philosophischen Charakter bezeichnet sei, 
da das Verhältnis zum Uebersinnlichen, Transzendenten, Göttlichen, 
Unendlichen bewußt oder unbewußt die romantische Kunst und 
Wissenschaft völlig beherrschen. Eigentümlich sei der Romantik das 
Gefühl von der Rätselhaftigkeit des Daseins, der Schmerz über das 
Unzulängliche, das Böse, den Tod in der Welt, und doch zugleich die 
Sehnsucht, sich dem Ungeheuern und Ewigen, dem Uebermächtigen 
ganz zu vertrauen. Die Wiege der romantischen Ideen ist nach Baxa 
Indien (5), neben den Indern kommt das Volk der Griechen in Be- 
tracht (7), auch das Christentum weist eine Fülle romantischer Ele- 
mente auf, die Romantik selbst ist keine einheitliche Richtung, sle 
hat eine Entwicklung durchgemacht, aus der Ebene der Aufklärung 
erhob sie Fichtes Philosophie (Ir) und den Schlußstein bildet die 
Hinneigung zu dem Weltgebäude des Mittelalters, zur katholischen 
Kirche (13). Was die Probleme von Staat und Gesellschaft anlangt, 
‚so bekannten sich zunächst viele Romantiker zur demokratischen 
Republik, später erwacht das Nationalgefühl in ihnen, es erwacht die 
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Liebe für den geschichtlich gewordenen Staat und im Anschluß an 
Schelling entwickelt sich die organische Staatsauffassung, zuletzt die 
Theokratie, der Staat erscheint als das Werk Gottes, er ist der höchste 
und einzige Herrscher und die irdischen Gewalten stehen ihm nur zu 
Lehen (15—17). — Bei aller Anerkennung des Fleißes des Heraus- 
gebers ist es nicht immer verständlich, von welchen Gründen er sich 
bi der Auswahl der einzelnen Teile der Sammlung leiten ließ, z. B. 
weiß man nicht, warum er die m. E. für Staat und Gesellschaftslehre 
völlig bedeutungslosen, im servilsten Ton gehaltenen Briefe Friedrich 
Schlegels an Metternich vom I. Dezember 1809 und 1. November 1810 
(133—39) aufgenommen hat. Mangels eines Auszugs aus den übrigen 
Akten fehlt dem Leser die notwendige Grundlage zu einer entsprechen- 
den Beurteilung des hier zum erstenmal abgedruckten Schreibens 
Gentzens an Friedrich Schlegel vom 25. November 1816 und mit 
einer bloßen Verweisung auf das weitere Schrifttum über Schlegels 
Tätigkeit am Bundestag in Frankfurt ist nicht geholfen. Die um- 
fangreichen Anmerkungen (533—58), welche zum größten Teile lang- 
atmige, vielfach wörtliche Auszüge aus andern Werken, z.B. jenen 
Kents, und eine ganze Reihe für halbwegs gebildete Leser überflüssiger 
biographischer, literarischer und historischer Notizen enthalten, bilden 
einen entbehrlichen Ballast der ohnehin schon beträchtlich ange- 
schwollenen Seitenzahl des Buches. Die zumeist ganz unkritischen 
eigenen Bemerkungen des Herausgebers über geschichtliche Ereignisse 
und Persönlichkeiten bleiben oft ganz an der Oberfläche haften, so 
wenn er von den Staatsmännern des Vormärz behauptet, daß sie nicht 
nach romantischen, sondern nach den Grundsätzen des aufgeklärten, 
dh.individualistischen Absolutismus regiert hätten, und 
dab insbesondere Metternich jedes Verlangen nach ständischer Ver- 
tretung, nach Wiederaufrichtung des deutschen Kaisertums und einer 
Vorherrschaft der Kirche streng unterdrückt habe. Was die Frage 
der Wiederherstellung des römischen Kaisertums anlangt, so haben 
selbst streng katholische Schriftsteller die schwierige Lage Oester- 
reichs auf und nach dem Wiener Kongresse viel zutreffender und 
objektiver beurteilt (vgl. z. B. Phillips, Vermischte Schrift, II [1856], 
41—72 und die neuesten Erörterungen zu dieser Frage bei Heinrich 
Ritter von Srbik, Metternichs Plan der Neuordnung Europas 1914—15, 
Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung XL 
[1924], 109—26, insbes. 1I5—ı19). Bei der Frage der landständischen 
erfassungen in den deutschen Bundesstaaten darf man an den schon 
von Gentz in seiner Denkschrift zu den Karlsbader Beschlüssen be- 
luchteten politischen und staatsrechtlichen Bedenken nicht einfach 
vordeigehen (vgl. Briedrich v. Gentz, Staatsschriften und Briefe, 2 
[München 1921], 51—55) und daß Metternichs einer Revision der 
josephinischen Kirchenpolitik keineswegs abholden Bestrebungen 
gegenüber der späteren, gänzlich verfehlten Konkordatspolitik noch 
Immer der richtige Weg waren, erscheint gerade durch die neuesten 
ofschungen erwiesen. (Vgl. darüber Heinrich Singer, Kritische Be- 
merkungen zu einer Geschichte des österreichischen Konkordats, in 
den Mitteilungen des Vereins für Geschichte der Deutschen in Böhmen, 
62, Jahrgang, 95—116, 165—262.) (Otto Weinberger.) 


Rolffs, Ernst: Politische Ethik und ethische 
Weltanschauung. Leipzig, Hinrichs, 1923. X u. 359 S. 
Geh. M. 2.80, geb. M. 4.—. 
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Das Buch wird bei den Lesern dieses Archivs Interesse finden, 
namentlich sofern es eine politische Ethik zu bieten verspricht. Ihr 
ist freilich nur ein verhältnismäßig kleiner Teil des Ganzen gewidmet. 
Dafür bietet das Werk andererseits weit mehr. Es behandelt nicht 
etwa das Verhältnis politischer Ethik zu ethischer Weltanschauung, 
sondern es gibt eine ethische Weltanschauung, den umfassenden Auf- 
riß einer Welt- und Lebensanschauung, in den R. seine politische 
Ethik einordnet. Diese Weltanschauung hier so zu erörtern, wie sie 
es verdient, läge freilich außerhalb des Rahmens dieser Zeitschrift. 
So beschränke ich mich auf folgende Andeutungen. 

Will man die Paten dieses Systems, die Philosophen nennen, von 
denen R. sich hauptsächlich beeinflußt zeigt, so sind es besonders 
Schleiermacher und Schopenhauer. Aus Schleiermachers Ethik ist 
das Schema der kulturschaffenden Funktionen des Geistes übernom- 
men, von Schopenhauer die Theorie, Wille sei die innerste Kraft 
alles Seienden. Eine sehr ungewöhnliche, aber durchaus anregende 
und fruchtbare Synthese! Im übrigen sind R. und sein Buch dadurch 
noch wenig charakterisiert, daß man jene beiden Denker nennt. 
Kantischer Ernst, Goethische Lebensweisheit, Carlylesche Helden- 
verehrung, Lutherisches Gottvertrauen sind für den Inhalt seines 
Buchs mindestens ebenso bedeutsam, unter den Lebenden nennt er 
als seinen Lehrer Harnack, dem es gewidmet ist. Ueberhaupt gehört 
zum Wesentlichen und zu den Vorzügen des Buches eine große Viel- 
seitigkeit; wie ganz anders würden die Kirchen im öffentlichen Leben 
dastehen, wenn mehr ihrer Vertreter (R. ist protestantischer Theo- 
loge, Superintendent in Osnabrück) so vertraut mit historischer und 
politischer Literatur wären! Er gibt keine Geschichtsphilosophie, 
weder in Augustins noch in Hegels Art; aber man darf wohl sagen, 
daß etwas von dem weiten Geiste der Herderschen Ideen zur Philo- 
sophie der Geschichte in dem Buche ist. 

Rolffs geht davon aus, daß der Krieg den Individualismus und 
Optimismus zerstört habe. Welchem der in dieser Lage möglichen 
Typen der Weltanschauung wir uns zuwenden, darüber entscheide 
die Ethik. R. gibt zuerst die metaphysischen Voraussetzungen sei- 
ner Ethik, das Verhältnis von Natur, Geist und Wille; dann gibt er 
eine Theorie der Kulturarbeit auf den verschiedenen Gebieten (Staat, 
Sittlichkeit, Wissenschaft, Kunst, Religion; das wirtschaftliche Le- 
ben bleibt wesentlich außerhalb des Bereichs von R.s Erörterungen, 
ist ihm offenbar mehr nur Untergrund jener anderen Betätigungen). 
Ueber den Konflikt, in den uns die Tatsache des Irrationalen, des 
Uebels, des Bösen bringt, helfe uns der Genius hinweg, d. h. es helfe 
uns die in Kulturheroen, Staatsmännern, Feldiferren, Philosophen, 
Künstlern, Propheten gegebene Offenbarung des Ueberweltlichen, 
wobei für R. die, in denen religiöse und sittliche Ideale verkörpert 
sind, besonders Jesus, entscheidende Bedeutung haben. So schildert 
er weiter das abendländische Christentum in seinen beiden Haupt- 
formen, Katholizismus und Protestantismus, und stellt ihm die Pro- 
bleme des politischen Lebens gegenüber. Den Schluß bildet also eine 
Erörterung über das Verhältnis von Staatsbürger und Christ, Staat 
und Kirche, und über das politische Ideal des Völkerbundes im Ver- 
hältnis zum religiösen Ideal des Gottesreichs. 

Sind es auch nur Abschnitte des Buchs, die von politischen 
Dingen handeln, so ist doch eine Fülle von politischen Fragen da 
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besprochen, die starken Motive, die immer wieder zum Kriege ge- 
iührt haben, das Verhältnis von Politik und Moral, die Standesmoral 
der Offiziere, die nationale Aufgabe von Wissenschaft und Kunst, 
das Recht der Todesstrafe u. dgl. Ich verzichte darauf, Beispiele 
der vielen guten Bemerkungen zu bringen, die R. bietet, und er- 
wähne auch von den Stellen, wo ich widerspreche, nur einige. Wenn 
(S. 41) die viel verhandelte Frage nach dem Verhältnis der Begriffe 
Volk und Nation so beantwortet wird, daß Nation die ethnologische, 
Volk die politische Einheit darstelle, so scheint mir der Sprach- 
gebrauch der zusammengesetzten Worte (Volksversammlung: Na- 
tionalversammlung) durchaus in entgegengesetzte Richtung zu wei- 
sen. Bisweilen finden sich einseitige Urteile über auBerchristliche 
Völker, über katholisches und über englisches Wesen. Ein starker 
Zug zu Konstruktionen ist unverkennbar. Das Buch liest sich glatt, 
aber wenn R. seine eigene Denkweise als heroarchischen Supra- 
rationalismus bezeichnet, so wird solche und ähnliche bei unseren 
Gelehrten grassierende Terminologie hoffentlich bald zur Rarität. 
Die Bedenken, die R. gegen das politische Wahlrecht der Frauen hat, 
scheinen mir leicht widerlegbar. Ueberhaupt wird an vielen Stellen 
natürlich die eigene politische oder religiöse Gesinnung oder Welt- 
anschauung für das Urteil bestimmend sein. R. steht dem heutigen 
deutschen Staat mit viel Abneigung gegenüber. Wie wunderlich ist 
aber ($. 139, im Zusammenhang des Gedankens, es sei eine mora- 
ische Offensive gegen die Lüge von unserer Schuld am Kriege nötig) 
der Satz: Durch die Entlastung der kaiserlichen Regierung von der 
Anegsschuld würden aber die republikanischen Machthaber das 
moralische Recht der Revolution entkräften.« 

Als ob es der alleinige oder auch nur der Hauptgrund der deut- 
xhen Revolution gewesen wäre, daß man in Deutschland geglaubt 
hätte, die kaiserliche Regierung sei schuld am Kriege gewesen! Und 
wenn R. (S. 150) schreibt: »Was wir im Kriege erlebt haben, war 
ene vollkommene Sinnlosigkeit, die dann für jeden Deutschen durch 
die deutsche Revolution zum vollendeten Wahnsinn gesteigert 
wurde«, so sche auch ich in der Revolution viel Schädliches und Un- 
sinniges, aber soweit durch R.s Satz der Anschein erweckt wird, als 
sten diejenigen, die ein gut Teil Schuld an der Revolution den vor- 
er Herrschenden beimessen, minder deutsch, ist solche Redeweise 
ingehörig. Sie leistet der unethischen politischen Kampfesweise 
Vorschub, von der wir in Deutschland gerade genug haben, während 
ih im übrigen gerade die ruhige und sachliche Urteilsweise des Verf. 
Degrüße, Sein kenntnisreiches und lebendig geschriebenes Buch 
wrd, auch wenn es aktuelle politische Wirkungen weder hat noch an- 
strebt, doch die Besinnung auf die Zusammenhänge politischen 
Denkens mit den allgemeinsten Weltanschauungsfragen fördern und 
m einzelnen viel Anregung geben, z. B. auch durch die Art, wie er 
hohe sittliche Gesinnung (die nach seiner Ueberzeugung religiösen 
harakter tragen wird) als Voraussetzung gerade für den sozialisti- 
xhen Staat und für einen wirklichen Völkerbund aufweist. 

(Mulert.) 


Kraft, Julius: Die Methode der Rechtstheorie 
inder Schule von Kant und Fries. Berlin-Grunewald, 
Walther Rothschild, 1924. 


234 Literatur-Anzeiger. 


Das Interesse dieser Untersuchung ist nicht ein historisches, son- 
dern ein durchaus systematisch-philosophisches. Daher hat es der 
Verfasser nicht auf eine erschöpfende Darstellung der behandelten 
Theorien abgesehen: Er will vielmehr ihren Aufbau auf seine innere 
Haltbarkeit hin prüfen, er will den Schutt belangloser Dogmatik 
wegräumen und die brauchbaren Elemente jener Theorien dem Blick 
des Lesers enthüllen. 

Wer den Ausführungen dieses geistvollen Versuches folgt, der 
wird ihm die Anerkennung einer großen Unabhängigkeit der gedank- 
lichen Gestaltung und einer bemerkenswerten Sicherheit der Argu- 
mentation nicht versagen. Die Kunst dieser Argumentation besteht 
darin, den Gang der Untersuchung in ihrem natürlichen Flusse zu 
entwickeln und vermittelst einer zielbewußten Methodik dem Ganzen 
den Zwang der Notwendigkeit und die Form der Einheit aufzuerlegen. 
Man findet hier nirgendwo einen überflüssigen Exkurs. Eher möchte 
man dem Verfasser den Vorwurf aphoristischer Kürze und einer frag- 
Ben Kargheit in der Erörterung fremder Fehlerquellen 
machen. 

Allein, diese Mängel lassen den Reichtum an Gedanken, den man 
hier findet, in ihrem Gegensatz zu Unvollkommenheiten der Form 
um so deutlicher hervortreten. Die Trennung zwischen den apriori- 
schen und den empirischen Elementen des Rechts wird mit ganz 
außerordentlicher Klarheit durchgeführt. Mag auch Kant selbst 
diese Trennung schon kritisch gewürdigt haben, so hat ihn — und 
seine Schüler — doch gerade der Formalismus seiner Rechts- 
prinzipien dazu geführt, die Kriterien des Rechts den Ta t- 
sachen der historischen Erfahrung zu entnehmen. Und so schwankt 
seine Schule noch immer zwischen dem Dogmatismus des Natur- 
rechts und dem Dogmatismus des Positivismus. Denn 
diese extremen Richtungen entspringen beide aus der Verkennung 
materialer Rechtsprinzipien, welche den Stoff der sozialen 
Erfahrung allein zu meistern vermögen. Es deutet nämlich einerseits 
der Dogmatiker des Naturrechts die Zufälligkeiten der Erfahrung 
willkürlich um zu Rechtsmaximen a priori und gelangt so zu seinen 
starren » en « Sätzen. Andererseits sanktioniert der Posi- 
tivist jeweils die Willkür des Tatsächlichen, ohne hierfür eine andere 
Begründung beizubringen als die Autorität seiner eigenen Macht- 
behauptung und den aufsehenerregenden, bombastischen Apparat 
gelehrter Systeme, deren Seele die leere Abstraktion und bedeutungs- 
lose Klassifikation ausmacht, soweit nicht eine Wahrheit der prak- 
tischen Vernunft ihnen Leben spendet. 


Fries, dessen Rechtslehre »im umgekehrten Verhältnis zu 
ihrer Bedeutung « beachtet worden ist, hat hier einen wesentlichen 
Fortschritt für die Rechtstheorie erzielt. Er stellt das System auf 
den Boden materialer Rechtsprinzipien und findet 
gerade damit als erster den Pfad, der zwischen Naturrecht und Posi- 
tivismus hindurchführt. 


Alles das mag der um den Fortschritt der Rechtstheorie inter- 
essierte Leser beim Verfasser selbst nachprüfen. Er wird dort indessen 
mehr finden als nur die Andeutungen allgemeiner Richtlinien. Der 
Vorzug der Bearbeitung Krafts liegt, meiner Ansicht nach, vor 
allem auch darin, daß die methodische Untersuchung auf bestimmte 
Einzelgebiete hinaus verfolgt wird, wo sich dann die allgemei- 
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nen Maximen der Kritik im besonderen bewähren sollen. So findet 
man unter anderem eine scharfsinnige Diagnose der Staatsrechtslehre 
der Kantschen Schule oder etwa eine Behandlung der Vertrags- 
theorie Schloßmanns, der hier — nicht ganz ohne Willkür — 
noch zur Friesschen Schule gezählt wird. 

Hätte der Verfasser seinen Stoff noch leichter verständlich dar- 
gestellt, als es der Fall ist, so würde man seine Schrift auch dem An- 
fänger als eine brauchbare und belebende Einführung in die Grund- 
lagen der Rechtsphilosophie empfehlen können. So mag sie nun 
immerhin den Fortgeschritteneren belehren und ihm einen angenehmen 
Veberblick bieten. Und wer gegenüber dem Sarkasmus geistreicher 
Kritik sich nicht als den Empfindsamen zeigen will, der wird nicht 
selten sein Vergnügen finden an der feinsinnigen Ironie, mit der die 
Blöße des wissenschaftlichen Gegners dem Nachdenken der Lesers 
hier schweigsam anvertraut wird. (Arnold Gysin.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Gerhardt, Johannes: Arbeitisrationalisierung u. 
bersönliche Abhängigkeit. Tübingen, J.C. B. Mohr 
(Paul Siebeck), 1925. 107 Seiten, 

Das Verhältnis der Wirtschaftswissenschaft zur Psychologie war 
in den letzten 50 Jahren kühl zum Nachteil beider Wissenschaften. 
Die Psychologie hat sich das reiche Material zur Kenntnis mensch- 
licher Charaktere, das sie den Wirtschaftsbeziehungen hätte entneh- 
men können, entgehen lassen. Die Nationalökonomie ihrerseits hat 
die psychologischen Moden der vorhergehenden Generationen mit 
der größten Harmlosigkeit aufgetragen. Der homo oeconomicus, ein 
durch die Lust-Unlustbilanz bestimmtes Wesen, ist eine solche psycho- 
logische Mode von vor 50 Jahren, und auch der Streit um die Moti- 
vation der Arbeit wird jetzt noch von sozialistischer und von bürger- 
licher Seite ganz auf dem Boden dieser veralteten Lust-Unlustmoti- 
vaton ausgetragen. Die Darstellung der Motive wirtschaftlichen 
Handelns mit ihrer logisch-dichotomischen Einteilung, wie sie jetzt 
noch die Nationalökonomen geben, wirkt geradezu chaotisch und 
zwar um so mehr, je sauberer die logische Gliederung, etwa in Gegen- 
warts- und Zukunftsmotive, egoistische und altruistische Motive usw. 
st. Denn da ist alles möglich: Die Not kann ebenso zu wirtschaftlicher 
Vorsorge wie zu der unwirtschaftlichen Kurzschlußhandlung (Eigen- 
tumsvergehen) und endlich auch zum dumpfen Verzicht führen. 

bensowenig gelingt das Verständnis etwa auf Grund einer Lehre 
von den menschlichen Bedürfnissen. Mag man dabei eine biologisch 
orientierte Lehre von den Bedürfnissen des menschlichen Organismus 
oder eine rein empirische, eventuell historisch gerichtete Untersuchung 
von den tatsächlichen Wünschen der Menschen im Auge haben. 

Dieses Chaos verschwindet sofort, wenn man sich entschließt, an 

Stelle der Dichotomie der Motive auf den verständlichen Zusammen- 

ang der Motivationen realer Persönlichkeiten zu rekurieren. 

Es wäre eine reizvolle Aufgabe zu untersuchen, was die verschie- 
denen theoretisch-psychologischen Auffassungen vom Wesen der Per- 
Sönlichkeit für das Verständnis des wirtschaftlichen Handelns und 
es Arbeitsverhaltens leisten können. Ich erinnere an die Spranger- 
shen Werttypen: der Persönlichkeit und andererseits etwa an die 
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psychiatrische Typenlehre Kretschmers. Aber das Einzelverhalten 
des wirtschaftenden Individuums zu verstehen, hat man mit diesen 
Hilfsmitteln noch nicht versucht. 

Die praktische Menschenkunde hat in neuester Zeit die stärksten 
Anregungen aus den Gedanken Alfred Adlers empfangen und es ist 
daher kein Wunder, daß diejenigen jüngeren Wirtschaftswissenschaft- 
ler, die aus dem Chaos der Motive herausstreben, es in den Bahnen der 
finalen Persönlichkeitsbetrachtung Alfed Adlers tun. 

Hierher gehört das Werk Gerhardts. In ihm wird zunächst in 
sehr feinsinniger Weise dargestellt, wie die moderne Arbeitsrationali- 
sierung (Psychotechnik und Taylorismus) das individuelle Geltungs- 
bedürfnis des abhängig Arbeitenden dauernd beeinträchtigt, wie das 
dumpfe Grollen in den Grundlagen des Produktionsprozesses mit 
dieser Beeinträchtigung zusammenhängt. G. sieht das Grundproblem 
darin, daß die moderne Arbeit eine ganz bestimmte soziale Bindung 
oder, wie ich dafür vorschlage zu sagen, eine bestimmte Motivations- 
stufe, nämlich die der erzwungenen Abhängigkeit typisch erzeugt. 
Er ist geneigt, diese Motivationsstufe für unerträglich zu halten, 
er glaubt, daß jede Individualität zum mindesten eine latente Ein- 
stellung gegen das Abhängigkeitsverhältnis hat. Indes wird man das 
nicht allgemein zugeben und man wird auch nicht zugeben, daß die 
Versachlichung des Abhängigkeitsverhältnisses leichter zu ertragen 
sei als ihre persönliche Färbung. Gerade von den Gedankengängen 
Adlers aus kann man die Tatsache recht gut verstehen, daß zahlreiche 
Individualitäten die persönlich gefärbten Abhängigkeitsverhältnisse 
bevorzugen, sei es nach dem »Unteroffiziertypus«, wie es G. nennt 
(nicht auf der untersten Stufe), sei es als »Gemeine«. Denn Ab- 
hängigkeit ist immer auch irgendwie mit Sicherung verbunden. Welche 
Anpassungserscheinungen, fragt G. weiter, sind bisher hervorgetreten ? 
Die wesentliche Hilfe ist die Klassenidee, die Vereinigung der vielen 
Schwachen zu einer anschaulichen Kraft, die nicht nur anschaulich, 
sondern eben auch wirklich wirksam ist. Aber so sehr auch mit stei- 
gender Geltung die innere »Sperrung«, die seelische Starrheit der 
Arbeiter schwindet (Revisionismus), so sind doch diese Ausgleichs- 
tendenzen nicht vollkommen, weil sie gewissermaßen »unverstanden « 
vor sich gehen. Sie tragen das Drängen nach einer Ueberkom- 
pensation in sich, das dann seinerseits wieder neue Störungs- 
momente enthält. 

Nicht ganz gerecht geworden ist G. den bekannten Vorschlägen 
von Hellpach (Gruppenfabrikation) und Rosenstock (Werkstatt- 
aussiedelung). Namentlich bei Rosenstocks Vorschlag ist ihm die 
weittragende Bedeutung des Siedelungsgedankens entgangen, von dem 
aus vielleicht sogar das Produktivitätsdogma angegriffen werden 
könnte. G. hat nicht genügend beachtet, daß die Steigerung der 
Produktivität der Sachgütererzeugung keine unumstößliche Not- 
wendigkeit ist. Für ihn liegt hier eine ungeprüfte Voraussetzung. 
Sein eigener Vorschlag ist der der Versachlichung aller Beziehungen 
und der möglichsten Beschränkung des Geltungsstrebens bei den 
Führern des Produktionsprozesses. Der Wert der Schrift liegt in der 
feinen, sorgsam abwägenden, auf eingehende Literaturkenntnis ge- 
stützten Darstellung der Wirkungen von Psychotechnik und Taylorıs- 
mus auf die Persönlichkeit und darin, daß an Stelle einer ökonomischen 
Fiktion Typen wirklicher Menschen untersucht werden. 

(Eliasberg.) 
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Danzel, Th W.: Magie und Geheimwissenschaft 
in shrer Bedeutung für Kultur und Kultur- 
geschichte. 8%. XII u. 213 S., ı Tafel, 37 Abbildungen. Stutt- 
gart, Strecker & Schröder, 1924. 

Als magische Handlungen bezeichnet der Verfasser »Bräuche 
und Ausübungen, deren Wirkungen nicht ohne weiteres aus den ein- 
fachen natürlichen Bewegungen, aus denen sie sich zusammensetzen, 
erklärt werden können«, und gebraucht den Begriff der Magie daher 
in sehr weitem Sinn, indem er eine scharfe Trennung zwischen Magie 
und Religion oder Kultus aus völkerpsychologischen Gründen für 
unstatthaft hält. Unter Geheimwissenschaft versteht er die religiösen 
Lehren des Geheimnisvollen. Den primitiven Menschen setzt er als 
s magisch « in Gegensatz zum technischen Menschen späterer Stufe: 
homo divinans und homo faber. 

Er behandelt zunächst die primitive Magie, die Lehre von den 
Verzeichen, den Amuletten, den Zauberhandlungen, Heiltänzen u. a. 
Er geht dann dazu über, Magie und Geheimwissenschaft einer Reihe 
alter Kulturländer zu besprechen, so Mexikos, Perus, Assyriens und 
Babyloniens, Aegyptens, sowie Religion und Magie in China und 
Indien zu untersuchen. Ein weiteres, besonders interessantes Kapitel 
behandelt Alchimie und Kabbala, das Schlußkapitel die Erkenntnis- 
weisen und heutigen Möglichkeiten der Deutungskunst, wobei der Ver- 
isser sich allerdings zu kühnen Behauptungen versteigt, so S. 210: 
Aus den Tatsächlichkeiten wird in den Deutungen, in den Aus- 
kgungen Kraft gewonnen, die Zukunft zu gestalten.«e Wird dies 
auch nur in ganz bestimmten Fällen möglich sein, so sind doch des 
Verfassers Ausführungen und Darlegungen sehr wertvoll, da sie viel 
Tatsächliches aus weniger bekannten Gebieten beibringen und wichtige 
Beiträge zur Ausgestaltung der Völkerpsychologie liefern. 

(K. Sapper.) 


4. Sozialismus. 


Giovanoli, Dr. Friedrich: Die Maijeierbewegung. 
Ihre wirtschaftlichen und soziologischen Ursprünge und Wirkungen. 
Karlsruhe, G. Braun, 1925. XI u. 141 Seiten. 8%. Preis: M. 4.50. 

Das Werk von Giovanoli, das als erstes Heft der von Gottfried 

Salomon herausgegebenen »Sozialwissenschaftlichen Abhandlungen« 

erschienen ist, behandelt einen bisher unbeachtet gebliebenen, viel- 

kicht auch wegen seiner Kompliziertheit unbeachtet gelassenen 
überaus lehrreichen Gegenstand. 

‚ Die Arbeit kommt zu etwa folgenden Ergebnissen: Die Ansetzung 

eines Arbeiterfeiertags, welche in anderer Form schon vorher lokale 

Geltung erhalten hatte (Australien, Vereinigte Staaten von Nord- 

amerika), ist eine sozialistische Schöpfung, die auf dem ersten inter- 

nationalen Kongreß der sozialistischen sogenannten zweiten Inter- 

Nationale zu Paris (1889) auf den ı. Mai festgelegt wurde. Der Zweck, 

der mit dieser Maßregel erzielt werden sollte, war ein vielgestaltiger. 

Zunächst sollte es sich um die Ansetzung eines Tages von autonomem 
sstcharakter, einer vom Staate, der Kirche und dem Unternehmer- 

willen unabhängigen Arbeitsruhe handeln. Diese Arbeitsruhe war 

indes als solche natürlich nicht frei von Protestzwecken und stellte 

(em Prinzip des Herr-im-Hause-Seins der Unternehmer das Prinzip 

der freien Auswahl durch den Arbeiterwillen entgegen. Dazu kam 
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bei der Maifeier von vornherein der internationale, die Gesellschaft 
horizontal schneidende Gesichtspunkt, der sogenannte Klassen- 
gedanke, der sich zwar nicht in der Theorie, wohl aber in der Praxis 
mit dem internationalen Friedensideal vielfach berührt. Ein drittes 
sehr wichtiges Movens des Maifestes bestand fernerhin in seinem ge- 
wollt agitatorischen Charakter als öffentliche, sichtbare, konkrete 
Demonstration sowie eine durch die Arbeitsenthaltung greifbar 
werdende Hervorkehrung der » Unentbehrlichkeit« des Proletariats. 
Dieser demonstrative Charakter des ersten Mai kam auch zum Aus- 
druck durch die sich in ihm vollziehende Benutzung der Masse zur 
Ausübung eines Druckes auf die soziale Gesetzgebung der verschie- 
denen Staaten. Daher der enge Zusammenhang der Maifeier insbe- 
sondere mit der Propaganda für die Verkürzung der Arbeitszeit und 
zumal die Einführung des Achtstundentages, aber auch, wie in Frank- 
reich, mit der Agitation zugunsten einer außerparlamentarischen 
Durchsetzung dieser Zweckidee (Aufgabe der »Action directe« in der 
Maifeier bei den französischen Syndikalisten). Endlich muß auch 
auf den Endzielgedanken des Arbeiterfestes hingewiesen werden: die 
bewußte, alljährlich wiederkehrende Vorbereitung auf die Ueber- 
nahme der Tausch- und Produktionsmittel durch die »Gesellschaft«, 
woraus sich wieder der Nexus ergibt, der den ı. Mai vielfach mit dem 
Generalstreik verbindet. 

In eingehender kritischer Beschreibung — über das Gewirr der 
Parteitagungen und Gewerkschaftskongresse in den hauptsächlich in 
Betracht kommenden Ländern hinweg — zeigt uns der Verfasser die 
Gestaltung der Maiidee im harten Leben der wirtschaftlichen und 
sozialen Tatsachen. Er zeigt uns: den Kampf zwischen den nach agita- 
torischen Zwecken lüsternen und zudem wenigsten relativ prinzipien- 
treuen Parteien und den gegenwartswirklichen und wenigsten in den 
nordischen Ländern auch aus wirtschaftlichen und materiellen Grün- 
den zurückhaltenden Gewerkschaften, der z.B. in Deutschland zu 
den bekannten Verhandlungen auf der Tagung zu Köln 1905 und den 
späteren Geheimabmachungen zwischen Partei und Gewerkschaft 
führte; die Differenzierung und Modifikation des Festcharakters 
des ı. Mai und die teilweise Aufgabe des Kampfcharakters aus tak- 
tischen Erwägungen (Verlegung auf den ersten Sonntag im Mai 
oder auf den ersten Maiabend oder auch Verzicht auf den Straßen- 
umzug und Ersatz desselben durch einen Ausflug oder ein Waldfest); 
die Bedeutung des ı. Mai für die Bildung und Kräftigung neuer Ber" 
nerischer Kampforganisationen (Ursprung vieler Arbeitgeberverbän 
und gelben Gewerkschaften); den engen Zusammenhang des ı. Mai 
mit den sich aus den in ihm verankerten Antagonismen zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern ergebenden Streiks und Aussper- 
rungen (in Deutschland besonders in der Metallindustrie und im 
Brauereigewerbe), sowie die daraus wieder entstehende Notwendig- 
keit der Gründung neuer gewerkschaftlicher Versicherungszweige, 
wie der Gemaßregeltenunterstützung; die Wirkung auf die Verbret- 
tung der Arbeiterpresse; den tatsächlich einschneidenden Einfluß auf 
die soziale Gesetzgebung sowie auch auf staatsrechtliche Veränderun- 
gen, wie die Durchsetzung der Erweiterung des Wahlrechtes in Belgien 
und Italien; die Tendenz nach Anerkennung des Maifestes durch die 
öffentliche a (Basel, Rußland), die Entwicklung des 
I. Mai aus einem Ruhetag zu einem Arbeitstag. Und noch weitere 
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wertvolle Gesichtspunkte entwickelt der Verfasser in seiner Arbeit: 
So die Gefahr eines » Ware«werdens durch die Ausbeutung des Festes 
durch geschäftliche Momente; andrerseits hingegen die Ansätze eines 
Ausbaues des I. Mai zu chiliastischer Sublimierung; überhaupt das 
Verhalten der Masse und die Soziologie des ı. Mai; die Maifeier als 
Symbol; endlich der Reflex des Maigedankens auf die Poesie (An- 
hang). 

ie dem Verfasser gestellte Aufgabe (zu deren Anregern Schreiber 
dieses sich bekennt) war mithin eine schwierige. Sie mußte sich ihrem 
Wesen nach auf verschiedene Gebiete der Sozialwissenschaften, wie 
Sozialgeschichte, Parteiwesen, Sozialpolitik, Massenpsychologie und 
Wirtschaftsphilosophie zugleich erstrecken, setzte große allgemeine 
Bildung, Sprachkenntnisse, Fähigkeit zur Literaturgewinnung und 
Titeraturbeherr chune als vorhanden voraus. Manche Teile der 
Arbeit, wie zumal das die Soziologie behandelnde dritte Kapitel, 
würden durch eingehendere Kenntnisnahme der einschlägigen Schrif- 
ten von Tarde, Le Bon, Max Weber, Pareto, Mac Dougall, Schreiber 
dieses und anderen über Massenpsychologie noch neue fruchtbare 
Gesichtspunkte gewonnen und vielleicht auch in manchem termino- 
logisch zum Ausdruck gelangenden Optimismus, der sich dem Ver- 
fasser durch die Lektüre seiner Quellen mitgeteilt hat, eine Korrek- 
tur erfahren haben. Wobei gern anerkannt werden soll, daß die Sym- 
pathie, die der Autor seinem Stoffe entgegenbringt, das Eindringen in 
den Gegenstand wissenschaftlich erleichtert, sowie daß im vorliegen- 
den Falle das ehrliche Bemühen nach Objektivität durchaus erkennbar 
ist. Indes von diesen Vorbehalten, zu welchen noch die selbstverständ- 
liche Unmöglichkeit materieller Vollständigkeit des behandelten The- 
mas zu rechnen wäre, abgesehen, ist zu sagen, daß die Arbeit eine vor- 
treffliche Leistung darstellt. (Robert Michels.) 
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Machlup, Dr. Fritz: Die Goldkernwährung. Eine 
währungsgeschichtliche und währungstheoretische Untersuchung. 
Halberstadt, H. Meyers Buchdruckerei, 1925. 

Es ist gerade kein rühmliches Zeugnis für den Stand der deutschen 
geldtheoretischen Literatur, daß man in ihrem Bereich oft ein neues 
Werk schon deshalb als vorzüglich hervorheben muß, weil es wichtige 
Erkenntnisse, die in den angelsächsischen Ländern seit langem Gemein- 
gut aller Fachleute und jedem Studenten in den ersten Semestern ver- 
traut sind, zum erstenmal in deutscher Sprache in befriedigender 
Weise zusammenfaßt. So erstaunlich es dabei in dem besonderen 
Fall für jeden Mann sein muß, der einigermaßen in der englischen 
Literatur über den »Gold exchange standard« bewandert ist, daß 
noch jetzt ein Bedürfnis nach einer deutschen Darstellung seiner 
elementaren Grundprinzipien bestehen soll, so muß man doch in 
Anbetracht der hier vielfach vertretenen Anschauungen das Erscheinen 
eines solchen Werkes als recht notwendig bezeichnen. Was hier über 
den Grund gesagt wird, aus dem das vorliegende Werk M.s vor allem 
als schätzenswerter Beitrag zur deutschen geldtheoretischen Literatur 
angesehen werden muß, soll jedoch keineswegs das Verdienst des 
Verf. schmälern, der uns damit nicht nur in einer Zeit, da die reich- 
haltige neuere englische Literatur über den Gegenstand nur schwer 
oder gar nicht zugänglich ist, eine Arbeit geschenkt hat, die sich 
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den besten fremden Arbeiten darüber ruhig an die Seite stellen läßt, 
sondern bei seiner Erörterung auch durch verschiedene feine Be- 
merkungen ein über die bloße Beherrschung bestimmter Lehren 
weit hinausgehendes Verständnis für die Zusammenhänge in der 
geldwirtschaftlichen Organisation beweist, das nicht häufig ist. 

M. gliedert die Darlegung in drei Teile, von denen der erste den 
Ursprung und die Bedeutung des Begriffes der Goldkernwährung 
und der zweite die mit ihr gemachten Erfahrungen behandelt, während 
der dritte und wohl interessanteste auf den ganzen mit ihr verbundenen 
Komplex von währungstheoretischen und währungspolitischen Fragen 
eingeht. Zu den in dem einleitenden ersten Teil behandelten Tat- 
sachen, die im wesentlichen bekannt sein sollten, ist wenig zu be- 
merken. Die Definition der Goldkernwährung als zn bei 
der der Goldumlauf auf ein Minimum beschränkt ist, ist zutreffend; 
damit ist aber auch der Begriff so weit gefaßt und so wenig scharf 
abgegrenzt, daß sich über ein solches Währungssystem kaum etwas 
aussagen läßt, was nicht für jede Geldorganisation mit überwiegendem 
Gebrauch von »Umlaufsmitteln« (nach der Terminologie von Mises) 
zuträfe. Daß der Verf., der selbst feststellt, daB »allgemeine Gültig- 
keit für jede Goldkernwährung fast immer nur das hat, was von 
jeder Goldkernwährung überhaupt ausgesagt werden kann« (S. 159), 
dieser praktischen Definition einen »Idealtypus« der Goldkernwährung 
gegenüberstellt, der durch die völlige Abwesenheit eines Goldumlaufes 
charakterisiert ist, hilft wohl den Begriff zu präzisieren, doch wird 
man immerhin die Frage aufwerfen müssen, ob es überhaupt be- 
rechtigt war, einen besonderen Begriff der Goldkernwährung zu 

rägen, und man sich nicht lieber damit begnügen hätte sollen, die 
ihren verschiedenen Formen gemeinsamen Probleme als gemeinsame 
Probleme aller Umlaufsmittelorganisationen zu behandeln und im 
übrigen die Währungssysteme nur nach den verschiedenen Formen 
der Einlösung einzuteilen, wie es etwa die englische Bezeichnung 
»Gold exchange standard« (Golddevisenwährung) oder Ricardos »Ingot 
plan« tun. Will man dabei die beiden letzten und ähnliche Systeme 
noch unter einen gemeinsamen Begriff einordnen, so würde dieser 
alle Währungssysteme zu umfassen haben, bei denen der Außenwert 
der Einheit durch Einlösung in im Inland nicht als allgemeine Tausch- 
mittel verwendete Werte erhalten wird, wobei die darin einbegriffenen 
Währungsformen je nach der Art dieser Einlösung Goldwährungen 
oder irgendwelche andere Währungen sein können. — Der Verí., 
der den Begriff der Goldkernwährung fertig vorfand, konnte freilich 
kaum anders, als sich seiner bedienen, ihn richtig abgrenzen und 
gegen Mißverständnisse sichern, und es ist gewiß schon ein nicht zu 
unterschätzendes Verdienst, daß er so nachweist, daß die herkömm- 
licherweise unter dem Begriff der Goldkernwährung verstandenen 
Währungstypen sich in keinerlei scharfen Gegensatz zur Goldwährung 
mit Goldumlauf bringen lassen. 

Die Anschauung des Verf., daß die Goldersparnis als der größte 
Vorteil der Goldkernwährung anzusehen ist, namentlich auch, weil 
sie dadurch den Uebergang zur Goldwährung mit verhältnismäßig 
geringen Goldbeständen ermöglicht, möchten wir dahin modifizieren, 
daß das auch so ziemlich ihr einziger währungspolitischer Vorteil 
ist, denn ob die durch sie angeblich ermöglichte größere Unabhängig- 
keit der Diskontpolitik von den Goldbewegungen — der sie, wie der 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 241 


Verf, richtig bemerkt, den größten Teil ihrer Beliebtheit verdankt, 
die er selbst aber nur sehr vorsichtig als möglichen Vorteil anführt — 
wirklich als solcher zu werten wäre, erscheint uns mehr als zweifel- 
haft. Nicht genügend hervorzuheben scheint uns der Verf. dagegen 
durch die ganze Arbeit den mit jenem einzigen Vorteil (der Gold- 
ea) verbundenen Nachteil, die Gefahr der Entwertung des 
Goldes, die eintreten müßte, wenn jener Gesichtspunkt und der ver- 
wandte des Zinsengewinnes sehr viele Staaten zur Annahme dieses 
Währungssystemes verleiten sollten. — Nicht ganz in Uebereinstim- 
mung mit der Erfahrung steht die Anschauung des Verf. über die 
notwendige Mindestgröße des Goldkernes. Er glaubt, daß in der 
Regel der GoldabfluB 2—5% des ganzen Geldumlaufes nicht über- 
steigen und nur unerhörte wirtschaftliche. Erschütterungen ihn über 
10 oder 15% steigern könnten. Demgegenüber sei nur auf das Bei- 
spiel der Philippinen im ' Jahre 1903 verwiesen, wo (nach Kem- 
merer, Modern Currency Reforms) im Jahre 1903 eine Mißernte 
den Export von 15 000 000 Peso aus einer Gesamtumlaufmenge von 
höchstens 50 000 000 verursachte, sowie auf die ähnlichen Ereignisse 
in Indien nach den Mißernten von 1907 und 1908. — Der die Be- 
deutung der umlaufenden Münzen bei einer Goldwährung mit. Silber- 
umlauf so treffend bezeichnende und vielgebrauchte englische Aus- 
druck snotes printed on silvere ist, wie nur im Vorübergehen bemerkt 
sei, auf S. 8 in einer etwas ungewöhnlichen Form zitiert, von der 
wir zwar augenblicklich nicht feststellen können, ob sie Lindsay, 
dem sie zugeschrieben wird, tatsächlich verwendet, die aber. kaum 
als gutes Englisch angesehen werden kann. | 
= Sehr gründlich und durch seine Vollständigkeit bemerkenswert 
ist der zweite, historische Teil der Arbeit. Dies ist um so mehr hervor- 
zuheben, als dem Verf. eine Reihe der wichtigsten Quellenwerke, 
we .M.Keynes’ und H. St. Jevons’ Arbeiten über die indische 
Währung. und anscheinend auch das zuvor erwähnte, vielleicht wich- 
tgte Werk von E. W. Kemmerer nicht zugänglich waren. 
Aeußeren Schwierigkeiten dürfte es auch zuzuschreiben sein, daß 
die interessanten jüngsten Vorgänge in Indien, wo nach Festsetzung 
ener neuen günstigeren Parität der Rupie ihr Kurs sehr bald darunter 
fel und nicht mehr zurückgebracht werden konnte, und in den Philip- 
pinen, wo typische Mißbräuche mit den Goldreserven das ganze 
System in Gefahr brachten, nicht mehr berücksichtigt sind. Ab- 
gesehen von diesen kleinen, völlig entschuldbaren Lücken bietet 
Ms Arbeit eine ziemlich vollständige Uebersicht über alle wichtigen 
Versuche mit dem »Gold exchange standarde und die dabei ge- 
machten Erfahrungen. Man muß schon nach ganz abliegenden Fällen, 
wie etwa den Währungsreformen in Nigeria und — in den allerletzten 
ahren — verschiedenen mittelamerikanischen Staaten greifen, will 
man die Liste der berücksichtigten Experimente mit der Golddevisen- 
Währung noch ergänzen. In besonderen Abschnitten werden die 
südamerikanischen Systeme der Konversionskassen, die nicht als 
Arten des »Gold exchange standarde angesehen, wohl aber unter 
den weiteren Begriff der Goldkernwährung eingereiht werden, und 
schließlich die seinerzeit so viel erörterte Devisenpolitik der Oester- 
reichisch-Ungarischen Bank dargestellt. . 

Im letzten, theoretisch-kritischen Teil des Buches widerlegt M. 
zuerst in sehr zutreffender Weise verschiedene gangbare Mißverständ- 
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nisse, wie die unglücklicherweise noch so weitverbreitete Zahlungs- 
bilanztheorie der Wechselkurse (soweit sie als letzte Erklärung an- 
gesehen werden soll), und die wenig einheitliche, von OttoHeyn 
vertretene Auffassung über das Wesen der Goldkernwährung. Vom 
Gesichtspunkt der notwendigen Berichtigung weitverbreiteter Irr- 
tümer ist dies vielleicht der wichtigste Teil der Arbeit. M. legt in 
ihm mit aller nur möglichen Gründlichkeit dar, daB es nicht die 
entscheidende Aufgabe des Goldkernes ist, ein eintretendes Defizit der 
Zahlungsbilanz auszugleichen und dadurch die Wechselkurse stabil zu 
erhalten, sondern daß hier gerade so wie bei der reinen Goldwährung 
der bedrohte Außenwert der Währung durch die Kontraktion der 
Umlaufsmenge wiederhergestellt wird, die durch die Goldexporte 
hervorgerufen werden soll. Die im Anschluß daran erörterte ver- 
derbliche Wirkung der von Heyn vorgeschlagenen »Ausgleichsmaß- 
nahmen«, die gerade diese Wirkung der zwischenstaatlichen Gold- 
bewegung aufheben sollen, hätte vielleicht neben den theoretischen 
Erwägungen für manche noch überzeugender durch eine ausführ- 
lichere Darstellung jener häufigen Fälle dargetan werden können, in 
denen (wie in dem schon erwähnten in den Philippinen) eine falsche 
Verwendung der Goldreserven die volle Auswirkung eines Geld- 
abstromes auf die Umlaufsmenge verhinderten, die aber in der eng- 
lischen Literatur stets als schwerste Verstöße gegen das Grundprinzip 
des »Gold exchange standard« gebrandmarkt wurden. 

Das beste Zeugnis für die Fähigkeit des Verf. legen wohl die 
Schlußkapitel über das Verhältnis der Goldkernwährung zu Devisen- 
politik, Diskontpolitik und Geldschöpfung ab; hier kommt auch seine 
vorzügliche theoretische Schulung — M. ist Schüler L. Mises’ — 
am meisten zur Geltung. Namentlich die gelegentlichen, leider nur 
wenig ausgeführten Bemerkungen über das Verhältnis der Berück- 
sichtigung der beiden Grundanschauungen auf dem Gebiet der Bank- 
politik, des scurrency principle« und des »banking principle« durch 
die Notenbanken, wobei die Diskontpolitik als Verteidigerin des 
»Umtauschgrundsatzes« (currency principle) gegenüber dem »Kredit- 
prinzip« (banking principle) fungiert, sind fein und wohldurchdacht. 
Auch die Charakterisierung des »banking principle« als »nationales« 
Geldschöpfungssystem, das die bei einer Befolgung des scurrency 
principle« notwendig folgende internationale Aufteilung des ver- 
mehrten Warenangebotes eines Landes verhindern helfe, womit der 
Verf. allerdings keineswegs dem »banking principle« das Wort reden 
will, ist recht bezeichnend. 

Im ganzen scheint uns der Verf. in der Beurteilung der Vorzüge 
der Goldkernwährung diese eher etwas zu überschätzen. Wir möchten 
es dahingestellt sein lassen, ob sie wirklich in soviel höherem Maße 
als die Goldwährung mit Goldumlauf das »Wirken der Zahlungs- 
bilanz zu unterstützen, zu beschleunigen und möglichst schmerzlos 
zu machen« vermag, wie er (S. 166) meint. Dagegen scheint uns 
seine Stellungnahme gegenüber dem schon früher erwähnten, meist- 
gerühmten angeblichen Vorteil: der Ermöglichung einer laxeren 
Diskontpolitik, kaum entschieden genug. Mag man aber den Wert 
der Goldkernwährung als dauernde Währungsform wie immer ein- 
schätzen, ihre Bedeutung als empfehlenswerte Uebergangsform auf 
dem Weg von einer uneinlöslichen Papierwährung zur Goldwährung 
im engeren Sinn wird sie immer behalten und gerade jetzt, da sie 
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in so vielen Staaten diese Aufgabe erfüllt, ist es von größter Wichtig- 
keit, daß ihr Wesen richtig verstanden wird. Zur Verbreitung dieses 
Verständnisses in einem Zeitpunkt, da sich die Reform der meisten 

europäischen Währungen noch in einem recht kritischen Stadium 

a beigetragen zu haben, wird ein dauerndes Verdienst M.s 
eiben. 

Dem Buch ist als Anhang eine vom Verf. gemeinsam mit Dr. 
Wilhelm Fromowitz hergestellte teilweise Uebertragung von Ricardos 
im Jahre 1816 veröffentlichten »Proposals for an Economical and 
Secure Currency« beigegeben. Wer weiß, daß nahezu alle Vorschläge 
von Goldkernwährungen in jenem »Ingot-plan« Ricardos ihre Wurzel 
haben, der bis heute in deutscher Uebersetzung nicht vorgelegen 
it, wird diese Beigabe zu schätzen wissen. Wir möchten daraus 
ausdrücklich nur die Ausführungen Ricardos über die Verwendung 
von Waren als Währungsgrundlage und die wenig bekannte, darin 
schon vorweggenommene Kritik der Indexziffernmethode als Grund- 
lage einer wertstabilen Währung (S. 191) besonders hervorheben. 

(F. A. Hayek.) 


Moll, Bruno: Gibt es eine exakte National- 
ökonomie? Leipzig, Akademische Verlagsgesellschaft m. b. H., 
1924. 22 S. 

. Vorliegende Schrift ist eine Neubearbeitung eines im Jahre 1915 

in den »Annalen des Deutschen Reichs« erschienenen Aufsatzes des 

Verf, betitelt »Nationalökonomie und Politike. Verf. ist der Mei- 

nung, es müsse eine sethische« Nationalökonomie gefordert werden. 

Er versteht hierbei unter ethischer Nationalökonomie eine solche, 

bei der eine Beurteilung der nationalökonomischen Forschungsergeb- 

nisse nach Maßstäben, die der einzelne Forscher seinem Innern ent- 
nmmt, erfolgt. Diese Urteile und die aus ihnen abgeleiteten For- 
derungen seien erwünscht im Interesse der Weiterentwicklung der 

Wissenschaft selbst und im Interesse der Praxis. 

Verf, begründet seine Ansicht zunächst mit dem Hinweis auf die 
nur relative Bedeutung derjenigen nationalökonomischen Erkennt- 
nisse, die den Charakter der Exaktheit, oder, nach Moll, im Gegen- 

“atze zu der vollkommenen Exaktheit der Logik und der Mathematik, 
er annähernden Exaktheit tragen. Je exakter eine nationalökono- 

mische Erkenntnis sei, als desto sicherer, aber auch als desto unin- 

teressanter und unselbständiger zeige sie sich. Ferner liege in der für 
den Forscher unumgänglichen Stoffauswahl, ja schon in den wirt- 
schaftswissenschaftlichen Grundbegriffen, z. B. in den Begriffen 

Nutzen, Volkswohlstand, Sozialökonomie, ein Werturteil. Sodann 

seien der Subjektivität des sittlichen Werturteils und damit den sich 

aus dem Werturteil ergebenden Verzerrungen Schranken gesetzt 
durch die allgemeine, offizielle Moral des bestimmten Kulturkreises, 
em der Forscher zugehört. Schließlich, meint Moll, was wäre die 

Nationalökonomie ohne die subjektive Leidenschaft eines Malthus, 
ist, Marx; in der Nationalökonomie verdankten gerade die besten 
heorien überwiegend praktischen Ausgangspunkten ihre Ent- 

stehung und Durchführung. 

‚ Wie sich aus dieser Inhaltsangabe ergibt, hat Verf. weniger die 

m Titel der vorl. Schrift gestellte Frage als das in der Ueberschrift 

der älteren Abhandlung bezeichnete Problem zur Behandlung ge- 

ı6* 
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‚bracht. Bei diesem wird als Kernfrage erscheinen die nach der 
‚Grenze zwischen wissenschaftlicher und nicht mehr wissenschaft- 
licher Sachbehandlung. Die Ansicht des Verf. hierzu ist anscheinend 
die, daß die Werturteile einen Bestandteil, und zwar einen logisch 
und praktisch notwendigen Bestandteil wissenschaftlichen Verfah- 
rens auf wirtschaftlichem Gebiete bildeten. Doch sagt er gelegent- 
lich selbst, die Werturteile seien nicht selbst »objektive Wissen- 
schaft«, wobei er, wie aus dem Zusammenhang geschlossen werden 
muß, den Ausdruck »sobjektive Wissenschaft« im Sinne von »Wissen- 
schaft« schlechthin gebraucht. | 

Soweit der Verf. meinen sollte, daß die Wissenschaft von der 
‚Wirtschaft ihre un einer ergründeten Erkenntnis der Er- 
scheinungen wirtschaftlichen Tuns nur dann erschöpfend erfüllt, 
wenn sie eine Beziehung dieser Erscheinungen auf Wertkategorien 
vornimmt, würde ihm voll zuzustimmen sein. Es würde hierbei 
aus den allgemeinen Regeln wissenschaftlichen Verfahrens folgen, 
daß die betreffenden Wertkategorien möglichst umfassend gewählt, 
in möglichster begrifflicher Schärfe beschrieben und mit möglichster 
Tiefgründigkeit in ihrem Wesen erklärt werden. Der Boden der 
‚Wissenschaft wird verlassen, soweit der Bearbeiter die Bezugskate- 
gorien.als solche unklar läßt oder verschweigt, ferner wenn er bewußt 
oder unbewußt nur in erheblicher Lückenhaftigkeit die überhaupt 
möglichen Bezugskategorien verwendet. In dem Maße, in welchem 
dies geschieht, ermangelt die gemachte Aussage der erforderlichen 
Ergründetheit. In diesem Sinne mag hier auf die auch für die Wirt- 
schaftslehre bedeutsamen Ausführungen R. Launs verwiesen werden 
De Staatsrechtslehrer und die Politik. Archiv des öff. Rechts, 
Bd. 43). 

Praktisch Dee kein Gelehrter, selbst wenn er das bezeichnete 
Wissenschaftsideal kennt und für sich anerkennt, es in Vollkommen- 
heit zu erfüllen. Vor allem findet sich der Fall unbewußter Unvoll- 
ständigkeit der verwendeten Wertkategorien und der Fall der Nicht- 
aufzeigung der Wertkategorien selbst. Der Verf. hat sicherlich recht, 
wenn er in diesem Mangel einen Vorteil für die unmittelbare Wir- 
‚kung der Aussage auf das praktische Handeln sieht. Die mittelbare 
‚Wirkung wird aber vielfach bei rücksichtsloser Durchführung des 
wissenschaftlichen Relativismus stärker sein. Es ließen sich gewiß 
Gründe für die Auffassung beibringen, daß — um bei Molls Haupt- 
beispiel zu bleiben — der radikale Subjektivismus eines K. Marx 
auf die Dauer unfruchtbar war sowohl in wissenschaftlicher 
Hinsicht wie für die Verwirklichung des letzten sozialen Ziels, welches 
diesem Autor vorschwebte. (Hero Moeller.) ` 


Salin, Edgar: Geschichte der Volkswirischafts- 
lehre. Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissenschaften. 
H. 34. Berlin, Julius Springer, 1923. 42 S. M. 1.80. 

Salin hat es zweifellos mit Geschick verstanden, den gewaltigen 
Stoff auf engem Raume zusammengedrängt zu behandeln. Man wird 
‚auch gerne feststellen, daß im allgemeinen überall das Wesentliche 
der einzelnen Ideenrichtungen hervorgehoben wird und daß er der 
Gefahr entgangen ist, in den Einzelheiten stecken zu bleiben. Wenn 
es jedoch in der Einführung des Sammelwerkes heißt, daß dies in 
‚erster Linie der studierenden Jugend gewidmet sei, so glaube ich 
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nicht, daß das Buch zu diesem Zwecke geeignet ist. Dafür ist es 
nicht einfach und verständlich genug geschrieben, dafür trägt es viel 
zu sehr einen ausgesprochen kritischen Charakter, eine kritische 
Stellungnahme, der gegenüber natürlich derjenige durchaus hilflos 
sein muß, der, wie der Anfänger, ohne genügende Kenntnis der 
Schriften und Leistungen der einzelnen Autoren an das Buch heran- 
tritt. Es ist durchaus richtig, Pohle hat das einmal ausgesprochen, 
daß man keine Geschichte der Nationalökonomie schreiben kann, 
ohne selbst einen eigenen, festen theoretischen Standpunkt 
zu haben. Pohle fährt aber dabei sehr richtig fort: »Das schließt 
aber die Gefahr in sich, daß der Dogmenhistoriker die Vertreter ent- 
gegengesetzter Anschauungen, zumal in methodischen Fragen, un- 
richtig und ungerecht beurteilt, weil er sich nicht auf ihren Stand- 
punkt zu versetzen vermag«!). Dieser Gefahr ist Salin nicht ent- 
gangen. | 

Salin gehört der Richtung an, welche, wie George, Gundolf, 
Kabler usf., die rational und intellektuell vorgehende Wissenschaft 
verwirft und an ihre Stelle ein Wissen setzen will, das vornehm- 
lich intuitiv ist und sich auf einem »Schauen der systematischen 
Einheit und ihres Zusammenhanges« ?) aufbaut. Es ist hier nicht der 
Ort, zu diesem Gegensatz der Auffassungen Stellung zu nehmen. 
Er mußte nur berührt werden, weil in dieser Anschauung für Salin 
der leitende Gedanke seines Buches liegt, wie es an zahlreichen Stellen 
zum Ausdruck kommt. Es sei nur auf die besondere Vorliebe Salins 
für Adam Müller oder darauf hingewiesen, daß er z. B. von der Ric- 
kertschen Philosophie sagt, „daß sie am wenigsten vom echten Charak- 
ter des Weisheitssucherse bewahrt habe, oder daß er gegenüber 
Max Weber hervorhebt, daß bei ihm das »Phantom der Objektivität 
die Herrschaft gewann und daß Trennung vom Ich statt Läuterung, 
Steigerung und Vertiefung als der Weg wissenschaftlicher Schöpfung 
erschien, daß der dürrste Glaube, der Wahn, von der objektiven, 
autonomen Selbstherrlichkeit des Verstandes an die Stelle jener 
metaphysischen Bindungen trat... .« 

Mit dieser Projektion des eigenen Standpunktes in ganz andere 
Gedankenkreise und in eine ganz andere geistige Sphäre hat sich 
Salin wesentlich von der Aufgabe entfernt, die der Historiker erfüllen 
mub. Der Geschichtsschreiber einer Wissenschaft muß den Versuch 
machen, die einzelnen Männer und Anschauungen, über die er spricht, 
aus ihrer eigenen geistigen Umwelt heraus zu verstehen und sie da- 
mch zu beurteilen. Dies geschieht bei Salin in viel zu geringem 
Maße. Man kann z. B. seinem Urteil über Schmoller in sehr Vielem 
eistimmen, um demgegenüber doch mit allem Nachdruck zu be- 
tonen, da8 man Schmoller und seinen Leistungen nicht gerecht 
wird, wenn man sie danach beurteilt, was wir heute, gleichviel von 
welchem Standpunkte aus, von einer Volkswirtschaftslehre ver- 

ngen. Man wird, mag man auch seine Methode und manches An- 

dere bei ihm heute ablehnen, zu einem ganz anderen Urteil über ihn 
ommen, wenn man ihn aus seiner Zeit heraus zu verstehen sucht 
und aus den Aufgaben, welche dieser Zeit gestellt gewesen sind. 
Aehnliches gilt auch von demjenigen, was Salin über Marx sagt. 
nun 

1) Zeitschrift f. Sozialwissenschaft. N. F. Bd. V 1914, S. 12. 

’, Kohler, Der Beruf der Wissenschaft. Berlin 1920. 
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Er meint, daß alle seine Leistungen nicht hinreichen zu erklären, 
wie er eine der wichtigsten, geistigen und politischen Potenzen hat 
werden können. Das ist durchaus zutreffend, wenn man Marx, wie 
es Salin tut, von einem Standpunkt aus betrachtet, der einer so 
ganz anderen Zeit und einer so ganz anderen weltanschaulichen und 
geistigen Sphäre als die seinigen entnommen ist. Wenn man aber 
diese Wirkungen von Marx erklären will, dann muß man sie eben 
aus ihrer Zeit und ihrem Milieu heraus verstehen. Das ist die Auf- 
gabe des Historikers, der solche Zusammenhänge geschichtlich 
ssehen« und begreifen will. 

Gehören denn Tatsachen, wie ganz verschiedenartige Zeitver- 
hältnisse, wie ganz verschiedene geistige Veranlagung und Ein- 
stellung einer Persönlichkeit, nicht auch zu den von Salin und seiner 
Richtung so hochgeschätzten »Lebensmächten«, sind das nicht auch 
Erscheinungen, die man als Historiker zu »verstehen« suchen muß? 
Bedeutet es nicht in gewissem Sinne ebenfalls eine sonst von Salin 
so scharf bekämpfte »Objektivierung des Problems«, wenn man 
unter Vernachlässigung dieser in der Zeit und in der Persönlichkeit 
ruhenden wandelbaren und subjektiven Momente alles mit dem Maß- 
stabe der eigenen unter ganz anderen Verhältnissen entstandenen 
Anschauung beurteilt? Da hat ein anderer, seiner ganzen Einstel- 
lung nach sicher von Salin sehr hochgeschätzter Mann doch tiefer 
in den Gang des wissenschaftlichen Forschens gesehen, Jakob Burk- 
hardt, wenn er in seinen weltgeschichtlichen Betrachtungen sagte: 
»Uebrigens ist jede Methode bestreitbar und keine allgültig. Jedes 
betrachtende Individuum kommt auf seinen Wegen, die zugleich 
sein geistiger Lebensweg sein mögen, auf das riesige Thema zu und 
mag dann diesem Wege gemäß seine Methode bilden.e« 

(P. Mombert.) 


Sivers, Erik von: Die Zinstheorie Eugen v. Böhm- 
Bawerksim Lichte derdeutschen Kritik. Jena, 
Gustav Fischer, 1924. (Heft 4 der Abhandlungen des staats- 
wissenschaftlichen Seminars zu Jena, herausgegeben von Prof. 
Dr. J. Pierstorff gemeinsam mit Prof. Dr. G. KeBler und Prot. 
Dr. F. Guttmann, 16. Band.) VI und 78 S. Brosch. GM. 3.—. 

Der Verf. hat sich nach den einleitenden Bemerkungen zur 

Aufgabe gestellt, die Agiotheorie Böhm-Bawerks im Lichte 

der deutschen Kritik einer Besprechung zu unterziehen und ihre 

Tauglichkeit zur Erklärung der Zinserscheinungen zu prüfen (2). 

Er schickt eine kurze Darstellung der Theorien Böhms voraus 

(6—14) und erörtert zunächst die Bedenken methodologischer Natur, 

wobei er auf die Kritik SchmollersundDiehls zurückkommt 

(14—19). Hierauf geht er zu den Bedenken »konkret-sachlichere« 

Natur über, welche Bedenken in drei Abschnitte geteilt werden: In 

die Angriffe betreffend die Mehrergiebigkeit kapitalistischer Umwege 

(OttoConrad, 19—28), in Angriffe gegen die subjektive Wert- 

und Preistheorie, wobei der Einwand Stolzmanns gegen die 

Ableitung des Werts der Produkte aus jenem der Produktivmittel 

und der Einwand betreffend die angeblichen Fehlschlüsse der 

Grenznutzentheoretiker bei Erklärung des Werts der Produkte aus 

dem Einkommen, d. h. der Kaufkraft der Begehrenden, sowie end- 

lich der Einwand Cuhels über die Meßbarkeit von Gefühlsgrößen 
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erörtert werden (28—39). Daran schließt sich eine Darstellung 
der in der Zurechnungstheorie zwischen Wieser und B öh m- 
Bawerk bestehenden Streitfragen (49—46). Die letzten Angriffe 
gegen den »Zentralgedanken« der Böhmschen Zinstheorie beziehen 
sich auf die Wertüberlegenheit der gegenwärtigen über die zu- 
künftigen Güter und behandeln die von Bortkiewicz, Phi- 
lippovich und Schumpeter erhobenen Widersprüche (46 
bis 71). Nach Sivers hat Böhm bei den Wertunterschieden 
zwischen gegenwärtigen und zukünftigen Gütern einen Punkt nicht 
genügend beleuchtet, nämlich die sog. Konsumptionsparat- 
heit der Güter, welche neben der zeitlichen Entfernung zu 
berücksichtigen ist und objektiv die Genießbarkeit des betreffenden 
Guts, subjektiv aber die Verfügungsgewalt über das Gut zur Voraus- 
setzung hat. Diese Konsumptionsparatheit soll umgekehrt pro- 
portional der zeitlichen Entfernung sein, welche das fragliche Gut 
bis zum Zeitpunkt der Verzehrungsmöglichkeit zu durchwandern 
hat. Sie soll ferner dasjenige Glied sein, welches die Wirkung der 
drei bekannten Böhmschen Gründe »magnetisch« anzieht, und sie 
allein kläre die Schwierigkeit auf, daß die sunfruchtbare«s Zeit 
keinerlei spezifische Einwirkungen auszuüben vermöge (61—63). 
Diese Konsumptionsparatheit soll auch die Ursache für die H ö h e r- 
wertigkeit der Gegenwartsgüter bilden, sie ist »das Medium, 
das den Mehrwertstrom auf die früher gegebenen Güter hinüber- 
spielen läßt« (63, vgl. auch 63—65). Nach den zusammenfassenden 
Bemerkungen des Verf. genügen die Thesen Böhms nicht, um die 
Zinserscheinung begreiflich zu machen, weil Böhm nur die all- 
gemeinen ökonomischen Bedingungen aufgezeigt habe, ohne 
den Zins als soziale Kategorie entsprechend zu würdigen (67). 
Der Satz von der Mehrergiebigkeit der Produktionsumwege biete, 
richtig verstanden, keinen Anlaß zur Kritik (71), ob aber der Wert- 
unterschied zwischen gegenwärtigen und zukünftigen Gütern genug 
groß sei, um mit seiner Hilfe den Zins zu erklären, bleibe »eine un- 
gelöste Glaubensfrage« (72). Als heuristisches Prinzip habe die 
Agio-Theorie ihre Berechtigung (73), ob sie aber praktisch die Zins- 
erscheinung kausal zureichend ins Licht der Erkenntnis rücke, 
bleibe »bis auf weiteres eine Streitfrage, deren Entscheidung in dem 
wirtschaftlichen Glaubensbekenntnis jedes einzelnen Forschers ver- 
ankert seie (73—74). (Otto Weinberger.) 
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Brinkmann, Carl: Geschichte der Vereinigten 
Staatenvon Amerika. Handbuch der englisch-amerikani- 
schen Kultur, hrsg. von W. Dibelius. Leipzig-Berlin, B. G. Teubner, 
1924. 87 S, 

a Frederick L: History of the American 
Frontier 1763—1893. Boston-New York, Houghton Mifflin 
Company, 1924. The Riverside Press, Cambridge. 598 S. 

Die Interpretation der amerikanischen Geschichte geht seit 
etwa 30 Jahren durch einen großen Wandlungsprozeß, und die Bände 
von Brinkmann und Paxson legen gleichmäßig Zeugnis ab von solch 
emer Wandlung. Brinkmanns Buch ist ein Umriß des gesamten Ge- 

chtsbildes von kolonialer Zeit an. Paxson gibt eine besondere, 
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jedoch, wie er nicht mit Unrecht beansprucht, die amerikanische 
Seite der amerikanischen Geschichte und eine Seite, die der Europäer 
Brinkmann sicherlich nicht voll genug in Rechnung stellt. | 

Was Paxson behandelt, ist die Erobeg des amerikanischen 
Kontinentalreiches durch den Siedler. Sein Buch ist völlig unter dem 
Einfluß von Frederick Jackson Turner, dem kürzlich gestorbenen 
Historiker der Universität von Wisconsin, der in großen Linien und 
in sorgfältiger Forschungsarbeit zu zeigen versuchte, was dies große 
Siedlungsfeld, das heute die Mehrzahl der 48 Staaten der Union um- 
faßt, in der Geschichte bedeutete. Beards Bücher, die Brinkmann 
zitiert, sind wesentlich von Turner beeinflußt und versuchen, was er 
allgemein ausgeführt hat, auf die Frühgeschichte anzuwenden. Bis 
in die goer Jahre hinein bleibt die Siedlungsbewegung der große 
Hintergrund Amerikas. Sie bildet das große Kontinuum. 

All die Versuche zum Aufbau einer neuen Feudalität auf dem 
amerikanischen Kontinent zerbrachen, mußten zerbrechen, weil die 
Weite des Westens die sprichwörtlichen »unbegrenzten Möglichkeiten« 
bot. Es erforderte eine andersfarbige, d. h. kontrollierbare Masse, 
um die südliche Sklavenwirtschaft aufzubauen. Der »Indentur«- 
kontrakt der europäischen Einwanderer war nicht eigentlich Skla- 
verei« (Brinkmann S. 10); denn nicht nur das rechtliche — der Weiße 
war nicht rechtlos —, sondern auch däs ökonomische Verhältnis war 
verschieden — der vertraglich gebundene Weiße konnte fliehen und 
floh — in den Westen. . Ä 

Diese Pioniere des Westens und die junge Pflanzeraristokratie 
des Südens waren die eigentlichen Träger der evolution, des Unab- 
hängigkeitskrieges. Die bürgerliche Geschichtsschreibung hat in 
Amerika wie im nachrevolutionären Frankreich — genau wie die 

roletarische Geschichtsschreibung die russische Revolution von 1917 
ehandelt — das agrarische Element der Revolution in den Hinter- 
grund gedrängt, obgleich es bis zum Bürgerkrieg entscheidend war 
und in Lincoln seinen wahrscheinlich größten Vertreter im Weißen 
Hause fand. Mit Andrew Johnson wurden die Farmer besiegt, und 
der letzte Generalpräsident Grant leitete die kapitalistische Aera 
endgültig ein. Ä - 

* Wofür fochten die agrarischen Schichten in 1776? Für die 
Oeffnung der Grenze im Westen, die die Engländer 1763 geschlossen 
hatten, für Lockerung der Abhängigkeit vom Kapital, die englische 
Währungsgesetzgebung und zentralisierte Gerichtsbarkeit aufrecht 
erhalten hatte. Was brachte die Revolution? Oeffnung der Grenze, 
Inflation und Entschuldung des Farmers, Zerbrechen der zentrali- 
sierten Gerichtsbarkeit. Die Bestimmungen des Friedensvertrages 
über Entschädigung der loyalen »Tories« wurden nicht ausgeführt, 
die Staatsregierungen des neuen Bundes waren unfähig, den Farmer 
zu besteuern, die Handels-, Schiffahrts- und Bankkreise sahen Märkte 
und Kredit dahinschwinden. Da zerbrach zum ersten Male die agra- 
rische Einheitsfront. Die Pflanzeraristokratie des Südens und die 
junge Bourgeoisie schmiedeten die neue Verfassung. Es war beinahe 
ein Staatsstreich. Die Grenze im Westen wurde wieder hergestellt, 
die Währung wurde als Bundeswährung stabilisiert, die neuen Bundes- 
gerichte sprachen Recht wie die englischen Richter vor der Revolution, 
ein System indirekter Besteuerung wurde dem Lande auferlegt, und 
der militärische Arm des Bundes half den Staatsregierungen, Ordnung 
zu halten. Der Pflanzer und der Kapitalist hatten ihren Staat. 
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Aber die Dreiheit der politischen Kräfte blieb bestehen. Es war 
nicht eine dualistische (Brinkmann), es war eine trialistische Union, 
in der die Entscheidung mehr und mehr durch den neuen Westen 
gefällt wurde. Westen und Osten standen für das »amerikanische 
Programme Clays, Westen und Süden standen hinter der Monroe- 
doktrin wie hinter dem Krieg von 1812 und dem mexikanischen Krieg, 
während von da an langsam der Süden isoliert wurde. Das »amerika- 
nische Programm« siegte. Nachdem Westen und Süden die Grenzen 
der kontinentalen Vereinigten Staaten gemeinsam bestimmt hatten, 
brach das Bündnis, wenn die Frage der Nutzung des Landes, seiner 
Angliederung entscheidend wurde. Das Sklavensystem war im Ster- 
ben, es rentierte sich nicht genug, um Kapital vom Osten anzuziehen, 
aber die Aristokratie des Südens wollte es nicht preisgeben. Die Aus- 
dehnung der Grenzlerdemokratie nach Westen gefährdete das Gleich- 
gewicht im Senat, gefährdete die Klassenherrschaft der Pflanzer in 
der Bundesregierung ; als trotz aller Anstrengung im parlamentarischen 
Spiel der Osten und Westen Lincoln mit knapper Majorität zum 
Präsidenten machten, als der Westen zu triumphieren schien, brach 
der Siden von der Union. Es war nicht die Negerfrage, die zum 
Sezessionskriege führte, es war der Versuch einer Klasse, statt des 
Imperiums, das ihr gehört hatte, ein kleineres Reich zu beherrschen. 
Nur widerwillig und provoziert schritt der jetzt geeinte Norden zur 
Unterwerfung, die die Vernichtung einer Zivilisation bedeutete. 

‚ Eine neue Aera, vielleicht die Geschichte des amerikanischen 
Volkes als einer Einheit begann. Der Westen hatte gekämpft, und 
der Osten siegte. Gewiß — das Heimstättengesetz Lincolns füllte den 
Westen, aber die öffentlichen Länder wurden in Riesenstücken den 
Eisenbahngesellschaften, die den Osten kontrollierten, geschenkt, 
Aniegsinflation entschuldete den Farmer, aber der Osten errichtete 
das fehlerhafte Währungssystem, das bis zur Errichtung des Bundes- 
tservesystems in 1913—14 auf dem Farmer lastete, das sozialagro- 
nomische System der Vereinigten Staaten erhielt seine Grundlegung 
m Kriege, aber der Osten sicherte. für immer den Protektionismus. 
Wenn Bryan im Jahre 1896 durchfiel, fiel mit ihm das inflationistische 
und das Freihandelsprogramm des Farmer. Wilson gab beides — 
wenigstens soweit als möglich —, um durch die Automatik des Wirt- 
schaftslebens zur Deflation gedrängt zu werden und den republika- 
üischen Zolltarif von 1922 zu erleben. | 

Weder Brinkmann noch Paxson sehen dies Gerippe der amerika- 
uschen Politik, das hinter all den Kompromissen und Rednerschlachten 
steht. Beide gehen am Rande, der Deutsche, noch im Banne traditio- 
neller amerikanischer Geschichtslegende, den Westen unter-, der 
Amerikaner, im Ueberschwange der neuen Entdeckung und der 
pezialistischen Problemstellung, ihn überschätzend. 

Das Paxsonsche Buch ist umfangreich und voll interessanter 
Details. Seine Ausführungen sind beachtenswert, besonders hinsicht- 
lich der Entwickelung des Verkehrssystems, der schönen Aufzeigung 
des Zusammenhanges zwischen westlicher Landwirtschaft und den 
drei großen Krisen von 1819, 1837 und 1857 mit der Schilderung der 
Notwendigkeit des Bruches zwischen Süd und West in 1860. Um- 
langreicher Raum ist der Vernichtung der Indianer gegeben, die der 
Grenzler vor sich hertreibt, bis schließlich die Schaffung des Staates 
klahoma in unserem Jahrhundert mit Hunderttausenden indiani- 
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scher Bürger sie definitiv in die neue Ordnung einordnet. Mit Recht 
ist das Negerproblem in den Hintergrund gedrängt. Die Neger- 
sklaverei stand niemals im Mittelpunkt, wie vor allem die stillschwei- 
gende Zustimmung des Nordens zur südlichen Negergesetzgebung 
zeigt. 

j Das Brinkmannsche Buch hat die bei ihm gewöhnliche Fülle des 
Materials und — trotz der grundsätzlichen Einwände gegen die »dua- 
listische« Konstruktion des 2. Kapitels — geistreicher Interpretationen. 
Da anzunehmen und zu hoffen ist, daß es bald eine 2. Auflage erleben 
wird, seien einige Kleinigkeiten vorweg berichtigt. Der »poor white 
trashe (S. 16), wie zunächst die Negersklaven die selbstarbeitenden 
Farmer des Südens nannten, existierte weder dem Namen noch der 
Sache nach in der Zeit des Unabhängigkeitskrieges. Erst die Ent- 
wickelung der großen Baumwolliplantagen, die zur Zeit des Verfassungs- 
konvents noch kaum geahnt waren (S. 30), trieb den Farmer in das 
unfruchtbare Hügelland, aus dem ihn die Industrialisierung des 
Südens jetzt langsam wieder herausholt. Die neue Verfassung wurde 
nicht von regelmäßigen Parlamenten (Landtagen ? S. 31), sondern 
von besonderen Staatskonventen ratifiziert. Die Theorie der »im- 
plied powers: (S. 34) war Hamilton noch unbekannt und wurde erst 
1819 vonChief Justice Marschall formuliert. Die Stellung der Neger 
war auch im Norden praktisch und meistens rechtlich nicht gleich- 
berechtigt (S. 42). Die Monroedoktrin (S. 43) stand wahrscheinlich 
stärker unter englischem Einfluß, als Brinkmann wahr haben will. 
Die nn kam von Canning, und die Erklärung lag durchaus in der 
Linie englischer Politik. Ohne Englands sicher zu sein, hätte Monroe 
die Erklärung kaum wagen können. Die halbe Gleichstellung von 
Farmer und Indianer (S. 47) in ihrem Verhältnis zu den großen Land- 
spekulationen ist kaum aufrecht zu erhalten. Chief Justice Taney 
war nicht Tylers (S. 54), sondern Jacksons Schatzsekretär gewesen. 
Die Gleichstellung der Neger- mit der europäischen Leibeigenen- 
befreiung (S. 57) hätte vielleicht betonen sollen, daß der russische 
Leibeigene wenigstens zu wenig, der Neger gar kein Land bekam. 
Andererseits war die Bindung an die Scholle vom Beginn der Post- 
bellum-Periode an doch recht unvollständig; die großen Plantagen 
wurden aufgebrochen, und die Zahl selbständiger Negerfarmer sowie 
die Freizügigkeit der Negerpächter wurden stetig entwickelt, bis der 
Weltkrieg eine Wanderung von Hunderttausenden nach dem Norden 
in die Industrie brachte, die noch jetzt andauert. Die Greenbacks 
wurden nicht von den Nationalbanken (S. 61), sondern vom Schatz- 
amt ausgegeben und sind teilweise noch heute in Zirkulation. Eine 
europäische Verschuldung an Amerika hat im Jahre 1907 (S. 69) wohl 
kaum bestanden. Englands »Zurückweichen« im Venezuelakonflikt 

S. 66 f.) hat zum mindesten zwei Seiten; die Note des Staatssekretärs 

Iney wurde sehr abweisend beantwortet und ihre Formulierungen 
niemals anerkannt, und der Schiedsspruch war überaus günstig für 
England. Die amerikanische Regierung hat andererseits niemals die 
Dragodoktrin (S. 70) als Bestandteil ihrer kontinental-amerikanischen 
Politik anerkannt. Sie erlaubte die europäischen Strafaktionen 
un gegen Venezuela, deren Ziel es war, internationale 
chiedsgerichtsbarkeit an die Stelle venezuelanischer Gerichte zu 
setzen. Die Mason-Dixon-Grenze verläuft zwischen Pennsylvania 
(nicht Virginia S.74) und Maryland. Wie weit der deutsche Reichs- 
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Sram ohne Mitwirkung eines Kabinetts, das das Vertrauen des 
eichstags formell besitzt, den Volksentscheid gegen den Reichstag 
anrufen kann (S. 76 f.), ist sehr zweifelhaft; eine so unsichere Macht 
ner kaum eine Ueberlegenheit über den amerikanischen Präsi- 
enten, 

Solche Detailkritik ist ja an sich unerfreulich ; aber in einem Buch 
von solchem Range sollten Kleinigkeiten dieser Art eliminiert werden. 
Vor allem das fünfte Kapitel über »Das Staatsleben in den Ver- 
einigten Staatene ist ausgezeichnet, wenngleich manchmal die Un- 
angepaßtheit der deutschen Sprache zur Rechtsterminologie der angel- 
sächsischen Welt störend wirkt. Es besteht ein tiefgreifender Unter- 
schied auch in Amerika zwischen den »Staatsangestellten« und den 
»Beamtene. Andererseits hätte vielleicht schärfer die Bedeutung 
des 14. Amendments betont werden sollen, das das gesamte Gebiet 
einzelstaatlicher Finanz- und Sozialpolitik der Kontrolle der Bundes- 
gerichte unterwirft und nur mit größter Mühe mit dem Zwange des 
Kriegsrechts gegen die Südstaaten durchgesetzt werden konnte. 
Die Formel des »due process of law« ist so dehnbar und unbestimmt 
wie die simplied powers« der Bundesregierung. Aber in großen Um- 
rissen sind die wesentlichen Züge politischen Lebens in Amerika vor- 
trefflich getroffen. Vor allem die Bedeutung des Senats ist trefflich 
herausgearbeitet. Die neuesten Wendungen zur Entwickelung eines 
Parlamentarismus sind noch nicht berücksichtigt. Wie weit die 
Periode schwacher Präsidenten von dem kranken Wilson über Hardin 
und Coolidge sich erstrecken will, ist natürlich ungewiß. Aber daß 
selbst hohe Regierungsbeamte für eine solche Drehung eintreten, 
z.B. noch vor seinem Rücktritt C. E. Hughes, ist charakteristisch. 
Die Wandelbarkeit des Partikularismus mit seiner Anpassungsfähig- 
keit an jeweilige Interessengruppen hätte vielleicht schärferer Heraus- 
arbeitung bedurft. Freilich hat erst die Debatte über das hoffnungslos 
niedergestimmte 20. Amendment betr. Bundesregelung der Erwerbs- 
tätigkeit von Kindern gezeigt, wie gut geläufige Schlagworte poli- 
tischer Theorie Klasseninteressen dienstbar gemacht werden können, 
während der gerade beginnende Kampf um die direkten Bundes- 
steuern Aehnliches zeitigen dürfte. 

‚ Die eigentümliche Konstellation der schutzzöllnerischen Gläu- 
bigermacht sowie die große Verkehrsrevolution des Automobils sind 
kider außer acht gelassen. Besonders eine Diskussion der ersteren 
hätte vielleicht zeigen können, wie langsam eine Umlagerung der 
großen industriellen Interessen und eine Verschiebung des Interesses 
der großen Finanzinstitute einen theoretisch und logisch notwen- 
digen, aber innerpolitisch noch unmöglichen Wandel vorbereitet. 
(Kurt Bloch.) 


Friederici, Georg: Das puritanische Neu-Eng- 
land. Ein Beitrag zur Entwicklungsgeschichte der nordamerika- 
nischen Union. (Studien über Amerika und Spanien, völkerkund- 
lich-historische Reihe, herausgeg. von KarlSapperundAdal- 
be on l, Heft r.) Halle a. S., Max Niemeyer, 1924. 104 S. 


Diese nicht unfleißige Schrift eines von der Ethnologie herkom- 
menden Deutschamerikaners (daran erinnert unliebsam die Fehler- 
haftigkeit seines Deutsch) ist typisch für die der Masse und dem Durch- 
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schnitt der Deutschamerikaner eigentümliche Anglophobie. Für 
deutsche Leser mag die Zusammenstellung der Schattenseiten des 
Puritanismus belehrend sein. Für die Forschung rennt sie offene 
Türen ein, und der Eindruck, den man bisweilen hat, als habe der 
Verfasser mit einer zufällig zusammengekommenen, veralteten Pri- 
vatbibliothek gearbeitet, könnte vielleicht auch die Verbissenheit 
erklären, mit der die nationale Legende des amerikanischen Puritaner- 
tums (und hat nicht jede Nation in Haus und Schule Aehnliches?) 
zerpflückt wird, als wenn immer noch Bancroft der Führer der ameri- 
kanischen Geschichtsschreibung wäre. Es ist traurig und höchst be- 
zeichnend, daß ein Buch über diesen Gegenstand geschrieben werden 
konnte, ohne der wirklich wesentlichen soziologischen Arbeiten Max 
Webers, Sombarts, aberauch etwa Douglas Campbells und Osgoods über- 
haupt zu gedenken. Hier verfängt sich chauvinistisches und antidemo- 
Kratisches Pathos nicht nur wirtschaftlich (s. das: Mißverständnis des 
» Raubbaus« und der » Unruhe« der Siedler vor der Landsperre S. 58 ff.) 
und literarisch (vgl. die Urteile über die englische Barockliteratur 
S. 43 f. und 50), sondern auch grundsätzlich politisch (denn warum 
wäre dann die »Oligarchies der Puritaner ein Fehler?) in eigener 
Unlogik. (C. Brinkmann.) 


Hwizinga, I: Herbst des Mittelalters. 522 S, 
14 Taf. München, Drei-Maskenverlag, 1924. 

Reiches Material zur Kulturgeschichte auf Grundlage geistes- 

eschichtlicher Forschung bringt das aus der 2. holländischen Auf- 
age von T. Jolles Mönckeberg flüssig übersetzte Werk des Leidener 
Geschichtsprofessors Huizinga, das neben dem nicht gerade glück- 
lichen Titel den Untertitel » Studien über Lebens- und Geistes- 
formen des 14. und 15. Jh.s in Frankreich und in den Niederlanden « 
aufweist. In einzelnen lose aneinander gereihten Kapiteln werden 
die Kulturäußerungen jener Zeit und ihre geistige Verfassung analy- 
siert, dabei erweist sich eine Auswahl von vortrefflichen Bildbeigaben 
als nützlich. 

Als Stigma der Epoche wird hervorgehoben die ungeheure 
Spannung, die das gesamte Leben durchzieht, so daß jeder Aus- 
gleich immer nur unter den stärksten Emotionen geschieht. Der 
hieraus sich ergebende allgemeine Pessimismus erzeugt Sehnsucht 
nach einem schöneren Leben, dem man sich durch Flucht in die 
illusionistische Sphäre phantastischer Ideale zu nähern sucht. Hier- 
aus ergibt sich eine Stilisierung der Lebensformen, die auf Grundlage 
des hierarchischen Aufbaus der Gesellschaft erfolgt. Als eins der be- 
merkenswertesten Ideale der Zeit tritt uns in seinen mannigfaltigen 
Auswirkungen der Rittergedanke entgegen, mag er sich nach den 
Seiten des Heldentums und Liebe oder nach jenen des Glaubenseifers 
und Opfermuts auswirken; eng verbunden damit sind die stilisierten 
Erscheinungsformen des Frauendienstes. Niemals ist dabei zu ver- 
gessen, daß alle diese weltlichen Ideale nur auf Grundlage des 
dualistischen Glaubens entstehen konnten, und bei der Lebendigkeit 
dieses Jenseitsglaubens war es nur natürlich, daß der Gedanke des 
Todes — den sich der mittelalterliche Mensch mit seinem starken 
Drang zum Visuellen auch. möglichst bildlich vor Augen zu führen 
sucht — allzeit höchst eindringlich wirken mußte. Neben dem 
Bilde des Todes übt der religiöse Gedanke überhaupt, schon durch 
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seine allgegenwärtige bildliche Gestaltung, den stärksten Einfluß 
aus und durchtränkt das ganze Leben mit seinem Frömmigkeits- 
gehalt, so daß sich die religiöse Erhebung nicht selten zu höchster 
ekstatischer Erregung steigert. Dabei war jedoch der Symbolis- 
mus, der ehemals einen harmonischen Zusammenhang allen theo- 
logischen und weltlichen Denkens bewirkt hatte, durch Ueberspan- 
nung seiner Grundidee unfruchtbar geworden. 

Dem Bestreben, Gedankenhierarchien zu errichten, entspricht 
der bis an die Grenze des Möglichen ausgebaute Idealismus, aber 
auch hier verkümmert alles Lebendige durch den überhandnehmen- 
den Formalismus. Daß die Denkformen der höheren Spekulation 
auch im praktischen Leben wiederkehren, war nur natürlich, jedoch 
zeigte sich gerade hier ihre immer mehr zunehmende Sprödigkeit 
gegenüber den tatsächlichen Forderungen des Lebens. Wenn man 
auch weiß, welch bedeutungsvolle Rolle die Kunst in jener Epoche 
spielt, so ist es doch schwer, sich eine richtige Vorstellung davon zu 
machen, da fast nur Zeugnisse der religiösen Kunst sich erhalten 
haben, All jener farbige Glanz, welcher von der mitten im Leben 
aufgehenden weltlichen Kunst widerstrahlte, ist verloren, nur mit 
Hilfe literarischer Quellen kann man sich ein unvollkommenes Bild 
davon rekonstruieren. Entsprechend den mittelalterlichen Denk- 
formen, alles bis zur letzten Konsequenz zu verfolgen, sucht auch die 
Kunst nichts ungestaltet zu lassen und kommt so zu einer voll- 
ständigen Auflösung aller Formen. In der Kunst der Brüder van 
Eyck ist nieht eine Protorenaissancebewegung zu erblicken, sondern 
e ist die letzte Inkarnation mittelalterlichen Geistes. . Die Künstler 
wissen nicht mehr zu geben als was ihrer unmittelbaren Anschauung 
entspricht, auch bei den van Eyck spürt man eine » mangelhafte 
Disposition «. Immerhin ist die bildende Kunst der Literatur weit 
überlegen, dabei ist die Tatsache wichtig, daß Kunst und Literatur 
In keinem proportionalen Verhältnis zueinander stehen, so daß man 
um eine etwa den van Eyck entsprechende Literaturgattung festzu- 
stellen, z. B. eine denselben höfischen Kreisen entspringende chroni- 
kalische Erzählung des Georges Chastellain wählen müßte. Der neue 
Geist der Renaissance ist weder in den überalteten Denkweisen noch 
in der in Selbstzersetzung befindlichen Kunstübung zu finden: er 
konnte erst dann in Erscheinung treten, als die neuen humanisti- 
schen Formen geboren waren. So mag mit kurzen Strichen der Ge- 

nkengang Huizingas umrissen sein. | 

H. verwertet mit äußerster Genauigkeit alle verfügbaren Quellen 
und läßt sie in reichem Maß zu Worte kommen, wodurch eine ganz 
besondere Lebendigkeit der Darstellung erreicht wird. Mit scharfem 
Blick und großer Ueberlegenheit gegenüber der Masse des Stoffes, 
der umsichtig gegliedert ist, werden die sich ergebenden Folgerungen 
gezogen und die mittelalterliche Geistesverfassung anschaulich und in 
Im ganzen zutreffender Weise charakterisiert. Dabei ist jedoch nicht 
zu verkennen, daß der Ueberblick insofern einseitig ist, als er in erster 
Linie den höfischen Kreisen und ihren Idealen gilt. Gerade im fran- 
zösisch-burgundischen Gebiet ist jedoch der städtisch-bürgerliche 
\ulturkreis mit seinen Ausstrahlungen — jene Zentren, die zuerst 
Vanderkindere in seinem klassisch gewordenen Buch über das Zeit- 
alter der van Artevelde schilderte — von ganz besonderer Bedeutung. 
Fehlt dieser Faktor in der Betrachtung fast gänzlich, so ist ein anderer 
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— die Bedeutung und Stellung der Kunst der Brüder van Eyck — 
durchaus nicht in seiner Tragweite erkannt. Wie der Verfasser im 
Vorwort betont, bildete das Bedürfnis, die Kunst der Brüder zu ver- 
stehen, gerade die Veranlassung zu seiner ganzen Arbeit, und da er dem- 
zufolge den Abschnitten über Kunst, Bild und Wort auch besondere 
Bedeutung beimißt, muß dazu besonders nachdrücklich Stellung ge- 
nommen werden. Zunächst ist anzuerkennen, daß die Verfahrungs- 
weise H.s Bild und Wort miteinander zu vergleichen, höchst scharf- 
sinnig durchgeführt ist und auch fruchtbar wird, da sie wichtige Auf- 
schlüsse ergibt. War es die Absicht des Verfassers, auf Grund seiner 
geistesgeschichtlichen Forschungen die Kunst der van Eyck nicht an 
den Anfang der Renaissance, sondern an das Ende des Mittelalters zu 
stellen, so mußte er sich zunächst mit Dvorak und seinen Bemühungen, 
das » Rätsel « zu lösen, auseinandersetzen; leider scheint er dessen 
Arbeiten gar nicht zu kennen. Ferner scheint ihm der Blick dafür, 
daß Jan van Eyck neben einigen anderen Meistern, wie dem Flemaller, 
eine ganz besondere Stellung gegenüber der ganzen großen Masse 
der anderen Künstler einnimmt, abzugehen. Daran ändert auch 
nichts, daß man weiß, Jan sei beauftragt worden, eine Wandkarte zu 
malen, oder Broederlam hätte Karossen bemalt. Wenn auch solche 
Arbeiten in ihren Werkstätten ausgeführt wurden, genau wie in jenen 
von Dutzendmalern, so schließt das nicht aus, daß sich einige Meister, 
wie eben gerade Jan, sich in dieser Zeit zu ganz selbständigen Künstler- 
persönlichkeiten entwickelten, unter deren Händen »autonome 
Kunstwerke « entstanden, in denen zwar »eine Wertung der Dinge, 
die in der Ehrfurcht vor übersinnlichen Gewalten verankert war « 
(Dvofak), lag, jedoch auch neue Elemente wie etwa jene der Kom- 
position oder der Lichtführung auftauchten, die das Entstehen einer 
durchaus neuen » künstlerischen Dialektik « verraten. Charakteristisch 
für H.s Einstellung gegenüber der Kunst ist ein Urteil wie jenes, 
daß eine so fein abgewogene Komposition wie die der Pietà Rogers 
in Madrid » komme von selber «, infolge des überlieferten Schemas, 
oder je freier Jan eine Bildform gestalten müsse, um so mehr » ver- 
sage er«. Alles andere als eine Stärkung seiner Stellung bedeutet 
es, wenn der Verfasser Francesco da Hollanda — einen Zeitgenossen 
Michelangelos! — als Kronzeugen für seine un Jans anruft. 
(Hans Huth.) 


Bates, H.W.: Elf Jahre am Amazonas. Abenteuer und 
Naturschilderungen, Sitten und Gebräuche der Bewohner unter 
dem Aequator. Bearbeitet und eingeleitet von Dr. B. Brandt. 
Stuttgart, Strecker & Schröder, 1924. 


Der rührige Stuttgarter Verlag hat mit dem vorliegenden Buch 
eine Reihe von Neuherausgaben alter Reisewerke (» Klassiker der 
Erd- und Völkerkunde «, herausgegeben von W. Krickeberg) 
mit Glück eingeleitet, denn Bates war nicht nur ein höchst erfolg- 
reicher zoologischer Sammler, der cr im Amazonasgebiet ge- 
reist ist, sondern auch ein vortrefflicher Landschafts- und Sitten- 
schilderer. Der Leser seines Werkes erhält daher eine vorzügliche 
Vorstellung von den Natur-, Volks-, Sitten- und Wirtschaftsverhält- 
nissen der eigenartigen Landgebiete am Amazonas um die Mitte des 
ı9. Jahrhunderts und hat zugleich einen hohen ästhetischen Genuß 
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aus der Lektüre des Buches, das 1863 zuerst im Original, 1866 in 
deutscher Uebersetzung erschienen war. 

Die sorgsame Herausgabe, die allerdings kleine Umstellungen des 
Textes und manche Kürzungen bringt, verdient unsere Anerkennung. 
Aber daß von den Originalbildern der ersten Ausgabe nur eines herüber- 
genommen ist, während sonst Illustrationen aus den bekannten Reise- 
werken von Spix und von Martius sowie des Prinzen Adalbert von 
Preußen genommen wurden, widerspricht der EENE Treue, 
die doch bei Schriftenreihen dieser Art in erster Linie nach Möglichkeit 
eingehalten werden sollte. Wo natürlich alte Schriften nicht mit Bil- 
dern geschmückt waren, da gibt es keinen andern RRA als eventuell 
lllustrationen anderswoher zu nehmen; aber in diesem Fall hätten die 
Örginalabbildungen eben doch, wenn auch vielleicht in geringerer 
Zahl, eingesetzt werden sollen, was hoffentlich bei einer Neuauflage 
geschehen wird. (K. Sapper.) 


7. Bevölkerungswesen. 
8. Statistik. 
9. Soziale Zustandsschilderungen. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Nourse, EdwinG.: American Agricultureandikhe 
Euro $e an Market. With the Aid of the Council and Staff 
o the Institute of Economics. New York, Mc Graw-Hill Book Cy., 

1024. 

Ihe Annals ofj the American Academy of Politi- 
caland Social Science. Vol. 117, Nr. 206, The Agricultural 
Situation in the United States. January 1925. 

. Die beiden Bücher sollten zusammen gelesen werden. Nourse gibt 

ine klare Darstellung der Entwicklung des amerikanischen Exports 

kndwirtschaftlicher Produkte, der deutlich die innige Verbindung zwi- 
xhen der amerikanischen wirtschaftlichen Entwicklung und der euro- 
päischen Geschichte zeigt. Vom Standpunkt des Farmers her erscheint 
der Weltkrieg als ein berauschender Einbruch in eine stetige gesunde 

Entwicklung, die ihn — mit Ausnahme der Baumwolleproduzenten — 
angam vom europäischen Markte löste. Die Ernüchterung kam in 

den Jahren 1920—1921 mit folgender Umstellung, die in die Friedens- 

bahnen zurückzuführen scheint. 

‚ Etwas wie ein Momentbild auf diesem Wege geben die Aufsätze, 

de in dem Hefte der » Annals « gesammelt sind. Sie sind natür- 
ch von ungleichem Wert. Dafür repräsentieren sie ein politisches 
hkument — der größte Teil der Mitarbeiter steht irgendwo in Be- 

chung zu dem umfassenden sozialagronomischen System, das sich 
über die Landwirtschaft der Vereinigten Staaten gelegt hat, und ohne 
de erdräckende Menge statistischen Materials, das beinahe ununter- 

Kr von diesem System veröffentlicht wird, wäre der Band un- 
ENKDAT, 

Wohl in keinem anderen Lande der Welt ist das agrarische Pro- 


blem so vielseitig, wie in den Vereinigten Staaten, und der vorliegende 
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Sammelband ist keineswegs erschöpfend. So ist vor allem offenbar 
der ganze Süden, d. h. das Hauptproduktionsgebiet für Baumwolle 
und Tabak, fast unberücksichtigt geblieben. Das zeigt sich schon in 
der Mitarbeiterliste. Das ist darum besonders bedauerlich, weil gerade 
im Süden eine ausgesprochene Tendenz besteht, über dem industriellen 
Aufschwung die Problematik der landwirtschaftlichen Entwicklung zu 
vergessen, die. die Nordwärtswanderung der Neger besonders ver- 
schärft hat. 

Ebenso ist die Beziehung der Landwirtschaft zum Zolltarif kärg- 
lich behandelt. Es ist beinahe vergessen, daß industrielle Schutzzölle 
eine Besteuerung der Landwirtschaft darstellen, die zu der unmittel- 
baren, wahrscheinlich unverhältnismäßig schweren direkten Besteue- 
rung der Landwirtschaft hinzugefügt werden muß. Daß allmählich 
einzelne — relativ kleine — Gruppen von Farmern wirksame Schutz- 
zölle erkämpft haben, ist recht unbedeutsam und dennoch das einzige 
Faktum, das hier erwähnt wird, — in einem Artikel des Sekretärs der 
Nationalen Milchproduktionsgenossenschaft, deren Produkte zoll- 
geschützt sind. 

Auch das Arbeitsproblem ist nicht hinreichend diskutiert, trotz- 
dem es eine der schwierigeren Fragen darstellt. Der Ausschluß der 
Einwanderung dürfte zu einem guten Teil besonders schwer auf der 
Landwirtschaft lasten, und der Arbeitermangel scheint vielfach zu 
überreichlichem Gebrauch vor allem von Kinderarbeit zu führen. 
Dagegen wird eine wachsende Tendenz zu absentistischer Pachtwirt- 
schaft erschlossen, die im Süden seit der Auflösung der Plantagen- 
wirtschaften nach dem Civil War Tradition war und jetzt in das nörd- 
liche Weizengebiet herübergreift, das bisher als das Land des typischen 
unabhängigen amerikanischen Farmers galt. 

Die Lösung der ungünstigen Lage des Weizenbauers wird allgemein 

in der Emanzipation vom Export und dem Rückzug hinter die z. Z. 
rein theoretische Zollmauer gesehen, wobei es natürlich zweifelhaft 
bleibt, ob diese bestehen bleiben würde, wenn sie wirkungsvoll würde. 
Dies ist um so mehr zu bezweifeln, als die nach dem Census von 1920 
notwendige und längst fällige Neuverteilung der Sitze im Repräsen- 
tantenhayıs den numerischen Einfluß der Landwirtschaft vermindern 
würde, während die gegenteilig interessierten Stadtbewohner kaum 
für einen hohen Weizenzoll zu haben sein werden. 
Ein interessanter Artikel ist dem Problem einer — eventuell 
staatlichen — Ernteversicherung gewidmet, die dem Farmer einen 
bestimmten Geldwert seiner Ernte zu garantieren hätte. Praktische 
Experimente privater Unternehmen, die alle zusammengebrochen sind, 
werden ausführlich besprochen und die Schwierigkeiten trotz optimisti- 
scher .Grundhaltung zugegeben. Freilich wird nicht untersucht, ob 
nicht ein staatliches Monopol in der Art der brasilischen Kaffee- 
valorisation die gleiche Wirkung — durch Preisfestsetzung — billiger 
herbeiführen könnte. | 

Eine Reihe von Artikeln behandelt die Entwicklung von land- 
wirtschaftlichen Verkaufsgenossenschaften, die vor allem für Milch 
und Milchprodukte und Früchte entwickelt sind. Besonders interessant 
ist die Beschreibung der Milchversorgung Philadelphias. In keinem 
anderen Lande wird der Milchversorgung der großen Städte soviel 
Aufmerksamkeit geschenkt wie in den Vereinigten Staaten. Ein sehr 
großer Teil des Apparats der städtischen Gesundheitspolizeibehörden 
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steht in ihrem Dienst. Im Fall von Philadelphia sind diese Polizei- 
funktionen von der Genossenschaft übernommen. 

Einer der letzten Artikel des Hefts beschäftigt sich speziell mit der 
Bedeutung der modernen Nahrungsmittelchemie für Vieh- und Ge- 
flügelzucht, ein Gebiet, auf dem seit einem Jahrzehnt stetig experi- 
mentelle Arbeit geleistet wird. 

Trotz aller Mängel und Ungleichheiten repräsentiert der Band 
eine Fülle nützlicher Information und gibt ein gutes Bild des gegen- 
wärtigen Standes der öffentlichen Meinung in Amerika mit Rücksicht 
auf das landwirtschaftliche Problem. Landwirtschaft ist in erster Linie 
» business «, und » business « hat in erster Linie technische Pro- 
bleme. Da es keine unlösbaren technischen Probleme gibt, ist ein 
beinahe schrankenloser Optimismus gerechtfertigt. Mit diesem — z. T. 
professionellen — Optimismus kontrastiert das vorsichtige, sachliche 
Buch von Nourse, der sich von jedem definitiven Urteil über die Zu- 
kunft zurückhält. (Kurt Bloch.) 


Schewe,Dr. Karl: Bodenreformund Bodenreform- 
artei in England. Mit einem Vorwort von Adolf Damaschke. 
A Gustav Fischer, 1925. 187 S. br. M. 6.—. 

Bei dem in die weitesten Schichten getragenen tiefen sozialen 
Interesse, welches die Bodenreformbewegung in Deutschland, zumal 
durch ihren zugleich nationalen und bevölkerungspolitischen Ein- 
schlag gefunden hat, ist es besonders wünschenswert, eine Spezial- 
untersuchung über die älteste Bodenreformbewegung, jene in Eng- 
land, zu besitzen. Die vorliegende Arbeit schildert die langwierigen 
Kämpfe, welche die Bodenreform in England mitzumachen hatte, 
ihre wechselnden Schicksale und schließlichen Mißerfolge, welche sich 
an die Namen des theoretischen und wirtschaftspolitischen Begründers 
Henry Georges und später des radikalen parteipolitischen Ver- 
treters des Bodenreformgedankens in England, RobertLeonard 
Outhwaite, knüpfen. In England wurde die Bodenreform nicht 
eine mit praktischen wirtschaftlichen Mitteln, auf dem Boden der be- 
stehenden und entsprechend auszubauenden Wirtschafts- und Sozial- 
gesetzgebung, arbeitende, auf breiter Basis geführte Aktion wie in 
Deutschland, sondern von vornherein zu einem Mittel der Partei- 
politik oder politischer Parteigründungen, die sich aber mit ihren viel- 
fach zum Wirtschaftsprogramm der großen herrschenden Partei- 
richtungen in Widerspruch stehenden, teilweise utopistischen Reform- 
forderungen nicht durchzusetzen vermochten. Die drei großen, sich 
gegenseitig heftig befehdenden Richtungen der englischen Boden- 
reformbewegung sind durch die Gruppen der »Landnationalisierer« 
oder »Bodenkäufer«, dann der »Bodenbesteuerer« (Besteuerung der 
Grundrente im Wege der »Single tax«) und der von dem in der Propa- 
ganda tätigsten englischen Bodenreformer Outhwaite geführten 
Partei der » Bodenenteigner« hinreichend gekennzeichnet. Die radi- 
kalste Richtung vertritt diese letzterwähnte als »Commonwealth 
Land Party« bezeichnete » Bodenpartei des Gemeinwesens« Es ist 
der schon in den Jugendschriften P. J. Proudhons vertretene 
Satz: Eigentum ist Diebstahl, weshalb das » Privateigentum an Land« 
eine » Verletzung des gleichen Rechtes auf Leben« sei. Zur Durch- 
setzung dieses gleichen Rechtes am Land solle jeder bisherige Besitzer 
von Boden die ihm aus seinem Besitztitel zufließende » volkswirtschaft- 
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liche Rente« in einen »gemeinsamen Landpachtfond für gemeinsamen 
Gebrauch« einzahlen müssen (S. 60). Die »Liga des Gemeinwohls« 
verlangt, daß im Gesetzgebungswege alle Bodeninhaber verpflichtet 
werden sollen, sich von einem bestimmten Tage an als »Pächter der 
Gemeinschaft « einschreiben zu lassen und als Pachtzins den jährlichen 
Wert in den gemeinsamen Landpachtfonds abzuführen, den die Ge- 
meinschaft dem Vorrecht auf ausschließliche Inhaberschaft zuerkennt. 
Schon hieraus ersieht man, wie der Verfasser mit Recht hervorhebt, 
den doktrinären Utopismus dieser schärfsten, aber lautesten Richtung 
der e ng lisc hen Bodenreformbewegung im Gegensatze zum tiefen 
sittlichen Ernst der zugleich volkserzieherisch wirksamen positiven 
Arbeit der deutschen Bodenreform. Gegenüber diesen vorweg 
zu praktischer Erfolglosigkeit verurteilten Programmen der eigent- 
lichen Bodenreformer Englands hat besondere reale Bedeutung nur 
der Bodenreformplan einer der größten politischen Parteien Englands, 
der Labour Party, d.i. der englischen Arbeiterpartei, welcher bei 
prinzipieller Forderung nach Erklärung des staatlichen Gemeineigen- 
tums an allem Grund und Boden im wesentlichen auf eine mäßige 
Grundwertsteuer und Aufkauf des so billig und zur Abgabe willig ge- 
machten Bodens durch den Staat, evt. Enteignung gegen Entschä- 
digung hinausläuft. Eine eingehende Darstellung über die Stellung- 
nahme der englischen Parteitage zu den vorliegenden Bodenreform- 
plänen, insbesondere über die Niederlage des Bodenprogrammes des 
hauptsächlichsten englischen Bodenretormers Outhwaite und 
die völlige Separierung des letzteren beschließen das für die Cha- 
rakteristik der englischen Bodenreformbewegung sehr lehrreiche Buch. 
(E. Hugo Vogel.) 


Schullern-Schrattenhofjen, Hermann, 0.ö. Professor 
an der Universität Innsbruck: Agrarpolitik. VIII u. 448S. 
Band ıo der »Grundrisse zum Studium der Nationalökonomie«; 
herausgegeben von K. Diehl und P. Mombert. Jena, G. Fischer, 
1924. Brosch. M. 12.—, geb. M. 14.—. 

»Die Fragen der Wirtschafts- und damit auch die der Agrarpolitik 
sind meist nur für gewisse, eben gegebene, aber stets mehr oder 
weniger wandelbare Verhältnisse zu beantworten, sie ertragen nur 
relative Lösungen; auch diese aber bedürfen immer wieder erst der 
Ueberprüfung an den Tatsachen.« Mit diesem Satz im Vorwort kenn- 
zeichnet Schullern-Schrattenhofen selbst in treffender Weise die Auf- 
fassung, aus der das Buch geschrieben ist. Ueberall zeigt sich das 
Bestreben, auf die engen Grenzen der Fachlichkeit hinzuweisen und 
darzulegen, daß sich die Maßnahmen zur Wirtschaftsgestaltung nach 
dem rein Oekonomischen nicht richten dürfen, sondern daß agrar- 

litische Entscheidungen von der politischen Lage, den gesamten 
ulturellen Zuständen sowie von materiellen, geistigen und sittlichen 

Faktoren abhängen. Mit Recht betont der Verfasser, daß die Er- 

füllung der wirtschaftlichen Aufgaben nur ein Mittel zum Zweck sein 

und auch der Hebung des geistigen und sittlichen Zustandes der Be- 
völkerung dienen soll. Auf Entfaltung der gesamten Kräfte der Nation 
kommt es an. 

Bei diesem Grundgedanken, der das Buch einem roten Faden 
gleich durchzieht, hätte man eine stärkere Herausarbeitung und Be- 
tonung des eigenen Urteils des Verfassers besonders über die Gegen- 
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wartsfragen erwartet und gern gesehen. Es ist zwar durchaus ange- 
bracht, wenn in einem in erster Linie für das Bedürfnis von Studie- 
renden bestimmten Grundriß auch einander entgegengesetzte Lehr- 
meinungen wiedergegeben werden. Aber es enttäuscht, daß der Ver- 
fasser zum Schluß der einzelnen Abschnitte nicht stets die eigene 
Meinung deutlich zum Ausdruck bringt. Gerade er, welcher als Leiter 
einer Unterabteilung im k. k. Ackerbauministerium Jahre hindurch 
sich praktisch mit agrarischen Problemen befaßte, hätte auf besondere 
Berücksichtigung seiner Ansichten zu den Problemen seiner früheren 
Arbeitsgebiete rechnen dürfen. 

Die Erwägung, daß allgemein gültige Lösungen wirtschaftlicher 
Fragen nicht gefunden werden können, war für den Verfasser bei der 
Auswahl des Stoffes von entscheidender Bedeutung. Er hat seine 
Darstellung in erster Linie auf eine gedrängte Zustandsschilderung 
der Verhältnisse im Deutschen Reich und in Oesterreich aufgebaut. 
Andere Staaten werden nur beiläufig erwähnt. Obgleich wir dem Ver- 
faser in der Ablehnung der doktrinären Wirtschaftslehren zustimmen, 
glauben wir doch, daß es zweckmäßiger gewesen wäre, wenn er sich 
nicht einseitig auf die Verhältnisse in Deutschland und Oesterreich 
gestützt hätte. Agrarpolitische Probleme werden dem Studierenden 
in vollem Ausmaß am besten verständlich, wenn man sie an möglichst 
verschiedenartigen Verhältnissen erörtert. Auch können viele lebens- 
wichtige Entscheidungen der deutschen Wirtschaftspolitik nur bei 
gebührender Berücksichtigung der agrarischen Verhältnisse des Aus- 
landes getroffen werden. Es sei hier vornehmlich an die Handels- 
politik und die anderen mit dem internationalen Handel landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse verbundenen Fragen erinnert. Die Gegenwart mit 
der wachsenden weltwirtschaftlichen Verflechtung, welche durch 
Zölle zwar gehemmt, aber auf die Dauer nicht aufgehalten zu werden 
vermag, läßt auch in der Agrarpolitik eine stärkere Berücksichtigung 
der ausländischen Verhältnisse unerläßlich erscheinen. Gewiß ist es 
richtig, wenn Schullern-Schrattenhofen sagt, daß sich die Agrarpolitik 
national differenziert, daß es gerechtfertigt ist, von einer deutschen, 
emer französischen, einer russischen usw. Agrarpolitik zu sprechen. 
Aber trotz der nationalen Differenzierung ist nicht zu vergessen, 
daß sich die einzelnen Landwirtschaften im Zeichen des Kapitalismus 
von Jahrzehnt zu Jahrzehnt einander immer stärker beeinflussen. 
Gerade auch mit diesen Erscheinungen sollte also der Studierende 
gfündlichst vertraut gemacht werden. 

Schullern-Schrattenhofen bemerkt, seinem Grundgedanken fol- 
gend, ferner, daß sich die Agrarpolitik auch zeitlich differenziert. 

rin stimmen wir ihm ebenfalls zu, aber wir vermögen ihm nicht 
zu folgen, wenn er bei der Schilderung der jetzigen Agrarpolitik des 
deutschen Volkes auf frühere Entwicklungsstufen kaum zurückgreift 
und sich nur auf einige wenige Angaben beschränkt. Zum vollen Ver- 
Ständnis der agrarpolitischen Probleme der deutschen Gegenwart 
man nur gelangen, wenn man neben den jetzigen ausländischen 
erhältnissen auch die historische Entwicklung in Deutschland kennt; 
die von West nach Ost und von Süd nach Nord stark wechselnde 
agrarische Gestaltung Deutschlands kann ohne historisches Wissen 
nicht gebührend gewürdigt werden. 

Mit Vorstehendem sind die wesentlichen Punkte aufgezählt, deren 

ingenügende Berücksichtigung als ein Mangel des Buches erscheint 
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und seinen Wert beeinträchtigt. Dies bedauern wir um so mehr, als 
wir sonst der Einstellung des Verfassers und seiner Ablehnung der 
abstrakten Auffassung der Wirtschaft durchaus zustimmen. Eine 
umfassendere Stoffauswahl hätte überdies zwangsläufig zu Aende- 
rungen in der Gruppierung geführt. Die Gliederung kann jetzt nicht 
immer als glücklich bezeichnet werden, besonders nicht mit Hinblick 
auf die Bedürfnisse des Studierenden. Verfasser hat seine Schrift 
in 4 Bücher gegliedert, deren erstes, die » Agrarverfassung«, ein Drittel 
des gesamten Buches ausmacht. Dann folgt ein kurzes Buch » Soziale 
Probleme der Agrarpolitik«, das im wesentlichen der Landarbeiter- 
frage gewidmet ist, und darauf ein drittes Buch, das gleichfalls etwa 
ein Drittel der Schrift umschließt: »Der agrarische Betrieb«. Das 
letzte nur kurze Buch beschäftigt sich mit der »Agrarstatistik im 
Dienste der Agrarpolitik«. — Die »Agrarkrisen« sind in einem be- 
sonderen Kapitel des ersten Buches behandelt, anschließend folgt ein 
Kapitel » Agrar- und Industriestaat«; die ursächlich hiermit zusammen- 
hängenden Fragen werden aber erst 160 Seiten später in dem Kapitel 
»Handel und Preisbildung« erörtert, das sich in »Handel mit Agrar- 
produkten und Boden«, » Fragen der Preisbildung« und » Schutzzölle« 
gliedert. Dieser Materie ist trotz ihrer Bedeutung nur ein Fünfzehntel 
des Buches gewidmet, während die Agrarverfassung, wie erwähnt, 
ein Drittel ausmacht. Man erkennt hierin die politisch bewegte Zeit 
mit den Bestrebungen zur Sozialisierung des Bodens, in der Schullern- 
Schrattenhofen seine Agrarpolitik geschrieben hat, und sieht gleich- 
zeitig die Notwendigkeit, in einer etwaigen zweiten Auflage neben der 
Umgruppierung eine der tatsächlichen Bedeutung der einzelnen Fragen 
gerecht werdende Kürzung bzw. Erweiterung vorzunehmen. Dadurch 
würden auch die Ausführungen in dem Abschnitt » Agrarverfassung « 
gewinnen; beispielsweise sei erwähnt, daß das Reichssiedlungsgesetz 
jetzt an zwei verschiedenen Stellen behandelt wird. Desgleichen er- 
scheint ein besonderes Kapitel » Agrarkredit« erforderlich, damit nicht 
die Behandlung des Bodenkredits und des Personalkredits auseinander- 
gerissen wird, wie es jetzt derFall ist — Fragen, welche zweckmäßiger- 
weise erst nach Erörterung des Betriebsproblems zur Abhandlung 
gelangen. 

Bei einer neuen Auflage würden auch einige Unvollkommenheiten 
beseitigt werden müssen, welche sich in der vorliegenden Auflage 
finden und wohl auf die auch in den Literaturnachweisen sich wider- 
spiegelnden Schwierigkeiten der Materialbeschaffung in der Zeit der 
Inflation zurückzuführen sind, so die recht unvollständigen Angaben 
über die Berufsorganisation der Landwirtschaft und — um noch ein 
anderes Beispiel zu nennen — die Außerachtlassung der Tätigkeit des 
Internationalen Landwirtschaftsinstituts in Rom auf dem Gebiete der 
Agrarstatistik. Eine stärkere Berücksichtigung der Aereboeschen Ge- 
danken, dessen erstmalig im Jahre 1917 erschienene landwirtschaft- 
liche Betriebslehre auch in dem Literaturnachweis nicht aufgenommen 
ist, erscheint gleichfalls notwendig, wenn der Grundriß dem Studieren- 
den zu einem in jeder Hinsicht zuverlässigen Führer durch die trotz 
aller bitteren Erfahrungen des Krieges nicht gebührend gewürdigte 
Agrarpolitik werden soll. (Kurt Ritter.) 


LI. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 
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12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 
14. Arbeiterschutz, 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Morley, Felix: Unemployment Relief in Great 
Britain. Boston and New York, Houghton Mifflin Cy., 1924. 
The Riverside Press Cambridge. 1924. 

Das englische Arbeitslosenproblem wird wohl für Jahrzehnte 
eines der interessantesten Probleme der Wirtschaftswissenschaft sein. 
Die Studie von Morley versucht nicht, das Problem als solches zu be- 
handeln, und es ist vielleicht ihre Hauptschwäche, daß der Versuch 
gemacht wird, die Hilfsmaßnahmen kritisch darzustellen, ohne prin- 
zipiell zu dem Problem als solchem Stellung zu nehmen. Denn die 
Kritik der Erwerbslosenfürsorge in der englischen Gesetzgebung und 
Verwaltung muß solange unvollkommen bleiben, als sie nicht die Be- 
ziehung der politischen Maßnahmen zu der ökonomischen Situation, 
die sie notwendig machte, sorgfältig untersucht. 

Morley gibt eine sorgfältige Darstellung des Systems, in der be- 
sonders die Aufmerksamkeit, die der gesetzgeberischen und ver- 
waltungstechnischen Seite gewidmet ist, angenehm auffällt. Er zeigt, 
wie aus der Arbeitslosenversicherung langsam das System der sog. 
»doles« sich entwickelt, d. h. die Arbeitslosenfürsorge, in der de facto 
der Staat die Hauptlast trägt. 

Seine Kritik geht nach zwei Richtungen und scheint in der einen 
vollauf berechtigt zu sein. Charakteristischerweise ist dies eine ver- 
waltungstechnische Frage. Er zeigt, daß die Verknüpfung von Ar- 
beitsnachweis und Erwerbslosenfürsorge in der englischen Form, in 
der langsam die Fürsorge die Nachweisbureaus vorwiegend beschäf- 
tigte, das Funktionieren der Nachweise auf ihrem eigentlichen Gebiete 
behinderte. Demgegenüber gibt er dem deutschen System den Vorzug, 
wo getrennte Behörden bestehen, die Hand in Hand arbeiten. 

Dagegen scheinen die Vorwürfe gegen das System der staatlichen 
Arbeitslosenversicherung kaum haltbar zu sein. Sein Eintreten für 
selbstverwaltende Versicherung der Einzelindustrien ist nicht sorg- 
fältig genug begründet. Er übersieht das ökonomische Problem, von 
dem die Entscheidung des Dilemmas abhängen muß. Wenn eine 
Wirtschaftskrise ein allgemein volkswirtschaftliches Problem ist, 
scheint staatliche Versicherung, wenn sie als das individuelle Problem 
einzelner Wirtschaftsgruppen betrachtet werden kann, Industriever- 
sicherung angebracht zu sein. In anderen Worten: nur auf der Grund- 
ee einer Krisentheorie kann das Verwaltungsproblem entschieden 
werden. 

Morley ist nicht in der Lage, endgültig zu zeigen, daß das System 
der Staatsversicherung an sich zusammengebrochen ist. Daß die 
englische Versicherung nicht fähig war, der Krise von 1920 ff. zu wider- 
stehen, scheint auch nach seiner Darstellung mehr an ihrer Unvor- 
bereitetheit und Jugend als an prinzipiellen Schwächen zu liegen. 
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Bedauerlich ist vor allem, daß hinter den beiden zentralen Ge- 
sichtspunkten die Frage der Beitragsverteilung überhaupt nicht er- 
wähnt wird. In England wurden fixe Beträge pro Arbeiter von ihm 
selbst, dem Unternehmer und dem Staat gezahlt, so daß die Preis- 
revolution des Krieges und die Aenderungen in den Geldlöhnen sich 
nicht automatisch in der Versicherung auswirkten, ein Mangel des 
Systems, der schärfer hätte unterstrichen werden sollen. In der Tat 
ist der Prozentbeitrag in jeder Hinsicht vorzuziehen. Ebenso 
bleibt die wichtige Frage der Verteilung der Beitragslast unerörtert. 
Wenn Erwerbslosenversicherung nicht nur einen Hilfsfonds zur Be- 
hebung der Arbeitslosigkeit liefern, sondern auch gleichzeitig zur 
Milderung der Krise gebraucht werden soll, ist das Problem der Lasten- 
verteilung ungeheuer wichtig, ja entscheidend. Ohne eine Lösung 
wagen zu wollen, möchte ich sagen, daß wahrscheinlich der beste Weg 
zu diesem zweiten Ziel ist, den Unternehmer, der Arbeiter entläßt, 
im direkten Verhältnis zur Zahl der Entlassenen zunehmend zu be- 
lasten, um durch Steigerung seiner ständigen Unkosten wenigstens 
den Grad seiner Betriebseinschränkung günstig zu beeinflussen. 
Andererseits scheint es, als ob Arbeiterbeiträge zum mindesten in ge- 
wissem Umfange schließlich doch vom Unternehmer getragen werden. 
Auch das System laufender Staatsbeiträge scheint von zweifelhaftem 
Wert. Es wäre wahrscheinlich zweckmäßiger, statt dessen jährlich 
eine gewisse Summe einem Fonds zuzuführen, der im Notfall für pro- 
duktive Erwerbslosenfürsorge zur Verfügung stehen würde. 

Daß ein Eingehen auf diese Seite des Problems bei Morley fehlt, 
ist um so erstaunlicher, als er der deutschen produktiven Erwerbs- 
losenfürsorge rühmend gedenkt und es so nahegelegen hätte, der Frage, 
wie man solche Maßnahmen ohne Inflation finanzieren kann, näher- 
zutreten. (K. Bloch.) 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Arbeitskunde, Grundlagen, Bedingungen und Ziele der wirt- 
schaftlichen Arbeit, herausgegeben von Johannes Riedel. 
Mit Abbildungen. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 1924. V und 
364 S. Geh. M. 13.—. 


Die wissenschaftliche Erforschung der Arbeit hat es nicht mit 
einem Laboratoriumsabstrakt zu tun, sondern mit der konkreten 
Kulturerscheinung Arbeit. Der Fehler zahlreicher älterer arbeits- 
wissenschaftlicher Untersuchungen bestand darin, daß sie ihre exakten 
Ergebnisse in unkritischer Weise auf die Wirklichkeit übertrugen. 
Jede Einzeluntersuchung, sei sie physiologischer, psychologischer, be- 
triebswirtschaftlicher oder sonstiger Art, wird nur fruchtbar sein, 
wenn sie im Auge behält, daß sie es mit einer Seite des komplexen 
Arbeitsvorganges zu tun hat. Die Aufgabe der Arbeitswissenschaft 
ist es, alle diese einzelwissenschaftlichen Aspekte zu vereinigen. Der 
Titel Arbeitskunde soll ausdrücken, daß in diesem Werk die Theorie 
stets unter dem Gesichtspunkte der Praxis, der Erfordernisse des 
Arbeitslebens betrachtet wird. Aus dem Gesamtgebiet der praktischen 
Arbeit wird weiterhin die wirtschaftliche, und zwar die ausführende 
Arbeit als Gegenstand der Untersuchung abgegrenzt. Mit vollem 
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Recht; denn in der abhängigen Arbeit ist der gesellschaftliche Zwang 
am stärksten und sind die Probleme am drängendsten. 

Jede sozialwissenschaftliche Untersuchung, die induktiv verfährt, 
muß sich darüber klar sein, woher sie ihr Tatsachenmaterial entnehmen 
will. Folgende Möglichkeiten bieten sich: I. die der historischen 
Orientierung, die z. B. von Schmoller ausgebildet worden ist, 2. die 
Methode der Heranziehung möglichst divergenter Sondererfahrungen. 
Diese Methode kann man auch im Gegensatz zu der ersten des Längs- 
schnittes die des Querschnittes nennen. In ihr finden z. B. auch die 
Tatsachen der Beziehung zwischen Pathologie und Wirtschaftsleben 
ihre Stelle; denn die Arbeitspathologie handelt von solchen charak- 
teristischen Sonderfällen. Hierher gehören auch die biologisch-natur- 
wissenschaftlichen Forschungen überhaupt. Nicht zulässig dagegen 
ist die dogmatische Methode, die z. B. von » wahren « Bedürfnissen 
ausgeht oder vom gerechten Preis oder von unveräußerlichen Rechten 
u, dl, deren oberster Begriff also der einer Art wirtschaftlichen Natur- 
rechts ist, 

Ín den Einzeluntersuchungen dieses Werks ist also mit vollem 
Recht der geschichtlichen Darstellung und auch der entwicklungs- 
geschichtlichen Konstruktion ein breiter Raum vergönnt. Hierher 
gehören Willy Hellpachs Abschnitt: Die Geschichte der Arbeit, F. 
Koelschs: Arbeitshygienische Wirkungen der Wirtschaftsentwicklung, 
Eugen Rosenstocks: Sozialpolitik und Arbeitsrecht, ferner der Ab- 
schnitt von Hummel: Ueber die Arbeitszeit. Daß auch die Abschnitte 
über Berufsberatung, über Lohn und berufliche Schule die geschicht- 
liche Entwicklung kurz darstellen, ist selbstverständlich. Zu den 
Querschnittsuntersuchungen gehören die Abschnitte über anatomische, 
physiologische und psychologische Grundlagen der Arbeit von Herx- 
heimer und von Biener, ferner die über Arbeitslohn von Bloß, über 
Arbeitsbewegungen von Sander, über Arbeitsmittel von Riedel. Diese 
Uebersicht gibt auch einen Eindruck von der Fülle des behandelten 
Stoffes. Alle Autoren haben sich bemüht, zu den praktischen Pro- 
blemen doch rein theoretisch Stellung zu nehmen. Wieweit das heute 
schon möglich ist, wieweit z. B. eine ganz unpolitische Beurteilung des 
Lohnproblems, des Arbeitszeitproblems, der Probleme der Berufs- 

ratung, um nur einiges zu nennen, heute schon möglich ist, darüber 
werden die Ansichten auseinandergehen. Die Gefahr, dann doch mit 
einer naturrechtlichen Dogmatik zu arbeiten, liegt nahe. Wieweit sind 
wr, allgemein gesprochen, heute schon in der Lage, alle diese Dinge 
als psychische Wirkungen der Umwelt « (Aloys Fischer) rein theo- 
retisch zu verstehen? Das ist vielleicht noch am ehesten möglich da, 
wo solche Untersuchungen unter einem jetzt schon allgemein aner- 
kannten Wertgesichtspunkte stehen. So ist es doch wohl ein unver- 
lierbarer Besitz unseres sozial-politischen Gewissens, daß die sozial- 
hygienische Forderung, die des Schutzes von Leben und Gesundheit 
n der Arbeit allen rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten vorangeht. 
eser sozial-hygienischen Orientierung der Sozialpolitik ist Rosen- 
stock in seinem Abschnitt über Sozialpolitik und Arbeitsrecht vielleicht 
nicht ganz gerecht geworden, wenn er die Sozialpolitik als die gewisser- 
maßen schon abgeschlossene, schon überwundene Epoche in der Ent- 
wicklung der gesellschaftlichen Arbeit darstellt. 

‚Die einzelnen Darstellungen vermeiden überall in glücklicher 
Weise Wirklichkeitsferne und bloße Gelehrsamkeit. Das Werk kann 
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zur Orientierung um so mehr empfohlen werden, als reichliche Litera- 

turangaben und ein sorgfältig gearbeitetes Sachregister seine Benutzung 

erleichtern und dem Interessenten Winke zur NeEDEIULE geben. 
(Eliasberg..) 


Verein Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller: 
Bericht über die Feier des fünjzıgjahrıigen 
Bestehens des Vereins 1874-1924, 2I. Oktober. 
Berlin. Im Selbstverlag. Dezember 1924. 36 S. 

Eine kleine, aber vielsagende und kampfbereite Schrift. Sie 
knüpft an die bedeutsame U beriro des Vereins an, der in den 
ersten anderthalb Jahrzehnten seines Bestandes unter der Reichs- 
kanzlerschaft Bismarcks einer der Hauptvorkämpfer und Haupt- 
stützen des industriellen Schutzzöllnertums war und es nach wie vor 
bleiben will. Der Schutzzoll habe für gefährdete Wirtschaftszweige 
derzeit sogar erhöhte Bedeutung, da die neue Gutmachungspolitik 
die Freiheit der deutschen Steuer- und Eisenbahntarifpolitik ein- 
schränke. Dem wird zugefügt: » Wir betrachten den Zoll nicht nur 
als einen Unternehmer-, sondern auch als einen Arbeiterschutz.« 
Im Gegensatz zu dieser in Worten sehr arbeiterfreundlichen Haltung 
steht die entschiedene Bekämpfung des achtstündigen Arbeitstages 
und des auf seine Durchführung abzielenden Washingtoner Abkommens. 
Dies wird unter anderem damit begründet, daß es sich bei der zwölf- 
stündigen Schicht angeblich eher um eine wenig anstrengende Arbeits- 
bereitschaft als um tatsächliche Arbeitsleistung handle. Außerdem 
wird mit einiger Uebertreibung gesagt, daß es nur die Wahl gebe 
zwischen Gutmachungen oder der dem achtstündigen Arbeitstag 
gleichgestellten » Niedrighaltung unseres Arbeitsertrages «. Schließ- 
lich wird mit angeblich unvermeidlicher Stillegung zahlreicher Eisen- 
werke gedroht, falls auf dem achtstündigen Arbeitstag bestanden 
werden sollte. Selbstverständlich werden die älteren Kartell- sowie 
die neueren Konzernbildungen als ein Hilfsmittel zur Rettung der 
Eisenindustrie, nicht zur Schaffung namhafter Gewinste verteidigt. 
Bemerkenswerterweise wird in der Schrift angedeutet, daß der Verein 
sowohl für den Fall des Zustandekommens eines deutsch-französischen 
Handelsvertrages und des hiemit verbundenen Kartells der meisten 
europäischen Eisenindustrien als auch für das Gegenteil gerüstet sei. 

(S. Schilder.) 
18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


19. Handel und Verkehr. 


Fischer, Dr. Walter Die Personenfahrpreiseder 
Schweizerischen Bundesbahnen IYI4—I920. Ein 
Beitrag zur Lehre von der Preisbildung im Verkehrswesen. Zürich, 
Rascher u. Co., 1924. 

Der Verfasser des vorliegenden Buches stellt sich die Aufgabe, die 
Veränderungen, denen die Personentarife der Schweizerischen Bundes- 
bahnen im Kriege und in der Nachkriegszeit unterworfen waren, vom 
Standpunkte der Theorie der Verkehrspreisbildung aus zu untersuchen. 
Im ersten Teil werden allgemein die preisbestimmenden Faktoren im 
Eisenbahn- und insbesondere im Personenverkehr erörtert; im zweiten 
Teil wird die Kostengestaltung in den Jahren 1914—1920 untersucht; 
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im dritten Teil gelangt dann die Entwicklung der einzelnen Personen- 
tarife zur Darstellung, worauf dann versucht wird, eine zusammen- 
jassende Charakteristik der getroffenen Maßnahmen zu geben. 

Das erste Kapitel behandelt die Wertschätzung der Verkehrs- 
istung durch ihren Empfänger als obere Preisgrenze. Es werden Er- 
werbs- und Konsumtionsreisen unterschieden. Nebst dem subjektiven 
\ert dieser Reisen sind die Einkommensverhältnisse des Leistungs- 
empfängers für die Wertschätzung der Verkehrsleistung mitbestim- 
mend, Die Preiswilligkeit wird aber auch noch durch die Qualität 
der Verkehrsleistung (Sicherheit des Verkehrs, Regelmäßigkeit, Pünkt- 
lichkeit, Bequemlichkeit und Reisegeschwindigkeit) mit beeinflußt. 
Im zweiten Kapitel wird die Bedeutung der Kosten für die Preisbil- 
dung besprochen. Für den Entschluß, eine Bahn zu bauen, ist die 
volle Deckung der Selbstkosten, zu denen auch die Verzinsung und 
Tilgung des Anlagekapitals gehören, erforderlich. Ist die Bahn jedoch 
¿mmal errichtet, so wird die Untergrenze der Preisoszillation durch 
die Mehraufwendungen bestimmt, die für die unmittelbare Ausführung 
emer Verkehrsleistung über die ohne ihr Hinzukommen schon be- 
stehenden Kosten hinaus gemacht werden müssen. Der Verfasser 
kommt weiters zu der richtigen Auffassung, daß bei der Preisbildung 
die Preiswilligkeit und die Kosten — mag auch die Ermittlung der 
letzteren schwierig sein — gleichzeitig berücksichtigt werden müssen. 
Im dritten Kapitel werden die Selbstkosten und ihre Beziehungen zur 
\erkehrsstärke behandelt und die gesamten, durch den Betrieb der 
Eisenbahn verursachten Aufwendungen eingeteilt in die Kapitalskosten 
ind die unmittelbaren Betriebskosten. Zu den ersteren gehört die 
Verzinsung des Anlagekapitals, dann die Tilgung des Schuldkapitals. 
Dann werden hierher auch die Erneuerungskosten gezählt. Be- 
nerkenswert ist, daß die Kosten der Verzinsung und Tilgung des 
schuldkapitals vor dem Kriege 45% der Betriebskosten ausgemacht 
haben. Im vierten Kapitel wird zwischen den festen und veränderlichen 
kosten unterschieden, Als Grundlage hiezu dienen die Rechnungs- 
ergebnisse bei den Bundesbahnen. Der Verfasser kommt zum Resul- 
tate, daß 60% feste und 40% veränderliche Aufwendungen sind. 
Recht interessant ist das Kapitel über die Ausscheidung der Kosten 
auf den Personen- und Güterverkehr. Die Lösung dieser Frage ist 
cne der umstrittensten. Der Verfasser weist an Hand mehrerer 
Beispiele aus verschiedenen Dienstzweigen der Eisenbahn nach, wie 
problematisch es ist, den konkreten Anteil der Kosten des Personen- 
bzw. des Güterverkehrs zu ermitteln und kommt zum richtigen 
Schlusse, daß sowohl Personen- wie Güterverkehr mindestens jenen 
Betrag zur Deckung der Kapitalskosten aufzubringen haben, der ent- 
sieht, wenn jeder Transportzweig als hinzugekommener Verkehr des 
«nderen gedacht wird, d. h. daß z. B. der Personenverkehr wenigstens 
diejenigen Kapitalskosten deckt, die den Mehrauslagen entsprechen, 
die dieser Verkehrszweig über das für den Güterverkehr genügende 
Mab hinaus verursachte. 

Im zweiten Teil geht Dr. Fischer auf die Kostengestaltung bei den 
Bundesbahnen in den Jahren 1914—1920 über und bespricht vorerst 
le Ermittlung des Kostenaufbaues aus den Ergebnissen der Jahres- 
wchnungen. Die Kostengestaltung des Personenverkehrs gesondert 
aufzuzeichnen, ist nach dem Vorgesagten nicht möglich. Aber auch 
ker Darstellung der Aufwendungen, die durch den Personen- und 
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Güterverkehr zusammen verursacht wurde, steht eine Reihe von 
Hindernissen im Wege, z. B. die Kosten der Gemeinschaftsbahnhöfe, 
der Hilfsbetriebe. Diese Nichtübereinstimmung der tatsächlichen 
Rechnungsführung mit den Anforderungen eines genauen Kosten- 
aufbaues hat zur Folge, daß die Beträge der einzelnen Kostenbestand- 
teile eine gewisse Verschiebung untereinander erfahren. Die Gesamt- 
betriebskosten, die in den zwei ersten Kriegsjahren einen Rückgang 
aufwiesen, haben sich vom Jahre 1917 an erheblich gesteigert, und im 
Jahre 1920 eine Verdoppelung erreicht. Hiebei ist die Feststellung 
von Interesse, daß die unmittelbaren Betriebskosten um das 21, fache 
gestiegen sind, während die Kapitalskosten eine verhältnismäßige 
Abnahme zu verzeichnen hatten. Der Vergleich der einzelnen Aus- 
gabenrubriken ergibt, daß der Fahr- und Werkstättendienst die 
stärksten Erhöhungen aufweisen. Eine Ausscheidung in persönliche 
und sachliche Betriebsausgaben kann nach der richtigen Ansicht des 
Verfassers in den meisten Fällen nur in dem Sinn durchgeführt werden, 
daß lediglich die unmittelbar vom eigenen Unternehmen verausgabten 
Löhne zu den persönlichen, alle übrigen Aufwendungen dagegen zu 
den sachlichen Kosten gerechnet werden. Das Verhältnis der Personal- 
auslagen zu den sachlichen Ausgaben betrug im Jahre 1920 24% zu 
76%. Werden jedoch die Kosten für das »nicht rubrizierte Personale, 
wie es im Unterhalt und der Erneuerung der Bahnanlagen verwendet 
wird, in die Ausscheidung einbezogen, so stellt sich der Anteil der 
Personalaufwendungen auf 63%, derjenige der Sachaufwendungen auf 
37%. Der Verfasser nimmt an, daß ca. 50% der Gesamtbetriebskosten 
auf die Lohnausgaben entfallen. Die Personalausgaben haben zu Be- 
ginn des Krieges infolge Frequenzrückganges abgenommen, sie stiegen 
jedoch infolge der zunehmenden Teuerung; doch haben sich die Per- 
sonalausgaben nicht in dem Maße vermehrt wie die übrigen Aufwen- 
dungen. Weiters werden die wichtigsten Posten der sachlichen Be- 
triebsausgaben behandelt. Auffallend ist die Steigerung der Kosten 
für Brennmaterial. Diese Auslagen sind von 13% auf 25% der Be- 
triebsausgaben gestiegen. Sodann wird die Gewinn- und Verlust- 
rechnung behandelt. Während das Jahr 1913 noch ein Aktivsaldo 
von 8 Millionen Frs. ergab, steigt das Defizit von 9 Millionen im Jahre 
1914 auf ıgı Millionen im Jahre 1920. Schließlich werden die durch- 
schnittlichen Aufwendungen pro Leistungseinheit besprochen. Die 
Steigerung der Ausgaben pro Leistungseinheit ist um so größer, als sie 
mit einer Herabsetzung der Leistungen (Einschränkung des Verkehrs) 
parallel läuft. 

Der dritte Teil behandelt die Personentarife in den Jahren 1914 
bis 1920. Von Interesse sind da in erster Linie die allgemeinen Motive 
und die Aenderungen im Preisaufbau. Die tarifarischen Verhältnisse 
sind in der Zeit seit dem Bestehen der Bundesbahnen bis zum Jahre 
1914 in der Hauptsache gleich geblieben. In der Berichtsperiode sind 
drei Zeitabschnitte zu unterscheiden. Die erste Periode, die bis zum 
Jahre 1917 reicht, ist durch das Bestreben charakterisiert, erhöhte 
Einnahmen zu erzielen, um die höheren Kosten hereinzubekommen. 
In der zweiten bis Mitte ıgıg reichenden Periode handelt es sich 
darum, infolge Kohlenmangels den Bahnverkehr zu drosseln und nur 
 volkswirtschaftlich notwendige Reisen zuzulassen. Für die dritte 
Periode ist wiederum das Bestreben maßgebend, dem großen Ein- 
nahmeausfall entsprechend einen erhöhten Ertrag zu schaffen. Der 
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Verfasser bespricht dann in eingehender Weise die Taxen für die ein- 
fache Fahrt sowie die Taxen für die Hin- und Rückfahrt, verweist 
darauf, daß in der Schweiz für Retourbillets nur ein Viertel mehr 
zu bezahlen war, als für die einfache Fahrt. Diese Maßnahme ist 
darauf zurückzuführen, daß die Schweiz von zahlungsfähigen fremden 
Touristen aufgesucht wird, die erfahrungsgemäß zur Rückfahrt ge- 
wöhnlich nicht dieselbe Strecke benützen. Die Frage, ob für Retour- 
billets eine m... gewähren ist, ist bestritten. Die Ent- 
scheidung liegt in den Kosten und in der Preiswilligkeit. Bezüglich 
der Kosten ist zu berücksichtigen, daß eine Schalterabfertigung er- 
spart wird, dafür müssen mehr Kartensorten bereitgehalten, was im- 
merhin mit Mehrauslagen verbunden ist. Bezüglich der Preiswillig- 
keit ist zu beachten, daß Reisen, die nur in einer Richtung unternom- 
men werden, höher gewertet werden, wie solche, bei denen für die 
Hin- und Rückfahrt dieselbe Strecke benützt wird. Die Schweize- 
tischen Bahnen haben infolge der durch den Krieg verursachten 
Schwierigkeiten vorerst die En ES verringert und dann im 
jahre 1917 vollkommen aufgehoben. Bei der Untersuchung der 
Frage des Schnellzugszuschlages kommt Dr. Fischer zum wichtigen 
Schlusse, daß ihm eine Berechtigung nicht abgesprochen werden kann. 
Die Personalkosten sind zwar bei Schnellzügen infolge der kürzeren 
Reisedauer geringer, die geringere Anzahl der Aufenthalte bedeutet 
eine Kohlenerspamis, auch ist die raschere Zirkulation des Roll- 
materials ins Kalkül zu ziehen. Dem steht jedoch die höhere Bean- 
spruchung des Oberbaues und der größere Kohlenverbrauch infolge 
der höheren Fahrgeschwindigkeit gegenüber. Auch fällt die kost- 
spieligere Ausstattung der Waggons ins Gewicht. Nebst den höheren 
Kosten ist jedoch die größere Wertschätzung des Schnellzugs durch 
den Reisenden maßgebend, die durch den Schnellzugszuschlag aus- 
genützt werden kann. Weiters wird der Streckenabonnementstarif 
behandelt. Es gab vor dem Kriege nicht weniger als 15 verschiedene 
Arten und zwar für eine bestimmte Anzahl, für eine beliebige Anzahl 
Fahrten, für Schüler und schließlich für Arbeiter. Es handelt sich 
zumeist um Reisen zwischen Wohnort und Arbeitsort. Die Wert- 
schätzung dieser Reisen ist mit Rücksicht auf ihre Häufigkeit eine 
geringere. Durch die Einführung der Streckenkarten wird jedoch die 
Fr Wertschätzung ausgenützt. Das komplizierte System der 
treckenkarten der Vorkriegszeit wurde wesentlich vereinfacht und 
die Streckenkarten für eine bestimmte Anzahl Reisen aufgehoben, 
dagegen für die Arbeiter eine besondere Sorte geschaffen, die zur 
zweimaligeen Hin- und Rückfahrt an Werktagen berechtigte. Die 
Bedeutung des dann weiters behandelten Generalabonnementstarifs 
geht daraus hervor, daß vor dem Kriege (1913) 8,1% der Gesamt- 
einnahmen aus dem Personenverkehr auf diese Kartenart entfallen. 
Die Kriegsverhältnisse zwangen nach Erhöhung der Taxen zur voll- 
ständigen Aufhebung. Sie wurden jedoch über Drängen der In- 
teressenten kurz vor Kriegsschluß wieder eingeführt. Die weiteren 
Kapitel behandeln eingehend die Abonnements zum Bezuge halber 
Billette, dann zusammenstellbare Billette, Sonntags- und Rundfahr- 
billette und schließlich den Tarif für die Beförderung von Gesell- 
schaften und Schulen. In der zusammenfassenden Würdigung der in 
en Jahren 1914—1920 getroffenen Tarifmaßnahmen berührt der 
Verfasser das Verhältnis der Fahrpreise zur Weglänge. Während sich 
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im Güterverkehr allgemein der Staffeltarif durchzusetzen vermochte, 
blieben die Personentarife im Grunde reine Distanztarife. Dr. Fischer 
schließt sich der Ansicht von Sax an, daß von einer absoluten Not- 
wendigkeit des Staffeltarifs im Personenverkehr nicht gesprochen 
werden könne. Schließlich vergleicht der Verfasser die Steigerung der 
Personenfahrpreise mit den allgemeinen Indexziffern. Der Züricher 
Lebenskostenindex betrug im Jahre 1920 223,5. Dagegen haben sich 
die Preise der einfachen Fahrkarten, Strecken- und Arbeiterkarten 
um etwa 140% erhöht. Dagegen betrug die Verteuerung für Fahrten, 
für die früher eine Hin- und Rückfahrkarte gelöst wurde, 308, was 
um so bedeutsamer ist, als diese Fahrten bei Kriegsbeginn ca. 45% 
der Gesamtfahrten ausmachten. 

Zusammenfassend kann man sagen, daß hier eine ganz ausgezeich- 
nete und gründlich wissenschaftliche Arbeit geleistet wurde, die an 
Hand des konkreten Beispiels der Schweiz so recht die hohe Bedeu- 
tung der Personenfahrpreise für die Volkswirtschaft aufzeigt. 

(Leo Kozitschek.) 


20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Levy, Hermann: Die Grundlagen der Welitwirl- 
schaft. Leipzig-Berlin, B. G. Teubner, 1924. X und 185 S. 

Eine zusammenfassende populäre Arbeit über die weltwirtschaft- 
lichen Probleme hat die Forschung noch nicht gebracht. Allgemein 
wird aber die wichtige Aufgabe anerkannt, den neuen Zustand der 
Weltwirtschaft zu studieren, weshalb die Absicht, ein solches Buch 
jetzt zu veröffentlichen, durchaus lobenswert ist. 

Aber vielleicht hat Levy die Schwierigkeit einer solchen populär- 
wissenschaftlichen Arbeit unterschätzt, denn man bekommt den be- 
stimmten Eindruck, daß die Arbeit mit etwas journalistischer Schnellig- 
keit zustande gekommen ist. Anders läßt sich die immer wiederkeh- 
rende Ungenauigkeit in Detailangaben kaum erklären. 

Ueber die Steinkohlenproduktion im Jahre 1913 bekommt man 
z. B. folgende Angaben: 


S. 68 Mill. Tonnen S. 69 1000 Tonnen 
Ver. Königreich 287 Großbritannien 287 430 
Deutschland 192 Deutschland 167 892 
Frankreich 4I Frankreich 56 900 
Belgien 23 Belgien 22 774 


Für 2 Länder also vereinbare und für 2 Länder unvereinbare An- 
gaben. Sehr verdächtig ist außerdem, daß die deutsche Verbrauchs- 
ziffer S. 68 mit 168 Mill. Tonnen angegeben wird, was wiederum mit 
der Produktionsziffer von S. 69 zusammenfällt. Mit der jetzt 
vorliegenden, offiziellen deutschen Statistik stimmt freilich weder die 
eine noch die andere Zahl überein. 

Dieser Fall ist nicht allein dastehend. S. 35 wird erwähnt, daß 
nach der nordamerikanischen Union 1912/13 265 000 Einwanderer aus 
Italien kamen. Nach der Mitteilung auf derselben Seite!) bestanden 

1) Es steht hier zwar 1913, was wir aber für einen Druckfehler halten 
Denn erstens wird die amerikanische Einwanderungsstatistik nach Fiskal- 
jahren veröffentlicht (1912/13, 1913/14 usw.) und zweitens deutet die Gesamt- 
zahl der Einwanderung, die gegeben wird, darauf hin, daß 1912/13 auch hier 
gemeint sein muß. 
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diese aus 231 000 Süditalienern und 42 500 Norditalienern, was zu- 
sammen 273 500 macht! Wiederum stimmt weder die eine noch die 
andere Zahl mit der offiziellen Statistik überein. 

S. ııı wird erwähnt, daß die berühmte Ausfuhr Deutschlands 
an Anilin- und anderen Teerfarbstoffen nur 142,1 Mill. Mk. betrug 
oder 1,4% des Gesamtausfuhrwertes ausmachte. Diese Angabe ist 
nun — bis auf einen der zahlreichen Druckfehler — nicht unrichtig. 
Aber empfehlenswert wäre es wohl gewesen, zu erwähnen, daß hierin 
die Ausfuhr von Alizarinfarbstoffen (21,6 Mill. Mk.), von Indigo 
(53,3 Mill. Mk.) usw. nicht mitberechnet sind. 

Die Handelshochschule in Hamburg, von der S. 28 gesprochen 
wird, hat nie existiert. Das Kieler Institut wird wiederholt (S. 29, 183) 
unter falschem Namen erwähnt. 

In Lappland soll » Malmerz « (S. 78) gewonnen werden, was 
deutsch so viel heißt wie » Erzerz «. Die Jahresangaben sind hier un- 
richtig: die Eisenbahnverbindung von Kiruna ist nicht 1908, sondern 
1902 fertig geworden. Der Erwerb der lappländischen Gruben durch 
die Grängesbergsgesellschaft ist nicht 1908, sondern 1903 erfolgt. Auf 
alle übrigen Detailirrtümer (mindestens 4) bei der Behandlung der 
Eisenerzfrage kann hier nicht eingegangen werden. 

Von Schulze-Gävernitz, » Britischer Imperialismus und eng- 
lischer Freihandel «, soll 1916 eine Auflage erschienen sein, die S. 155 
» neubearbeitet « und S. 183 » erweitert « genannt wird. Tatsäch- 
lich ist 1916 gar keine Auflage erschienen, dagegen IgI5 ein unver- 
änderter Abdruck der I. Auflage. Eine neubearbeitete oder erweiterte 
Auflage existiert überhaupt nicht. Da Levy sich mit dem Buche ein- 
gehender beschäftigt hat, ist der Irrtum auffallend. 

Die Brüsseler Zuckerkonvention führt der Verf. S. 123 auf das 
Jahr 1905 zurück. Die richtige Zahl ist bekanntlich 1902. Auch dieser 
Irrtum ist auffallend. 

Daß die statistischen Uebersichten bei ganz verschiedenen Waren 
verschieden sein müssen, ist erklärlich. Aber es ist in einem IQ24 er- 
scheinenden Buche nicht notwendig, daß die Statistik der Eisenerz- 
erzeugung mit dem Jahre 1917/18 (S. 77), der Baumwollernte mit 
dem Jahre 1920 (S. 83) usw. abschließt — so leicht zugängliche Sta- 
tistik sollte ergänzt werden können. 

Es werden weiter die Produktions verhältnisse von Kakao, 
aber nicht die von Kaffee besonders behandelt, was im Hinblick auf 
ihre weltwirtschaftliche Bedeutung schwer erklärlich erscheint. 

Die Druckfehler sind sehr zahlreich. Bei einem Ausdruck (S. 48) 
wie » Staatsmanns Yearbeck « weiß man nicht einmal, welche Sprache 
en ist. Ob alle falsch gedruckten Namen (S. 137, 148 und eine 

eihe von Namen S.184) Druckfehler oder direkte Irrtümer des Verf.s 
sind, läßt sich nicht entscheiden. Auch bei statistischen Angaben 
(S. 69, 158, 175) läßt sich nur die objektive Unrichtigkeit feststellen. 
Sogar dem Ausländer sind deutsche Sprachfehler wiederholt (S. 67, 
69, 137) aufgefallen, — wahrscheinlich würde ein deutscher Leser deren 
mehr finden. 

Gewiß, keiner von uns ist — was Irrtümer in Detailfragen angeht — 
sündenfrei. Aber nicht nur hat hier die Quantität der Irrtümer sehr 
bedenkliche Proportionen angenommen, sondern auch die Qualität 
der Irrtümer ist in vielen Fällen auffallend. Da nun der Verf. in dem 
Buche sehr weit auseinanderliegende Probleme zu behandeln hat und 
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überall über Spezialkenntnisse gar nicht verfügen kann, so muß bei 
dem Leser ein Mißtrauen gegen die Zuverlässigkeit des Buches über- 
haupt entstehen. 

Die Tatsachensammlung nimmt in dem Buche den größten Platz 
in Anspruch, weshalb diese hier ausführlicher behandelt wurde. In 
den theoretischen Auseinandersetzungen hat der Verf. seine Orien- 
tierung in erster Linie bei dem Problem Freihandel-Schutzzoll gesucht. 
Dies ist für die Behandlung der Grundlagen der Weltwirtschaft ohne 
Zweifel auch eine sehr wichtige Orientierungsmöglichkeit. Aber wenn 
man schon auf die Kursentwicklung der italienischen Lira oder des 
belgischen Franken eingeht (S. 175), so wäre es wohl wichtiger gewesen, 
die Störung nach außen durch die innere Emissionspolitik als die Ab- 
satzmöglichkeit nach Deutschland zu erwähnen, da die erstere be- 
stimmt von größerem Einfluß gewesen ist. 

Ich vermisse weiter unter den erwähnten Grundlagen der Welt- 
wirtschaft die internationale Goldwährung. Diese hat doch für die 
Weltwirtschaft der Vorkriegszeit eine grundlegende Bedeutung ge- 
habt (vgl. Knies, Weltgeld und Weltmünzen), und die Debatten, die 
jetzt in dieser Frage stattfinden (z. B. in Deutschland und England), 
sind gewiß auch weltwirtschaftlich von größtem Interesse. 

Auf die rechtlichen Grundlagen der Weltwirtschaft hat besonders 
Harms hingewiesen. Die Frage wird von Levy gar nicht behandelt, 
ohne daß eine Begründung für den Ausschluß dieser Probleme ge- 
geben wird. 

Die erzwungene Mehrausfuhr der Länder, die Reparationen zahlen 
müssen, wird voraussichtlich ein Zentralproblem für die kommende 
Weltwirtschaft sein. Der Verf. hat das Problem nicht behandelt, 
oe wie er dem Dawesplan ein Wort gewidmet hat, trotzdem 
das Schlußkapitel sich » Weltwirtschaftlicher Wiederaufbau « nennt. 

Es ist überhaupt sehr schwer einzusehen, wie eigentlich der Verf. 
die Probleme ausgewählt und abgegrenzt hat, die er zu den Grund- 
lagen der Weltwirtschaft mitrechnet. Die internationale Nachrichten- 
vermittlung, das Problem der Welthäfen, die Arbitrage, die inter- 
nationalen Banken, die internationale Kapitalinvestierung — das sind 
einige Proben von nicht behandelten Problemen. 

Von der Wichtigkeit der gestellten Aufgabe ist der Leser ohne 
Zweifel von vornherein überzeugt. Von der Schwierigkeit der Aufgabe 
wird er wahrscheinlich überzeugter sein, als es der Verf. gewesen ist. 

(Sven Helander.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen., 


23. Genossenschaftswesen. 


Lavergne, Bernard: Les Coopératives de Con 
sommation en France. Paris, Verlag Armand Colin, 
1923. VIII und 216 S. 

Der Wert dieser Schrift liegt nicht nur in dem Reichtum an ge- 
schichtlichen, statistischen und juristischen Angaben über die fran- 
zösischen Konsumvereine, die von ihren ersten dürftigen Anfängen 
im Jahre 1865 bis zum großen, durch den Weltkrieg Damhaft geförder- 
ten Aufschwung der letzten Jahre beschrieben werden. Er liegt auch 
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in den zumeist von den Grundsätzen der redlichen Pioniere von 
Rochdale beeinflußten, echt genossenschaftlichen Gedanken, die den 
Darlegungen Lavergnes (und zwar sowohl seiner allgemeinen Ein- 
leitung als auch der umfangreicheren besonderen .Darstellung des 
französischen Arbeiterkonsumvereinswesens) Farbe und Haltung geben. 
Den Gipfelpunkt der Schrift in dieser Beziehung bilden seine Aus- 
führungen über die machtvolle Zusammenfassung der von 1890 an 
parteipolitisch zerspaltenen und daher in ihrer Entwicklung gehemmten 
französischen Konsumvereine, die zum Teil nur ein Anhängsel der 
sozialdemokratischen Partei darstellten, in eine einheitliche, macht- 
volle, nunmehr beständig fortschreitende Gruppe. Diese Zusammen- 
fassung, woran der Verfasser selbst lebhaft beteiligt war, fand im Jahre 
1012 statt. Schon aus diesen Gründen ist seine auch durch Klarheit 
und Uebersichtlichkeit ausgezeichnete Schrift sehr lesenswert. 

Doch enthebt diese grundsätzliche, weitgehende Anerkennung 
nicht von der Pflicht, auf einige kleinere Mängel hinzuweisen. So 
ist sowohl seinem fast nur französische und englische Schriften ent- 
haltenden Quellenverzeichnis als auch seinen Ausführungen selbst 
zu entnehmen, daß ihm die großen deutschen Genossenschafter, wie 
Schultze-Delitzsch, Raiffeisen usw., mehr dem Namen nach als in 
ihren Grundgedanken bekannt sind. Dies geht insbesondere aus seiner 
Stellungnahme zum landwirtschaftlichen Genossenschaftswesen und 
zur Landwirtschaft überhaupt hervor. Es scheint ihm ganz unbekannt 
zu sein, daß deutsche Genossenschaftslehrer, wie Raiffeisen und Oppen- 
heimer, ein das ganze Volk umfassendes oder wenigstens entscheidend 
beeinflussendes Genossenschaftsgefüge von der Landwirtschaft aus 
aufzubauen gesucht haben, daß die Grundgedanken dieser Männer 
keineswegs im Sand versickert sind, sondern sich in mächtigen Ge- 
nossenschaftsgebilden ausleben, jene Oppenheimers besonders im 
neueren Palästina. Lavergne faßt dagegen das landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen als eine einseitige Angelegenheit der Landwirte 
als Unternehmer auf, der er nur mäßige soziale Wichtigkeit und keines- 
wegs eine die Volksgesamtheit betreffende Bedeutung beimißt. 

Er ist einerseits erfahren und einsichtig genug, um den Betrieb 
der Landwirtschaft durch Großunternehmungen der Konsumvereins- 
verbände für wenig aussichtsvoll zu erklären. Andererseits verspricht 
ersich die von ihm ersehnten entscheidenden Wirkungen der Konsum- 
vereine erst von einer erweiterten Tätigkeit ihrer Verbände, die wo- 
möglich die ganze Erzeugung umfassen. Wie wäre dies möglich, wenn 
en so wichtiger Erwerbszweig, wie die Landwirtschaft, der innerhalb 
der gesamten Weltwirtschaft wohl mindestens drei Viertel der Erd- 
bevölkerung umfaßt, außerhalb der Verbandstätigkeit bliebe? La- 
vergne urteilt hier, wie die meisten Sozialisten und leider auch sozia- 
Istischen Genossenschafter, von durchaus städtisch-industriellen, ja 
sogar großstädtischen Gesichtspunkten aus, wonach die Landwirt- 
schaft nur einem » Erdenrest zu tragen peinlich « gleicherachtet wird. 
‚ Šine sozialistische und daher sozialisierungsfreundliche Grund- 
einstellung treibt ihn aber über die von ihm sonst so eifrig und zwar 
Namentlich im Jahre 1912 verfochtenen genossenschaftlichen Haupt- 
nz hinaus, die er insbesondere der Wirksamkeit der redlichen 

onere von Rochdale entnommen hat. Er glaubt nämlich, daß 
gewisse Industriezweige auch von den Konsumvereinsverbänden nicht 
mit Vorteil betrieben werden könnten, wie große metallurgische und 
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Textilunternehmungen, gewisse chemische Industrien usw. Anstatt 
nun, den genossenschaftlichen Grundsätzen gemäß, eine Verbindung 
mit in- und ausländischen landwirtschaftlichen Einkaufsgenossen- 
schaften oder auswärtigen Konsumvereinsverbänden anzustreben 
(zumal es sich vorwiegend um Ausfuhrindustrien handelt, die auf 
den Weltmarkt angewiesen sind) oder einfach gewisse Grenzen der 
genossenschaftlichen Leistungsfähigkeit anzuerkennen, empfiehlt er 
dasjenige, was man in Deutschland und Deutschösterreich gemein- 
wirtschaftliche Betriebe nennt und wofür er die Bezeichnung » régies 
coopératives « anwendet, d. h. Verbindungen von Staaten, Provinzen, 
Gemeinden, Genossenschaftsverbänden zum Betriebe einer Unter- 
nehmung unter Ausschluß des Privatkapitals. Sonderbarerweise be- 
hauptet er, derartige Gebilde seien in Deutschland (von Deutsch- 
österreich spricht er hier gar nicht) völlig unbekannt und nennt daher 
den deutschen Arbeiter etwas geringschätzig (Seite 209/210) »un 
simple producteur, un automate commandé par une élite industrielle «! 
Es sei ganz abgesehen von den mannigfachen und nicht ganz un- 
begründeten Zweifeln, womit die Erfolgsmöglichkeiten dieser Unter- 
nehmungsform beurteilt werden, wovon übrigens Lavergne mehrere 
angeblich erfolgreiche französische Beispiele anführt. Jedenfalls hat 
hier eben der ungeduldige, eilfertige, sozialisierungssüchtige Sozialist 
oder Kollektivist den Sieg über den Genossenschafter davongetragen, 
der geduldig Stein auf Stein aufbaut, bis Riesengebilde dastehen, wie 
das englische und schottische Konsumvereinswesen mit seinen Groß- 
handelsgesellschaften, die alle, einzelne Konsumvereine sowie die bei- 
den Großhandelsgesellschaften, sehr ausbaufähig sind, und zwar 
sowohl aus den kreditpolitischen Gründen, die Lavergne selbst angibt, 
als auch durch die Möglichkeiten einer planmäßigen Verbindung mit 
landwirtschaftlichen Genossenschaften und Genossenschaftsverbänden, 
worüber er als Großstadtmensch schweigt. (S. Schilder.) 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


The Tax Problem in Wisconsin. New York, National 

Industrial Conference Board. 1924. 

The Tax Problem in West-Virginia. Ebenda 1025. 

: Die beiden Bände des National Industrial Conference Board, der 
etwa der Publikationsorganisation des » Reichsverbandes der Deut- 
schen Industrie « entspricht, sind verhältnismäßig gründliche und 
gute Darstellungen aus dem selbst in Amerika viel zu wenig behandel- 
ten Problemkreis der amerikanischen Bundesstaatsverwaltung und 
sollten in Deutschland, angesichts der Beratungen über die Reform 
des Finanzausgleichs, besonderes Interesse finden. 

Die Basis aller Staats- und Gemeindefinanzsysteme bildet in 
Amerika eine allgemeine Vermögenssteuer. Im letzten halben Jahr- 
hundert hat sich auf dieser Grundlage in jedem Staate ein Mosaik 
von andern Steuern entwickelt, die im ganzen einen erdrückenden 
Eindruck von Mannigfaltigkeit und Unregelmäßigkeit machen. In 
vielen Fällen pflegt die Entwicklung neuer Steuermethoden epidemisch 
durchs ganze Land vor sich zu gehen. 

Wisconsin war oft ein Pionier und ist in dieser Studie einer heftigen 
Kritik unterworfen. So ruht ihr Hauptinteresse auf der Einkommens- 
und Erbschaftssteuer. Eine Einkommenssteuer besteht in 18 Staaten 
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ohne Berücksichtigung der Bundeseinkommensteuer, und unzweifel- 
haft hat Wisconsin beinahe die höchsten Steuersätze sowohl für In- 
dividuen wie für Aktiengesellschaften. Dabei ergibt sich in einem 
Bundesstaat natürlich das Mittel der legalen Steuerhinterziehung. 
Der wohlhabende Rentner kann sich ins Paradies der Steuerpolitik — 
2. 2. Florida — zurückziehen und die Aktiengesellschaft kann eine 
Tochtergesellschaft im Nachbarstaat gründen, der sie ihre Produkte zu 
einem Preis verkauft, der keinen Gewinn zur Besteuerung übrigläßt. 
Darin sieht die Kritik die Gefahr einer Verarmung Wisconsins, abge- 
sehen von den prinzipiellen Einwänden, die in Form und Inhalt den 
Standpunkt der gegenwärtigen Bundesregierung wiedergeben: » Maß- 
nahmen, die Sparsamkeit bestrafen, die individuelle Initiative schwä- 
chen oder völlig lähmen, Unternehmungslust im Zaum halten und 
Anstrengungen fruchtlos machen, tragen in sich den Keim industriellen 
Verfalls «, wobei freilich zugegeben, daß kein statistischer Nachweis 
vorhanden, und behauptet wird, daß auch keiner möglich ist, um die 
Anwendung dieses Satzes auf die Wirkungen einer Einkommenssteuer 
zu rechtfertigen. 

Das gleiche wird natürlich von der Erbschaftssteuer gesagt. Beide 
Bände enthalten eine sehr interessante Tabelle über die Erbschafts- 
steuer in 46 Staaten der Union — nur Alabama, Florida und der 
District of Columbia erheben keine Erbschaftssteuer. Aus der Tabelle 
ergibt sich, daß die Unterschiede zwischen den Steuern der einzelnen 
Staaten bis zu 300%, ausmachen. Als erschwerender Umstand kommt 
vielfache Doppelbesteuerung, wie sonst nur in internationalen Be- 
zehungen möglich, hinzu, so daß in manchen Fällen mehr als 100%, 
einer Hinterlassenschaft an Steuern zu zahlen wäre und zukünftige 
Erblasser ihr Vermögen speziell im Hinblick auf Steuerfragen zu ordnen 
haben, wenn sie an ihren Erben genügend Interesse haben. In dieser 
Hinsicht bieten die Darlegungen beider Studien ein gutes Bild der 
Gefahren der Dezentralisation des Steuerwesens im Bundesstaat. 

West-Virginia hat keine Einkommensteuer und dafür eine Um- 
satzsteuer, die natürlich, da nur im Einzelstaat erhoben, nur zu einem 
relativ geringen Prozentsatz abgewälzt werden kann. Dementsprechend 
kommt für Aktiengesellschaften die oben beschriebene Methode der 
Steuerhinterziehung in Frage, die zwar gesetzlich verboten ist, aber 
schwerlich erfolgreich kontrolliert werden kann. Jedenfalls hat der 
Autor der West-Virginia-Studie sicherlich recht mit der Behauptung, 
ab eine Umsatzsteuer im Einzelstaat wesentlich die Wirkungen einer 
ungerechten und systemlosen Einkommensteuer hat. 

‚ Sind dies die unter dem Gesichtspunkt des bundesstaatlichen 
inanzproblems interessanten Punkte, so sind beide Studien darüber 
inaus voll interessanten Materials. Das Automobil, das in Amerika 
eine Verkehrsrevolution, die ihresgleichen nur in den Zeiten der großen 
isenbahnbauten findet, bedeutet, hat als Ausgabe- und Einnahme- 
quelle eine große Rolle in allen Staaten gespielt. Die in Frage kommen- 
den Ausgaben bestehen vor allem im Wegebau, der in der Regel durch 
Anleihen finanziert wurde — Wisconsin macht insofern eine Ausnahme, 
‚man dort den Versuch machte, mit Steuern auszukommen; in- 
inischen ist aber der Anteil der Anleihen ständig gewachsen, obwohl 
noch immer relativ gering. Die Einnahmen sind erstens Lizenzeinnah- 
men, zweitens besondere Steuern pro Automobil, die nach Gewicht 
oder P.S, oder nach einem kombinierten Maßstab erhoben werden, 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. ı. IS 
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und Benzinsteuern, die direkt an die und von den Füllstationen ge- 
zahlt werden und so eine Besteuerung des Automobilbesitzers nach 
dem Verbrauch darstellen. 

Ein zweites, typisch amerikanisches Problem ist die Besteuerung 
der Naturschätze, die in Wisconsin und West-Virginia. verschiedene 
Aspekte bietet. West-Virginia ist wesentlich ein Kohlen- und Petro- 
leumstaat und das Steuerproblem ist also, die Gesamtheit am Abbau, 
der unwiederbringlich ist, zu beteiligen. Die Naturschätze Wisconsins 
bestehen wesentlich in Waldungen, und das Problem ist, durch Steuer- 
exemtionen des Wald- oder waldfähigen Grundbesitzes Wieder- 
aufforstungen zu ermöglichen. Im ersten Falle ist das Bedenkliche 
in einem Lande mit zuviel Kohlenfeldern, wie die Vereinigten Staaten, 
daß die Gefahr besteht, die eignen Felder konkurrenzunfähig zu 
machen, während die stark zentralisierte Kontrolle der Petroleum- 
industrie in der Standard Oil wahrscheinlich jede Steuer abzuwälzen 
imstande ist. Im zweiten Falle ist das Problem technisch ungeheuer 
kompliziert und ohne direkte administrative Eingriffe, d. h. Staats- 
aufforstung, die in Wisconsin eine Verfassungsänderung erforderte, 
kaum mit Erfolg zu lösen. 

Von allgemeinem Interesse sind schließlich die zwischenstaatlichen 
Vergleiche der Steuerbelastung, die nach 5 Methoden vorgenommen 
sind, auf den Kopf der Bevölkerung, auf die Zahl der Familien, auf 
die Zahl der Erwerbstätigen über 16 oder 21 Jahre, im Verhältnis zum 
Einkommen und im Verhältnis zum Besitz der Staatsbürger insgesamt. 
Die Vorzüge und Nachteile jeder Methode sind sorgfältig auseinander- 
gesetzt, wobei vielleicht die Unzuverlässigkeit von Daten betr. die 
letzten beiden Vergleichsmaßstäbe hätte stärker betont werden sollen. 

Das Problem der allgemeinen Vermögenssteuer selbst ist nicht 
ausreichend behandelt, immerhin aber sind die Verwaltungsschwierig- 
keiten und -ungerechtigkeiten im Fall von West-Virginia ausführlich 
dargestellt. Tatsächlich ist die Steuer vor allem eine Grundbesitz- 
steuer und lastet wahrscheinlich schwerer auf dem landwirtschaftlichen 
als auf dem städtischen Grundbesitz. Mannigfaltige Reformversuche 
mit der Steuer, die so alt ist wie der englische Einfluß in Amerika, 
sind ziemlich erfolglos geblieben. Eine Wertzuwachssteuer wird bisher 
nur unter der Bundeseinkommensteuer erhoben; auch hier gehen die 
Ansichten über die Wirksamkeit des Steuergesetzes ziemlich weit aus- 
einander. 

Beide Studien sind jedenfalls außerordentlich lesenswert und 
geben einen lebendigen Eindruck von der Realität und Bedeutung der 
Einzelstaaten in der amerikanischen Verwaltung.. (K. Bloch.) 


Badulesco, Dr. Victor V.: Les Finances Publı- 
ques de Roumanie. Paris, Marcel Giard, 1923. 74 S. 

Diese zuerst in der »Revue de Science et de legislation finan- 
cieres« erschienene Arbeit gibt zunächst einen Ueberblick über die 
ökonomische Situation Rumäniens nach dem Weltkriege und über 
die Entwicklung des Staatsbudgets von 1916 bis 1923. Sodann folgt 
eine kritische Darstellung der Finanzreform (insbesondere auf Grund 
des Gesetzes vom 23. Februar 1923), sowie des Staatsschuldenwesens 
und der Reparationsfrage in ihren Wirkungen für Rumänien. Die 
Schrift kann dem Fachmann bestens empfohlen werden. 

(E. Hugo Vogel.) 


~<. 
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Patzauer, Dr. Hans: Die öffentlichen Abgaben 
Oesterresichs. Wien, Verband österreichischer Banken und 
Bankiers, 1925. 180 S. 

Diese Schrift behandelt das österreichische Abgabenwesen (Direkte 
Steuern, Verbrauchssteuern, Gebühren, Zölle, Landes- und Gemeinde- 
abgaben, Abgabenverwaltung, Abgabenertrag, Statistik) nach dem 
Stand am I. Januar 1925. Sie gibt rein darstellend ohne wertende 
Darlegungen eine recht brauchbare Uebersicht über die Art und Weise, 
wie sich das Abgabewesen im österreichischen Bundesstaat, unter 
mancherlei verwickelten und schwierigen, derzeit noch lange nicht 
vollendeten Auseinandersetzungen zwischen Bund, Ländern und Ge- 
meinden gestaltet hat, wobei noch viele Ueberreste aus der Zeit des 
monarchischen Großstaats hineinragen. Wer sich mit Fragen bundes- 
staatlicher Finanzeinrichtungen oder mit den besonderen österreichi- 
schen Finanzverhältnissen beschäftigt, dem wird diese Schrift eines 
sit Jahrzehnten in der österreichischen Finanzverwaltung tätigen 
Beamten, der sie in allen Einzelheiten gründlich kennt, viel Anregung 
und Belehrung bieten. (S. Schilder.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 
26. Wohnungsfrage. 
27. Unterrichts- und Bildungswesen. 
38. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 
29. Kriminologie, Strafrecht. 


— 


30. Soziale Hygiene. 


Lämel, Carl: Der Gemeinde- und Fürsorgearzit, 


cine Einführung in den Dienst. Berlin und Wien, 
Urban und Schwarzenberg, 1924. 


Der Verf. will einen möglichst vollständigen Ueberblick über die 


Gesetze, die für den Gemeindesanitätsdienst in der Republik Oester- 


reich in Betracht kommen, geben und die Möglichkeiten der prakti- 
Schen Durchführung aufzeigen. Auf Einzelheiten kann nicht ein- 
gegangen werden. Wer sich in Deutschland mit Fürsorgefragen be- 
schäftigt, wird manche Anregung aus dem Vergleich mit den fort- 
schrittlichen österreichischen Verhältnissen schöpfen. (Dresel.) 
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32. Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


m — 


34. Politik. 


Asquith, H: Der Ursprung des Krieges. München, 
Verlag für Kulturpolitik, 1924. 

Wir kennen in Deutschland auch den Typ von Erinnerungen, 

die an dem Unglück von 1914 beteiligte Politiker zu schreiben 
flegen, um ihre Handlungen zu rechtfertigen. Aber kaum einer 
ıst so bedenkenlos und nachlässig verfahren wie der damalige eng- 
lische Premier. Dokumente, Veröffentlichungen der Zwischenjahre 
ibt es für ihn nicht — außer den »Ereignissen und Gestalten« Wil- 
elms II., deren Ausführungen zu glossieren eine ebenso leichte 
wie einem gereiften Manne und einem ernsten Gegenstand un- 
angemessene Form der Darlegung ist. 

Wir hätten es lieber gesehen, der Autor hätte sich — etwa an 
Hand der kleinen Schrift von Irene Cooper Willis »How we went 
into the war, a study in Liberal Idealism«— den Stand der Dinge bei 
Kriegsausbruch in England ins Gedächtnis zurückgerufen. Vielleicht, 
daß dann Objektivität und Ernst seiner Darlegungen größer ge- 
worden wären; vielleicht, daßes ihm dann auch nicht passiert wäre, 
das englische Angebot an Frankreich von 1905 vor Delcasses Sturz 
zu leugnen — und in welcher Form zu leugnen! 

Ueber die Politik der Vorkriegsjahre erfährt man im übrigen 
aus dem Buch nichts Neues. (Lynkeus.) 


Aulard, A. (Prof. a. d. Univ. Paris): Politische Ge- 
schichte der Französischen Revolution. Ent- 
stehung und Entwicklung der Demokratie und der Republik 
1789—1804. Berechtigte Verdeutschung von Friedrich von Oppeln- 
Bronikowski. Eingeleitet von Dr. Hedwig Hintze. 2 Bände (XXII 

74 Seiten). München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1924. 
Gleis M. 20.—, geb. M. 27.—. 

Die wissenschaftlichen Verdienste Aulards, der von 1886 bis 
1923 eine Professur für die Geschichte der französischen Revolution 
bekleidet hat, und der fortfährt, einen staunenswerten Forschungs- 
eifer zu betätigen, dessen Früchte in mehreren selbständigen Werken 
und in zahlreichen Abhandlungen der, seit 1887 von ihm heraus- 
gegebenen Zeitschrift »La Revolution frangaise« geborgen sind — 
diese Verdienste sind längst in aller Welt anerkannt. Die Lebens- 
arbeit Aulards ist epochemachend in der Wissenschaft von der großen 
französischen Revolution, die man ja ebensogut die europäische 
nennen könnte und deren Auswirkungen auch heute noch nicht zu 
ihren Abschlusse gelangt sind. 

Er hat dieser Wissenschaft in größtem Umfange neue Quellen 
erschlossen. Von ihm stammt unter anderem der Nachweis, daß die 
große Bewegung anfänglich und von Hause aus weder demokratisch 
noch gar republikanisch war. Seine Forschungen vermitteln wert- 
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vollste Einsichten in die Anfänge des europäischen Demokratismus 
und Sozialismus. 

Da nun innerhalb dieses wissenschaftlichen Gesamtwerkes das 
hier angezeigte Buch — erstmals erschienen im Jahre IgoI — eine 
zentrale Stellung einnimmt und vom Verf. selbst als einheitliche 
Zusammenfassung seiner wichtigsten Entdeckungen und Bewer- 
tungen angesehen wird, so kann es nur dankbar begrüßt werden, daß 
es jetzt auch in einer deutschen, vorzüglich gedruckten und ge- 
schmackvoll ausgestatteten Uebersetzung vorliegt. Ins Englische, 
Polnische und Russische ist dieses Standard work schon früher über- 
setzt worden. 

Selbstverständlich kann es sich hier nicht darum handeln, 
ein Werk, das seit 24 Jahren der Benützung und Kritik durch die 
Geschichtswissenschaft unterliegt, inhaltlich zu analysieren und zu 
beurteilen. Selbst wenn Verf. hiefür zuständig wäre, vermöchte er 
nur längst getane Arbeit neu zu tun. Würdigungen des bedeutenden 
Buches in seinen Vorzügen wie in seinen Unzulänglichkeiten und 
Einseitigkeiten gibt es in allen modernen Sprachen. 

Ich möchte jedermann, der an das Buch neu herantritt, empfeh- 
len, sich vertraut zu machen mit der in wesentlichen Punkten scharf 
ablehnenden, aber doch, wie mir scheint, gerechten Würdigung, die 
ihm Adalbert Wahl schon im Jahre ıgo2 hat zuteil werden lassen 
(Historische Vierteljahrsschrift V, S. 416 ff). Ferner mit der aus- 
führlicheren und in der politischen Grundeinstellung nicht ganz so 
gegensätzlichen Kritik und Inhaltsangabe durch Hans Glagau in 
dem Aufsatz » Die Geschichte der Revolution in demokratischer 
Beleuchtung « (Historische Zeitschrift Bd. gı [1903], S. 233 ff.). 
Das Urteil der beiden Deutschen wird bestätigt durch die kurze und 
feine Würdigung Aulards bei Gooch, » History and Historians in the 
XIX. Century « (London 1913), S. 249 ff. Sie ist allerdings um einen 
starken Ton wärmer und im Kritischen nur andeutend und kommt zu 
dem Resumé: » His hatred of monarchy, feudalism and the State 
Church is only equalled by his gratitude to their destroyers. « 

Es ist in der Tat die von einem starken nationaldemokratischen 
Ethos getragene Dankbarkeit gegen die Organisatoren der Republik, 
des Sieges, der Einheit und der Laisierung des französischen Staates, 
de Aulard verführt zu einer gewissen Bemäntelung und Beschönigung 
der Jakobinischen Greuel. 
., Die Uebersetzung ist, wenn man von einigen wenigen sprach- 
lichen Sorglosigkeiten (so das saloppe » mal « statt » einmal «) und 
terminologischen Unrichtigkeiten (z. B. wenn von » Wählerver- 
sammlungen « die Rede ist, wo es » Wahlmännerversammlungen « 
heißen müßte, oder wenn der schreckliche Panterre als » brav «, 
statt als » tapfer « bezeichnet wird) absieht, flüssig und gepflegt. 
Sie ist wirklich » Verdeutschung «. Nur dies, daß der Uebersetzer 
den J. J. Rousseau allemal statt von Genf von Genua reden läßt, 
hätte Hedwig Hintze bemerken und verhüten sollen. Auch meint 

harsis Cloots, wenn er die von ihm geforderte Weltrepublik 
ıGrande-Germaine« nennt, damit nicht ein Groß-Germanien 
(S. 209), sondern eine große Bruderschaft. 

Möge sich aber durch diese Kleinigkeiten niemand von der 
Lektüre abhalten lassen und ebensowenig durch die Erwägung, daß 
a die Forschungsergebnisse Aulards und seiner Schule in den neueren 
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Geschichtsdarstellungen schon verarbeitet seien. Es ist dies doch 
kaum schon ausreichend geschehen und auf alle Fälle ist die Lektüre 
lehrreich und zum Teil auch, wenigstens in erheblichen Stücken des 
dritten und vierten Abschnitts (Direktorium und Konsulat) anziehend. 
Seinen eu Reiz aber gewinnt das Buch, wenn man es 
liest als ein Dokument der politischen Gedankenwelt eines zeit- 
genössischen Franzosen, die man in hohem Maße als typisch betrach- 
ten darf für die geistige Führerschicht der liberal-demokratisch- 
republikanischen Parteien französischer Nation. Sie unterscheidet 
sich tief und mannigfaltig vom modernen Liberaldemokratismus 
deutscher Nation, dessen geistige Entwicklung über Fichte und 
Friedrich Naumann führt! (Thoma.) 


Droysen, Johann Gustav: Aktenstücke und Auf- 
zeichnungen zur Geschichte der Frankfurter 
Nationalversammiung, ausdem Nachlaß herausgegeben 
von Rudolf Hübner. Band XIV der von der bayerischen 
Akademie der Wissenschaften herausgegebenen »Deutschen Ge- 
schichtsquellen des 19. Jahrhunderts.« Stuttgart, Deutsche Ver- 
lagsanstalt, 1924. X und 848 Seiten. 

roysen war Schriftführer des Verfassungsausschusses der 

Frankfurter Nationalversammlung und hat als solcher ein a 
Protokoll geführt, von dem er alsbald (1849) einen ersten Teil ver- 
öffentlicht hat. Der größere Rest ist liegengeblieben und wird nun 
hier zum ersten Male mit allen seinen Anlagen veröffentlicht (S. 109 
bis 788). Damit ist, was keiner Begründung bedarf, den Wissen- 
schaften der politischen Geschichte und der Rechtsgeschichte, ja 
ganz unmittelbar der um die Lösung lebendiger Probleme ringenden 
deutschen Verfassungspolitik eine aufs reichste strömende Quelle 
ersten Ranges erschlossen. 

Außerdem enthält der stattliche Band die im Nachlaß Droysens 
vorgefundenen parallelen Protokolle, die Droysen und Petri über die 
Verhandlungen der siebzehn Vertrauensmänner vom 15.—28. April 
1848 geführt haben (S. 45-107), die von nicht geringerem historischem 
und politischem Interesse sind. 

Zwei weitere Gaben sind von besonderem Wert für die historische 

Spezialforschung: Ein Schriftwechsel zwischen Droysen und der 

rovisorischen Regierung der Herzogtümer Schleswig-Holstein vom 
nde März bis Ende Mai 1848 (S. 1—44) und ein in Frankfurt ge- 
führtes, allerdings zum Teil nur aus äußerlichen Notizen bestehendes, 
an mehreren Stellen aber ebenso gehalt- wie lebensvolles Tagebuch 

aus der Zeit vom 2. April 1848 bis zum rx. April 1849 (S. 790—844). 

Wie lebendig wird die enttäuschte Stimmung jener Page, wenn man 

vom II. März 1849 die kurze Eintragung liest: »Die neue öster- 

reichische Verfassung, die Deutschland mit Füßen tritt, wurde be- 
kannt.« 

Spiegelt sich nicht schon darin ein Stück Schicksal der deutschen 
Nation, daß die in diesem Bande vereinigten Aufzeichnungen erst 
jetzt an die Oeffentlichkeit treten ? 

Dem Herrn Herausgeber, der eine höchst mühsame Arbeit ge- 
leistet hat, dem Verlag, der Notgemeinschaft der deutschen Wissen- 
schaft, dem Reichsministerium des Innern, dem Reichspräsidenten 
Fr. Ebert, die durch materielle Unterstützung den Druck ermöglicht 
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haben, gebührt der Dank aller, die, als Historiker, Staatsrechtler 
oder Verfassungspolitiker, aus dieser nun erschlossenen Quelle 
schöpfen werden, durch die zahlreiche, zum Teil ganz aktuelle Pro- 
bleme deutschen Verfassungswesens die interessantesten Beleuch- 
tungen erfahren. 

Diese Veröffentlichung war Dienst am Ausbau deutscher Ein- 
heit und Freiheit. Wer so, wie es der Herausgeber hier getan hat, 
die Stimmen der bedeutendsten deutschen Nationalpolitiker aus 
jenen erst so hoffnungsreichen und dann so niederdrückenden Früh- 
lingszeiten des deutschen Volksstaats wieder ins Leben ruft, darf in 
einem von jeder parteimäßigen Färbung freien Sinne von sich sagen: 
»Nun haben wir sie doch befreit, befreit aus ihren Särgen. « 

Thoma.) 


Freiherr vom Stein. Staatsgedanken. Aus seinen unveröffent- 
lichten Geschichtswerken. Neue Dokumente seiner politischen An- 
schauungen, herausgegeben und eingeleitet von Erich Botzen- 
kart. 156 S. Tübingen, Osiandersche Buchhandlung, 1924. 

Der Freiherr vom Stein hat einige sehr umfangreiche Manuskripte 
historischen Inhalts hinterlassen, die das Geheime Staatsarchiv in 
Berlin s. Z. aus dem Pertzischen Nachlaß angekauft hat. Sie haben 
sit langem die Aufmerksamkeit der historischen Forschung auf sich 
gezogen, werden aber jetzt zum ersten Mal, auf Veranlassung von 
Ad. Wahl in Tübingen, durch einen seiner Schüler auszugsweise ver- 
öffentlicht. Ueber die wichtigsten dieser Manuskripte, eine Darstellung 
der französischen Geschichte von den ältesten Zeiten bis 1799 und 
eine ausführliche, jedoch fragmentarische Geschichte der Revolutions- 
epoche 1789—1799, hat bereits E. v. Meier (Französische Einflüsse 
auf die Staats- und N nn im IQ. Jahrhundert, 
II, 20-42) ausführlich berichtet. Die Vermutung von Pertz und 
Lehmann, es handle sich um einen Leitfaden für den Geschichts- 
unterricht seiner Tochter, hat bereits E. v. Meier dahin berichtigt, 
daß dann jedenfalls die Ausführung über den ursprünglichen Plan 
wet hinausgeführt habe. Ein drittes Manuskript ist als die Frucht 
der Beschäftigung Steins mit der vaterländischen Geschichte nach 
der Heimkehr aus den Befreiungskriegen aufzufassen; es behandelt 
die » Geschichte der Deutschen « im Mittelalter, bricht aber mit dem 
Tode Friedrichs I. ab. Eine nähere Beschreibung dieses Manuskriptes 
hat der Herausgeber leider unterlassen. 

Die Mitteilung ausführlicher Auszüge aus diesen Handschriften, 
von denen bisher nur geringe Proben im Wortlaut bekannt waren, ist 
ein altes desiderium der Steinforschung. Daß von der Darstellung 
der älteren Jahrhunderte nur kurze Stücke, meist zusammenfassenden 
und urteilenden Charakters, abgedruckt werden, scheint wohl begrün- 
et (warum sind aber auch zahlreiche Sätze durch Auslassungen 
gekürzt ?); diese älteren Partien scheinen in der Tat — soweit man 
nach den Proben urteilen kann — ohne sonderliches Interesse. Poli- 
tisch und biographisch wertvoll ist doch eigentlich nur, was der Staats- 
Mann zu denjenigen Ereignissen und historischen Kräften zu sagen 

t, die noch mit unmittelbarer Lebendigkeit in sein eigenes Leben 
und Schaffen hineingewirkt haben. Wie er über die französische Auf- 
‚ über Turgot und Burke, über die Ideen von 1789, über die 

role Revolution, den deutschen Idealismus, Kant, Fichte, Schelling, 
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über den Staat Friedrichs des Großen, über Friedrich Wilhelm II. 
und III. und die Königin Luise urteilt — überall im Stil der morali- 
sierenden Historie — das alles liest man mit wahrer Spannung. Da- 
gegen scheint mir der Herausgeber den Wert der bisher unbeachteten 
ragmentarischen Geschichte des deutschen Mittelalters — und zwar 
a biographischen wie den historiographischen — erheblich zu über- 
schätzen. 


Aber das hängt mit dem Charakter und der Absicht seiner Arbeit 
überhaupt zusammen. Auf alle Weise soll bewiesen werden, daß die 
Staatsanschauung des Reichsfreiherrn eine » durch und durch feu- 
dale «, und zwar eine » mittelalterlich-feudale « war und daß er mit 
dem Geist und den praktischen Forderungen der französischen Demo- 
kratie nicht das geringste zu tun hatte; mit naiver Freude wird kon- 
statiert, daß Frhr. v. Stein mit seinem Urteil über die französische 
Revolution » als Zeitgenosse und sachkundiger Kritiker genau zu den 
Ergebnissen kommt, die vor annähernd 20 Jahren A. Wahl in seiner 
Vorgeschichte der französischen Revolution eingehend begründet 
hat « (!). Ueber die unzulängliche Art, wie diese Reklamation Steins 
für den feudalen Konservatismus begründet und (leider!) sogleich 
parteipolitisch ausgewertet wird (S. 18), könnte man in Erwartung 
einer für später angekündigten Sonderstudie (Dissertation ?) allenfalls 
hinwegsehen. Nicht hinwegsehen dagegen darf man über die unbe- 
gründeten Vorwürfe, mit denen der Herausgeber die bisherige Ge- 
schichtswissenschaft bedenkt: sie habe diese Selbstzeugnisse des 
Steinschen Geistes bisher »abseits liegen« lassen — »vielleicht weil 
sie zu dem Bild, das man sich von ihm machte, nicht recht stimmen 
wollten.« Darin liegt nichts Geringeres als der indirekte Vorwurf einer 
bewußten Entstellung geschichtlicher Wahrheit; und so wagt es denn 
der beigegebene Reklamezettel des Verlegers, zu behaupten: » der 
allgemeinen Verkennung (sic!) des großen Vorbereiters der deutschen 
Befreiung wird durch seine eigenen Ausführungen ein Ende bereitet. « 
Eine derartige Behauptung verdient als das gekennzeichnet zu werden, 
was sie in Wahrheit ist: ein plumpes Täuschungsmanöver. Dem Heraus- 
geber aber sei gesagt, daß ihn sein Selbstbewußtsein verführt, wenn 
er glaubt (S. 19), mit seiner Deutung des Steinschen Lebenswerkes 
auf völlig neuen Wegen zu wandeln. (Gerhard Ritter.) 


Leder, Z.: Das Reparationsproblem, die Ge- 
werkschaften und die Arbeiterklasse. Vereinigung 
Internationaler Verlagsanstalten. Berlin 1924. 54 S. 

Meerwarth, R., Kisskalt, W. und Karlsberg, D.: 
Probleme der deutschen Zahlungsbilanz. Schrif- 
ten des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 167, 1. Verlag von Duncker 
und Humblot, München und Leipzig 1924. 76 S. 

Moulton, Harold: Der neue Reparationsplan. 
Uebersetzt und ergänzt von R. Kuczynski. Verlag von R.I. 
Prager. Berlin 1924. 94 S. 

Wiedenfeld, Kurt: Das Dawes-Gutachten. Alfred 
Lorentz. Leipzig 1924. Zweite ergänzte Auflage. 40 S. 

Was die Arbeit von Moulton angeht, so darf auf die Bespre- 

chung der englischen Ausgabe (A. f. S.-W. u. S.-P. Bd. 53, S. 246) 

hingewiesen werden, worin festgestellt wurde, daß die Arbeit in einer 
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» Klasse für sich steht, was die volle Würdigung des ganzen Dawes- 
Planes betrifft «. Die deutsche Uebersetzung von Kuczynski scheint 
sehr sorgfältig zu sein. Der Uebersetzer hat auch in einigen Bemer- 
kungen die vom Dawes-Plan abweichenden Bestimmungen des Lon- 
doner Protokolls berücksichtigt. Der im Verhältnis zur englischen 
Auflage sehr billige Preis der deutschen Uebersetzung verdient be- 
sonders hervorgehoben zu werden. 

Inder Broschüre Wiedenfelds hat das Wort des National- 
ökonomen sich mit dem des Diplomaten vereinigt zu einer ruhigen 
Objektivität, die in der Diskussion wohltuend wirkt. Die rein wirt- 
schaftliche Einstellung des Dawes-Berichtes wird — vielleicht etwas 
zu stark — betont. Die Annahme des Dawes-Planes hält er für das 
unbedingt kleinere Uebel. Die Sicherheit der deutschen Währung, 
die Ausnutzung deutscher Gebiete in fremdem Interesse stünden sonst 
auf dem Spiel. Daß die vorgesehenen Lasten zu schwer sind, be- 
zweifelt aber auch Wiedenfeld nicht. Besonders interessant sind seine 
Vergleiche zwischen der deutschen Handelspolitik nach dem Kriege 
von =D und der französischen Handelspolitik nach dem Weltkriege. 
Die Schrift liegt schon in zweiter Auflage vor. 

Eine Beurteilung der Reparationsfrage von kommunistischem 
Standpunkte aus findet man in der Broschüre von Leder. Die ge- 
schlossene Auffassung einer Politik, die niemals mit der Wirklichkeit 
Kompromisse zu schließen brauchte, tritt besonders hervor. Die Zu- 
sammenarbeit der Sozialdemokratie mit den Bürgerlichen mußte ja 
zu vielen solchen Kompromissen führen, die der Verfasser kritisiert. 
Ebensosehr ist er Gegner des Dawes-Planes, — die allzu unkritischen 
Ja-Sager der Sozialdemokratie bekommen manch schwere Pille zu 
schlucken. Die treibende Kraft dieser Politik wird folgendermaßen 
charakterisiert: » Aus Furcht vor der proletarischen Revolution 
werfen sich die Gewerkschaftsführer in die Arme der imperialisti- 
schen Sklavenhalter « (S.50). AnStelle der » permanenten Repara- 
tionskrise ¢ wird dann das Programm der kommunistischen Revo- 
lution entwickelt. 

‚ „In einem Spezialheft der Schriften des Vereins für Sozialpolitik 
snd Beiträge von Meerwarth, Kisskalt und Karlsberg zur deutschen 
Zahlungsbilanz erschienen. 


Die allgemeinen Probleme werden von Meerwarth be- 
handelt. Es werden die verschiedenen früheren Beiträge untersucht, 
die über die deutsche Zahlungsbilanz vor dem Kriege erschienen sind, 
und es wird dabei besonders hervorgehoben, wie das Jahr ıgı3 ein 
für Deutschland außergewöhnlich günstiges und deshalb nicht typi- 
sches Jahr gewesen ist. Die Schätzungen des Mac Kennaberichtes 
werden eingehender kritisiert, wobei besonders die mangelhaften 
Unterlagen der Angaben festgestellt werden, die eine Stellungnahme 
fast unmöglich gemacht haben. Auch die Untersuchungen Meerwarths 
führen zu dem Ergebnis, daß für die deutsche Zahlungsbilanz der 
Zukunft die Handelsbilanz von entscheidender Bedeutung werden wird. 


‚ Die Spezialuntersuchungen Kisskalts über die Privatver- 
sicherung und Karlsbergs über die Seeschiffahrt und die Zah- 
lungsbilanz konnten angesichts der Ungewißheit der Probleme zu 
zallenmäßigen Schlußergebnissen nicht gelangen. Vielleicht hätte 
man wünschen können, daß die sachkundigen Verfasser doch Schät- 
zungen mit gewissen Fehlergrenzen versucht hätten, damit der Leser 
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zwischen ihren Spezialproblemen und den allgemeineren Problemen 
Meerwarths ein richtiges Verhältnis herstellen kann. Jetzt ist der 
Zusammenhang zwischen den drei Beiträgen doch recht lose geworden. 
Es handelt sich hier jedoch um Fragen, deren richtige Beantwortung sehr 
schwer ist. Bezüglich der Versicherung traut sich Kisskalt über- 
haupt nicht zu, auszusagen, ob die Zahlungsbilanz Deutschlands vor dem 
Kriege in diesem Teile aktiv gewesen ist oder nicht. Bestimmt kann 
eine Aktivität nur vom Rückversicherungsgeschäft behauptet werden. 
Nach dem Kriege ist es wiederum die jep asn e , die aktiv 
zur Zahlungsbilanz beiträgt, während die direkte Versicherung zum 
mindesten keinen wesentlichen Aktivposten bietet. 
Karlsberg gibt eine detaillierte Systematik für die Bezie- 
hungen zwischen Schiffahrt und Zahlungsbilanz, die er aber nicht 
mit statistischem Material ausfüllen kann. Die Beschränkungen der 
amerikanischen Einwanderung und die Valutamiseren in Osteuropa 
waren beide ungünstig für das Passagiergeschäft der deutschen Schiff- 
fahrt. Dagegen ist der Passagierverkehr mit Südamerika gestiegen 
und auch in dem Verkehr zwischen Spanien und Südamerika hat die 
deutsche Flotte einen wesentlichen Anteil an der Beförderung von 
Passagieren. Obwohl Zahlen nicht gegeben werden, vermutet der 
Verfasser, daß im Passagiergeschäft der Beitrag zur Zahlungsbilanz 
aktiv ist. Im Güterverkehr ist der Mangel an großen Schiffen be- 
sonders schwerwiegend, — jedoch geht die Statistik des Verfassers 
hier nur bis zum Jahre 1921. (Sven Helander.) 


Groß, Direktor beim Danziger Volkstag: Politisches Hand- 
buch der Freiren Stadt Danzig. Im amtlichen Auftrag 
nen und bearbeitet. Danzig, Verlag J. Gehlu. Cie., 1924. 
I4o Seiten. 

“Diese Schrift enthält die völkerrechtlichen und staatsrechtlichen 
Grundlagen für das innere und äußere Leben der seit Herbst 1920 
bestehenden, mit Polen zollvereinten kleinen Republik Danzig, wie 
die fraglichen Bestimmungen des Versailler Friedens, die Erklärung 
Danzigs zur »Freien Stadt« durch den Völkerbundkommissär, Danzigs 
Verfassung, die der des deutschen Reiches nachgebildet ist, die grund- 
legende Abmachung Danzigs mit Polen vom 9. November 1920, die 
Geschäftsordnung für den Volkstag (Volksvertretung) der Freien 
Stadt Danzig, einen wertvollen »Führer durch die Danziger Gesetz- 
gebung«, Wahlergebnisse, ein geschichtlich, sozial und menschlich 
bemerkenswertes Verzeichnis der November 1923 gewählten Abgeord- 
neten des Volkstages samt kurzer Lebensbeschreibung, eine knappe 
Uebersicht über die Verwaltungsbehörden Danzigs, eine bisweilen 
auch wirtschaftlich Wichtiges bringendes Verzeichnis der wichtigeren 
geschichtlichen Vorkommnisse in und für Danzig in den Jahren 1920 
bis 1923. Allzu kurz und dürftig sind die nur ungefähr zwei Seiten 
umfassenden wirtschaftsstatistischen Angaben. Es fehlen die Be- 
völkerungszahl Danzigs und der einzelnen kleineren Orte des Frei- 
staates, Ziffern über den Wert des Außenhandels, über die Zahl der 
gewerblich-industriell sowie landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung, 
über Fischerei usw. Abgesehen von solchen kleinen Mängeln ist das 
Handbuch jedermann zu empfehlen, der über dieses manchen Gefahren 
ausgesetzte heißumstrittene Gebilde des Versailler Friedens näheres 
erfahren will. l (S. Schilder.) 


— 
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Kreditkontrolle. 


Von 


JOSEPH SCHUMPETER. 


I. 


Die Grundsätze, von denen sich die Zentralbanken aller 
Länder leiten lassen und welche zum Teil bankgesetzlich formu- 
liert, zum Teil einfache Erfahrungsregeln sind, haben sich im 
Laufe der letzten hundert Jahre aus den Bedürfnissen des Geld- 
und Kapitalverkehrs ergeben und zeigen in allen Ländern die 
gleichen prinzipiellen Linien, trotz zahlreicher Verschiedenheiten 
im einzelnen, die Kinder der oft durch historische und politische 
Zufälle und noch mehr durch Eigenarten der wirtschaftlichen 
Struktur bestimmten Verhältnisse jedes Landes sind. Sie sind 
weder Geschöpfe eines systematischen, den Gegenstand frei 
bestimmenden Wollens der Praxis noch Geschöpfe theoretischer 
Erkenntnis. Politiker und Parlamente haben gewiß diese Grund- 
sätze geradeso wie die Organisationen der betreffenden Zentral- 
banken selbst vom Standpunkt der Interessen, die sie vertreten, 
zu gestalten versucht, Bankleute in jeder Situation die Gesichts- 
‘punkte der geschäftlichen Praxis zur Geltung gebracht, Gelehrte 
das Wesen und die Funktionen der Zentralbanken analysiert 
und dabei auch des öfteren praktische Richtlinien gewiesen — 
aber immer wurde die Wirkung dieses bewußten Wollens über- 
schattet von der inneren Logik und den Notwendigkeiten der 
gegebenen Sachlage und vom Gang der Entwicklung. Gerade 
deshalb haben sich gewisse Grundsätze überall durchgesetzt, ge- 
rade deshalb stirbt jede abweichende Praxis einer einzelnen 
Notenbank entweder ab oder setzt sie sich allgemein durch und 
gerade deshalb sind diese Grundsätze ein so getreuer Reflex der 


Lebensnotwendigkeit der kapitalistischen Wirtschaft, wertvoller 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 2. IQ 
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und viel schwerer zu ändern als es jedes bloß erdachte, logisch 
poch so vollkommene System wäre. 

Betrachten wir als ein für das Wesen der Sache, wenn- 
gleich nicht für jede Einzelheit, typisches Beispiel die Politik 
der Bank von England. Dem Glanz ihres Rekords entspricht 
keineswegs etwa ein ebensolcher Glanz ihrer Leitung und ihrer 
Enunziationen. Ruhige, ehrenwerte Kaufleute von Erfahrung 
und genauer Firmenkenntnis, aber ohne viel Initiative — welche 
schon durch die Organisation und durch die Art der Auswahl der 
führenden Männer beinahe unmöglich gemacht wird — und ins- 
besondere ohne viel Einsicht nicht nur in die tieferen Fragen der 
Banktheorie, sondern auch in die komplizierteren Aufgaben der 
Bankpolitik, haben dort stets das Steuer geführt. Zwischen 
ihren Motiven, Erkenntnissen und Aeußerungen einerseits und 
der Bedeutung dessen, was sie praktisch vollbringen, anderer- 
seits besteht genau derselbe Unterschied wie zwischen dem in- 
stinktiven Verhalten eines zoologischen Individuums und der 
Bedeutung, die dieses instinktive Verhalten im Leben und in der 
Entwicklung der betreffenden Spezies hat — und das macht 
ihre Praxis nur um so wertvoller, außer in ungewöhnlichen 
und schwierigen Situationen, in denen sie sich denn auch nie- 
mals bewährt hat !). Erwachsen an einem Privilegium, das der 
Preis für ein der Regierung gegebenes Darlehen war, kannte die 
Bank von England zunächst gar keine andere Aufgabe als dieses 
Privilegium zu ihrem Vorteil auszunützen. Zunächst handelte 
es sich um das Monopol des Aktienbankbetriebes in London und 
‚Umgebung, dann, als dieses Monopol nicht mehr aufrecht zu 
erhalten war, eben um die Emission einer bestimmten Summe 
‚ungedeckter Banknoten. Die Stellung, welche die Größe ihres 
Kapitals und die Beziehung zur Regierung mit sich brachten, 
tat das Uebrige, um ihr eine überragende Stellung zu sichern. 


Aber ihre Grundsätze waren keine andern als die einer jeden 
Bank, nämlich solvent und liquid zu sein, um insbesondere ihre 
Noten jederzeit in Gold einlösen zu können. An dieser Praxis 
entwickelte sich die Theorie des regulären Bankgeschäftes über- 
haupt. Bis zum Jahre 1799 tauchte kaum eine Frage auf, die 


ı) Das klingt paradox nach dem großen Erfolg der jüngsten Zeit. Doch 
ist gerade dieser Erfolg ein gutes Beispiel für das Gesagte — fiel er doch ein- 
fach ruhig abwartender, jede kühne Maßregel und jede Problemlösung ver- 
meidender Besonnenheit in den Schoß. 


=] 
» 
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als Problem empfunden worden wäre (wohl gab es bis dahin 
auch schon zwei ganz kurze Perioden, in denen ein Disagio gegen- 
über dem Golde bestand, aber das erklärt sich ganz zwanglos 
aus der Unterwertigkeit der Münzen, die jedesmal schnell be- 
sitigt wurde), mit 1799 setzte bekanntlich die Inflation der 
napoleonischen Kriege ein, deren einzelne Symptome und Wir- 
kungen, weiteren Kreisen und insbesondere der Leitung der Bank 
von England selbst vollständig unverständlich, zur ersten moder- 
nen bankpolitischen Kontroverse Anlaß gaben. Aus dieser 
Kontroverse kristallisierte sich die klare Analyse des bullion 
reports, dessen Deszendent in direkter Linie der Cunliffe report 
ist und der die Aera der Wiederaufnahme der Barzahlungen und 
des Peels act einleitete. Während dieser ganzen Zeit war von 
dem, was wir heute unter Zentralbankpolitik verstehen, über- 
haupt keine Rede. Von 1739—1839 war der Diskontsatz der 
Bank von England fast unverändert ?2) und daß man mit seiner 
Festsetzung irgendwelche andern Ziele als Ertrag auch nur ver- 
folgen könne, ist den Leuten von damals nie eingefallen. 


Das ändert sich in der Folgezeit schnell, weniger unter dem 
Einfluß der nun einmal erwachten Analyse bankpolitischer Vor- 
ginge, als vielmehr unter dem Einfluß der Bedürfnisse der kapi- 
talistischen Entwicklung, der immer intensiver werdenden Inter- 
tationalität 8) des Geld- und Kreditverkehrs und der Konkurrenz 
der neuen Aktienbanken. Die Bank von England begann ihre 
Rate den Fluktuationen des Marktes anzupassen, um ihre Rolle 
in Diskontgeschäft zu behaupten. Erst von 1878 an begann sie 
die Wechsel der bill brokers und Diskonthäuser zunächst zu 
bevorschussen und sodann (seit 1890) zu rediskontieren, und 
sim Zusammenhang mit der Tatsache, daß die bankers balances 
einen immer größeren Prozentsatz ihrer privaten Depositen aus- 


Penn 


1) Er schwankte lediglich zwischen 4 und 5%, obgleich bei einer Politik 
uch heutigen Grundsätzen der Diskontsatz damals, in den Flegeljahren kapi- 
talstischer Entwicklung, viel häufiger und heftiger hätte schwanken müssen 
ds um die Wende des 19. und 20. Jahrhunderts. 

*) Insbesondere die zunehmende Internationalität des Kapitalverkehrs 
ind die unter dem Einfluß der Differenzen des Zinsfußes in verschiedenen Län- 
dem einsetzenden sowohl kurz- wie langfristigen Metallwanderungen waren das 
Moment, das besonders nach der Krise von 1857 der Bankleitung die Bedeutung 
der Diskontschraube für die Verteidigung ihres Barschatzes zum Bewußtsein 
brachte und ihre Verwendung zu diesem Zweck aufnötigte. Das galt als großer 
Fortschritt, als eine neue Politik, der sogar der glimpfliche Verlauf des Jahres 
1% (nicht ganz mit Recht) zugeschrieben wurde. 

Ig* 
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machten, wirklich zur bankers bank und zum Herzen des Geld- 
verkehrs zu werden. Erst dadurch trat für sie das gewöhnliche 
bankgeschäftliche Interesse in den Hintergrund gegenüber jener 
kreditpolitischen Funktion, in der wir heute ihr Wesen erblicken. 


So entstand allmählich und organisch, nach echt englischer 
Methode, jene für lange Zeit mustergültige Praxis, die erst in 
unsern Tagen ernstlich in Zweifel gezogen wird. Ohne formell 
mit der Vergangenheit zu brechen, und ohne jemals ausdrück- 
lich das Prinzip aufzugeben, daß die einfachen Regeln ordnungs- 
mäßiger und vorsichtiger privater Geschäftsführung ihr dik- 
tieren, was sie zu tun habe, hat sich die Leitung der Bank von 
England zu einer systematischen Reservepolitik und zu dem 
Bewußtsein durchgerungen, daß sie die Hüterin der nationalen 
Währung und die Schutzgöttin des Goldmarktes sei $). Von 
selbst ging sie von der Politik der Anpassung an die Marktlage 
zur Politik der Beeinflussung derselben über, gestaltete sie ihre 
Diskontrate zu einer währungs- und kreditpolitischen Waffe, 
die’ in der bekannten Weise durch jene Maßregeln geschärft 
wurde, welche wir heute dem Wesen nach in Amerika unter dem 
Namen der Open market operations wiederfinden. Manche Be- 
sonderheiten erklären sich durch das starre undkünstliche System, 
dasihr der Peels act aufnötigte, aber die Grundlinien dieses Systems 
waren in ganz Europa dieselben. Wie sehr sich die Logik der 
Situation überall durchsetzt und wesentlich gleiche Lösungen 
für die gleichen Schwierigkeiten erzwingt, möge man an einem 
Beispiel sehen: Eine Reihe von Bankgesetzgebungen verwendet 
als eine der Schranken gegen übermäßige Notenausgabe das 


14) Im Grunde dürfte die nationale Währung keinen Hüter brauchen, 
müßte sie sich bei freier Goldprägung und gesicherter Einlöslichkeit der Noten 
völlig automatisch regeln. Und das Schlagwort von der währungschützenden 
Funktion des Zentralinstituts müßte eigentlich in das Schattenreich merkan- 
tilistischer Irrtümer verwiesen werden. Aber erstens gebietet die Rücksicht auf 
das Gebäude des Kredits gerade dann ein solches Hüten der Goldreserven, 
wenn man diese für die Basis jenes Gebäudes hält. Und zweitens hat sich die 
wirtschaftspolitische Weltlage vom letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts ab 
wieder in einer Richtung entwickelt, die der jener Zeiten, in denen die merkanti- 
listischen Auffassungen entstanden, bedenklich analog war. Die politischen 
Gefahrenmomente, die monopolistischen und Expansionstendenzen drohten 
jenes internationale System ineinandergreifender friedlicher Konkurrenzmechanis- 
men, innerhalb dessen es planmäßiger Hütung von Währung oder Reserven 
prinzipiell wirklich nicht bedürfte, jeden Augenblick zu zerstören. Unter dem 
Druck dieser Sachlage stand eben, wie alles andere, so auch die Bankpolitik 
der letzten Jahrzehnte der Vorkriegszeit. 
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Mittel der Notensteuer. England kennt diese Bestimmung nicht. 
Aber als im Jahre 1866 sich die temporäre Aufhebung des Peels 
act als notwendig erwies, da wurde derselbe Gedanke dadurch 
realisiert, daß der Brief des Finanzministers, der die Bankleitung 
zu einer die gesetzliche Grenze übersteigenden Notenemission 
ermächtigte, zugleich den Minimalzinsfuß festsetzte (10%), 
welcher für aus dieser Ueberemission zu gewährende Kredite 
zu berechnen war. Ueberhaupt bedurfte es ja nicht erst eines 
Weltkrieges, um den Peels act temporär unanwendbar zu machen, 
Und wenn man die Möglichkeit seiner temporären Suspension 
sozusagen als einen Bestandteil der englischen Bankverfassung 
ansieht, so tritt die fundamentale Gleichheit der Prinzipien aller 
Bankverfassungen noch schärfer hervor >), 

Vernachlässigen wir alle Nebenpunkte und beschränken wir 
uns auf die Betrachtung des Hauptinstrumentes der Noten, 
bankpolitik, der Bankrate, so können wir ohne zu große Ab» 
weichung von der Praxis aller Länder ihre Theorie zusammen- 
lassen wie folgt: Als Zentralorgan der Geld- und Kreditwirt- 
schaft eines Landes hat jede Notenbank neben ihren rein ge- 
shäftlichen Aufgaben — deren Erfüllung infolge des Gewichtes 
ihrer Autorität und ihrer Stellung als Bank der Banken und 
Regierungen schon automatisch einen regelnden und führenden 
Einfluß ausübt — noch die Funktion, über die Gesundheit der 
Währung zu wachen. Das ist nach alter Auffassung gleich- 
bedeutend mit der Erhaltung der Goldparität der Noten und 
das wiederum ist gleichbedeutend einerseits mit deren Einlös- 
lichkeit (wobei es gleichgültig ist, ob diese Einlöslichkeit tat- 
ichlich praktiziert oder ob nur jeweils ihre Möglichkeit garan- 
tiert wird, wie bei jeder Goldkernwährung, denn beides setzt 
gnau dieselben Mittel und dasselbe Verhalten voraus) und 
andererseits mit dem Festhalten der Wechselkurse zwischen den 
Goldpunkten, wobei nur eine Ausnahme für temporäre Schwierig- 
keiten zuzulassen ist. Diese Funktion erfüllt die Notenbank 
durch entsprechende Variation der Bedingungen, zu denen sie 
Kredit gewährt, vor allem, wenn auch nicht ausschließlich, also 





‘) Die Theorie der Peelschen Bankakte und die Theorie der Praxis, die sich 
wter der Herrschaft dieses Gesetzes und trotz desselben durchgesetzt hat, 
and natürlich ganz verschiedene Dinge. Aber auch vom Standpunkt dieser 
Praxis — der durch das Depositengeld“charakterisierten Praxis — hat die Ge- 


*izgebung von 1844 Sinn, nur einen ganz andern als den, den die Gesetzgeber 
meinten, 
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durch Variation ihrer Rate. Erhöht sie ihre Rate über den Zins- 
fuß des Marktes, so wird entweder fremdes Kapital kurzfristig 
einströmen, oder wenigstens nationales Kapital, das sonst kurz- 
fristig abgeströmt wäre, im Lande bleiben. Sodann aber wird 
dadurch kurzfristiges Geld sofort verteuert, Geschäfte, die sonst 
durchgeführt worden wären, werden folglich unrentabel und 
unterbleiben, das Volumen der Kreditnachfrage wird geringer, 
das Halten von Warenvorräten kostspieliger, das Halten von 
Guthaben vorteilhafter, und deshalb sinkt das Preisniveau. 
Das gesunkene Preisniveau hat dann endlich die Folge, daß 
das Ausland im Inland kauft und das Inland im Ausland zu 
kaufen aufhört, was die momentane Zahlungsbilanz und das 
Angebot an und die Nachfrage nach Wechselmaterial »günstig« 
beeinflußt. Umgekehrt, wenn die Notenbank ihre Rate unter 
die Marktrate herabsetzt ®). 

-  Selbstverständlich funktioniert dieser Mechanismus ?) nur 
in verhältnismäßig ruhigen Zeiten. Schon bei einer politischen 
=— oft bei einer auch nur wirtschaftlichen — Panik muß er ver- 
sagen, wovon man sich leicht überzeugt, wenn man die Natur 
des Kausalzusammenhanges erwägt, auf dem er beruht. Für 
Zeiten sozialer und politischer Not vollends reicht er nicht aus. 
Da werden alle diese Dinge so gleichgültig wie Macaulays Kurs 
der Schatzscheine Attila. Nur verhältnismäßig kleine Ab- 
weichungen ferner können durch ihn reguliert werden. Das 
sieht man schon daraus, daß z. B. die Bank von England ge- 
legentlich eine künstliche Nachfrage auf dem Geldmarkt ent- 


°) Die obenstehende Formulierung setzt streng genommen voraus — was 
nur dem Prinzip nach zutrifft —, daß die Marktrate wirklich das ist, was sie zu 
sein tendiert, nämlich die Gleichgewichtsrate. Der Zinsfuß eines Landes ist 
im Gleichgewicht, wenn er gleich ist der Rentabilität jener Unternehmungen, 
die gerade noch betrieben werden müssen, um das jährlich freiwerdende plus 
dem jährlich neu hinzutretenden Kapital aufzunehmen und die stillgelegt werden 
würden, wenn er höher wäre. Dann geht vom Zinsfuß kein Einfluß auf die 
Kaufkraft des Geldes aus. Ist er niedriger, wirkt er inflationistisch, ist er höher, 
deflationistisch. 

7) Dieses System, das im Wesen die Kräfte des Marktes wirken läßt und 
nur eingreift, wo sie die normale Bahn zu verlassen drohen, könnte man »regu- 
lierten Automatismus« nennen. Es ist auch eine Form von »+managements 
der Währung, aber ein management, das nur die Normalität des Wirkens jener 
Kräfte garantieren, nicht sie selbst durch andere Faktoren ersetzen will. Die 
oft kritisierte Häufigkeit der Veränderungen der Bankrate in England ist kein 
Mangel des Systems, sondern im Gegenteil nur Beweis der Promptheit und 
Feinheit seines Funktionierens und des Zusammenwirkens seiner Organe, der 
bill brokers, der Diskonthäuser und der Bank. 
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falten muß, um die Rate wirksam zu machen. Handelt es sich 
gar um große organische Störungen wie sie eine soziale Revo- 
lution oder ein dauernder tiefgehender Verarmungsprozeß eines 
Landes mit sich bringt, so wirkt das Heilmittel unseres Mechanis- 
mus etwa so wie eine Dosis Chinin auf einen sterbenden Tuber- 
kulosen. Und nicht nur klein müssen die Störungen sein, wenn 
sie auf diese Art geheilt werden sollen, sondern sie müssen auch 
ihrer Natur nach bloß temporär sein: Ein dauerndes scharfes 
Anziehen der Diskontschraube würde nicht nur einer Sabotage 
der wirtschaftlichen Entwicklung gleichkommen, sondern nach 
einiger Zeit auch aufhören zu wirken. Denn wenn unter dem 
Druck einer Zinsfußerhöhung die Vorräte in der Volkswirtschaft 
reduziert sind und wenn neue Geschäfte durch den hohen Zins- 
fußdurch längere Zeit behindert würden, so müßte das Preisniveau 
offenbar wieder steigen. . Angesichts mancher sehr hoch gespann- 
ter Erwartungen bezüglich der Leistungsfähigkeit bloßer Dis- 
kontpolitik, ist es nicht überflüssig hier vor Ueberschätzungen 
zu warnen. | 

Der erste Einwand, der gegenwärtig gegen diese Theorie 
und Praxis erhoben werden kann, ist, daß sie dem Gold eine un- 
gebührliche Rolle im Geldsystem der Welt einräume. Es fällt 
mir gar nicht ein, die prinzipielle Berechtigung dieses Einwandes 
kugnen zu wollen. Vielmehr ist es vor allem richtig, daß es nicht 
zum Wesen des Geldes gehört, aus einem Stoff von eigenem 
Wert zu bestehen oder darauf zu basieren. Weiter ist es richtig, 
daß jedes an das Gold gebundene Währungssystem den Geld- 
verkehr, damit die Volkswirtschaft und insbesondere das Ver- 
hältnis zwischen Gläubiger und Schuldner, den Zufälligkeiten 
der Goldproduktion preisgibt und Wirkungen erzeugt, denen 
jeder Sinn und jede Funktion fehlt — in der Tat sind jene Varia- 
tionen des Preisniveaus, welche auf diese Ursache zurückzu- 
führen sind, überhaupt die einzigen, die lediglich als störende 
Zufälle und als reines Uebel zu bezeichnen sind, während jede 
andere Ursache von Veränderungen des Preisniveaus, mag sie 
noch so schädlich sein, immer auch irgendwelchen Zweck im 
Organismus der Volkswirtschaft erfüllt. Endlich ist es auch 
nichtig, daß die durch die Bindung der Geldsysteme an das 
Gold bewirkte Verknüpfung der Preisniveaus aller Goldländer 
jede Hausse und jede Krise unweigerlich international macht, 
wie in klassischer Reinheit das Beispiel von Neuseeland lehrt: 
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Dort hat die Nachkriegskrise nur deshalb solche Dimensionen 
angenommen, weil die Parität mit dem englischen Pfund streng 
festgehalten wurde und daher die englische Krise, welche Neu- 
seeland zwar sonst auch, aber viel milder affiziert hätte, dort ganz 
ebenso hereinbrach, wie wenn Neuseeland mitten in England 
gelegen wäre ®). In allen diesen Punkten haben also die Geld- 
reformer recht, hatten sie schon vor dem Kriege recht, zumal 
die Steigerung der jährlichen Goldproduktion von 118 849 000 
Dollars im Jahre 1890 auf den Höhepunkt von 468 800 000 Dol- 
lars im Jahre Igı5 und die Steigerung des Weltvorrates an 
monetärem Gold von nicht ganz 4 000 000 000 Dollars im Jahre 
1890 auf rund 91, Milliarden Dollars Ende 1924, tatsächlich 
geeignet war, die Mängel jeder Goldwährung scharf zu betonen. 
Professor Fishers Plan oder ein ähnlicher wäre daher unter 
normalen Verhältnissen sicherlich empfehlenswert °), ja es wäre 
vielleicht auch ein Aufgeben der Goldbasis zu erwägen gewesen. 
Nun aber kam der Krieg mit seiner Papiergeldinflation und 
seiner Störung des Geistes internationaler Zusammenarbeit, die 
internationale Konventionen und Organisationen viel schwie- 
riger macht, als sie vorher waren. Und da infolgedessen der Auto- 
matismus der Goldwährung, welcher, wenn er schon der Will- 
kür der Goldproduktion die Türe öffnet — übrigens ja auch nicht 
vollständig, denn da bei sinkendem Preisniveau die Goldproduk- 


8) Ueberhaupt hindert oder erschwert die internationale Abhängigkeit 
der Preisniveaus aller Länder, welche internationale freie Goldwährung 
zur Folge hat, jede autonome Kreditkontrolle, insbesondere aber jede 
freie Gestaltung des nationalen Preisniveaus nach irgendwelchen Gesichtspunk- 
ten. Bisher hat man diesen Mechanismus der Goldwährung als einen der » Vor- 
teile« des Goldsystems gebucht und darin ein geeignetes Vehikel der welt- 
wirtschaftlichen Zusammenhänge gesehen. Wir werden sogar zum Resultat 
kommen, daß solche »Vorteile« auch in der gegenwärtigen abnormalen Situation 
dem Goldsystem nicht abzusprechen sind. Aber vom Standpunkt der Geld- 
reformer ist das ein Nachteil, ganz ebenso wie die Tatsache, daß bei Goldwährung 
die rationelle Beeinflussung der zirkulierenden Geldmenge, wenn nicht unmög- 
lich, so doch viel schwieriger wird, jene rationelle Beeinflussung, die ein so wich- 
tiges Hilfsmittel der von Mr. Keynes vorgeschlagenen Währungspolitik wäre 
und die vom Währungspolitiker alten Stils vielleicht allzusehr perhorresziert 
wird. Hier ist nur darauf hinzuweisen, daß die Geldreformer vor allem aus 
diesen Gründen gegen die Rückkehr zum Gold sein müssen, daß es aber 
menschlich begreiflich ist, wenn sie sich bemühen, die Schwierigkeiten und Ge- 
fahren der Rückkehr zum Gold auch sonst so stark wie möglich zu betonen. 

°?) Es sei ausdrücklich betont, daß für unsern Gedankengang weder die 
prinzipiellen noch die praktischen Einwendungen gegen die Möglichkeit einer 
®»Indexwährung« eine Rolle spielen. Ich teile sie nicht und würde insoweit 
durchaus den Standpunkt der Reformer akzeptieren. 
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tion rentabler, bei steigendem weniger rentabel wird, so kommt 
ein bescheidenes Maß an regulierender Kraft auch den Varia- 
tionen der produzierten Goldmenge zu — doch wenigstens ein 
Schutz gegen viel bösere Willkür ist, uns heute wiederum in 
günstigerem Lichte erscheint, so werden wir im folgenden uns 
lediglich auf die Frage beschränken, ob, wie vielfach behauptet 
wird, die durch den Krieg selbst geschaffenen Zustände neue 
Argumente gegen die Goldwährung und eine darin verankerte 
Bankpolitik gezeugt haben. 

In mancher Beziehung abhängig von diesem Einwand gegen 
das, was bisher als normale Notenbankpolitik betrachtet wurde, 
ist ein anderer, der aber wesentlich tiefer geht. Es sei überhaupt 
verfehlt, das ausschließliche Augenmerk der Leitung einer 
Notenbank auf die Einlöslichkeit der Banknoten, bzw. auf ihre 
Parität mit dem Golde, auf das sie lauten, d. h. also, auf die 
Stabilität der Wechselkurse zu richten. Viel wichtiger als diese 
si die Stabilität des Preisniveaus. Und von diesem Standpunkt 
aus eröffnet sich ein zweifellos sehr großer Ausblick auf die Aus- 
gestaltung der Bankpolitik zu einer allgemeinen Therapie der 
Wirtschaft und insbesondere auf die Möglichkeit der Milderung 
oder Verhinderung des scharfen Wechsels von Konjunktur und 
Depression. Diese Idee vor allem ist an den Namen von Mr. Keynes 
geknüpft und mit ihr wollen wir uns sodann auseinandersetzen, 

Aber jetzt schon muß gesagt werden, daß das Bild der 
heutigen Bankpolitik, das Mr. Keynes so streng kritisiert, nicht 
Ohne weiteres als getreue Wiedergabe seines Originals betrachtet 
werden kann. Wenn er uns sagt, daB die Menge der zirkulieren- 
den Geldeinheiten kein untrüglicher und insbesondere kein zeit- 
gerecht auftretender Index der kreditwirtschaftlichen Situation 
und das Konstanthalten dieser Menge kein absolutes Ideal sei, 
so hat er an sich natürlich recht. Aber wenn er unter Geld- 
menge das versteht, was seiner eigenen Definition dieses Be- 
griffes entspricht, so gehören dazu ja auch die »anderen« Depo- 
sten bei der Bank von England und dann kann man weder 
“gen, daß das Konstanthalten der Geldmenge jemals von der 
Theorie als Ideal bezeichnet, noch daß es von der Praxis an- 
strebt wurde. Versteht er unter Geld die Summe der zirku- 
lerenden gesetzlichen Zahlungsmittel, also Münzen, Staatsnoten, 
Banknoten, so ist zu entgegnen, daß ja auch die Menge der zir- 
kulierenden Banknoten nicht starr ist. Wenn die Menge der 
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existierenden, nicht metallisch gedeckten Noten speziell 
in England vor dem Kriege beinahe wirklich eine Konstante war, 
so ıst das lediglich eine Folge der Bankgesetzgebung von 1844 
gewesen, die durch die Entwicklung des Depositenbanksystems 
überwunden wurde — so daß es heute wenig Zweck hat, gegen 
die damaligen Prinzipien zu polemisieren — und die für England 
den Charakter der Banknote verändert, sie mehr der Münze als 
dem Guthaben analog gemacht hat. Die Höhe des Notenum- 
laufes ist denn auch, wie schon Palgrave festgestellt hat, von 
der Leitung der Bank von England gar nicht als Leitmotiv für 
ihre Kreditpolitik betrachtet worden. Wonach sie sich nahezu 
ausnahmslos richtete, das war das Verhältnis zwischen ihrer 
Reserve im banking department und ihren Depositen. Dieses 
Verhältnis aber ist gar kein schlechter Index der kreditpolitischen 
Situation, besser vielleicht als die Eisenproduktion oder das 
Preisniveau. Vor allem ist es aber auch ein Index der industriel- 
len Konjunktur. 

Es liegt überhaupt viel mehr in den alten Grundsätzen, als 
man auf den ersten Blick glauben möchte. Wir brauchen noch 
nicht darauf einzugehen, daß das Festhalten der Stabilität der 
Wechselkurse für eine Volkswirtschaft vielleicht gerade um so 
viel wichtiger ist, als Mr. Keynes zugibt, als die Stabilität des 
Preisniveaus möglicherweise weniger wichtig ist, als er behauptet. 
Auch nicht darauf, daß das Einstellen der Bankpolitik auf die 
Wechselkurse das Preisniveau jedes einzelnen Landes vor jeder 
andern Art von Inflation als der Inflation durch zunehmende 
Goldproduktion schützt. Aber wichtig ist, daß die noch heute 
herrschende Bankpolitik das Preisniveau keineswegs einfach sich 
selbst überläßt, sondern Schwankungen desselben automatisch 
entgegenwirkt. Wenn in einer Hausseperiode das Preisniveau 
steigt, so heißt das, daß die Wechselkurse ungünstig werden 
und das Reserveverhältnis eine Anspannung anzeigt. Dann aber 
folgt ja ohnehin, ganz wie Mr. Keynes es wünscht, ein Hinauf- 
setzen der Bankrate. Und umgekehrt in einer Depressionsperiode. 
Auch ist es gar nicht richtig, daß die allgemeinen volks- 
wirtschaftlichen und politischen Symptome, wie Bankrotte, 
Arbeitslosigkeit usw. von der bisherigen Praxis nicht beachtet 
wurden. | 
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II. 


Unter Rückkehr zum Gold wird hier tunlichst schnelle, tun- 
lichst direkte und tunlichst vollständige Wiederaufnahme der 
effektiven Goldzirkulation, des Haltens von Reserven in effek- 
tivem Gold, der Einlöslichkeit der Banknoten in Gold, der 
Pflicht der Notenbanken, Gold zu festem Preise zu kaufen, der 
Aufhebung aller Ausfuhrverbote auf Gold, der Eröffnung der 
Münzstätten für privates Gold verstanden: Nur in dieser Be- 
deutung wird hier das Problem erörtert. Mit Deflation hat diese 
Rückkehr zum Gold nichts zu tun, da man die Relation zwischen 
Gold- und Geldeinheit, zu welcher die Rückkehr zum Gold er- 
folgen soll, prinzipiell beliebig, also auch z. B. in der Höhe der 
momentanen Kaufkraftparität oder darunter fixieren kann. De- 
flation kann zwar unter Umständen der Opfer wert sein, die 
sie zweifellos mit sich bringt; besonders dort, wo der Weg zur 
Friedensparität nicht weit ist, oder wo, wegen der Bedeutung des 
internationalen Bankgeschäfts für ein Land das Bekenntnis zu 
ıgutem Gelde besonders wichtig ist wie in England — ein Mo- 
ment, das Mr. Keynes allzu gering einschätzt, wenngleich es 
gewiß wichtigere Dinge gibt als stabile Wechselkurse — oder 
endlich dort, wo die Inflation nicht über die ersten Stadien hin- 
ausging und die Volkswirtschaft noch nicht einmal überwiegend 
auf jenen Geldwert eingestellt ist, der der monetären Situation 
entspräche, viel weniger immer weiteres Sinken antizipiert, wo das 
aber einzutreten droht, wie bereits mehrmals in Frankreich. 
Des weitern ist Möglichkeit wie Zweckmäßigkeit der Deflation 
eine Sache des Volkscharakters, der sozialen und ökonomischen 
Struktur, der Stärke der politischen Organisation und ihrer 
Führer und Führergruppen. Das alles wird von der heute moder- 
nen Deflationsfeindschaft geradeso übersehen, wie die komple- 
mentären Gesichtspunkte es von radikalen Inflationsfeinden vor 
einigen Jahren wurden. Aber hier steht es nicht zur Diskussion 
und das Folgende ist unabhängig davon. 

Wenn der Uebergang zur Goldwährung nach vollzogener 
Stabilisierung des Goldkurses der Geldeinheit erfolgt, d. h., also, 
nachdem sich alle diesen Kurs bestimmenden Einflüsse geltend 
gemacht und ausbalanziert haben, so daß er als das automatische 
Resultat der Gesamtlage der betreffenden Volkswirtschaft und 
des Zustands ihrer Währung — Zahlungsgewohnheiten, Umlaufs- 
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mittelmenge, Reserveproportionen usw. — betrachtet werden 
kann und alle Quellen möglicher Inflation — ‚Budgetdefizit, 
industrielle und finanzielle Ueberengagements der Banken, 
Ueberkonsumtion der Bevölkerung, zu niedriger ZinsfuB — 
verstopft sind und die Spekulation sich zu einer bloßen Arbitrage- 
bewegung beruhigt hat, und wenn der Uebergang zur Gold- 
währung zu eben diesem — »natürlichen« im Sinne von unmani- 
pulierten — Gleichgewichtskurse erfolgt, so kann er glatt und 
ohne weitere — d. h. von jenen der Stabilisierung zu unter- 
scheidende und zu diesen hinzutretende — Erschütterungen er- 
folgen und wir haben dann in voller Reinheit die uns hier inter- 
essierende Frage vor uns, nämlich die Frage, was unter den ge- 
gebenen Verhältnissen von der Rückkehr zum Gold an sich zu 
erwarten ist. Im Augenblick des Uebergangs müßten also, wenn 
nicht eine neue Klasse von Problemen auftauchen soll, Gold- 
parität und Kaufkraftparität zusammenfallen und von diesem 
Augenblick an müßten ihre Beziehungen prinzipiell dem Mecha- 
nismus der Goldbewegungen überantwortet werden. Würde der 
Uebergang nach diesen Grundsätzen bewerkstelligt, so wären 
dazu strenggenommen Goldanleihen gar nicht unbedingt nötig, 
weil sich dann die nötige Goldmenge in jedem Land einfinden 
und erhalten würde — das wäre sogar das theoretische Kriterium 
für die währungstechnisch »richtige« Stabilisierungsrelation —, 
wenngleich zur Verteidigung gegen temporäre Erschütterungen 
der Uebergangsperiode, die Wirkung möglicher politischer 
Zwischenfälle und eventuelle spekulative Angriffe und Ver- 
trauenskrisen die Aufnahme solcher Goldanlehen gleichwohl eine 
zweckmäßige Vorsichtsmaßregel bleibt, auch technisch der Akt 
des Uebergangs dadurch erleichtert wird. 

Solange jenes Gravitationszentrum, welches wir soeben 
Gleichgewichtswechselkurs genannt haben, nicht erkennbar ist, 
sei es deshalb, weil die Quellen jener Ursachen noch fließen, 
welche keine bloßen Schwankungen um dieses Gravitations- 
zentrum bewirken, sondern dieses Gravitationszentrum selbst 
verschieben, sei es, weil Politik und öffentliche Meinung weder 
soweit sind, den Stand der Dinge als definitiv zu akzeptieren, 
noch auch ernstlich gewillt, durch Deflation hindurch zu einer 
anderen Relation zu gelangen, so ist jene Art von Stabilisierung 
und Rückkehr zum Gold, die wir hier als den Grundfall betrach- 
ten, unmöglich. So stehen die Dinge z. B. in Frankreich und in 
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Italien. Dort müßte man den vollzogenen Währungsverfall so- 
zusagen erst offiziell zur Kenntnis nehmen, aufhören durch 
Stützungsanlehen, Interventionen, Verkehrsbeschränkungen die 
Auswirkung der wahren Daten der Lage zu lähmen, das dadurch 
entstandene künstliche und labile Gebilde beseitigen, Budget 
und Kreditgebäude in Ordnung bringen und dann entweder nach 
einer durchgeführten Deflationsoperation oder ohne solche sich 
einen Kurs herausbilden lassen, den man stabilisieren kann. 
Erst dann wäre Uebergang zum Gold möglich. Die angedeuteten 
Sanierungsmaßregeln müßten auch bei größter Vorsicht mehr 
oder weniger schwere Erschütterungen zur Folge haben, die 
aber, wie gesagt, nichts zu tun hätten mit der Rückkehr zum 
Gold als solcher. 

Ist ferner Stabilisierung nicht, wie wir hier immer voraus- 
setzen, der: letzte Schritt und das prinzipiell automatische Er- 
gebnis jener Schäden der Volkswirtschaft, deren äußerer Aus- 
druck der Währungsverfall ist, sondern wie in Oesterreich der 
erste Schritt der Sanierungsaktion, so sind dazu nicht nur be- 
sondere Maßregeln nötig, vor allem die Aufnahme ausländischer 
Anleihen, die dann keine bloße Vorsichtsmaßregel beim Ueber- 
gang zum Golde, sondern schon für die Stabilisierung wesent- 
lich ist, sondern es wird dann der Stabilisierungskurs innerhalb 
ziemlich weiter Grenzen willkürlich sein und es werden eine 
Reihe von Störungen und Schwierigkeiten auftreten, die gerade 
dieser Sanierungsmethode inhärent sind. Der Uebergang zur 
effektiven Goldwährung kann in diesem Fall der Stabilisierung 
nicht ohne Gefahr sofort folgen, vielmehr muß dann erst noch 
experimentell festgestellt werden, ob sich die gewählte Relation 
wirklich halten läßt. 

Wenn, wie z. B. in Japan, der intervalutarische Wert der 
Währungseinheit dauernd und erheblich über der Kaufkraft- 
parität gehalten wird und man aus Gründen des Prestiges oder 
der internationalen Kreditfähigkeit den erstern nicht auf die 
Höhe der letztern fallen lassen will, so haben wir eine essentiell 
wnhaltbare Situation vor uns, die sich stetig zu verschlimmern 
tendiert. Denn der hohe intervalutarische Wert bedeutet eine 
Hemmung des Exports sowie der Entwicklung aller andern 
Aktivposten der Zahlungsbilanz und eine Importprämie. Das 
so geschaffene Passivum übt einen Druck auf den Wechselkurs 
aus, der diesen auf die Kaufkraftparität zu senken strebt, und 
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kann nur temporär durch Kredite gedeckt werden, die es für 
die Zukunft vergrößern usw., so daß diese Politik einen sich 
konstant verschärfenden Aderlaß am Volksvermögen bedeutet, 
wozu noch die Verluste des krisenhaften Zustandes treten, die 
die Exporthemmung und der Anreiz zum Kapitalexport, der 
im hohen Auslandswert der nationalen Währung liegt, zur Folge 
haben. Deflation, das gegebene Gegenmittel, ist aber in diesem 
Fall schwer anzuwenden. Denn selbst wenn der Staat noch so 
rigoros spart — was bei dieser Sachlage auch nicht leicht ist —, 
so sind doch die industriellen und kommerziellen Kredite fest- 
gefroren, die die vorhergehende Entwicklungswelle in Existenz 
gebracht hat und die das äußere Symptom eines gewaltig über 
die momentan vorhandenen Möglichkeiten ausladenden natio- 
nalen Expansionswillens sind. 

Japan ist in diese essentiell unhaltbare Situationgeraten. 
England aber hat sich nunmehr ganz freiwillig hineinbegeben, 
Soweit das Steigen des Pfundes von seinem Tiefpunkt im 
Februar 1920 durch die damals einsetzende Deflationspolitik zu 
erklären ist, wurde dadurch zwar die Depression verschärft — 
lediglich dadurch herbeigeführt wurde sie natürlich nicht —, 
aber dafür Wechselkurs und Kaufkraft pari passu gebessert. 
Diese Deflationspolitik blieb bekanntlich eben wegen der Folgen 
der Depression in ihren Anfängen so gründlich stecken, daß sie 
sogar offiziell abgeschworen werden mußte. Die Rückkehr zum 
Gold wurde aber nicht abgeschworen, im Gegenteil, es scheint, 
daß die englische Währungspolitik nicht einen Augenblick das 
Ziel der Rückkehr zum Gold und zwar auf Basis der Friedens- 
relation aus dem Auge verlor. Da nun die ganze Welt das Ge- 
wicht der Gründe kannte, die für dieses Ziel sprachen, und an der 
Möglichkeit es zu erreichen nie zu zweifeln war, so begann man 
allgemein à la hausse des Pfundes zu liegen und so kam es zu 
einer mit diesem Moment rechnenden Kapitaleinwanderung, 
was schon den Erfolg der Deflationspolitik größer machte, als er 
sonst gewesen wäre und der Regierung denselben Dienst leistete, 
den sonst Interventionen, Stützungsanleihen und sonstige Maß- 
regeln der Kursmanipulation — an denen man es außerdem 
nicht völlig fehlen ließ — hätten leisten müssen. So sah dieser 
Prozeß über Verdienst ungekünstelt aus, und vires acquirens 
eundo machte sich Spekulation und spekulativ orientierte Kapital- 
einwanderung im Sommer 1924 daran, die letzten 10%, Disagio 
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niederzurennen. Offenbar deshalb, weil inzwischen zu den sach- 
lichen Gründen und festgewurzelten Anschauungen, die für 
Rückkehr zum Gold zur Friedensparität sprachen, neue Argu- 
mente hinzugetreten waren — Vorangehen einzelner Dominien, 
deren monetäre Loslösung drohte, Annäherung anderer Wäh- 
rungen an die Friedensgoldparität, günstige Dispositionen in 
Amerika — haben nun Regierung und Bank, deren Attitude ja 
diesen Prozeß in Fluß gebracht hatte, ihn nicht nur auslaufen 
lassen, sondern gefördert bis zum Ziel: Sicherung eines Stützungs- 
kredits — wobei es lediglich Taktik war, daß man soviel Gewicht 
auf den Entschluß legte, von ihm keinen Gebrauch zu machen: 
denn die spekulative Kapitaleinwanderung unterschied sich ihrem 
Wesen und ihrer Wirkung nach gar nicht von der Inanspruch- 
nahme eines solchen Kredits —, Stärkung der Goldposition der 
Bank, unoffizielles Verbot von Kapitalauswanderung, Heben 
und Effektivmachen der Bankrate — lauter Kampferinjek- 
tionen von essentiell nur temporärer Wirksamkeit und dann, 
sowie sie gewirkt hatten, solennes Sanktionieren des Resultats 
durch den Gold standard act 1925, im Angesicht der Tatsache, 
daß der geschaffene Zustand unhaltbar werden und bis dahin 
schwere Opfer an Volksvermögen und andere Schäden, vor allem 
erhöhte Arbeitslosigkeit — wegen der involvierten Import- 
förderung und Exporthinderung — mit sich bringen muß. Die 
Preisbewegung, die bis Ende 192r zwar, soweit deflationistisch 
verursacht, die Deflationskrise zum Ausdruck brachte und, so- 
weit anders verursacht, sie verschärfte, aber Kaufkraft und 
Goldkurs des Pfundes aneinanderrückte, hat in den Jahren 1923 
und 1924 — das Jahr 1922 hat einen ziemlich konstanten Groß- 
handelsindex — zwar die Depression ein wenig gemildert, aber 
die Kluft zwischen Kaufkraft und Goldkurs noch vergrößert. 
Wenn wir nun annehmen dürfen, daß vom Gold standard act 
1925 nicht abgegangen werden kann, sodaß das natürliche Sinken 
des Wechselkurses auf die durch die Kaufkraftparität gegebene 
liffer als ausgeschlossen zu betrachten ist, und weiters, daß der 
englischen Politik nicht die Absicht zugemutet werden kann, 
die Diskrepanz zwischen Goldkurs und Kaufkraft dauernd zu 
erhalten, eine Absicht, die den primitivsten Währungsdilettanten 
Ehre machen und eine selbst für England unerträgliche Kapital- 
aufzehrung bedeuten würde, so hätten wir also ein Aera der 
Deflationspolitik und eine neuerliche scharfe Deflationskrise zu 
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erwarten, eine Krise, die durch Hinausziehen in ihren Sym- 
ptomen gemildert, in ihrer Schwere aber nur verstärkt werden 


könnte — aber allerdings eine, wenngleich nicht die wesent- 
‚liche Ursache der Arbeitslosigkeit eliminieren und daher deren 


Ziffer nicht so erhöhen würde, als es sonst der Fall wäre. 
Aber auch das kann nicht gemeint sein, sonst hätte man 

zweckmäßiger gehandelt und auch die ganze Aktion verbilligt, 

wenn man vorher, d. h. vor offizieller Rückkehr zum Gold, 


Deflationspolitik inauguriert hätte. Die Kautelen und Ein- 


schränkungen des Prinzips, welche der Gold standard act ent- 


‘hält, deuten gleichfalls darauf hin, daß man nicht an Deflation 


oder doch nicht daran denkt, den ganzen Weg zwischen Kauf- 
kraft und Goldkurs mit Hilfe einer Deflation zurückzulegen. 
Denn sonst wären sie überflüssig. Bleibt also nur übrig anzu- 
nehmen, daß diese Politik auf ein gerade ausreichendes und nicht 
viel mehr als ausreichendes — denn sonst hätte man eine In- 
flationsperiode vor sich — Sinken der internationalen Kauf- 
kraft des Goldes rechnet: Dann und nur dann wäre einerseits 
die erreichte Friedensgoldparität gesichert und andererseits so- 
wohl die geschilderte Unhaltbarkeit der Situation beseitigt, als 
auch eine Deflation überflüssig — dann wäre das Emporstürmen 
des Pfundes unter Vernachlässigung der prinzipiell wesentlichen 


“ Vorbedingung nachträglich gerechtfertigt, die Quadratur des 


Zirkels scheinbar gelungen. Scheinbar deshalb, weil das ja 
doch eine Devalvation des Pfundes wäre, eine Kaufkraftdeval- 
vation gegenüber dem Friedenszustande, nur eben eine Deval- 
vation, die nicht als solche erscheint, weil nicht das Pfund gegen- 
über dem Goldstandard, sondern bloß dieser selbst dauernd ent- 
wertet wäre. Offenbar — sonst wäre diese Politik ja va-banque- 
‚Spiel, so berechtigt, wie wir sehen werden, die Annahme ist, auf 
der sie beruht — besteht über diesen Punkt ein unoffizielles Ein- 
verständnis zwischen der Bank und Regierung von England 
einerseits und der Instanz andererseits, von der der Gang der Dinge 
abhängt, dem Federal Reserve Board: Und dieses Einverständ- 


nis über die Richtlinien der amerikanischen Gold- und Kredit- 


politik und nicht der Stützungskredit ist wohl der Kern der eng- 
lisch-amerikanischen Verhandlungen und der englischen Wäh- 
rungssanierung gewesen. 

Wenn diese Annahme stimmt und ein solches Einverständ- 
nis tatsächlich besteht, dann liegt sicherlich eine sehr geschickte 


Ist 
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Ausnützung einer einzigartigen Chance und besonders des Um- 
standes vor, daß die Unhaltbarkeit der englischen durch die — 
allerdings ganz anders geartete — Unhaltbarkeit der amerika- 
nischen Währungssituation auf das Glücklichste ergänzt wird 1°), 
Aber so wichtig dieser Einzelfall ist, so denken wir doch nicht 
an solche nur ganz ausnahmsweise mögliche Methoden, wenn wir 
hier von tunlichst schneller Rückkehr zum Gold sprechen. Wir 
denken vielmehr nur an normale Stabilisierung, sei es des dem 
gegebenen Zustand einer Volkswirtschaft und ihrer Währung 
entsprechenden Gleichgewichtswechselkurses, sei es des Kurses, 
der nach vorher. durchgeführter Deflation Gleichgewichts- 
wechselkurs ist, und meinen lediglich, daß, wenn diese Stabili- 
sierung durchgeführt, oder richtiger gesagt, eingetreten ist, der 
Uebergang zum Gold schnell und allgemein erfolgen muß, wenn 
neue Zwischenfälle und daraus entstehende neue Probleme, die 
wir hier nicht behandeln, ausgeschaltet sein sollen. Auch denken 
wir, aus analogem Grunde, an einen direkten Uebergang mit 
einfachen Mitteln, nicht an ängstliche Winkelzüge und An- 
wendung aller möglichen Schikanen, wie Behinderung des Kapital- 
exports, des Warenimports usw., welche die ganze Zukunft einer 
Nation untergraben können: Mag, wie Mr. Keynes meint, das 
Preisniveau wichtiger sein als die Wechselkurse, wichtiger als 
beide ist die Expansion eines Volkes in der Welt, ist kräftiger 
industrieller und kommerzieller Unternehmungsgeist und Be- 
wegungsfreiheit. Legt man ihnen Fesseln an, so kann man leicht 
Konsequenzen herbeiführen, die man dann dem Uebergang zum 
Gold als solchem zuzuschreiben geneigt ist. Endlich sprechen 
wir hier von tunlichst vollständiger Rückkehr zur Goldwährung. 
Das Sanktionieren einer fixen Relation der Geldeinheit zum 
Gold wäre an sich kompatibel mit vollständiger Demonetisation 
des Goldes. Dann würde der Wert des Goldes aber zunächst 
vehement sinken und fortan unberechenbar schwanken, sodaß 
offenbar damit nicht gedient wäre. Deshalb wird hier an Gold- 
währung im allerunmodernsten Sinn, an Goldwährung mit 
effektiver Goldzirkulation gedacht. Es ist nebensächlich, daß 


mm 

1) Es versteht sich, daß man das schwer in einem offiziellen, von der 
Regierung akzeptierten Report sagen könnte. Und so erklärt und entschuldigt 
sch vielleicht die Dürftigkeit des Bradbury reports, der dann bloß als ein Akten- 
Stück der Währungsdiplomatie zu werten wäre und in diesem Fall das sonst nur 
allzu begründete Verdammungsurteil von Mr. Keynes (Economic Journal Juni 2 5) 
nicht verdienen würde. 
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das kostspielig und theoretisch nicht nötig ist. Dieser Ballast 
erleichtert die Navigation des Schiffes. 

Nochmals sei betont, daß die Goldwährung hier nicht als 
ein Ideal hingestellt, daß sie hier überhaupt nicht prinzipiell 
verteidigt wird. Auch wird zugegeben, daß schon in der durch 
die Kräfte des Marktes nie eindeutig zu bestimmenden Reserve- 
politik der Zentralbanken immer ein Moment künstlicher 
Regelung des Goldwertes lag, jetzt aber und in der Zeit des 
Ueberganges in noch höherem Maß liegen muß, daß in diesem 
Sinn auch eine Goldwährung eine ‚managed currency‘ ist, deren 
Stütze selbst der Stützung bedürfen kann, und daß es sich selbst 
bei freiester und allgemeinster Goldwährung immer um einen 
»regulierten Automatismus« handelt — der allerdings etwas 
wesentlich anderes ist als ein System, in dem Manipulation 
Prinzip und Triebkraft ist. Endlich ist klar, daß, wenn uns die 
Goldproduktion ganz unvorhersehbare Ueberraschungen be- 
reiten sollte, die Einstellung freier Prägung und die Suspension 
der Goldankaufspflicht der Notenbanken unvermeidlich und 
damit der Goldautomatismus detinitiv erledigt wäre. Jetzt 
also kommen wir zur Frage, die uns hier allein interessiert: Was 
ist von der gefrorenen Flutwelle von amerikanischem Gold zu 
fürchten ? 

Nur der Krieg und seine Konsequenzen haben diese Flut- 
welle aufgetürmt. Es ist zwar nicht falsch, aber es heißt an der 
Oberfläche der Dinge haften, wenn man wie Hawtrey sagt, daß 
das Gold einfach deshalb nach Amerika geströmt sei, weil Amerika 
den höchsten Preis dafür zahle. Denn Amerika zahlt nur des- 
halb den höchsten Preis dafür, weil der Krieg und seine Folgen 
die Zahlungsbilanz !!) zu seinen Gunsten verschoben haben. Selbst 
ohne alle Papiergeldinflation in Europa wäre das der Fall ge- 
wesen, wobei ein kleines Land wie Schweden sich einfach dem 
Gold verschließen konnte, aber ein Faktor wie Amerika kaum 
eine andere Wahl hatte, als zunächst das Gold zu akzeptieren 
und dann allerdings auch es im Werte zu halten. Damals und 
nicht erst in unseren Tagen fiel die Entscheidung über die Wäh- 
rungspolitik der nächsten Zukunft. Die wirtschaftlichen Ver- 
schiebungen der Kriegszeit sind die Wurzel der Schwierigkeiten, 


11) Durch die Kreditdeflation, die nach dem Kriege in Amerika einsetzte, 
wurde die Zahlungsbilanz noch weiter zugunsten Amerikas beeinflußt. Doch 
war das nur ein sckundäres Moment. 





Kreditkontrolle. 307 


an denen wir jetzt kranken und es ist ganz müßig, sie dem Geld- 
wesen zuzuschreiben oder vom Geldwesen zu verlangen, daß 
Ereignisse, wie die temporäre Vernichtung des russischen Marktes, 
die Paniknachfrage nach Kriegsmaterial, der kolossale Kon- 
sumtionsexzeß, sich in ihm nicht spiegeln sollen. 

Am I. Januar 1914 hatten die Vereinigten Staaten einen 
Vorrat an monetärem Gold von Dollars I 924 361 000, am 
I. Januar 1925 einen solchen von Dollars 4 547 407 000, wovon 
ca. 1,2 Milliarden außerhalb des Schatzamtes und der Banken 
waren. Der amerikanische Vorrat an monetärem Gold ist also 
um rund 2,6 Milliarden gestiegen, wovon die Nettoimporte rund 
Dollars 2 240 000 000 betrugen. Die Goldreserven der euro- 
päschen Zentralbanken (abgesehen von Rußland und dem Balkan) 
sind in derselben Zeit um rund 900 000 000 Dollars gestiegen, 
sodaß also in den Vereinigten Staaten und Europa exklusive Ruß- 
land und dem Balkan ungefähr um 31, Milliarden Dollars mehr 
vorhanden sind als vor dem Kriege, wogegen sich die Zirkulation 
in der ganzen Welt um ca. 2,9 Milliarden Dollars verringert hat. 
Die gesamte Goldproduktion der Welt betrug in derselben Zeit 
rund vier Milliarden Dollars (davon rund 750 Millionen Eigen- 
produktion der Vereinigten Staaten), was, wenn wir auf dieses 
neue Gold den Verteilungsschlüssel der Vorkriegszeit anwenden 
und also annehmen dürfen, daß zwei Drittel davon monetär und 
ein Drittel industriell verwendet wurden, heißen würde, daß der 
Zuwachs an monetärem Gold in den Vereinigten Staaten un- 
gefähr gleich dem Zuwachs des Weltvorrats an monetärem Gold 
war. Aber die Sache stimmt nicht ganz. Die Statistik vermag 
nw über rund 91, Milliarden an monetärem Gold in der ganzen 
Welt (die Hälfte davon ist in den Staaten) Rechenschaft zu 
geben, Das ist kaum eine Milliarde mehr als 1912. Und von dem 
aus der Zirkulation verschwundenen Gold finden wir nur einen 
Teil in den Zentralbanken Europas wieder. Offenbar sind rund 
114—2 Milliarden gehortet worden oder in Länder unverläßlicher 
oder fehlender Statistik abgeflossen. 

So ungefähr ist die Situation. Schon die angeführten Ziffern 
teduzieren die Konturen des Gespenstes einer Goldinflation 
ohne Beispiel, das uns die Reformer zeigen, recht erheblich. Es 
St sogar klar, daß schon eine teilweise Rückkehr zu effektiver 
Goldzirkulation in Europa die übernormalen Goldvorräte ab- 


sırbieren würde, eine vollständige Rückkehr aber nur um den 
20 * 
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Preis einer Deflationskrise möglich wäre — soll das heutige 
Preisniveau erhalten bleiben, so würde es erst der Goldproduk- 
tion so manchen Jahres bedürfen, um effektive Goldzirkulation 
zu ermöglichen: Von diesem Standpunkt haben jene Leute recht, 
die von der Rückkehr zum Gold eine Senkung des Preisniveaus 
erwarten — wenngleich man sich in dieser Beziehung ruhig auf 
die weitgehende Entwöhnung vom Goldgeld verlassen kann — 
und von diesem Standpunkt hat die englische Politik recht ge- 
habt, wenn sie zunächst die Aufnahme effektiver Goldzirkulation 
vertagt hat. 

Ein inflationistisches Gefahrzentrum ist lediglich die ameri- 
kanische Reserve, die ungefähr dreimal so hoch ist wie am I. Ja- 
nuar 1914, und daher, wenn wir, um eine ungefähre Vorstellung 
zu gewinnen, das den alten Vorkriegsgrundsätzen entsprechende 
Verhältnis zwischen » Goldbasis« und » Kreditgebäude« ins Auge 
fassen, ausreichen würde, um das Preisniveau auf reichlich das 
Doppelte seines gegenwärtigen Standes zu heben. So wird denn 
auch das Gespenst gezeichnet: Es könnten Schatzamt und Federal 
Reserve Board, sei es unter dem Druck eines «cheap money 
campaign«, sei es einfach, weil sie der Opfer des Goldhortens 
müde wären, sich der alten Grundsätze erinnern und in der 
Kreditgewährung bis an die Grenze der alten Deckungspraxis 
gehen, sodaß das jetzt »überschüssige« Gold von einer ent- 
sprechenden Hausse aller Preise absorbiert würde. Die Gefahr 
einer Goldinflation kann also nur — da wir das heutige 
Preisniveau in Rechnung stellen müssen und deshalb nicht mehr 
als die Hälfte der amerikanischen Reserve als »überschüssig « 
bezeichnet werden kann — von diesen rund anderthalb Milliar- 
den Dollars her drohen. 

Zweifellos würde eine internationale Aktion, deren Kern 
eine Währungsanleihe in ungefähr diesem Betrage wäre, das 
Problem am besten lösen und der gewiß auf die Dauer unhalt- 
baren amerikanischen Goldsituation mit dem Minimum an Er- 
schütterungen und Kraftvergeudungen ein Ende machen. Sie 
— und eigentlich nur sie — könnte reibungslos die Schwierig- 
keiten des Uebergangs vermeiden und verhindern, daß der Fort- 
schritt der Sanierung der Währungen sich im Geflecht der inter- 
nationalen Verschuldungen verfängt. Sie könnte Resultate anti- 
zipieren, die sonst nur durch manche Fehlgriffe und Störungen 
hindurch zu erreichen sein werden. Und sie könnte in der Ge- 
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schäftswelt aller Länder Beruhigung weit über das bloß mone- 
täre Gebiet hinaus verbreiten. Doch auch ohne solche inter- 
nationale Aktion wird schließlich durch den Automatismus des 
Goldes selbst der normale Zustand wiederhergestellt werden. 

Vor allem hat sich nunmehr Amerika als der wichtigste 
Geldgeber insbesondere für lange Frist etabliert, und der Aus- 
strom von Kapital aus den Staaten braucht auch nur im gegen- 
wärtigen Umfang einige Jahre fortzudauern um die Situation 
wesentlich zu entspannen 12). Der Sinn dieses Prozesses ist die 
Eroberung jener internationalen wirtschaftlichen Einflußsphäre, 
die der durch den Krieg veränderten Reichtumsverteilung ent- 
spricht. Schon eine relativ bescheidene Steigerung des amerika- 
nischen Preisniveaus, der bloße Anfang einer neuen Goldinflation, 
würde die amerikanischen Exportmöglichkeiten wesentlich ein- 
schränken und Amerika zu jener Expansion keinen andern Weg 
as den des Kapitalexports offen lassen, obgleich diese Expan- 
sion unter allen Umständen notwendig ist, uin den im Krieg 
mit unnatürlicher Schnelligkeit entwickelten Produktionsapparat 
zu beschäftigen. Gläubigerrolle auf der einen und die Tribut- 
pflicht auf der andern Seite sind die gegebenen unentrinnbaren 
Positionen, die sich, sowie politische und soziale Unsicherheit 
überwunden sein wird, auswirken werden und in dieser Situation 
anders als durch Kapital- und das heißt in diesem Falle zum 
großen Teil Goldexport nicht auswirken können. Schon das 
allein würde die gesüänderen Währungen auf die Goldparität 
heben und die Nachfrage nach Gold zu monetären Zwecken er- 
leichtern und beleben. Dieser Mechanismus ist sogar das wesent- 
liche Instrument der Herbeiführung normaler Produktions- 
bedingungen in der ganzen Welt. 

Eine verhältnismäßig kleine Steigerung des amerikanischen 
Preisniveaus ferner muß zu einer starken Belebung der Waren- 
äinfuhr nach Amerika führen. Das ist die zweite der Formen, 
in welchen Amerika seinen gegenwärtig zum großen Teil sozu- 
“gen nur potenziellen Reichtum realisieren und Europa seine 
Krise überwinden wird, deren tiefere Ursachen ja in diesen Um- 
shichtungen und nicht in einer mangelhaften Geldpolitik des 
Jahres 1920 liegen. Möglich, daß sich die amerikanische Zoll- 


Mn nn ERBE 

19) Ohne kurzfristige Kredite wurden in den letzten Jahren die folgenden 
Sommen amerikanischen Geldes außerhalb der Staaten verliehen: 1922: 841 Mil.$, 
1923: 538 Mill. $, 1924: 1208 Mill. $. 
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politik speziell gegen diesen Prozeß noch weiter zur Wehr setzen 
wird, aber Sinn hat das keinen. Denn Amerika muß sich auf die 
Stellung eines kapitalistischen Gläubigerlandes mit passiver 
Handelsbilanz einrichten. Sogar von seinem industriellen Stand- 
punkt aus wird es ähnliche Bahnen einschlagen müssen wie Eng- 
land vor hundert Jahren, denn das Exportinteresse wird für die 
amerikanische Volkswirtschaft fortschreitend größere Bedeutung 
gewinnen — und, wie schon die Klassiker sagten, das einzige 
Mittel, den Export zu entwickeln, ist den Import freizugeben. 
Natürlich wehren sich dabei nicht nur die unmittelbar bedrohten 
Interessen, sondern es liegt nach hundertfünfzig Jahren Schutz- 
politik das schutzzöllnerische Argument nunmehr jedem Ameri- 
kaner so im Blute, es sind die Parteimaschinen so sehr darauf 
eingestellt, die Politiker darauf eingeschworen, daß es viel Zeit 
und Agitation brauchen würde, um eine Freihandelspolitik mög- 
lich zu machen. Aber kommen wird sie und der Tag dafür zu 
kämpfen ist schon da. Monetär bedeutet dieser Prozeß, mag er 
nun ungehindert vor sich gehen oder sich gegen alle Widerstände 
erst durchsetzen müssen, im Zusammenhang mit dem Mechanis- 
mus des Kapitalexportes, von dem er ja im Grunde gar nicht 
trennbar ist, früher oder später vermutlich völlig ausreichende 
Entspannung: die anderthalb Milliarden des im früher erwähn- 
ten Sinne überflüssigen amerikanischen Goldes werden schneller 
aus Amerika verschwinden als wir glauben, so schnell vielleicht, 
daß die im Wesen doch metallistisch orientierte Mentalität von 
heute darüber erschrecken wird. Deshalb ist auch schon lange 
vorher, d. h. bevor sich der erwähnte Prozeß ausgewirkt haben 
wird, vom amerikanischen Gold praktisch wohl weder eine große 
Hausse, noch eine darauffolgende Krise zu fürchten, denn das 
stete, sei es nun langsamere oder schnellere Abfließen von Gold 
wird so beunruhigend wirken, daß man in der Kreditgewährung 
schon deshalb bremsen wird, um alte Vorurteile zu schonen !3). 
Dieses Bremsen wird auch nötig, aber allerdings viel schwieriger 
sein in jenen Ländern, in die dieses Gold einströmt. Dort wird 
die Warnung des Geldreformers sehr am Platze sein und er wird 
die Genugtuung erleben, daß die Anwendung der alten Grund- 
sätze der Bankpolitik temporär unterlassen werden oder aber 
tatsächlich zu Krisen führen wird. 


15) Deshalb ist das Argument Mr. Keynes’ von der è Auslieferung « der eng- 
lischen Kreditpolitik an den Federal Reserve Board, die in der Rückkehr zur 
Goldwährung liege, wohl mehr wirksam als zutreffend. 
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Hier sind wir am entscheidenden Punkt. Man kann — in der 
Frage der Goldwährung wenigstens — dem Geldreformer theo- 
retisch nicht widersprechen. Der Propaganda für Geldreform wie 
sievon Mr. Keynes betrieben wird, ist hier sogar das Verdienst nach- 
zurühmen, zum erstenmal die Ergebnisse der neueren Geldforschung 
in unmittelbare Nachbarschaft der Praxis gebracht und zu einem 
praktisch zweifellos möglichen Währungsprogramm verdichtet zu 
haben. Die Zukunft wird dieses Verdienst würdigen und daraus 
Nutzen ziehen, aber heute ist das Problem zur Goldwährung zu- 
rückzufinden, nicht aber sie zu ersetzen. Und das nicht nur aus Be- 
quemlichkeit, aus sekundären Gründen, wie z. B. aus Rücksicht auf 
die Interessen der Goldproduzenten und der goldbesitzenden Zen- 
tralbanken und Regierungen und auch nicht bloß deshalb, weil eine 
wenngleich nicht ideale Ordnung im Geldwesen der Welt so am 
leichtesten erreicht werden kann, sondern vor allem deshalb, weil 
die Rückkehr zur Goldwährung eine wirtschaftspolitische und so- 
ziale Vista eröffnet, die gerade durch das Modeln der einzelnen Wäh- 
rungen und Volkswirtschaften gefährdet würde — eine Vista von 
Veberwindung und Verarbeitung der Kriegsfolgen, von An- 
passung der Weltwirtschaft an die veränderten Daten, von wirt- 
xhaftlicher Annäherung der Völker und, wie ich glaube, auch 
von Entspannung der sozialen Gegensätze. Freilich beruht diese 
Politik auf Erkenntnissen und Prinzipien, die hundert Jahre alt 
sind. Aber was macht das? Es steht in diesem Einzelfall ähn- 
lich, wie mit den Prinzipien der Verkehrsfreiheit und der kapitali- 
stischen Wirtschaft überhaupt. Auch diese hält heute kaum 
jemand für ideal und trotzdem ist die teilweise Rückkehr zu ihnen 
nach den Bindungen des Krieges überall als Erlösung emp- 
funden worden. So gut wie allgemein ist die Ueberzeugung — 
selbst für Moskau kann man nur eine eingeschränkte Ausnahme 
machen — daß das kapitalistische Unternehmertum die richtige 
Instanz für die wirtschaftlichen Aufgaben des Tages ist und daß 
man diese Arbeit am besten ihm überläßt. Wie in diesen viel 
tiefergehenden Fragen wird eine vielleicht nahe Zukunft auch 
n der Währungsfrage andere Wege gehen, aber in der heutigen 
währungspolitischen Sachlage ist die Goldwährung nicht nur das 
relativ praktischeste System, sondern die Rückkehr dazu, weit 
eıtfernt, eine neue Schwierigkeit den Problemen von heute hinzu- 
zufügen, im Gegenteil eine Methode der Ueberwindung funda- 
mentaler Schwierigkeiten der internationalen Situation. 
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Es wäre nicht richtig, das Ziel der Geldreformer vom Typus 
Keynes und Hawtrey einfach im Stabilhalten des Preisniveaus 
zu sehen. Vielmehr handelt es sich, wie gesagt, um den viel 
größeren Plan, die Geld- und Kreditpolitik nach der gesamten 
volkswirtschaftlichen Situation, dem Zustand von Industrie und 
Handel, der Lage des Arbeitsmarktes usw. zu orientieren und 
zu einem Mittel der Regulierung des Pulsschlages des Wirt- 
schaftslebens, insbesondere der Ausscheidung solcher Störungen 
zu machen, die erstens als vermeidbar betrachtet werden und 
zweitens nach Auffassung der Reformer keine organische Funk- 
tion im wirtschaftlichen Leben erfüllen. Und soweit trotzdem 
die Stabilisierung des Preisniveaus im Vordergrund des Pro- 
gramms steht, tut sie das sozusagen nicht ausschließlich zu 
eigenem Recht, sondern zum Teil auch deshalb, weil die Stabili- 
sierung des Preisniveaus sowohl die anderen Programmpunkte 
mit zu realisieren tendiert, als auch für die anderen Zustände der 
Volkswirtschaft symptomatisch ist. Die Stellung der Stabili- 
sierung des Preisniveaus im neuen Programm ist also völlig 
analog mit der Stellung der Stabilisierung der Wechselkurse 
im alten. 

Ihre präzise Bedeutung hängt natürlich von der Konstruk- 
tion der Indexzahl ab, die man konstant halten will. Die meisten 
Generalindizes reagieren auf die Preisbewegungen einzelner 
Waren, gewogene Indizes auf die Preisbewegungen wichtiger 
Waren, und sollen es auch. Ein Ereignis, wie z. B. die Baumwoll- 
hungersnot der Sechzigerjahre drückt dem ganzen Wirtschafts- 
leben der betreffenden Zeit ihren Stempel auf und kommt auch 
in der allgemeinen Kaufkraft des Geldes zum Ausdruck, im 
Preisniveau. Solche Schwankungen des Preisniveaus ver- 
hindern zu wollen, hieße den ganzen Preismechanismus mit allen 
seinen in einem System des Privateigentums lebenswichtigen 
Funktionen mattsetzen. Das kann nicht gemeint sein. Folglich 
kann auch nicht die Stabilisierung jenes Index gemeint sein, an 
dessen Variationen sich die meisten Klagen über Geldwert- 
änderungen knüpfen, des Lebenskostenindex, denn dieser muß 
notwendig die Schwankungen in der Lage der Wohnungs-, 
Kleidungs- und Nahrungsmittelindustrie widerspiegeln. Nun 
läßt sich aber, wenn wir Professor Fisher gegenüber die Wir- 
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kungen großer Zunahme der Goldprodukticn — schon viel weniger 
den entgegengesetzten Sachverhalt, welcher seinen natürlichen 
Ausgleich in der Entwicklung der Zahlungsmethoden finden 
kann — und jeder »gesunden« Währungspolitik gegenüber die 
Finanzierung von konsumtiven Bedürfnissen durch Geld- 
schöpfung jeder Art preisgeben 1$), soviel ich sehen kann, das 
gleiche von allen andern saisonalen und sekulären Schwankungen 
sowohl einzelner Preise, wie des irgendwie konstruierten Preis- 
niveaus sagen. Immer hat der im sinkenden Geldwert liegende 
Sparzwang seine Funktion, die andernfalls nur mit viel größerer 
Reibung und viel größerem Kostenaufwand erfüllt werden könnte, 
meist haben Steigerungen des Geldwertes, die im wesent- 
lichen eine durch die allgemeine Wirtschaftslage ermöglichte 
Zulage an` Realeinkommen für die meisten Leute bedeuten, 
Ihren gesunden Sinn. Der Index, dessen Konstanthalten am 
ehesten noch in Betracht käme, wäre meines Erachtens durch die 
Summe aller Einkommen gegeben, aber auch das wäre eine neue 
Bremse am Wagen der wirtschaftlichen Entwicklung. 

Die einzige Art von Preisbewegungen, deren Beurteilung 
sonach kontrovers sein kann und die bei den Fragen der Kredit- 
kontrolle in der Tat so im Vordergrund steht, daß manche Re- 
former wie z. B. Professor Sprague überhaupt nur ihre Eli- 
Minierung anstreben, ist die Preissteigerung der normalen Auf- 
schwungs-, und die Preissenkung der normalen Depressions- 
perioden. Ich glaube, daß wir uns auf keine bestimmte Kon- 
junktur- und Krisentheorie festlegen müssen, um das Wesen des 
Vorgangs so präzisieren zu können: Im statischen Kreislauf der 
Volkswirtschaft kann jede Zahlungsmitteleinheit verglichen 
werden — natürlich nicht juristisch — mit einer Anweisung auf 
eine bestimmte Warenmenge; und gleichzeitig ist im statischen 
Kreislauf jede Geldeinheit ihrem Wesen nach eine Bestätigung 
über geleistete produktive Dienste: geleistete Arbeitsstunden, 
zur Verfügung gestellte Bodennutzungen, gelieferte Waren. 

14) Vor allem außer Emissionen staatlichen Papiergeldes solchen äquivalente 
Kreditexpansionen, wie z. B. begünstigte Belehnung von Staatsobligationen. 
Aber selbst hier darf man, so sehr man Mißbrauch der Notenpresse verurteilen 
mag, nicht vergessen, daß diese Methode mit einer Promptheit undSchnelligkeit, 
die kaum anders möglich wäre, die letzten Funken von Energie aus dem indu- 
striellen Organismus herausholt, wobei gerade die vielbeklagten ungerechten 
Verluste mancher und Gewinne anderer Wirtschaftssubjekte eine wesentliche 


Rolle spielen. Auch Papiergeldwirtschaft ist eine Anpassungserscheinung und 
darf nicht ohne Rücksicht auf diesen Charakter gewertet werden. 
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Nur auf Grund einer solchen produktiven Leistung kommt die 
Kaufkrafteinheit in die Hand des Subjektes, das über sie ver- 
fügt, oder überhaupt erst in Existenz. Die Aufschwungsperiode, 
wie immer wir sie sonst theoretisch erklären mögen, ist charakte- 
risiert dadurch, daß sich vor allem in ihr die Arbeit der Neu- 
gestaltung der Wirtschaft zusammendrängt 15), daß in ihr neue, 
bisher noch nicht dem regelmäßigen Kreislauf der Wirtschafts- 
perioden zugehörige Geschäfte entriert und neue Unternehmungen 
gegründet werden. Sie ist die typische Abweichung vom theo- 
retischen Bild einer statischen Wirtschaft, sowie die Depressions- 
periode die typische Annäherung an dieses Bild und die Ein- 
ordnung des Neuen ist. Wer nun in der Volkswirtschaft Neues 
unternimmt, dem steht für seine Produktion nicht wie dem 
Produzenten des statischen Kreislaufes der Strom der Ein- 
nahmen aus der Verwertung der Resultate vorhergegangener 
Produktion zur Verfügung. Im Prinzip — denn wenn er über 
anderweitige Mittel verfügt, so ist das von diesem Standpunkt 
aus gesehen Zufall — ist er alsc auf Kredit und zwar nicht auf 
bloßen Zirkulations- oder Warenkredit angewiesen, sondern auf 
einen Kredit, der die ihm fehlenden » Bestätigungen vorgetaner Lei- 
stung« ersetzt. Nun kann dieser Kredit gewiß vom Sparer bei- 
gestellt werden, also von einem Wirtschaftssubjekte, welches 
selbst durch produktive Leistungen irgendwelcher Art in den 
Besitz der nötigen Summen gelangt und bereit ist, sie direkt oder 
durch ein Vermittlungsorgan dem Unternehmer zur Verfügung 
zu stellen. Aber das ist nicht die einzige Methode, und wenn es 
die einzige wäre, so wäre die wirtschaftliche Entwicklung wohl 
reichlich um ein halbes Jahrhundert zurück. Vielmehr steht 
auch noch eine andere Methode zur Verfügung, um die Durch- 
führung der neuen Dinge möglich zu machen, nämlich die Me- 
thode der Kaufkraftschöpfung ad hoc. Der typische und wich- 


15) In allen neuerenTheorien, besonders aber Deskriptionen des Konjunktur- 
wechsels, steckt dieses Moment. Nur pflegt es nicht in seiner Bedeutung erfaßt 
zu werden, so daß man in den Prosperitätsperioden im Wesen noch immer das- 
selbe sieht wie früher, nämlich bloß gleichsam gesteigertes Tempo des Wirt- 
schaftslebens, statt dessen Um- und Ausgestaltung. Es wird sogar betont, daß 
gerade die größten Investitionen ohne Rücksicht auf den Konjunktur- 
wechsel nach langfristigen Gesichtspunkten erfolgen. Daran ist etwas Wahres 
— und soweit das fortschreitend immer wahrer wird, tendiert das den Kon- 
junkturwechsel zu mildern. Solange aber die Vielheit mittlerer Unternehmungen 
und Kapitalisten noch das Wirtschaftsleben charakterisiert und Konzerne von 
solcher Stärke, wie sie jene Politik voraussetzt, noch nicht Alleinherrscher des 
Marktes sind, ist cs anders für die Gesamtheit der Volkswirtschaft. 
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tigste Fall ist der, daß eine Bank den betreffenden Geschäfts- 
leuten Kredite eröffnet, so daß sie darüber mittels Scheck ver- 
fügen können. Das Entscheidende und prinzipiell Interessante 
an diesem Vorgang ist nicht etwa das Fehlen einer Deckung 
überhaupt. Die kreditgewährende Bank kann und muß natüt- 
lich in ihren kurzfristigen oder jederzeit realisierbaren Aktiven 
dieDeckung haben, für den Fall als der Kreditnehmer versagt, 
und dieser letztere kann und wird in der Regel irgendwelche 
außerhalb seiner Person liegende Sicherheiten der Bank zur Ver- 
fügung stellen, z. B. eine Hypothek auf ein Grundstück oder dgl. 
Das Interessante am Verhalten der Bank ist vielmehr, daß sie 
in einem solchen Fall Zahlungsmittel neu schafft, die vorher 
nicht existierten 1). Und das Interessante am Verhalten des 
betreffenden Unternehmers ist, daß er damit eine Nachfrage 
nach Produktionsmitteln aller Art entfaltet, welche neben die 
bisher wirksame Nachfrage nach Produktionsmitteln tritt, ohne 
daß er die Legitimation dazu in der im einfachen Kreislauf der 
Wirtschaft allein möglichen Weise, nämlich durch Verkauf von 
Produkten einer eben durchgeführten Produktion erworben hat. 
Diese neu geschaffenen Zahlungsmittel sind also noch immer 
analog Anweisungen auf Warenmengen. Aber sie haben nicht 
mehr den Charakter von Bestätigungen über vorgeleistete pro- 
duktive Dienste. Da diese Vorleistung fehlt und die produktive 
Leistung erst nachträglich vor sich geht, so tritt also temporär 
eine erhöhte, d. h. in einer erhöhten Anzahl von Kaufkraft- 
einheiten ausgedrückte Nachfrage dem zunächst noch nicht ver- 
mehrten Güterstrom gegenüber. Das ist die Erklärung der 
Preissteigerung der Prosperitätsperioden oder doch des Kernes 
dieser Preissteigerung, die dann noch weiter durch spekulative 
Antizipation und dadurch bewirkte weitere Kreditexpansion 
verschärft wird. Nebenbei gesagt, ist das überhaupt die einzig 
mögliche Erklärung, während jede andere mit den fundamentalen 
Lehrsätzen über das Preisniveau in Konflikt gerät !?). Auch 





1) Ueber diesen Vorgang vgl. jetzt insbesondere die Arbeiten von Albert 
Hahn, in denen die prinzipielle Bedeutung desselben zum erstenmal syste- 
matısch erfaßt ist. 

") So vor allem die Auffassung, welche die Preissteigerung der Aufschwungs- 
ferioden durch ein Steigen der Produktionskosten erklärt. Das Preisniveau 
kann durch Steigen der Kosten nur in zwei Fällen gehoben werden: Wenn 
damit eine Verringerung der produzierten Warenmenge verbunden ist oder wenn 
die Unternehmer, während sie einer auftretenden Tendenz zu einer Kosten- 
Steigerung nachgeben, gleichzeitig höhere Kredite in Anspruch nehmen, also 





316 Joseph Schumpeter, 


halte ich die eben gegebene Formulierung für viel natürlicher 
und auch dem Wesen der Sache entsprechender als Mr. Keynes’ 
Darstellung mit Hilfe des Begriffes der Realguthaben oder gar 
den Mißbrauch des Begriffes aer Umlaufsgeschwindigkeit von 
Bankdepositen 2°). 

Die Erklärung der Preissenkung in der Depressionsperiode 
liegt dann in dem Auftreten der Resultate der gesteigerten Pro- 
duktion auf den Märkten der Endprodukte, welche Resultate 
eben das normale Komplement der in der Prosperitätsperiode 
neugeschaffenen Kaufkraft sind. Weil ihre Preissumme ferner 
normalerweise sogar größer sein muß, als diese letztere — denn 
sonst wäre ja profitlos produziert worden — und weil die Reali- 
sierung des in der Prosperitätsperiode Begonnenen mindestens 
teilweise zu Rückzahlungen an die Banken und Verschwinden 
von Zahlungsmitteln führen muß, so muß die Preissenkung der 
Tendenz nach schärfer sein als die vorhergehende Steigerung. 
Natürlich kommen auch bei der Preissenkung die sekundären 
Momente spekulativer Antizipation und einer entsprechenden 
Kreditkontraktion hinzu, von der Wirkung der Möglichkeit von 
Paniken und Zusammenbrüchen ganz zu schweigen 1?). 

Im Wechsel der Konjunkturen wird also zwar letzten Endes 
der Parallelismus zwischen Geld- und Güterstrom nicht auf- 
gehoben 2°), aber es tritt jahrelange Ungleichzeitigkeit zwischen 


den Druck der Kostensteigerung auf dem Weg der Inflation paralysieren. Der 
erste Fall ist offenbar in Aufschwungsperioden nicht gegeben, der zweite findet 
sich, wenn der Aufschwung einmal im Gange ist, zwar auch ein, hat aber mit 
dem Kausalzusammenhang nichts zu tun. 

18) Materiell meint Keynes dasselbe wie wir, wenn er sagt, daß die Be- 
wegung der Größen K und K’ seiner Gleichung im Wirtschaftszyklus »at the 
root of the trouble« sei, wenngleich sich das, was diese Ausdrucksweise besagt, 
mit dem Inhalt unserer Formulierung so wenig deckt, wie die Variationen seiner 
Größe r. 

Der Begriff der Umlaufsgeschwindigkeit der Bankdepositen fußt auf der 
Vorstellung, daß die Bankdepositen in ähnlicher Weise objektiv quantitativ be- 
stimmt sind wie etwa Gold- oder Papiergeld und daß dieses Quantum »zirkuliert«. 
Angesichts der Tatsache, daß sie durch Buchung entstehen und verschwinden 
und zwar auch durch Buchung auf Grund einfacher Kreditgewährung, deren 
Umfang in weitem Maß nicht eindeutig bestimmf ist, kann man mit dieser 
Vorstellung wenig anfangen. 

19) Die Tatsache, daß die Rückzahlungen nur sehr allmählich erfolgen und 
bald von neuem Bedarf überholt werden, erklärt noch mehr wie das » Einfrieren « 
von Krediten, daß tatsächlich die Preissenkung der Depressionsperioden lange 
nicht so weit geht als nach dem Gesagten zu erwarten stünde. 

20) Hawtrey wendet sich in seiner Besprechung des ro. Jahresberichts 
des Federal Reserve Board (Econ. J. 1924) gegen den »altebrwürdigen Irrtum 
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beiden ein, die sich als eine absolute Kreditinflation in der Pro- 
speritäts- und eine relative und absolute Kreditdeflation in der 
Depressionsperiode äußert. Nun ist es gewiß richtig, wie uns 
die besten Theoretiker, im Schweiße ihres Angesichtes mit popu- 
läten Vorurteilen kämpfend, immer wieder versichern — ganz 
einträchtig, auf welcher Seite der bankpolitischen Kontroverse 
sie auch stehen mögen — daß man beileibe nicht sagen darf, die 
Kreditexpansion sei keine Ursache, sondern nur die Folge der 
Expansion des Geschäftslebens, die Banken folgten nur der 
Nachfrage, drängten ja niemand ihr Geld auf usw. Vom rein 
monetären Standpunkt ist gewiß die Vermehrung der Zahlungs- 
mittel, bzw. der »spending power« die unmittelbare Ursache wie 
jeder, so auch dieser Steigerung des Preisniveaus, die ohne 
sie nicht möglich wäre. Nicht richtig ist es aber, daß der Wechsel 
von Prosperität und Depression ein »purely monetary pheno- 
menon« ist, wie mit noch größerer Schärfe als Keynes, Hawtrey 
gesagt hat, und ganz irreführend ist des Letzteren Satz, daß 
diese Wellenbewegung mit ihrem düsteren Gefolge von Arbeits- 
Iosigkeit, Lohnkämpfen, Krisen und Bankrotten der Instabilität 
der Preise zuzuschreiben sei. 

Die Preissteigerung der Aufschwungsperiode drückt den 
Inhalt der bisherigen Herrschaftsrechte über die Güterwelt zu- 
sammen und zieht dadurch aus dem Kreislauf jene Gütermengen 
heraus, die zur Durchführung der neuen industriellen Kom- 
binationen nötig sind. Die Art von Kreditgewährung, deren 
Wesen oben dargestellt wurde, bewirkt so ein Revirement der 
produktiven Kräfte und führt sie zum Teil neuen Zielen zu. 
Was in einer sozialistisch organisierten Volkswirtschaft durch 
Befehl eines Zentralbüros bewirkt würde, das bewirkt in der 
Volkswirtschaft des Privateigentums eben das Zusammenwirken 





der Bankpraxis«, daß Kreditexpansion nur dann inflationistisch wirke, wenn sie 
zu unproduktiven Zwecken erfolge. Der Zweck der betreffenden Darlehen sei 
von diesem Standpunkt aus ganz gleichgültig. Nur darauf komme es an, die 
Kreditmenge in entsprechenden Grenzen zu halten. Damit hat Hawtrey ledig- 
lich in einem formal-monetären Sinn recht. Was aber jener Satz meint, ist etwas 
anderes, nämlich daß Kreditgewährung zu produktiven Zwecken (wenn anders 
diese Zwecke plangemäß erreicht werden) sich von Kreditgewährung zu kon- 
suntiven Zwecken dadurch wesentlich — und auch vom Standpunkt der Geld- 
vertpolitik ist dieses Moment wesentlich — unterscheidet, daß bei der erstern, 
wenngleich nicht notwendig sofort, ein die Vermehrung der Umlaufsmittel- 
Menge zu kompensieren tendierendes Güterkomplement auftritt, bei der letztern 
aber nicht. Und das ist kein Irrtum. 
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des Unternehmertums mit der Bankwelt in dem geschilderten 
Mechanismus, von welchem die Preisbewegung ein wesentliches 
Rad ist. Und der Sinn der Preissenkung der Depressionsperiode 
ist die Realisierung der Errungenschaften der Aufschwungs- 
periode für alle Kreise der Volkswirtschaft — mit Ausnahme der 
an jene Betriebsformen geknüpften Interessen, welche durch den 
vorhergehenden Aufschwung technisch oder kommerziell über- 
wunden worden sind. Es ist klar, daß ein ideal funktionierendes 
sozialistisches Zentralbüro die gleiche Aufgabe unendlich viel 
vollkommener lösen würde. Es ist ebenso klar, daß man, wenn 
man dieses Zentralbüro für unmöglich oder seine Zeit für noch 
nicht gekommen hält und prinzipiell oder vorläufig an der kapita- 
listischen Welt festhält, nicht ohne weiteres den Teil des Mechanis- 
mus verwerfen kann, der das eigentliche Vehikel des wirtschaft- 
lichen Fortschrittes ist. 

Den Wechsel von Prosperität und Depression ein rein mone- 
täres Phänomen zu nennen, ist also einfach falsch, wenn damit 
gemeint ist, daß dieser Wechsel gar keine volkswirtschaftliche 
Funktion und seine Ursache lediglich in den Mängeln unseres 
Kreditsystems habe. Und zu sagen, daß die Instabilität der 
Preise ihrerseits die Ursache periodischer Krisen sei, heißt den 
Kausalzusammenhang, soweit zwischen diesen beiden Dingen ein 
einfacher Kausalzusammenhang überhaupt besteht, geradezu 
umdrehen. So muß in diesem Fall von Preisschwankungen 
konstatiert werden, daß das Programm der Reformer auf einem 
theoretischen Fehler beruht. Die Sache liegt umgekehrt wie 
beim Goldproblem. Dort war die theoretische Basis des Reform- 
programms in Ordnung, und unsere abweichende Meinung be- 
ruhte im wesentlichen auf einer Differenz in der Einschätzung 
der Daten der heutigen Situation und von praktischen Zweck- 
mäßigkeiten. Hier aber geht der Gegensatz tiefer. Der Fehler 
ist nicht geldtheoretischer Natur, er liegt vielmehr in einer, wie 
ich glaube, mangelhaften Analyse des Wesens des Konjunktur- 
wechsels, in dem Abhandensein einer leistungsfähigen Krisen- 
theorie. Bei Keynes und Hawtrey vermag ich überhaupt keine 
zu finden. Aber dieser Mangel der Analyse ist ganz allgemein 
und erschwert die theoretische und praktische Arbeit auf diesem 
ganzen Gebiet, das sonst im Zusammenhang mit den Fortschritten 
der ökonomischen Meteorologie und besonders durch die ameri- 
kaniıschen Detailuntersuchungen sich zu dem vielleicht fort- 
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geschrittensten und interessantesten der Oekonomie entwickelt 
hat. Die besten Autoren leiden unter diesem Mangel: das Stan- 
dardwerk von Mitchell, an sich ein so schönes Produkt von Talent 
und Fleiß, läßt den Leser gerade in der Grundfrage unbefriedigt 
— ein boshafter Kritiker könnte die Krisentheorie dieses Werkes 
dahin präzisieren, daß es Prosperitätsperioden deshalb gibt, 
weil es Depressionsperioden gibt und Depressionsperioden des- 
halb, weil es Prosperitätsperioden gibt. Und man braucht nur 
die Ausführungen von A. A. Young in der American Economic 
Review XIII r zu lesen, um sofort den schwarzen Verdacht zu 
schöpfen, daß auch bei ihm bezüglich der wirklichen Ursachen 
des Konjunkturenwechsels ein ziemlich weitgehendes Non liquet 
besteht. Der Zusammenhang zwischen dieser Lücke und dem 
Zurückführen des Konjunkturenwechsels auf Eigentümlich- 
keiten unseres Kreditsystems, die dann ipso facto als zugleich 
vermeidbare und funktionslose Mängel erscheinen, ist klar. Am 
schärfsten kommt diese Auffassung in den Arbeiten Mr. Beller- 
bys zum Ausdruck, der einfach den Standpunkt einnimmt, daß 
die Stabilisierung der Preise jenen Teil der Entwicklung er- 
leichtere, der als gesund betrachtet werden kann und bloß jene 
Unternehmungen unmöglich mache, die nur gedeihen können, 
wenn steigende Preise abnormale Profite geben, also eine Art 
von Gewächs, das nicht bloß unökonomisch ist, sondern den 
Keim von Zusammenbrüchen in sich trägt. Kreditexpansion 
gäbe danach ganz systemlos den gleichen Stimulus guten und 
schlechten Unternehmungen, Kreditkontraktion bedeute eine 
ebenso sinnlose Einschränkung von Konsumtion und geschäft- 
licher Tätigkeit. Vollständiger kann man über den Kern der 
Sache nicht hinwegsehen 2). 

Vermeidbar sind die durch den Konjunkturenwechsel ver- 
ursachten Bewegungen des Preisniveaus zweifellos. Die tech- 
nische Möglichkeit, sie durch entsprechende kreditpolitische 
Maßregeln zu verhindern, wird nicht geleugnet. Geleugnet wird, 
daß diese Verhinderung ein reiner Gewinn wäre, daß die Stabili- 
tät des Preisniveaus dieser — der praktisch wichtigsten — Art 
von Preisschwankungen ohne weiteres vorzuziehen ist, solange 
nicht noch vieles andere in der modernen Volkswirtschaft refor- 
miert und solange besonders die private Initiative und der Mecha- 


21) Vgl. z. B.: Controlling factor in Trade Cycles, Econ. J. 1923 und be 
sonders: The monetary policy of the future ebenda 1924. 
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nismus des Individualinteresses nicht entbehrt werden kann. 
So wenig die Stabilität der Wechselkurse unter allen Umständen 
das absolute Ideal ist, so wenig ist das die Stabilität des Preis- 
niveaus. Im eben erörterten Fall sind seine Veränderungen das 
Vehikel wesentlicher Funktionen im Organismus der kapitali- 
stischen Volkswirtschaft, in andern Fällen geeignete Formen der 
Anpassung an veränderte Situationen. Entschlösse sich eine 
nähere oder fernere Zukunft selbst dazu, im Sinne von Keynes 
die zirkulierende Geldmenge nach wirtschaftspolitischen Ge- 
sichtspunkten zu beeinflussen, so würde daraus noch nicht not- 
wendig folgen, daB dieser Einfluß immer nur in der Richtung 
der Stabilität des Preisniveaus ausgeübt werden müßte, Im 
Gegenteil, es könnte sich viel eher darum handeln, die Funk- 
tionen und Heilwirkungen der Veränderungen sowohl des Preis- 
niveaus wie der Wechselkurse zu rationalisieren, indem man sie 
planmäßig regelt oder auch herbeiführt. Natürlich steigerte das 
die theoretischen und praktischen Schwierigkeiten der Sache 
ins Ungemessene. Aber es wäre nur die logische Konsequenz des 
Reformprogramms. Die moderne Finanztechnik der Auf- 
schwungsperioden erscheint unter diesem Gesichtspunkt in 
anderem Licht. Sie kommt auf eine Veränderung der zirku- 
lierenden Zahlungsmittelmenge hinaus, die zwar nicht bewußt 
und systematisch, wohl aber ihrem objektiven Sinne nach eine 
Einwirkung auf das Preisniveau zu einem ganz bestimmten 
Zweck ist — und so gar kein schlechtes Beispiel für das, was 
etwa ein Geldreformer der Zukunft mit seinen währungspoli- 
tischen Mitteln anfangen kann. 

Zum Thema der Konjunkturenbekämpfung ist aber noch 
zu bemerken, daß auch die gegenwärtige Praxis keineswegs der 
Kontrollorgane und Sicherheitsventile entbehrt, vor allem aber, 
daß die in der Depressionsperiode normalerweise zu erdulden- 
den Uebel allgemein und besonders von reformatorischer Rhe- 
torik sehr überschätzt werden. Tatsächlich sieht es in der 
Depression normalerweise gar nicht so schlimm aus. Ein sehr 
großer Teil der Volkswirtschaft wird in der Regel kaum durch 
sie in Mitleidenschaft gezogen. Das physische Volumen der 
Transaktionen sinkt meist nur unbedeutend ??). Die Paniken 


23) Selbst für die doch ganz sicher ungewöhnlich großen Erschütterungen 
des Jahres 1921 gilt das, was hervorgehoben und wahrscheinlich gemacht zu 
haben das Verdienst von C. Snyder ist (in «Administration« May 23). Wie über- 
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und Zusammenbrüche, die in früheren Zeiten einer Krise den 
Charakter eines Sensationsdramas gaben, pflegen sich in engen 
Grenzen zu halten — ganz abgesehen davon, daß eine auf Privat- 
eigentum und privater Verantwortung beruhende Volkswirt- 
schaft auf die ultima ratio der wirtschaftlichen Vernichtung der 
mit ungeeigneten Betriebsformen verbundenen Individuen nicht 
verzichten kann, während doch mehr oder weniger kühne Ex- 
perimente in neuen Kombinationen gleichwohl notwendig bleiben. 
Mitchell schätzt (Report of a Committee of the Presidents Con- 
ference on Unemployment 1923) die Differenz zwischen den besten 
und den schlechtesten Jahren, gemessen an der Einkommen- 
summe auf 15—20%, die Differenz zwischen diesen und mitt- 
leren Jahren auf 8—ı2%, und das für Amerika, wo diese Schwan- 
kungen infolge der Intensität der wirtschaftlichen Entwicklung 
sicher erheblich stärker sind, als z. B. in England oder Frank- 
reich. Auf Grund eines allerdings noch fast ärmlichen Materials 
kam schon 1913 Aftalion zu dem Resultat — das übrigens jeder 
Blick auf irgendwelche Indexzahlen bestätigt —, daß im allge- 
meinen der Preisfall des ersten Depressionsjahres nur ein paar 
Prozent ausmacht: etwa 13% der beobachteten Preise bleibt 
überhaupt unverändert, über ein Viertel derselben steigt sogar, 
und nur etwa 3/, aller Produkte macht diesen Preisfall prompt 
mit. Wirklich große Schwankungen haben ihre Ursachen in den 
besonderen Verhältnissen der einzelnen Artikel und weder mit 
Kreditpolitik, noch mit Konjunkturwechsel etwas zu tun. Die 
Arbeitslosenziffer folgt der Konjunktur fast ganz genau und er- 
reicht mitunter im Tiefpunkt r0% — das Vierfache der in 
Westeuropa normalen Ziffer ungefähr — ohne Berücksichtigung 
der Kurzarbeit. Und die Gesamtsumme des Reallohns pflegt 
um einen erheblichen Teil des Gewinnes zurückzugehen, den sie 
im vorhergehenden Höhepunkt aufzuweisen hat. Das ist gewiß 
ernst genug, wenngleich es ebenfalls an die durch die ganze psy- 
chologische Atmosphäre der Depressionsperiode erzeugten über- 
triebenen Vorstellungen nicht heranreicht. Aber nur, wenn man 
dem Pulsschlag der Konjunkturen jede Funktion abspricht, 
liegt darin allein schon ein Argument für eine Politik völliger 
Unterdrückung der Preiszyklen. Sonst liegen andere Mittel näher, 


trieben die populären Vorstellungen darüber sind, sehen wir auch aus dem 
‚Special Memorandum Nr. 8 des London & Cambridge Economic service (J. W. F. 
Rowe): Der Rückgang des Volumens der Produktion im Jahre 1908 betrug 
zwischen 7 und 8%, des Volumens von 1907. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 2. 2I 
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Auch hier machen sich die Reformer ihre Sache zu leicht. 
Wieder mag Mr. Bellerby als Beispiel dienen: er nimmt einfach 
die Ziffern der Nachkriegszeit, die natürlich ein viel düstereres 
Bild zeigen — wirkungsvoll lädt uns Mr. Bellerby ein, diese 
Ziffern in menschliches Leiden, Elend, sozialen Unfrieden usw. 
zu übersetzen —, setzt ohne weiteres voraus, daß diese Situation 
die Folge einer gewöhnlichen Krise und diese die Folge der ge- 
wöhnlichen Kreditexpansion der Aufschwungsperiode sei, die 
gar keinen vernünftigen Sinn habe. Dann findet er es natürlich 
ganz unbegreiflich, wie jemand so konservativ sein könne, das 
bereitliegende Heilmittel so ungemischter und überflüssiger 
Uebel zu verschmähen. In der Diskussion über Währungsreform, 
die von der Royal Economic Society in ihrer Jahresversammlung 
vom Juni 1924 veranstaltet wurde, haben, wenngleich etwas 
vorsichtiger als Bellerby, sowohl Mr. Keynes wie Mr. Hawtrey 
ganz denselben Standpunkt eingenommen. Nur so erklärt es 
sich, daß Mr. Keynes von der neuen Kreditpolitik in dieser Hin- 
sicht so viel erwarten ®) und Mr. Hawtrey aus der Tatsache, daB 
in der Schweiz zwischen Februar 1922 und Juli 1923 gleichzeitig 
die Preise stiegen und die Arbeitslosigkeit von 99 000 auf 22 000 
sank, irgend etwas für unser Thema schließen konnte *%). 

Es kommt hinzu, daß mit zunehmender Vertrautheit der 
Geschäftswelt mit der kapitalistischen Maschine die Kanten der 
Krisen und die Schäden der Depressionsperioden immer milder 
zu werden tendieren. Um eine Situation, wie die in den letzten 
Jahren durchlebte, überhaupt möglich zu machen, hat es eben 
eines Weltkrieges bedurft. Und die Arbeit theoretischer Ana- 
lyse und statistischer Tatsachensammlung, deren Resultate in 
immer weitere Kreise dringen, schafft von selbst ein immer 
wirksameres Gegenmittel gegen ungesunde Kreditanspannung, 
Spekulationsexzesse, verfehlte Neugründungen und Irrtümer in 
der Beurteilung der allgemeinen Wirtschaftslage. Wie T. S. 





23) Er sagte mit charakteristischer Verve: «If we have really the power 
to control in some measure credit cycles which caused unemployment and other 
social disturbances in the past, surely it is our duty to follow up this line of 
thought to the utmost, to make experiments and to see whether by control of the 
monetary machine we cannot cure one of the greatest ond most dangerous evils 
of the economic system«. Und Hawtrey:... the recent unemployment . . . is 
similar in kind to the unemployment that we suffered from during the trade 
cycle before the war. 

21) In Oesterreich sind 1924/25 die Preise ebenfalls gestiegen — aber die 
Arbeitslosigkeit auch. 
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Adams allerdings etwas weitgehend sagt: To anticipate the cycle 
is to neutralize it. 

Trotzdem wollen wir nicht outrieren. Noch immer sind die 
Uebel der Depressionsperiode vielfach unnötig hart. Gegen ihre 
oft gerühmte Auslesefunktion ist einzuwenden, daß für das Ueber- 
leben einer Krise nicht nur und vielleicht nicht einmal in erster 
Linie die technischen und kommerziellen Qualitäten eines Unter- 
nehmens in Betracht kommen, sondern die vielfach zufällige 
Stärke ihrer finanziellen Stütze. Auch hat Mr. Keynes recht, 
wenn er behauptet, daß die Notbremse unseres Kreditsystems, 
die in der Einlösung der Bankzahlungsmittel in gesetzlichem 
Gelde (Noten, eventuell Münzen) liegt, ziemlich spät und dann 
mit plötzlichem Ruck wirkt. Sie wirkt zwar lange nicht so spät 
und lange nicht so plötzlich, wie es die Unbedingtheit der Be- 
hauptung von Mr. Keynes glauben lassen könnte, weil weder 
für die Geschäfts- noch für die Bankwelt, noch endlich für die 
Zentralinstitute dieser Mechanismus ein Geheimnis und die Not- 
wendigkeit dieser Einlösung eine Ueberraschung ist und folglich 
normalerweise die Anspannungen allmählich fühlbar und weitere 
Anspannungen voraussehbar werden. Aber etwas ist an dem 
Argument und insoweit tendiert diese Eigentümlichkeit unseres 
Kreditsystems tatsächlich die Depressionen zu verschärfen, bzw. 
aus dem Wendepunkt zwischen Prosperität und Depression eine 
Krise zu machen. Aus allen diesen Gründen wurde die Not- 
wendigkeit einer Therapie der Krisen seit jeher empfunden — 
wie man ja überhaupt sagen kann, daß ernste Leute niemals an 
der Notwendigkeit eines größeren oder geringeren Maßes von 
Management, nicht bloß der Währung, sondern der Volkswirt- 
schaft gezweifelt haben. Freilich handelt es sich dabei im Wesen 
nr um eine Therapie der Krisen folgen. Ihre Technik ist 
gewiß entwicklungsfähig und hier ist Platz für die Arbeit vieler 
Reformer. Aber bei ihrer Ausdehnung auf das Problem der 
Verhütung von Depressionen darf man nicht vergessen, daß 
das nicht etwa in demselben Sinn ein einfacher Fortschritt ist, 
wie wenn die medizinische Therapie einer Krankheit von der 
Behandlung ihrer Symptome und Folgen zur Eliminierung ihrer 
Ursachen übergeht und damit erst zum Kern der Aufgabe kommt, 
sondern daß das, was in unserem Fall nach Absicht der Reformer 
verhütet werden sollte, seinem Wesen nach überhaupt keine 
Krankheit ist, 


21* 





324 Joseph Schumpeter, 


In der heutigen Situation und vom Standpunkt unmittel- 
barer Praxis gesehen, reduziert sich also die Causa, die namens 
der Reformer vertreten werden könnte, auf ein recht bescheidenes 
Maß, zumal den gegenwärtigen Methoden der Krisenbehandlung, 
also der Arbeitslosenversicherung, der Vornahme von Notstands- 
arbeiten, der Konzentrierung von Bestellungen ®) des Staates, 
der Gemeinden und der größten Konzerne auf Depressionsperio- 
den und der Anwendung spezieller Heilmittel für einzelne Indu- 
strien doch nicht jede Wirksamkeit abgesprochen werden kann. 


IV, 


Damit ist freilich die Bedeutung der prinzipiellen Seite der 
neuen Politik keineswegs erledigt. Wenn wir von der Verwen- 
dung der Bankrate und der die Diskontpolitik unterstützenden 
Methode der open market operations, sowie der direkten Ein- 
flußnahme der Zentralstellen auf die Leiter der einzelnen Banken 
und Industrieunternehmungen absehen — Mittel, die ja schon 
seit langem und im Wesen durchaus in der von Mr. Keynes ge- 
wünschten Richtung angewendet werden und deren Anwendung 
mit der Zunahme unserer theoretischen und praktischen Kennt- 
nis vom Wirtschaftsprozeß ganz von selbst immer präziser und 
wirksamer wird — so bleibt noch die Idee der Neutralisierung 
oder sagen wir der Beeinflussung der Wirkungen — da wir ja 
der Ansicht sind, daß es sich nicht um bloße Neutralisierung 
handeln darf — der Expansion und Kontraktion der Größen 
K und K! der Gleichung von Keynes durch entsprechende Varia- 
tion der Geldmenge (das Wort in der Bedeutung verstanden, die 


25) Hawtrey (Economica März 1925) wendet gegen diese Methode ein, daß 
sie nur dann zusätzliche Arbeitsgelegenheit schaffe, wenn sie durch Kreierungen 
neuer Kredite, also inflationistisch finanziert werde und daß, wenn das der 
Fall ist, eben diese Inflation und nicht die Durchführung von Investitionen durch 
den Staat das Entscheidende sci, mithin diese Methode, wenn und soweit wirksam, 
in den Rahmen der Kreditregulierung falle und nicht ihr gegenübergestellt 
werden könne. Der Obersatz dieses Arguments ist zu 90%, richtig. Denn ob- 
gleich die Mittel für solche Investitionen z. B. auch durch Steuereingänge und 
Anleiheerlöse, die mindestens zum Teil aus individuellen Konsumtionsfonds stam- 
men, aufgebracht werden können und in diesem Fall vermehrte Nachfrage 
nach Arbeit ohne Inflation vorliegt, so wird in der Regel jede ohne Inflation 
bewirkte Vermehrung der Nachfrage nach Arbeit zu großem Teil auf Kosten 
der Nachfrage nach Arbeit gehen, die sonst von anderer Seite entfaltet worden 
wäre. Aber darauf kommt es nicht an. Das wesentliche Moment ist, daß die 
Politik der Kreditregulierung und die Politik der Konzentrierung der Investi- 
tionen gewisser Wirtschaftssubjekte sich in ihrem Angriffspunkt und ihrer Me- 
thode so unterscheiden, daß man trotzdem von einem Gegensatz sprechen kann. 
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ihm Keynes gibt, also als Summe von zirkulierendem gesetzlichem 
Geld plus Betrag der privaten Depositen bei der Bank von Eng- 
land) und der Reserveproportion der Großbanken, darüber hinaus 
vielleicht noch die weitere Idee direkter Beeinflussung von K und K1. 
Ich spreche hier nicht mehr von der währungspolitischen Seite der 
Sache, von der einfachen Umorientierung der Währungspolitik von 
der Einstellung auf den Wechselkurs hinüber zur Einstellung auf 
das Preisniveau. Hier handelt es sich nicht um das management 
der Währung, sondern um das management der Volkswirtschaft 
und nicht bloß um das management der Volkswirtschaft im Dienst 
der Ziele der Währungspolitik, in welchem Sinne ja schon seit jeher, 
wie oben gesagt, Beeinflussung der Volkswirtschaft durch und für 
die Währungspolitik geübt wurde, sondern um ein management der 
Volkswirtschaft überhaupt: es handelt sich um eine neue Methode 
planmäßiger Gestaltung des Wirtschaftslebens, um eine neue Art 
von Planwirtschaft, innerhalb welcher die Währungspolitik über- 
haupt keinen Selbstzweck und kein autonomes Ziel mehr hat, son- 
dern Dienerin allgemeiner wirtschaftspolitischer Zwecke, lediglich 
ein wirtschaftspolitisches Instrument ist. Darin liegt sowohl das 
eigentlich Neue des Gedankenkreises von Keynes, als auch dessen 
tiefste Bedeutung. Wohl drängt sich die Erinnerung an manche 
Ideen der Sozialisierungszeit auf — die Verwandtschaft ist nicht zu 
leugnen. Aber nicht bloß die Eigenart der unmittelbaren Ziel- 
setzung, sondern auch die Eigenart der Mittel — deren Bedeutung 
ganz unabhängig ist von der speziellen Frage der Stabilisierung des 
Preisniveaus — und die ebenfalls eigenartige, wissenschaftliche 
Fundierung dieser Politik in der modernen Geldtheorie machen, daß 
man ganz wohl von einer originellen Entdeckung sprechen kann. 
Man braucht den Gedankengang der neuen Politik nur zu 
Ende zu führen, um sofort zu sehen, wie ungeheuer weit man 
damit kommt: eine ganz detaillierte Kenntnis aller Vorgänge 
in der Volkswirtschaft, der gegenüber es kaum mehr ein privates 
Geschäftsgeheimnis geben kann, ist Voraussetzung für ihre An- 
wendung. Die Kalkulationen, Pläne und Aussichten aller In- 
dustrien müssen der Instanz, die diese Politik handhaben soll, 
klar und übersichtlich vor Augen liegen, denn nur daraus kann 
sie die Richtlinien für ihr Verhalten ablesen, da hier alle die ein- 
fach funktionierenden Leuchttürme des alten Kurses fehlen. 
Nun ist aber schon die Beurteilung der relativen Bedeutung 
dieser Tatsachen eine Aufgabe, deren Lösung — heute wird sie 
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von der Gesamtheit der Unternehmerschaft gelöst — tief in das 
Räderwerk der Volkswirtschaft eingreift, weil das gewonnene 
Urteil und die darauf basierte kreditpolitische Entscheidung die 
ganze Geschäftslage bestimmt. Bankwelt und Geschäftswelt und 
innerhalb der ersteren das Zentralinstitut und die übrigen Banken 
stehen einander dann nicht mehr als selbständige Faktoren 
gegenüber, deren in weitem Maße automatisches Zusammen- 
wirken die Resultate der tatsächlichen Entwicklung zeugt. Die 
Geschäftswelt steht dann vielmehr einer nach außergeschäft- 
lichen Gesichtspunkten — die zwar auch heute nicht fehlen, 
aber normalerweise auf das Währungsinteresse beschränkt 
sind — handelnden und eben deshalb geschäftlich nicht immer 
berechenbaren Instanz gegenüber. Und das muß weiter führen. 
Die Zentralstelle kann sich in jeder konkreten Situation schwer 
auf die Beurteilung der allgemeinen Wirtschaftslage und auf 
deren Beeinflussung beschränken. Sie wird die einzelnen Symp- 
tome analysieren und mit spezifischen Mitteln behandeln. Ist 
z. B. eine abnormale Arbeitslosigkeit eines dieser Symptome und 
ist diese Arbeitslosigkeit durch die Verhältnisse einer bestimmten 
Industrie veranlaßt, so liegt es nahe dieser Industrie durch 
Kreditgewährung aufzuhelfen und die Kreditgewährung an 
andere Industrien zu bremsen. Leidet eine Industrie unter 
Schleuderkonkurrenz des Auslandes, so wird sich die Aufgabe 
kaum abweisen lassen, ihr das Durchhalten im Kampfe kredit- 
politisch zu erleichtern. Kommt die Zentralinstanz auf Grund 
ihrer Uebersicht über die Weltwirtschaft zu dem Resultat, daß 
die Zukunftschancen einer bestimmten Industrie schlecht sind, 
wird sie vielleicht eine Pflicht erfüllen, wenn sie weitere Ent- 
wicklungen in dieser Industrie beizeiten hemmt, indem sie ihr 
Kredite verweigert. Weiters kann sie Industrien, deren Produk- 
tion dem Gesetz des zunehmenden Ertrags folgt und deren Ex- 
pansion von nationaler Bedeutung wäre, durch geeignete Kredit- 
hilfe über die toten Punkte hinwegheben, welche durch tempo- 
räre Gleichgewichtslagen gebildet werden. Sie kann überhaupt 
Industrien solchen Charakters gegenüber Industrien, deren Mög- 
lichkeiten sich zu erschöpfen tendieren, begünstigen. Schließ- 
lich kann sie ganz allgemein nationalen, sozialpolitischen, volks- 
hygienischen usw. Gesichtspunkten Geltung verschaffen, indem 
sie nach diesen Gesichtspunkten bei ihrer Kreditgewährung an 
die einzelnen Industriezweige diskriminiert. 
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Auf zwei Denkmäler dieser Politik mag hier hingewiesen 
werden. Das eine ist der zehnte Jahresbericht des Federal Reserve 
Boards. Hier ist freilich von dem weiten Ausblick, der uns so- 
eben beschäftigte, nichts zu sehen. Aber das Prinzip umfassender 
Kenntnis alles dessen, was in der Volkswirtschaft vorgeht, und 
zeitgerechter Einwirkung darauf im Sinn der Stabilisierung der 
Wirtschaftslage ist doch schon da — und daraus folgt ja zwangs- 
läufig alles andere mit der Zeit. Das zweite ist das Memoran- 
dum, eine Art Gründungsmanifest, des » Industrial Institute« in 
London, das als eine nicht offizielle konsultative Wirtschafts- 
klinik gedacht ist. Hier handelt es sich um mehr, um die Frage 
nämlich, ob man durch geeignete Kreditpolitik nicht vielleicht 
die Nachfrage nach Arbeit mit verhältnismäßig geringen Opfern 
stabilisieren, also den periodischen Faktor der Arbeitslosigkeit 
eliminieren könnte. Das heißt auf deutsch, daß man unter- 
suchen will, ob Inflation, die, in großem Maßstabe und zu Zwecken 
der Kriegsfinanzierung betrieben, allseits mit Energie verurteilt 
wird, nicht in kleinen, verständig applizierten Dosen dem indu- 
strielen Leben sehr zuträglich sein könnte. Wir sprechen hier 
von einem Prinzip und nicht von praktischen Schwierigkeiten 
oder möglichen Mißbräuchen. Und da ist es sehr klar, daß diese 
Frage mit ja zu beantworten, ebenso klar allerdings, daß es 
dann mit den Prinzipien der Privatinitiative und der Produktion 
nach dem Gesetz des Grenznutzenniveaus in seiner konkurrenz- 
wirtschaftlichen Form zu Ende ist. Auch sieht man leicht, daß 
Stabilität des Preisniveaus kein ewiger Leitstern bleiben kann, 
vielmehr bewußt und planmäßig herbeigeführte Veränderungen 
desselben zu einem wichtigen Mittel dieser Politik und weiter, 
daß das Schicksal der Industrien und die Entscheidung über 
Produktionsrichtung, Produktionsmethode und Verteilung des 
Produktionsertrags in den Einflußkreis der kreditpolitischen 
Zentralstelle gezogen werden müssen. 

So wird denn auf diese Art ein zugleich feines und wirk- 
sames Instrument der Planwirtschaft geschmiedet und eine noch 
vie} feinere Gebrauchsanweisung hinzugefügt. Es steht in der 
heutigen englischen Nationalökonomie nicht allein. Schon Mar- 
halls und Edgeworths Analyse hat, so sehr sie die Wirtschaft 
der Konkurrenz und der Privatinitiative als den Grund- und 
Normalfall annahm, an einer ganzen Reihe von Fällen gezeigt, 
daß der wirtschaftspolitische Eingriff gegenüber den Resultaten 
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des sich selbst überlassenen Wirtschaftslebens allseits Vorteile 
bieten und eine in diesem Sinn regulierte Wirtschaft der freien 
überlegen sein kann. Das Interessante daran ist, daß diese 
Argumentation von den laisser-faire Voraussetzungen selbst aus- 
ging, die darin liegenden Wahrheiten voll verstand und nicht 
etwa so widerlegt werden kann, wie die große Masse der naiven 
wirtschaftspolitischen Vorschläge, welche die verborgenen Wir- 
kungen und Rückwirkungen ihrer Durchführung zu übersehen 
pflegt. Die Resultate waren bescheiden und trugen den Cha- 
rakter von Ausnahmen, aber sie hielten. Marshalls Nachfolger, 
besonders Pigou, gingen weiter auf diesem Weg und es ent- 
stand so etwas wie ein System einer wirklich aus wissenschaft- 
licher Theorie herauswachsenden Wirtschaftspolitik — himmel- 
weit verschieden von der natürlich stets sehr viel weitergehenden 
Wirtschaftspolitik des Laien. Aus dieser Schule stammt Keynes. 
Von diesem Geist ist auch sein Reformplan. Um ihn entsprechend 
zu verstehen, muß man sich ferner gegenwärtig halten, daß 
Keynes mit Recht oder Unrecht annimmt, daß sich das Tempo 
des technischen Fortschrittes nunmehr verlangsamen und das 
Gesetz vom abnehmenden Ertrag eine fatale praktische Be- 
deutung gewinnen werde. Daher und wohl auch deshalb, weil 
— und wenn er daran denkt, so hat er sicher recht — der Pro- 
duktionsfortschritt immer weniger Sache der starken Persön- 
lichkeit und immer mehr mechanische und reibungslose Um- 
setzung wissenschaftlicher Erkenntnis in praktische Methoden 
zu werden tendiert, legt er auf die Freiheit privater Initiative 
nicht mehr soviel Gewicht. Die Rolle des Unternehmers scheint 
ihm nicht ausgespielt, wohl aber in immer weitergehender Ein- 
schränkung begriffen. Fügt man noch die Wandlung der Lebens- 
gewohnheiten und Lebensanschauungen hinzu und die sinkende 
Bedeutung von Familie und Privateigentum für die Lebens- 
haltung, so kommt man auf einen Standpunkt, von dem aus 
Verbesserungen des sozialökonomischen Apparates wirklich viel 
dringender erscheinen als die Art von Entwicklung, die in der 
Konkurrenzwirtschaft gedeiht, und Haushalten mit allen natio- 
nalen Kräften wichtiger wird als verschwendungsfrohes Fort- 
stürmen. Und von diesem Standpunkt versteht man dann diese 
ganze Gedankenrichtung und besonders den Keynesplan als 
sehr ernstzunehmende Vorarbeit für einen ernstzunehmenden 
Sozialismus. 
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Der Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre. 
Von 


FRITZ SANDER. 


I. Das Wesen des gesellschaftlichen Sinnes. 


Reine Gesellschaftslehret) ist die Lehre vom 
»Gesellschaftlichen «, d. h. von den Wesensmomenten der » Ge- 
sellschaft «. Sie ist eine deskriptive, phänomenologische und 
eidetische Wissenschaft. Eine deskriptive Wissenschaft: 
denn sie erklärt nicht Wirkungen aus Ursachen, sondern be- 
schreibt einen Gegenstand nach den ihm zukommenden Merk- 
malen. Eine phänomenologische Wissenschaft: denn 
se beschreibt nichts Physisches, nichts, was Gegenstand der 
‚äußeren « Wahrnehmung ist, sondern lediglich Psychisches, nur 
Gegenstände der »inneren « Wahrnehmung, zu denen aber 
selbstverständlich auch das Meinen eines Physischen, die inten- 
tionale Beschäftigung mit etwas Physischem gehört. Eine 
tidetische Wissenschaft: denn sie beschreibt nicht psychische 
Gegenstände nach allen ihren Merkmalen, sondern gewisse 
Psychische Gegenstände, die gesellschaftlichen Akte, nach jenen 
besonderen Merkmalen, welche sie von anderen psychischen 
Gegenständen generell unterscheiden, also die Wesensmerkmale 
der gesellschaftlichen Akte. Neben der reinen Gesellschaftslehre 
ind andere theoretische Gesellschaftslehren möglich. Erstens 
namlich ist möglich eine deskriptive Lehre von der 
Gesellschaft, welche die gesellschaftlichen Akte sowie 
bewisse psychische und physische Gegenstände, welche zu den 
ötsellschaftlichen Akten in einer besonderen Beziehung 


a ER 
) Vgl. durchgängig zu der folgenden Abhandlung meine Abhandlung 
Othmar Spanns » Ueberwindung « der individualistischen Gesellschafts- 
aufassung «, Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, Band 53, Heft ı. 
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stehen, nämlich die gesellschaftliche Akte verursachenden 
Gegenstände, die gesellschaftliche Akte zum Ausdrucke 
bringenden Gegenstände und sonstige von den gesellschaft- 
lichen Akten bewirkte Gegenstände beschreibt, ohne die 
obwaltende kausale Beziehung als solche im Blicke zu haben °). 
Zweitens istmöglicheine deskriptiv-phänomeno- 
logische Lehre von der Gesellschaft, welche nur die ge- 
sellschaftlichen Akte, aber nicht bloß nach den ihnen zukom- 
menden gesellschaftlichen Wesensmerkmalen, sondern auch 
nach den ihnen zukommenden sonstigen Merkmalen be- 
schreibt. Drittens ist möglich eine genetische Lehre 
von der Gesellschaft, welche alle Ursachen und 
Wirkungen der gesellschaftlichen Akte, d. h. die kausalen Be- 
ziehungen, in welche sie verknüpft sind, darstellt. Viertens 
schließlich ist möglich eine genetisch-phänomeno- 
logische Lehre von der Gesellschaft, welche 
lediglich nach den psychischen Ursachen und Wirkungen 
der gesellschaftlichen Akte frägt?). Zu dieser Mehrheit mög- 
licher theoretischer Gesellschaftslehren kommen noch 
die praktischen Lehren von der Gesellschaft, welchen, 
wieder in verschiedener Weise, Bestand und Wesen der Gesell- 
schaft ein zu fordernder Gegenstand sind. Welche dieser 
verschiedenen möglichen Lehren von der Gesellschaft wirklich 
ausgeführt wird, hängt vom Interesse des jeweiligen Lehrers von 
der Gesellschaft ab. Notwendig ist nur, daß man in jedem ein- 
zelnen Falle ein klares Bewußtsein davon habe, welche der 
möglichen Gesellschaftslehren gerade zur Frage steht. Wenn 
aber nun auch verschiedene Gesellschaftslehren möglich und 
wirklich sind, so findet doch unter ihnen keine sachliche 
Gleichordnung statt. Denn unter ihnen finden wir solche, welche 
sich ihrem Namen entsprechend nur mit dem Gegenstande 


2) Die deskriptive Lehre von der Gesellschaft kann wieder als eidetische 
oder als nicht-eidetische Lehre betrieben werden, d.h. sie kann nur gewisse 
Wesensmerkmale oder alle Merkmale ihrer Gegenstände beschreiben. 

3) Auch die genetische Lehre von der Gesellschaft kann als eidetische Lehre 
betrieben werden, wenn sie nach den generellen Ursachen und Wirkungen der 
gesellschaftlichen Akte frägt oder als nicht-eidetische Lehre, wenn sie nach 
allen Ursachen und Wirkungen der Gesellschaft frägt. Die Termini »de- 
skriptiv «, » phänomenologisch « und » eidetisch « bezeichnen eben verschiedene, 
einander durchkreuzende methodische Richtungen, die sich wieder auf ver- 
schiedene Gegenstände und auf verschiedene Momente an den Gegenständen 
beziehen können. 
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sGesellschaft« und ferner solche, welche sich ihrem Namen 
nicht entsprechend mit dem Gegenstande » Gesellschaft « 
und anderen Gegenständen beschäftigen, die zwar nicht 
»Gesellschaft « sind, aber zu der »Gesellschaft « in einer ausge- 
zeichneten Beziehung stehen. Und unter jenen Lehren von der 
Gesellschaft, welche sich ausschließlich mit dem Gegenstande 
rGesellschaft« beschäftigen, finden wir wieder eine solche, 
welche sich mit diesem Gegenstande schlechthin be- 
schäftigt, nämlich die deskriptiv-phänomenologische Gesellschafts- 
khre und eine solche, welche sich lediglich mit gewissen Merk- 
malen dieses Gegenstandes, dem »Gesellschaftlichen«, 
beschäftigt, nämlich eben die deskriptiv-phänomenologisch- 
eidetische Gesellschaftslehre, welche die »reine« Gesell- 
schaftslehre ist. Wenn trotzdem alle genannten Lehren den Na- 
men sGesellschaftslehre « in Anspruch nehmen und führen, so 
findet dies seine Erklärung in dem Umstande, daß der populäre 
und leider auch wissenschaftliche Sprachgebrauch die verschieden- 
sten Gegenstände mit dem Namen »Gesellschaft « belegt, näm- 
lich bald gewisse psychische Akte, bald deren Wesensmomente, 
bald jene psychischen Akte samt ihren Ursachen und Wirkungen. 
Diese mehrdeutige Terminologie würde jedoch keinen sachlichen 
Schaden anstiften, wenn nur ein Gegenstand klar umschrieben 
wäre, welcher das Zentrum, den Kern aller mit » Gesellschaft « 
bezeichneten Gegenstände abgeben müßte, von dem aus sich 
erst bestimmen ließe, was engerer oder weiterer Gegenstand der 
Gesellschaftslehre sein kann. Diesen Kerngegenstand aller » Ge- 
slischaftslehren « bildet nun das »Gesellschaftliche «, ein Inbe- 
griff meinender Momente, welche den gesellschaftlichen Akten 
als Wesensmerkmale zukommen und um derentwillen gewisse 
Psychische Akte überhaupt gesellschaftliche Akte sind. Da es 
uun die reine Gesellschaftslehre ist, welche sich ausschließlich 
mit dem Kerngegenstande aller Gesellschaftslehren, dem »Ge- 
selschaftlichen «, beschäftigt, ist die reine Gesellschaftslehre den 
übrigen Gesellschaftslehren nicht gleichgeordnet, sondern bildet 
die Voraussetzung aller übrigen Gesellschaftsliehren. Keine 
dermöglichenGesellschaftslehrenkannmit 
Erfolg betrieben werden, bevor nicht die 
Frage nach dem Wesen aller Gesellschaft > 
dem sGesellschaftlichen« klar beantwortet 
ist, Eine beliebte Terminologie würde das » Gesellschaftliche « 
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als Apriori der Gesellschaft bezeichnen; diese Bezeichnung 
ist jedoch abzulehnen. Soll nämlich der Begriff des Apriori eine 
genetische Beziehung des »Gesellschaftlichen« zu den 
übrigen Momenten der » Gesellschaft « bezeichnen, so ergibt sich 
die Einwendung, daß nur die Frage nach der Genesis der »Ge- 
sellschaft «, nicht aber die Frage nach in der Abstraktion iso- 
lierend beleuchteten Momenten der Gesellschaft, die ja weder 
verursachende noch gewirkte Einheiten sind, erhoben werden 
kann. Das »Gesellschaftliche « ist auch nicht ein »angeborenes « 
Apriori. »Angeboren« sind — möglicherweise — Instinkte, 
welche als Motive gesellschaftlicher Akte in Betracht kommen 
und zu den verschiedensten gesellschaftlichen Akten führen 
können, niemals aber sind gesellschaftliche Akte oder ist ihr 
Wesen, das »Gesellschaftliche «, angeboren. Soll aber der Be- 
griff des Apriori ein deskriptives Merkmal des »Ge- 
sellschaftlichen « sein, dann bedeutet er nichts anderes, als daß 
das Gesellschaftliche das Wesen der gesellschaftlichen Akte 
ausmacht, gewisse Merkmale der gesellschaftlichen Akte, welche 
ihnen generell zukommen. Die anderen Merkmale der 
gesellschaftlichen Akte bilden aber kein A posteriori gegenüber 
dem » Gesellschaftlichen «, weder im genetischen noch im deskrip- 
tiven Sinne: denn alle Merkmale der gesellschaftlichen Akte 
kommen nur als erfahrene Merkmale in Betracht. Auch 
läßt sich nicht sagen, daß die reine Gesellschaftslehre eine aprio- 
rische Wissenschaft sei, während den übrigen Gesellschafts- 
lehren das Merkmal von Erfahrungswissenschaften zukomme. 
Soll nämlich der Begriff der apriorischen Wissenschaft meinen, 
daß die reine Gesellschaftslehre es mit einem apriorischen G e- 
genstande zutunhat, so ist zu entgegnen, daß es apriorische 
Gegenstände nicht gibt, vielmehr alle Gegenstände der Erfahrung, 
insbesondere die psychischen Gegenstände und alle ihre Merk- 
male der »inneren« Erfahrung angehören und außerhalb der 
»Erfahrung «, d. h. der Gegebenheit für ein Bewußtsein über- 
haupt kein Gegenstand angetroffen werden kann. Soll hingegen 
der Begriff der apriorischen Wissenschaft meinen, daß die reine 
Gesellschaftslehre als eidetische Wissenschaft einer apriorischen 
Methode folge, so ist diese Bedeutung zwar in gewisser Be- 
ziehung berechtigt, da sie, wie jede eidetische Wissenschaft, den 
Versuch macht, an einem Gegenstande Wesensmerkmale 
einer ganzen Klasse von Gegenständen festzustellen. Aber die 


miak 
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Leistungsfähigkeit dieser apriorischen Methode wird unter dem 
Eintluse Husserls überschätzt, da sie in voller Reinheit 
wohl nur auf die durchsichtigen Gegenstände der Mathematik 
und formalen Logik angewendet werden kann, in ihrer Anwen- 
dung auf die übrigen Gegenstandsgebiete aber der steten Nach- 
prüfung an Erfahrung, d.h. an weiteren Fällen bedarf, wie sich 
schon aus der Tatsache ergibt, daß die apriorisch-eidetische 
Methode in ihrer Anwendung auf die Gesellschafts- und Rechts- 
ihre bisher häufig zu unrichtigen Ergebnissen geführt hat $). 
Wenn geleugnet wird, daß die reine Gesellschaftslehre wie 
alle anderen Gesellschaftslehren eine Erfahrungswis- 
senschaft ist, so stehen im Hintergrunde dieser 
Leugnung etwa die folgenden Gedanken: I. Erfahrene Gegen- 
stände sind zeitlich bestimmte Gegenstände, während Wesens- 
merkmale »zeitlos« sind. Aber Wesensmerkmale sind nicht 
»zeitlos«, sondern zu jeder Zeit, d. h. sie können, so- 
weit das Gebiet der durch sie bestimmten Gegenstände in 
Betracht kommt, nicht bloß mit einem, sondern mit allen 
Leitindizes auftreten. 2. Wesensmerkmale sind etwas »Ab- 
straktes«, Abstraktes kommt aber in der Erfahrung nicht 
vor. An diesem Gedanken ist nur richtig, daß die ab- 
strakten Momente als solche nicht in der Erfahrung 
vorkommen, sondern eben lediglich als Unselbständig-Reales an 
einem Selbständig-Realen, dem Dinge. Aber auch das »Ding« 
kommt als solches nicht in der Erfahrung vor, sondern nur 
als Ding in der Welt. Trotzdem leugnet niemand, daß die Dinge 
erfahren werden. Und ebenso werden abstrakte Momente er- 
fahren, wenn auch als Unselbständig-Reales. 3. Erfahrung ist 
gleichbedeutend mit sinnlicher Erfahrung, sie kann sich nur auf 
Gegenstände der »äußeren« Wahrnehmung richten. Diese Ein- 
wendung wird aber aus dem Felde geschlagen durch den Hinweis 
auf die sinnere Erfahrung «, welche sich sogar im Gegensatze 
zum bloßen Wahrscheinlichkeitscharakter der »äußeren « Wahr- 
nehmung auf die Evidenz der sinneren« Wahrnehmung, des 
Selbstbewußtseins, zu stützen vermag. 4. Erfahrung ist gleich- 
bedeutend mit kausaler Erkenntnis, abstrakte Momente können 
aber nicht Träger von Kausalbeziehungen sein. Es ist aber eine 





) Vgl. meine Abhandlung » Zur Methodik der Rechtswissenschaft «, 
Kantstudien, Band XXVIII, Heft 3/4 und zum allgemeinen Problem J. Volkelt 
’Gewißheit und Wahrheit « 1918, S. 433 ff. 
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evidente Unrichtigkeit, daß »Erfahrung « gleich sei »kausaler 
Erkenntnis « Denn auch Wirkenseinheiten, Dinge, können als 
solche, d. h. ohne Blick auf ihre Ursachen und Wirkungen er- 
fahren werden, es ist also der Hinblick auf Kausalrelationen 
kein Wesensmerkmal der erfahrenden Erkenntnis, die vielmehr 
in eine kausale (genetische) und in eine nicht-kausale (deskriptive) 
Erkenntnis zerfällt. Alles, was Gegenstand des Bewußtseins ist, 
ist ein erfahrener Gegenstand und Erfahrung ist nur ein allge- 
meiner Ausdruck für den Sachverhalt, daß etwas dem Bewußt- 
sein gegeben sei, nicht aber für eine besondere Art dieser Gegeben- 
heit. Jeder Gegenstand des Bewußtseins ist 
etwas Reales. 

Die reine Gesellschaftslehre ist also wie alle anderen Gesell- 
schaftslehren — und wie überhaupt jede Wissenschaft — eine 
Erfahrungswissenschaft, ist eine (wenn auch nicht-kausale) 
Wissenschaft von dem Bewußtsein gegebenen Gegenständen. 
Sie ist Voraussetzung aller anderen Gesellschaftslehren, nicht 
weil ihr Gegenstand ein »ideales Apriori« ist, sondern weil ihr 
Gegenstand, das »Gesellschaftliche«, den Kerngegenstand der 
von allen anderen Gesellschaftslehren gemeinten weiteren Gegen- 
stände bildet. 

Die Richtigkeit der Behauptung, daß die reine Gesellschafts- 
lehre Voraussetzung jeder anderen Gesellschaftslehre ist, ergibt 
sich nicht nur aus allgemeinen Erwägungen über den Gegenstand 
der Gesellschaftslehre, sondern auch aus einer Prüfung jeder 
Gesellschaftslehre, welche bisher wirklich in Angriff genommen 
wurde Ein in jüngster Zeit erschienenes Werk ê) des geist- 
vollen Kölner Soziologen Leopold Wiese, welches sich 
zur Aufgabe setzt, unter Ausschaltung aller wertenden Speku- 
lationen die allgemeinen gesellschaftlichen Beziehungen zu unter- 
suchen, bietet insbesondere eine willkommene Gelegenheit, zu 
prüfen, in welchem Verhältnisse die reine Gesellschaftslehre zu 
den übrigen Lehren von der Gesellschaft, in welchem Verhältnisse 
das »Gesellschaftliche« zur »Gesellschaft« steht. Wiese 
bietet keine selbständige Definition des »Gesellschaftlichen «, 
sondern legt seinen Ausführungen Max Webers Definition 
des »Sozialen Handelns « zu Grunde, welche nunmehr zu unter- 
suchen ist. Weber sagt: »Handeln soll ein menschliches Ver- 


5) » Allgemeine Soziologie als Lehre von den Beziehungen und Beziehungs- 
gebilden der Menschen «, Teil I, » Bezichungslchre «, 1924. 





Der Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre. 335 


halten (einerlei ob äußeres oder innerliches Tun, Unterlassen 
oder Dulden) heißen, wenn und insofern als der oder die Han- 
delnden mit ihm einen subjektiven Sinn verbinden. »Soziales « 
Handeln aber soll ein solches Handeln heißen, welches seinem 
von dem oder den Handelnden gemeinten Sinn nach auf das 
Verhalten anderer bezogen wird und daran in seinem Ablauf 
orientiert ist «®). Es handelt sich darum, zu bestimmen, welcher 
Sinn mit sozialem Handeln verbunden wird, welches also des We- 
sens des sozialen Sinnes ist. 


Ausgeschlossen ist durch Webers Definition jeder auf 
eigenes Verhalten bezogene Sinn. Die folgende Unter- 
suchung wird allerdings ergeben, daß ausschließlich auf 
eigenes Verhalten bezogener Sinn kein gesellschaftlicher Sinn ist, 
es aber das Wesen des gesellschaftlichen Sinnes ausmacht, auf 
eigenes und fremdes Verhalten jederzeit bezogen zu sein. 
Ausgeschlossen wird ferner vom Gebiete gesellschaftlichen Sinnes 
ausdrücklich (S. x1) ein ausschließlich auf das Verhalten sach- 
licher Objekte bezogener Sinn. Welchen Sinn grenzt nun W e- 
bers Definition als »gesellschaftlichen Sinn« ab? Die Defi- 
nition umfaßt zwei Bestandteile, nämlich erstens den Be- 
gif ds Sinnbezuges auf das Verhalten anderer und 
zweitens den Begriff der Orientierung am Verhalten 
anderer. Der zweite Bestandteil der Definition scheint das vom 
ersten Bestandteile der Definition gemeinte Gebiet einzuschränken, 
indem er meint, daß nicht jeder Sinnbezug, jede intentionale Be- 
äehung auf das Verhalten anderer, sondern nur ein das eigene 
Handeln an fremdem Handeln orientierender Sinn- 
bezug gesellschaftlicher Sinn ist. Um nun mit möglichster 
Klarheit und Schärfe festzustellen, was ein »orientierender 
Sinnbezug« ist und ob überhaupt Webers Definition des 
gesellschaftlichen Sinnes zutrifft, soll nunmehr eine eingehende 
Kasuistik gesellschaftlichen Sinnes durchgeführt werden. Wir be- 
trachten hier also die sich aus einer » Kontaktsituation « (im Sinne 
Wieses) ergebenden typischen Sinnmöglichkeiten, wobei all- 
mählich von nicht-gesellschaftlichem zu gesellschaftlichem Sinne 
übergegangen wird. 

Ein Reisender A landet auf einer Insel im Ozean und wird 
im Umherstreifen eines Menschen B ansichtig. Es können sich 


‘) » Wirtschaft und Gesellschaft « 1921, I, S. ı. 
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nun die folgenden typischen geistigen Einstellungen des A 
gegenüber dem B ergeben: 

I. A bemerkt, nimmt wahr den B, welcher mit der Jagd 
auf Vögel beschäftigt ist. Nach Webers Definition läge hier ein 
auf das Verhalten eines anderen gerichtetes inneres Verhalten 
vor. Fraglich ist aber, ob dieses innere Verhalten ein sich orien- 
tierendes Verhalten darstellt. Was bedeutet » Orientierung «? 
Weber sagt (S. 11), daß soziales Verhalten orientiert sein 
könne am vergangenen, gegenwärtigen oder für künftig erwarte- 
tem Verhalten anderer. Diese »Orientierung« wird als ein 
»Mit-in-Betracht-ziehen «, als ein »Respektieren«, »Mitberück- 
sichtigen« fremden Verhaltens, als ein »Reflektieren« auf 
fremdes Verhalten bezeichnet. Ausgeschlossen wird auch durch 
diese näheren Bestimmungen ein »reaktiv verursachtes«, ein 
»bloß kausal bestimmtes« Verhalten. Webers Einschrän- 
kung des Sinnbezuges auf das Verhalten anderer durch die 
»Orientierung « meint also offenbar, daß nur ein bewußtes 
inneres Verhalten gesellschaftlicher Sinn sein könne. Ein be- 
wußtes inneres Verhalten ist aber gleichbedeutend mit »Sinn- 
bezug «, mit »intentionaler Beziehung « überhaupt, so daß sich 
also aus dem Begriffe der » Orientierung « keine Einschränkung des 
Begriffes des Sinnbezuges auf das Verhalten anderer ergibt. 
Nach Webers Definition wäre ein bloß reflexartiges Bemerken 
des B durch den A kein gesellschaftlicher Sinn, wohl aber eine 
Wahrnehmung des B durch den A, also das Fällen eines Wahr- 
nehmungsurteiles des A, welches ja einen Sinnbezug auf das 
Verhalten des B und eine Orientierung des inneren Verhaltens 
des A am Verhalten des B (Vogeljagd) bedeutet. Aber trotz 
Deckung durch Webers Definition wird kaum jemand ein 
bloßes Wahrnehmungsurteil als gesellschaftlichen 
Sinn bezeichnen, da die bloße einseitige oder auch wechselseitige 
Wahrnehmung von Menschen, ohne daß andere psychische Akte, 
insbesondere solche, welche auf »Ausdruck« gerichtet sind, 
hinzutreten, keine » Gesellschaft « ist. Die evidente Begründung 
der Ablehnung bloßer Wahrnehmungsurteile als gesellschaft- 
lichen Sinnes wird sich mit der allmählichen Entwicklung der 
folgenden Gedanken, insbesondere in der folgenden Erörterung 
des Wesens der gesellschaftlichen Akte ergeben. 

2. A nimmt den B wahr und findet dessen Bewegungen 
bei der Vogeljagd häßlich. Das unterscheidende Moment gegen- 


desa, 
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über der Meinung des ersten Falles liegt im Hinzutritte einer 
Gemütsbewegung. Im Sinne Webers läge hier gesellschaft- 
licher Sinn vor, was aber aus den analogen Gründen wie im 
ersten Falle unrichtig ist. Es sei nur vorläufig daran 
erinnert, daß niemand mehrere Menschen, welche einander wahr- 
nehmen und lieben oder hassen, ohne daß sonstige psychische 
Akte, insbesondere solche, welche auf » Ausdruck « gerichtet sind, 
hinzutreten, eine » Gesellschaft « nennen wird. Umschlöße ins- 
besondere die Meinung unseres Falles gesellschaftlichen Sinn, 
dann umschlöße auch jene Meinung gesellschaftlichen Sinn, mit 
welcher ein Historiker im Jahre 1925 feststellt, daß Cäsar gelebt 
habe und ihn bewundert, würde der Historiker mit allen längst 
verstorbenen Menschen, welchen sich seine Urteile und Wertun- 
gen zuwenden, eine » Gesellschaft « bilden. 

3. A nimmt den B wahr, findet seine Bewegungen häßlich 
und wünscht, daß B sich entfernen möge, ohne diesen Wunsch 
zum Ausdruck zu bringen. Es tritt also zu der Meinung des 
zweiten Falles eine weitere Gemütsbewegung, nämlich das lie- 
bende Vorstellen eines künftigen Verhaltens des B, 
nämlich des »Sich-Entfernens des B« hinzu. Aber auch die 
Meinung des dritten Falles umschließt trotz Deckung durch 
Webers Definition keinen gesellschaftlichen Sinn. Es sei wie- 
der nur vorläufig bemerkt, daß niemand eine Mehrheit 
von Menschen, die einander einfach oder mit emotionaler Fär- 
bung vorstellen, »Gesellschaft« nennen wird, weil die 
Vorstellung keine Existentialsetzung enthält und weder A mit 
einem künftigen Menschen, den er liebend vorstellt, noch die 
Menschen zweier Planeten, die einander phantasierend vorstellen, 
eine Gesellschaft bilden. 

Die Betrachtung der drei vorstehenden Fälle vermittelt uns 
die Einsicht, daß keine intentionale Beziehung auf das Ver- 
halten anderer Menschen — keine Vorstellung, kein Urteil, 
keine Gemütsbewegung — an sich einen gesellschaftlichen 
Sinn umschließt, daß also sowohl die bloße intentionale Be- 
ziehung auf eigenes Verhalten als auch die bloße intentionale 
Beziehung auf fremdes Verhalten vom Gebiete gesellschaftlichen 
Sunes ausgeschlossen sind. Ein wichtiger Grund dieser Einsicht 
si sogleich angeführt: Alle intentionalen Beziehungen auf eigenes 
oder fremdes Verhalten, welche in Wesensgleichheit der Meinung 


auch auf bewußtseinsfreie Gegenstände (tote Naturobjekte) 
Archiv für Sogialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 2. 22 
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gerichtet sein können, umschließen keinen gesellschaftlichen 
Sinn, sind keine gesellschaftlichen Akte. Denn auch bewußtseins- 
freie Gegenstände können Gegenstände von Vorstellungen, Urteilen 
und Gemütsbewegungen sein. Es kommt hiebei selbstverständ- 
lich lediglich auf die »Meinung«, den »subjektiv gemeinten « 
Sinn des Aktes an. Mißt er in mythologischer Einstellung Natur- 
objekten Bewußtsein zu, so kann bei Vorhandensein der übrigen 
noch zu erörternden Wesensmerkmale ein »gesellschaftlicher 
Akt« (eine seinseitige gesellschaftliche Beziehung «), wenn auch 
keine Gesellschaft (keine » zweiseitige gesellschaftliche Bezie- 
hung «) vorliegen. Die Betrachtung der bisher erörterten drei 
Fälle lehrt ferner, daß auch die Geisteswissenschaften, einschließ- 
lich der Gesellschaftslehre, als solche, d. h. abgesehen von 
etwaigen meinenden Nebenmomenten — etwa durch Ausdruck 
des Gedachten andere in ihrem Denken zu beeinflussen, was 
nicht zum reinen, auf » Wahrheit « gerichteten Sinne gehört — 
keinen gesellschaftlichen Sinn umschließen, keine gesell- 
schaftlichen Akte sind. Der reine Sinn der gesellschaftswissen- 
schaftlichen und der reine Sinn der gesellschaftlichen Akte sind 
voneinander wesensmäßig unterschieden. 

4. A ist der Meinung, er werde durch Einstellung seines 
photographischen Apparates seinen Wunsch, den B zu photo- 
graphieren, zum Ausdrucke bringen, ohne daß B das Verhalten 
des A bemerken werde. Die Meinung des vierten Falles unter- 
scheidet sich von den Meinungen der früheren Fälle dadurch, 
daß nunmehr auch eine Meinung auf eigenes künftiges Verhalten, 
nämlich den Ausdruck des Wunsches, den B zu photographieren, 
hinzutritt. Der Gegenstand der Meinung umfaßt also nicht mehr 
bloß einen anderen und dessen Handlungen, sondern auch eine 
eigene Handlung, eine Ausdrucksbewegung. Obwohl 
aber die vorliegende Meinung durch Webers Definition als 
gesellschaftlicher Sinn gedeckt ist, liegt dennoch kein gesell- 
schaftlicher Sinn vor, weil ein solcher Akt in Wesensgleichheit 
auch auf bewußtseinsfreie Gegenstände gerichtet sein kann, 
z. B. als Meinung des A, er werde durch Einstellung seines photo- 
graphischen Apparates seinen Wunsch, einen Wasserfall zu photo- 
graphieren, zum Ausdrucke bringen. _ 

5. A meint, er werde durch Abfeuern eines Revolverschusses 
aus einem Verstecke seinen Wunsch, in B Furcht zu erregen, 
zum Ausdrucke bringen und in B Furcht erregen, ohne daß B 
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wissen werde, es liege eine menschliche Ausdruckshandlung 
(ein »Schuß«) vor. Dieser Fall ist zusammen mit dem folgenden 
Falle zu betrachten. 

6. A meint, er werde durch Abfeuern eines Revolverschusses 
aus einem Verstecke, seinen Wunsch, den B zur Flucht zu veran- 
lassen, zum Ausdrucke bringen und den B zur Flucht veranlassen, 
ohne daß B wissen werde, es liege eine menschliche Ausdrucks- 
handlung (ein »Schuß «) vor. Der fünfte und sechste Fall unter- 
scheiden sich vom vierten Falle dadurch, daß nunmehr die Mei- 
nung hinzutritt, es werde durch eine eigene Ausdruckshandlung 
eine Verursachung fremden Verhaltens, und zwar im fünften 
Falle eine Verursachung fremden inneren Verhaltens, im sechsten 
Falle eine Verursachung fremden äußeren Verhaltens stattfinden: 
Der Gegenstand der Meinung wird also durch »Verursachung 
fremden Verhaltens« erweitert. Beide Fälle sind durch W e- 
bers Definition als gesellschaftlicher Sinn gedeckt, sind es 
aber dennoch nicht, weil ihre Meinungen zwar selbst nicht reaktiv 
verursacht sind, aber auf reaktiv verursachte, nicht durch Ver- 
stehen von Menschlichem bedingte Meinungen gerichtet sind. 
Fine solche Meinung kann sich aber in Wesensgleichheit auch 
auf bewußtseinsfreie Gegenstände richten. 

7. Ameint, er werde durch Abfeuern eines Revolverschusses 
aví den B seinen Wunsch, den B zu töten, zum Ausdrucke bringen 
und den sofortigen Tod des B verursachen. Der siebente Fall 
interscheidet sich von den beiden vorangehenden Fällen bloß 
dadurch, daß hier die Meinung besteht, es werde durch eine Aus- 
druckshandlung nicht ein »lebendes « Verhalten des B, sondern 
sine Vernichtung herbeigeführt werden. Dieser Fall ist 
drch Webers Definition kaum als gesellschaftlicher Sinn 
gedeckt, weil wohl Weber den sofortigen Tod eines 
Menschen nicht als dessen » Verhalten « bezeichnet hätte. Die 
Meinung des siebenten Falles umschließt keinen gesellschaft- 
lichen Sinn, weil ein solcher Akt in Wesensgleichheit auch auf 
bewußtseinsfreie Gegenstände gerichtet werden kann. Kampf- 
handlungen sind, insoweit ihre Meinung lediglich auf 
Vernichtung e, »Ueberwältigung«, »Unschädlichmachung « 
tines anderen, nicht auf Verursachung eines bewußten Verhaltens 
des anderen gerichtet sind, keine gesellschaftlichen Handlungen, 
sad nicht Ausdruck gesellschaftlichen Sinnes. Selbstverständ- 
ith wird mit dieser Feststellung keine wie immer geartete W e r- 
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tung, sondern lediglich eine Wesenserklärung ge- 
geben. Eine Auffassung der Feststellung als Wertung wäre um so 
mißverständlicher, als die Betrachtung eines folgenden Falles 
zeigen wird, daß Kampfhandlungen — auch wenn sie letzt- 
lich auf » Vernichtung « des anderen abzielen — sehr häufig 
Ausdruck gesellschaftlichen Sinnes sind, wenn nämlich die 
Meinung vorliegt, es werde durch die Kampfhandlung eine ver- 
stehend vermittelte Verursachung fremden Verhaltens — z. B. 
korrespondierender Kampfhandlungen, von Handlungen des 
»Sich-Ergebens «, des Gefühls der Demütigung — stattfinden. 

8. A meint, er werde durch Ausdruck seines Wunsches, 
B möge zu ihm kommen, den B zwar zum Verständnis dieses 
Wunsches, aber zu keinem weiteren inneren oder äußeren Ver- 
halten wegen des verstandenen Wunsches veranlassen; A meint 
also, daß B zwar seinen Wunsch verstehen, aber ihn unbeachtet 
lassen werde. Das unterscheidende Moment der Meinung des 
achten Falles liegt darin, daß der Gegenstand der Meinung wieder 
erweitert ist: Er umfaßt nicht bloß die eigene Ausdruckshand- 
lung, noch auch bloß eine durch die Ausdruckshandlung herbei- 
geführte Verursachung eines psychischen Aktes des anderen, 
sondern dass Verstehen der Ausdruckshandlung des A 
durch den B. Esistalsodie Erwartung von Verständ 
nis, welche die Meinung des achten Falles von den Meinungen 
der früheren Fälle unterscheidet. Trotz dieses Verständnis meinen- 
den Momentes und trotz Deckung durch Webers Definition 
liegt aber kein gesellschaftlicher Akt vor. Zwei Menschen, die 
einander verstehen, ohne aber durch dieses Verstehen zu irgend 
welchem weiteren Verhalten — zumindest zum Ausdruck dieses 
Verstehens — veranlaßt zu werden, bilden keine Gesellschaft. 
Daß im Falle der Erwartung bloßen Verständnisses einer 
eigenen Ausdruckshandlung kein gesellschaftlicher Akt vorliegt, 
ergibt sich auch aus der Erwägung, daß z. B. die Erwartung des 
Künstlers, in späteren Jahrhunderten ein Verständnis seiner 
Werke zu finden, kein gesellschaftlicher Akt ist, daß der Künstler 
und die Verstehenden der folgenden Jahrhunderte keine Gesell- 
schaft bilden. Bedeutungsvoller aber ist die Erwägung, daß wenn 
wir die interindividuelle psychische Wirklichkeit betrachten, die 
Meinung des achten Falles sich überhaupt als eine fiktive 
Konstruktion darstellt. Denn in der interindividuellen 
psychischen Wirklichkeit findet sich keine Meinung, es werde 
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durch eine Ausdruckshandlung ein bloßes Verstehen des 
Ausgedrückten im anderen verursacht werden, vielmehr tritt 
immer eine Meinung des A hinzu, es werden im anderen (B) 
wegen dieses Verstehens weitere psychische Akte entstehen, 
sei es Akte, welche sich auf Ausdruckshandlungen des anderen, 
des B, beziehen, sei es Akte, die sich auf das vom A Ausgedrückte 
beziehen, wie das Urteil, das vom A Ausgedrückte sei »richtig«, 
falsche, »gut«e oder »schlecht«. Aus der fiktiven Kon- 
struktion des achten Falles würde sich ergeben, daß alle bloß 
auf »Kundgabe «, »Mitteilung« einer Meinung durch Sprach- 
laute oder andere Ausdrucksbewegungen gerichteten psychischen 
Akte keine gesellschaftlichen Akte sind. Marty sagt — und 
sine Gedanken gelten nicht nur für die Sprache, sondern auch - 
für jedes andere System von Ausdruckszeichen —: »So ist ja 
die Sprache . . . nicht wie Steinthal will, primär ein Selbst- 
bewußtsein (Verwandlung »der Anschauungen in Vorstellungen « 
oder dgl.), sondern wie Tiedemann und vorihm Locke 
ud Aristoteles gelehrt haben, vor allem und in erster 
Linie ein Mittelzur Kundgabe des eigenen inneren Lebens 
zım Behufe der Beeinflussung des fremden und erst sekundär 
(vermöge des beständigen Gebrauchs in der ersten Eigenschaft 
ind der dadurch begründeten engen Assoziation mit den Ge- 
danken des Sprechenden und Verstehenden), auch ein Unter- 
stützungsmittel für das einsame Denken. Wenn aber dies, 
dann ist auch das nicht eine rohe und oberflächliche, sondern 
die einzig berechtigte Anschauung, daß sie ein System von Zeichen 
und nichts anderes sei«”). Die Annahme einer bloß auf 
Mitteilung e, »Kundgabe« gerichteten, die bloße Erwar- 
tung von Verständnis umschließenden Meinung ist daher eine 
bloße abstraktive Fiktion. Drückt A dem B gegenüber seine 
Meinung aus mit den Worten »Ich wollte ihnen dies bloß mit- 





)A. Marty, » Gesammelte Schriften «, I. Band, 2. Abteilung, S. 266 íf. 
und ähnlich an anderen Stellen seiner Werke. Wie schon bemerkt, gelten 
Martys Gedanken nicht nur für das System der Sprachlaute und Sprach- 
xhriftzeichen, sondern auch für jedes andere Zeichensystem: Gebärden aller 
Art, Tanz, darstellende Kunstwerke und vor allem auch in der Tauschwirtschaft 
ür die »Güter«, die bearbeiteten Rohstoffe, welcher Bearbeitung die Meinung 
verbunden ist, im Gute ein eigenes inneres Leben — z. B. Wunsch nach » Kauf- 
und Tauschakten e — kundzugeben und durch diese Kundgabe fremdes Seelen- 
ieben zu beeinflussen, z. B. den Wunsch nach Kauf- und Tauschakten hervor- 
zurufen. Menschliches »Zeichen« ist gleichbedeutend mit menschlichem 
Artefakte, alle Artefakte sind Zeichen menschlichen Scelenlebens, 
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teilen «, »ich wollte bloß, daß sie dies wissen «, so ist seine bloß 
»mitteilende«, »kundgebende « Meinung immer nur ein meinen- 
des Moment innerhalb einer seelischen Gesamtlage, die noch auf 
etwas anderes gerichtet ist, z. B. darauf, durch Mitteilung 
der Meinung in B ein Verstehen der Meinung hervorzurufen 
und dadurch eine üble Stimmung des B zu zerstreuen. Auch 
die Meinung, welche auf bloße »Mitteilung«, »Kundgabe« 
wissenschaftlicher Urteile oder künstlerischer Visionen gerichtet 
ist, bildet bloß ein meinendes Moment in einer seelischen Ge- 
samtlage, welche darauf gerichtet ist, durch den Ausdruck der 
eigenen wissenschaftlichen Urteile oder künstlerischen Visionen 
in Worten oder Kunstwerken in anderen ein Verständnis des 
Ausgedrückten und dadurch ein weiteres Verhalten her- 
vorzurufen, z. B. die urteilende Anerkennung der »Wahrheit « 
oder »Schönheit « des Ausgedrückten. Das heißt aber: In der 
Wirklichkeit des interindividuellen Seelenlebens wird kein seeli- 
scher Akt um des Verstehen erweckenden Ausdruckes willen zum 
Ausdrucke gebracht, ‚sondern um durch das Verstehen des 
Ausdruckes ein weiteres Verhalten des anderen hervorzurufen. 
Versteht man unter » Sprache « die auf den mitteilenden, Verste- 
hen erweckenden lautlichen Ausdruck eines psychischen Aktes 
gerichteten psychischen Akte, so ist die »Sprache « ebenso wie 
alle anderen Ausdrucksmeinungen ein Wesensmoment aller 
gesellschaftlichen Akte, aber nur ein Wesensmoment der ge- 
sellschaftlichen Akte neben anderen Wesensmomenten. Denn 
der Gegenstand der gesellschaftlichen Akte ist ein weiterer als 
jener der bloß mitteilenden Akte, da er nicht nur die Erwartung 
von Verständnis, sondern auch die Erwartung weiteren Verhal- 
tens wegen des Verständnisses umfaßt. »Sprache « und andere 
Ausdruckssysteme bilden daher nicht, wie z. B. Recht und 
gesellschaftliche Wirtschaft, durch gewisse individuelle Momente 
gekennzeichnete selbständige Teilgebiete der gesellschaftlichen 
Akte, sondern die Ausdrucksmeinung ist ein unselbständiges 
Wesensmoment aller gesellschaftlichen Akte. Z. B. kenn- 
zeichnet auch der Begriff der Nation als Sprachgemeinschaft 
kein hinsichtlich seiner individuellen Momente selbständiges 
Teilgebiet der gesellschaftlichen Akte, sondern ein Gebiet, dem 
alle Arten von gesellschaftlichen Akten angehören können, das 
aber durch eine besondere Art des allen gesellschaftlichen Akten 
wesentlichen Ausdrucksmomentes gekennzeichnet ist. 
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Ist also unser achter Fall gegenüber der interindividuellen 
psychischen Wirklichkeit eine bloße fiktive Konstruktion, so 
muß er doch in der Abstraktion betrachtet werden, weil sich 
aus dieser Betrachtung ergibt, daß ein Akt, dessen Meinung 
dahin geht, durch Ausdruck eigenen Seelenlebens ein bloBes 
Verstehen des Ausgedrückten hervorzurufen, kein gesellschaft- 
licher Akt ist, daß also » Verursachung bloßen Verstehens durch 
eine Ausdruckshandlung « noch nicht die gesamten Momente 
des gemeinten Gegenstandes eines gesellschaftlichen Aktes um- 
ft: Die Meinung des gesellschaftlichen 
Aktes greift über die bloß auf Mitteilung 
gerichtete Meinung hinaus. 

9. A meint, er werde durch Einstellung seines photo- 
graphischen Apparates seinen Wunsch, den B zu photographieren, 
zum Ausdrucke bringen und es werde durch diese Ausdrucks- 
handlung in Bein Verstehen des Wunsches und ein bewußt durch 
den verstandenen Wunsch motivierter Wunsch, von A photo- 
graphiert zu werden und das Urteil entstehen, daß er (B) nun 
diesen seinen Wunsch durch Einnahme einer der photographischen 
Aufnahme förderlichen Haltung zum Ausdrucke bringen werde. 
Das unterscheidende Moment der Meinung des neunten Falles 
gegenüber der Meinung des achten Falles liegt darin, daß nun- 
mehr auch ein Urteil des B über dessen künftigen, dem 
Wunsche entsprechenden Handlungen erwartet wird. Die Mei- 
nung des neunten Falles umfaßt, wie die Betrachtung jedes gesell- 
schaftlichen Aktes zeigt, alle Momente des gesellschaftlichen 
Sinnes, 

10. A meint, er werde durch den Ausdruck des Wunsches, 
mit B zu kämpfen (Losgehen mit geballten Fäusten) in B ein 
Verstehen des ausgedrückten Wunsches und das Urteil hervor- 
rufen, er (B) werde nun selbst wegen dieses verstandenen Wun- 
sches zum Kampfe übergehen. Dieser Fall unterscheidet sich 
nicht wesenhaft von dem neunten Falle, sondern lediglich durch 
die besondere emotionale — feindselige — Färbung der Meinung 
und wird lediglich deshalb gesondert erörtert, um zu zeigen, 
inwieweit »Kampf« gesellschaftlichen Sinn umschließt. Nur 
dann ist eine Kampfhandlung Ausdruck gesellschaftlichen Sinnes, 
wenn die Meinung dahin geht, der andere werde durch den Aus- 
druck des Kampfwunsches zum Verstehen des Ausgedrückten 
und zum Urteile veranlaßt werden, daß er diesem Wunsche 


344 Fritz Sander, 


entsprechen werde, nicht aber dann, wenn die Kampfmeinung 
ausschließlich auf sofortige Ueberwältigung oder Vernichtung 
des anderen (nicht auf Verursachung psychischer Akte des 
anderen) gerichtet ist. Es ist natürlich keine Rede davon, daß 
nur ein »normierter« oder gar »rechtlich geregelter« Kampf 
gesellschaftliche Akte ausdrücke, sondern eben jeder Kampf 
drückt gesellschaftlichen Sinn aus, wenn auf durch Verstehen 
der eigenen Kampfhandlung verursachte Kampfhandlungen des 
anderen gerechnet wird. Versetzt A dem B einen Faustschlag 
in der Meinung, B werde sofort kampfunfähig oder tot zusammen- 
brechen, so ist diese Meinung kein gesellschaftlicher Akt. Faßt 
aber A den Bin der Meinung, es werde nun zu einem Ringkampfe 
kommen, so liegt ein gesellschaftlicher Akt vor, obwohl nicht 
im mindesten ein Ringkampf nach den Sportregeln des griechisch- 
römischen oder des freien Ringstiles oder überhaupt ein »nor- 
mierter« Ringkampf erwartet werden muß. 

II. A meint, er werde durch Ausdruck des Wunsches, B 
möge zu ihm kommen, in B ein »Mißverstehen « des Ausdruckes 
als Einladung zu einem Gespräche und das Urteil hervorrufen, 
daß er (B) wegen dieses ausgedrückten Wunsches zu A gehen 
werde, während A der Meinung ist, er werde den hinzugekom- 
menen B töten. Das unterscheidende Moment der Meinung 
dieses. Falles gegenüber den Meinungen der früheren Fälle liegt 
darin, daß auf » Mißverständnis « gerechnet wird. Was bedeutet 
nun das »Mißverständnis« im Gegensatze zum »Unverständ- 
nis« und zum »Verständnis«? »Unverständnise« kann 
ein vollkommenes oder ein unvollkommenes Unverständnis sein. 
Vollkommenes Unverständnis liegt vor, wenn auf 
eine Ausdruckshandlung hin kein Urteil gefällt wird, es handle 
sich um eine menschliche Handlung. Unvollkom- 
menes Unverständnis liegt hingegen vor, wenn auf 
eine Ausdruckshandlung hin zwar das Urteil gefällt wird, es 
liege eine menschliche Handlung vor, aber nicht das Urteil, daß 
diese bestimmte physische Gegebenheit der Handlung 
einer bestimmten psychischen Gegebenheit des Handeln- 
den als Zeichen zugeordnet sei. »Verständnise ferner 
kann — im Sinne Max Webers-—- entweder saktuelless 
oder s»motivationsmäßiges« Verstehen sein. sAktuel- 
les Verstehen « ist eine Meinung, welche ein dreifaches Urteil 
umfaßt, nämlich ı. Das Urteil, es liege eine menschliche Hand- 
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lung vor, 2.. Das Urteil, der Handelnde habe gewissen Momenten 
einer psychischen Gegebenheit seines Seelenlebens gewisse Mo- 
mente der physischen Gegebenheit seiner Handlung als Zeichen 
zugeordnet, und 3. das Urteil, es sei also ein bestimmter 
psychischer Akt des Handelnden vollzogen worden. Liegen 
alle drei Urteile des Verstehenden vor, so handelt es sich um 
vollkommenes aktuelles Verstehen, liegt nur 
das erste Urteil des Verstehenden vor, so handelt es sich um 
unvollkommenes aktuelles Verstehen, wel- 
ches mit dem unvollkommenen Unverständnisse übereinstimmt. 
»Motivationsmäßiges « Verstehen schließlich liegt vor, wenn zu 
den drei Urteilen des vollkommenen aktuellen Verstehens noch 
das vierte Urteil hinzutritt, der Ausdrückende habe ein be- 
stimmtes Motiv seines ausgedrückten Aktes gehabt. Sogleich 
folgende Ausführungen werden ergeben, daß jeder Ausdruck 
einen doppelten Akt zum Ausdrucke bringt, nämlich primär den 
kundgegebenen, sekundär den kundgebenden Akt. Dasaktuelle 
Verstehen bezieht sich nun immer auf den kundgebenden und 
den kundgegebenen Akt, da der Sinn des kundgegebenen Aktes 
nur auf Grund des Sinnes des kundgebenden Aktes verstanden 
werden kann. Das motivationsmäßige Verstehen bezieht sich 
also nicht auf das unmittelbare Motiv des kund- 
gebenden Aktes, welches ja der kundgegebene Akt ist, 
sondern auf das Motiv des kundgegebenen Aktes. 
In unserem elften Falle ist z. B. kundgegebener Akt der 
Wunsch des A, mit B ein Gespräch anzuknüpfen, dessen Motiv 
aber der Wunsch des A, den B zu töten. 

Wird nun »Mißverständnis « erwartet, so liegt die Meinung 
des A vor, B werde vollkommen aktuell verstehen, d. h. das 
Urteil fällen, A habe durch einen kundgebenden Akt seinen 
Wunsch, mit B zu sprechen kundgegeben. A erwartet aber nicht, 
daß Bauch das Motiv des kundgegebenen Aktes, den Wunsch, 
den B zu töten, verstehen werde. Die Erwartung von »Miß- 
verständnis« ist also gleichbedeutend mit der Erwartung 
des Unverständnisses des Motives des kundgegebenen Aktes, 
si es nun, daß erwartet wird, der andere werde sich mit diesem 
Motive überhaupt nicht beschäftigen, sei es, daß erwartet wird, 
der andere werde ein anderes als das beim Ausdrückenden vor- 
handene Motiv annehmen. 


Jedem gesellschaftlichen Akte ist also wesentlich die Er- 
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wartung vollkommenen aktuellen Verstehens, d. h. die Erwar- 
tung, der andere werde den Sinn des kundgebenden und dadurch 
den Sinn des kundgegebenen Aktes verstehen. Dies ergibt sich 
bereits einsichtig aus der Erwägung, daß niemand einem tran- 
szendenten Objekte gegenüber, von welchem er kein vollkom- 
menes aktuelles Verstehen erwartet, gesellschaftlich gemeinte 
Ausdruckshandlungen vornimmt. Die Erwartung von »MiBß- 
verständnis « kann sich also niemals auf das aktuelle Verstehen 
des anderen beziehen. Diese Feststellung bezieht sich aber selbst- 
verständlich lediglich auf die Meinung des gesellschaft- 
lichen Aktes, denn das Mißverstehen eines aktuellen Sinnes ist 
» objektiv « außerordentlich häufig. Hingegen ist dem gesell- 
schaftlichen Akte nicht wesentlich die Erwartung motivations- 
mäßigen Verstehens, d. h. die Erwartung, daß der andere das 
Motiv des kundgegebenen Aktes verstehen werde. 

Nach dieser kasuistisch gegliederten Unter- 
suchung der Wesensmerkmale des gesellschaftlichen Aktes muß 
nunmehr eine grundsätzliche Untersuchung dieser Merk- 
male durchgeführt werden. Vor allem erhebt sich die Frage, 
welcher Klasse psychischer Phänomene die gesellschaftlichen 
Akte angehören, ob sie der Klasse der psychischen Grund- 
phänomene der Vorstellungen oder der Urteile oder der Gemüts- 
bewegungen oder ob sie der Klasse der zusammengesetzten (Vor- 
stellungen, Urteile- und Gemütsbewegungen umfassenden) psychi- 
schen Willensakte zuzurechnen sind ? Es wurde bereits festgestellt, 
daß kein wie immer gearteter psychischer Akt an sich, d.h. 
ohne Intention auf Ausdruck, einen gesellschaft- 
lichen Akt darstellt. Stelle ich ohne Rücksicht auf eine eigene 
Ausdruckshandlung irgendein Verhalten eines anderen vor, so 
liegt aus doppeltem Grunde kein gesellschaftlicher Akt vor. 
Erstens nämlich wird ohne Intention auf eine eigene Ausdrucks- 
handlung keine dem anderen erkennbare Beziehung auf 
den anderen gemeint, wird ohne Intention auf eine eigene Aus- 
druckshandlung der andere nicht als ein solcher gesetzt, der 
mich verstehen kann, sondern, da fremdes Seelenleben nur auf 
dem Umwege über physischen Ausdruck erfaßbar ist, als ein 
solcher, dem ich als » Unverstehbares« wie ein bewußtseins- 
freier Gegenstand gegenübertrete. Zweitens aber ist das bloße 
Vorstellen des Verhaltens eines anderen keine intentionale Be- 
ziehung auf etwas als Seiendes Gemeintes. Jedes Verhalten 
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eines anderen, auch solches, das nicht ist und nach der Beschaffen- 
heit des Seienden nie sein kann, taugt als Gegenstand einer Vor- 
stellung®). Auch das Verhalten von Marsbewohnern kann vorge- 
stellt werden: aber niemand wird behaupten, daß diese Vor- 
stellung ein gesellschaftlicher Akt sei. Aus analogem Doppel- 
grunde ist aber auch der Wunsch nach dem Verhalten eines 
anderen ohne Intention auf eine eigene Ausdruckshandlung 
kein gesellschaftlicher Akt: denn der Wunsch nach einem Ge- 
genstande ist das liebende (emotional gefärbte) Vorstellen dieses 
Gegenstandes als eines Zukünftigen. Aber auch das Urteil 
über das Verhalten eines anderen ist, ohne Intention auf eine 
eigene Ausdruckshandlung, kein gesellschaftlicher Akt. Zwar 
fällt hier einer der beiden Gründe, welche die Annahme aus- 
schlossen, Vorstellungen und Wünsche seien gesellschaftliche 
Akte, fort. Denn dem Urteile ist die Existential- 
setzung wesentlich: wird über fremdes Verhalten geurteilt, 
sowird über Seiendes geurteilt, über einen seienden 
anderen und über seiendes Verhalten dieses anderen. Aber 
dr zweite der beiden erörterten Gründe steht auch der 
Annahme entgegen, daß ein Urteil über fremdes Verhalten, 
ohne Intention auf eine eigene Ausdruckshandlung, ein gesell- 
schaftlicher Akt sei: denn im bloßen Urteile wird der Kreis 
des Ich lediglich »meinend«, lediglich »intentional«, nicht 
aber in wirklicher, d. h. für den anderen erkennbarer Weise über- 
schritten. Erst die Intention auf eine eigene Ausdruckshandlung 
ist jene Meinung, welche auf ein wirkliches, d. h. dem anderen 
erkennbares »Hinübergreifen« zum anderen gerichtet ist, 
weiche nicht bloß über den anderen als einen seienden ver- 
stehenden Menschen, als einen seienden » Gesellen «, ein seiendes 
Due urteilt, sondern auch über sich selbst als einen 
Menschen, der verstanden werden kann, der »Geselle «, »gesell- 
schaftliches Ich « ist, ein Urteil fällt. Die auf eine Aus- 
druckshandlung gerichtete Meinung ist da- 
her ein Wesensmoment des gesellschaft- 
lichen Aktes und die Frage, welcher Klasse 
von psychischen Akten die gesellschaft- 
lichen Akte angehören, kann nicht durch 


die Untersuchung irgendwelcher psychi- 


') In diesem Falle ist »Gegenstand« ein bloß »mitbedeutender« Ausdruck, 
Ygl. O. Kraus, Einleitung zu F. Brentanos »Psychologie« 1924. 
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scher Akte, sondern lediglich durch die 
Untersuchung der eigene Ausdruckshand- 
lungen meinenden Akte beantwortet werden. 
Wir sagen, ein Ausdruck gibt kund einen psychischen 
Akt des Ausdrückenden, er bedeutet jenen psychischen 
Akt, welchen er im anderen hervorrufen soll, und er nennt 
(bezeichnet) einen Gegenstand °). Sagt z. B. A zu B: 
Kommen Sie her!, so gibt die lautliche Gegebenheit des »Kom- 
men Sie her!« kund den Wunsch des A, den B durch den 
Ausdruck zum Kommen zu bewegen, bedeutet psychische 
Akte des B, nämlich dessen Verstehen des Wunsches und dessen 
Urteil, daß er dem Wunsche entsprechen werde, und nennt 
den Gegenstand des Wunsches des A, nämlich die Verursachung 
der psychischen Akte des B-durch den Ausdruck des Wunsches. 
» Kundgegebenes «, » Bedeutetes« und » Genanntes « unterschei- 
den sich also voneinander: denn das »Kundgegebenes 
ist der »Wunsch des A, durch eine Ausdruckshandlung in B 
bestimmte psychische Akte zu verursachen«, das »Bedeutete« 
ist ein Teilgegenstand jenes Wunsches, nämlich »die 
bestimmten psychischen Akte des B «und das s»Genannte« 
ist dr Gesamtgegenstand jenes Wunsches, nämlich 
»die Verursachung der bestimmten psychischen Akte des B 
durch eine eigene Ausdruckshandlung« Es ist aber klar, daß 
nur in einem uneigentlichen Sinne davon gesprochen 
werden kann, daß der Ausdruck etwas — also etwas anderes 
als er selbst ist — »kundgibt «, »bedeutet « und »nennt«. Denn 
der Ausdruck ist eine physische Gegebenheit, die an 
sich keine meinende Beziehung auf etwas anderes, als sie 
selbst ist, enthält. Mit der Zuteilung einer s»kundgeben- 
den« »bedeutenden« und »nennenden« Funktion an den 
Ausdruck ist also eigentlich gesagt, daß seine physische 
Gegebenheit Gegenstand eines psychischen Aktes des Aus- 
drückenden ist, welcher sie als Zeichen aufeinen anderen 
psychischen Akt des Ausdrückenden bezieht. Jener beziehende 
Akt ist dr kundgebende Akt, jener Akt, auf welchen 
der Ausdruck bezogen wird, ist dr kundgegebene Akt. 
Der Ausdruck wirdaberin dreifacher Weise als Zeichen 


», Terminologie A. Martys: vgl. insbesondere » Untersuchungen zur 
Grundlegung der allgemeinen Grammatik und Sprachphilosophie« I, 1908, 
S. 280 ff. 
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auf den kundgegebenen Akt bezogen: Erstens nämlich wird 
der Ausdruck auf den ganzen kundgegebenen Akt bezogen 
— die s»kundgebende « Funktion des Ausdruckes —, zweitens 
wird er auf einen gemeinten Teilgegenstand des kundge- 
gebenen Aktes, die zu verursachenden Akte des anderen, bezogen 
— die »bedeutende« Funktion des Ausdruckes — und drittens 
wird er auf den Gesamtgegenstand des kundgegebenen Aktes, 
die Verursachung fremder psychischer Akte durch eine eigene 
Ausdruckshandlung, bezogen — die »nennende « Funktion des 
Ausdruckes. ar 

Da nun aber dr kundgegebene Akt immer nur 
ausdem kundgebenden Akte verstanden werden kann, 
so drückt jeder Ausdruck eine doppelte psychische Gegebenheit 
des Ausdrückenden aus: Er drückt explizite den kund- 
gegebenen Akt und implizite auch den kundgebenden 
Akt selbst aus. Z. B. bringt die Lautgegebenheit » Kommen 
Sie her!« nicht bloß explizite den kundgegebenen Akt, näm- 
lich den Wunsch, es möge durch diesen Ausdruck 
ein anderer zum Kommen veranlaßt werden, sondern auch 
implizite den kundgebenden Akt zum Ausdrucke, nämlich die 
Meinung, der andere werde durch diesen Ausdruck zum Kom- 
men veranlaßt werden. Der kundgegebene Akt steht zum kund- 
gebenden Akt im Verhältnisse des Motivs und aus dem Aus- 
drucke und aus dem kundgebenden Akte versteht der andere 
den kundgegebenen Akt. Während also die Intention des Aus- 
drückenden explizite auf Kundgabe des kundgegebenen Aktes 
und implizite auf Kundgabe des kundgebenden Aktes gerichtet 
ist, ist die Intention des Verstehenden explizite auf das Verstehen 
des kundgebenden Aktes des Ausdrückenden und implizite auf 
das Verstehen des kundgegebenen Aktes des Ausdrückenden 
gerichtet. Jeder Ausdruck hat daher eine je doppelte 
ıkundgebende«, »bedeutende« und snennende« Funktion, 
Er gibt kund unmittelbar (primär) den kundgegebenen Akt, 
zı B. den Wunsch, einen anderen durch einen Ausdruck zu 
Psychischen Akten zu veranlassen, und er gibt mittelbar (sekundär) 
kund den kundgebenden Akt, z. B. das Urteil, der andere werde 
durch diesen Ausdruck zu psychischen Akten veranlaßt 
werden, er »bedeutet « unmittelbar (primär) den wünschend 
erfaßten Teilgegenstand des kundgegebenen Aktes, z. B. die 
wünschend erfaßten psychischen Akte des anderen und er »be- 
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deutet« mittelbar (sekundär) den urteilend erfaßten Teilgegen- 
stand des kundgebenden Aktes, z. B. die urteilend erfaßten 
psychischen Akte des anderen, er snennt « unmittelbar (primär) 
den wünschend erfaßtenGesamtgegenstand des kundgegebenen 
Aktes, z. B. die wünschend erfaßte Verursachung fremder psychi- 
scher Akte durch eine eigene Ausdruckshandlung, und er »nennt « 
mittelbar (sekundär) den urteilend erfaßten Gesamtgegenstand 
des kundgebenden Aktes, z. B. die urteilend erfaßte Verur- 
sachung fremder psychischer Akte durch diese eigene Ausdrucks- 
handlung. Als »Sinn« eines Ausdruckes bezeichnen wir dessen 
»nennende« und dessen »bedeutende« Funktion und dieser 
»Sinn« umfaßt, wie sich aus dem Vorstehenden ergibt, etwas 
Vierfaches. Und in eigentlicher Rede hat natürlich nicht 
der Ausdruck den »Sinn«, sondern steht in einer durch den 
kundgebenden Akt vermittelten Ausdrucksbeziehung zu vier- 
fachem »Sinne«, d. h. zu vierfacher Gegenstands- 
beziehung!". 


Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß jeder Ausdruck eine 
sechsfache Funktion hat, d. h. in sechsfacher Weise psychische 
Akte und deren meinende Momente zum Ausdrucke bringt. 
Die »bedeutende« und die »nennende« Funktion sind aller- 
dings nur abgeleitete Funktionen, weil die »kundgebende « Funk- 
tion sich auf den ganzen Akt samt seinem gemeinten Gegen- 
stande bezieht. Ueberdies aber bezieht sich jeder Ausdruck auch 
auf die den kundgebenden und den kundgegebenen Akt be- 
gleitende »innere « Wahrnehmung, und wenn motivationsmäßiges 
Verstehen des Ausdruckes intendiert ist, auch auf das Motiv des 
kundgegebenen Aktes und dessen begleitende innere 
Wahrnehmung. Ob aktuelles oder motivationsmäßiges Verstehen 
gemeint ist, ist natürlich nicht nach der Form des Ausdruckes, 
sondern nach der Meinung des Ausdrückenden zu entscheiden. 
Sagt jemand » Kommen Sie her «, so kann er bloß aktuelles Ver- 
stehen des Wunsches oder auch implizites motivationsmäßiges 
Verstehen des motivierenden Wunsches nach einem Gespräch 
durch den anderen intendieren. Sagt er aber » Kommen Sie her, 

10) Der hier bezeichnete Gegensatz primärer und sekundärer Funktion 
des Ausdruckes, welcher auf der Verschiedenheit des kundgegebenen und des 
kundgebenden Aktes beruht, ist verschieden von dem von Marty (a.a.0. 
S. 280 ff.) bezeichneten Gegensatze primärer und sekundärer Funktion des 


Ausdruckes, welcher auf die Verschiedenheit von » Kundgabe « und »Be- 
deutung « zurückgeht. 
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ich will mit Ihnen sprechen! «, so kann er wieder entweder bloß 
aktuelles Verstehen der beiden explizite ausgedrückten 
Wünsche oder auch implizites Verstehen der nicht explizite 
ausgedrückten Motive dieser beiden Wünsche durch den 
Verstehenden intendieren. Alles, was nicht im Ausdrucke nach 
der Meinung des Ausdrückenden explizite zur Darstellung ge- 
bracht ist — und nur dieses — kann (muß aber nicht) nach 
Meinung des Ausdrückenden Gegenstand des motivationsmäßigen 
Verstehens des Verstehenden werden, wobei aber wieder der 
immer auch nur implizite ausgedrückte kundgebende Akt 
vom motivationsmäßigen Verstehen ausgeschlossen ist, weil sein 
Verständnis ein fundamentales Moment des aktuellen Ver- 
stehens bildet. 

Um nun zu bestimmen, welcher Klasse von psychischen 
Phänomenen die gesellschaftlichen Akte angehören, ist nicht das 
Wesen der kundgegebenen Akte, die immer Wünsche sind, aber 
auch Wünsche und Urteile sein können, sondern ist das Wesen des 
kundgebendenAktes zuuntersuchen. Der kundgebende 
Akt aber kann weder eine einfache Vorstellung noch eine liebende 
Vorstellung (ein » Wunsch «) sein. Gegenstand des kundgebenden 
Aktes ist die Verursachung fremder psychischer Akte durch eine 
eigene Ausdruckshandlung. Der kundgegebene Akt wird nicht 
zım Ausdrucke gebracht, wenn sich ihm nur die Vorstel- 
lung oder der Wunsch gesellt, daß die Ausdruckshandlung 
geeignet sein werde, fremde psychische Akte zu verursachen, 
sondern es gehört zum einsichtigen Wesen des kundgebenden 
Aktes, daß er wenigstens mit der Möglichkeit des Ein- 
trittes seines Gegenstandes rechnet, daß er diesen Eintritt mit 
verschiedenen Graden der Wahrscheinlichkeit erwartet, 
kurz es gehört zum Wesen des kundgebenden Aktes, daß er 
seinen Gegenstandmit Existentialsetzung meint,d.h. 
abo ein Urteil ist. Der kundgebende Akt bezieht sich nicht 
auf eine bloß vorgestellte oder auf eine bloß liebend vorgestellte 
(gewünschte «) Verursachung fremder psychischer Akte durch 
eine eigene Ausdruckshandlung, sondern auf eine als (künftig) 
seiend gesetzte Verursachung fremder psychischer Akte 
durch eine eigene Ausdruckshandlung, also auf einen wirk- 
lichen Gegenstand. Die »bloß vorgestellte« oder die »bloß 
sewünschte« Verursachung fremder psychischer Akte durch 
eine eigene Ausdruckshandlung ist ebensowenig eine wirk- 
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liche Verursachung fremder psychischer Akte durch eine 
eigene Ausdruckshandlung, als ein »bloB vorgestellter « oder » bloß 
gewünschter « Taler ein wirklicher Taler, als ein »getöteter « 
Mensch ein Mensch, ein »gemaltes « Pferd ein Pferd, ein »Luft «- 
schloß ein Schloß, der Mann »im Monde «ein Mann ist. In diesen 
und in zahlreichen ähnlichen Fällen handelt es sich um »modifi- 
zierende « Beiwörter, welche im- Gegensatze zu den attributiven 
Beiwörtern einen Begriff nicht bereichern, sondern verän- 
dern in dem Sinne, daß Wirkliches in Nicht-Wirkliches über- 
führt wird. Die kundgebenden Akte aber beziehen sich alle auf 
Wirkliches und wer dies leugnet und damit leugnet, daß die 
kundgebenden Akte Urteile sind, steht vor der unlösbaren und 
absurden Aufgabe, zu zeigen, wie auf Grund intentionaler Be- 
ziehungen auf Nicht-Wirkliches menschliche Gemeinschaft anders 
denn als System fensterloser Monaden, die in ihren Beziehungen 
einer prästabilierten Harmonie folgen, entstehen und bestehen 
kann. Ist aber die Annahme, daß die kundgebenden Akte nicht 
Urteile seien, als eine absurde Annahme erwiesen, dann ist auch 
erwiesen, daß die gesellschaftlichen Akte Urteile sind. Denn es 
wurde bereits früher dargelegt — und die Betrachtung jedes 
Falles lehrt es —, daß die Annahme von bloß kundgebenden, 
d. h. bloß auf Verursachung von Verständnis gerichteten Akten 
eine isolierende Fiktion ist, vielmehr jeder kundgebende Akt 
nur eine unselbständige Teilintention innerhalb eines gesellschaft- 
lichen Aktes ist, der auf Verursachung weiterer psychischer Akte 
durch Verstehen gerichtet ist. Die gesellschaftlichen Akte sind 
durch Wünsche motiviert, aber sie selbst sind Existential- 
setzungen, Urteile ‚welche sich auf einen besonderen Gegen- 
ständ, nämlich die Verursachung fremder psychischer Akte 
durch eine eigene Ausdruckshandlung beziehen. Daß die Exi- 
stentialsetzung zum Wesen der gesellschaftlichen Akte gehöre, 
hat Weber mit intuitivem Scharfblicke erkannt, da er den 
Chancencharakter jedes gesellschaftlichen Aktes betonte. 
Und da nunmehr auch der Gegenstand der gesellschaftlichen Akte 
geklärt ist, wird auch klar, was Weber meinte, da er nicht 
jedes auf das Verhalten anderer bezogene Verhalten als gesell- 
schaftlichen Sinn bezeichnete, sondern den einschränkenden 
Zusatz »das eigene an fremdem Handeln orientierendes Ver- 
halten« hinzufügte. Denn diese »Orientierung« meint — wenn 
auch unklar, —, daß der Gegenstand jedes gesellschaftlichen 
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Aktes die Verursachung fremden Verhaltens durch eigenes 
physisches Verhalten (» Ausdruckshandlung «) sei. 

Die herrschende wissenschaftliche Meinung geht nun aber 
keineswegs dahin, daß die gesellschaftlichen Akte Urteile 
sind, sondern behauptet, daß die gesellschaftlichen Akte W il- 
lensakte seien. Welche Berechtigung kommt dieser Behaup- 
tung zu? Der Wille wird als ein zusammengesetztes psychisches 
Phänomen betrachtet, als ein Wunsch mit dem Bewußtsein der 
Macht, den Gegenstand des Wunsches durch eigenes Verhalten 
herbeiführen zu können. Dieses den Willen vom Wunsche unter- 
scheidende Bewußtsein der Macht, des Könnens, ist nun zweifel- 
los ein Urteil über künftige Verursachungen durch eigene Hand- 
Jungen, ist die Daseinssetzung künftiger Verursachungen durch 
eigene Handlungen. Das psychische Phänomen des Willens be- 
steht also aus einem motivierenden Wunsche und aus einem moti- 
vierten Urteile über die Verursachung des Gegenstandes des 
Wunsches durch eigene künftige Handlungen. Ist nun aber der 
Gegenstand des Urteils die Verursachung fremden Verhaltens 
durch eigenes Verhalten, so ist dieses psychische Phänomen jenes 
Phänomen, welches bereits in den vorhergehenden Ausführungen 
genau zergliedert wurde: der auf die Verursachung fremden durch 
eigenes Verhalten gerichtete » Wille «ist eine Reihe oder Gesamt- 
heit von psychischen Erscheinungen, die wesentlich einen kund- 
gegebenen Akt (das emotionale Motiv) und einen kundgebenden 
Akt (das gesellschaftliche Urteil) umfassen. Da nun, wie bereits 
ausgeführt wurde, nicht der kundgegebene, sondern der kund- 
gebende Akt der gesellschaftliche Akt ist, kann die Behauptung, 
die gesellschaftlichen Akte seien Willensakte, richtig verstanden 
nicht meinen, daß die gesellschaftlichen Akte der Klasse der 
Willensakte angehören, sondern lediglich, daß es ihnen wesent- 
lich sei, immer innerhalb eines Willensaktes, d. h. einer 
»Wille« genannten Reihe oder Gesamtheit psychischer Akte 
aufzutreten. Aber auch diese Behauptung, welche den gesell- 
schaftlichen Akt nicht als Willensakt, sondern als einer » Wille « 
genannten Mehrheit von Akten zugehörig ansieht, liefert kein 
Wesensmerkmal des gesellschaftlichen Aktes gegenüber anderen 
Akten. Diese Behauptung meint nämlich, daß jeder gesellschaft- 
liche Akt von einem emotionalen Motive, und zwar von einem 
liebenden Motive, einem Wunsche, eingeleitet oder begleitet sei 


und deshalb sich immer auf einen »geliebten «, » gewünschten « 
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Gegenstand beziehe, also der Gegenstand des gesellschaftlichen 
Aktes immer »gewollt« sei. Aber alles, was der Mensch 
psychisch oder physisch »tut«, »will« er, d. h. ist wegen der 
Allgegenwart des Gefühls emotional motiviert. Auch jene 
psychischen Akte, denen kaum jemand die Urteilsqualität 
abstreitet, die wissenschaftlichen Akte, sind ausnahmslos — wenn 
auch in verschiedenem Grade — von dem Wunsche nach Klarheit 
motiviert und ist deshalb ihr Gegenstand nicht bloß urteilend, 
sondern auch liebend, wünschend bezogen. Urteilt z. B. ein 
Astronom, daß eine von ihm vorausberechnete Himmelserschei- 
nung in einem bestimmten künftigen Zeitpunkte eintreten werde, 
so ist zweifellos auch immer sein Wunsch vorhanden, daß 
die Erfahrung seine Voraussage bestätigen möge, d. h, er urteilt 
nicht nur über jene Himmelserscheinung, sondern er stellt sie 
auch wünschend vor. Nichtsdestoweniger gehört jene 
emotionale Beziehung nicht zum Wesen des Erkenntnisaktes, 
weil eine auf die deskriptive Analyse von psychischen Akten 
gerichtete Lehre es überhaupt nicht mit der Genesis der Akte, 
ihren Motiven, zu tun hat. Aber auch vom genetischen Gesichts- 
punkte liefert die Behauptung, die gesellschaftlichen Akte seien 
Willensakte, kein Kriterium dieser Akte, da eben die emotionale 
Motivierung nicht bloß den gesellschaftlichen Akten zukommt. 

Die Behauptung, daß der Gegenstand der gesellschaftlichen 
Akte »gewollt « sei, gibt aber auch aus dem Grunde kein Wesens- 
merkmal der gesellschaftlichen Akte, weil » Wille « keine Grund- 
klasse psychischer Phänomene bedeutet: Ein Gegenstand kann 
nur vorgestellt oder emotional (liebend oder hassend) vorgestellt 
oder als seiend oder nichtseiend beurteilt werden — eine andere 
intentionale Grundbeziehung auf einen Gegenstand gibt es nicht. 
Wird deshalb ein Gegenstand als » gewollt « bezeichnet, so ist dies 
nur der Ausdruck für die Tatsache, daß er Gegenstand eines beson- 
deren, aus mehreren Akten zusammengesetzten psy- 
chischen Phänomens ist: Nicht jedes durch einen Wunsch moti- 
vierte Urteil, sondern nur das Urteil über künftige Verursachungen 
durch eine eigene Handlung wird als » Willensakt « bezeichnet. 
Es gibt aber keinen psychischen »Willensakt « sondern das 
‘Wort »Willensakt « ist entweder ein unpassender Ausdruck für 
eine physische Ausdruckshandlung oder ein 
unpassender Ausdruck für zwei psychische Akte, den moti- 
vierenden Wunsch und das motivierte Urteil über einen beson- 
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deren Gegenstand, nämlich die Verursachung durch eigene 
Handlungen. Und wenn nun etwa gesagt wird, daß dieser 
Gegenstand nicht Gegenstand eines Urteils sei, so wird die Mei- 
nung vertreten, daß kein Urteil sich auf eigene künftige Hand- 
lungen beziehen könne, daß es somit für jeden Menschen Gegen- 
stände gibt, auf die er sich nicht urteilend beziehen könne — also 
dine absurde Meinung. Da es aber, abgesehen von patho- 
logischen Grenz- und Ausnahmsfällen, kein einziges Urteil über 
eigene künftige Handlungen gibt, welches nicht im Sinne der 
herrschenden Lehre ein » Wille « wäre — »ich werde etwas tun « 
ist immer gleichbedeutend mit »ich will etwas tun« —, so ist 
das Zugeständnis unvermeidlich, daß der Begriff des » Willens- 
aktes«, d. h. des durch einen Wunsch motivierten Urteils kein 
deskriptives Wesensmerkmal dieses Urteils, also auch 
nicht des Urteils über eigene künftige Handlungen und also 
auch nicht des Urteils über die Verursachung fremden Verhaltens 
durch eigenes Verhalten ist, vielmehr eine genetische 
Eigentümlichkeit dieses Urteils meint, die aber auch kein gene- 
tiscs Wesensmerkmal des gesellschaftlichen Aktes ist, 
weil sie nicht bloß den gesellschaftlichen Akten zukommt. Die 
Theorie, daß die gesellschaftlichen Akte » Willensakte « seien, 
ist völlig ungeeignet, die Wesensmerkmale des gesellschaftlichen 
Aktes aufzuklären, weil » Wille « nichts anderes als jene dunkelste 
Nacht ist, in der alle Kühe schwarz sind. 

Das mystische Dunkel, welches den Begriff des » Willens- 
aktes« umschwebt, wird lediglich von den metaphysischen 
Spekulationen über die » Freiheit « geschaffen, welcher Begriff 
aber für empirisch-deskriptive Wissenschaften keinerlei Bedeu- 
tung besitzt, auch dann nicht, wenn er zum Begriffe von einem 
’Spannungsgefühl « beim Uebergange vom psychischen Willens- 
Phänomene zur physischen Willenshandlung abgeschwächt wird. 
Denn dieses »Spannungsgefühl « erleben wir auch beim Ueber- 
gange von einem Urteile zum anderen Urteile (»gespanntes 4 
Nachdenken) und trägt zur Charakterisierung dieser Urteile 
Nicht das mindeste bei. Schließlich spielt aber auch das Bewußt- 
sin der »Wahlmöglichkeit « bei den gesellschaftlichen Akten 
keine Rolle. Denn diese » Wahlmöglichkeit « ist, wenn sie über- 
haupt erlebt wird und nicht bloß einen Zwilling des Begriffes 
der »Freiheit« darstellt, jedenfalls ein Erlebnis, welches dem 
Urteile des gesellschaftlichen Aktes vorangeht: Sobald ein- 


23* 


356 Fritz Sander, 


mal das Urteil über künftige eigene Handlungen gefällt, diese 
Handlung also nicht mehr bloß vorgestellt oder gewünscht, 
sondern mit Existentialsetzung modo futuro bejaht wird, ist 
ja die »Wahl« bereits getroffen, spielt die » Wahlmöglichkeit « 
keine Rolle mehr. 

Mit dem Dogma, daß die gesellschaftlichen Akte » Willens- 
akte « seien, müssen auch alle Folgerungen aus diesem Dogma 
fallen, alle Ansichten, welche emotionale Momente als Wesens- 
momente der gesellschaftlichen Akte betrachten, wie insbe- 
sondere jene, welche behaupten, daß die gesellschaftlichen Akte 
» Wünsche «, » Befehle «, » Imperative «, » Normen «, ein » Sollen « 
ein » Verhältnis von Mittel und Zweck « bedeuten. 

Eine besonders verhängnisvolle Rolle spielen vor allem die 
unklaren Ansichten über das Wesen der » Wunsch- «, » Befehl- « 
und Imperativsätze, welche tatsächlich häufig als Ausdruck 
gesellschaftlicher Akte auftreten. Zunächst muß der Klarheit 
halber hervorgehoben werden, daß alle diese Sätze eben nur 
Sätze sind, also nicht eine psychische Gegebenheit, sondern 
eine physische Gegebenheit, welche zu einer psychischen Ge- 
gebenheit in einem Ausdrucksverhältnisse steht. Hier wie stets 
kommt es aber lediglich auf das Wesen der ausgedrückten psychi- 
schen Gegebenheit an. Ein » Wunschsatz « nun drückt zweifellos 
einen »Wunsch « aus. Aber wir wissen bereits, daß, wie alle 
anderen Ausdrücke, auch der Wunschsatz den Wunsch lediglich 
durch Vermittlung eines kundgebenden Aktes kundgibt. Wie 
alle anderen Ausdrücke gibt also der Wunschsatz ein doppeltes 
psychisches Phänomen kund, nämlich primär (unmittelbar) den 
kundgegebenen Wunsch und sekundär mittelbar, den kund- 
gebenden Akt, ein Urteil. Es war also durchaus verfehlt, aus der 
Tatsache, daß gesellschaftliche Akte häufig in Wunschsätzen 
kundgegeben werden, den Schluß abzuleiten, daß die gesell- 
schaftlichen Akte Wünsche seien, denn nicht der primär kund- 
gegebene Wunsch, sondern ein sekundär kundgegebener kund- 
gebender Akt, ein Urteil, ist der gesellschaftliche Akt. Aehnliches 
gilt vom » Befehlssatze « welchem auch der » Imperativ « gleich- 
zustellen ist. Der Ausdruck eines » Befehls « unterscheidet sich 
häufig, aber durchaus nicht immer, vom Ausdrucke eines Wun- 
sches. Zum Ausdrucke eines Wunsches wird etwa gesagt: Bitte, 
bringen Sie mir sofort Wasser!, hingegen zum Ausdrucke eines 
» Befehls «: »Bringen Sie mir sofort Wasser!«. Der » Befehls- 
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satz « drückt eine andere psychische Gegebenheit aus als der 
»Wunschsatz« Dieser Unterschied der kundgebenden Funk- 
tion bezieht sich primär auf den kundgegebenen Akt und sekundär 
auf den gemeinten Gegenstand des kundgebenden Aktes. 
Wünscht z. B. ein Offizier, ein Soldat möge Wasser holen, 
so ist bei ihm das liebende Vorstellen des geholten Wassers und 
die kundgebende Meinung gegeben, er werde durch den Aus- 
druck dieses Wunsches den Soldaten zum Holen des Wassers 
veranlassen. Befiehlt hingegen ein Offizier, ein Soldat solle 
Wasser holen, so ist bei ihm nicht bloß das liebende Vorstellen 
des geholten Wassers, sondern auch das Urteil verhanden, daß er, 
der Offizier, falls der Soldat das Wasser nicht hole, gegen ihn 
smaßregelnd« vorgehen werde und die kundgebende Meinung, 
daß er, der Offizier, den Soldaten durch den Ausdruck dieses 
Wunsches und dieses Urteils über eventuelle Maßregelung 
zum Holen des Wassers veranlassen werde. Allgemein gesprochen: 
Beim »Befehle« obwaltet im Gegensatze zum Wunsche die 
Meinung, den anderen nicht bloß durch Ausdruck eines liebenden 
Vorstellens, sondern auch durch Ausdruck eines Urteils über even- 
tuelle den anderen künftig treffende Nachteile zu einem bestimm- 
ten Verhalten zu veranlassen. Ob der Ausdrückende einen 
»Wunsch-« oder einen »Befehlssatz« wählt, hängt davon ab, 
durch den Ausdruck welcher psychischen Gegebenheit er das 
Verhalten des anderen herbeizuführen meint; der Ausdrückende 
wählt einen Ausdruck, der seiner Meinungnach »kausal 
adäquat « für die Herbeiführung des Verhaltens des anderen ist. 
Ob nun ein gesellschaftlicher Akt ein » Befehl «ist, hängt lediglich 
davon ab, was man mit » Befehl «bezeichnet. Bezeichnet man mit 
Befehl den » Befehlsatz « oder die durch den » Befehlssatz « primär 
kundgegebene psychische Gegebenheit, so ist natürlich kein gesell- 
schaftlicher Akt ein Befehl. Bezeichnet man aber — was wohl nur 
in übertragenem Sinne möglich ist —, mit » Befehl « jenen kund- 
pebenden Akt, welcher sich auf einen besonderen Gegenstand be- 
zieht, nämlich auf die Verursachung fremden Verhaltens durch den 
Ausdruck eines Wunsches und eines Urteils über eventuelle künf- 
tige, den anderen treffende Nachteile, dann gibt es gesellschaft- 
liche Akte, die » Befehle «sind, wobei aber » Befehl « lediglich ein 
besonderes kundgebendes Urteil bezeichnet. 

Die Theorie, daß die gesellschaftlichen Akte »Willensakte « 
sien, hat auch die Methode der Gesellschaftslehre in eine be- 
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klagenswerte Verwirrung gebracht, da immer noch — trotz 
Webers tiefer methodischer Untersuchungen, welche mehr 
gelobt als gelesen oder doch mehr gelesen als verstanden wur- 
den — eine »teleologische «, eine »wertende « Methode der Gesell- 
schaftslehre postuliert wird. Zwar beruht bereits die aus der 
Behauptung, die gesellschaftlichen Akte seien Willensakte, abge- 
leitete Forderung nach einer wertenden Methode auf arger Un- 
klarheit, auf einer Verwechslung der Merkmale des Gegenstandes 
einer Wissenschaft mit Merkmalen ihrer Methode. Wissenschaft 
besteht aus Urteilen und »Werturteile« einer Wissenschaft 
können immer nur Urteile über eine Wertung, nicht aber selbst 
Wertungen sein. Wären die gesellschaftlichen Akte Willensakte, 
dann hätte die Wissenschaft diese wertenden Akte in Urteilen zu 
beschreiben und auch dann wäre mit eigenen Wertungen das 
Gebiet der Wissenschaft verlassen. Da nun aber, wie sich gezeigt 
hat, die gesellschaftlichen Akte selbst Urteile sind, ist nicht nur 
eine wertende Wissenschaft von diesen Urteilen, sondern über- 
haupt jede ethische Wertung dieser Urteile unmöglich. Denn 
» Wertungen « sind Gemütsbewegungen und Werturteile, d. h. 
Urteile über Wertungen, können sich nur auf Gemütsbewegungen, 
nie aber auf Urteile richten. Die gesellschaftlichen Akte 
stehen an sich wie alle Urteile jenseits von » Gut « und »Böse t, 
von »Liebenswürdigkeit« und »Hassenswürdigkeit «, nur ihre 
emotionalen Motive können Gegenstand sittlicher Werturteile 
sein. Aus diesem Grunde ist eine sittlich wertende Gesellschafts- 
lehre im strengen Sinne des Wortes »sinnlos«, d. h. die Wert- 
urteile dieser Gesellschaftslehre richten sich auf einen nicht- 
gesellschaftlichen Gegenstand. Nur wenn das Gebiet der reinen 
Gesellschaftslehre überschritten und den gesellschaftlichen Akten 
mit ihren emotionalen Motiven der Name »Gesellschaft « 
beigelegt wird, sind Werturteile der dann sogenannten Gesell- 
schaftslehre möglich. Aber der Klarheit halber sollte eine derartige 
Lehre nicht » Gesellschaftslehre « sondern normative Ethik der 
emotionalen Motive der Gesellschaft, der die gesellschaftlichen 
Akte motivierenden emotionalen Gesinnungen, heißen. 
Da also eine wertende reine Gesellschaftslehre unmöglich ist, hat 
es eine solche in Wahrheit auch niemals gegeben, sondern die 
wertenden Gesellschaftslehren richteten sich, da’ ihnen Bestand 
und Wesen der gesellschaftlichen Akte unbekannt waren, auf 
die » Gesellschaft « benannten Motive der gesellschaftlichen Akte. 
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Aber die reine Gesellschaftslehre kann nicht nach der Liebens- 
würdigkeit oder Hassenswürdigkeit der gesellschaftlichen Akte, 
die ja Urteile sind, sondern lediglich nach ihrer »Wahrheite 
fragen. Die Frage nach der Wahrheit der gesellschaftlichen 
Akte ist die Frage, ob das Urteil des gesellschaftlichen Aktes 
seinen Gegenstand richtig bejaht hat, d. h. ob der Gegenstand 
seiner Voraussage wirklich eintritt. Diese Richtigkeit aber wird 
nicht primär durch ein Reflexionsurteil der Gesellschaftslehre, 
sondern durch einen anderen gesellschaftlichen Akt entschieden, 
welcher sich auf den ersten gesellschaftlichen Akt rückbezieht 
ud seinem gemeinten Sinne nach eine Erfüllung 
des Gegenstandes der Voraussage des ersten gesellschaftlichen 
Aktes darstellt. Das heißt aber: Für die Gesellschaftslehre ist 
jener gesellschaftliche Akt wahr, welcher einer Mannigfaltig- 
keit (einem Kollektivum) von gesellschaftlichen Akten ange- 
hört, deren anderes (oder andere) Glieder sich » erfüllend «, 
»bestätigend « auf das erste Glied rückbeziehen. So ist z. B. 
wahr jener Rechtsakt, welcher objektivem Rechte, 
d.h. einer Mannigfaltigkeit von subjektiven Rechtsakten ange- 
hört, deren anderes (oder andere) Glieder sich »anerkennend « 
auf ihn rückbeziehen. Aus dieser Feststellung ergibt sich ferner, 
daß die gesellschaftlichen Akte nicht bloß in Beziehung auf 
die erfahrende Gesellschaftslehre eine Erfahrung darstellen, 
sondern daß sie einen immanenten Erfahrungssinn umschließen, 
d. h. der gesellschaftlich Meinende kann bloß durch die Erfah- 
rung eines seinen gesellschaftlichen Akt erfüllenden anderen 
gesellschaftlichen Aktes die Wahrheit seines eigenen gesell- 
schaftlichen Aktes kennen lernen. Diese »Erfahrung # ist in 
vielen Fällen selbst wieder Moment eines gesellschaftlichen Aktes, 
wenn nämlich A einen gesellschaftlichen Akt setzt und B in 
verstehender Erfüllung des Aktes des A selbst wieder einen auf 
Erfüllung durch den A zielenden Akt vollzieht, worauf nun A 
in seinem zweiten Akte sich auf die erfahrene Wahrheit seines 
ersten Aktes rückbezieht. Aber mit der Frage nach der objek- 
tiven, der Gesellschaft immanenten Wahrheit des gesellschaft- 
lichen Aktes ist bereits das Gebiet der subjektiven Meinung der 
zunächst erörterten Klasse gesellschaftlicher Akte — und nur 
meine Klasse gesellschaftlicher Akte handelte es sich — 
überschritten und das Gebiet einer zweiten Klasse gesellschaft- 
lcher Akte betreten. Bevor wir uns der Untersuchung dieser 
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zweiten Klasse gesellschaftlicher Akte zuwenden, müssen ab- 
schließend die Wesensmomente der bisher erörterten gesellschaft- 
lichen Akte zusammengefaßt werden. Ein gesellschaft- 
licher Akt (dieser Klasse) ist ein Urteil, 
dessen Meinung dahin geht, durch einen 
kausal adäquaten Ausdruck psychischer 
Akte des Urteilenden, immer aber durch 
Ausdruckeines Wunsches,ineinemanderen 
ein vollkommenes aktuelles Verstehen des 
Ausgedrückten und das Urteil hervorzu- 
rufen, er, der andere, werde wegen des ver- 
standenen Ausgedrückten dem ausgedrückten 
Wunsche entsprechende Handlungen vor- 
nehmen. Der Gegenstand dieser gesellschaftlichen Akte ist 
also eine Kausalverknüpfung eigenen und fremden Verhaltens. 
Nichtsdestoweniger hat es die reine Gesellschaftslehre nicht mit 
Kausalverknüpfungen zu tun, sondern eben lediglich mit ge- 
wissen psychischen Akten, welche Kausalverknüpfung » meinen», 
sich intentional mit Kausalverknüpfung beschäftigen. Gegen- 
stand der reinen Gesellschaftslehre ist nicht » Kausalverknüpfung « 
sondern gemeinte Kausalverknüpfung, richtiger: nur ein 
»Meinen von Kausalverknüpfung« Das urteilende Meinen, 
daß Kausalverknüpfung stattfinden werde, ist selbstverständ- 
lich etwas anderes als » Kausalverknüpfung» und es beruht ja 
nur auf Fiktionen der figürlichen inneren Sprachform, auf der 
fiktiven Lehre vom immanenten Gegenstande der psychischen 
Akte, daß gewisse Momente des psychischen Aktes und sein 
möglicherweise wirklicher Gegenstand mit dem gleichen 
Worte » Kausalverknüpfung « bezeichnet werden. 

Alle gesellschaftlichen Akte der bisher erörterten Klasse 
vollziehen Daseinssetzungen modo futuro, beschäftigen sich 
intentional mit etwas künftig Seiendem, beziehen sich auf die 
Zukunft. Wir wollen daher die gesellschaftlichen Akte dieser 
Klasse zur bequemen Unterscheidung von jenen der nunmehr 
zu erörternden Klasse als » GZ-Akte« bezeichnen. 

Die Meinung aller GZ-Akte geht, wie bereits ausgeführt 
wurde, dahin, durch eine eigene Ausdruckshandlung fremde 
psychische Akte hervorzurufen, welche fremden psychischen Akte 
die »Bedeutung« des Ausdruckes darstellen. Diese fremden 
psychischen Akte sind die schon erörterten Urteile des Ver- 
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stehens und das Urteil, daß er, der andere, wegen des 
verstandenen Wunsches eine dem Wunsche ent- 
sprechende Handlung vornehmen werde. Dieses letztere Urteil 
ist nun selbst wieder ein gesellschaftlicher Akt und zwar ein 
gesellschaftlicher Akt anderer Klasse als die bisher erörter- 
ten gesellschaftlichen Akte. Ist es nämlich dem GZ-Akte wesent- 
lich, auf zukünftiges fremdes Verhalten, auf einen zu- 
künftigen fremden gesellschaftlichen Akt gerichtet zu sein, 
so ist es dem nunmehr erörterten gesellschaftlichen Akte wesent- 
lich, eine intentionale Beziehung auf vergangenes fremdes 
Verhalten, auf einen vergangenen fremden gesellschaft- 
lichen Akt zu enthalten, weshalb wir ihn als »GV-Akt« 
bezeichnen wollen. Hingegen ist es dem GV-Akte zwar wesent- 
lich, auf eine eigene künftige Ausdruckshandlung, hingegen nicht 
wesentlich, selbst wieder auf Verursachung eines künftigen frem- 
den gesellschaftlichen Aktes gerichtet zu sein. Und es ist auch 
dem GZ-Akte nicht wesentlich, dem GV-Akte eine solche 
Meinung zuzumessen. Bittet z. B. der Bettler A den vorüber- 
gehenden B um Geld, so geht seine Meinung dahin, durch Aus- 
druck seines Wunsches um Geld den B zur Uebergabe von Geld 
zu bewegen, nicht aber geht seine Meinung dahin oder muß 
dahin gehen, daß B durch die eventuelle Uebergabe von Geld 
nun seinerseits wieder den A zu einem gesellschaftlichen Akte 
z. B. »Bedanken« werde veranlassen wollen, wiewohl dies 
häufig genug auch der Fall sein wird. Aber wesentlich ist dem 
GV-Akte eine Intention auf einen fremden zukünftigen gesell- 
schaftlichen Akt nicht, er ist vielmehr seinem Wesen nach gesell- 
schaftlicher Akt lediglich durch de Rückbeziehung auf 
einen GZ-Akt. Enthält jedoch ein gesellschaftlicher Akt eine 
Rückbeziehung auf einen gesellschaftlichen Akt und eine 
Vorbeziehung auf einen gesellschaftlichen Akt, so wollen wir ihn 
als G V Z - Akt bezeichnen. 

Nunmehr handelt es sich jedoch um die Beantwortung der 
Frage, welche Wesensmomente der GV-Akt umschließt. Zur Ge- 
winnung dieser Antwort sollen unter Bezugnahme auf die früher 
erörterte Kontaktsituation alle typischen Möglichkeiten des 
Verhaltens des B gegenüber dem A untersucht werden, wobei sich 
aber alles Verhalten des A, welches keinen gesellschaftlichen Akt 
darstellt, in einen Fall zusammenziehen läßt. 

12. A stellt seinen photographischen Apparat auf den B 
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ein, mit der Meinung, er werde den B photographieren, ohne daß 
dies B überhaupt bemerken werde. Dann ergeben sich drei 
typische Möglichkeiten des Verhaltens des B. a) B bemerkt 
tatsächlich das Verhalten des A nicht oder er bemerkt es zwar, 
kümmert sich aber in keiner Weise um das Verhalten des A. Dann 
liegt selbstverständlich weder auf Seite des A noch auf Seite des 
B ein gesellschaftlicher Akt vor. b) B versteht zwar den Akt des 
A als nicht-gesellschaftlichen Akt, nimmt aber 
eine der photographischen Aufnahme förderliche Haltung ein, 
mit der Meinung, A werde dadurch zur Anknüpfung eines Ge- 
spräches bewogen werden. Hier liegt ein gesellschaftlicher Akt 
des B vor, welcher durch einen nicht-gesellschaftlichen Akt des 
A veranlaßt wurde, also ein gewöhnlicher GZ-Akt. c) B 
»mißversteht « den nicht-gesellschaftlichen Akt des A als gesell- 
schaftlichen Akt (als Bitte, eine der Aufnahme förderliche Hal- 
tung einzunehmen) und nimmt eine der Aufnahme förderliche 
Haltung ein. Das »Mißverstehen « ist hier aktuelles Mißver- 
stehen und bezieht sich darauf, daß A seinen Akt als einen 
solchen des einsamen Seelenlebens meint, wäh- 
rend B bei A einen auf B gerichteten kundgebenden Akt annimmt. 
Hier liegt ein gesellschaftlicher Akt vor, welcher seiner 
Meinung nach wegen eines vergangenen GZ-Aktes voll- 
zogen wird, wobei aber ein Mißverständnis vorliegt. Wir bezeich- 
nen daher einen solchen Akt zur Unterscheidung von anderen, 
gleich zu erörternden mißverstehenden Akten als GVM,-Akt. 
Derartige Akte sind durchaus nicht bloß fiktive Konstruktionen, 
sondern spielen in der Wirklichkeit des interindividuellen Seelen- 
lebens eine erhebliche Rolle. Sagt z. B. jemand inmitten einer 
erregten Menschenmenge auf ein Haus weisend: »Dort wohnt 
auch ein bezahlter Verräter «, ohne damit ein Verhalten anderer 
verursachen zu wollen, während andere diese Aeußerung als 
Aufforderung zu Gewalttätigkeiten mißverstehen, so liegt auf 
ihrer Seite ein GVM,-Akt vor. Es ist ferner richtig, daß wenn 
der phänomenologische Blick sich ausschließlich auf einen 
Akt richtet, kein Unterschied zwischen einem GV-Akte und 
einem GVM,-Akt vorliegt, da ja auch der GVM,-Akt zu ver- 
stehen meint. Aber die Gesellschaftslehre richtet ihren 
Blick vor allem auf interindividuelle Aktmannigfaltig- 
keiten und hat zu entscheiden, ob mehrere Akte ein gesell- 
schaftliches Gebilde ausmachen. Ein nicht-gesellschaftlicher Akt 
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(NG-Akt) und ein GVM,-Akt bilden aber kein Gebilde, 
danur eine gesellschaftliche Meinung vorliegt, weshalb auch 
die Unterscheidung zwischen GV- und GVM,-Akten gemacht 
wird, welche lediglich besagt, daß nicht jeder Akt, welcher 
seiner Meinung nach ein GV-Akt ist, einem gesell- 
schaftlichen Gebilde angehört. 

13. A bringt einen GZ-Akt zum Ausdrucke. Es ergeben sich 
wieder drei typische Möglichkeiten des Verhaltens des B. a) B 
versteht den Akt des A als einen gesellschaftlichen Akt, küm- 
mert sich aber in keiner Weise um diesen Akt. Selbstverständ- 
lich liegt hier auf Seite des B kein gesellschaftlicher Akt vor. 
b) B versteht den Akt des A als einen gesellschaftlichen Akt, 
aber als einen anderen gesellschaftlichen Akt, als welcher 
er von A gemeint war und vollzieht einen nach Meinung des 
B dem Wunsche des A entsprechenden Akt. A meint z. B., er 
werde durch eine Handbewegung den B zur Anknüpfung eines 
Gespräches veranlassen, während B dies für eine Aufforderung 
zum Kampfe hält. Hier liegt wieder ein eigenartiges 
Mißverstehen vor, welches sich auf den aktuellen Sinn des Aus- 
gedrückten bezieht. Mißverstanden wird der aktuelle Sinn des 
kundgegebenen Aktes, welches Mißverständnis aber auf einem 
Mißverständnisse des aktuellen Sinnes des kundgebenden Aktes 
beruht: A vollzieht nämlich in seinem kundgebenden Akte eine 
andere Zuordnung von Ausdruckszeichen zu psychischen Ge- 
gebenheiten, als welche B vornimmt. Einen derartig mißver- 
stehenden GV-Akt nennen wir GVM,-Akt. c) B versteht den 
gesellschaftlichen Akt des A als solchen, wie er gemeint war, 
und vollzieht einen entsprechenden Akt. Hier liegt ein ein- 
facher GV-Akt vor, d. h. nichts anderes, als ein GV-Akt, welcher 
einem gesellschaftlichen Gebilde angehört. Von gesellschaftlichem 
Gebilde, einem G-Gebilde, sprechen wir also, wenn ein 
GZ-Akt und ein sich auf ihn rückbeziehender GV-Akt vorliegen. 
Stellt sich das gesellschaftliche Gebilde als eine Mannigfaltigkeit, 
ein Kollektivum von (mindestens) zwei G-Akten dar, so ist selbst- 
verständlich doch jede Bezeichnung dieses Gebildes als » Summe « 
völlig verfehlt. Denn nicht eine »additive« Verknüpfung be- 
lebiger Akte, sondern nur eine bestimmte andere inten- 
tionale Beziehung, die gesellschaftliche Beziehung zweier 
Akte, ergibt ein G-Gebilde. Diese (mindestens) zweiseitige 
sesellschaftlich-intentionale Beziehung, nicht 
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irgendein bestimmtes oder unbestimmtes Zahlenverhältnis, ist das 
Wesen des G-Gebildes. Daß ein G-Gebilde eine mindestens zw ei- 
seitige intentionale Beziehung darstellt, bedeutet nicht, 
daß durch eine Addition von Akten ein Gebilde entsteht, sondern 
lediglich, daß das G-Gebilldd mindestens zwei, im 
übrigen aber beliebig viele, durch keine Addition bestimmte, 
sondern durch andere intentionale Wesensmomente charak- 
terisierte psychische Akte, also ein Kollektivum, eine Mannigfal- 
tigkeit von Akten umfaßt, deren additive Bestimmung aber 
für das Wesen des Kollektivums gänzlich gleichgültig ist. 

Daß nicht eine additive Verknüpfung von Akten — wer 
nimmt diese Addition vor? — sondern eine bestimmte inten- 
tionale Beziehung für das Wesen der G-Gebilde entscheidend 
ist, ergibt sich schon aus dem Umstande, daß weder durch die 
Addition nicht-gesellschaftlicher, noch durch die Addition gesell- 
schaftlicher und nicht-gesellschaftlicher, ja nicht einmal durch 
die Addition aller gesellschaftlichen Akte sich ein G-Gebilde 
ergibt. Denn sowohl ein GZ-Akt als auch ein sich auf ihn rück- 
beziehender GVM,-Akt sind gesellschaftliche Akte, ohne daß 
ihre Zweiheit ein G-Gebilde ergibt. Eine Zweiheit von 
GZ-Akt und GVM,-Akt ist keine Gesellschaft, kann aber natür- 
lich Anlaß zu einer » Gesellschaft « sein. Ebenso bildet auch 
weder das Verhältnis von NG-Akten untereinander noch auch 
das Verhältnis von NG-Akten zu GZ-Akten oder zu GVM,-Akten 
noch auch das Verhältnis von GZ-Akten zu NG-Akten ein 
G-Gebilde, mag auch eine »Zweiheit «, » Dreiheit « oder andere 
additive Mchrheit vorhanden sein. Derartige Aktmannigfaltig- 
keiten können nur » Anlässe « zur Entstehung von G-Gebilden, 
psychische » Kontaktsituationen« (im Sinne Wieses) sein. 
Die von der metaphysischen Gesellschaftslehre bis zum Ueber- 
drusse widerholte Behauptung, daß die gesellschaftlichen Gebilde 
ein » Ganzes «, nicht eine » Summe « darstellen, ist zwar zweifels- 
ohne richtig, aber erstens überflüssig, weil dieser seltsame Begriff 
der Summe ja im wesentlichen nur ein kritisches Geschöpf der 
metaphysischen Gesellschaftslehre ist, und zweitens nicht durch 
ethisch-politische Postulate, sondern lediglich durch die Einsicht 
stützbar, daß das Wesen der gesellschaftlichen Gebilde kein 
additives, sondern ein anderes Verhältnis sei. 

Ein G-Gebilde besteht aus einem Vordergliede, dem GZ- 
Akte, und einem Hintergliede, dem GV-Akte. Vom Standpunkte 
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des G-Gebildes läßt sich also ein GZ-Akt als ein Akt definieren, 
dem es wesentlich ist, Vorderglied eines G-Gebildes zu sein, ein 
GV-Akt als ein Akt, dem es wesentlich ist, Hinterglied eines 
G-Gebildes zu sein. Ist ein G-Akt ein GVZ-Akt so ist es ihm 
wesentlich, Hinterglied eines G-Gebildes und Vorderglied eines 
anderen G-Gebildes zu sein. Das Vorhandensein eines GVZ- 
Aktes deutet immer auf das Vorhandensein einer G-Reihe hin, 
wie an späterer Stelle noch erörtert werden wird. Hingegen können 
GVM,-Akte und GVM,-Akte ebenso wie die NG-Akte weder 
Vorderglieder noch Hinterglieder eines G-Gebildes sein, sondern 
lediglich Anlässe von G-Gebilden werden. 

Das G-Gebilde stellt eine zweiseitige gesellschaft- 
liche Beziehung im Gegensatze zu der bloß einseitigen 
gesellschaftlichen Beziehung des G-Aktes dar. »Gesell- 
schaftlicher Akt« und »gesellschaftliches 
Gebilde« sind die beiden Grundtatbestände der reinen Ge- 
sellschaftslehre !!). Charakteristisch für das G-Gebilde ist, daß 
es (mindestens) zwei psychische Akte enthält, von denen jeder 
Akt dem anderen Akte eine fremde Ichform zumißt. Jede 
gesellschaftliche Beziehung ist also eine »Ich-Du«-Bezie- 
hung. Sieht man von diesem Wesensmerkmale der gesell- 
schaftlichen Beziehung ab, so würde eine große, durch dieses 
Wesensmerkmal ausgeschlossene Klasse psychischer Akte zu der 
Klasse der gesellschaftlichen Akte gehören. »Wirtschaften « 
2. B. ist, wie bekannt, kein seinem Wesen nach »gesellschaft- 
licher Akt«. Auch Robinson wirtschaftet. Wenn er nun das Urteil 
fällt, er werde seinem Wunsche, gewisse Bäume für das nächste 
Jahr stehen zu lassen, dadurch Ausdruck geben, daß er gewisse 
Bäume bezeichnet, um durch diese Zeichen zum Stehenlassen 
der Bäume im laufenden Jahre veranlaßt zu werden, und wenn 
er nachher das Urteil fällt, er werde einen Baum stehen lassen, 
weil er bezeichnet sei, so liegt ein Gebilde zweier Akte vor, 
dem von allen Wesensmomenten des G-Gebildes lediglich die 
Ich-Du «-Bezeichnung fehlt. Es ergibt sich ferner noch ein 
anderer wesentlicher Unterschied zwischen den eben erörterten 
Ich-Beziehungen und einer gesellschaftlichen Beziehung. Der 
Ich-Beziehung — d. h. der Beziehung auf künftige eigene 
Psychische Akte — ist nämlich im Gegensatze zur gesellschaft- 





. ") Die noch zu erörternden Tatbestände der G-Reihe und der G-Gesamt- 
heit sind bereits besondere G-Gebilde. 
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lichen »Du «Beziehung das Meinen einer eigenen künftigen 
Ausdruckshandlung nicht wesentlich. Denn Robinson kann 
auch der Meinung sein, er werde jeden Tag an »Sparen« bloß 
denken und sich dadurch zur Schonung gewisser Bäume 
bewegen. Die gesellschaftliche Beziehung ist also eine » Ich-Du +- 
Beziehung, aber nicht jede » Ich-Du «-Beziehung ist eine gesell- 
schaftliche Beziehung, sondern nur jene, welche auch das Meinen 
einer eigenen künftigen Ausdruckshandlung umfaßt. Wirt- 
schaftende Akte können daher Ichbeziehungen mit oder ohne Aus- 
drucksmeinung oder gesellschaftliche »Ich-Du «Beziehungen 
sein. Hingegen können Rechtsakte nur gesellschaftliche »Ich-Du«- 
Beziehungen sein, d. h. Rechtsakte sind wesentlich ge- 
sellschaftliche Akte ). Den reinen Gegensatz zum gesell- 
schaftlichem Seelenleben des einzelnen oder der ein- 
zelnen — Subjekt des Seelenlebens ist immer nur ein individuelles 
»Ich« — bildet daher das einsame Seelenleben des ein- 
zelnen oder der einzelnen. Das einsame Seelenleben aber 
umfaßt die folgenden Klassen von psychischen Akten: a) Die 
weder auf eigene noch auf fremde psychische Akte, sondern 
auf Physisches gerichteten Akte; b) die auf eigene psychische 
Akte ohne Ausdruck gerichteten Akte; c) die auf eigene psy- 
chische Akte mit Ausdruck gerichteten Akte); d) die auf fremde 
psychische Akte ohne kundgebenden Ausdruck gerichteten 
Akte. Das Wort » Ausdruck «ist, wasin diesen Ausführungen bisher 
vernachlässigt wurde, zweideutig. Jede Handlung eines Men- 
schen ist ein Ausdruck seines Seelenlebens, aber dieser Ausdruck 
kann mit einem kundgebenden Akte verbunden, also ein 
Ausdruck »gegenüber« einem »Du« sein oder er kann mit 
einem nicht-kundgebendem Akte verbunden, also ein verschieden 
motivierter Ausdruck einsamen Seelenlebens sein. Es ist eben ein- 

12) Dieser nicht erkannte, aber dunkel vorschwebende Sachverhalt hat 
immer wieder Juristen (Bierling, Stammler, Kelsen) zu der verführerischen 
Irrmeinung veranlaßt, daß das Recht die »Form«, das »Wesen der Gesell- 
schafte sei. Aber in Wirklichkeit ist » Gesellschaft «e das Wesen des Rechtes, 
nicht aber Recht das Wesen der Gesellschaft, da es ja zahlreiche gesellschaft- 
liche, aber nicht-rechtliche Akte und Gebilde, hingegen aber keine rechtlichen, 
doch nicht-gesellschaftlichen Akte und Gebilde gibt. Die nähere Eröterung dieser 
Frage, welcher schon M. Weber seine klärende Aufmerksamkeit zugewendet 
hat, gehört jedoch nicht in das Gebiet der reinen generalisierenden, sondern 
in das Gebiet der reinen individualisierenden Gesellschaftslehre und zwar der 
Rechtslehre, welche, da » Gesellschaft «e das Wesen des Rechtes ist, als Wissen- 


schaft immer nur Soziologie des Rechtes sein kann. 
13) z. B. einsamer Tanz. 
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zig und allein der kundgebende Akt, in dessen Gebiete die 
gesellschaftlichen Akte, das Wesen der Gesellschaft, aufgefunden 
werden können. Ob ein Ausdruck ein Ausdruck einsamen oder 
ein Ausdruck gesellschaftlichen Seelenlebens ist, läßt sich seiner 
physischen Gegebenheit nicht ansehen, weil die gleiche physische 
Gegebenheit bald als Ausdruck einsamen, bald als Ausdruck ge- 
sellschaftlichen Seelenlebens dienen kann. Aus dieser einsich- 
tigen Erwägung ergibt sich bereits, daß nicht die »Handlung « 
Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre sein kann. 


I. Gesellschaftlicher Sinn und gesellschaft- 
liche Handlung. 


Bisher haben wir unter stillschweigender Ausschaltung 
eines zu Weber sich ergebenden Gegensatzes den Wesenssinn 
des gesellschaftlicen Aktes, das »Gesellschaftliche«, als 
Gegenstand der Gesellschaftslehre bezeichnet, während nach 
Weber das gesellschaftliche Handeln diesen Gegen- 
stand bildet. Nunmehr muß also das Verhältnis gesellschaftlichen 
Sinnes und gesellschaftlichen Handelns geklärt werden. 

Weber definiert Handeln als »ein menschliches Ver- 
halten (einerlei ob äußeres oder inneres Tun, Unterlassen oder 
Dulden), wenn und insoferne als der oder die Handelnden mit 
ihm einen subjektiven Sinn verbinden«. Weber setzt also 
im Begriffe der »Handlung « inneres und äußeres Verhalten, 
insoferne mit ihnen subjektiver Sinn verbunden wird, einander 
gleich, Hier ergeben sich jedoch folgenschwere Unklarheiten, 
Was ist zunächst ein inneres Verhalten, mit welchem ein Sinn 
verbunden wird? Inneres Verhalten kann nur ein psychischer 
Akt sein. Jeder psychische Akt aber hat seine Intention, 
sinen Sinn, mit jedem psychischen Akte wird also ein subjek- 
tiver Sinn verbunden. Weber meint, wenn er an ein inneres 
Verhalten, mit welchem ein Sinn verbunden wird, denkt, den 
Gegensatz zu einem psychischen Akte, dessen Motiv nicht bewußt 
ist, wie wenn man z. B. beim plötzlichen Hören einer Detonation 
erschrickt, ohne im Augenblicke dieses Hörens zu urteilen, daß 
Man wegen einer Detonation erschrocken sei. Aber hiebei handelt 
e sich nur um verschwimmende Grenzfälle: »Sich innerlich 
verhalten « ist für die deskriptive Psychologie gleichbedeutend 
mit »Sich bewußt innerlich verhalten «, d.h. sich mit begleitender 
innerer Wahrnehmung innerlich verhalten und ist also gleich- 
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bedeutend mit »Etwas im Sinne haben « wobei aber » Etwas 
im Sinne haben « durchaus nicht identisch ist mit »Etwas be- 
zwecken « sondern alle Arten psychischer Akte umfaßt. 
Aber auch ein »äußeres Verhalten «, mit welchem kein subjek- 
tiver Sinn »verbunden « wird, ist nur in Ausnahmsfällen vor- 
handen. Weber denkt an ein reaktiv verursachtes Handeln, 
d. h. an ein Handeln, welchem nicht das Urteil vorausging, es 
werde wegen eines psychischen Aktes eine Handlung stattfinden 
oder welchem kein bewußter, d. h. in der begleitenden inneren 
Wahrnehmung erfaßter psychischer Akt vorausging. Abgesehen 
jedoch von derartigen Tatbeständen, welche überhaupt kaum 
Gegenstand der deskriptiven Psychologie sein können, ist 
jedes Handeln mit einem »Sinn« »verbunden «, d. h. bringt 
einen psychischen Akt, bzw. dessen wesentliche Momente, dessen 
»Sinn« zum Ausdrucke. Jede menschliche Handlung 
bringt zum Ausdrucke den Sinn eines psychischen Aktes, jede 
menschliche Handlung steht in einer ausdrückenden Wesens- 
beziehung zum Sinne eines psychischen Aktes, jede. menschliche 
Handlung ist ein Ausdruck. Die Bedeutung der Rede, » mit einem 
Verhalten wird ein Sinn verbunden« ist daher eine zwei- 
fache. Denn »die Verbindung eines Sinnes mit einem inneren 
Verhalten «, ist gleichbedeutend mit dem » Vorhandensein eines 
psychischen Aktes«, da jedem psychischen Akte wesent- 
lich ein »Sinn«, eine intentionale Gegenstandsbeziehung zu- 
kommt. Hingegen bedeutet »die Verbindung eines Sinnes mit 
einem äußeren Verhalten « nicht, daß dem äußeren Verhalten, 
welches ja eine Handlung, eine physische Gegebenheit ist, ein 
»Sinn« zukommt, welcher ihm vielmehr niemals zukommt, 
sondern ist gleichbedeutend mit dem Vorhandensein einer 
physischen Gegebenheit, welche zu einer psychischen Gegebenheit, 
einem »Sinne«, in der Ausdrucksbeziehung steht. Denn nicht 
die Handlung hat den Sinn, sondern die Handlung ist von 
dem Sinne geschieden, weil sie zu dem Sinne in einer 
ausdrückenden Beziehung steht. Nicht mit einer Hand- 
lung wird der Sinn verbunden, sondern mit gewissem Sinne 
— nicht mit allem Sinne — wird eine ihn ausdrückende Hand- 
lung verbunden. »Inneres« Verhalten — psychische Akte — 
und »äußeres« Verhalten — die psychische Akte ausdrückenden 
Handlungen — lassen sich daher nicht als » Handlung « gleich- 
setzen, sind vielmehr wesentlich geschieden, weil zwischen 
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ihnen die Beziehung des Ausdruckes obwaltet. Wird ferner das 
innere Verhalten rein deskriptiv-phänomenologisch — mit Aus- 
schaltung der ihm hypothetisch zugeordneten inneren kör- 
perlichen Zustände und Vorgänge — betrachtet, so hebt es sich 
schon durch seine Gegebenheitsweise von allem äußeren Ver- 
halten ab. Denn dem inneren Verhalten kommt es wesentlich 
zu, dm Selbstbewußtsein, d. h. der begleitenden 


‚ Inneren Wahrnehmung als » Geistiges «, als psychisches Phänomen 


ohne Ortsbestimmung gegeben zu sein und es ist, wenn über- 
haupt, in ganz anderem Sinne ein » Vorgang«, eine » Verände- 
rung« als das der äußeren Wahrnehmung als Physisches gegebene, 
sinnlich erfaßte, ortsbestimmte äußere Verhalten. Eigenes 
sinneres Verhalten« ist dem Selbstbewußtsein unmittel- 
bar kevident«) gegeben, eigenes äußeres Verhalten hin- 
gegen ist nicht Gegenstand des Selbstbewußtseins, sondern ist, 
wie alles Physische, bloß mittelbar gegeben. Fremdes 
äußeres Verhalten ferner wird sinnlich erfaßt, wie 
eigenes Äußeres Verhalten, fremdes inneres Verhalten 
schließlich wird aus dem fremden äußeren Verhalten und hypo- 
thetisch analogem eigenem inneren Verhalten »verstan- 
dene Nicht die fremde Handlung also wird, wie Weber 
sagt, deutend verstanden, sondern der der fremden Handlung 
zugeordnete fremde » Sinn «, das fremde innere Verhalten, wird 
durch das fremde äußere Verhalten verstanden. Die Intention 
des Verstehenden richtet sich nicht auf die fremde Handlung, 
sondern geht gewissermaßen durch die fremde Handlung hin- 
durch auf den ihr zugeordneten fremden »Sinn« Allem Ver- 
stehen kommt der Charakter einer »relativen Bestimmung « 
zu. Aus dem einem, der äußeren Wahrnehmung gegebenen Gliede 
der Ausdrucksrelation, der fremden Handlung, wird das andere, 
weder der inneren noch der äußeren Wahrnehmung des Ver- 
stehenden gegebenen Glied der Ausdrucksrelation, der der frem- 
den Handlung zugeordnete fremde psychische Akt »erschlossen «. 
Ein fremder psychischer Akt ist also dem wahrnehmenden 
Bewußtsein des Verstehenden niemals gegeben, sondern 
wird aus inneren und äußeren Wahrnehmungen des Verstehenden 
lediglich erschlossen, er ist vom Verstehenden niemals eigent- 
lich, d. h. in sich selbst, sondern immer nur uneigen t- 
lich, d. h. durch den Gedanken seiner Ausdrucksbeziehung 


zu der eigentlich vorgestellten fremden Handlung vorge- 
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stellt. Das eigentlich vorgestellte Glied der fremden Aus- 
drucksrelation, die fremde Handlung, ist das Material, das 
andere Glied der fremden Ausdrucksrelation, der fremde psychische 
Akt, ist der Gegenstand des Verstehens. Also sind 
auch Gegenstand der verstehenden Gesellschaftslehre, wie jeder 
Geistes wissenschaft, nur psychische Akte (bzw. eigentlich 
ihr »Sinn«), hingegen sind Handlungen bloß das Material der 
verstehenden Gesellschaftslehre. Da ferner jede phänomenolo- 
gische Gesellschaftslehre auf fremden »Sinn« gerichtet und 
» Gesellschaft « etwas Geistiges ist, ist jede Gesellschaftslehre 
(im reinen Sinne des Wortes) eine » verstehende « Gesellschafts- 
lehre und der Zusatz »verstehend« kann eigentlich entfallen. 
Er wurde auch von Weber offenbar nur aufgenommen, um 
seine ihrer Intention nach deskriptiv-phänomenologische Gesell- 
schaftslehre von zwei anderen Gesellschaftslehren abzugrenzen, 
nämlich erstens von einer deskriptiven Gesellschaftslehre, welche 
nicht ausschließlich » versteht «, weil sie auch der äußeren Wahr- 
nehmung Gegebenes, das zu gesellschaftlichen Akten in einer 
besonderen Beziehung steht, im Blicke hat, und zweitens von 
einer genetischen Gesellschaftslehre, welche auch die der äußeren 
Wahrnehmung gegebenen Ursachen und Wirkungen der gesell- 
schaftlichen Akte betrachtet, also auch nicht bloß mit »Ver- 
stehen« arbeitet. Der Kerngegenstand der Gesell- 
schaftslehre kann aber bloß »verstehend« erfaßt werden. 

Da nun Weber »inneres« und »äußeres Verhalten «, 
»Sinn« und »Handlung« nicht mit genügender Schärfe von- 
einander geschieden und ihre Ausdrucksbeziehung nicht beachtet 
hat, gerät seine Gesellschaftslehre in eine Reihe bedeutsamer 
Unklarheiten. Material des Verstehens sind nämlich nicht bloß 
Handlungen, also dingliche Vorgänge, sondern auch Er- 
gebnisse von Handlungen, dingliche Zustände, die sog. Ar te- 
fakte (Schriftzeichen, Kunstwerke und überhaupt alle 
physischen Dinge, welche von Menschen hervorgebracht werden). 
Als »Artefakte« sind zu definieren alle der äußeren Wahrneh- 
mung gegebenen Dinge, welche ihre Entstehung menschlichen 
Handlungen verdanken, die also als Zeichen einem von ihnen 
bezeichneten »Sinne « zugeordnet sind. Das Artefakt ist also 
mittelbares, weil durch Handlungen vermitteltes Symbol seeli- 
scher Gegebenheiten. Weber spricht den Artefakten selbst 
einen »Sinn« zu. » Jedes Artefakt, z. B. eine »Maschine 4, 
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ist lediglich aus dem Sinne deutbar und verständlich, den mensch- 
liches Handeln (von möglicherweise sehr verschiedener Zielrich- 
tung) der Herstellung und Verwendung dieses Artefakts verlieh 
(oder verleihen wollte), ohne Zurückgreifen auf ihn bleibt sie 
gänzlich unverständlich « (S. 3). Und die Artefakte stellt W e ber 
in Gegensatz zu »sinnfremden Vorgängen und Gegenständen «. 
Aber in eigentlicher Bedeutung haben nur psychische Akte einen 
‚Sinne, umschließen meinende Momente, Physisches hin- 
gegenist als solches stets sinnfrei, kannaber allerdings 
als Symbol, als Ausdruck in eine Beziehung zu »Sinn« 
als etwas von ihm Verschiedenem treten. Die »Deut- 
barkeit«, die »Verständlichkeit« des Artefaktes ist daher nur 
ein unpassender Ausdruck dafür, daß aus dem Artefakte » Sinn « 
deutbar verständlich ist, während aus anderem Physischem 
kein Sinn erschlossen werden kann. Das Artefakt selbst aber 
wird niemals »gedeutet« und »verstanden «, sondern wie alles 
Physische in der äußeren Wahrnehmung erfaßt. Diese 
Einwendungen gegen Webers Definitionen mögen zunächst 
mrals terminologische Klärungen aufgefaßt werden: 
Ihre gewaltige sachliche Bedeutung zeigt sich aber sogleich, 
sobald man frägt, was Weber in Ausführung seiner Definitionen 
als Gegenstand der Gesellschaftslehre behandelt. Denn nun zeigt 
sich, daß Weber durch die dargelegte Unklarheit seiner Defi- 
nitionen verführt wird, im Widerspruche zu seiner Grunddefini- 
tonauchPhysisches, also Unverstehbares, zum 
Gegenstande der verstehenden Gesellschaftslehre zu machen. 
Am deutlichsten tritt dieser Widerspruch in Webers Aus- 
führungen über die » soziologischen Grundkategorien des Wirt- 
schaftens« hervor. »Wirtschaftlich orientiert« soll ein 
Handeln insoweit heißen, als es seinem gemeinten Sinne nach 
an der Fürsorge für einen Begehr nach Nutzleistungen orientiert 
st«($.31). Nach dieser Definition wären lediglich psychische 
Akte, welche sich auf den Begehr nach Nutzleistungen 
oder auch auf Nutzleistungen beziehen, Gegenstand der 
Wirtschaftslehre. Diese Definition wird aber sogleich verlassen, 
sbld Weber zur Definition der soziologischen 
Grundkategorien des Wirtschaftens übergeht. »Tausch- 
Mittel soll ein sachliches Tauschobjekt insoweit heißen, als 
dessen Annahme beim Tausch in typischer Art primär an 


der Chance für den Annehmenden orientiert ist, daß dauernd 
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— d. h.: für die in Betracht gezogene Zukunft — die Chance be- 
stehen werde, es gegen andere Güter in einem seinem Interesse 
entsprechenden Austauschverhältnis in Tausch zu geben...« 
(S. 38). Aber wenn Gegenstand der Gesellschaftslehre der Sinn 
gewisser Handlungen ist, kann unmöglich ein sachliches Tausch- 
objekt, ein physisches Ding, welches nicht einmal eine Hand- 
lung ist, diesem Gegenstande angehören. Diesem Gegenstande 
gehören vielmehr nur gewisse Bewußtseinsbeziehungen auf das 
sachliche Tauschobjekt, nicht das Tauschobjekt selbst an. Nur 
die Tauschmeinung, die Tauschchance ist eine Grund- 
kategorie der verstehenden Wirtschaftssoziologie: das Tausch- 
objekt selbst aber kann wirklicher Gegenstand eines gesellschaft- 
lichen Aktes sein, und dieser gesellschaftliche Akt wird dann von 
der Gesellschaftslehre modo recto, direkt, gedacht, während der 
wirkliche Gegenstand des gesellschaftlichen Aktes, das sachliche 
Tauschobjekt, von der Gesellschaftslehre modo obliquo gedacht 
wird, ihr indirekter Gegenstand ist. Aber die indirekte Beziehung 
auf den wirklichen Gegenstand des gesellschaftlichen Aktes ist 
nichts der Gesellschaftslehre Wesentliches: denn wenn die Tausch- 
meinung unwahr ist, also das sachliche Tauschobjekt gar nicht be- 
steht, ist das Wesen des gesellschaftlichen Tauschaktes in keiner 
Weise verändert, da es ja nur auf die » Tausch-«, die »Chancen«- 
meinung des Aktesankommt. Gegenstand der Gesellschafts- 
lehre ist daher lediglich der Sinn gesellschaftlicher Akte, ein 
»Sich in bestimmter Weise mit bestimmten Gegenständen 
intentional Beschäftigen«, nicht sind es aber diese 
Gegenstände selbst, soweit sie nicht selbst wieder wirkliche gesell- 
schaftliche Akte (GV-Akte) sind. Die Artefakte allerdings 
können als Material der Gesellschaftsliehre in Betracht 
kommen, weil se Ausdruck gesellschaftlichen Sinnes sind. 

Die gleichen Einwendungen ergeben sich gegen fast alle von 
Weber aufgestellten Definitionen der soziologischen Grund- 
kategorien des Wirtschaftens. Wir greifen nur noch seine Defi- 
nition der »Kapitalgüter« heraus. »Kapitalgüter... 
sollen alle solche Güter heißen, über welche und solange über sie 
unter Orientierung an einer Kapitalrechnung verfügt wird« 
(S. 50). Aber weder Kapitalgüter noch die ihnen von Weber 
entgegengesetzten Besitzobjekte und Vermögensteile sind Ge- 
genstand der verstehenden Wirtschaftssoziologie. Es läßt sich 
ja auch keinem physischen Dinge wahrnehmend »ansehen 4 
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ob es »Kapitalgut« oder »Besitzobjekt « oder » Vermögens- 
teil« ist, sondern alle diese Begriffe, beziehungsweise Worte 
bedeuten lediglich, daß gewisse psychische Akte sich in 
bestimmter Weise auf physische Dinge beziehen und daß der 
»Sinn« dieser Akte in irreführender Weise ihren möglicher- 
weise wirklichen Gegenständen zugeschrieben wird. Ja, auch 
die Beziehung auf physische Objekte (» Güter «) ist immer 
nur ein die wirtschaftlich-gesellschaftlichen Akte individuali- 
sierendes Teilmoment innerhalb ihrer auf fremdes psy- 
chisches Verhalten gerichteten Meinung. Ein gesellschaftlicher 
Akt mit Tauschmeinung z. B. ist darauf gerichtet, durch 
Ausdruck eines Wunsches nach Austausch von Gütern und 
etwa des Urteils, daB das angebotene Gut zu dem verlang- 
ten Gute in einem bestimmten Austauschverhältnisse steht, in 
anderen ein Verstehen des Ausgedrückten und das Urteil 
hervorzurufen, daß er (der andere) wegen des verstandenen 
Ausgedrückten und wegen seines Urteils, daß ein solches Aus- 
tauschverhältnis bestehe, den Tausch vornehmen werde. Das 
die wirtschaftlich-gesellschaftlichen Akte individualisierende Mo- 
ment kommt also als Moment des gemeinten Gegenstandes in 
Betracht, d. h. die wirtschaftende Meinung ist nur eine 
Teilmeinung innerhalb der Gesamtintention des gesellschaft- 
lichen Aktes. 

Daß Weber auch Physisches zum Gegenstande der ver- 
stehenden Gesellschaftslehre macht, hat seinen logischen Grund 
darin, daß er offenbar auf der Grundlage der durch sprachliche 
Aequivokationen veranlaßten fiktiven Lehre von einem »imma- 
nenteng Objekte, von einem Objekte als »Erscheinung« steht. 
Diese Lehre verführt ihn dazu, die intentionale Beziehung auf 
ein Objekt (einen psychischen Akt) mit dem möglicherweise 
wirklichen Objekte dieses Aktes zu verwechseln und den Sinn des 
Aktes auf dessen Objekt zu übertragen, z. B. einen physische 
Objekte als Kapital meinenden Akt mit den möglicherweise wirk- 
lichen physischen Objekten, den » Kapitalgüter« genannten physi- 
schen Dingen, zu verwechseln. Wenn ein physisches Ding als 
\Guts bezeichnet wird, so bezeichnet dies lediglich den Sachver- 
halt, daß dieses physische Ding wegen gewisser ihm wesentlich 
zuıkommender Eigenschaften wirkliches Objekt eines wirtschaft- 
lichen Aktes sein kann, welche Relation zu einem Akte aber 
für das physische Ding einer denominatio mere extrinseca gleich- 
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kommt, keine Wesensbestimmung dieses Dinges ist. Und so be- 
deutet auch der Ausdruck, daß das Gut einen Wert habe, ledig- 
lich den Sachverhalt, daß es wirkliches Objekt eines wertenden 
Aktes sein kann, so daß also das » Haben« entweder nicht den 
Wert, sondern die den Wert fundierenden »physischen Eigen- 
schaften des Dinges« oder keine gehabte Eigen- 
schaft des Dinges, sondern eine mögliche Relation 
des Dinges zu einem wertenden psychischen Akte meint. 
Das physische Ding des »Gutes« ist eben überhaupt nicht 
Gegenstand einer reinen Wirtschaftslehre, sondern gehört 
lediglich zum Gegenstande einer genetisch-kausalen Wirtschafts- 
lehre, für welche dass Artefakt als Wirkung eines wirt- 
schaftenden Aktes (»Ausdruck«) oder als physische, motivie- 
rende Ursache wirtschaftender Akte, hingegen das »natür- 
liche« Gut, welches nicht Ausdruck eines Sinnes ist, ledig- 
lich als physische, motivierende Ursache wirtschaftender Akte 
in Betracht kommt. 

Die nunmehr mehrfach beleuchteten Unklarheiten liegen 
bereits in Webers Definition der Gesellschaftslehre als »einer 
Wissenschaft, welche soziales Handeln deutend verstehen und 
dadurch in seinem Ablauf und seinen Wirkungen ursächlich er- 
klären will«, in welcher Definition die Aufgabe der reinen Ge- 
sellschaftslehre mit der Aufgabe der genetisch-kausalen Gesell- 
schaftslehre verquickt wird. Die Vermengung genetischer mit 
deskriptiven Gesichtspunkten veranlaßt auch Weber, die 
Soziologie der Psychologie entgegenzustellen. In Erörterung des 
Greshamschen Gesetzes sagt er: » Gerade dieser Fall zeigt zugleich, 
wie irrig es ist, als die letzte »Grundlage« der verstehenden 
Soziologie irgendeine » Psychologie« anzusehen. Unter » Psycho- 
logie« versteht heute jeder etwas anderes. Ganz bestimmte 
methodische Zwecke rechtfertigen für eine naturwissenschaft- 
liche Behandlung gewisser Vorgänge die Trennung von » Physi- 
schem« und »Psychischem«, welche in diesem Sinne den 
Disziplinen vom Handeln fremd ist. Die Ergebnisse einer wirk- 
lich nur das im Sinne naturwissenschaftlicher Methodik »Psy- 
chische« mit Mitteln der Naturwissenschaft erforschenden und 
also ihrerseits nicht — was etwas ganz anderes ist — mensch- 
liches Verhalten auf seinen gemeinten Sinn hin deutenden 
psychologischen Wissenschaft, gleichviel wie sie methodisch ge- 
artet sein möge, können natürlich genau ebenso wie diejenigen 
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irgendeiner anderen Wissenschaft im Einzelfall Bedeutung für 
eine soziologische Feststellung gewinnen und haben sie oft in 
hohem Maße. Aber irgendwelche generell näheren Beziehungen 
als zu allen anderen Disziplinen hat die Soziologie zu ihr nicht. 
Der Irrtum liegt im Begriff des »Psychischen«. Was nicht 
»physisch« sei, sei »psychisch«. Aber der Sinn eines Rechen- 
exempels, den jemand meint, ist doch nicht » psychisch « (S. 9)«. 
Weber irrt aber, wenn er meint, daß die Sonderung der 
psychischen von den physischen Gegebenheiten eine Angelegen- 
heit der naturwissenschaftlichen Methodik sei, vielmehr ist sie 
bereits Angelegenheit einer dem Gegensatze von Naturwissen- 
schaft und Geisteswissenschaft übergeordneten allgemei- 
nen Seinslehre. Denn das Psychische ist von dem Physi- 
schen nicht nur durch seine Gegebenheitsart geschie- 
den, da das Psychische allein Gegenstand der evidenten Erfas- 
sung im Selbstbewußtsein ist, sondern das Psychische ist auch 
an sich innerhalb des Seienden vom Physischen geschieden, 
weil nur ihm allein die eigentümliche intentionale Beziehung 
als sein Wesen, seine Wesenseigenschaft zukommt und 
weil vom Psychischen keine räumlichen Bestimmungen ausge- 
sagt werden können. Für eine naturwissenschaftliche Methodik 
gbt es also überhaupt kein Psychisches und eine natur- 
wissenschaftliche Psychologie beschreibt nichts Psychisches, 
sondern forscht als genetische (physiologische) Psychologie nach 
den physischen Ursachen und Wirkungen des Psychischen, 
Die wahre, d. h. die reine Psychologie aber ist die deskriptive 
Psychologie, welche in den von den Lehren Brentanos und 
Diltheys kommenden mächtigen wissenschaftlichen Strö- 
mungen verkörpert ist. Zu dieser Psychologie aber steht 
die Gesellschaftslehre als reine Gesellschaftslehre nicht etwa 
bloß in einer Beziehung, sondern sie ist ein Teil- 
gebiet der deskriptiven Psychologie. Versteht 
man unter »Psychischem« psychische Vollakte oder gar diese 
Vollakte samt den ihnen hypothetisch zugeordneten physischen 
Vorgängen, dann ist allerdings der » Sinn« eines Rechenexempels 
nichts Psychisches. Versteht man aber unter »Psychischem « 
sowohl die psychischen Vollakte als auch deren isolierend be- 
luchtete Momente, dann ist der Sinn eines Rechenexempels 
gewiß etwas »Psychisches«e. Denn jedes » Rechenexempel« be- 
deutet nur die Wesensmomente gewisser psychischer Akte und 
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die intentionale Beschäftigung mit dem Sinne eines Rechen- 
exempels ist also die geistige Beschäftigung mit einem Etwas 
als einem Psychischen. Weber verwechselt vielleicht das 
wahre Rechenexempel als Sinn eines psychischen Aktes mit dem 
ebenfalls »Rechenexempel« genannten physischen Aus- 
drucke des wahren Rechenexempels in Schriftzeichen. Weber 
sagt ferner, daß » Wirtschaften« keine psychische Erscheinung 
sei. »Es fällt ja der Güterproduktion oder dem Preis oder selbst 
der »subjektiven Bewertung« von Gütern — wenn anders sie 
reale Vorgänge sind — gar nicht ein, »psychisch « zu bleiben. 
Gemeint ist mit diesem mißverständlichen Ausdruck aber etwas 
Richtiges: sie haben einen besondersartigen gemeinten Sinn: 
Dieser allein konstituiert die Einheit der betreffenden Vorgänge 
und macht sie allein verständlich « (S. 31). Aber die Güterproduk- 
tion ist nicht nur, wenn darunter physische Handlungen zu 
verstehen sind, etwas Physisches, sondern bleibt in alle 
Ewigkeit etwas Physisches. Und ein » Preis« und eine »subjek- 
tive Bewertung« sind nicht nur etwas Psychisches, sondern 
bleiben in alle Ewigkeit etwas Psychisches. Weber über- 
sieht die Aequivokationen des Wortes » Wirtschaften«, welches 
bald die »wirtschaftenden« psychischen Akte, bald deren Aus- 
druck in physischen Handlungen, bald diese psychischen Akte 
und diese physischen Handlungen bedeutet. Und Weber 
unterliegt ständig der Fiktion von immanentem Gegenstande, 
indem er meint, daß die psychische Beschäftigung mit einem 
physischen Gegenstande selbst etwas Physisches sei. Aber in 
der Wendung »Sich mit einem Tauschobjekte wertend beschäfti- 
gen« ist »Tauschobjekt« ein mit bedeutender Ausdruck, der 
lediglich ein Moment eines psychischen Aktes, einer intentionalen 
Beziehung bezeichnet, während sonst » Tauschobjekt« ein selb- 
ständig bedeutender Ausdruck für ein physisches Ding ist. 

Die reine Gesellschaftslehre ist also ein Teilgebiet der deskrip- 
tiven Psychologie und Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre ist 
lediglich Psychisches. Daß insbesondere die » Handlung« 
immer nur Material, nicht Gegenstand der Gesellschaftslehre 
ist, ergibt sich auch aus der Erwägung, daß keine einzige Hand- 
lung der Gesellschaftslehre eine eindeutige Aussage über ihren 
Gegenstand gestattet. Denn niemals ist für den Verstehenden 
einer bestimmten Handlung eindeutig ein bestimmter Sinn 
zugeordnet, wie Weber selbst (z. B. S. 4) feststellt, ohne 
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jedoch aus dieser Feststellung die nötigen Folgerungen abzu- 
leiten. Wenn aber eine gleiche Handlung in verschiedenen 
Fällen verschiedenen Sinn zum Ausdrucke bringen kann 
— und übrigens auch ein bestimmter Sinn in verschiedenen 
Filen in verschiedenen Handlungen zum Ausdrucke 
gelangen kann —, ist es klar, daß die Handlung dem Wesen 
der Gesellschaft als etwas Unwesentliches gegenübersteht. Nicht 
die Handlung ist ein deskriptiv wesentliches Moment des Gesell- 
schaftlichen, sondern das Meinen eigener und fremder künfti- 
ger Handlungen, wie sich ergeben hat. Wohl aber ist die Hand- 
lung ein Wesensmoment der Entstehung gesellschaftlicher 
Akte und damit der Gesellschaft selbst, weil sie nicht nur das 
wesentliche, sondern das einzige Mittel der Verständigung zwi- 
schen Menschen darstellt. Die Handlung gehört daher als Wesens- 
moment zum Gegenstande einer genetisch-kausalen Gesellschafts- 
lehre, 

Auch nach Ansicht Wieses, dessen Gesellschaftslehre 
wir uns nunmehr zuwenden, sind » Handlungen « der Gegenstand 
der Gesellschaftslehre. Er sagt: » Unsere Aufmerksamkeit richtet 
sich auf das Verhalten von Menschen« (S. ı; ähnlich an zahl- 
reichen anderen Stellen). Es frägt sich nun, was Wiese unter 
ıVerhalten« (menschlicher Handlung) versteht und welches Ver- 
halten nach Wiese als Gegenstand der Gesellschaftslehre in 
Betracht kommt. Wiese hebt immer wieder hervor, daß 
Gegenstand der Gesellschaftslehre äußeres Verhalten von Men- 
schen sei. »Die Soziologie hat es nur mit äußerlich wahrnehm- 
baren Handlungen zu tun« (S. 57). »Immer.... wenn das wahr- 
nehmbare Verhalten von Menschen beeinflußt wird, besteht ein 
soziologisch relevanter Tatbestand« (S. 93). Diesen widerholten 
grundsätzlichen Aufstellungen Wieses widersprechen jedoch 
seine weiteren Untersuchungen in allen Punkten, da er überall, 
um das Gesellschaftliche darzustellen, auf den Sinn der Hand- 
lungen zurückgehen muß. »Sie« — die Handlungen — »sind 
stets auch etwas Nichtpsychisches und müssen dementsprechend 
erklärt werden« (S. 19). »Man kann die subjektive und die ob- 
jektive Seite einer Erscheinung überhaupt nicht in einem über- 
seordneten Gattungsbegriffe vereinigen. Dieser wird immer 
wieder entweder subjektiv oder objektiv erfaßbar sein« (S. 82.) 
'Wir haben uns, wie aus dem Vorausgehenden hervorgeht, auf 
den Standpunkt gestellt, daß die ganze unübersehbare Skala 
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der Instinkte, Gefühle, Interessen, Gedanken, Ueberzeugungen 
in Betracht kommt und daß es der Analyse des Einzelprozesses 
überlassen bleiben muß, den Zusammenhang von Seelenregung 
und sozialer Handlung zu ergründen« (S. 123). »Aufschluß- 
reicher als alle Spekulationen über den » Gruppengeist« sind 
die Versuche, seinen Manifestationen in den einzelnen Hand- 
lungen analysierend nachzugehen. Wir vergessen dabei nicht, 
daß sich hinter diesen Handlungen Gesinnungen, Stimmungen, 
Temperamente verbergen. Wer Herrschaft feststellt, wird auch 
auf den Willen zu ihr stoßen, wer Vorgänge von Sozialisierung 
aufweisen kann, wird in ihnen Streben nach Brüderlichkeit ent- 
decken« (S. 210). Nach Wiese ist also »Handlung« etwas 
Psychisch-Physisches, eine Erscheinung, welche einer »sub- 
jektiven« und einer »objektiven« Betrachtungsweise unterworfen 
werden kann. In Wahrheit ist aber »Handlung« etwas rein 
Physisches, welches zu einem Psychischen in der Ausdrucksbe- 
ziehung steht, also von ihm verschieden ist. Es ist daher unrichtig, 
daß die sozialen Erscheinungen einer subjektiven und einer 
objektiven Betrachtungsweise unterworfen werden können. Einer 
objektiven, d. h. offenbar einer sinnlich wahrnehmenden Be- 
trachtung kann vielmehr lediglich die »Handlung« unterworfen 
werden, welche aber keine soziale Erscheinung ist, da ja die 
gleiche Handlung bald als Ausdruck einsamen, bald als Aus- 
druck gesellschaftlichen Seelenlebens dient. Hingegen können 
die wahren sozialen Erscheinungen, d. h. die gesellschaftlichen 
Akte, lediglich einer subjektiven Betrachtungsweise unterworfen, 
d. h. nur verstehend erfaßt werden. Nicht eine Tatsache wird, 
wie Wiese vermeint, subjektiv und objektiv erfaßt, sondern 
die objektive Betrachtung einer Tatsache — der Handlung — 
ist Hilfsmittel der subjektiven Betrachtung einer anderen 
Tatsache, nämlich jenes gesellschaftlichen Aktes, welchen die 
Handlung ausdrückt. 

Ferner aber ergibt sich, daß jene » Seelenregungen«, welche 
nach Wiese mit den sozialen Handlungen im Zusammen- 
hange stehen, gar nicht die gesellschaftlichen Akte sind, sondern 
entweder die Motive der gesellschaftlichen Akte, die kundge- 
gebenen Akte, oder die Motive der kundgegebenen Akte, also 
entfernte Motive der gesellschaftlichen Akte Wille zur Herr- 
schaft«, »Brüderlichkeit«. Wiese hat es leider unterlassen, 
das Wesen des Gesellschaftlichen zu umgrenzen, das Motiv des 
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kundgegebenen Aktes, den kundgegebenen Akt (das Motiv des 
gesellschaftlichen Aktes) und die ausdrückende Handlung von- 
einander und vor allem von dem eigentlichen gesellschaftlichen 
Akte zu scheiden. 

Aus dieser Unterlassung entspringen mehrere folgenschwere 
Unklarheiten und Irrtümer. Zunächst fehlt jedes scharfe Kri- 
terium des gesellschaftlichen Verhaltens von Menschen gegenüber 
anderem menschlichem Verhalten. Soziales Verhalten ist für 
Wiese jedes Verhalten von Menschen gegen Menschen, im 
Gegensatze zum Verhalten gegen die Natur (S. I), sind soziales 
Verhalten Handlungen von Menschen gegenüber anderen Men- 
schen (S. 33). Es hat sich aber bereits ergeben, daß durchaus 
nicht jedes Verhalten von Menschen gegenüber anderen Menschen, 
d. h. durchaus nicht jeder psychische Akt, der einen anderen 
Menschen im Sinne hat, mag er auch in einer Handlung zum 
Ausdruckekommen, eingesellschaftlicher Akt ist. Ferner betrachtet 
Wiese meist die Motive der gesellschaftlichen Akte und die 
Motive dieser Motive statt der gesellschaftlichen Akte selbst. 
Das zeigt sich bei seiner Darstellung der »unechten« und » mas- 
kierten« Beziehungen (S. 56 ff.), bei welchen nach Wiese 
Motiv und äußere Handlung nicht übereinstimmen. Nun stimmen 
aber nach Intention des Ausdrückenden Ausdruckshandlung, 
gesellschaftlicher Akt und dessen Motiv, der kundgegebene Akt, 
immer überein. Tritt jemand — um ein von Wiese ange- 
führtes Beispiel heranzuziehen —, in eine Freimaurerloge ein, 
scheinbar um sittliche Verpflichtungen zu übernehmen, in Wirk- 
lichkeit aus Rücksichten auf seine Karriere, so ist jenes Motiv, 
welches in der Beitrittshandlung kundgegeben wird, der Wunsch, 
durch die Beitrittshandlung die Mitglieder der Loge zur Annahme 
des Beitrittes zu bewegen. Es wird nur darauf gerechnet, daß 
das Motiv jenes Motivs, des kundgegebenen Aktes, — Wunsch 
nach Karriere — von den anderen nicht verstanden wird, d. h. 
eswird unvollkommenes motivationsmäßiges Verstehen erwartet. 
Keines dieser Motive ist aber der gesellschaftliche Akt selbst, 
welcher vielmehr in dem Urteile besteht, es werden durch die 
Beitrittshandlung die Mitglieder der Loge zur Annahme des 
Beitrittes bewogen werden. Es kann nicht einmal davon ge- 
Sprochen werden, daß hier ein anderer gesellschaftlicher 
Akt verdeckt wird. Denn die bloße wünschende oder auch 
urteilende Meinung, durch Beitritt zu einer Freimaurerloge 
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Karriere zu machen, ist ja überhaupt kein gesellschaftlicher Akt. 
Ein gesellschaftlicher Akt würde erst das Urteil sein, es werden 
andere Menschen durch den Ausdruck des Wun- 
sches, Karriere zu machen, zu entsprechenden Handlungen 
veranlaßt werden. Nicht ein gesellschaftlicher Akt und nicht 
das Motiv eines gesellschaftlichen Aktes, der kundgegebene Akt, 
können verdeckt werden, da ja der gesellschaftliche Akt seiner 
Wesensmeinung nach sich selbst und sein Motiv kund 
gibt, sondern lediglich das Motiv des Motivs des gesellschaftlichen 
Aktes kann verdeckt werden, insbesondere auch der Wunsch, 
nach einem gesellschaftlichen Akte und den ihm entsprechen- 
den Akten der anderen, gewisse weitere gesellschaftliche 
Akte zu vollziehen. 

Der Umstand nun, daß Wiese das mittelbare und das 
unmittelbare Motiv des gesellschaftlichen Aktes und die aus- 
drückende Handlung nicht voneinander und vom gesellschaft- 
lichen Akte sondert, vielmehr als Gegenstand der Soziologie 
Handlung als psycho-physische Erscheinung betrachtet, ver- 
anlaßt ihn, die Soziologie von der Psychologie zu trennen und 
die Soziologie als eine Lehre von » Räumlichem« zu entwickeln. 
Wiese sagt: »Die Soziologie ist die Lehre von den sozialen 
Prozessen, also vom Handeln der Menschen, nicht von 
den Bewußtseinsvorgängen in den Menschen. Sie hat es nicht 
primär mit Seelenzuständen, sondern mit Geschehnissen zu tun, 
die (äußerlich mehr oder weniger wahrnehmbar) Veränderungen 
in der Gruppierung von Menschen hervorrufen. Unsere Hand- 
lungen sind Facta, die von Raum, Zeit, den Gesetzen der Physik 
und den Regeln der stofflichen wie der belebten Unwelt ab- 
hängig sind. Sie sind stets auch etwas Nicht-Psychisches und 
müssen dementsprechend auch erklärt werden. Als solche 
objektive Erscheinungen sind sie in einem äußeren sach- 
lichen Zusammenhang mit der Natur eingeordnet, die sozialen 
Prozesse sind eben auch Naturprozesse. So kann etwa der Vor- 
gang der Anhäufung (Aggregation) objektiv, ohne Bezug- 
nahme auf Bewußtseinsvorgänge, nach dem Vorbilde und den 
Methoden der Physik untersucht werden« (S. ıg). Es wurde 
bereits mehrmals hervorgehoben, daß die Handlung etwas rein 
Physisches darstellt, welche aber zu etwas Psychischem in der 
Ausdrucksbeziehung steht. Da aber für den Verstehenden 
keine eindeutige Ausdrucksbeziehung zwischen psychischem Akte 
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und ausdrückender Handlung besteht, die Handlung vielmehr 
nur ein mehrdeutiges Symbol psychischer Akte ist, stellt nicht 
die Handlung, sondern der in ihr Ausdruck findende, durch sie 
verstandene gesellschaftliche Akt das »primäre Objekt«, d. h. 
dn Gegenstand der Gesellschaftslehre dar. Wiese 
irt aber auch, wenn er meint, daß es nur von Physischem eine 
objektive Betrachtungsweise im Sinne einer wertfreien Be- 
trachtungsweise (S. 12) geben könne. Denn das Psychische ist 
nicht minder als das Physische eine » Gegebenheit« und läßt sich 
nicht minder ohne Wertung beschreiben als das Physische, wie 
die deskriptive Psychologie zeigt. Wiese unterliegt offenbar 
ener quaternio terminorum: »Objektive bedeutet 
ihm nämlich eine wertfreie Methode und einen physi- 
schen Gegenstand, »subjektiv« eine wertende Methode 
und einen psychischen Gegenstand!). Wenn ferner 
Wiese von den die Handlungen verursachenden Motiven 
spricht, so übersieht er nicht nur, daß zwischen dem psychischen 
Akte und der ihn ausdrückenden Handlung keineswegs bloß eine 
einfache kausale Beziehung, sondern eine besonders geartete 
kausale Beziehung besteht, nämlich die Ausdrucksbeziehung, 
bei welcher die » Wirkung« nicht nur aus der » Ursache« hervor- 
geht, sondern sie symbolisierend aus dem Reiche des Psychischen 
in das Reich des Physischen übersetzt, sondern er übersieht 
auch, daß unmittelbare »ÜUrsache« der Handlung der ge- 
sellschaftliche Akt ist, den Wiese gar nicht in Betracht zieht. 
Niemals z, B. führt der bloße Wunsch, bei der Kasse einer Bank 
Geld zu beheben, zur Handlung der Einreichung eines ent- 
sprechend beschriebenen Formulares, sondern zu dieser Hand- 
lung führt der gesellschaftliche Akt, das Urteil,es werde 
der Kassabeamte durch Ausdruck des Wunsches nach einer be- 
stimmten Summe Geldes zur Auszahlung des Geldes bewogen 
werden (gleichgültig welche Motive des Beamten hiebei maß- 
gebend sein mögen). Wäre nicht das Wahrschein- 
lichkeitsurteil, die subjektiv gemeinte 
Chance des gesellschaftlichen Aktes, son- 
derndessen Motiv, der Wunsch, maßgebend, 


sowürde jedermann stetig bei allen Bank- 
mn 

“) In dem früher erörterten Zusammenhange bedeutet Wieses Ent- 
gegensetzung von » objektiv« und » subjektiv e den Gegensatz von »sinn- 
cher « und » verstehender « Erfassung. 
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kassen um Geldausfolgung ansuchen. »Könnte 
nicht« — frägt Wiese bei Erörterung der maskierten Bezie- 
hungen — »die Soziologie, die es nur mit äußerlich wahrnehm- 
baren Handlungen zu tun hat, diese ganze Unterscheidung der 
Lehre von den Motiven und damit der Seelenkunde überlassen ? 
Sicherlich ist es zunächst nicht ihre Aufgabe, die Welt der Motive 
zu durchpflügen .. .« (S. 57). Wenn hier Wiese die Seelenkunde 
als die Lehre von den Motiven bezeichnet, so denkt er offenbar 
wieder an die mittelbaren und unmittelbaren Motive der gesell- 
schaftlichen Akte, welche allerdings nicht Gegenstand der reinen 
Gesellschaftslehre sind. Aber der gesellschaftliche Akt selbst ist 
etwas » Seelisches« und Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre, 
welche eben ein Teilgebiet der deskriptiven Psychologie darstellt. 
Denn wenn man im Sinne Wieses den gesellschaftlichen Akt 
ganz vernachlässigt, das Motiv des gesellschaftlichen Aktes 
aber der Seelenkunde zuteilt, dann ist es ja ganz unverständlich, 
was »Handlungen« überhaupt bedeuten sollen, dann ist die Ge- 
sellschaft eine Mannigfaltigkeit bewußtseinsfreier Automaten, 
also keine Gesellschaft. Denn Gesellschaft setzt voraus, daß 
Menschen wechselseitig durch Verstehen von Handlungen Zu- 
gang zum Seelenleben finden. Und ebenso ist Wissenschaft von 
der Gesellschaft nur möglich, wenn ihr menschliche Handlungen 
als Ausdruck ein Verständnis fremder psychischer Akte ermög- 
lichen. 

Zu Unrecht also sondert Wiese die Soziologie von der 
Psychologie. Soziologie ist vielmehr die Lehre von bestimmtem 
Psychischen, von den Wesensmomenten gewisser psychischer 
Akte. Wiese gelangt jedoch von seiner Annahme aus, daß 
die physischen Handlungen Gegenstand der Gesellschaftslehre 
seien, zu einer Gesellschaftslehre, welche es mit körperlichen 
Dingen und ihren räumlichen Beziehungen zu tun hat. Er 
spricht von » Kräften, welche das Verhalten von Menschen beein- 
flussen« (S. I1), von »Atomen«, » Molekulen«, ihren » Bewegungs- 
vorgängen «, von dem »zwischen den Molekülen kreisenden Kräfte- 
strome« (S. 4), von »Bewegungslinien« (S. 10), von einander 
»durchdringenden Grundbewegungen«, von den »Bewegungs- 
bahnen von Größen« (S. x1), von »Anziehung« und »Abstoßungt 
(S. 15), vom »Festigkeitsgrade des Bandes« (S. x16), von dem 
»durch Bewegung verursachten Grade der Verbindung « (S. 18), 
von den »bewegenden Kräften der Gesellung« (S. 72), von » Attrak- 
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Zi 
tions und »Kausalzusammenhang« (S. 106), von »auf- und ab 
schwingenden Bewegungen des Zueinander« (S. 179), vom »krei- 
senden Spiel der Kräfte« (S. 211) usw. usw. Diese und zahl- 
reiche ähnliche Ausdrücke können zunächst als bloße Fiktionen 
der inneren Sprachform aufgefaßt werden, da ja, wie vor allem 
Marty festgestellt hat, die Bilder der inneren Sprachform zur 
Beschreibung des Seelischen meist vom Körperlichen herge- 
nommen werden 15). Es zeigt sich jedoch, daß diese Ausdrücke 
in der Gesellschaftslehre Wieses als Ausdruck der wahren 
gemeinten Bedeutung gebraucht werden. Wiese sagt näm- 
lich über die Methode seiner Gesellschaftslehre: » Methodologisch 
besteht unsere Aufgabe in dem Versuche einer möglichst weit- 

5 geführten Quantifizierung der qualitativen Unterschiede des 

x, sozialen Geschehens. Wir versuchen, seine Erscheinungen in 

io. wenigen klaren Linien zu ordnen, auf denen nur noch zahlen- 

z: mäßige Unterschiede vorhanden sind « (S. 9). » Es ist die formalste, 


„is  algemeinste, mathematische Betrachtungsweise« (S. 11). »Die 
„x| (ie völlig erreichbare) Exaktheit der Erkenntnis wird um so 
sèi ger sein, je mehr das Quantifizierungsverfahren unser System 


a beherrscht« (S. 18). »So kann etwa der Vorgang der Anhäufung 
pe) (Aggregation) objektiv ohne Bezugnahme auf Bewußt- 
sinsvorgänge, nach dem Vorbilde und den Methoden der Physik 
untersucht werden« (S. 20). Auf Grund dieser methodischen 
Postulate wird nun von Wiese »die Welt des Handelns in 
einem Schema bloßer Raumzusammenhänge vereinfacht « (S. 89). 
Hs gibt keine soziologisch indifferenten Beziehungen zwischen 
Menschen und zwischen (sozialen) Gebilden, d. h. Beziehungen, 
die weder lösend noch bindend sind, da alle Bewegungen von 
Gegenständen Veränderungen der räumlichen Lage zuein- 
ander sind. In allem, was ich einem anderen Menschen gegen- 
über tue, muß ich ihm (sei es auch nur minimal) näher kommen 
oder von ihm abrücken oder schließlich in mancher Hinsicht 
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PA nherkommen, in anderen von ihm abrücken. Die Zweiteilung 
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Re aller menschlichen Beziehungen in solche des Zu- und des Aus- 
F BA “nander gibt erst der Soziologie die nur ihr eigene selbständige 
Ä e Problematik, gibt ihren formalen und ihren exakten Wissen- 
wi E 
bi 4  “) Zur Frage der Unterscheidung der »inneren Sprachform « von der 

A] ' Bedeutung e welche auch für die Gesellschaftslehre von größter Wichtig- 

5.) (st, vgl. die Werke Anton Martys undO. Funke » Innere Sprach- 
gi n om. Eine Einführung in A. Martys Sprachphilosophie «, Reichenberg 1924. 
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schaftscharakter« (S. r11). Wieses naturalistische 
Einstellung ist unverkennbar: denn die Postulate der quantifi- 
zierenden, mathematischen, exakten Methode gehören aus- 
schließlich der Methodologie der Naturwissenschaften an. Der 
Gegenstand der Geisteswissenschaften jedoch — etwas Unräum- 
liches — ist jeder quantifizierenden, mathematischen Methode 
völlig unzugänglich. Versteht man unter »exakter« Methode 
die intentionale Beziehung auf Gegenstände durch Zahlbegriffe, 
dann sind die Geisteswissenschaften nicht mehr oder weniger 
exakte, sondern ihrem Wesen nach unexakte Wissen- 
schaften, wobei jedoch »Exaktheit« sich nicht als ein metho- 
dologischer Höherwert, sondern lediglich als eine metho- 
dologische Eigenart darstellt. Versteht man aber — wie 
dies wohl richtig sein dürfte — unter »exakter« Methode die 
intentionale Beziehung auf Gegenstände durch klare und scharfe 
Begriffe, dann können die Geisteswissenschaften exakte 
Wissenschaften sein. Nur wird den Geisteswissenschaften ihr 
exaktes Begriffssystem nicht von der Mathematik, der formalen 
Wissenschaft vom Physischen, sondern von der deskriptiven 
Psychologie als der formalen Wissenschaft vom Psychischen zur 
Verfügung gestellt. Ob aber Wieses räumliches Grundschema 
tatsächlich ein geeignetes Grundschema der Gesellschaftslehre 
ist, wird sich am klarsten beantworten lassen, wenn die An- 
wendung dieses Schemas in der von Wiese gebotenen reichen 
Kasuistik geprüft wird. Wir greifen die folgenden Fälle heraus: 

I. »sSich auseinandersetzen: Mischbeziehung 
von Annäherung und Opposition. Der Vorgang der Aussprache 
verbindet A und B; dabei stehen sich aber auch äußerlich und 
damit soziologisch erkennbar die Willensrichtungen, Ansichten 
und Interessen feindlich gegenüber« (S. 91). Kann aber ernst- 
lich behauptet werden, daß dieses » Verbinden« und »Feindlich 
gegenüberstehen« räumliche Beziehungen bedeutet oder auch 
nur in räumlichen Beziehungen zum Ausdrucke kommt ? Weder 
sind die gesellschaftlichen Akte des » Sich-Auseinandersetzens« 
etwas Räumliches — sie sind als psychische Akte etwas ohne 
Ortsbestimmung, wenn auch Ortsbestimmtem, nämlich mensch- 
lichen Körpern, zugeordnet — noch bieten die Handlungen, 
welche das »Sich-Auseinandersetzen« zum Ausdrucke bringen, 
irgendeinen wesentlichen Anhaltspunkt für die An- 
wendung eines räumlichen Schemas. Denn das » Sich-Auseinander- 
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setzen« kann sowohl zwischen räumlich nahen als auch zwischen 
räumlich fernen Menschen vor sich gehen. Wiese kann hier 
nur von »Annäherung« und »Opposition« sprechen, weil er die 
emotionalen Motive der betreffenden gesellschaftlichen Akte 
— Abneigung und Zuneigung — durch bildliche Begriffe 
bezeichnet, welche der Anschauung von Räumlichem entnommen 
sind. 

2.»Handel treiben: Güterbereitstellung, Bedarfs- 
bedeckung und Beschaffung des sonst räumlich oder zeitlich 
nicht Erlangbaren, also ein Prozeß des Zueinander; zugleich eine 
Ausnützung eben dieser Bedürftigkeit, indem die Tauschbe- 
dingungen eine Tendenz haben, sich in dem Grade für die eine 
der beiden Parteien zu verschlechtern, in dem das Gut begehrt 
wird. Vorgang des Gegeneinander in der Preisbildung« (S. 91). 
Aber auch in diesem Beispiele sind die Worte »Zueinander« und 
» Gegeneinander« lediglich bildliche Bezeichnungen für gewisse 
emotionale Motive gesellschaftlicher Akte. Das »Zueinander« 
bezeichnet weder das Wesen der gesellschaftlichen Akte noch 
die sie ausdrückenden Handlungen, sondern jenen Endzustand, 
welcher einem Wunschmotive des gesellschaftlichen Aktes vor- 
schwebt, nämlich die räumliche oder zeitliche Näherung bisher 
entfernter Güter. Ebenso bezeichnet das » Gegeneinander « nichts 
dem gesellschaftlichen Akte oder seiner Ausdruckshandlung 
Wesentliches, sondern den dem Wunschmotive des gesellschaft- 
lichen Aktes vorschwebenden Endzustand. » Tausch« bezeichnet 
in seiner einfachsten Form ein G-Gebilde. A fällt das Urteil, 
er werde durch den Ausdruck seines Wunsches nach dem Gute 
des B und seines Wunsches, dem B für das gewünschte Tauschgut 
ein eigenes Gut zu geben, in B ein Verstehen dieser Wünsche 
und das Urteil hervorrufen, daß er (B) nunmehr wegen der 
verstandenen Wünsche den von A gewünschten Tausch voll- 
ziehen werde. Es kann nun allerdings behauptet werden, daß 
dieses »Zu- und Gegeneinander« in der Intention der gesell- 
schaftlichen Akte liege, weil sie auf Güter nähernde und ent- 
fernende Handlungen gerichtet seien. Aber läßt sich ernstlich 
behaupten, daß damit ein Wesenskriterium der Tauschakte ge- 
funden wäre? Der Tausch muß ja gar nicht auf die räumliche 
Veränderung von Gütern gehen, sondern er kann bloß auf einen 
Austausch von »Verfügungsgewalt« über Güter ohne deren 
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Es zeigt sich ferner bei Vergleichung des ersten und zweiten 
Falles, daß Wieses Kategorien des »Zu- und Gegeneinander« 
ganz unvereinbare Sachverhalte bezeichnen. Einmal nämlich 
bezeichnen sie die Verschiedenheit von Gemütsbewegungen, 
Zuneigung und Abneigung, dass zweite Mal eine Inten- 
tion auf Veränderung der räumlichen Lage von Gütern. Und 
wieder ein anderes Mal bezeichnet » Gegeneinander « 
eine Intention auf Verschlechterung der Tauschbedingungen des 
Tauschpartners, die keineswegs mit »Abneigung« verbunden 
sein muß. Wie kann sich aus der Betrachtung derart disparater 
Sachverhalte ein soziologisch bedeutsames Kriterium ergeben? 
Es scheint, daß wir uns mit Wieses Kategorien im Gebiete 
vager bildlicher Bezeichnungen bewegen. 

3.»Imponieren: In A wird durch Handlungen oder 
Unterlassungen von B der Eindruck von Achtung für diesen 
hervorgerufen; zugleich entsteht das Gefühl des Abstandes von 
B und seiner Ueberlegenheit. Das Zueinander, das durch Billigung 
des Tuns entsteht, ist geknüpft an Fremdheitsvorstellungen. s 
(S. gr.) Hier bezeichnen aber das »Zu- und Gegeneinander« 
wiederum einen anderen Sachverhalt, näm- 
lich Gefühle, welche durch gesellschaftliche Akte des einen im 
anderen hervorgerufen werden. Es ist den gesellschaftlichen 
Akten des »Imponierens« nicht einmal wesentlich, daß ihre 
Intention auf Schaffung eines räumlichen Abstandes geht. Der 
werbende Mann z. B. sucht der umworbenen Frau zu »impo- 
nieren« mit der Intention nach räumlicher Annäherung, nach 
körperlicher Vereinigung. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß die reine Gesellschafts- 
lehre sowohl die Lehre von den Motiven als auch die Lehre 
von dem Ausdrucke der gesellschaftlichen Akte auszuschalten 
und als ihren alleinigen, übrigens recht umfangreichen und 
verwickelten Gegenstand das Wesen der gesellschaftlichen 
Akte zu betrachten hat. Wird erkannt, daß nicht die Motive 
der gesellschaftlichen Akte, sondern diese selbst als Seelisches 
den Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre bilden, so wird 
klar, daß reine Gesellschaftslehre, obwohl sie es nicht mit jenen 
Motiven zu tun hat, dennoch deskriptiv-eidetische Psychologie 
ist. Wird ferner erkannt, daß alle »Handlungen« für die Geistes- 
wissenschaften nur als Ausdrucksmaterial seelischer 
Gegenstände in Betracht kommen, an sich aber als physische 
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Gegebenheiten Gegenstand der Naturwissenschaften sind, so 
wird erst klar erkannt, daß Gegenstand der Gesellschaftslehre 
ausschließlich Geistiges ist, daß sie eine reine Wissenschaft vom 
Geiste darstellt. Es ist eine höchst verfängliche Redensart, zu 
sagen, daß die »Handlung« einer doppelten, nämlich einer natur- 
wissenschaftlichen und einer geisteswissenschaftlichen Betrach- 
tung unterworfen werden könne. Denn das Wort »Handlung« 
ist in der gewöhnlichen Redeweise bereits doppeldeutig: Es 
bezeichnet einmal eine physische Gegebenheit selbst (an sich), 
Z. B. Laute, und wieder ein anderes Mal eine ausdrückende B e- 
ziehung dieser physischen Gegebenheit zu ausgedrückten 
psychischen Akten. Im strengen Sinne des Wortes ist „Hand- 
lung« — um einen von Reh m ke allgemein betonten Gegen- 
satz heranzuziehen — ein Beziehungs- nicht ein Wesens- 
wort, es bedeutet nicht das Wesen, welches einer physischen 
(egebenheit zukommt, sondern die Beziehung einer physischen 
Gegebenheit zu einer anderen (psychischen) Gegebenheit, 
nämlich die Ausdrucksbeziehung. »Gesellschaftliche 
Handlung«ist jene Handlung, welche zu gesellschaft- 
lichem Sinne in einer Ausdrucksbeziehung steht. Der 
fundamentale Sachverhalt, daß »Handlung« ein Beziehungs-, 
kein Wesenswort ist, wird bloß durch den anderen Sachver- 
halt verdeckt, daß es gewisse physische Gegebenheiten 
— z2. B. die Sprachbewegungen — gibt, welche in der Welt 
ausschließlich als Glieder einer Ausdrucksbeziehung vor- 
gefunden werden. »Ausdruck« und »Handlung« sind die W e- 
sensbeziehung in der alle diese physischen Gegeben- 
heiten stehen, nicht aber gehören »Ausdruck« und »Handlung« 
ihrem Wesen als solchem, was sich schon daraus ergibt, 
daß auch diese physischen Gegebenheiten rein als physische 
Gegebenheiten unter Absehung von der Ausdrucksbeziehung, 
in welcher sie stehen, untersucht werden können, während kein 
Gegenstand unter Absehung von einem Momente, welches ihm 
as solchem wesentlich zukommt, untersucht werden kann. 
In der naturwissenschaftlichen Betrachtungsweise wird also eine 
'Handlung« genannte physische Gegebenheit an sich, d. h. unter 
Absehung von der »Handlungs«beziehung, in einer naturwissen- 
schaftlich-geisteswissenschaftlichen (psychophysischen) Betrach- 
tungsweise die physische Gegebenheit der »Handlung« und die 
auf sie gerichtete intentionale Ausdrucksbeziehung, in der 
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rein geisteswissenschaftlichen Betrachtungsweise lediglich die 
meinende Ausdrucksbeziehung, untersucht. Weder die aus- 
drückende Handlung noch die wirkliche Ausdrucksbeziehung ge- 
hören zum Wesen des ausgedrückten psychischen Aktes, da es 
ja zahlreiche psychische Akte gibt, die in keiner Ausdrucks- 
beziehung stehen, ja solche, die ihrem Wesen nach unausdrück- 
bar sind. Und für die Gesellschaftslehre im besonderen kommt 
als Gegenstand weder die gesellschaftliche Handlung noch die 
wirkliche Ausdrucksbeziehung, sondern lediglich dasMeinen 
eines Ausdruckes als eines wirklichen im 
gesellschaftlichen Akte in Betracht. Es liegt lediglich an der 
Beschaffenheit unserer Erkenntnis, daß wir fremde 
psychische Akte nur durch physische Gegebenheiten, durch ein 
physisches Material, also als Glieder einer Ausdrucksbeziehung 
erfassen können. Deshalb ist eine Lehre von den wirklichen 
Ausdrucksbeziehungen, d. h. von der Symbolisierung psychischer 
durch physische Gegebenheiten ein unentbehrliches methodisches 
Hilfsmittel, nicht aber ein Teil der reinen Gesellschaftslehre. 

Der Erkenntnis, daß nicht die ausdrückende Handlung, 
sondern der ausgedrückte gesellschaftliche Akt den Gegenstand 
der Gesellschaftslehre bildet, ist Spann sehr nahegekommen. 
Spann sagt: »Die Gesellschaftslehre steigt in die Tiefe des 
menschlichen Geistes« (GL. S. 75) 18). »Das einzige, was diesem 
— dem Universalismus — übrig bleibt, ist: Die Gesellschaft in 
der Sphäre der Geistigkeit zu suchen« (S. 112). »Echtes uni- 
versalistisches Denken geht von der lebendigen geistigen Wechsel- 
beziehung als sozialer Urtatsache aus« (S. 170). »Da für den 
universalistischen Standpunkt die geistige Natur der Gesell- 
schaft ... feststeht ...« (S. 235). »Die ... geistige Substanz 
jeder Gesellschaft ...« (S. 237). Aber, sagt Spann:»... Ge 
sellschaft ist eine geistige Welt, eine Welt, die allerdings 
einen bestimmten physischen, einen bestimmten rassenmäßig- 
organischen Stoff braucht, um sich darzustellen« (S. 15). »In 
der Erfahrung tritt uns die Gesellschaft zuerst als eine Welt von 
Handlungen entgegen ... Die geistigen Gemeinschaften werden 
erst hinter den handelnden Gemeinschaften oder Genossenschaf- 
ten, die nur ihre Erscheinungsformen, nur dienende Körper 
sind, sichtbar« (S. 366). Gewisse Aeußerungen Spanns 
lassen nun darauf schließen, daß er die »Handlung« nur als 
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Material, nicht als Gegenstand der Gesellschaftslehre betrachtet. 
Er sagt z. B. gegen Weber: »Da die Handlung für sich über- 
haupt nicht ist, sondern, wie sich später zeigen wird, nur als 
Ausdruck und Entfaltung eines Geistigen (der Empfindung i. 
w. S.), kann sie ohne dieses Geistige auch nicht Gegenstand der 
Gesellschaftslehre sein. Der Grund für diese Trennung ist ein 
versteckter Individualismus, der das Handeln als solches nehmen 
und das Geistige des Einzelnen als ein Unberührbares, Uner- 
forschliches und Privates auf sich beruhen lassen möchte!« (S.262.) 
Leider verwickelt Spann, wie überhaupt so auch hier, einen 
richtigen Gedanken in einen dichten Knäuel unrichtiger Ge- 
danken. Denn 1. ist die Handlung »für sich« wohl etwas, nämlich 
eine physische Gegebenheit, welche in einer Ausdrucksbeziehung 
zu einer psychischen Gegebenheit steht, 2. muß die Gesell- 
schaftslehre die physische Gegebenheit der Handlung scharf von 
der Ausdrucksbeziehung trennen, 3. war es gerade Weber, 
welcher seine Untersuchung auf das Verstehen des ausgedrückten 
psychischen Aktes abgestellt hat, wenn er auch hiebei nicht folge- 
richtig vorgegangen ist und 4. bleibt es einfach unverständlich, 
was diese oder jene Auffassung der » Handlung « mit » Individualis- 
mus« zu tun haben soll, um so unverständlicher, da ja gerade 
Weber seine Forschung auf das Geistige, den »Sinn« gerichtet 
hat. 

Da nun aber Spann den an sich richtigen Gedanken, daß 
die »Handlung« Ausdruck eines Geistigen sei, nicht zu Ende ge- 
dacht und das Wesen der gesellschaftlichen Akte völlig vernach- 
lässigt hat, wird ihm die »Handlung« wieder zu einem Gegen- 
stande der Gesellschaftslehre, wird er — nach seiner eigenen 
Definition — zum »Individualisten« Er sagt: »Der 
echte Universalismus geht daher von der Gegenseitigkeit des 
Handelns überall auf die Empfindung, die Geistigkeit, zurück, 
die dahinter steht. Zur Gesellschaftlichkeit des Handelns fügt 
er die Gesellschaftlichkeit des Empfindens (des Geistes) hinzu 
(S. 113). Diese Aufstellungen enthalten bereits eine bedenkliche 
Unklarheit. Denn es gibt keine » Gegenseitigkeit «, keine » Gesell- 
schaftlichkeit« des Handelns, sondern lediglich eine Gegenseitig- 
keit, eine Gesellschaftlichkeit der durch gewisse Handlungen 
ausgedrückten psychischen Akte. Spann verlegt irrtümlich 
das Wesen der ausgedrückten Geistigkeit in die physische Ge- 
gebenheit der ausdrückenden Handlung. »Mit der üblichen 
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Einteilung der heutigen Psychologie: Erkenntnis — Gefühl — 
Wille kann ... die Gesellschaftslehre schlechterdings nichts 
anfangen. Für sie gibt es nur das Handeln als jene Erscheinung, 
welche in aktiver Form das Gegenständliche und Aeußere der 
Gesellschaft aufbaut (und zu diesem Handeln gehört auch das 
tätige Wollen), und ferner das, was vor dem Handeln liegt. Dies 
ist die Welt der seelischen Voraussetzungen des Handelns, näm- 
lich das Gebiet der Sinnlichkeit, der Erkenntnis, des Gemütes. 
Alles, was vor dem Handeln im Geiste liegt, fassen wir als »Emp- 
findung« im weitesten Sinne zusammen und stellen es dem Han- 
deln gegenüber, gleichwie: Wort und Werk, Dichten und Trachten, 
Lehre und Leben, Theorie und Praxis« (S. 268). Es wurde 
bereits mehrmals festgestellt, daß reine Gesellschaftslehre ein 
Teilgebiet der deskriptiven Psychologie ist. Zu welcher gedank- 
lichen Verwirrung ein Absehen von der Psychologie führt, ergibt 
sich am klarsten aus Spanns Gesellschaftsiehre. Spann 
setzt zunächst wie Weber inneres und äußeres Verhalten im 
Begriffe der »Handlung« einander gleich, wogegen sich die 
bereits erörterten Einwendungen ergeben. Insbesondere aber 
arbeitet Spann mit einem höchst unklaren Willensbegriffe. 
Er sagt einmal »tätiges Wollen«, ein anderes Mal (S. 268) » Wollen 
und Handeln«. Aber »Wollen« ist ausschließlich ein psy chi- 
sches Phänomen und als solches von der physischen Gegeben- 
heit der Handlung, in welcher es zum Ausdrucke gelangt, ge- 
schieden. Und deshalb kann zwar die Willenstat als physische 
Gegebenheit der »Welt der seelischen Voraussetzungen des 
Handelns« gegenübergestellt werden, nicht aber das Wollen, 
welches ja selbst etwas Seelisches ist. Statt zwischen Psychi- 
schem und Physischem eine Grenze zu ziehen, zieht Spann 
eine Grenze zwischen gewissem Psychischem (Sinnlichkeit, 
Erkenntnis, Gemüt) und gewissem Psychophysischem (Willen 
als Wollen u n d Willenshandlung), ein höchst fragwürdiges Ver- 
fahren, weil ja auch das erstere Psychische in Handlungen zum 
Ausdrucke kommen kann. 

Es ist nicht leicht zu bestimmen, was Spanns Begriff 
des »Handelns« eigentlich meint: »Der Begriff des Handelns ist 
in seiner allgemeinsten Form zunächst der, daß ein Empfundenes 
und Erkanntes erstrebt wird, zum Ziele des Handelns wird. Das 
Heraustreten der Empfindung und des Wissens aus seiner Selbst- 
beschlossenheit, seiner Beschaulichkeit, das Aufblitzen als »Ziel«, 
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das ist es, was das Wollen und Handeln erschafft, was das absolut 
Neue am Handeln bedeutet und über das Wissen als solches 
hinausgeht. In diesem Sachverhalte zeigt sich eine grundsätzlich 
dienende Stellung des Handelns. Empfindung ist das Große und 
Schöpferische, Handeln das Abgeleitete und Dienende in der Ge- 
sellschaft. Handeln ist nur durch Wissen möglich. Es gibt kein 
zielloses Handeln ; nur ein Bewußtes kann angestrebt, nur für eine 
Idee und ein Empfundenes kann gewirkt werden« (5.268). Spann 
definiert idem per idem: Der Begriff des Handelns... ist der, daB 
etwas zum Ziele des Handelns wird. Aber was ist »Handeln«?! 
Um diese Frage zu beantworten, hätte Spann sich doch an die 
rheutige Psychologie« wenden müssen. Spann’s Unterscheidung 
des » Wissens« vom » Handeln «, ist in Wirklichkeit eine Unterschei- 
dung der einfachen psychischen Grundphänomene vom zusammen- 
gesetzten psychischen Phänomene des »Wollens«, welches aus 
einem Wunsche nach und einem Urteile über Verursachung durch 
eigene Handlungen besteht und in einem Handeln seinen Ausdruck 
findet, nicht aber ein Handeln ist. Den Sachverhalt aber, daß 
»Handeln« ein Ausdruck von Geistigem ist, durch den Begriff der 
sdienenden Stellung des Handelns in der Gesellschaft« zu be- 
zeichnen, ist überhaupt nur verständlich, wenn man weiß, daß 
Spann die »heutige Psychologie « lediglich ablehnt, weil sie mit 
seinen ethisch-politischen Postulaten nichts anzufangen weiß, 
und er eine Psychologie ersinnt, welche auf seinen ethisch- 
politischen Postulaten aufgebaut ist und also selbstverständlich 
auch jene Postulate als Folgerungen ergibt. Richtig ist, daß 
Handeln nur durch Wissen möglich ist: was aber nichts anderes 
besagt, als daß jede gesellschaftliche Handlung auf dem Urteile 
eines gesellschaftlichen Aktes beruht. 

Die psychologische und gesellschaftswissenschaftliche Ver- 
wirrung, welche Spann anrichtet, hat ihren tieferen Grund 
darin, daß er auf dem längst überwundenen Standpunkte der 
tidealistischen « Sprach- und (Ausdrucks-) Philosophie steht, welche 
eine Einheit von Seele und Sprache, also auch von Wille und 
Willenshandlung annahm und gleich Spann der Ansicht war, 
das psychische Leben könne im mystischen Dunkel kühner, 
aber haltloser Spekulationen erkannt werden. Aber es besteht 
kein wie immer geartetes Bedürfnis nach einer Renaissance 
jener, vor allem von Marty!) bekämpften und als völlig 

1) Vgl. insbesondere I. Band, 2. Abteilung seiner » Gesammelten Schriften «. 
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unhaltbar erwiesenen Sprachphilosophie. Nur nüchterne Beob- 
achtung und Beschreibung der psychischen Tatsachen, nicht 
aber ein von ethisch-politischen Postulaten beflügelter Schwung, 
führen zyr Aufklärung der Probleme des einsamen und gesell- 
schaftlichen Seelenlebens. 
Spann sagt weiter: »Wenn wir oben sahen, daß das Wissen 
zum Mittel des Handelns wird (Wissen ist Macht«), so ist dies 
keine allein gültige Beziehung, welche eine Vorherrschaft des 
"Handelns bezeichnete. Für die ursprüngliche Stellung beider 
gilt: Das Wissen ist nicht Mittel des Handelns, sondern beide 
sind eigene Aktivitäten des menschlichen 
Geistes, aber nicht gleichgeordnete! Denn 
das Wissen ist eine objektive Darstellung 
des Gegenstandes, ein Universum im Klei- 
nen, das Handeln dagegen folgt nach und 
ist demnach in diesem Sinne subjektiv. Die 
ist das Entscheidende. Das Gewußte nimmt und hat den Gegen- 
stand als Objektives, als Sein. Die Handlung kann nur subjektiv 
und vergänglich sein, sie ist zwar eine Objektivierung des Wissens 
und wäre damit eine ebenso objektive Welt wie das Wissen selber, 
jedoch ist es bereits eine nachträgliche, eine dienende Objek- 
tivierung, eine Objektivierung vermittelter Ordnung, 
da Wissen dem Handeln logisch vorangehen muß« (S. 270). 
Aber nicht das » Handeln «, sondern das » Wollen « ist eine Aktivität 
des menschlichen Geistes, das »Handeln« hingegen ist eine 
Aktivität des menschlichen Körpers, eine Aktivität, welche durch 
Aktivitäten des menschlichen Geistes verursacht (oder mit- 
verursacht) wird und zu ihnen in der Ausdrucksbeziehung steht. 
Die »Handlung« steht zum ausgedrückten psychischen Akte in 
der Wesensbeziehung des zeitlich späteren zum zeitlich früheren 
Gliede. Aber nur eine Gesellschaftslehre, welche a priori mit 
ethisch-politischen Postulaten an ihren Gegenstand herantritt, 
vermag die»nachträgliche« Stellung der Wirkung gegen- 
über der Ursache zu einer »„Jdienenden« Stellung umzu- 
deuten, nur eine wertende Lehre vermag überhaupt nach der 
yursprünglichen Stellung« von Ursache und Wir- 
kung, nach der »Vorherrschaft« des einen oder des 
anderen Glieder der Kausal- (und Ausdrucks-)Beziehung zu 
fragen! Völlig unklar ist auch Spanns Antithese von »objek- 
tiver« und »subjektiver« Darstellung. Bedeutet nämlich »sub- 





Der Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre. 393 


jektiv« so viel wie »psychisch«, d. h. einem Selbstbewußtsein 
raumlos Gegebenes, »objektiv« hingegen so viel wie »physisch «, 
d.h. ein jedem Bewußtsein räumlich Gegebenes, dann ist ja gerade 
das sWissen« subjektiv, hingegen die das Wissen aus- 
drückende Handlung objektiv. Bedeutet hingegen — eine 
etwas ungewöhnliche Bedeutung! — »subjektiv« so viel wie 
svergänglich«, vobjektiv« so viel wie »Unvergänglich«, dann ist 
»Wissen« als psychischer Akt ebenso, ja in höherem Grade ver- 
gänglich als die »Handlung«. Denn das Gewußte kann gerade 
durch seinen Ausdruck in Handlungen anderen Menschen be- 
kannt oder in Artefakten symbolisiert und damit (relativ) unver- 
gänglich werden. Bedeutet schließlich die Antithese » Subjektiv« 
— »Objektiv« eine verschiedene Weise der Gegenstandsdarstel- 
lung, dann kann sie auf den Gegensatz von »Wissen« und »Han- 
delne überhaupt nicht angewendet werden. Denn der wissende 
Akt bezieht sich intentional (geistig) auf einen Gegenstand, 
stellt diesen Gegenstand dar, die Handlung hingegen als Aus- 
druck dieses wissenden Aktes bezieht sich an sich überhaupt auf 
keinen Gegenstand, stellt keinen Gegenstand dar, sondern wird 
durch einen psychischen Akt, den kundgebenden Akt, auf den 
kundgegebenen Akt bezogen, mit der Meinung, daß die Hand- 
lung den kundgegebenen Akt physisch darstelle, symboli- 
sere. Spanns Antithese ist daher von jedem wissenschaft- 
lichen Standpunkte aus durchaus verfehlt und ist nur erklärlich 
durch Spann s auf eine bestimmte Gestaltung der Gesellschaft 
zielendes Grundpostulat, daß das Geistige etwas Sitt- 
liches sei und als solches einen Vorrang vor allen anderen Ge- 
gebenheiten beanspruchen könne, ein Postulat, welches Spann 
die »zergliedernde Methode« des Universalismus nennt. 

Da Spann keinen klaren Begriff der »Handlung« hat, 
diese vielmehr bald dem »Geistigen« gegenüberstellt, bald sie 
selbst als »Geistiges« bezeichnet, er überdies an das Verhältnis 
von »Geist« und »Handlung« mit ethisch-politischen Wertungen 
herantritt, und da er schließlich jede Bestimmung des Wesens 
der gesellschaftlichen Akte unterläßt, betrachtet Spann die 
Handlunge doch wieder als Wesensmoment der Gesellschaft. 
Spann sagt: »Schreitet man in der Zergliederung der gesell- 
schaftlichen Erscheinungen bis auf die letzten Bestandteile fort, 
so endet man schließlich bei zwei letzten Grundbestandteilen 
oder Elementen, über welche hinaus nichts mehr reicht, das » Ge- 
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sellschaft« ist. Es sind das: Die seelischen Inhalte in Gestalt von 
Sinnesempfindungen, Gedanken, Gefühlen und Willenserschei- 
nungen, die wir schlechthin als »Empfindung« im weitesten 
Sinne des Wortes bezeichnen wollen, in dem Sinne also, wie unsere 
Sprache »Herz und Gemüt« samt dem Sinnlichen » Empfindung « 
nennt; und das nach außen hin in unmittelbaren Wirkungen 
zum Ausdruck kommende »Handeln«. Der Mensch empfindet 
und erfährt auf dieser Grundlage eine Vergesellschaftung, eine 
seelische Verbindung mit anderen; er handelt, und erfährt dann 
wieder Verknüpfungen mit anderen. Gesellschaft verkörpert 
sich, erscheint zuletzt stets nur in seelischen und handelnden 
Inhalten der Einzelnen; Empfindung und Handlung sind die 
zwei letzten Bestandteile jeder gesellschaftlichen Erscheinung, 
jeglichen gesellschaftlichen Lebens« (S. 259). In diesem Zu- 
sammenhange stellt S p a n n also die » Handlung « allen seelischen 
Inhalten, auch den » Willenserscheinungen« gegenüber, während 
er ja früher Wollen und Handeln, — »tätiges Wollen« — den 
übrigen seelischen Inhalten gegenüberstellte. Auf so schwan- 
kender Begriffsgrundlage kann keine wissenschaft- 
liche Gesellschaftslehre errichtet werden. Aber 
auch in der nunmehr angegebenen Bedeutung ist Spanns 
Begriff des » Handelns« nicht haltbar, das »nach außen in seinen 
Wirkungen zum Ausdrucke kommende Handeln« ist ein ebenso 
verschwommener Begriff, wie jener des »tätigen Wollens«. 
Denn nicht das Handeln kommt in seinen Wirkungen nach außen 
zum Ausdrucke, sondern das Handeln ist als Ausdruck die nach 
außen kommende Wirkung eines Seelischen, eines ausgedrückten 
Geistigen. Spann vermengt eben stetig das psychische Phäno- 
men des Willens und die physische Gegebenheit der Handlung, 
in welcher jenes psychische Phänomen seinen Ausdruck findet. 
Er steht trotz aller bemerkenswerten Ansätze zu einer klaren 
Einsicht doch letzten Endes auf dem Boden der Lehre, die 
Handlung sei etwas Psychophysisches, nämlich die Einheit von 
Wille und Willenshandlung, mit welcher Ansicht sich freilich 
kaum vereinbaren läßt, daß Spann »Seele« und »Handeln« 
unterscheidet, da ja nach seiner allerdings nicht durchwegs ver- 
tretenen Behauptung auch das Handeln etwas Seelisches (nein 
tätiges Wollen«) ist und überdies auch andere psychische 
Phänomene als das Wollen zum Ausdrucke in der physischen 
Gegebenheit einer Handlung gelangen. Die Unklarheit der 
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Spannschen Begriffe ergibt natürlich in der Durchführung 
seiner Gesellschaftslehre verhängnisvolle Folgen. 

In Erörterung der »Grundvorgänge« der Gesellschaft sagt 
Spann: Prüft man, auf welche Weise diese Elemente ver- 
bunden sind, so findet man, daß jedem Element eine eigentüm- 
liche Art der Verbindung entspricht. Die beiden Elemente haben 
jede ihre Verbindungsweise. Was in Freundschaft, Liebe, reli- 
giöser Entflammung, Erörterung, Kunstgenusse und dgl. ge- 
schieht, ist seelische Verbundenheit mit gegenseitiger Stärkung, 
Erweckung, Veränderung eben dieser Empfindungen. Dieser 
gegenseitige Widerhall im Austausch bedeutet eine eigentüm- 
liche Verbindung der betreffenden Gefühle, Gedanken, Willens- 
regungen. Den Vorgang dieser Verbindung nennen wir: Ver- 
gemeinschaftung oder Gezweiung. Vergemeinschaftung oder Ge- 
zweiung ist nicht mechanisches Auseinanderreihen der Elemente, 
sondern innere Ausgliederung, seelische Verankerung eines Men- 
schen in einem andern, wie dies oben bei der Darstellung des 
Universalismus auseinandergesetzt wurde. Jetzt handelt es sich 
nur um die Erkenntnis des formellen Geschehens. Anders als 
die Empfindung verhält sich die Handlung. Zusammenwirken, 
gemeinsames Tun mehrerer kann nicht durch inneren Widerhall 
geschehen, sondern lediglich durch mechanisches Ineinander- 
greifen, äußeres Aneinanderreihen der Handlungen. Innere Ver- 
gemeinschaft der Empfindungen und äußerliche mechanische 
Verkettung (Gemeinsamkeit) der Handlungen sind daher streng 
auseinanderzuhalten. Die Sprache hat für gemeinsames Handeln 
viele Ausdrücke, welche das Fehlen innerer Teilnahme dabei 
kennzeichnen: Beistand, Beteiligung, Werkverknüpfung, Werk- 
hilfe, Hilfeverteilung, Gewerkschaft, Geschäftsverbindung, Auf- 
gabenerteilung, Arbeitsgenossenschaft — gleichwohl sind die 
meisten davon nur schwer verwendbar. Ich wähle, weil das im 
buchstäblichen Sinne sehr bezeichnende Wort » Gewerkschaft « 
leider schon für Sonderbedeutungen zu sehr festgelegt ist, das 
Wort »Genossenschaft«, das auch jetzt schon verzugsweise zur 
Bezeichnung äußerer (nicht innerer) Verbindung der Menschen 
gebraucht wird. Die Sprache kennt keine » Genossenschaft der 
Heiligen«, sondern eine »Gemeinschaft« der Heiligen, dagegen 
spricht sie von » Genossenschaft mit beschr. Haftung«, » Produk- 
tivgenossenschaft «, » Einkaufsgenossenschaft «, » Konsumgenossen- 
schaft« u.a., die Verbindung des Handelns mehrerer nennen wir 
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daher: »Vergenossenschaftung« oder »handelnde Ver- 
gemeinschaftung« zum Unterschiede von der eigentlichen oder 
geistigen Vergemeinschaftung« (S. 259). Mit der Entgegen- 
setzung »geistiger« und »handelnder « Vergemeinschaftung inner- 
halb der Gesellschaft setzt sich aber S p a n n in schroffen Wider- 
spruch zu seiner Behauptung, daß » Geistiges« die Substanz der 
Gesellschaft sei und seiner weiteren Behauptung, daß die Hand- 
lung für sich überhaupt nichts ist, sondern nur als Ausdruck 
und Entfaltung eines Geistigen. Es bleibt gänzlich unbegreiflich, 
was ein »mechanisches Ineinandergreifen«, ein »äußeres Anein- 
anderreihen« von Handlungen überhaupt sein soll. Spann 
denkt hier offenbar an den von ihm bekämpften Begriff der Ge- 
sellschaft als »bloßer Summe«, welchem Begriffe aber Spann 
selbst zum Opfer fällt. Denn Handlungen mehrerer Menschen 
werden ja niemals mechanisch aneinandergereiht, gewissermaßen 
addiert, sondern jede Handlung folgt auf eine andere Hand- 
lung durch Vermittlung psychischer Akte, vor allem der gesell- 
schaftlichen Akte, die Handlung ist immer nur für den Aus- 
drückenden Zeichen seines Aktes, für den Verstehenden Material 
des Verständnisses des Gegenstandes, des fremden psychischen 
Aktes: » Vergenossenschaft« und » Vergemeinschaft « sind in dieser 
Hinsicht völlig wesensgleich, die » Vergenossenschaftungt be- 
deutet ebenso wie die » Vergemeinschaftung« gesellschaftliche 
Akte, welche in Handlungen zum Ausdrucke gelangen. »Bei- 
stand«, » Beteiligung« und alle anderen von Spann angeführ- 
ten Fälle der »Vergenossenschaftung« bedeuten Verkettungen, 
d. h. intentionale Bezogenheiten von psychischen Akten be- 
stimmter Art, sind — um mit Spann zu sprechen — »innere 
Vergemeinschaftung der Empfindungen«und lediglich jener 
zum Ausdrucke gebrachter psychischer Akte wegen können ge- 
wisse Handlungen als »genossenschaftliche« Handlungen be- 
zeichnet werden. Hingegen kann von einer »äußeren«, »mecha- 
nischen« Verkettung menschlicher Handlungen nur dann ge- 
sprochen werden, wenn die Handlung eines Menschen eine 
reflexartige Wirkung der Handlung eines anderen Men- 
schen ist, ein Fall, welcher aber nicht Gegenstand der Gesell- 
schaftslehre ist. Willetwa Spann behaupten, daß jene Hand- 
lungen, in denen » Genossenschaft mit beschr. Haftung «, » Produk- 
tivgenossenschaft« usw. zum Ausdrucke kommen, Reflexhand- 
Jungen sind? Eine derartige absurde Behauptung darf Spann 
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gewiß nicht zugemutet werden, um so weniger als Spanns 
Unterscheidung von »Vergemeinschaftung« und » Vergenossen- 
schaftung« ja nicht auf theoretischen Behauptungen, sondern 
auf ethisch-politischen Postulaten beruht. Denn nach Spann 
ist nur das — in s e i n e m Sinne — »Sittliche« etwas » Geistiges«, 
bedeutet also »Geist« eine Wertung, bedeuten nur »Liebe«, 
»Freundschaft«, »religiöse Entflammung« usw., nicht aber » Wirt- 
schaft« etwas Geistiges, wobei Spann noch übersieht, daß 
»Liebe«, »Freundschaft«, »religiöse Entflammung« usw., wenn 
sie bloße Gemütsbewegungen sind, gar keine gesellschaftlichen 
Akte darstellen. 

Spann sagt: »Wir sahen früher, daß die Gemeinschaften wie 
die Sittlichkeit apriorisches Gefüge haben. Das wirtschaftliche 
oder Zweckhandeln aber als bloßes System der Dienstbarkeit, 
als Werkzeug für die Zielerreichung, kann das gleiche apriorische 
Gefüge nicht haben. Den hierinliegenden Begriff der Wirtschaft 
können wir kurz so formulieren: Das Verhältnis der Mittel zu 
ihren Zielen ist das Wesentliche der Wirtschaft, Wirtschaft 
ist Mittel für Ziele« (S. 368). Meint nun Spann 
das »apriorische Gefüge« der physischen Gegebenheiten der wirt- 
schaftlichen Handlungen oder meint er das apriorische Gefüge der 
in jenen Handlungen ausgedrückten psychischen Akte? Auch 
die physischen Gegebenheiten der wirtschaftlichen Handlungen 
haben ein »apriorisches Gefüge«, d. h. es kommen ihnen die 
Wesensmomente des Physischen, wie » Größe«, » Gestalt«, » Orts- 
bestimmtheit« und dgl. zu. Aber auch die für die Gesellschafts- 
lehre in Betracht kommenden gesellschaftlich-wirtschaftenden 
Akte haben gewiß ein apriorisches Gefüge, d. h. gewisse Wesens- 
momente, durch welche sie eben als gesellschaftlich-wirtschaf- 
tende Akte charakterisiert sind. Nach Spann haben aber die 
wirtschaftlichen Akte oder Handlungen kein apriorisches Gefüge, 
weil sie bloß Mittel für Zwecke sind. Abgesehen davon, daß 
wenn diese Behauptung wesentlich wäre, eben das Verhältnis 
von Mittel und Zweck das apriorische Gefüge der Wirtschaft 
ausmachen würde, ist es aber überhaupt unrichtig, daß den 
wirtschaftenden Akten das Verhältnis von Mittel und Zweck als 
Wesensmoment zukommt. Denn alle gesellschaftlichen Akte 
sind, vom Standpunkteihres emotionalen Motivs aus 
gesehen, »Mittel« zu einem jenseits des Gegenstandes des gesell- 
schaftlichen Aktes liegenden »Zwecke«, dem gewünschten, 


398 Fritz Sander, 


(relativ) endgültigen Zustande oder Vorgange. DiesesMoment, 
»Mittel« zu sein, kommt auch jenen gesellschaftlichen Akten zu, 
welche Spann als »geistige Vergemeinschaftung« bezeichnet. Ur- 
teilt z. B. A, motiviert durch ein freundschaftliches Gefühl, er werde 
durch einen kausal adäquaten Ausdruck seines freundschaftlichen 
Gefühls den B zum Ausdruck eines freundschaftlichen Gefühls 
bewegen, so ist der gesellschaftliche Akt des A und sein wirklicher 
Ausdruck nicht nur »Mittel« zur Hervorrufung des entsprechen- 
den GV-Aktes des B, sondern auch »Mittel« zu dem gewünschten, 
relativ endgültigen Zustande der wechselseitig ausgedrückten 
Freundschaft des A und B. Es macht also nicht das unterschei- 
dende Wesen der Wirtschaft aus, Mittel zu einem Zwecke zu sein 
und überdies ist das Verhältnis von Mittel und Zweck, welches 
dem emotionalen Motive des gesellschaftlichen Aktes vorschwebt, 
für das Wesen aller gesellschaftlicher Akte bedeutungslos. Die er- 
örterte Behauptung Spanns ruht lediglich auf seinem 
ethisch-politischen Postulate, es solle die 
Wirtschaft gegenüber Freundschaft, Kunst, Religion usw. eine 
untergeordnete Rolle spielen. 

Spann sagt schließlich: »Die Trennung von Mittel und 
Ziel wie die Trennung von aktivem und passivem Mittel ergibt 
gleichermaßen als echten Grundbestandteil, als echteEle- 
mentarerscheinung der Wirtschaft nur die 
Handlung, weil nur diese aktiv ist, und somit im elemen- 
taren Bereiche das alleinige gestaltende Moment darstellt, wie 
auch, weil nur sie der wahre Träger des »Mittels« gegenüber dem 
Ziele ist. Die Güter sind als reine Hilfs- oder Passivmittel durch- 
aus abhängiger Natur, somit nur abhängige oder uneigent- 
liche Bestandteile der Wirtschaft. Bei den 
Gütern handelt es sich um ein an sich totes Bestandstück, das 
von sich aus nichts leistet, von sich aus eigenschaftslos ist (also 
von sich aus auch nicht »Wirtschaft« sein kann); erst indem die 
Handlungen sie einer Nutzung zuführen, werden sie mitwirkende 
Glieder im leistungsmäßigen Ganzen der Mittel, erst durch Ein- 
beziehen in das Handeln werden sie Bestandteile der Wirtschaft « 
(S. 373). »Echte Elementarerscheinung«, d. h. wohl Wesens- 
moment der Wirtschaft ist aber niemals die Handlung, d. h. eine 
physische Gegebenheit, sondern sind die wirtschaftenden Akte, 
welche in Handlungen Ausdruck finden. Das Gleiche, was Spann 
vom »Gute« sagt, gilt auch von der »Handlung«: sie ist von sich 
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aus seigenschaftslos«, kann von sich aus nicht » Wirtschaft sein «, 
titt vielmehr in eine Beziehung zur Wirtschaft lediglich als 
Glied der Ausdrucksbeziehung zu wirtschaftlichen Akten. Wird 
nach dem » Wirtschaftlichen«, dem Wesen der Wirtschaft gefragt, 
so sind »Handlung« und » Gut« nicht »abhängige« und »uneigent- 
liche«, sondern überhaupt keine Bestandteile der Wirtschaft, 
ist vielmehr die Handlung Bewegungsausdruck, das artifizielle Gut 
Zustandsausdruck der wirtschaftenden Akte, während das Gut, 
welches kein Artefakt ist, überhaupt nur als wirklicher Gegen- 
stand wirtschaftender Akte in Betracht kommt. 

Ebenso verfehlt wie Spanns Ausführungen über das wirt- 
schaftliche Handeln sind auch seine Ausführungen über andere 
Arten des Handelns, so wenn er sagt: » Politik ist Handeln, nicht 
geistige Gemeinschaft« (S. 423) oder wenn er sagt: »Das Recht 
ist seiner allgemeinsten Natur nach lediglich die Rangordnung 
der Werte... der Staat hingegen liegt im Bereiche des Han- 
delns« (S. 466), mit welch letzterer Behauptung Spann zu 
seiner sonstigen Behauptung, daß gerade das Handeln ein Werten 
sei, in Widerspruch gerät. Spann übersieht eben durchgängig, 
daß 1. der geistige Akt als psychische Gegebenheit von der Hand- 
lung als physischer Gegebenheit getrennt ist, zu ihr aber in der 
Ausdrucksbeziehung steht, daß 2. das Verhältnis von »Geist« 
und »Handlung« nicht auf Grund ethisch-politischer Postulate 
bestimmt werden kann und daß 3. Gegenstand einer Wesens- 
ihre von der Gesellschaft, welche er ja anstrebt, lediglich die 
gesellschaftlichen Akte hinsichtlich ihrer Wesensmomente (des 
ıGesellschaftlichen«) sein können, zu welchen Wesensmomenten 
auch das Meinen eigener und fremder Ausdruckshandlungen, 
nicht aber Ausdruckshandlungen selbst gehören. Die Mißachtung 
nüchterner empirischer Tatsachenforschung, insbesondere der 
modernen deskriptiven Psychologie, und der Wille, ein ethisch- 
politisches Programm wissenschaftlich zu beweisen, führen 
Spanns Gesellschaftslehre in einen Abgrund der Verworren- 
heit, aus dem es kein Entrinnen gibt. 


Il. Soziale Beziehung, sozialer Prozeß und 
soziales Gebilde. 

Da Wiese nicht gesehen hat, daß den eigentlichen Gegen- 

stand der Gesellschaftslehre der gesellschaftliche Akt bildet, er 

vielmehr seinen Blick auf die gesellschaftliche Handlung ein- 
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stellt, ist es von besonderem Interesse, zu prüfen, in welcher 
Weise er seine »allgemeine Soziologie« als »Lehre von den Be- 
ziehungen und Beziehungsgebilden der Menschen« 
aufbaut. Was bedeutet Wieses Grundbegriff der gesellschaft- 
lichen »Beziehung«? »Hier in unserer Lehre von den 
menschlichen Beziehungen handelt es sich nicht bloß um 
logische, sondern um gelebte, eben »soziale« Beziehungen. Die 
Größen, die hier in Beziehung treten, sind Menschen oder aus 
Beziehungen zwischen Menschen ableitbare Kollektivgebilde, die 
tätig aufeinander wirken. Solche Beziehungen durch Handlungen 
nennen wir soziale Prozesse. Der Begriff der Beziehung 
ist gegen die Begriffe ds Gegenstandes undderEigen- 
schaften abzugrenzen. Ein Gegenstand erscheint uns als 
etwas fest Gegebenes, Substanzielles, mit bestimmten, als un- 
veränderlich gedachten Eigenschaften. In diesem Sinne ist der 
naiven, nur an der Wahrnehmung orientierten Vorstellung der 
einzelne Mensch ein Gegenstand, den er sieht, hört, riecht, dieser 
Mensch scheint fest gegebene, ein für allemal bestimmbare Eigen- 
schaften zu besitzen. Auch die (sinnlich nicht wahrnehmbaren) 
seelischen Eigenschaften erscheinen zunächst als feste Größen. 
jemand ist für diese Betrachtungsweise klug, mutig, geduldig, 
töricht, feige, unverträglich oder dergleichen. Die Eigenschaften 
scheinen dauernd mit dem Menschen verbunden zu sein. Für eine 
beziehungswissenschaftliche Betrachtung lösen sich diese Eigen- 
schaften der seelischen Sphäre (in sehr viel geringerem Grade 
auch körperliche Eigenschaften) teilweise in (soziale) Be- 
ziehungen auf. Damit läßt sich der Gegenstand — in unserem 
Falle der Mensch — auch nicht mehr bloß aus Eigenschaften 
bestimmen; vielmehr erklären wir uns sein Wesen in ausgedehn- 
tem Maße aus seinen Beziehungen, die, an der vermeintlichen 
Festigkeit der Eigenschaften gemessen, einen hohen Grad von 
Wechsel, Mannigfaltigkeit und Unbestimmtheit aufweisen « (S. 3). 
Wiese grenzt also zunächst den Begriff der Beziehung gegen 
die Begriffe des Gegenstandes und der Eigenschaften ab. Der 
» Gegenstand« — richtiger wohl das wirkliche Ding, denn auch die 
»Beziehung« kann Gegenstand eines Aktes sein — und seine 
Eigenschaften sollen von der soziologischen Beziehungslehre in 
» Beziehungen« aufgelöst werden. Dieses methodische Postulat 
ist der mathematischen Naturwissenschaft und gewissen, in Re- 
flexion auf sie entstandenen idealistischen Richtungen der Philo- 
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sophie entnommen. Die Berechtigung dieses Postulates für die 
eben genannten Wissenschaften soll hier nicht näher untersucht, 
sondern nur bemerkt werden, daB es sich jedenfalls um eine 
bloße Fiktion der figürlichen inneren Sprachform handelt, wenn 
von der wissenschaftlichen Auflösung der Dinge in Beziehungen 
gesprochen wird. Denn das Erkennen ist ja keine Veränderung 
seines psychischen oder physischen Gegenstandes, sondern ur- 
teilendes Meinen eines Gegenstandes, welches Meinen ohne Zu- 
hilfenahme von sinnlichen Anschauungen entnommenen Sprach- 
bildern beschrieben werden muß. Da die »Welt« als Gegenstand 
der erkennenden mathematischen Naturwissenschaft von 
dieser Wissenschaft nicht im mindesten geändert, geschweige 
denn »aufgelöst« wird, empfiehlt es sich, das beliebte Bild von 
der Auflösung der Dinge in Beziehungen überhaupt bei Seite zu 
stellen, um so mehr, da mit diesem sprachlichen Bilde Theorien 
vom Wesen des Erkennens verbunden werden, welche das fiktive 
immanente Objekt des Urteils mit dem möglicherweise wirk- 
lichem Objekte des Urteils verwechseln. Die Naturwissenschaft 
löst ihr wirkliches Objekt, die Welt, nicht in Beziehungen auf, 
sondern sie bezieht sich mit einem System intentionaler Be- 
ziehungen auf die Welt und nimmermehr läßt sich das Objekt 
ihres Erkennens in die Methode ihres Erkennens auflösen, was 
überdies die Naturwissenschaft unmöglich machen würde. 
Aber in diesem Zusammenhange interessiert uns vor allem, 
was die Einführung des Begriffes der Beziehung in die Gesell- 
schaftslehre bedeutet. Jene Objekte, welche nach Wiese in 
Beziehungen aufgelöst werden sollen, sind der Mensch und seine 
seelischen Eigenschaften. Der Mensch aber, diese psychophy- 
sische Wirkenseinheit, ist ja gar nicht Gegenstand der Gesell- 
schaftslehre, sondern er ist jenes eigentümliche, organisch be- 
lebte Ding, dessen einige Eigenschaften der » Gesellschaft« an- 
gehören. Diese der Gesellschaft angehörigen menschlichen » Eigen- 
schaften« können aber nicht in Beziehungen aufgelöst werden, 
weil sie ja psychische Akte, intentionale Beziehungen sind. 
Abgesehen also von der Erwägung, daß auch die gesellschafts- 
wissenschaftliche Erkenntnis keine Objekte zu verändern, ge- 
schweige denn aufzulösen vermag, beruht Wieses metho- 
disches Postulat auf einer Verkennung des Gegenstandes der Ge- 
sellschaftslehre. Nicht wird der Mensch von der Gesellschafts- 
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abstrahiert von der Basis des Menschen jene Wesens- 
momente, welche gewissen seiner Eigenschaften, d. h. gewissen 
seiner intentionalen Beziehungen zukommen. Jene intentionale 
Beziehung, welche der gesellschaftliche Akt darstellt, ist also 
nicht Methode, sondern Gegenstand der Gesellschaftslehre. 
In diesem Sinne sagt auch Wiese, daß die Gesellschaftslehre 
es mit menschlichen Beziehungen, mit »gelebten«, nicht mit 
»logischen « Beziehungen zu tun hat. Das heißt aber: Das System 
der »logischen« oder mathematischen Beziehungen ist jene 
intentionale Methode, jenes Erkenntnis mittel, mit welchem 
sich die Naturwissenschaft auf die Dinge der Natur bezieht. Und 
das System der »logischen« Beziehungen ist für die Geistes- 
wissenschaften jene intentionale Methode, jenes Erkenntnis- 
mittel, mit welcher sie sich auf ihren Gegenstand beziehen, 
einen Gegenstand, welcher aber selbst schon intentionale Bezie- 
hungen, einen »Sinn« darstellt. Die »gelebten« Beziehungen 
als Gegenstand der Gesellschaftslehre sind also nichts anderes als 
der »subjektiv gemeinte Sinn« gesellschaftlicher Akte, die Ge- 
sellschaftslehre sinnt, wie alle Geisteswissenschaften, über 
»Sinn« nach, » Sinn« ist ihre Methode und ein anderer»Sinn« 
ist ihr Gegenstand. Und aus diesem Grunde kann die Gesell- 
schaftslehre, wie alle Geisteswissenschaften, nur ein Teilgebiet 
der deskriptiv-phänomenologischen Psychologie sein. Wiese 
geht jedoch an einer Erfassung dieses Sachverhaltes vorbei, 
weil er eben die »Handlung« als Gegenstand der Gesellschafts- 
lehre betrachtet. Er sagt: » Beziehungen durch Handlungen nen- 
nen wir soziale Prozesse« (S. 3, ähnlich an anderen 
Stellen). Was bedeutet aber eine » Beziehung durch Handlung«? 
Offenbar lediglich die intentionale Beziehung des gesellschaft- 
lichen Aktes, sein Meinen, welches in einer Handlung zum 
Ausdrucke kommt. Nicht die physische Gegebenheit der Hand- 
lung ist die soziale Beziehung, weil sie an sich überhaupt keine 
Beziehung ist, sondern der gesellschaftliche Akt, sein Meinen, 
daß durch eigenen Ausdruck fremder Ausdruck verursacht werde, 
ist die gesellschaftliche Beziehung. Da aber Wiese der Ansicht 
ist, daß die physische Gegebenheit der Handlung gewissermaßen 
der Träger der sozialen Beziehung oder gar diese soziale Bezie- 
hung selbst ist, werden ihm die gesellschaftlichen Beziehungen 
zu einem Gebiete kausaler Beziehungen, im Raume wahrnehmbarer 
Ursachen und Wirkungen, welche im Sprachgewande physika- 
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lischer Ausdrücke beschreibbar sind. Aber der gesellschaftliche 
Akt als Seelisches ist, wenn überhaupt eine » Bewegung«, jeden- 
falls keine Bewegung im Sinne einer räumlichen Veränderung 
von Dingen und das Wesen der gesellschaftlichen Akte, das » Ge- 
sellschaftliche«, ist als Inbegriff von in der Abstraktion isolierend 
beleuchteten Momenten überhaupt kein Träger von Verände- 
rung, von Bewegung. Es »kreist« kein Kräftestrom zwischen den 
Menschen« als »Molekülen«, die menschlichen »Moleküle« »geben 
keine Atome ab«, es werden keine »losgelösten Atome von einem 
Molekül zum anderen getragen«, es entstehen keine » Molekül- 
klumpen« — sondern all das sind lediglich bildliche Bezeich- 
nungen für intentionale Beziehungen, welche ohne Zuhilfenahme 
von Vorstellungen aus dem Gebiete der äußeren Wahrnehmung 
zu beschreiben, die deskriptive Psychologie gelehrt hat. 

Obwohl nun Wiese seine Gesellschaftslehre » Beziehungs- 
lehre« nennt, bezeichnet er doch als ihren eigentlichen Gegen- 
stand nicht die Beziehung, sondern den »sozialen Prozeß«, wo- 
bei sich freilich keine Unterscheidung zwischen » Beziehung« und 
»sozialem Prozeß« ergibt, da Wiese die eigentliche soziale 
Beziehung, den gesellschaftlichen Akt, kaum streift, den gesell- 
schaftlichen Prozeß aber eine » Beziehung durch Handlung« nennt. 
Der »soziale Prozeß« ist nun für Wiese offenbar eine Kausal- 
reihe, deren Glieder Einheiten sind, welche aus den Motiven der 
gesellschaftlichen Akte und ausdrückenden Handlungen zusam- 
mengesetzt sind, und Gegenstaud der Gesellschaftslehre sind 
»die gegenseitigen Einwirkungen, Ablösungen, Verschmelzungen 
und Lösungen eben dieser Prozesse«. Wieses Gesellschafts- 
lehre ist also im wesentlichen eine genetisch-kausale Gesellschafts- 
lehre, welche aber unter dem schweren Mangel leidet, daß der 
Kerngegenstand jeder Gesellschaftslehre, das » Gesellschaftliche«, 
vernachlässigt und den eingeführten Grundbegriffen keinerlei 
klare und eindringende Untersuchung gewidmet wird. 

Es fragt sich nun aber, ob der Begriff des »sozialen Prozes- 
ses« auch für eine reine Gesellschaftslehre von Bedeutung ist. 
Aufgabe der reinen Gesellschaftslehre ist die Bestimmung der 
reinen generellen Wesensmomente gewisser psychischer Akte, 
nämlich der gesellschaftlichen Akte. Es hat sich aber bereits er- 
geben, daß der gesellschaftliche Akt noch keine » Gesellschaft « 
ist, vielmehr das G-Gebilde als einfachster Tatbestand einer Ge- 
sellschaft mindestens zwei gesellschaftliche Akte, nämlich einen 
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GZ-Akt und einen GV-Akt umfaßt. Da nun jener Tatbe- 
stand, welchen man gewöhnlich » Gesellschaft« nennt, eine un- 
bestimmt große Anzahl gesellschaftlicher Akte umfaßt, hat es 
die reine Gesellschaftslehre nicht allein mit den Wesensmomen- 
ten einzelner gesellschaftlicher Akte, sondern auch mit den 
Wesensmomenten der gesellschaftlich-intentionalen Ver- 
knüpfung von Mehrheiten gesellschaftlicher Akte zu tun. Die 
Untersuchung des Wesens solcher Mehrheiten ist, insoweit es 
sich um in allen Gesellschaften gegebenen Verknüpfungen 
handelt, Aufgabe der reinen generalisierenden Lehre von der Ge- 
sellschaft, soweit es sich hingegen um bloß in gewissen Gesell- 
schaften gegebenen Verknüpfungen handelt, Aufgabe einer reinen 
individualisierenden Lehre von der Gesellschaft. Für eine gene- 
tisch-kausale Gesellschaftslehre ist der »soziale Prozeß« eine Auf- 
einanderfolge wirkender Einheiten, deren jede schon eine wir- 
kende Verknüpfung von Motiv des gesellschaftlichen Aktes, ge- 
sellschaftlichem Akte und ausdrückender Handlung darstellt. 
Für die reine Gesellschaftslehre ist der »soziale Prozeß« nicht 
Gegenstand der Betrachtung, sondern bloß das Funda- 
ment derAbstraktion des eigenen Gegenstandes, näm- 
lich der Reihe gesellschaftlich meinender Momente, welche 
das gesellschaftliche Wesen des sozialen Prozesses bildet. So 
wie das »Gesellschaftliche« das Wesen des gesellschaftlichen 
Aktes, so bildet die »gesellschaftliche Reihe« das Wesen des 
»gesellschaftlichen Prozesses«. Nicht der »gesellschaftliche Pro- 
zeß« als Aufeinanderfolge wirkender psychischer und 
physischer Einheiten, sondern die »gesellschaftliche Reihe« als 
gewissermaßen »superponierte« Folge in der Abstraktion iso- 
lierend beleuchteter, gesellschaftlich meinender Momente bildet 
den Gegenstand der reinen Gesellschaftslehre. Den gesellschaft- 
lichen Reihen gehören lediglich gesellschaftlich meinende Mo- 
mente an und alle gesellschaftswissenschaftlichen Bestimmungen 
dieser Reihen — auch die Indizes der Vergangenheit und Zu- 
kunft — können lediglich aus dem intentionalen Gehalte jener 
Momente, aus ihrem »subjektiv gemeintem Sinne« gewonnen 
werden. So bedeutet z. B. der sozialwirtschaftliche Produktions- 
prozeß einen »sozialen Prozeß«, eine Wirkungsverknüpfung von 
emotionalen Motiven, gesellschaftlichen Akten und Handlungen 
mehrerer Menschen. Hingegen hat es die reine Gesellschaftslehre 
mit dm Wesen des sozialwirtschaftlichen Produktionspro- 
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zesses, d. h. mit der in jenem Produktionsprozesse, wie man bild- 
lich sagen kann, fundierten Reihe wirtschaftend-gesellschaft- 
lich meinender Momente zu tun. Ebenso bedeutet das Rechts- 
verfahren einen gesellschaftlichen Prozeß, eine Wirkungsver- 
knüpfung von emotionalen Motiven, gesellschaftlichen Akten und 
Handlungen. Für die reine Gesellschaftslehre hingegen bedeutet 
»Rechtsverfahren« lediglich die in jenem Prozesse fundierte 
Reihe rechtlich-gesellschaftlich meinender Momente. Die reine 
Gesellschaftslehre findet nun typische gesellschaftliche 
Reihen, gesellschaftliche Algorithmen, und 
zwar solche, die in allen Gesellschaften gegeben sind — gene- 
relle gesellschaftliche Algorithmen — und solche, die nur in 
gewissen Gesellschaften gegeben sind — individuelle gesellschaft- 
liche Algorithmen. 

Das G-Gebilde, die zweiseitige gesellschaftliche Beziehung, 
ist die einfachste Form der gesellschaftlichen Reihe, nämlich jene, 
welche auf zwei gesellschaftlichen Akten zweier Menschen be- 
ruht. Aber das G-Gebilde als gesellschaftliche Reihe ist der Wirk- 
lichkeit des interindividuellen Seelenlebens gegenüber lediglich 
ein Grenzfall, da fast alle gesellschaftlichen Reihen auf mehreren 
gesellschaftlichen Akten zweier Menschen oder auf mehreren 
gesellschaftlichen Akten mehrerer Menschen beruhen. Abgesehen 
vondem erwähnten Grenzfalle besteht jede gesellschaftliche Reihe 
aus mehreren G-Gebilden, auf einer durch GVZ-Akte vermittelten 
Verknüpfung mehrerer zweiseitiger gesellschaftlicher Beziehungen 
oder mehrerer mehrseitiger gesellschaftlicher Beziehungen. Alle 
gesellschaftlichen Reihen besitzen Kontinuität in dem Sinne, daß 
sie nur aus meinenden Momenten gesellschaftlicher 
Akte bestehen, wobei diese Kontinuität durch die meinenden 
Momente von GVZ-Akten vermittelt wird. Die gesellschaftlichen 
Reihen besitzen aber keine Kontinuität in dem Sinne, daß 
ihre meinenden Momente zu ein em Erlebnisstrom, zu einem 
rIch«, nenne man es nun »Gesellschaft«, »Staat«, »Volk«, »Gan- 
zest oder wie immer, gehören würden. Vielmehr ist es den gesell- 
schaftlichen Reihen wesentlich, daß ihre meinenden Momente 
m verschiedenen (mindestens zwei) Erlebnisströmen, 
Ichse gehören. Die gesellschaftlichen Reihen besitzen aber auch 
keine Kontinuität in dem Sinne, daß alle gesellschaftlichen 
Reihen einer Gesellschaft durch meinende Momente jener Art 
verbunden sind, wie sie die verbundenen Reihen bilden. Das heißt 


406 Fritz Sander, 


aber: die » Gesellschaft« ist zwar reihenmäßig gegliedert, besteht 
aber nicht bloß aus einem Kontinuum von Reihen, ihre Reihen 
sind durch nicht-reihenmäßige, aber doch gesellschaftlich-meinende 
Momente verbunden, nämlich durch die gesamtheitliche 
Beziehung. Bevor nun diese bisher bei der Analyse der gesell- 
schaftlichen Akte vernachlässigte gesamtheitlich mei- 
nende Beziehung untersucht wird, ist vorher Wieses Begriff 
des »gesellschaftlichen Gebildes« zu betrachten. Wiese sagt: 
» Besonders wichtig ist uns... die Entstehung von Beziehungs- 
gebilden aus dem Wechselspiel der durch soziale Prozesse 
verursachten Bewegung. Diese Gebilde sind mit Kristallen ver- 
gleichbar. Die Kristallisationen werden durch die sozialen Pro- 
zesse bewirkt« (S. 4). ». . . schreiten wir zu den allgemein-mensch- 
lichen Beziehungen fort, gewahren wir, wie sie sich zu Gebilden 
verdichten, und ordnen die Beziehungen in den Gebilden und 
zwischen ihnen« (S. 10). »Schon hier seien drei wichtige Beob- 
achtungen mitgeteilt, die uns in der Gebildelehre immer wieder 
beschäftigen werden; sie lassen sich dahin zusammenfassen: ı. Ist 
eine komplexere Gebildeform erreicht, so sucht diese alle ihre 
sie bildenden Elemente so von sich abhängig zu machen, daß sie 
nur als Glieder (Organe) dieses Gebildes erscheinen. 2. Vergleicht 
man das komplexere (umfangreichere, allgemeinere) Gebilde mit 
den in ihm teilweise enthaltenen einfacheren (kleineren, historisch 
früheren) Gebilden, so erscheinen diese vom Standpunkte des 
erstgenannten Komplexes als seine bloß eingeordneten Teile, als 
von ihm abhängige und von ihm bestimmte, dienende Mittel 
seiner Existenz; vom Standpunkte des zweitgenannten Gebildes 
erscheint aber ebenso der größere Komplex als dessen Mittel und 
Diener. 3. Es ist nicht möglich, unmittelbar aus allgemein 
menschlichen Beziehungen abstrakte Kollektiva wie Staat und 
Kirche abzuleiten, aber es läßt sich zeigen, wie aus Beziehungen 
einfache Gebilde, aus einfacheren abstraktere, schließlich ab- 
strakteste Gebilde resultieren... Hier muß es uns zunächst ge- 
nügen, die Aufmerksamkeit auf die Zustände zu lenken, 
zu denen die entsprechenden sozialen Prozesse, isoliert betrachtet, 
führen: nämlich die A-Prozesse zuGeselligkeit undVer- 
bundenheit einer, zu Abhängigkeit andererseits, 
die B-Prozesse zu Einsamkeit, Isoliertheit, Ab 
geschiedenheit einer, zuEigenbewußtsein und 
Selbständigkeit andererseits« (S. 39). In diesen und 
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ähnlichen Sätzen wird von Wiese zunächst eine bildliche 
Bezeichnung der »Gebilde« versucht. Denn weder » Verdichtung« 
noch »Kristallisation« ist etwas, was psychischen Akten zukom- 
men kann. Die von W iese gebrauchten Fiktionen der figür- 
lichen inneren Sprachform enthüllen auch die wirkliche An- 
scht Wieses von den gesellschaftlichen Gebilden, welche er 
im Gegensatze zu den sozialen Prozessen häufig als »Zustand«, 
als etwas »Zuständliches« bezeichnet. Aber auch dieser Begriff 
kann offenbar auf psychische Akte und deren intentionale Be- 
ziehungen nicht angewendet werden. Wiese nennt z. B. den 
Zustand, der durch Gesellung geschaffen wird, »Geselligkeit« 
(S. 76). Für die reine Gesellschaftslehre ist aber » Geselligkeit« 
nichts anderes als eine Reihe gesellschaftlich meinender Mo- 
mente, welche aus (relativ) zahlreichen Gliedern besteht. Die An- 
wendung des Begriffes des »Zustandes« kann aber in zweifacher 
Hinsicht doch eine Bedeutung haben. Man kann nämlich mit 
»Zustand« die vorhandene psychische Disposition gewisser Men- 
schen zu »Geselligkeit« verstehen, also ein Faktum, welches die 
Motivation der gesellschaftlichen Akte, nicht sie selbst angeht 
und also allerdings auch für die reine Gesellschaftslehre bedeu- 
tungslos ist. Oder aber meint der Begriff des »Zustandes« die 
gesamtheitliche Beziehung, welche noch zur Erörterung gelangen 
wrd Wiese stützt jedoch offenbar seinen Begriff des »Zu- 
standes« auf die Tatsache, daß die » Gebilde« gegenüber den » Be- 
ziehungen« von längerer Dauer sind und eine größere Zahl von 
Akten umfassen. Aber eine relativ große Zahl von Vorgängen, 
welche sich über einen relativ großen Zeitraum erstrecken, kann 
doch nur in bildlichem Sinne als »Zustand« bezeichnet werden, 
während »Zustand« im eigentlichen Sinne kein Kollektivum von 
Geschehnissen bedeutet, sondern auf die Begriffe des » Dinges«, 
der »Substanz«, der »Möglichkeit« hinweist. Die »Zuständlich- 
keite in dem von Wiese gemeinten Sinne ist daher kein Merk- 
mal, welches das gesellschaftliche Gebilde (im Sinne Wieses) 
von den gesellschaftlichen Beziehungen (im Sinne Wieses) 
wesentlich unterscheidet, da ja vielmehr das gesellschaftliche 
Gebilde selbst nur ein Kollektivum von gesellschaftlichen Be- 
ziehungen bildet. Auch die typischen und relativ umfangreich- 
sten gesellschaftlichen Gebilde, wie »Staat« und »Kirche«, können 
nicht durch ihre Zuständlichkeit, d. h. durch die relativ große 
Anzahl sich über einen relativ großen Zeitraum erstreckender 
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gesellschaftlicher Akte charakterisiert werden, da es ja Fälle 
gibt, in welchen einfache gesellschaftliche Beziehungen im Sinne 
Wieses, wie z.B. »Kreditieren«, »Anhängene, mehr gesell- 
schaftliche Akte umfassen und sich über einen längeren Zeit- 
raum erstrecken, als manche » Staaten«. Andere Unterscheidungs- 
merkmale, welche Wiese heranzieht, versagen nicht minder, 
nämlich das Merkmal der historischen Priorität 
der Beziehungen gegenüber den Gebilden, welches Merkmal weder 
beweisbar ist noch ein deskriptives Merkmal darstellt, 
und das Merkmal der Abhängigkeit der Beziehungen von 
den Gebilden, welches in keiner Weise durchgängig vorhanden 
ist (Freundschaftsbeziehung als abhängiges Organ des Staates?), 
noch auch ein Wesensmerkmal wäre, da mit ihm lediglich eine 
Eigentümlichkeit gewisser Gebilde (der v»Herrschafts- 
verbände«) bezeichnet wird. Ein weiteres Merkmal, welches 
Wiese angibt, ist das der s»Abstraktheite«e: »Wir wer- 
den drei Hauptarten von zwischen-menschlichen Gebilden un- 
terscheiden: a) Massen, b) Gruppen, c) abstrakte Kollektiva. 
Sie unterscheiden sich nach ihrer Dauer und nach dem Grade 
ihrer Abstraktheit. Massen sind lockere Gebilde, bei denen der 
Zusammenhang zwischen einer größeren Zahl konkreter Men- 
schen und ihnen deutlich erkennbar ist. Die Gruppe besitzt der 


Masse gegenüber größere Dauer; die Vorstellungen, die sich die 


Menschen von einer solchen Gebildeart machen, verleihen ihr 
eine größere Selbständigkeit und Eigengesetzlichkeit gegenüber 
den ihr angehörigen, aber immer noch zahlenmäßig und konkret 
bestimmbaren Personen. Die abstrakten Kollektiva hingegen 
erscheinen den Menschen, die sie denken, fühlen, oder wollen als 
überpersönliche, von Einzelmenschen relativ unabhängige Ge- 
bilde« (S. 24). Es ist schwer zu bestimmen, was Wiese mit 
der hier angeführten Abstraktheit« meint. Sicher ist aber, daß, 
wenn man an Abstraktheit im eigentlichen Sinne denkt, gerade 
die von Wiese sog. »abstrakten Kollektiva« (Staat, Kirche 
u. a) konkretere Gebilde darstellen als die einfache ein- 
oder zweiseitige gesellschaftliche Beziehung. Denn während der 
Begriff der gesellschaftlichen Beziehung die abstraktesten, 
weil generellen Wesensmerkmale gesellschaftlicher Akte 
meint, meint z. B. der Begriff des Staates eine Mannigfaltigkeit 
von gesellschaftlichen Akten nicht bloß nach ihren generellen, 
sondern auch nach gewissen individuellen Merkmalen, derent- 
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wegen Sie eben eine bestimmte Klasse gesellschaftlicher Akte, 
nämlich staatliche Akte bilden. Wenn Wiese, wie es scheint, 
unter Konkretheit im Gegensatze zu Abstraktheit »deutliche 
Erkennbarkeit« und » Bestimmtheit« versteht, irrt er wohl, da 
gerade abstrakte, also isolierend beleuchtete, Momente deutlich 
erkennbar und bestimmt sind, während konkreten Gegenstän- 
den immer eine gewisse Unbestimmtheit anhaftet. Was aber 
Wieses Gedanken offenbar vorschwebt, ist die gesamtheitliche 
Beziehung, die Beziehung auf die Gesamtheit, der, wie noch zu 
zeigen ist, mehr oder weniger eine gewisse Unbestimmtheit zu- 
kommt, da die Gesamtheit nie distinkt, sonders konfus 
gemeint wird. Die von Wiese angeführten Merkmale der » Ge- 
bildes erweisen sich also alle als unzulänglich und entstammen 
Urteilen der Gesellschaftslehre über ihren Gegenstand, während 
richtiger Weise alle Merkmale der Gesellschaft der Meinung 
der gesellschaftlichen Akte zu entnehmen sind. 
Es sind nicht die »Gebilde« den gesellschaftlichen Beziehungen 
und Prozessen gegenüberzustellen, sondern die Grundelemente 
der Gesellschaft sind: I. Der gesellschaftliche Akt, 2. das gesell- 
schaftliche Gebilde, eine Zweiheit von GZ- und GV-Akt, 3. die 
gesellschaftliche Reihe, die schon in der Meinung des GZ-Aktes 
liegt, der auf einen GVZ-Akt gerichtet ist; hinzu tritt dann 4. die 
noch zu erörternde »gesamtheitliche Beziehung «, welche erst jene 
über die drei Grundbeziehungen hinausgreifende Beziehung dar- 
stellt, die das Wesen der »gesellschaftlichen Gesamtheit«, der 
ıGesellschaft« ausmacht. Hingegen gehört die Erörte- 
rung von Gesamtheiten, wie » Masse «, » Gruppe «, » Staat «, » Kirche«, 
‘Bunda usw. nicht in das Gebiet der reinen generalisierenden 
Lehre von der Gesellschaft, da es sich hierbei um Mannigfaltig- 
keiten von Akten handelt, denen individuelle gesell- 
schaftlich meinende Momente zukommen. 

Wiese beschäftigt sich auch mit der Gegebenheits- 
art der »Gebilde«: » Die sozialen Gebilde selbst sind nicht sinn- 
lich wahrnehmbar und nur durch Symbole körperlich vertretbar. 
Aber sie sind für unsere innere Vorstellungswelt erkennbar. Sie 
leben in den Seelen konkreter Menschen « (S. 8). » Diese sozialen 
Izwischenmenschlichen) Gebilde bestehen nur in den Vorstel- 
lungen der Menschen« (S. 24; ähnlich an anderen Stellen). Mit 
dieser Aufstellung gerät aber Wiese in einen bedenklichen 
Gegensatz zu seiner Grundbehauptung, daß Gegenstand der Ge- 
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sellschaftslehre nur die sinnlich wahrnehmbaren Handlungen, 
nicht »Bewußtseinsvorgänge« sind. Diese Grundbehauptung er- 
weist sich neuerlich als unhaltbar, denn wie ist es möglich, daß 
sich die sinnlich wahrnehmbaren Handlungen zu sinnlich nicht 
wahrnehmbaren Gebilden »kristallisieren «, » verdichten«? Wiese 
scheint diesen Widerspruch durchaus nicht zu bemerken und da 
er offenbar »konkret« gleich »sinnlich wahrnehmbar« und »ab- 
strakt« gleich »sinnlich nicht wahrnehmbar « setzt — was an sich 
schon bedenklich ist, da es abstrakte Momente von Sinnlich- 
Wahrnehmbarem und von »Sinnlich nicht Wahrnehmbarem« 
gibt —, ergibt sich ihm als Unterschied zwischen » Gebilde« und 
»Beziehung« der Gegensatz von »Abstraktheit« und » Konkret- 
heit. Wiese irrt eben überhaupt: denn nicht nur die »Ge- 
bilde«, sondern auch die »Beziehungen« sind der äußeren 
Wahrnehmung nicht gegeben, sind lediglich durch Symbole (aus- 
drückende Handlungen) »vertretbare. Wieses von allem 
» Gesellschaftlichem« geltende Feststellung, daß es zwar nicht 
sinnlich wahrnehmbar, aber doch »real« sei, ist für den, der sich 
des Wesens der »inneren« oder richtiger der psychischen Erfah- 
rung bewußt ist, völlig selbstverständlich. Denn vermöge der 
Evidenz der inneren Wahrnehmung ergibt sich, wie Brentano 
festgestellt hat, daß das ihr gegebene Psychische wirklich 
existiert, während allem Physischen eine lediglich » intentionalet, 
»phänomenale« Existenz zukommt, seine wirkliche Existenz nur 
wahrscheinlich ist. Erst mit der klaren Erkenntnis des 
Sachverhaltes, daß alles Gesellschaftliche seinem Wesen nach 
immer Gegenstand eines Selbstbewußtseins ist, also in den Be- 
reich der psychischen Erfahrung fällt, wird die Gesellschaftslehre 
von jedem Skeptizismus befreit, weil sie ihre Urteile auf die Evi- 
denz des Erlebnisses des Selbstbewußtseins von Menschen stützen 
kann. 

Ferner aber bedarf W i e s e s Aufstellung, daß die » Gebilde« 
in den Vorstellungen, in den Seelen von Menschen leben, noch 
einer weiteren Klärung. Gehen wir nämlich vom Selbstbewußt- 
sein eines Menschen aus, dem gesellschaftliche Akte zugehören, 
so ergibt sich, daB »in ihm « zunächst seine gesellschaftlichen Akte, 
als Glieder von Gebilden, nicht Gebilde leben. Nur eigene gesell- 
schaftliche Akte, also Glieder von Gebilden, sind Gegenstand des 
evidenten Selbstbewußtseins. Hingegen ist das Erlebnis, daß 
die eigenen gesellschaftlichen Akte Glieder von Gebilden sind, 
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daß sich also die Akte anderer Menschen gesellschaftlich auf 
die eigenen gesellschaftlichen Akte beziehen, von anderer Art. 
Denn dieses Erlebnis ist ein Urteil über ein dem eigenen Be- 
wußtsein Transzendentes, ist lediglich ein W ah r- 
scheinlichkeitsurteil. Das »Gebilde« wird also vom 
Bewußtsein jenes Menschen, dessen Akte dem Gebilde angehören, 
nicht in einheitlicher Weise erlebt, die Gebilde »leben« nicht in 
einheitlicher Weise im Bewußtsein dieser Menschen, denn das 
Erlebnis eines Gebildes bedeutet, daß eigene gesellschaftliche 
Aktedem Selbst bewußtsein, fremde, sich auf die eigenen 
gesellschaftlichen Akte beziehenden gesellschaftliche Akte dem 
Fremd bewußtsein des erlebenden Menschen gegeben sind. 
Dieser Sachverhalt nun, daß nämlich gesellschaftliche Gebilde 
ein im einfachsten Falle zweifacher, in den meisten Fällen 
aber mehrfacher Gegenstand des Bewußtseins eines Menschen 
sind und die Teile dieses Gegenstandes immer in zweifacher 
Weise gegeben sind, beruht auf dem Sachverhalte, daß eben ge- 
sellschaftliche Gebilde nicht einzelne Dinge, sondern Kollek- 
tiva aus (psychischen) Dingen, und zwar inter individuelle 
Aktmannigfaltigkeiten sind. Erst die klare Einsicht in die Weise, 
wie gesellschaftliche Gebilde von den gesellschaftlich Handeln- 
den erlebt werden, macht jede Verdinglichung, d. h. jede Auf- 
fassung der gesellschaftlichen Gebilde als eines Dinges unmög- 
lich. Das Erleben eines gesellschaftlichen Gebildes durch einen 
gesellschaftlich Handelnden bedeutet das selbst bewußte Er- 
Ieben eigener gesellschaftlicher Akte als Glieder einer in ter- 
individuellen Aktmannigfaltigkeit, d. h. aber mit dem gleich- 
zeitigen, transzendent gerichtetem Erleben, daß fremde gesell- 
schaftliche Akte sich auf die eigenen gesellschaftlichen Akte be- 
ziehen. Da nun diese fremden Glieder der erlebten inter- 
individuellen Aktmannigfaltigkeit wegen ihrer großen Zahl leicht 
unter Vernachlässigung der selbstbewußten Glieder als die inter- 
individuelle Aktmannigfaltigkeit selbst erscheinen und da 
femer das gleichzeitige fremdbewußte Erleben oft wegen der 
unbestimmten Zahl und der scheinbar ins Unendliche führenden 
Verkettung der fremden Glieder »dunkel«, »konfus« ist, werden 
diese fremdbewußten Glieder der»Gesellschaft«als 
desGesellschafts bezeichnet, welche als ein transzen- 
dentes Ding, als eine transzendente Substanz den selbstbe- 
wußten Gliedern, den eigenen gesellschaftlichen Akten 
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gegenüberzutreten scheint, während jede klärende Reflexion 
auf das Erlebnis seinen Gegenstand sofort als eine Mannig- 
faltigkeit psychischer Dinge enthüllt. 

Besteht also das Wesen des Erlebnisses eines gesellschaft- 
lichen Gebildes im Erleben eines Verhältnisses eigener 
zu fremden gesellschaftlichen Akten, wobei, wie dargelegt wurde, 
die beiden Glieder der Relation in verschiedener Weise erlebt 
werden, so enthüllt sich auch die Rede vom Verhältnisse des 
einzelnen dem Gebilde zugehörigen gesellschaftlichen Aktes zu 
dem Gebilde selbst als eine reine Fiktion der figürlichen inneren 
Sprachform. Denn der eigene gesellschaftliche Akt wird als 
Glied der »Gesellschaft«, des » Staates«, des » Volkes«, nicht 
aber als ein von» Gesellschaft «, » Staat«,» Volka Verschiede- 
nes, welches zu »Gesellschaft«, » Staat«, » Volk« in einer Be- 
ziehung steht, erlebt, so daß also im gesellschaftlichen Erleben 
niemals »Gesellschaft«, »Staat«, »Volk«, sondern andere 
Glieder von »Gesellschaft« »Staate »Volk« 
den selbstbewußt erlebten Gliedern gegenübertreten. Selbstver- 
ständlich ist es terminologisch möglich, auch die an- 
deren, fremdbewußten Glieder der Gesellschaft 
als »Gesellschaft« zu bezeichnen. Aber dann handelt es 
sich nicht um eine » Gesellschaft«, zu welcher der eigene ge- 
sellschaftliche Akt gehört, sondern um eine andere Gesell 
schaft, zu deren Gliedern der eigene Akt nicht in einer gesell- 
schaftlichen Beziehung steht, was aber nicht das Wesen des ge- 
sellschaftlichen Erlebnisses ist. Nur absolut oder relativ nicht- 
gesellschaftliche Akte werden als in einem Verhältnisse zur G e- 
sellschaft selbst stehend erlebt. Absolut nicht- 
gesellschaftliche Akte: Wenn ein Akt, der überhaupt 
nicht als gesellschaftlicher Akt gemeint ist, z. B. ein auf Tötung 
eines Menschen gerichteter Akt erlebt wird, mit dem gleichzei- 
tigen Bewußtsein, daß dieser Akt zu der » Gesellschaft«, zu wel- 
cher auch die eigenen gesellschaftlichen Akte gehören, in 
einem feindseligen Verhältnisse stehe. Relativ nicht-ge 
sellschaftlicheAkte: Wenn z.B. ein außerhalb eines 
» Staates« stehender Mensch einen eigenen auf diesen Staat ge- 
richteten gesellschaftlichen Akt, der aber kein Glied der gemein- 
ten Mannigfaltigkeit staatlicher Akte ist, erlebt, mit dem gleich- 
zeitigen Bewußtsein, daß der eigene gesellschaftliche, aber nicht- 
staatliche Akt zu der gemeinten Mannigfaltigkeit staatlich-ge- 
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sellschaftlicher Akte in einem Verhältnisse stehe. Das Wesen 
ds gesellschaftlichen Erlebnisses besteht aber 
in dem Bewußtsein, daß ein eigener gesellschaftlicher Akt Glied 
einer Mannigfaltigkeit gesellschaftlicher Akte ist, zu welcher 
fremde gesellschaftliche Akte gehören. Nur dieses Verhältnis 
selbstbewußter zu fremdbewußten, d. h. aber vonder inneren 
Wahrnehmung gegebenen zu verstandenen 
gesellschaftlichen Akten ist Gegenstand des gesellschaftlichen Er- 
lebnisses und nur in diesem Sinne, mit verschiedener 
Gegebenheit der Glieder des Verhältnisses, sind alle Glieder 
des Gebildes, ist das » Ganze« des Gebildes dem gesellschaftlichen 
Erlebnisse gegeben. Für das gesellschaftliche Erlebnis ist ein b e- 
stimmtes Verhältnis von »Ich« und » Du«, also ein Verhält- 
ns innerhalb der Gesellschaft, und sind mit diesem Erleb- 
nisse alle Glieder des Ganzen, aber in verschiedener Weise, ge- 
geben. Es wird also im gesellschaftlichen Akte weder ein Ver- 
hältnis des eigenen Aktes zu der »Gesellschaft«, noch wird die 
Gesellschaft als ein transzendentes Ding erlebt, sondern ledig- 
lich ein eigener gesellschaftlicher Akt als Glied einer 
Aktmannigfaltigkeit » Gesellschaft «. 

Die »Gesellschaft« ist aber auch nicht-gesellschaftlichen 
Akten als Gegenstand gegeben. Reflektiert der gesell- 
schaftlich Erlebende auf sein gesellschaftliches Erlebnis, so ist 
sein vergangener gesellschaftlicher Akt nicht mehr der Evidenz 
der begleitenden inneren Wahrnehmung, des aktuellen Selbstbe- 
wußtseins gegeben, sondern einem Reflexionsurteile, das sich auf 
einen eigenen vergangenen Akt, also auf Etwas richtet, welches 
kein immanenter Gegenstand in dem Sinne ist, daß er der ak- 
tuellen inneren Wahrnehmung gegeben wäre, wohl aber ein im- 
manenter Gegenstand in dem Sinne, daß er als ein zum eigenen 
Erlebnisstrom gehöriger gemeint wird. In diesem Falle ist dem 
Reflexionsurteile, welches aber natürlich kein gesellschaftliches 
Erlebnis ist, das Verhältnis zwischen eigenen und fremden gesell- 
schaftlichen Akten und damit das » Ganze« des Gebildes in a n- 
derer Weise gegeben als im Falle des gesellschaftlichen Erleb- 
nisses, wenn auch immer noch in uneinheitlicher Weise. Und in 
weder anderer Weise ist die » Gesellschaft« jenem gegeben, 
der als »Außenstehender«, d. h. ohne aktuelles gesellschaftliches 
Erlebnis und ohne Reflexion auf ein eigenes gesellschaftliches 
Erlebnis, die »Gesellschaft« betrachtet. Ihm sind alle Glieder 
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der » Gesellschaft« und ist damit das »Ganze« einheitlich 
als transzendentes Psychisches gegeben, das er 
weder innerlich wahrnimmt noch in idiopsychischer Reflexion 
erfaßt, sondern daser versteht, d.h. in heteropsychischer 
Reflexion erfaßt. Dies aber ist jene Bewußtseinshaltung, in 
welcher die deskriptiv-phänomenologische Gesellschaftslehre 
ihrem Gegenstande gegenübertritt. Die nicht sachliche, aber 
persönliche Schwierigkeit des Vollzuges dieser Bewußtseinshal- 
tung, welche ihrem Gegenstande als transzendentem mit der 
» Kühle der Distanz« gegenübertritt, liegt darin, daß häufig der 
Einzelne, welcher diese Bewußtseinshaltung vollzieht, in Wirk- 
lichkeit sich in der aktuellen inneren Wahrnehmung oder in der 
Reflexion eigener Akte bewußt ist, welche als Glieder dem be- 
trachteten Gegenstande angehören. Ja, der Soziologe muß sich in 
der aktuellen inneren Wahrnehmung oder in der Reflexion irgend- 
welcher eigener gesellschaftlicher Akte bewußt sein, um die frem- 
den gesellschaftlichen Akte verstehen zu können. Aber die den 
eigenen gesellschaftlichen Akten zugewendete Bewußtseinshal- 
tung ist lediglich Hilfsmittel, Voraussetzung der Be- 
wußtseinshaltung des verstehenden Soziologen, während seine ver- 
stehende Bewußtseinshaltung, die Beziehung auf transzen- 
dente gesellschaftliche Akte, das Wesen des gesellschaftswissen- 
schaftlichen Blickes ausmacht, welcher, wenn er sich seinem 
Gegenstande zuwendet, von allen eigenen gesellschaftlichen 
Akten absieht. Da sich aber der Soziologe — um der gewöhn- 
lichen Redeweise zu folgen — häufig als »Glied« jener Gesell- 
schaft weiß, welche er gerade untersucht und er sich nicht nur 
seiner eigenen gesellschaftlichen Akte, sondern vor allem auch 
jener ethisch-politischen Motive bewußt ist, welche mit seinen 
eigenen gesellschaftlichen Akten verbunden sind, hindert ihn 
seine eigene ethisch-politische Einstellung innerhalb der Gesell- 
schaft, dieser Gesellschaft als Gegenstand reiner Betrachtung 
gegenüberzutreten. Aber nur mit der »Ausschaltung«, der 
»Einklammerung« der eigenen gesellschaftlichen Akte und 
vor allem ihres ethisch-politischen Wertes ist die persön- 
liche Einstellung gegeben, welche eine wahre Wissen 
schaft von der Gesellschaft ermöglicht. Ein sachlicher 
Streit um die Wertfreiheit der Gesellschaftslehre ist unmög- 
lich, sobald erkannt wird, daß Gegenstand der Gesellschafts- 
lehre ein Etwas ist, das keiner Wertung unterliegen kann, 
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nämlich urteillende Akte, die von ihren emotionalen Motiven 
zu scheiden sind. 

Ist man nun aber endlich gewillt, jede von ethisch-politi- 
schen Voraussetzungen ausgehende Gesellschaftslehre als wissen- 
schaftlich unbrauchbar, ja sinn-, weilgegenstandslos, 
bei Seite zu setzen und sich zu der Einsicht zu bequemen, daß 
bisher — abgesehen von einigen Ausnahmen — zwar eine christ- 
liche, eine nationalistische, eine liberale, eine sozialistische, eine 
monarchistische und manche andere von einem Parteiprogramme 
ausgehende, aber keine wissenschaftliche Gesellschafts- 
Ihre bestanden hat, gibt man ferner endlich zu, daß auch» Ge- 
selschaft« wie jeder andere Gegenstand ihrem Wesen nach nicht 
durch Quacksalberei und Astrologie, d. h. durch eine von e m o- 
tionalenInteressen als Axiomen ausgehende Betrach- 
tung, sondern lediglich durch die nüchterne wissenschaftliche 
Vernunft geklärt werden kann, dann wird auch mit einem Schlage 
einsichtig, daß die immer wieder aufgeworfene Frage nach dem 
Verhältnisse von Gesellschaft und Individuum nicht nur kein 
Gegenstand der Gesellschaftslehre ist, deren Gegenstand ja die 
Gesellschaft, nicht aber das Verhältnis der Gesellschaft zu etwas 
Nicht-Gesellschaftlichem bildet, sondern überhaupt mannigfache 
Unklarheiten in sich birgt. Denn die » Gesellschaft«, eine Mannig- 
faltigkeit psychischer Akte, deren Wesen das » Gesellschaftliche« 
it, steht zu den Individuen, diesen psychophysischen 
Wirkenseinheiten, zwar im Verhältnisse von Akzidenz zu Sub- 
Stanz — wenn dieser Sachverhalt überhaupt ein Verhältnis ist 
~, nimmermehr aber in einem Verhältnisse, welches Gegenstand 
ener Geistes wissenschaft sein kann, weil ja die Geistes- 
wissenschaften eine Schichte des Seienden isolierend beleuchten, 
die frei von allem Physischen ist. Die berühmte Antithese » Ge- 
Meinschaft-Individuum« ist nur ein irreführender Ausdruck ent- 
weder für das Verhältnis gesellschaftlicher Akte eines Individuums 
zu gesellschaftlichen Akten anderer Individuen oder für das Ver- 
filtnisgesellschaftlichen zueinsamem Seelen- 
lebens. Alles Seelenleben ist ein individuelles, an 
eine menschliche Ichform gebundenes Seelenleben; aber dieses 
individuelle Seelenleben kann — wie früher erörtert wurde — 
sich nach den Wesensmomenten der psychischen Akte in gesell- 
schaftliches und in einsames Seelenleben scheiden. Da man sich 
aber an die Sprachform der Antithese » Gesellschaft-Individuum « 
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hielt, statt »einsames« Seelenleben sindividuelles« 
Seelenleben sagte und ferner die ganze psychophysische Wir- 
kenseinheit des menschlichen Individuums in das Gebiet der 
Geisteswissenschaft »Gesellschaftsiehre« hineinzog, kam man 
immer wieder zu der absurden und phantastischen Ansicht, daß 
dem menschlichen Individuum ein gewissermaßen übermensch- 
liches Individuum gegenüberstehe, ein gesellschaftlicher »Or- 
ganismus«, der jenes «Ich« sei, dem das gesellschaftliche Seelen- 
leben angehöre. Wäre man von dem klar zergliederten Gliede 
der Antithese, der » Gesellschaft«, ausgegangen, so hätte man so- 
gleich erkannt, daß sein Gegenglied nicht die psychophysische 
Wirkenseinheit des menschlichen Individuums, sondern wieder 
nur psychische Akte sein können. Statt dessen aber ging man 
immer von der psychophysischen Wirkenseinheit des mensch- 
lichen Individuums aus und darin lag, da die Antithese » Gesell- 
schaft-Individuum« bisher ein Grundproblem der Gesellschafts- 
lehre bildete, zweifellos einein diesem Sinnevindividua- 
listische« Einstellung. Geht aber die Geistes wissen- 
schaft » Gesellschaftslehre« vom » Ganzen« der Gesellschaft, d. h. 
von ihrer interindividuellen Aktmannigfaltigkeit aus, so zeigt sich 
nicht bloß, daß Gegenstand der Gesellschaftslehre lediglich Ver- 
hältnisse innerhalb der Gesellschaft, nicht aber Verhältnisse der 
Gesellschaft zu etwas von ihr Verschiedenem sind, sondern daß 
auch eine g eist es wissenschaftliche Antithese » Gesellschaft- 
Individuum« überhaupt unmöglich ist. Diese Einsichten und ihre 
Folgen schwebten offenbar auch dunkel dem » Universalismus« 
Spanns vor. Aber Spann hat nicht nur den wissenschaft- 
lich bedeutsamen Kern dieser Einsicht, von ethisch-politischen 
Postulaten geblendet, völlig übersehen, sondern ist selbst »I n- 
dividualist« in dem eben angedeuteten Sinne, da er zwar 
das Postulat des Ausganges der Gesellschaftslehre von der Ge- 
sellschaft erhebt, aber die Gesellschaft selbst den menschlichen 
Individuen als eine Art von »drittem, höherem« Individuum 
gegenüberstellt, während ein klarer Ausgang von der Gesellschaft 
die Antithese » Universalismus-Individualismus« überhaupt auf- 
hebt, weil die Substanz des psychophysischen Individuums weder 
Glied der Gesellschaft ist, noch auch zu dem psychischen Gegen- 
stande »Gesellschaft« in eine Antithese gesetzt werden kann. 
Weil Spann ferner durchgängig ethisch-politische 
Wertung und gesellschaftswissenschaftliches 
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Urteil verwechselt, zieht er aus der dunkel gemeinten Einsicht, 
daß Glieder der Gesellschaft nicht Individuen sind, die Folgerung, 
daß die nicht-gesellschaftlichen Akte der Individuen sich zu 
ihren gesellschaftlichen Akten in bestimmter Weise verhalten 
sollen. Und weil Spann schließlich die übliche Doppel- 
bedeutung des Wortes »individuell« übersieht, welches einmal 
alle psychischen Akte eines menschlichen Individuums und ein 
anderes Mal nur die Akte des einsamen Seelenlebens eines Indi- 
viduums bezeichnet, gelangt er zu der Ansicht, daß es überindi- 
viduelle Akte, d. h. nicht einem menschlichen Individuum ange- 
hörige Akte im Gegensatze zu individuellen Akten von Menschen 
gebe, während es sich in Wirklichkeit lediglich um das Verhält- 
nis gesellschaftlich-individueller Akte von Menschen zu ihren ein- 
sam-individuellen Akten handelt. Da nun aber klar ist, daß das 
ıIndividuum« weder Glied der Gesellschaft noch geistiges Gegen- 
glied der Gesellschaft ist, da ferner klar ist, daß alles Seelen- 
leben nur individuelles Seelenleben ist, kann die Gesell- 
schaftslehre die Worte »Individuum« und »individuell«, die 
selbstverständliche Sachverhalte bezeichnen, vollkommen aus 
Ihrem \Vortschatze ausschalten, ebenso wie die anderen Geistes- 
wissenschaften, die es alle entweder nur mit gesellschaftlichem 
oder nur mit einsamem oder mit beiden Arten von Seelenleben 
zu tun haben, hingegen niemals mit einem überindividuellen 
seelenleben, welches im ganzen Gebiete des Seienden nirgends 
angetroffen werden kann. | 

Da Wiese nicht klar erkannt hat, daß Glieder der Ge- 
sellschaft nur psychische Akte (bzw. deren \Wesensmomente) sind, 
konnte er auch keine Klarheit über das Wesen der Kollek- 
tivität der gesellschaftlichen Gebilde schaffen. Er setzt das 
Yindividuelle« dem »kollektiven« Geistesleben entgegen (S. 7), 
nach ihm »hat es die Soziologie in gleicher Weise mit den Kol- 
lektiven, mit den Gruppen und Massen, mit dem Kollektivgeiste 
und den Assoziationsbewegungen zu tun, wie mit dem Singu- 
lren, den isolierten, einsamen Mienschen, dem Geiste der Ab- 
sonderung und den Dissoziationsprozessen« (S. 18). Die beliebte 
Antithese » Kollektivgeist—Individualgeist« ist aber durchaus 
itreführend. Denn es gibt nur individuelles Geistesleben und das 
sogenannte kollektive Geistesleben ist nur ein Ausdruck für in- 
dividuelles Geistesleben, welches sich auf anderes individuelles 
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individuelles Geistesleben vieler Menschen, welches hinsichtlich 
gewisser Merkmale gleichartig ist. Auch das einsame Seelen- 
leben vieler Menschen kann ein »kollektives« Geistesleben sein, 
wenn es hinsichtlich gewisser Merkmale gleichartig ist und also 
als ein Kollektivum gleichartiger Dinge betrachtet werden kann 
(z. B. kollektives, aber einsames Geistesleben der Autoerotiker). 
Meint man hingegen, wie meist, unter »kollektivem« Geistes- 
leben das gesellschaftliche Seelenleben einer Mehrzahl von Men- 
schen, so wäre es vorzuziehen, den Ausdruck »kollektives« Gei- 
stesleben überhaupt zu beseitigen. Denn erstens ist es dem ge- 
sellschaftlichen Seelenleben nicht wesentlich, ein kollektives Gei- 
stesleben zu sein — ein gesellschaftlicher Akt ist gesellschaft- 
liches Seelenleben, muß aber keinem Kollektivum von gesell- 
schaftlichen Akten angehören —, und zweitens verführt das 
Wort »Kollektivgeist« unwiderstehlich zur Annahme von Wesen 
mit überindividuellem Geistesleben. Auch Wiese ist dieser 
Gefahr nicht ganz entgangen, wenn er sagt, daß »die Gebilde 
tätig wirken« (S. 4), daß es » Beziehungen zwischen Menschen 
und zwischen (sozialen) Gebilden gibt« (S. ıı), daß in der Grup- 
penbildung »die Wünsche der Einzelmenschen schon zu einem 
Kollektivwunsch zusammenfließen, aus dem dann das Ge- 
bilde entsteht« (S. 73), daß »gewisse soziale Prozesse nur inner- 
halb und zwischen Gebilden Wirklichkeit werden« (S. 122), 
wenn er von » Kollektivleistungen « (S. 160), von » Kollektivarbeit « 
(S. 161), von »Kollektivschöpfungen« im Gegensatze zur »indi- 
viduellen Schöpfung« spricht usw. Alle diese Ausdrücke, die 
Wiese wohl im wesentlichen nur als Fiktionen der figürlichen 
(abkürzenden) Sprachform gemeint hat, bezeichnen nicht über- 
individuelle Dinge, sondern nur Mannigfaltigkeiten von indivi- 
duellen Dingen (von Akten und Handlungen). 

Da nun die metaphysische Gesellschaftslehre, der Wiese 
selbstverständlich im wesentlichen nicht angehört, die er viel- 
mehr durchgängig bekämpft, zur Erklärung der Gesellschaft von 
einem kollektiven Geistesleben ausging, ohne dieses »kollektive 
Geistesleben« irgendwie klar zu zergliedern, da ihr ferner diese 
Unklarheit eine Gelegenheit bot, dem angeblich überindividuel- 
len Subjekte dieses Geisteslebens ihre eigenen ethisch-politischen 
Postulate als wirkliche, aber »überindividuelle« psychische Akte 
einzulegen, mußte die metaphysische Gesellschaftslehre, um die 
eigentliche Bedeutung der »Kollektivität«, nämlich die 
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enerMannigfaltigkeit von Individuellem, zu 
verwischen, einen Kampf gegen die Meinung eröffnen, daß die 


2 Gesellschaft eine »Summe« von Einzelmenschen sei. Auch 


Wiese bekämpft, ohne, wie gesagt, der metaphysischen Ge- 
sellschaftslehre anzugehören, diese Meinung. »Sehr oft ist (z. B. 


| 
l | von den deutschen Idealisten, den Romantikern und der fran- 


zösischen Dürkheim-Schule) behauptet worden, daß das Gebilde 
mehr und etwas anderes als die bloße Summe von Einzelpersonen 
ist, aus denen es besteht. Etwas anderes? Sicherlich. Sie ist nur 
das (vorgestellte) Produkt aus den Beziehungen dieser Personen 
usw.« (S. 25). Zur Verneinung der Behauptung, daß die Gesell- 
schaft eine »Summe« von Einzelpersonen sei, ist vor allem zu 
bemerken, daß Glieder der Gesellschaft nicht Menschen, sondern 
psychische Akte, bzw. deren Wesensmomente sind. Verneint wird 
also eigentlich die Behauptung, daß die Gesellschaft eineSumme 
von psychischen Akten sei. Aber sowohl die verneinte 
Behauptung als auch die verneinende Be- 


«| hauptung sind sinnlos. Bedeutet nämlich das Wort 


»Summeseinen mathematischen Begriff — und was soll es sonst be- 
deuten, wenn es nicht mit ethisch-politischen Meinungen belastet 
wird? —, so ist festzustellen, daß niemand behauptet hat, die 
Gesellschaft sei eine »Summe«, so daß also auch die Verneinung 
der angeblichen Behauptung jeglichen Halt verliert. Die »Zahl« 
ist ein meinendes Gebilde, ein Begriff, der seine Wesensbe- 
stimmung durch seine Stellung in einem System von Zahl- 
begriffen, durch seine Relation zu anderen Zahlbegriffen emp- 
langt., Wird aber die Zahl als » Summe« betrachtet, so wird nicht 
au das Wesen, sondern auf die Genesis dieses Begriffes 
durch + Operationen mit anderen Zahlbegriffen reflektiert. Wer 
hätte nun aber jemals behauptet, daß ein gesellschaftliches Ge- 
bilde durch + Operationen mit gesellschaftlichen Akten (oder 
auch Einzelmenschen) entsteht, daß z. B. durch die additive 
Verbindung eines GZ- und eines GV-Aktes ein gesellschaftliches 
Gebilde zustande komme?! Nicht die additive, sondern die im 
vorstehenden definierte gesellschaftliche Beziehung 

wwischen Akten macht ein gesellschaftliches Gebilde aus. Wenn 

demnach die metaphysische Gesellschaftslehre behauptet, die 
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W>, Gesellschaft sei keine »Summe« und diese ihre Behauptung als 
D, tne fundamentale Einsicht hinstellt, so gehen sowohl Behaup- 
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beweisen lediglich, daß die metaphysische Gesellschaftslehre ver- 
gebliche Versuche macht, dem Wesen der gesellschaftlichen 
Kollektiva näher zukommen. Die»Zahl« ist ferner — und drit- 
tens — auch, wenn man anihre Anwendung aufzu zählende 
Objekte denkt, der Begriff von einem Kollektivum, die Zahl » 20 
z. B. der Begriff von einem aus zwanzig Wesen bestehenden 
Kollektivum. Und nur deshalb, weil man dieseAnwendungs- 
beziehung der Zahl mit ihrer additiven Genesis ver- 
wechselte, und ferner annahm, daß die Zählbarkeit ein 
Wesensmerkmal der gesellschaftlichen Kollektiva sei, während 
in Wahrheit nur ihre hinsichtlich der Zahl unbestimmte Man- 
nigfaltigkeit ein solches ist, geriet man nun auf den skurrilen 
Gedanken, » Gesellschaft« und » Summe« in eine wenn auch nega- 
tive Beziehung zu setzen. Aber weder ist die Zahl als » Summe« 
gleichbedeutend mit der Zahl als Begriff von einem zählbaren 
Kollektivum, noch ist es der Gesellschaft wesentlich, ein zähl- 
bares Kollektivum zu sein, noch könnte schließlich aus dem Be- 
griffe von einem Kollektivum auf das Wesen des Kollektivums 
selbst geschlossen werden. Weil die metaphysische Gesellschafts- 
lehre ständig »Summe« sagt, aber Zahl als Begriff 
von einem Kollektivum meint, weil sie ferner stetig 
»Gesellschaft« sagt, aber ihren Begriff von der 
Gesellschaft, welcher eine Hypostase ethisch-politischer 
Postulate ist, meint, weil sie ferner ständig »kollektives 
Geistesleben« sagt, aber kollektives gesell- 
schaftliches Geistesleben im Gegensatze zu kol- 
lektivem einsamen Geistesleben meint, also durch eine wahre 
Kette von Verwechslungen und Unklarheiten ist es ihr möglich, 
Traktate gegen den von ihr selbst erfundenen Begriff der Gesell- 
schaft als » Summe« zu schreiben und in diesem Bilde ein ihr nicht 
genehmes, bald »konservatives«, bald »liberales« Parteiprogramm 
zu treffen, welchem sie mit dem Begriffe der Gesellschaft als 
»Organismus«, als »Ganzes« ein ihr genehmes Parteiprogramm 
entgegensetzt. Aber dieser ganze Spuk miteinander ringender, 
lediglich in ethisch-politischen Postulaten fundierter Begriffe 
verschwindet sogleich mit der Einsicht, daß » Kollektivität« kein 
lediglich der »Gesellschaft« zukommendes Wesensmerkmal ist, 
da es kollektives, d.h.mannigfaltiges gesell- 
schaftliches undkollektives, d.h.mannigfal- 
tiges einsames Seelenleben gibt. Die Gesellschaft 


| 
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ist zwar ein Kollektivum psychischer Akte, aber der Begriff der 
Kollektivität reicht in keiner Weise aus, um das Wesen der Ge- 
sellschaft zu charakterisieren: um das Wesen der gesell- 
schaftlichen Kollektiva vom Wesen anderer Kollek- 
tiva abzugrenzen, muß das Wesen der gesellschaftlich- 
intentionalen Beziehung, das Wesen des gesellschaft- 
lichen Sinnes geklärt werden. 

Diese Klärung des Wesens des gesellschaftlichen Sinnes ist 
in den vorstehenden Ausführungen versucht worden. Der Ver- 
such wäre aber nicht vollständig, wenn nicht zum Abschlusse 
noch das Wesen der schon berührten gesamtheit- 
lichen Beziehung aufgehellt würde. Das durchgängig 
generelle Merkmal alles » Gesellschaftlichen« ist die gesell- 
schaftliche Beziehung, wie sie sich ım GZ- und im 
GV-Akte darstellt. Nicht mehr von der gleichen Durchgängig- 
keit ist das »Gebilde«, da es ja gesellschaftliche Akte gibt, 
die keinem G-Gebilde angehören. Von noch geringerer Durch- 
gängigkeit ist de gesellschaftlicheReihe, daesja, 
wenn wir davon absehen, daß das G-Gebilde selbst schon ein 
Grenzfall der gesellschaftlichen Reihe ist, viele G-Gebilde gibt, 
die nicht Reihen sind. Und von noch geringerer Durchgängigkeit 
st desgesamtheitliche Beziehung« die »G e- 
samtheit«, die aber trotzdem erörtert werden muß, weil sie 
ein Wesensmerkmal jener großen interindividuellen Aktmannig- 
faltigkeiten ist, welche man gewöhnlich mit dem Begriffe der 
«Gesellschaft« meint. Diese Gesellschaft ist nämlich offenbar 
nicht bloß reihenmäßig gegliedert, d. h. zu ihrem Wesen ge- 
hört nicht bloß die auf »Reihen«, also auf GVZ-Akte gerichtete 
Meinung. Zu ihrem Wesen gehört vielmehr auch noch die 
mit jedem gesellschaftlichen Akte gegebene Mitmeinung, daß 
dieser gesellschaftliche Akt sich auf eine unbestimmte 
Mannigfaltigkeit von anderen gesellschaftlichen Akten und 
daß sich eine unbestimmte Mannigfaltigkeit von gesellschaftlichen 
Akten auf diesen gesellschaftlichen Akt beziehe, gehört also 
die Meinung, daß dieser gesellschaftliche Akt einer G esam t- 
gesellschaft angehöre. Ein rechtlicher Prozeßakt z. B. umfaßt 
deMeinung, daß er rechtliche GVZ-Akte hervorrufen, also 
einer Rechtsverfahrensreihe angehören werde. Aber er um- 
ibt auch die Meinung, daB er einer Gesamtheit von Rechts- 
akten, einer bestimmten » Rechtsordnung«, einem b e- 
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stimmten »Staate«, einer bestimmten »Gesellschaft« 
angehöre. Diese gesamtheitliche Mitmeinung kann nun 
von verschiedener Art sein. Einmal nämlich ist gemeint, daß 
andere Reihen hinsichtlich gewisser Wesensmerkmale gleicher 
Art gleichzeitig vorhanden sind. Ein anderes Mal ist gemeint, 
daß der eigene gesellschaftliche Akt nicht nur eine gesellschaft- 
liche Reihe, auf welche er aktuell gerichtet ist, verursachen wird, 
sondern, daß er auch Anlaß zu bestimmten anderen gesell- 
schaftlichen Reihen geben kann. Ein anderes Mal ist gemeint 
(z. B. Richterspruch auf Grund eines Gesetzes), daß sich die 
eigene gesellschaftliche Meinung auf gesellschaftliche Akte rück- 
beziehe (z. B. »Gesetz«, » Verfassung«), auf welche sich gleich- 
zeitig zahlreiche andere gesellschaftliche Akte in gleicher Weise 
rückbeziehen. Wieder ein anderes Mal ist gemeint, daß gleich- 
zeitig andere gleichartige gesellschaftliche Reihen, z. B. wirt- 
schaftende Reihen, gegeben sind, welche zwar nicht durch wirt- 
schaftend-gesellschaftliche Akte, aber dadurch verbunden sind, 
daß die sie setzenden Menschen sich in anderer gesellschaft- 
licher Weise, z. B. in politisch-gesellschaftlichen Akten aufein- 
ander beziehen. Und diese gesamtheitlichen Meinungen richten 
sich nicht bloß auf die » Gegenwart«, die Gleichzeitigkeit, sondern 
erstrecken sich schließlich auf weite Vergangenheit und ferne Zu- 
kunft, indem die aktuell gemeinte gesellschaftliche Reihe durch 
eine unbestimmte Mannigfaltigkeit von durch gewisse \Vesens- 
merkmale (z.B. »gleicher Staat«»gleiche Nation« gleich- 
artigen, vergangenen, gegenwärtigen und zukünftigen, wirklichen 
und möglichen gesellschaftlichen Akten aller Art mit 
einer unbestimmten Mannigfaltigkeit von wieder durch gewisse 
Wesensmerkmale gleichartigen vergangenen, gegenwärtigen und 
zukünftigen, wirklichen und möglichen, gesellschaftlichen Akten 
verknüpft gedacht wird. Die in verschiedener Weise gegebene 
gesamtheitliche Mitmeinung der gesellschaftlichen Akte ist also 
durch eine gewisse Unbestimmtheit charakterisiert, die um 50 
größer wird, in je weitere Perspektiven der Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft, der Wirklichkeit und Möglichkeit, sie 
sich verliert. Da nun die gesamtheitliche Mitmeinung zwar im- 
mer auf Individuelles gerichtet ist, dieses Individuelle aber un- 
bestimmt, konfus, dunkel meint, so entsteht leicht die Irr- 
meinung, daß mit der » Gesamtheit« etwas » Ueberindividuellest, 
die »Gesellschaft« als eine dem Individuel 
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len zugrunde liegende überindividuelle S u b- 
stanz gemeint sei. In Wirklichkeit aber handelt es sich ledig- 
lich, wie die klärende Reflexion ergibt, um die Meinung, daß die 
vom gesellschaftlichen Akte aktuell und bestimmt gemeinten 
gesellschaftlichen Akte einem unbestimmten Kollektivum von 
irgendwie gleichartigen gesellschaftlichen Akten angehören, einem 
Kollektivum, das sich nach allen Zeitrichtungen erstreckt und 
nur in der aktuellen Perspektive, gewissermaßen »im Vorder- 
grunde« klar erfaßt wird. Macht man sich klar, daß »im Hinter- 
grunde« der gesamtheitlichen Meinung auch wieder nur Indivi- 
duelles, niemals aber eine überindividuelle Substanz » Gesellschaft « 
steht, dann verliert die metaphysische Gesellschaftsiehre in 
allen ihren Spielarten ihren letzten Halt. Sie hat, solange Ge- 
sellschaftslehre nicht auf deskriptiver Psychologie aufgebaut 
war, ihre Schuldigkeit als Lückenbüßer getan, sie kann 
gehen. 
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Die Pächterbewegung in Japan. 
Von 


Prof. KUWATA-Tokio. 


I. Der Aufbau der japanischen Landwirtschaft. 


Die Pächterbewegung in Japan ist neuen Datums, sie hat 
aber so schnell an Bedeutung zugenommen, daß sie jetzt zu den 
wichtigsten sozialen und ökonomischen Problemen gehört, die 
die Grundlagen unserer Gesellschaftsordnung bedrohen. In 
diesem Aufsatze sollen ihre Entstehung sowie ihre charakteri- 
stischen Merkmale und Entwicklungstendenzen geschildert wer- 
den. Um diese Frage richtig würdigen zu können, ist es nötig, 
ein klares Bild vom Aufbau der Landwirtschaft in Japan zu haben. 
Daher soll im folgenden zunächst eine kurze Beschreibung dieses 
Aufbaus gegeben werden. 

Wer mit den wirtschaftlichen Zuständen Japans vertraut 
ist, weiß, daß in der dortigen Landwirtschaft die Kleinbetriebe 
vorherrschen und die Großbetriebe eine Ausnahme bilden. Die 
winzige Betriebsgröße (sogenannte Zwergwirtschaft) bildet ge- 
radezu ein Hindernis der lJandwirtschaftlichen Entwicklung in 
Japan. Intensivste Bewirtschaftung, wie sie in solchem Grade 
in den westlichen Ländern nicht gefunden wird, gehört zu den 
charakteristischen Merkmalen der japanischen Landwirtschaft. 

Nach der vom Ministerium für Landwirtschaft und Handel 
herausgegebenen Statistik kam an bewirtschafteter Bodenfläche 
auf einen landwirtschaftlichen Haushalt im Durchschnitt: 


Reisfelder Trockenes 


Insgesamt 
Ackerland 
Tan! 1 
) Tan) Cho !) 
1912 5,32 5,22 1,054 
I913 5:34 5,25 1,059 


1) ı Tan = 0,245 acres, I Cho = 2,450 acres, 10 Tan = ı Cho, ı Cho = 
99,1444 Ar. 
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Reisfelder Trockenes Insgesamt 
Tan !) Ackerland Cho ) 
Tan ?) 
1914 5,35 5,27 1,062 
1915 5,37 5,33 1,070 
1916 5,39 5,36 1,075 
1917 5,41 5,43 1,084 
1918 5,41 5,52 1,093 
1919 5,44 5,58 1,103 
1920 5,46 5,59 1,105 


Ihrer Betriebe: 


Die Zahl der landwirtschaftlichen Haushalte nach der Größe 


Unter sT 5T—ıC ı—2C 2—3 C 3—5 C über 5C. Insgesamt 
1910 2031811 1788848 1047616 322069 155609 70984 5416937 
in % 37,5 33,0 19,3 6,0 2,9 1,3 100 
1911 2012084 1794 4IO 1065 602 325066 155704 67135 5419992 
37,1 33,1 19,7 0,0 2,9 I,2 100 
1912 2019430 1808376 1066282 324 350 1530661 65952 5438051, 
37,1 33.3 19,6 6,0 2,8 1,2 100 
1913 2002524 1816257 1079468 328529 149808 67133 5443719 
30,8 33,4 19,8 6,0 2,8 1,2 100 
1914 1999199 1819916 1088463 332815 149580 66258 5456231 
30,6 33,4 19,9 6,1 2,7 1,2 100 
1915 1989130 1822 189 1092266 330083 149367 068154 5451189 
30,5 33,4 20,0 G.I 2,7 1,3 100 
1916 1986831 1817220 1103818 333 189 148323 068413 5457793 
36,4 33,3 20,2 6,1 2,7 1,3 100 
1917 1974117 1822851 1114837 335613 149646 70213 5467277 
36,1 33,3 20,4 6,1 2,7 1,3 100 
1918 1996796 1844771 1144039 349500 154356 71531 5561053 
35,8 33,2 20,6 6,3 2,8 1,3 100 
1919 1987724 1840211 1143117 _ 343134 150093 96132 556% got 
35,7 331 20,5 6,1 2,8 1,7 100 
1920 19860064 1852104 1143863 343827 154920 92319 5573097 
35,6 33,2 20,5 6,2 2,8 1,7 100 





Die beiden Tabellen lassen deutlich erkennen, wie klein die 
andwirtschaftlichen Betriebe sind. Obgleich sich aus der zweiten 
Tabelle ergibt, daß die Zahl der Haushaltungen mit Betrieben 
unter 5 Tan langsam abnimmt, während die Zahl der Haus- 
haltungen mit Betrieben über 5 Tan steigende Tendenz verrät, 
s ist doch dieser Wandel nur gering, so daß die hier gemachten 
Schlußfolgerungen ihre Berechtigung behalten. 

Man gelangt indirekt zu dem gleichen Ergebnis, wenn man 
den Grad der Konzentration des Grundeigentums ins Auge faßt. 


Die Konzentration des Grundeigentums geht nicht mit der Be- 
mn 


') r Tan = 0,245 acres, ı Cho 
1444 Ar. 


— 
= 


— 


2,450 acres, 10 Tan ı Cho, ı Cho = 
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triebsgröße parallel. Berücksichtigt man die Tatsache, daß das 
großen Grundherrn gehörige Land Kleinpächtern verpachtet 
wird, welche Landwirtschaft im kleinen betreiben, so erhellt 
daraus, daß hier offensichtlich Kleinbetrieb und Latifundium 
gleichzeitig vorhanden sind. Wie — zweifellos — der Klein- 
betrieb in denjenigen Ländern überwiegt, in welchen das meiste 
Land bäuerlichen Eigentümern gehört, und daher von einer 
Betriebskonzentration in der Landwirtschaft nichts zu bemerken 
ist. 

Nach der amtlichen Statistik des Grundeigentums betrug 
die mittlere Größe der Güter: 


1908 11,43 Cho 
1913 11,82 ,„ 
1918 12,37 » 


‘- In derselben Statistik wird die Zahl der Grundeigentümer 
(geordnet nach der Größe ihres Besitzes) mit der aller landwirt- 
schaftlichen "Haushaltungen verglichen. Demnach haben etwa 
2% der letzteren ein Eigentum von weniger als ein Cho gehabt. 
Diese Zahlen bezeugen, daß der Landbau in Japan im Klein- 
betrieb erfolgt. 

Nun wollen wir einen Blick werfen auf die Gruppierung der 
in Kleinbetrieben beschäftigten Bevölkerung. Drei verschiedene 
Gruppen lassen sich unterscheiden: 

I. bäuerliche Eigentümer, 

2. Kleinpächter, | 

3. bäuerliche Eigentümer, die zugleich Pächter sind. 

Die hier mitgeteilte amtliche Statistik zeigt, in welchem 
Verhältnis die Zahl dieser drei verschiedenen Gruppen zu der 
aller landwirtschaftlichen Haushaltungen steht. 


Bäuerl. Eigent. 


Bäuerl. Eigent. Kleinpächter u. zugl. Kleinp. Insgesamt 

1910 1 834 833 1509 299 2 153 786 5 497 918 
in 9, 33,4 27,4 39,2 

1911 18183 978 1509 938 2 171 568 5 500 494 
33,1 27,4 39,5 

1912 I 822 212 1505 938 2 192 884 5521 035 
33,0 27,3 39:7 

1913 1 805 059 1527 742 2 194 387 5 527 188 
32,7 27,06 39,7 

1914 I 790 200 I 528 013 2 22I 013 5 539 226 
32,4 27,0 40,0 

1915 I 779 057 1530 423 2 225 528 5 535 008 
33;1 20,7 40,2 


Die Pächterbewegung in Japan. 427 


Bäuerl. Eigent. 


Bäuerl, Eigent. Kleinpächter u. zugl. Kleinp. Insgesamt 

1916 ‚1757 560 1531 335 2 253 379 5 542 324 
in‘, 31,7 27,6 40,7 

1917 1755 203 1541408 2255 047 5 551 658 
31,6 27,8 40,6 

1918 I 756 629 I 558 053 2 246 361 5 561 053 
31,6 28,0 40,4 

1919 1 760 209 1553 524 2 252 668 5 566 40T 
31,6 27,9 49,5 

1920 1742 292 I 566 044 2 204 76I 5 573 097 
31,3 28,1 40,6 


Aus dieser Aufstellung ist zu ersehen, daß das Anwachsen 
der reinen Kleinpachtbetriebe und das Sinken der reinen bäuer- 
lichen Eigenbetriebe für den Aufbau der Landwirtschaft Japəns 
charakteristisch ist. 

Ueber das Verhältnis der in Eigenwirtschaft kultivierten 
Landfläche zu der von Kleinpächtern bebauten geben die folgen- 
den amtlichen Zahlen Auskunft. 


Fläche des in Eigenwirtschaft 
bebauten Landes 


Fläche des von Pächtern 
bebauten Landes 


Reisfelder Trockn.Ackerl. Reisfelder Trockn.Ackerl, 
in 1000 Cho 

1908 I 436 1 563 I 436 1062 
in % 50,01 59,61 49,99 40,39 

1913 1443 1715 I 50I 1133 
49,02 60,22 50,98 39,78 

1918 1454 1795 1 548 I 228 
48,43 59,37 51,57 40,63 

1921 1473 1803 1 571 I 249 
48,38 59,07 51,62 40,93 


Aus dieser Tabelle ergibt sich, daß von I908—1921 die von 
Pächtern bewirtschaftete Bodenfläche zu-, während die von den 
Eigentümern selbst bewirtschaftete Fläche abgenommen hat. 


Im vorstehenden sind einige Eigentümlichkeiten im Aufbau 
der japanischen Landwirtschaft mitgeteilt worden. Daraus kön- 
nen nachstehende Schlußfolgerungen gezogen werden: ı. der 
Kleinbetrieb herrscht über den Großhetrieb vor; 2. die Klein- 
betriebe werden in der großen Mehrzahl der Fälle von Klein- 
pächtern bewirtschaftet, deren Zahl zunimmt, während die Zahl 
der bäuerlichen Eigentümer eine sinkende Tendenz aufweist. 
Man wird es mithin begreiflich finden, daß die Bewegung der 
Kleinpächter unter den sozialen und ökonomischen Problemen 

Japans eine bedeutende Stellung einnimmt. 
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II. Das ländliche Pachtsystem. 


Verglichen mit den in den westlichen Ländern vorherrschen- 
den Pachtsystemen weist das in Japan geltende ländliche Pacht- 
system verschiedene Besonderheiten auf. 

In erster Linie ist zu bemerken, daß das Land hier in kleine 
Parzellen aufgeteilt und an Kleinpächter verpachtet ist. Große 
landwirtschaftliche Betriebe, wie sie in England und in anderen 

Ländern angetroffen werden, kommen in Japan nicht vor. 

Ferner muß untersucht werden, ob das japanische Pacht- 
system als »Zeitpacht« oder als »Teilbau« anzusprechen ist. 
Angesichts der Tatsache, daß unsere Pächter während der Dauer 
des Pachtverhältnisses einen bestimmten Zins zu zahlen haben, 
können wir ohne Zweifel annehmen, daß es sich um Zeitpacht 
handelt. Allein in früherer Zeit herrschte ein » Koriwake« oder 

»Mitori Kosaku« genanntes Pachtsystem vor, das nichts anderes 
war als Teilbau. Gegenwärtig findet man dieses System nur 
noch in vereinzelten Fällen. Die allgemeine und weitverbreitete 
Pachtform ist Zeitpacht. Nur muß betont werden, daß dieses 
System in Japan sich von dem in den westlichen Ländern wesent- 
lich unterscheidet. In diesen Ländern sind die Pächter ver- 
pflichtet, jährlich eine vertraglich festgesetzte Rente zu zahlen, 
gleichviel, ob die Ernte gut oder schlecht ausgefallen ist. In 
Japan dagegen kann der Grundeigentümer, obwohl in der Regel 
auch eine bestimmte Rente vertraglich stipuliert ist, bei Miß- 
ernten, falls der Ertrag eine gewisse Höhe nicht erreicht, nicht 
den ganzen ‚sondern nur einen Teil des Pachtzinses beanspruchen. 
Dieser Gebrauch, »Kebiki« (zeitweilige Herabsetzung) genannt, 
kommt in Japan sehr häufig vor und kann als der Regelfall 
betrachtet werden. In manchen Gegenden beruht er auf Her- 
kommen aus alter Zeit, in anderen ist er im Pachtvertrag fest- 
gelegt. Im Zivilrecht der westlichen Länder sowohl wie im japa- 
nischen finden sich einige Bestimmungen über Pachtrecht, in 
denen vorgesehen ist, daß, wenn die Ernte hinter dem normalen 
Ertrage in gewissem Umfange zurückbleibt, der vertraglich 
festgesetzte Pachtzins eine Kürzung erfahren soll. Der erwähnte 
Brauch der »zeitweiligen Herabsetzung« hat durchaus nichts mit 
dieser Verpflichtung des Grundherrn zu tun. Gewöhnlich ist die 
Ouote der zeitweiligen Herabsetzung höher als die der gesetz- 
lich stipulierten. 
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Nun könnte vielleicht daraufhin angenommen werden, daß 
das ländliche Pachtsystem in Japan große Aehnlichkeit habe mit 
dem Teilbau in den westlichen Ländern. Jedoch ist die zeit- 
weilige Herabsetzung in Japan, gleichgültig, ob sie auf Her- 
kommen oder auf Vertrag beruht, hinsichtlich der Bedingungen 
und des Umfangs ihrer Anwendung nicht einer von beiden Par- 
teien genehmigten Regelung unterworfen, sondern bleibt gänz- 
lich dem Ermessen des Grundherrn überlassen. So kann dieser 
Brauch nicht als wesentlicher Teil eines Pachtverhältnisses, 
sondern lediglich als eine auf der Großzügigkeit und dem guten 
Willen des Grundherrn beruhende patriarchalische Einrichtung 
angesehen werden. Außerdem sind Anzeichen dafür vorhanden, 
daß trotz seines Alters und seines großen Geltungsbereiches, er 
nach und nach an Boden verliert, so daß wir annehmen können, 
die Zeit sei nicht fern, wo er ganz verschwunden sein wird. In 
Anbetracht dieser Sachlage wird daher auch nicht bezweifelt, 
daß das in Japan geltende Pachtsystem als Zeitpacht, wie sie 
im Westen vorherrscht, zu betrachten ist. 

Soweit haben wir es mit dem Wesen der ländlichen Pacht 
zu tun gehabt. Nun wenden wir den Pächtern unsere Aufmerk- 
samkeit zu. Unter Wissenschaftlern und Praktikern taucht oft 


die Frage auf, ob die japanischen Kleinpächter Arbeiter oder 


eine Art Unternehmer seien. Auf der internationalen Konferenz 
für Arbeiterschutz, die 1gzı in Genf getagt hat, ist über diese 
Frage eine lebhafte Diskussion entstanden. Hier stellten sich 
die japanischen Arbeitervertreter auf den ersten Standpunkt, 
während die Vertreter der Arbeitgeber und der Regierung den 
zweiten einnahmen. Die Vertreter der anderen Länder, mit dem 
Wesen und den Verhältnissen des Kleinpächters in Japan nicht 
hinlänglich vertraut, waren verschiedener Ansicht. Im all- 
gemeinen scheinen die Vertreter der drei Kategorien sich bei der 
Abgabe ihrer Stimme jeweils nach der Ansicht ihrer japanischen 
Kollegen gerichtet zu haben. Sicherlich ist diese Frage nicht 
leicht zu beantworten. Es unterliegt keinem Zweifel, daß sich 
die heutigen Lebensbedingungen der Kleinpächter in nichts von 
denen gewöhnlicher industrieller oder ländlicher Arbeiter unter- 
scheiden; ihr Zustand ist ebenso elend und unsicher, ja selbst 
noch ungünstiger. Vom wirtschaftlichen und rechtlichen Stand- 
punkt aus jedoch können diese Pächter nicht als Arbeiter be- 
trachtet werden, weil zwischen ihnen und ihren Grundherrn kein 


W 
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Arbeitsvertrag besteht, und ihr Einkommen infolgedessen nicht 
als Lohn anzusehen ist. Außerdem haben sie den Grundherrn 
einen bestimmten Pachtzins zu entrichten, ohne Rücksicht auf 
den Ausfall der Ernte, so daß also das ganze Unternehmerrisiko 
auf ihren Schultern ruht. Deshalb wird mit Recht angenommen 
werden können, daß die Kleinpächter in Japan zur Kategorie 
der Unternehmer gehören und nicht als Arbeiter anzusprechen 
sind. 
Im vorstehenden sind die drei hauptsächlichsten Charakte- 
ristika der ländlichen Pacht in Japan vorgeführt worden, näm- 
lich der kleine Umfang der von jedem Pächter gepachteten 
Bodenfläche, der Charakter der ländlichen Pacht als Zeitpacht, 
die Stellung der Pächter als Unternehmer. Nunmehr gehe ich 
zur Betrachtung der Einzelheiten über. 

I. Die Pachtsysteme. 

Zweifellos ist Zeitpacht die bei weitem überwiegende Pacht- 
form und kann als der Regelfall betrachtet werden. Hier wollen 
wir einiges über die Besonderheiten des Pachtwesens in Japan 
bemerken, von welchen manche alten Ursprungs und in Japan 
entstanden sind, die anderen dagegen erst kürzlich aus dem 
Westen eingeführt worden sind. 

Erbpacht, die ihrem Wesen nach einige Aehnlichkeit 
mit derjenigen der westlichen Länder aufweist, hat in gewissen ` 
Gegenden seit unvordenklichen Zeiten bestanden. Diese Pacht- 
form kannte früher keine Beschränkung der Pachtdauer. Das 
Zivilrecht bestimmte dann, daß die Pachtzeit sich auf 20—50 
Jahre erstrecken solite. Die Grundherrn können den jährlichen 
Pachtzins nicht steigern, sind andrerseits nicht verpflichtet, ihn 
im Falle von Mißernten zu kürzen. Die Pächter sind befugt, ihr 
Besitz-, Verfügungs- und Verpfändungsrecht zu vererben. Be- 
züglich der Entstehung der Erbpacht ist folgendes zu beachten. 
Teils verdankt dieses System seine Entstehung der Tatsache, daß 
Neuland oder zu meliorierender Boden in dieser Form an Land- 
wirte verpachtet wurde, ohne daß diese von seiten der Grund- 
herrn eine Entschädigung erhielten. Außerdem kam es oft 
vor, daß Grundeigentümer, die einem buddhistischen Tempel 
oder einem sonstigen Heiligtum Land gewidmet hatten, das Recht 
für sich und ihre Erben vorbehielten, dies Land auf unbestimmte 
Zeit zu bebauen. 

Neben der Erbpacht sei eine andere ländliche Pachtform, 
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die sogenannte Zwischenpacht (intermediate tenure) hier 
erwähnt. In einigen Provinzen, wo der Großgrundbesitz über- 
wiegt, und die Eigentümer längere Zeit absent sind, treten Per- 
sonen auf, die zwischen den Eigentümern und den Pächtern ver- 
mitteln, von jenen Land gegen einen bestimmten Zins pachten 
und es ihrerseits Kleinpächtern zu einer möglichst hohen Rente 
überlassen: ein Geschäft, das ihnen ohne eigene Landarbeit 
einen erheblichen Gewinn abwirft. Es ist dasselbe Pachtsystem, 
wie esin Irland und einigen anderen europäischen Ländern herrscht, 
wo Großgrundbesitz vorwiegt. 


Die genossenschaftliche Pacht (joint tenure) 
mag als Beispiel einer weiteren Eigentümlichkeit der Landpacht 
in Japan angeführt werden. Diese Pachtform wird dadurch 
charakterisiert, daß verschiedene in demselben Dorfe wohnende 
Pächter sich zusammenschließen, um von dem Grundeigentümer 
gemeinschaftlich Land zu pachten und dieses Land bei gemein- 
schaftlicher Haftung für den Pachtzins unter sich nach Maßgabe 
ihrer Leistungsfähigkeit zu verteilen. In manchen Gegenden ist 
dies ein uralter Brauch, in anderen dienten die in Italien vor- 
herrschenden Pachtgenossenschaften zum Vorbild. 


Außer diesen Systemen bestehen noch einige Pachtformen, 
die sich durch besondere Eigentümlichkeiten auszeichnen. Ich 
bedauere, daß der mir zur Verfügung stehende Raum es nicht 
gestattet, darauf näher einzugehn. 


2. Die Pachtdauer. 


Auch die Pachtdauer ist je nach örtlichem Gebrauch großen 
Schwankungen unterworfen. Gewöhnlich wird im Vertrag eine 
Pachtzeit von 3—5 Jahren vorgesehen. In Wirklichkeit währt 
sie indessen so lange als der Pächter seinen Zins pünktlich zahlt, 
so daß die vertragliche Abmachung nur auf dem Papier steht. 


Neben dieser Seite des Pachtverhältnisses muß hier auch 
einer Tatsache Erwähnung getan werden, die die Gewalt der 
Grundherrn erkennen läßt. Es überrascht, daB dem Grund- 
herm das Recht vorbehalten ist, bei Einhaltung einer kurzen 
Kündigungsfrist den Pachtvertrag, ohne jede Entschädigung, 
vor seinem Ablauf jederzeit zu kündigen. Unter diesen Um- 
standen fehlt den Pächtern natürlich hinsichtlich ihrer Zu- 
kunft jede Sicherheit und sie müssen ihre Tage in ewiger Ab- 
hängigkeit und steter Sorge zubringen. 
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3. Die Höhe des Pachtzinses. 

Hierüber kann nichts Allgemeingültiges gesagt werden. 
Der Pachtzins wird in den verschiedenen Provinzen je nach 
den dort seit langem geltenden Gewohnheiten sowie der gegen- 
wärtigen sozialen und wirtschaftlichen Lage der Grundherrn 
und der Pächter unterschiedlich bemessen; dennoch wird man mit 
der Annahme nicht fehlgehen, daß er in der Mehrzahl der Fälle 
50—60%, des Rohertrags beträgt. Wenn der Pachtzins in manchen 
Gegenden bis auf 70%, steigt, so ist dies jedoch nichts Außerge- 
wöhnliches. Ueberall ist die Grenze nach unten 50%. Bestim- 
mend für die Höhe des Pachtzinses an einem gegebenen Orte ist, 
ganz allgemein gesprochen, einerseits die Bevölkerungsdichtig- 
keit und andrerseits die Größe der verfügbaren bebauten Boden- 
fläche. In entfernten Gegenden, wo die Landflucht sehr gering 
ist und die bebaute Bodenfläche nicht im gleichen Maße zu- 
nimmt wie die Bevölkerungszahl, ist hoher Pachtzins üblich. 
In den in der Nähe großer Städte liegenden Bezirken dagegen, 
wo die ländliche Bevölkerung zur Abwanderung in die Stadt 
veranlaßt wird, sinkt der Pachtbetrag. 

Es ist überflüssig, darauf hinzuweisen, daß die Gesinnung 
der Grundeigentümer auf die Höhe des Zinses von großem Ein- 
fluß ist. Es gibt gewinnsüchtige, ihren Pächtern nicht wohl- 
gesinnte Grundherrn, deren Bestreben darauf gerichtet ist, nach 
Möglichkeit den Pachtzins in die Höhe zu treiben. Besonders 
ist dies dann zu beobachten, wenn der Grundherr nicht auf dem 
Lande wohnt. Ganz anders liegen die Verhältnisse, wenn der 
Grundherr sich für die Entwicklung der Landwirtschaft und die 
Wohlfahrt seiner Pächter interessiert. 

Unter den auf die Höhe des Pachtzinses wirkenden Fak- 
toren sind ferner die von der Regierung und den Lokalbehörden 
erhobenen Grundsteuern von allergrößter Bedeutung. Bekannt- 
lich werden in Japan die Grundeigentümer im Vergleich mit den 
industriellen und kommerziellen Kapitalisten zu stark besteuert. 
Tatsächlich betragen, in Jahren normaler Reisernte, die Grund- 
steuern mehr als ein Drittel der Pachtzinseinnahme. Es ist 
daher nicht verwunderlich, daß die Klagen der Grundeigen- 
tümer, welche die Milderung der Steuerlast fordern, kein Ende 
nehmen; ihnen schließt sich eine große Zahl einflußreicher Poli- 
tiker an. Manche Grundherrn sind bemüht, die Last auf die 
Pächter abzuwälzen, indem sie den Pachtzins steigern, andere 
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suchen sich die von den Pächtern ausgehende Forderung billiger 
Pachten nutzbar zu machen. 

Es läßt sich voraussehen, daß die Pachtzinserhöhung in der 
Regel leicht zu bewerkstelligen sein wird, da die wirtschaftliche 
Lage der Grundherrn günstiger ist als die der Pächter. Aber die 
Pächterbewegung, die, trotzdem sie erst vor kurzem entstanden 
ist, überaus mächtige Fortschritte gemacht hat, vermag jenem 
Beginnen Einhalt zu gebieten. Ich verweise die ausführliche 
Besprechung dieser Bewegung in ein späteres Kapitel. 

Im Anschluß an die Bemerkungen über die Höhe des Pacht- 
zinses muß noch über den Brauch der zeitweiligen Herabsetzung 
des Pachtzinses bei schlechtem Ausfall der Ernte berichtet wer- 
den. Hierdurch wird die durch hohen Pachtzins verursachte Be- 
drückung der Pächter nicht selten gelindert. Wie bereits hervor- 
gehoben wurde, ist dies eine Eigentümlichkeit der japanischen 
Iandpacht. Wegen der verschiedenartigen Gestaltung dieses 
Brauches je nach den örtlichen Gewohnheiten, läßt sich nichts 
Allgemeines darüber sagen. In manchen Gegenden erfolgt die 
Herabsetzung nach Maßgabe des tatsächlichen Rohertrages, 
ohne Rücksicht darauf, was dem Pächter verbleibt. In anderen 
Bezirken wird diesem ein gewisses Minimum des Ertrages garan- 
tiert und der Zins vom übrigbleibenden Teil genau wie in normalen 
Jahren berechnet. Außerdem werden noch viele andere Herab- 
setzungsverfahren angewandt. Vom Standpunkt der Sozialreform 
aus wird die wohltätige Wirkung dieses Brauches nirgends be- 
zweifelt. Da er jedoch vertraglich in keiner Weise festgelegt ist, 
läßt sich denken, daß die meisten Streitigkeiten der Pächter mit 
den Grundeigentümern gerade durch ihn hervorgerufen werden. 
Wir werden in einem späteren Abschnitt darauf zurückkommen. 

4 Die Zahlungsweise des Pachtzinses. 

Der Pachtzins wird gewöhnlich in Reis entrichtet, manch- 
mal auch in Bargeld, was besonders in den Gegenden der Fall 
ist, wo nicht Reis, sondern eine andere Frucht gebaut wird. In 
Reisbezirken bildet die Zahlung in Reis, in Hochlandgegenden 
dagegen die Barzahlung den Regelfall: Die Sitte der Pacht- 
zinszahlung in Reis hat zu Streitigkeiten zwischen Pächtern 
und Grundherrn Anlaß gegeben, weil die zu entrichtende Reis- 
Menge zwar vertraglich bestimmt, die Qualität jedoch nicht 
stipuliert wird. Hinsichtlich der Zahlungsweise ist bisher die 


wichtige Frage ungelöst geblieben, ob man die Zahlung in Reis 
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durch Barvergütung ersetzen solle oder nicht. Diejenigen, die an 
der sozialen Lage der Landbevölkerung Anteil nehmen, sind sich 
darüber nicht einig. Ihre wichtigsten Argumente seien hier in 
Kürze angeführt. Die Verfechter des Barzahlungsmodus führen 
hauptsächlich an, daß die Anerkennung der Pächter als Unter- 
nehmer und ihre Behandlung als solche eine Voraussetzung für 
die Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage sei. Deshalb müßten 
sie daran gewöhnt werden, das aus der Preisbewegung des Reises 
entstehende Risiko zu tragen, oder sich den daraus resultieren- 
den Vorteil nutzbar zu machen. Bei Entrichtung des Pacht- 
zinses in Reis interessierten sie sich lediglich für den Ausfall der 
Ernte, der von natürlichen oder technischen Umständen ab- 
hängig sei. Wenn der Barzahlungsmodus in Anwendung käme, 
würden die Pächter ihre Aufmerksamkeit dauernd der Preis- 
bewegung des Reises zuwenden und bestrebt sein, ihr Produkt 
zu den günstigsten Bedingungen zu verkaufen. Durch die Ein- 
führung dieser Zahlungsweise würde den Pächtern eher Ge- 
legenheit gegeben werden, wirtschaftlich und sparsam zu ver- 
fahren. Zudem würde die Anwendung der Barzahlung das Ver- 
schwinden der zeitweiligen Herabsetzung des Pachtzinses bei un- 
günstigen Ernten zur Folge haben, einer Einrichtung, die das 
Unabhängigkeitsgefühl des Unternehmers beim Pächter nicht 
aufkommen lasse. 

Die Vertreter der entgegengesetzten Ansicht meinen, die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Pächter sei gegenwärtig 
nicht derart, daß ihre Erhebung zu selbständigen Unternehmern 
möglich erscheine, obwohl diese Maßnahme aus sozialen Gründen 
an sich sehr wünschenswert wäre. Es seien nicht genügend An- 
haltspunkte dafür vorhanden, daß die von Verarmung bedrohten 
Pächter in der Lage sein würden, bei unvorhergesehenem Fallen 
der Reispreise ihren vollen Pachtzins zu zahlen, ohne Gefahr zu 
laufen, in große Verschuldung zu geraten, oder gar dem Banke- 
rott ausgesetzt zu sein. Pächter, die klug und weitsichtig genug 
wären, ihre Schulden mit Ersparnissen aus günstigen Jahren zu 
begleichen, würden eine nur unbedeutende Minderheit bilden. 
Außerdem würde beim Wechsel des Zahlungssystems die schwie- 
rige Aufgabe erwachsen, den Zins in Geld nach Maßgabe eines 
mittleren Reispreises für eine gewisse Zeitdauer umzurechnen. 
Kein Zweifel, daß hierdurch Streitigkeiten zwischen Pächtern 
und Grundherrn entstehen würden, so daß der Systemwechsel 
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S nicht zur Sicherung des durch seine Fürsprecher erhofften sozialen 
à Friedens beitragen würde. Da trotz des gegenwärtigen Ver- 
. fahrens, den Zins in Reis zu entrichten, und der Einrichtung der 
e zeitweiligen Herabsetzung, die Pächter ihre Lage verbessern 
en könnten, sei ein Systemwechsel nicht vonnöten. 


III. Die Streitigkeiten zwischen Pächtern und Grundherrn. 



















Obgleich die Pächterbewegung jungen Ursprungs ist, be- 
richtet schon die ältere Geschichte der japanischen Landwirt- 
schaft oft von Streitigkeiten zwischen Pächtern und Grund- 
hern. Zur Zeit der Shogune (Tokugawa-Regime) stand die 
Regierung stets auf seiten der Grundherrn und wandte alle 
möglichen Mittel an, um die Beschwerden der Pächter — moch- 
ten sie gerechtfertigt sein oder nicht — zu unterdrücken. Häufig 
verursachte diese Haltung der Regierung sogenannte Bauern- 
aufstände. In der Meiji-Aera finden sich nur wenige Spuren 
eines gemeinsamen Vorgehens der Regierung mit den Grundherrn, 
und die Streitigkeiten zwischen diesen und den Pächtern wurden 
meist der privaten Erledigung überlassen. 

In der geschichtlichen Entwicklung dieser Streitigkeiten 
lassen sich zwei typische Perioden unterscheiden, von denen die 
eine der Zeit vor, die andere der Zeit nach dem Weltkriege an- 
gehört, Die Streitigkeiten jener ersten Zeit werden dadurch 
charakterisiert, daß ihre Ursachen von solchen Pächtern her- 
führen, deren Pachtverhältnis meist nur vorübergehender Art 
war und die mit dem ländlichen Pachtsystem nicht enger ver- 
bunden waren. Grund zu Streitigkeiten gab bei ihnen am häufig- 
sten die Frage der zeitweiligen Herabsetzung des Pachtzinses 
beiMißernten. Wie bereits hervorgehoben worden ist, pflegte 
eine vertragliche Festlegung dieses Brauchs nicht zu erfolgen, 


r sodaß seine Uebung ganz dem Ermessen des Grundherrn über- 
P | ksen blieb. Selbst Eigentümer, die sich wegen ihrer Weit- 
| herzigkeit den Pächtern gegenüber auszeichneten, versäumten 
2 ot, den gerechtfertigten Forderungen der Pächter in dieser 
a sache nachzukommen. In den Streitigkeiten der Pächter mit 
| Cn ihnen übelgesinnten Grundherrn wurde oft der Gipfel per- 
W” A licher Gehässigkeit erreicht, und es kamen die schlimmsten 
6, Eigentumsverletzungen von seiten der Pächter vor. Ferner er- 
Br agnete es sich häufig, daß große Reispreissteigerungen, die das 
mr 
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Einkommen des Grundherrn über eine gewisse Höhe hinaus an- 
wachsen ließen, den Pächter zur Annahme verleiteten, er könne 
eine angemessene Herabsetzung der Pachtrente verlangen. Weiter 
entstanden Mißhelligkeiten beim Verkauf von Grundstücken, 
wenn der neue Grundherr glaubte, den Pachtzins dem hohen 
Kaufpreis, welchen er für das Land hatte zahlen müssen, an- 
passen zu können. Das veranlaßte natürlich die Pächter, über 
die Abwälzung des Mehraufwandes auf sie Klage zu führen. 
Außer den genannten Anlässen gab es noch eine ganze Reihe 
anderer, weniger bedeutsamer Gründe zu Unstimmigkeiten, auf 
deren Erörterung ich mich hier nicht einlassen kann. 

Wir wollen nunmehr auf die Streitigkeiten aus jener zweiten 
Epoche einen Blick werfen. Seit dem Weltkrieghat sich in Japan 
die Art zu denken und zu fühlen, namentlich bei den unteren 
Schichten der Bevölkerung, auffallend geändert. »Freiheit und 
Gleichheit« ist die bevorzugte, von manchen Intellektuellen 
warm befürwortete Parole geworden. Der Sozialismus und selbst 
der Bolschewismus fassen mehr und mehr Wurzel bei der Arbeiter- 
bevölkerung in den Städten und den Kleinpächtern in den Dörfern, 
die mit der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung nicht zufrieden 
sind und ihre Umwandlung wünschen. Die neue Ideenrichtung 
ist zuerst in der Bewegung der Industriearbeiter zutage getreten. 
Neuerdings sind die Bemühungen einiger Arbeiterführer darauf 
gerichtet gewesen, die Kleinpächter ebenfalls dieser Bewegung 
anzugliedern. Eine Gruppe von Pächtern in dem Bezirk Gifu 
nahm die Leitung derjenigen Bewegung in die Hand, die man 
als Wegbereiterin der sogenannten Kleinpächterbewegung be- 
zeichnen kann. Es wird behauptet, daß die Bewegung in jenem 
Bezirk durch einen ehemaligen Offizier ins Leben gerufen 
worden ist, der während des Krieges die bolschewistischen Ideen 
in Sibirien kennen gelernt hatte. Zusammen mit einer großen 
Schar von Anhängern war er eifrig bemüht, die Pächter zu 
Streitigkeiten mit ihren Grundherrn zu veranlassen. Dieser 
Bewegung schlossen sich dann die benachbarten Provinzen an, 
und in wenigen Jahren griffen die Pachtstreitigkeiten in den 
meisten Provinzen um sich, so daß die Pächterbewegung nun- 
mehr eines der brennendsten sozialen Probleme Japans ge- 
worden ist. 

Das Programm dieser Bewegung ist nicht klar zu erkennen. 
Oft wird behauptet, die Nationalisierung des Bodens sei ihr 
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letztes Ziel. Aber eine endgültige Erklärung darüber ist bisher 
von keinem ihrer Führer abgegeben worden. Sie sind mit allen, 
selbst gewaltsamen Mitteln bestrebt, die Herabsetzung der 
Pachtrente zu erwirken. Es möchte in dieser Hinsicht zunächst 
scheinen, als ob sich die neue Bewegung nicht von den Streitig- 
keiten aus jener ersten Epoche unterschiede. Bei näherem Zu- 
sehen finden sich jedoch charakteristische Unterschiede von 
großer Bedeutung. Früher bezog sich der Anspruch der Pächter 
auf Herabsetzung ihrer Pacht nur auf einzelne Jahre schlechter 
Ernte, während die neue Bewegung die Herabsetzung für die 
ganze Dauer des Pachtverhältnisses verlangt, ohne Rücksicht 
auf den Ausfall der Ernte. Außerdem fordern in vielen Pro- 
vinzen die der Bewegung angehörigen Pächter unbedenklich 
eine Herabsetzung der Pacht in Höhe von 30—50%, wobei sie 
den erzielten Rohertrag oder den Reispreis nicht mitbestimmend 
sein lassen wollen. Falls der Grundherr den Pächtern Zugeständ- 
nisse macht, begnügen sich diese nicht damit, sondern ergreifen 
jede Gelegenheit, eine weitere Minderung des Pachtzinses zu 
fordern, so daß sich endlose Streitigkeiten ergeben, bis der Grund- 
herr sich gezwungen sieht, sein Eigentum um jeden Preis los- 
zuschlagen. Die große Schwierigkeit, unter den Grundeigentümern 
einen Käufer zu finden, führt dahin, daß die Pächter schließlich 
selber als Erwerber in Betracht kommen, was ihnen ermöglicht, 
den Kaufpreis zu diktieren. So wäre das Endziel der von den 
Führern der Bewegung beobachteten Taktik der Zwangsverkauf 
des Grundeigentums und die Ersetzung der bisherigen Grund- 
hern durch die Pächter. Wenn dieser Umwandlungsprozeß 
sich auf ganz Japan ausdehnen sollte, würde dies das Verschwin- 
den der Grundherrnklasse und die Sozialisierung des Bodens 
durch Besitzergreifung von seiten der derzeitigen Pächter un- 
Weigerlich zur Folge haben, wie es in Sowjetrußland vorwiegend 
der Fall gewesen ist. Ein solcher Zustand der Landwirtschaft als 
Ideal überschreitet freilich das Verständnis der meisten Pächter, 
deren Sorge immer nur die Befriedigung der unmittelbaren 
lebensbedürfnisse war. Nur mit allem Vorbehalt kann ich 
daher sagen, daß eine Umwandlung der landwirtschaftlichen 
Organisation in der besprochenen Weise das letzte Ziel der neuen 
Bewegung darstellt. 
Bezüglich der Art, wie die Streitigkeiten zwischen Pächtern 
und Grundherrn geführt werden, lassen sich zwischen der Gegen- 
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wart und der Vergangenheit Unterscheidungen machen. Früher 
waren die Pächter nicht dauernd organisiert, und sie verhandel- 
ten mit den Grundherrn unter Anleitung irgendeines Führers. 
In der Gegenwart haben sich Pächtergewerkschaften (tenants 
unions) gebildet, die den Gewerkschaften der Industriearbeiter 
gleichen, allmählich zum Mittelpunkt der Pächterbewegung 
werden und jede Vollmacht zum Auskämpfen der Streitigkeiten 
besitzen. Auf sie wird später ausführlich zurückzukommen 
sein. Vor einigen Jahren ereignete sich in der Provinz Niigata, 
einern ausgesprochenen Latifundienbezirk in Japan, ein Vorfall, 
der für die Tätigkeit einer Pächtergewerkschaft bezeichnend ist. 
Nachdem die Gewerkschaft mit den Grundherrn einige Wochen 
lang verhandelt hatte, ohne zu einem Ergebnis zu gelangen, 
gingen die Mitglieder der Gewerkschaft dazu über, sich mit 
Gewalt des Pachtlandes zu bemächtigen. Manche Grundherm 
konnten sich nur mit knapper Not in die Städte oder die Um- 
gebung retten. Die Pächter besetzten die Lokalbehörden und 
bestellten hervorragende Mitglieder der Gewerkschaft zu Be- 
amten. Dieses Gewaltregiment war natürlich nur von kurzer 
Dauer, und der Friede wurde durch die Intervention der lokalen 
Polizei bald wieder hergestellt. Glücklicherweise hat. dieses 
Beispiel in den anderen Provinzen keine Nachahmung gefunden. 
Wir bedauern es, ein solches Ereignis in der Geschichte der japa- 
nischen Pächterbewegung hier erwähnen zu müssen. 

Die Zahl der Pächterstreitigkeiten stellt sich auf Grund der 
amtlichen Statistik wie folgt: 


1917 85 1920 408 
1918 256 1921 1630 
1919 326 1922 1578 
Diese Statistik erteilt nähere Auskunft nur über das Jahr 
1922. 
Danach war an Landfläche in die Streitigkeiten verwickelt: 
Reisfelder 70 483 Cho 
Trockenes Ackerland II 77I „ 
Die Zahl der betroffenen Personen betrug: 
Grundherrn 29 077 
Pächter 125 750 


Anlaß zu Streitigkeiten war: 
Forderung der Pachtzinsherabsetzung in ı 469 Fällen 
Widerstand gegen Pachtzinserhöhung in 22 $, 
andere Anlässe in 87 „n 
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Nachdem ich die Ursachen und Hauptmerkmale der Streitig- 
keiten aus neuerer Zeit beschrieben habe, werde ich nun einiges 
über die Vereinigungen der Pächter und der Grundherrn be- 
richten. Unter den gegenwärtig bestehenden Pächtervereini- 
gungen lassen sich drei Gruppen unterscheiden: 

I. Diejenigen, die zum Schutze der Interessen der Pächter 
den Grundherrn gegenüber begründet worden sind. Sie be- 
zwecken besonders die Verbesserung der Pachtverhältnisse und 
speziell die günstige Regelung der Pachtrenten. Ihrem Wesen 
nach entsprechen sie den Trade Unions der Industriebezirke, 
so daß sie mit Recht Pächter-Unions genannt werden können. 
Diese Art der Zusammenschlüsse besteht seit langer Zeit. Da sie 
aber gering an Zahl waren und immer nur so lange bestanden, 
als die Streitigkeiten nicht geschlichtet waren, so konnten sie 
keine bedeutendere Rolle in der Pächterbewegung spielen. 
Neuerdings machen sie jedoch Riesenfortschritte und sind in den 
verschiedensten Landesteilen anzutreffen. Nachdem sie zu stän- 
digen Einrichtungen geworden sind, bilden sie die einflußreich- 
sten Organisationen bei den Streitigkeiten der Päch- 
ter mit den Grundbesitzern, und die Zentrale der ganzen Be- 
wegung. Vor einigen Jahren haben sich diese Unions zu zwei 
Verbänden zusammengeschlossen. Der eine, der die Unions der 
westlichen Teile Japans umfaßt, nennt sich » Verband der Pächter- 
unions in Japan«, während die Unions der östlichen Teile dem 
sArbeitergeneralverband«, der Spitzenorganisation der Industrie- 
arbeitergewerkschaften beigetreten sind. 

Um das Wesen der Pächterunions in Japan klarzulegen, sei 
noch auf die Haltung der japanischen Regierung auf der Konferenz 
für Arbeiterschutz hingewiesen. Auf der Konferenz von 1921, 
als der Schutz der ländlichen Arbeiter zur Debatte stand, wurde 
— wie bereits erwähnt — lebhaft darüber diskutiert, ob man die 
Pächter in Japan zu dieser Kategorie zählen solle oder nicht. 
Die japanischen Regierungsvertreter verneinten die Frage. Als 
1924 ein Arbeitervertreter zu der in diesem Jahre stattfindenden 
Konferenz entsandt werden sollte, wählten zu diesem Zwecke 
eine Anzahl behördlich anerkannter Arbeiterunions aus ihrer 
Mitte eine Reihe von Kandidaten: die Pächter-Unions wurden 
bei dieser Gelegenheit nicht berücksichtigt, mit der Begründung, 
daß die japanischen Pächter keine Arbeiter seien und daher ihre 
Unions nicht als eine Art Arbeiter-Unions betrachtet werden 
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könnten. Die gleiche Ansicht vertraten auch die meisten land- 
wirtschaftlichen Autoritäten. Die Führer jener Unions gaben 
sich indessen nicht mit dieser Entscheidung zufrieden und be- 
anspruchten für die Pächterunions das Recht, gleichfalls Kandi- 
daten zu nominieren. 

2. Diejenigen Pächtervereinigungen, deren Stellung zu den 
Grundherrn eher versöhnlicher Art ist, wie etwa die sogenannten 
»gelben Gewerkschaften« in den westlichen Ländern. Ihre Ent- 
stehung liegt weit zurück. Sie haben mit der Pächterbewegung 
nichts gemein und sind weiter verbreitet als die Vereinigungen 
der ersten Gruppe. Ihr Bestreben ist nicht darauf gerichtet, die 
wirtschaftliche Lage der Pächter auf Kosten der Grundherrn zu 
verbessern, sondern sie erstreben die Entwicklung der landwirt- 
schaftlichen Technik und die Vermehrung des Ertrages durch 
gemeinsame Bemühungen der Pächter und der Grundherm. 
Nicht selten ergreifen die Grundherrn die Partei dieser Ver- 
einigungen und lassen ihnen materielle Unterstützungen zuteil 
werden. 

3. Diejenigen Pächtervereinigungen, die gemeinschaftlich 
vom Grundherrn Land pachten und es unter ihre Mitglieder ver- 
teilen. Von dieser Art der Vereinigungen ist bereits in einem frühe- 
ren Kapitel die Rede gewesen. Hier sei nur noch bemerkt, daß 
trotz ihrer Zukunftsaussichten sie nur in sehr geringer Anzahl 
vorhanden sind und bisher keine nennenswerten Erfolge ge- 
zeitigt haben. 

Nach der amtlichen Statistik hat es 1922 1340 Pächter- 
vereinigungen dieser drei Arten gegeben. Die Zahl der Mitglieder 
der berichtenden Vereinigungen betrug im nämlichen Jahre 
145 439. Die drei erwähnten Gruppen werden in der Statistik 
nicht berücksichtigt. Das liegt daran, daß diese Vereinigungen 
ihre Ziele und Bestrebungen nicht genau formulieren. So kommt 
es vor, daß ausgesprochene Kampforganisationen sich unter dem 
Deckmantel versöhnlicher Vereinigungen verbergen, sodaß eine 
zutreffende Einteilung unmöglich ist. 

Neben den Pächtervereinigungen sind die Zusammenschlüsse 
der Grundeigentümer hier zu erwähnen. Diese sind früher ent- 
standen als jene. Lange bevor von einer Pächterbewegung die 
Rede war, hatten sich in verschiedenen Bezirken solche Ver- 
einigungen gebildet, die die Verbesserung der landwirtschaft- 
lichen Technik, ja selbst die Förderung der Wohlfahrt der Pächter 
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bezweckten. Diese Vereinigungen waren den Pächtern gegen- 
über in keiner Weise aggressiver oder defensiver Natur. Sobald 
jedoch die Pächterbewegung einen bedrohlichen Charakter an- 
nahm, wurden in verschiedenen Gegenden Vereinigungen der 
Grundherrn ins Leben gerufen, deren Ziel die Wahrnehmung der 
Interessen der Grundherrn den Pächtern gegenüber sein sollte. 
Solche Vereinigungen gewinnen Jahr für Jahr an Boden. Die 
amtliche Statistik weist für das Jahr 1922 1061 solcher Vereini- 
gungen nach, die Mitgliederzahl der berichtenden Vereinigungen 
betrug 113 616. Eine Gruppierung nach den Zielen dieser Asso- 
ziationen fehlt, und zwar kann derselbe Grund, der oben hinsicht- 
lich der Pächtervereinigungen erwähnt wurde, auch hier geltend 
gemacht werden. In den Statuten und Veröffentlichungen auch 
dieser Vereinigungen ist nicht angegeben, ob sie der Harmonie 
dienen oder aggresiv sind. 


IV. Schlußbemerkungen. 


Die charakteristischen Merkmale der Pächterbewegung sind 
im vorstehenden skizziert worden. Nun gehe ich dazu über, 
einige Schlußfolgerungen aus den mitgeteilten Tatsachen zu 
ziehen. Niemand kann verlangen, daß prophezeit werde, ob die 
Krisis in friedlicher Weise endigen oder Anlaß zu einer sozialen 
Revolution geben wird. Man kann indessen doch, mit Vorbehalt, 
auf sichtbare Anzeichen einer allgemeinen Entwicklungstendenz 
der Bewegung hinweisen. Der schließliche Ausgang der Pächter- 
bewegung ist nicht vorauszusehen, und die Pachtzinsherab- 
setzung steht überall im Brennpunkt ihrer Bestrebungen. Aber 
man wird logischerweise veranlaßt, anzunehmen, daß die Be- 
wegung immer mehr Fortschritte machen wird, bis die Klasse 
der Grundherrn verschwunden und die Okkupation der Güter 
durch die Pächter erfolgt ist, wie sie sich in Sowjetrußland er- 
eignet hat. Die Träger der Arbeiterbewegung in den westlichen 
Ländern sind über die letzten erstrebten Ziele nicht einig. Die 
Gemäßigteren sind geneigt, sich auf die Verbesserung der gegen- 
wärtigen Lage der Arbeiterschaft zu beschränken, ohne die 
Grundlagen der ökonomischen Organisation weiter umgestalten 
zu wollen. Andere, die den sozialistischen Doktrinen ergeben 
sind, bestehen darauf, die Abschaffung des Lohnsystems und die 
Sozialisierung der Produktionsmittel zu fordern. Seit dem Welt- 
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‚kriege beginnt dieser Standpunkt in der Arbeiterbewegung der 
westlichen Länder allgemeiner zu werden, so daß die Zeit nicht 
fern sein dürfte, wo der Sozialismus in der Organisation der 
‘Wirtschaft verwirklicht werden wird. 

Geht man von diesen Gesichtspunkten aus, so wird man nicht 
bezweifeln können, daß die Pächterbewegung in Japan sich nicht 
mit der Besserung der Pachtverhältnisse, etwa mit der Herab- 
setzung des Pachtzinses, begnügen wird, sondern nicht ruhen wird, 
bis die Klasse der Grundherrn verschwunden und der Boden 
sozialisiert ist. | 

Es ist bekannt, daß hervorragende europäische Sozialisten 
einerseits die Sozialisierung der Industrie und andererseits die 
Sozialisierung der Landwirtschaft verschieden beurteilen. Manche 
Sozialisten fordern sowohl für die Industrie als für die Landwirt- 
schaft die gleiche Sozialisierungsform, nämlich Kollektiveigen- 
tum und Kollektivunternehmung. Andere neigen dazu, diese 
Form nur auf die Industrie anzuwenden, während sie für die 
Landwirtschaft Individualeigentum und Individualbewirtschaf- 
tung befürworten. Vom Standpunkte der Theorie aus ist es 
keine leichte Aufgabe, zu entscheiden, welche von diesen beiden 
Ansichten die richtige ist. In den westlichen Ländern begün- 
stigen jedoch die gegenwärtigen Verhältnisse der Landwirtschaft, 
die Neigung zum Kleinbetrieb, die Psyche der Landbevölke- 
rung, deren Ehrgeiz darauf gerichtet ist, bäuerliche Eigentümer 
zu werden, jene zweite Ansicht über die ideale Sozialisierungs- 
form. Diese Ansicht bestätigt auch die Pächterbewegung in 
Japan. Da die japanische Landwirtschaft in Kleinbetrieben 
organisiert ist und auf Einzelunternehmung beruht, so ist nicht 
daran zu zweifeln, daß die Pächterbewegung letzten Endes 
‚Individualokkupation und Einzelunternehmung herbeiführen wird. 

Nun wollen wir uns der Haltung der politischen Parteien 
und der landwirtschaftlichen Sozialreformer zuwenden, die diese 
hinsichtlich der Stellung der Pächter zu den Grundherrn ein- 
nehmen, einer Stellung, die — wie bereits auseinandergesetzt 
worden ist — einen beunruhigenden Charakter angenommen hat, 
so daB es notwendig geworden ist, daB Gesetzgebung und Ver- 
waltung ihr mit geeigneten Maßnahmen begegnen. 

Verschiedene Vorschläge sind gemacht worden, auf die ich 
wegen Raummangels nicht näher eingehen kann. Manche be- 
ziehen sich auf die Normierung der Reispreise, auf den Abbau der 
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Grundsteuern usw. und sind unter der Bezeichnung »Das Pro- 
gramm der ländlichen Entwicklung« bekannt. Im all- 
gemeinen dienen diese Vorschläge den Interessen der Grundherrn 
und betreffen nicht unmittelbar die der Pächter, so daß sie wenig 
geeignet sind, die mißliche Lage der Pächter zu verbessern. Ein 
Vorschlag, der engere Beziehung zu unserer Frage hat, fordert 
die Einsetzung von Einigungsämtern für die Streitigkeiten der 
Pächter mit den Grundeigentümern. Dieser Vorschlag hat dem 
Parlament vorgelegen und ist bereits als Gesetz verkündet wor- 
den; es wird in diesem Jahre in Kraft treten. Man wird nicht er- 
warten können, daß dieses Gesetz den Streitigkeiten ein Ende be- 
reitet, da es nur als Palliativmittel mit vorübergehenden Wir- 
kungen anzusehen ist, und nicht bis zum Kern des Problems 
vordringt. Den Erlaß eines Landpachtgesetzes schlagen wieder 
andere vor. Obgleich nicht zu leugnen ist, daß ein solches Ge- 
setz geeignet wäre, in gewissem Umfange Streitigkeiten zu ver- 
hüten, wenn es den Interessen beider Parteien Rechnung trüge, 
so hat es doch viele Schwierigkeiten zu überwinden. Das Vor- 
handensein mannigfaltiger Landpachtgebräuche, die je nach den 
örtlichen Verhältnissen außerordentlich verschieden sind, bildet 
das hauptsächlichste Hindernis für die einheitliche Regelung 
dieser Materie durch Reichsgesetz. Außerdem würde sich das 
Pachtgesetz ausschließlich auf die älteren Pachtformen beziehen, 
sodaß es einen der wichtigsten Streitpunkte, die Bestimmung 
der angemessenen Pachtrente, nicht regeln würde. 

Das beste und erfolgreichste Mittel, die Kleinpächterfrage 
zu lösen, besteht in der Schaffung von bäuerlichen Eigentümern. 
Hierüber sind sich nicht nur die landwirtschaftlichen Autori- 
täten, sondern auch hervorragende Staatsmänner einig. 

Inder Kommission für Erforschung der Landpacht und in dem 
kaiserlichen ökonomischen Beirat (Imperial Economic Council), 
die die Regierung vor kurzem ins Leben rief und denen der Ver- 
fasser angehörte, wurde die gleiche Ansicht in Form einer Reso- 
lution zum Ausdruck gebracht. Obwohl gegen das Prinzip an 
sich keine Einwendungen erhoben wurden, gingen die Meinungen 
bezüglich der zur Erreichung dieses Zieles zu verwendenden 
Mittel und Wege weit auseinander. Die im Verhältnis zum Er- 
trage außerordentlich hohen Bodenpreise erschweren die Be- 
stimmung der von den Pächtern an die Grundherrn zu zahlenden 
Abfindung, die in jährlichen Raten zu leisten wäre. Soll der 
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Betrag in kurzer Zeit abbezahlt werden, so müßten die Raten 
sehr hoch bemessen sein und die Leistungsfähigkeit der 
Pächter weit überschreiten. Sollen die Raten in vernünftiger 
Höhe gehalten werden, so müßten sich die Zahlungstermine 
auf sehr lange Zeit, auf eine oder zwei Pächtergenerationen, er- 
strecken. Um diese Schwierigkeit zu überwinden, ist es nötig, 
daß die Regierung den Pächtern billigen oder unentgeltlichen 
Kredit gewährt. Bedauerlicherweise erlaubt die gegenwärtige 
finanzielle Lage es der Regierung nicht, genügend hohe Summen 
für diesen Zweck zur Verfügung zu stellen. Vor zwei Jahren 
entschloß sich die Regierung, einen besonderen Fonds anzulegen 
und Sachverständige mit der Ausarbeitung eines Planes zu be- 
auftragen. Der Fonds erwies sich indessen als nicht ausreichend, 
so daß erst spätere Generationen die Erhebung der Mehrzahl 
der Pächter zu bäuerlichen Eigentümern erleben werden. Weiter 
muß bei Vornahme dieses Prozesses darauf geachtet werden, 
daß die neuen Eigentümer des Bodens längere Zeit in seinem 
Besitz verbleiben, indem man ihr Verfügungsrecht in geeigneter 
Weise beschränkt. Zu diesem Zwecke wäre ein Gesetz wie das 
Heimstättengesetz in Amerika und ähnliche Gesetze in einigen 
europäischen Staaten von größter Bedeutung. Endlich wäre 
noch ein Punkt von Wichtigkeit: wie bereits erwähnt, sind in 
der japanischen Landwirtschaft Anzeichen für den zahlenmäßigen 
Rückgang der bäuerlichen Eigentümer zugunsten der Zahl der 
Pächter vorhanden. Bevor man daher an die Schaffung bäuer- 
licher Eigentümer geht, muß man durch gesetzliche und admini- 
strative Maßnahmen dieser Tendenz entgegentreten. Aber trotz der 
sich in den Weg stellenden Schwierigkeiten kann kein Zweifel 
darüber bestehen, daß in der Schaffung bäuerlicher Eigentümer 
das einzige Mittel zur Lösung der japanischen Kleinpächter- 
frage zu erblicken ist. 

Die Stellungnahme der Grundherrn zu diesem Vorschlage 
ist nicht ohne Belang. Es ist bereits darauf hingewiesen worden, 
daß die Pächterbewegung bei den Grundherrn Befürchtungen 
und Sorgen hervorgerufen hat. Die Tatsache, daß in den Pro- 
vinzen, wo es der Bewegung gelungen ist, Fuß zu fassen, die 
Bodenpreise gefallen sind, deutet auf die landwirtschaftliche 
Krisis hin. Es ist bekannt, daß die Grundeigentümer bestrebt 
sind, so schnell wie möglich sich ihres Grundeigentums zu ent- 
äußern, während sie ihn früher als Basis ihres Vermögens schätz- 
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ten und keine Mühe scheuten, ihn zu erhalten. Natürlich tritt 
dieser Umschwung in der Auffassung den Grundherrn verschieden 
stark in Erscheinung je nachdem, wie fern sie von ihren Gütern 
leben. Ferner ist die allgemeine wirtschaftliche Lage der Grund- 
herrn von Einfluß darauf, — je nachdem, ob die von ihrem Grund- 
eigentum bezogene Rente einen wesentlichen Teil ihres Ein- 
kommens ausmacht oder nicht. Im allgemeinen hat sich aber 
bei den Grundherrn ein Wandel vollzogen, der mit dem Umsich- 
greifen der Pächterbewegung Schritt halten wird. Daher wäre 
bei den Grundherrn kein Widerstand gegen die Aufgabe ihres 
Grundeigentums und die Verteilung desselben an die Pächter zu 
erwarten, sofern ihnen eine angemessene Entschädigung zuer- 
kannt wird. 

Fassen wir die vorstehenden Ausführungen kurz zusammen. 
Aus den Bestrebungen der Pächterbewegung, aus dem Stand- 
punkt der politischen Parteien, aus der allgemeinen Auffassung 
der landwirtschaftlichen Sachverständigen, ja selbst aus der 
Haltung der Grundherrn ergibt sich als letztes, übereinstimmen- 
des Ziel: die Abschaffung der Grundherrnklasse und die Um- 
wandlung der Kleinpächter in bäuerliche Eigentümer. Hinsicht- 
lich der Mittel und Wege dieser Umgestaltung der landwirt- 
schaftlichen Organisation gehen die Meinungen auseinander. 
Bisher ist die Frage ungelöst geblieben, ob der Staat diese Um- 
gestaltung zwangsweise vornehmen oder sie der privaten Ini- 
tiative der beiden interessierten Parteien überlassen werde, und 
in welchem Umfange die Grundherrn entschädigt werden sollen. 
Vielleicht wird die Zukunft lehren, wie Wandel geschaffen werden 
kann: durch Evolution oder Revolution. 
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Erneuerung der Einfuhrscheine ? 
Von 


FRITZ BECKMANN. 


Bei der Wiedereinrichtung des Agrarschutzes für die deutsche 


Landwirtschaft, an die Deutschland in dem Augenblick heran- 


tritt, als es seine handelspolitische Freiheit zurückerlangte, taucht 
die Forderung nach Erneuerung jenes komplizierten Systems der 
Einfuhrscheine erneut auf. Es ist aber merkwürdigerweise nicht 
der protektionistische Osten, der wie damals diesen Apparat 
fordert — der Landbund hat ihn sogar nicht mal in sein Programm 
aufgenommen — er wird vielmehr von den gemäßigten Zoll- 
freunden, auch von wissenschaftlich orientierten Stellen gewünscht, 
weil man ihn für ein notwendiges und selbstverständliches Kor- 
relat jedes Getreidezolles hält. Dabei unterstellt man ihm Ziele 
und Zwecke, die er nie verfolgt hat und die seinem Wesen völlig 
fremd sind, z. B. die Ueberwälzung des Zolles auf das Ausland, die 
Erreichung stetiger Preise usw. Die Erinnerung an den 
Sinn der Einfuhrscheine ist eben verblaßt, weil man keine Zeit 
mehr findet, sich mit seinem historischen Inhalt zu befassen. 
Daraus allein kann man aber auch seine Zweckmäßigkeit für 
grundverschiedene Verhältnisse ableiten. 


Das System der Einfuhrscheine ist niemals Selbstzweck ge- 
wesen, noch hat es irgendwann ein eigenes Ziel verfolgt; es war 
stets nur Unterstützung des Zolles und erst aus dem bestehenden 
Getreidezoll ist es als Ausführungsmaßnahme gefordert und ge- 
billigt worden. Esmußsich also dem Sinne des Zolles 
anpassen. Der Osten und der Westen Deutschlands sind zwei 
grundverschiedene agrare Gebiete, die sich nicht nur in der 
agraren Organisation, noch mehr handelspolitisch unterscheiden. 
Der Osten von einer dünnen Menschenschicht bevölkert, ausge- 
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stattet mit einer großen Getreidekapazität, produzierte einen 
sichtbaren lokalen Getreideüberschuß, den er exportieren mußte. 
Der Westen war Getreideimportland, da der Bauer das Heer der 
Industriearbeiter nicht mehr aus eigener Scholle ernähren konnte. 
Deutschland ist Getreideimporteur; es hieß also nur, daß der 
Osten weniger exportierte als der Westen importierte. Der Export 
des Ostens ging bis in die letzten Tage jenen seit Jahrhunderten 
eingefahrenen, uralten Weg in die zu Wasser erreichbaren Länder 
Nordeuropas. Solange der Weltmarktpreis die deutschen Ge- 
stehungskosten deckte, stand der Export außer aller Diskussion 
und war als die nächstliegende ökonomische Verwendung der 
ostdeutschen Ernte sehr erwünscht. Mit jener ruinösen Welle 
internationaler Konkurrenz in Korn kam dann die deutsche Zoll- 
politik, die eine gemeinsame Zollgrenze um das Importland des 
Westens und das Exportland des Ostens schlang. Wollte nunmehr 
der Osten am zollgeschützten Inlandspreis teilnehmen, dann mußte 
er seinen Ueberschuß nach dem Westen, statt ins Ausland expor- 
tieren. Der Zoll brachte ihm eine Verschiebung des Marktes. Dem 
standen jedoch zwei Barrieren entgegen, welche für ostdeutsche 
Ware wirtschaftlich unübersteigbar waren. Der Norden Europaslag 
frachtenmäßig viel näher als der Westen Deutschlands; übernahm 
man die Fracht nach dem Westen selbst — wozu die Marktlage 
drängte — so arbeitete man mit Verlust; ferner zog die Qualität 
ostdeutsche Ware ins Ausland. Der Norden kaufte diese weißen, 
ergiebigen kleberarmen Sorten als qualitative Aufmischung seiner 
grauen Ware sehr gern zu hohem Preise, während sie im Westen 
als Beimischung unbrauchbar wurden. So verlangte jeder ver- 
nünftige Marktverkehr trotz Zollschutz im Osten nach wie vor 
Export, während der Westen frachtmäßig billiger importierte: 
1688 war die Bahnfracht Königsberg-Köln viel höher als die 
Wasserfracht Odessa-Köln. Wollte der Osten aber den Absatz 
im Zollgebiet erzwingen, dann schluckte die Fracht nach dem 
Westen den Zoll restlos, so daß der Zollim Osten nicht 
zur Wirkung kam. 

Formell verhinderte zwar der Zoll den Export nicht, der nach 
wie vor den gewohnten Weg nehmen konnte; aber erzielte früher 
der Export mindestens denselben Preis, wie der Verkauf im 
Inlande, so arbeitete er jetzt mit einem entgehenden Gewinn, 
der sogar zum positiven Verlust wurde, als der Weltmarktpreis, 
unter die deutschen Gestehungskosten im engeren Sinne sank, 
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Der Export zu diesem Weltmarktpreis wurde unrentabel und 
unterblieb; man suchte Absatz auf dem zollgeschützten Inlands- 
markt. Die lokale Ueberproduktion überschwemmte ihn, der 
Markt stagnierte und die Preise sanken. Besonders der Segen 
guter Ernten wurde zum Nachteil, da die Ware dann gänzlich 
marktlos wurde. So blieb denn der Kornzoll im Osten ohne jegliche 
Wirkung und der Landbau drohte nach Uebersee abzuwandern. 

Der Osten versuchte nunmehr, diese beiden fehlenden 
Wirkungen des Zolles durch zusätzliche Maßnahmen 
zu erreichen, nämlich: Ir. Abfluß und Absatz für die lokale Ueber- 
produktion an Getreide und 2. einen Preis, in dem grundsätzlich 
der Zoll zur Wirkung kam. Da man eben den Zoll mit dem Ziel 
des Ueberweltmarktpreises für das gesamte Wirt- 
schaftsgebiet eingeführt und als berechtigt anerkannt hatte, da 
ferner die natürlichen Verkehrsverhältnisse 
den Zoll im Osten nicht zur Wirkung brachten, so war eine Unter- 
mauerung des Zolles im Osten durchaus erwägenswert. War der 
Zoll selbst berechtigt, dann durfte man dem Osten den Mittel- 
apparat nicht vorenthalten, der ihn erst zur Geltung brachte. 
Das war kein Ueberbau, nur seine Untermauerung. Dies Mittel 
wurde denn der Einfuhrschein, d. h. eine Ausfuhrvergütung für 
jedes Exportgetreide in Höhe des Einfuhrzolles. Sie wurde nicht 
in baar, vielmehr als Einfuhrschein gewährt, mit dem Zollbeträge 
bei der Einfuhr von Getreide, Kaffee und Petroleum gezahlt 
werden konnten. Erst diese Ausfuhrvergütung brachte dem Osten 
diegleichenäußerenZollwirkungen, wie sieim 
Westen, dem importierenden Bedarfsland die nackte Einfuhr 
schon vermittelte. Der Export im Osten hob sich im ersten Jahr 
von 700 auf 80 000 Tonnen Weizen, von 300 auf 40 000 Tonnen 
Roggen. Die Preisdifferenz Königsberg-London stieg von 3 auf 
35 Mark die Tonne Weizen, d. h. den vollen Zollbetrag ; umgekehrt 
sank die Preisdifferenz Königsberg-Köln von 16 auf 8 Mark die 
Tonne Weizen. Theoretisch mußte der Inlandspreis im Osten 
seitdem ständig auf Weltmarktpreis plus Zoll stehen, da der 
Export durch den Einfuhrschein solange aufgeputscht wurde, bis 
er diesen Satz erreicht hatte. Damit hatte der Osten die beiden 
äußeren Ziele des Zolles: Absatz und einen um den Zollbetrag 
erhöhten Inlandspreis erreicht. 

Man kann also den Sinn des Einfuhrscheins so formulieren: 
der Einfuhrschein war integrierender Bestandteil des Schutz- 
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zolles und hatte mit ihm Ziel und Idee gemeinsam; er war keine 
besondere Maßnahme mit eigenem Zweck, sondern nur seine 
Unterstützung. Das Ziel war Ueberweltmarktpari- 
tät. Negativ konnte man ihn aus dem Zuschußbedarf Deutsch- 
lands rechtfertigen; da Deutschland als Einheit seinen Bedarf 
nicht decken konnte, so wurde jede Ausfuhr im Osten durch eine 
Einfuhr im Westen kompensiert. Dieser Ausgleich der Ausfuhr 
durch die Einfuhr bedeutet zweierlei; es entstand für die Reichs- 
kasse kein finanzieller Verlust ; denn die Zolleinnahmen im Westen 
stiegen genau um den Betrag, den die Ausfuhr im Osten aufwies. 
Ferner wuchs diese Ausfuhrvergütung sich nicht zur Export- 
prämie aus, da sie keine Zubuße für Produktion auf den Weltmarkt 
hin war, sondern nur Unterstützung erschwerter Inlandspro- 
duktion. So war denn der Einfuhrschein identisch 
mit dem Zoll und seiner Idee, kein Ueberbau, 
nur sein Ausbau. Ziel und Zweck beider Maßnahmen waren gleich. 
Fr fand also die Grenzen seiner Berechtigung im 
Zollselbst. Soweit er darüber hinausging, war er auch schon 
damals unberechtigt. Nur aus diesem historischen Tat- 
bestand heraus kann man den Maßstab für die heutige Beur- 
teilung des Einfuhrscheins gewinnen. 

Es sind zwei grundlegende Verschiebungen in der Getreide- 
wirtschaft des Ostens inzwischen eingetreten, bei der Pro- 
duktion selbst und im Ziel des Zollschutzes. 
Die lokale Ueberproduktion des Ostens ist ein- 
geschrumpft; zwar ist der Osten nach wie vor Getreide- 
exportland, aber sein Ueberschuß braucht nicht mehr den Markt 
des Inlands zu ruinieren. Ferner ist das Ziel des Agrarzolls in der 
„kleinen Zollvorlage‘“ nicht mehr Ueberweltmarkt- 
parität, vielmehr nur Weltmarktpreis. Davon 
muß man ausgehen. | 

Ostdeutschland hat die beiden Provinzen mit dünnster Be- 
völkerung und größter Getreidekapazität, also höchster Markt- 
lieferung, verloren, Westpreußen und Posen, die 1913 eine Er- 
zeugung von über 2 Millionen Tonnen Roggen und 350 000 Tonnen 
Weizen brachten. Das ist genau ein Drittel der gesamten Pro- 
duktion Ostdeutschlands. Da die Mehr ausfuhr Deutschlands 
an Roggen etwa 500—800 000 Tonnen je nach der Ernte betrug, so 
wäre heute schon durch den Verlust dieser beiden Provinzen, deren 
Marktlieferung sicher weitaus höher, mindestens I\,—ı1, Mil- 
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lionen Tonnen war, jede Mehrausfuhr unterbunden, selbst 
wenn jener günstige Stand der Getreideproduktion von 1913 
noch fortgesetzt vorherrschend wäre für das ganze übrige 
Deutschland. Darüber hinaus kann man sicher einen großen Teil 
des lokalen Ueberschusses (der zur Ausfuhr, aber 
nicht zur Mehrausfuhr drängt) als gehandikappt ansehen, da jene 
Marktlieferung weit über die Mehrausfuhr hinausragte. Mit dem 
Verlust dieser beiden Provinzen hat die Getreidewirtschaft des 
Ostens grundsätzlich andere Züge bekommen; der gegen den 
Markt drängende lokale Ueberfluß ist verschwunden. 

Zwar hat der Osten noch eine mäßige lokale Ueberproduktion; 
aber ihre Marktbestellung ist anders geworden. Sie 
kann nicht mehr in so breitem Strome auf den Markt fließen, daß 
dieser den Absatz schlechthin weigert und die Ware marktlos 
wird. Der geringe Ueberschuß kann von einer mäßigen Nachfrage 
aus dem Westen glatt aufgenommen werden. Es sind eben die 
am schärfsten konkurrierenden, untersten Schichten des Preis- 
angebots ausgefallen. Der Verkehr bringt noch fortgesetzt Ware 
aus dem Osten, aber ohne Störung des ostdeutschen Marktes. 
Gerade die Zerrüttung des Marktes bei guten Ernten war der 
Ruin des Ostens, weil dann die Ueberproduktion bedenklich 
wurde. Das ist heute behoben. Der Osten hat viel von seiner 
Stellung als Agrarexportland verloren. Diese Einbuße wird 
dauernd bleiben. 

Dazu tritt eine zusätzliche Einbuße am Produk- 
tionsmarkt, deren Dauer man allerdings noch nicht vorher- 
sehen kann. Es sind infolge jener unrentabeln Preise der In- 
flationszeit und der sich daran anschließenden Agrarkrise jene 
letzten 15—20 % Bodenfläche, welche die Aera von 1902—1914 
in Kulturland verwandelt hatte, wieder in »Steppe« zurück- 
verwandelt ; außerdem hat die Extensivierung besonders auf den 
leichten Böden Ostdeutschlands, die nur mit künstlicher 
Düngung ertragreich gemacht wurden, erschreckende Fortschritte 
gemacht. So blieb denn nur noch in guten Ernten ein lokaler 
Ueberschuß übrig. 

Dieser geringe Ueberschuß stieß vollends auf eine ganz 
eigenartige, ihm sehr zusagende Nachfrage 
in Mittel- und Westdeutschland. Hier stand 
seit Beginn der festen Währung der Inlandspreis für Brotgetreide 
dauernd erheblich unter dem Weltmarktpreis. Der Import hatte 
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sich vom Korn zum Mehl verschoben, das am Rhein und aus dem 
Elsaß ungefähr in der dreifachen Friedensmenge weit unter 
Auslandspreis, häufig sogar unter Auslandsselbstkosten (dumping) 
herein kam. Jene im Kriege eingerichtete Mühlenindustrie des 
Auslandes suchte die fixen Kosten durch Export nach Deutsch- 
land zu drücken und importierte stets unter Auslandspreis, bei 
drohender Baisse sogar unter Selbstkosten. Deutschland ge- 
währte Freiheit der Umsatzsteuer bei der Mehleinfuhr (die heute 
formell, nicht tatsächlich aufgehoben ist, da der Importeur im 
Ausland sitzt), so daß der deutsche Bauer den 5—6fachen Betrag 
dieser Steuer selbst tragen, d. h. im Preise seiner versteuerten 
Ware nachlassen mußte. Der Inlandspreis für Korn bildete sich 
aso rückwärts aus der mit Einfuhrprämien 
angelackten Mehleinfuhr übergroßen Um- 
fanges und stand erheblich unter Weltmarkt. Ost- 
deutschland dagegen kennt keine Mehleinfuhr, wäre bei freier 
Ausfuhr auch heute noch Mehlexportland, so daßhier die Kräfte 
der Spanne längst nicht so stark zur Geltung kamen.. Es 
bildete sich hier der Kornpreis nicht rückwärts aus der Mehl- 
einfuhr, vielmehr aus der Nachfrage des Kornmarktes, da der 
letzte Zentner nach dem Westen ging, also aus der westdeutschen 
Nachfrage. Diese westdeutsche Nachfrage nach Korn vollends 
stieß, soweit sie über die westdeutsche Ernte selbst hinausging, 
auf den viel höheren Weltmarktpreis. Um sich 
ihm zu entziehen, griff sie in erster Linie auf den deutschen Vorrat 
des Ostens zurück, der zwar frachtenmäßig teurer, aber im Preise 
noch weit unter dem Weltmarkt stand. So wurde der ostdeutsche 
Veberfluß der Puffer zwischen dem westdeutschen Inlandsgetreide 
und dem Weltmarkt; man griff auf ihn zurück, um sich dem 
swilkürlich«e verteuerten Weltmarkt zu entziehen. Eine Ver- 
schiebung innerhalb der westdeutschen Mühlenindustrie unter- 
stützte noch den Zug nach dem Osten. Die Großmühlen an den 
Wasserstraßen waren durch den Mehlimport nahezu lahmgelegt 
und zum Mehlhändler herabgedrückt;; dagegen hatten die Mittel- 
mühlen und Kleinmühlen, die im Inland sitzen, durch enge 
Verbindung mit ihren Abnehmern, die sie in der Inflationszeit ge- 
knüpft hatten, noch besseren Absatz, besonders da, wo es sich 
um Großabnehmer handelte. Da diese aber fremdes, zur quali- 
tativen Aufbesserung angekauftes Getreide auf jeden Fall auf 
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— so war der Ankauf ostdeutscher Ware für sie kein frachten- 
mäßiger Verlust. Sie haben dann den ostdeutschen Markt tat- 
sächlich leer gekauft, um sich vor Einfuhr zu retten. Die Auf- 
träge wurden meist an den Berliner Markt gelegt, der 
deshalb stets höhere Notizen hatte als alle Märkte des 
Westens. 

Die Abstufung der Getreidepreise mit dem tiefsten Stand 
im Osten, welche bei Beginn fester Währung noch vorlag, wich 
seit Frühjahr 1924 einer Abstufung mit dem tiefsten Stand im 
deutschen Westen, seitdem der Mehlimport sich eingefahren und 
das Ausland den deutschen Absatz überschaut hatte. Mitte 1924 
setzt in Uebersee, ausgehend von Nordamerika, jene bekannte 
Hausse in Weizen ein, die den Weizenpreis in Chikago über 
30 Mark treibt und die Einfuhr gegenüber dem Inlandspreis stark 
verteuert; nunmehr muB die auf Zukauf angewiesene Mühle 
auf die Ueberschüsse des Ostens sich stützen, so daß der Preis 
im Osten der Welthaussein Kornimmernoch 
mehr folgt als der durch Mehleinfuhr kurz gehaltene Preis 
des Westens. Köln, Dortmund, Kassel reagieren auf die Welt- 
hausse überhaupt nicht — Köln hat Monate hindurch die niedrig- 
sten Getreidepreise Deutschlands, die Märkte an der Ruhr stehen 
nur wenig höher — während Berlin und Ostdeutschland etwa 
3—4 Mark den Doppelzentner höher notieren. Nach dem Rück- 
gang des Weltmarktpreises blieb das ostdeutsche Preisniveau 
wesentlich über dem westdeutschen. Ostdeutschland, immer 
noch den großen agraren Gebieten der Welt ähnlich, wuchs eben 
in seine Rolle als Exporteur für den Westen hinein und wurde 
die Uebergangsstufe zwischen billigem Westen und hochnotieren- 
dem Ausland. Jener schmale Ueberschuß konnte den Preis im 
Osten nicht wesentlich drücken bei dieser Nachfrage. Hätte der 
Osten damals freie Ausfuhr in Getreide gehabt, so wäre 
ihm der Sprung auf den höheren Weltmarktpreis sofort geglückt, 
während der Westen sich noch mit Unterweltmarktparität be- 
gnügen mußte. 

So ist denn die Preisbildung des Ostens gerade das Gegen- 
teil der Zeit der Einfuhrscheine; die Nachfrage 
des Westens hat sich seinem schmalen Ueberschuß zugewandt 
- und benützt ihn als Lückenbüßer des viel teuereren Weltmarktes. 
Der Preis steht über dem westdeutschen, unter 
Weltmarktparität. Auf dem innerdeutschen 
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Markt ist seine Stellung wesentlich gebessert, in der Relation zum 
Westen geradezu umgedreht worden. Nicht der Osten, sondern 
der Westen bedarf heute eines ‚„Einfuhrscheines‘‘ — einer An- 
näherung an den Weltmarktpreis. (Daraus erklärt sich auch 
die sehr verschiedene Einstellung zum Kornzoll im Osten und 
Westen; der Osten will echten Zoll und Ueberweltmarktparität, 
da ihn die Differenz bis zum Weltmarktpreis nicht stört; der 
Westen dagegen will zunächst den Weltmarktpreis, da seine Spanne 
bis dahin viel größer ist. Der Osten übersieht eben ganz genau, 
daß es heute nur die Differenz zwischen Rheingebiet und Welt- 
markt ist, die seinen Preis über westdeutsche Notiz hinaus- 
hebt, daß aber sein Preis sofort relativ sinkt, sobald am Rhein 
Weltmarktparität herrscht.) 

Wird diese Ueberhöhung des ostdeutschen Preises 
über Inlandpreis dauernd sein oder nicht? Die Ursachen sind 
teils dauernd, teils vorübergehend. Der Ver- 
lust der beiden eigentlichen Ueberschußprovinzen Posen und 
Westpreußen ist dauernd und ihr Brotgetreide wird Polen dauernd 
selbst brauchen müssen und nicht auf den deutschen Markt 
werfen können. Deshalb wird zweierlei nicht wiederkehren 
können: die Mehrausfuhr an Roggen und ein stark 
gegen den Markt andrängender VÜeberschuß; 
den Verlust von etwa 1%, Millionen Tonnen Marktlieferung der 
fruchtbarsten Gebiete kann der Rest von Ostdeutschland auch bei 
besten Preisen und guten Ernten in absehbarer Zeit nicht ein- 
holen. Dagegen wird ein schmaler Ueberschuß 
bleiben, der aber entfernt nicht jenen billigen Sonderpreis des 
ostdeutschen Marktes aus der Zeit vor dem Einfuhrschein, also 
eine gesonderte ostdeutsche Preisbildung innerhalb des natio- 
nalen Marktes durchsetzen kann. Es genügt eine gewisse Ar- 
beitsteilung zwischen Osten und Westen, ein daran an- 
knüpfendes Einspielen der Märkte, um jenen Ueberschuß ohne 
Marktstörung in den Westen zu bringen. 

Dagegen wird die relative Ueberlegenheit des 
ostdeutschen über den westdeutschen Markt nicht dauernd sein, 
da ihre Voraussetzungen äußerst künstlicher Natur 
sind und über kurz oder lang sich ausgleichen. Sobald jener 
Apparat zur Angliederung des Inlands an den Weltmarktpreis, 
den die »kleine Zollvorlage« bringt, wirkt, ist jene künstliche 
Baisse des westdeutschen Marktes behoben — und nur des- 
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halb war der ostdeutsche Preis höher, weil der westdeutsche 
künstlich noch mehr gedrückt war. Dann gilt eben für alle 
Weltmarktpreis; willnunmehr das ostdeutsche Getreide 
auf den westdeutschen Markt — wir lassen dahin gestellt, ob es 
dazu kommt — dann muß es die Differenz der höheren Fracht 
selbst tragen und wird unter dem nationalen Durchschnitts- 
preis stehen. Der Markt am Rhein war ehemals durch den Zoll 
dem ostdeutschen Markt relativ überlegen, ist heute durch die 
künstlich geförderte, mit Einfuhrprämien angelockte Mehleinfuhr 
künstlich gedrückt; stellt man für beide Märkte gleiche 
Grundlage her — sei es Weltmarktpreis oder irgendeine 
andere Grundtendenz des Marktes —, so fällt der Osten sofort ab, 
sobald er auf den Absatz im Westen angewiesen 
ist, aber nur dann. Seine Schwäche liegt eben im westdeutschen 
Markt, dem er frachtenmäßig und qualitativ nicht zusagt. So- 
bald er auf ihn bei sonst gleicher .Marktstellung 
angewiesen ist, ohne daß umgekehrt, wie heute, die Nachfrage 
des Westens zu ihm drängt, zwingt seine lokale Ueberproduktion 
zu bedenklichen Preiseinbußen. So hat sich also grundsätz- 
lich in der Stellung beider Märkte nichts geändert; der Osten 
bleibt nach wie vor im äußeren Thünenschen Ring, solange er auf 
Westdeutschland angewiesen ist. Aber graduell ist eine 
wesentliche Milderung eingetreten; jene ruinöse 
Ueberlastung des Marktes im Osten ist — leider — abgestellt und 
eine nur leise entgegenkommende Nachfrage des 
Westens könnte jene dünne, im Osten selbst nicht unterzu- 
bringende Lieferung absorbieren. Wenn man also auch jene 
Stärke des Ostens von heute als vorübergehend anspricht und 
an ein natürliches Rückfallen des Marktes glaubt, so braucht doch 
nicht jenes künstliche System der Einfuhrscheine zur Absor- 
bierung der Produktion heraufbeschworen zu werden. Der Ver- 
lust Posens und Westpreußens hat die ostdeutsche Getreide- 
kapazität zu schwer getroffen; für den Rest genügt eine geschickt 
eingeleitete Nachfrage des Westens und eine stärkere Arbeits- 
teilung zwischen Osten und Westen. 

Ebensowenig spricht der Sinn desAgrarzolles in der 
»kleinen Zollvorlage«, mit dem ja der Einfuhrschein Ziel und Zweck 
früher gemeinsam hatte, für Erneuerung des Systems. Der Ge- 
treidezoll der Vorlage hat nur diesen Sinn: Angliederung 
an den Weltmarktpreis, aber nicht künst- 
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liche Ueberteuerung über den Weltmarkt- 
preis. Diesem Zielder Erreichung des Weltmarkt- 
preises dienen folgende Mittel der Zollvorlage: Ausfuhr- 
freiheit über alle Grenzen, für alle agraren Erzeugnisse und 
für jedermann, ohne spezielle Genehmigung. Gerade beim Ge- 
treide nimmt die Ausfuhrfreiheit ein wesentliches Stück aus der 
Spanne zwischen Inlands- und Weltmarktpreis heraus. Die Aus- 
fuhr ist frei von Umsatzsteuer, sie öffnet höher notierenden Markt 
rund um Deutschland herum und ermöglicht endlich wieder den 
qualitativen Austausch deutscher und fremder Ware, d. h. sie 
öffnet deutscher Ware den höchst zahlenden Grenzmarkt, dem 
deutsche Qualität zusagt. Damit steigt aber auch der Preis des 
heimischen Getreides; und zwar bei prinzipiell freier Ausfuhr 
sofort, ohne daß erst große Mengen ins Ausland fließen; Mehl- 
z o l l (von 8 Mark pro dz), um das duınping in Mehl abzusclnüren. 
An die Stelle von Mehl- rückt die Getreideeinfuhr. Auch das ist 
nur Weltmarkt- nicht Ueberweltmarktparität. Denn solange der 
Mehlzoll nicht durch Kornzoll unterstützt wird, kann der Mehl- 
preis im Inland aus dem zollfrei eingeführten Korn sich bilden, be- 
sonders da die Mühlenindustrie für Kartellierung nicht reif ist. 
Mehlzoll wirkt weniger verteuernd, mehr absatzfördernd für 
heimische Ware, da jeder importierte Zentner heimische Bei- 
mischung verlangt. Endlich: Kornzoll, und zwar 3,50 Mark 
für Weizen und 3 Mark für Roggen. Der Kornzoll ist nicht 
alsMindestzoll gedacht, sondern als Verhandlungsgrundlage. 
(Erst dadurch wurde bekanntlich ein Zollkompromiß möglich 
— daß man die Vieh- und Fleischzölle als Mindestzölle aufstellte!) 
Es ist nicht anzunehmen, daß die Regierung diesen Zoll autonom 
in Kraft setzt, sondern durch irgendeinen Handelsvertrag oder 
einen ad hoc geschaffenen Zusatzvertrag wirksam macht. Sollte 
aber dabei von dieser Zollhöhe noch etwas abbröckeln, so wird 
der Sinn dieses Kornzolls um so deutlicher; er will nicht wie sein 
glorreicher Vorgänger Ueberweltmarktparität, sondern nur Welt- 
marktparität. Er ist Finanzzoll als Ausgleich gegen die 
3—4fache Umsatzsteuer auf das inländische Getreide, der die 
Einfuhr auf dem Wege bis zur Großmühle entgeht. Da man an 
dieser Stelle die Umsatzsteuer nicht beseitigen konnte ohne die 
Gefahr allgemeiner Aushöhlung, blieb eben nur dieser Weg 
der Gleichstellung übrig, die Einfuhr mit einem Zoll zu belasten. 
Dieser Zoll ist finanzpolitische Ausgleichsab- 
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gabe, Finanzzoll, kein echter Zoll; er soll die künstliche Baisse 
im Inlande unter Weltmarktpreis beheben und Weltmarktparität 
erzielen. Da der Kornpreis im Inland sich nicht rückwärts aus 
der abgeriegelten Mehleinfuhr bildet, so überdeckt der Mehlzoll 
die Steuerfreiheit für Korn nicht; es ist also ein Kornzoll zur 
Weltmarktparität vonnöten. 

Diesen Zoll durch einen Einfuhrschein zu unter- 
stützen, ist nicht nur überflüssig, sondern so- 
gar sinnwidrig. Denn dieser Zoll will nur Weltmarkt- 
preis; bei der steuerfreien Einfuhr wird Weltmarktpreis im In- 
land nur erreicht dank Finanzzoll; bei der Aus- 
fuhr in Ostdeutschland dagegen, die schon 
steuerbefreit ist, genügt die nackte Ausfuhr, um 
Weltmarktpreis im Inland durchzusetzen. 
(Ehemals war es umgekehrt; es stand der Weltmarktpreis unter 
Inlandspreis plus Zoll; wollte man den exportierenden Osten unter 
Zollwirkung stellen, so müßte man bei Ausfuhr den Zoll dazu 
vergüten; heute steht der Inlandspreis unter Weltmarkt und 
deshalb genügt die nackte Ausfuhr.) Man kann bei einem drei- 
bis vierfachen Umsatz des Getreides, einem Getreidepreis von 
28 Mark für Weizen (auf den man abzielt) und einem Satz von 
114%, etwa 1,75 Mark pro dz als reinen Finanzzoll, 
d.h., als einen Zoll mit dem Ziel des Weltmarktpreises ansprechen. 
In dieser Höhe ist deshalb ein Einfuhrschein überflüssig, zumal die 
Ausfuhr von der Umsatzsteuer befreit ist. Würde man den 
Finanzzoll durch einen Einfuhrschein unterstützen, so hätte der 
Westen nur Weltmarktpreis (dank Finanzzoll), der Osten dagegen 
Weltmarktpreis (dank Ausfuhr) plus Zoll. Der Einfuhrschein 
ginge also über den Sinn des Zolles hinaus, machte 
aus einem Finanzzoll einen echten Zoll. 

Anders wird der Zusammenhang bei einem echten Zoll; 
sei es, daß der Zoll von 3,50 Mark in voller Höhe wirksam wird, 
so daß er eine echte Spitze hat, sei es, daß der Weltmarktpreis 
sinkt und man bewußt zum echten Zoll greift. Dann erhalten 
die Exportgebiete des Ostens dank Ausfuhr eben nicht mehr 
Inlandspreis plus Zoll und jetzt wäre ein Einfuhrschein ange- 
bracht; allerdings nicht mehr in der Höhe des ganzen Zolles, son- 
dern nur in dem Betrage seiner echten Spitze. Man muß eben 
stets auf den Sinn des Zolles zurückgreifen und dem- 
gemäß den Einfuhrschein, das alter ego behandeln. Da aber vor- 
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läufig dr Weltmarktpreis das Ziel der deut- 
schen Handelspolitik ist, so hat sich der 
Einfuhrschein überlebt, selbst bei einem 
mäßigen Finanzzoll. (Ob bei echtem Zoll nicht 
sogar an die Stelle des Einfuhrscheins eine künstliche Steigerung 
der westlichen Nachfrage treten könnte, diese Frage soll nur ge- 
stellt, nicht beantwortet werden.) 

Dagegen wird man für die Müllerei ein gemischtes 
TransitlagerunteramtlichemMitverschluß 
wieder einrichten müssen. Der Finanzzoll für Getreide hat ja 
keinen fiskalischen Selbstzweck; er soll nur dem Inland Welt- 
marktpreis garantieren. Deshalb muß er der Exportmüllerei, die 
hoffentlich bald wieder an die Arbeit geht, zurückvergütet werden. 
Die Mühle richtet sich ein gemischtes Transitlager ein, in das 
sie zollfrei hinein importiert mit der Verpflichtung, dieselbe 
Menge zu exportieren. Das Verfahren ist einfacher alsein Iden- 
titätsnachweis, d.h. als verzollte Einfuhr und Rückver- 
gütung bei Nachweis der Identität zwischen Einfuhr und Aus- 
fuhr. Da jede Mühle eben ein besonderes, geheimnisvolles Rezept 
der Mischung hat, führt sie nicht gern den Nachweis der Herkunft. 

So bleibt denn für den Einfuhrschein in seiner klassi- 
schen Form, wie er aus seinem historischen Milieu heraus 
entstanden ist, heute schlechterdings kein Raum 
mehr. Die Erörterung wäre zu schließen, wenn man ihm nicht 
heute, nachdem die Erinnerung verblaßt ist, andere Ziele unter- 
stellte, die er teils niemals verfolgt hat, teils als Nebenwirkung 
erzielte. Man verschiebt seinen Sinn auf andere Gebiete. 

Man stellt ihn heute gern in eine Linie mit gleitenden Korn- 
zöllen als ein Mittel zur Erzielung stetiger Preise. Bei diesen 
ungeahnten Preisschwankungen wäre er als Mittel zur Preis- 
stetigkeit sicherlich erwünscht, wenn er dahin wirken könnte. 
Tatsächlich hat er nichts mit stetigen Preisen zu 
tun; sein Zweck ist nur restloser Anschluß an die Weltwirtschaft 
gewesen, indem er stets Weltmarktpreis plus Zoll garantierte. 
Er hing also den ostdeutschen Preis stets an die Schwankungen 
des Weltmarktpreises an; dessen Schwankungen machte man sehr 
gerne mit, sofern sie nur stets um den Zollbetrag erhöht waren: 
eben darum ging es, nicht um die Schwankungen. Als Fort- 
setzung dieser Politik muß man heute sich die Ausfuhrfrei- 
heit vorstellen; hätte Deutschland Ausfuhrfreiheit gehabt, dann 
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wäre sein Inlandspreis nahtlos mit dem Weltmarkt verbunden 
gewesen und hätte die Hausse 1924/25 restlos mitmachen 
können. Eben das ist ja das Verhängnis des deutschen Bauern 
gewesen, daß er von der guten Konjunktur, die seit Juli 1924 
über die Welt zog und in Nordamerika den Weizenpreis auf 35 Mk. 
hob, keinen Anteil hatte; der deutsche Erzeugerpreis blieb bei 
24 Mark stecken. Der Preis wäre bei Ausfuhrfreiheit also weni- 
ger stetig, aberim Durchschnitt dank der geköpften Hausse 
höher gewesen. Ausfuhrfreiheit mit Vergütung damals, ohne Ver- 
gütung heute, beide haben also mit Stetigkeit nichts zu 
tun, wollten nur Weltmarktpreis auf jeden Fall, um auch die 
Haussen am Weltmarkt mitzumachen. Leider hat Deutsch- 
land seit Herbst 1923 stetigere Kornpreise als die ganze übrige 
Welt gehabt, weil allein sein Inlandspreis die Kornhausse nicht 
mitmachte. 

Allerdings hat, seitdem 1908 die Roggenproduktion Deutsch- 
lands über den eigenen Bedarf weit hinaus wuchs und Deutsch- 
land Mehrausfuhr an Roggen hatte, der Einfuhrschein den Preis 
vor einer ruinösen Baisse bewahrt. Denn jene Ueber- 
produktion wäre ohne Einfuhrschein nur zum Weltmarktpreis 
verwendbar gewesen und hätte dem Inlandsmarkt den Zollschutz 
genommen. Der Einfuhrschein verfolgte auch diese noch auf 
dem Weltmarkt und gab ihr Zollschutz — ein Vorgang, der über 
den Sinn des Einfuhrscheins sicher weit hinaus ging. Das kann 
man aber nicht mehr Preisstetigkeit nennen, ist vielmehr nur ein 
ständiger Schutzwall um nationale Ueberproduktion, die 
dann allen Weltschwankungen plus Zoll folgt. Auch heute er- 
möglicht freie Ausfuhr ständigen Export; gerade unmittelbar 
nach der Ernte, besonders nach guten Ernten kann Ausfuhrfrei- 
heit aus Ostdeutschland das starke Angebot aufnehmen und den 
Markt vor Erschütterung bewahren. Im Frühjahr kann es dann 
sogar zur Rückeinfuhr kommen, Diese Getreidebewegung ist 
dann nicht Selbstzweck, entspricht vielmehr dem natürlichen 
Bedürfnis der ostdeutschen Ueberproduktion und der westlichen 
Einfuhr. Aber man muß sich davon freimachen, als ob dieser 
Ausgleich nureine Folge des Einfuhrscheins 
wäre. Ausfuhrfreiheit wirkt genau so, be 
sonders wenn sie auf einen höher notierenden Weltmarkt geht. 
Als Marktvorgang wirken Einfuhrschein und Ausfuhr- 
freiheit ganz gleichartig, höchstens ist jener eine graduelle Steige- 
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rung dieser. Das wesentliche ist eben die Ausfuhr schlechthin, 
einerlei ob mit oder ohne Vergütung. Heute wird sogar die 
nackte Ausfuhrfreiheit den Inlandspreis 
vielleicht mehr heben als ehemals der Einfuhr- 
schein; denn der Inlandspreis steht besonders bei guter Kon- 
junktur mehr unter dem Weltmarktpreis al 
ehemals derZollbetrag ausmachte, um den der Einfuhrschein den 
Preis im Osten heben sollte. Im Durchschnitt des letzten Ernte- 
jahres war die Differenz gegen die Welt etwa 7—8 Mark pro dz, 
auf dem Gipfel der Hausse sogar Io Mark — eine Differenz, welche 
über den ehemaligen Zollbetrag von 5,50 Mark weit hinausragt. 
Im vergangenen Jahr hätte also unbelohnte Ausfuhr den 
Inlandspreis stärker überhöht als ehemals der Einfuhrschein! 
Deshalb bedeutet Ausfuhrfreiheit heute mindestens ebensoviel als 
einstmals Einfuhrschein. Nur mit Stetigkeit der Preise in 
dem Sinne der Unabhängigkeit vom Weltmarkt hat beides nichts 
zu tun. Beide suchen — gleichmäßig — stetigen Preis im engsten 
Anschluß an den Weltmarkt. (Nur die Begründung der Regie- 
rungsvorlage glaubt noch an stetigen Preis auf Grund abge- 
sperrter Inlandsproduktion.) 

Die Frage, ob dank Einfuhrschein jene nationale 
Ueberproduktion und Mehrausfuhr an Rog- 
gen und Hafer sich wieder einstellen wird, ist mit der Ablehnung 
des Systems schon erledigt. Tatsächlich könnte sie sich nicht 
wiederholen. Die beiden besten Provinzen, welche mehr als die 
Mehrausfuhr auf den Markt brachten, sind verloren; das übrige 
Ostdeutschland könnte selbst bei bester Konjunktur diesen Aus- 
fall nicht ersetzen; denn es müßte nicht nur jene gewaltigeEinfuhr 
im Westen, sondern noch mehr decken. Dazu aber sind die 
Extensivierungen zu groß und die Fruchtbarkeit des Restes ist zu 
gering. Letzten Endes war jene Entwicklung künstlich 
unterstützt. Der Einfuhrschein war nicht nur für die Einfuhr 
der exportierten Getreideart, sondern schlechthin bei der Zoll- 
zahlung verwendbar. Deshalb stand ungemessene Roggenpro- 
duktion immer noch, sogar auf dem Weltmarkt unter Zollschutz; 
der Einfuhrschein trug jedem Zentner den Zollschutz 
auf den Weltmarkt nach, der bei nationalem Absatz, 
mangels Bedarf, sehr billig geworden wäre. Daß diese Mög- 
lichkeit ungehemmter Produktion bei Roggen und Hafer vorne- 
weg, mehr als bei Weizen ausgenutzt wurde, hat klimatische, 
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bodenmäßige, düngungstechnische Ursachen. Nach allen drei 
Richtungen sagt der Roggen dem ostdeutschen Boden mehr zu. 
Diese natürlichen Unterlagen hätten sich aber auch in 
andrer Produktionsrichtung Luft machen können; der Einfuhr- 
schein erst ermöglichte die Uebertreibung beim Roggen. Denn 
jede wirtschaftliche Entwicklung kommt noch nicht, wenn sie 
möglich ist (natürliche Grundlage des Roggenbaues), sondern 
erst wenn sie notwendig wird; so zwang erst der durch den Ein- 
fuhrschein geweckte Exportwille zum Roggenbau. Diese Ent- 
wicklung war rein künstlicher Natur und ist heute leider nicht 
zu wiederholen. Denn mir scheint heute, solange die Warenaus- 
fuhr das Kernstück der Zahlungsbilanz ist, jene gewaltige Mehr- 
ausfuhr von 1,5 Millionen Tonnen Roggen und Hafer durchaus 
keine unerwünschte Entwicklung wie damals, vielmehr eine 
national sehr erfreuliche Sache geworden zu sein, die 
selbst um den Preis geringer Ueberweltmarktparität erstrebens- 
wert wäre. Denn einerlei, welcher Zweig vorangeht, jeder der 
seine Produktivität über den nationalen Bedarf hinaus hebt, 
bringt eine Entlastung für die ganze Volkswirtschaft. 

Trotz des Einfuhrscheins stand allerdings der Inlands- 
preis für Inlandsware noch ständig unter 
Weltmarktpreis. Nur selten hob er sich restlos auf Welt- 
marktstand und dann immer nur für kürzere Zeit. Aber diese 
Differenz war doch wesentlich verschieden von der heutigen gegen 
den Weltmarktpreis. Sie war zunächst viel geringer;ihr 
höchster Stand war bei gleicher Qualität etwa 1,50—2 Mark 
pro dz; im Jahresdurchschnitt betrug sie häufig etwa ı Mark 
pro dz gegen 6—8 Mark 1923/25. Ferner war sie eine feste, 
stetige Spanne zwischen Weltmarkt und Inland; die Kurven 
gingen jahrelang ganz parallel. So hat Duisburg z. B. jahrelang 
eine Differenz von 1,50 Mark pro dz russischen und westfälischen 
Weizen notiert. Endlich machte diese Spanne stets die 
Bewegungen am Weltmarkt, auch die Hausse mit. 
Sie folgte fast automatisch jeder Preisbesserung. Und das ist 
gerade das Verhängnis des heutigen Inlandpreises, daß er jene 
guten Konjunkturen nicht ausschöpft. Diese Differenz war nichts 
als ein markttechnischer Vorgang im Inland, der 
eben trotz Anschluß an den Weltmarkt durchaus denkbar ist. 
Die besonderen täglichen Schwankungen dieses Marktes fanden 
in der Spanne ihren Ausdruck. Gleich nach der Ernte, besonders 
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nach guter Ernte war sie am größten, stieg bis auf 2,50 Mark, 
sank dann langsam und lief im April im Weltmarktpreis aus. Dieses 
Spiel wiederholte sich jährlich — der sichere Beweis, daß theo- 
retisch beide Märkte kommunizierten, der Inlandsmarkt jedoch 
durch seine Technik zeitweise abgebremst war. Diese mark t- 
technische Spanne damals ist also grundverschieden von 
der viel größeren Differenz beider Märkte heute, die auf gute 
Weltlage überhaupt nicht reagiert. Diese ist eben die Folge 
grundsätzlicher Absperrung, so daß nur die 
inländische Kaufkraft dem Markt vorgespannt ist, die dann jede 
Preishausse bei unsrer Verarmung abriegelt. Jenes ist Weltwirt- 
schaft, dieses aber Neomerkantilismus, arbeitet mit Ausfuhrsperre 
und Einfuhrprämie. 

Auch heute würde also der Einfuhrschein, ebenso wie unbe- 
lohnte Ausfuhr den Inlandspreis nicht jeden Augenblick auf 
Weltmarktstand bringen, wenn auch zeitweise sogar darüber, 
wie ehemals. Die markttechnischen Sonderheiten bleiben immer. 
Trotzdem ist freie Ausfuhr eine entscheidende Neuerung, der 
endlich Weltmarktpreis wenigstens als Norm wieder einrenkt. 

Setzt man also den Weltmarktpreis als Ziel hinter die agrare 
Handelspolitik, so kann der Einfuhrschein den Inlandspreis 
diesem Satz nicht näherbringen, als es schon die freie Ausfuhr 
vermag. Deshalb war die Aufregung innerhalb der Agrarenquete 
des Reichstags, als Hugo Meyer die Differenz gegen den Welt- 
marktpreis früher nachwies, durchaus unberechtigt. Dieses Ab- 
fallen des nationalen Preises zugegeben, so muß eben deshalb jener 
Apparat zur Sicherung des Inlandspreises um so vorsichtiger 
und fester aufgebaut sein. 

So entspricht also der Einfuhrschein weder dem Sinn 
des heutigen Agrarzolles, noch erfordert ihn die 
Produktionsrichtung des Ostens, der auf eine ganz dünne Schicht 
lokaler Marktlieferung über den Bedarf an Brotgetreide zurück- 
geworfen ist. Jedoch hört das ostdeutsche Problem 
mit der Ablehnung des Einfuhrscheins nicht 
auf, sondern fängt hier erst an. Man darf nicht in den Fehler 
von Stuttgart verfallen. Auch dort wurde Ueberweltmarkt- 
parität und Zollschutz abgelehnt — obwohl beides erst in sehr 
weiter Ferne winkte. Man übersah aber, daß der Inlandspreis 
noch weit unter Weltmarktpreis stand und in dieser Spanne die 
Agrarkrise geradezu wurzelte. Man hätte also neben die Ab- 
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lehnung des Zolles wenigstens positive Maßnahmen 
zum Schutze des Inlandspreises und zu seiner Hebung auf Welt- 
marktstand stellen müssen. Mit der Ablehnung untauglicher 
Mittel allein wird keine Krise geheilt. Dann hätte man Millionen 
Bauern für die neue Idee gewinnen können. Lehnt man den 
Einfuhrschein ab, der die Landkultur des Ostens einstmals auf 
wunderbare Höhe gebracht und Millionen Morgen der Kultur 
gewonnen hatte, so daß dank ostdeutscher Kapazität Deutsch- 
land eine Mehrausfuhr an Roggen und Hafer im Werte von 250 
Millionen Mark hatte und sein Korn in alle Länder Europas fuhr, 
lehnt man diese Grundlage ostdeutscher ungeahnter Entwicklung 
im Einklang mit den neuen Zielen des Zolles ab, dann muß an 
ihre Stelle etwas anderes treten. Die fehlende Ausfuhr 
muß durch stärkere Nachfrage aus dem Westen 
selbst kompensiert werden. Da aber beim Brot- 
getreide eine qualitative Aufmischung mit ostdeutscher Ware 
nur begrenzt denkbar ist, so muß in den Markt des Fut- 
tergetreidesund der Futtermittel Westdeutsch- 
land stärker als bisher eingreifen. Es muß sich langsam eine 
auf alle Gebiete erstreckende, alle Märkte 
umschließende, sinngemäße Arbeitsteilung 
zwischen Osten und Westen einspielen. Eine 
vernünftige agrare Arbeitsteilung zwischen 
Osten und Westen scheint mir das höchste Ziel agrarer Handels- 
politik zu sein, damit jedes Gebiet seine natürliche Produktions- 
richtung pflegen kann. 

Die agrare Handelspolitik hat auch heute noch nicht bei der 
grundverschiedenen Organisation des west- und süddeutschen 
Bauernlandes und des ostdeutschen Großgrundbesitzes die ge- 
meinsam für beide passende Formel finden 
können. An diesem Dualismus krankt sie seit jeher, Eine für 
beide Gebiete gleich zweckmäßige, dabei volks- 
wirtschaftlich und sozial gleich erwünschte Lösung gibt es nicht. 

Schon der erste Satz: ‚„Weltmarktpreis für Getreide genügte 
hat für die Bauernwirtschaft anderen Sinn wie für den Osten. 
Der Erlös des nordamerikanischen Farmers, der als Grenzproduzent 
den Preis bestimmt, langt tatsächlich für den west- und süd- 
deutschen Bauern; bei einem Weizenpreis von 30 Mark würde 
man hier nicht wie drüben hoffen, den Farmer der Krise zu ent- 
reißen, sondern hätte ihn entrissen. Denn sein Mixed-Betrieb 
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bringt neben dem Getreide zahllose andere Produkte verschieden- 
ster Kaufkraft auf den Markt, die als Fallschirm bei Kornbaisse 
wirken, Sein Familienbetrieb bewahrt ihn vor Lohnhausse, die 
Lebenshaltung ist ungeheuer dehnbar und das standesge- 
mäße Existenzminimum, das jenseits der Elbe ein Dogma ist, 
braucht hier niemand vom Boden zu verjagen. Inmitten der 
Industriewirtschaft vollends hat er als beweglicher Kaufmann 
täglich zahllose Chancen auf der Jagd nach Unternehmergewinn. 

Für Ostdeutschland gilt der Satz nur mit 
großer Einschränkung. Leichterer Boden, große 
Marktentfernung, nur entlohnte Arbeit Fremder, einseitiger Korn- 
bau, alles wirkt kostensteigernd, hier muß schon ein Weltmarkt- 
preis über 25 Mark für Weizen dauernd Platz greifen und auch 
dieser wird bei dn nationalen Schwierigkeiten der deut- 
schen Landwirtschaft — Kreditmangel, Steuerdruck, Arbeiter- 
mangel — kaum die letzten I0°—ı5%, Kulturland vor dem Rück- 
fall in» Steppe« bewahren können. Ostdeutschland gleicht eben 
auch heute noch mehr den großen kolonialen Strecken der Welt- 
agrarländer. 

Jedes Gebiet verlangt seine eigene Handels- 
politik. Der Osten braucht einen Kornpreis mindestens auf 
der Höhe des Weltmarktpreises 1924/25; sinkt er darunter, dann 
wäre künstliche Erhöhung erwünscht — falls der Zoll heute wirk- 
sam wäre. Ueber die Anforderung der Bauerwirtschaft geht dies 
System weit hinaus, da sie mit Weltmarktpreis schlechthin aus- 
kommt. Genau so liegt der Schutz der Viehhaltung, bestes Mittel 
für Kapitalbildung, Intensivierung, allgemeine Aufputschung 
der Landwirte. Für die Bauerngegend sehr erwünscht, für ost- 
deutsche Wirtschaft entbehrlicher. So überschneiden 
sich die Systeme; jedes für die eine Seite ausreichende 
System bringt für die andere zuviel — sozial untragbare Last, 
wollte man lückenlosen Zoll. 

Die »kleine Zollvorlage « stellt sich in ihrem Kompromiß mehr 
auf de Pflege der Bauernwirtschaft ein. Sie 
bringt Zölle auf lebendes Vieh und tierische Fertigprodukte, und 
zwar in den Hauptstellen als Mindestzölle; das bannt die 
Gefahr, daß bei den Handelsverträgen diese Viehzölle geopfert 
werden, um die Getreidezölle zu halten. So weithin sichtbar sind 
die Bauern noch niemals an die Front der Handelspolitik gestellt 
worden. Futtermittel sind zollfrei, Futtergetreide, vor allem 
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Gerste und Mais mit niedrigem Satz von ı Mark belegt, der oben- 
drein nicht gebunden ist, vielmehr bei den Verhandlungen abge- 
baut werden kann. Dazu kommt freie Ausfuhr aller tierischen 
Produkte. So hat man denn die Vieh- und Veredelungs- 
wirtschaft mit einem soliden handelspolitischen Fundament 
versehen. Volkswirtschaftlich erwünschter als Kornzoll, nicht 
weil Veredelungswirtschaft weniger der Einschläferung bei guter 
Konjunktur verfällt (A er e b o e), sondern weil es bestes Mittel 
der Kapitalbildung ist. Mit Hilfe hoher Kornpreise eine 
Zwangskapitalisierung auf dem Rücken des Konsumenten vor- 
nehmen, ist unsozial und undurchführbar. Den Aermsten den 
Brotkorb höher hängen ist ein zu hoher Preis für diese Kapital- 
bildung; außerdem drückt sich steigender Wohlstand nicht im 
Preis des Brotes aus, das die Reichen unter ihrer Kaufkraft 
kaufen. Steigender Wohlstand zeigt sich stets in breitem Konsum 
und gutem Preis für veredelte tierische Produkte und kann hier 
der Kapitalbildung vorgespannt werden. Zwar ist diese Kapi- 
talisierung nicht so erfolgreich wie ehemals, als viele wohlhabende 
Mittelschichten höhere Preise nicht weiter wälzten, d. h. jenen 
Tribut der Kapitalbildung entrichteten, während heute jeder 
jede Last weiterwälzt. Aber eine geringe Kapitalbildung, d. h. 
Intensivierung an dieser ergiebigsten Stelle der Bauernwirtschaft 
ist erfreulich; von ihr kann dann die Kapitalbildung aus dem 
Innern des Betriebes selbst heraus ausgehen. 

Man muß sich darüber klar sein, daß dieses System 
dann, wenn der Getreidezoll bis auf den reinen Finanzzoll abge- 
baut wird, der Einfuhrschein fehlt, so daß der ostdeutsche Preis 
niemals über Weltmarktpreis hinaus steigen kann, im Osten 
die letzten 15% des Getreidebaues bedroht. 
Diese können nur durch bessere Arbeitsteilung 
zwischen Osten und Westen in Kultur gehalten 
werden. Heute liegt noch alles im argen und es ist beschämend, 
daß zwischen den beiden Gebieten weniger Fühlung besteht als 
ehemals zwischen den ganz aufeinander eingefahrenen russischen 
und deutschen Wirtschaften. 

Westdeutsche Bauernwirtschaft kann mehr 
und mehr Veredelungscharakter annehmen, um 
jene heute noch große Einfuhr an tierischen Endprodukten selbst 
zu erzeugen. Der Import in Friedenshöhe bietet der Eigener- 
zeugung noch viel Spielraum. Daneben drängt der wachsende 
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Verzehr steigender Kaufkraft; die Lieferung auf die deutschen 
Viehmärkte hat 1925 den Stand von IgI3 erreicht und wird zu 
höheren Preisen aufgenommen; deutlicher kann sich steigende 
Kaufkraft keinem Markt zuwenden. Ostdeutschland liefert nicht 
Rohstoffe, aber Halbfabrikate. Von dieser naheliegenden 
Arbeitsteilung sind wir noch weit entfernt. 

Sie muß in der Hauptsache auf den Kartoffelbau ab- 
zielen; jene 15%, rückfallenden Getreidebodens fallen nicht einfach 
aus, sondern stützen sich fortan auf Kartoffelbau. Auch eine 
Einsparung an Kapital beim Getreidebau (Extensivierung) 
bedingt stärkere Pflege der Kartoffel als Mittel, um die Natur 
wieder mehr heranzuziehen. Während der Kartoffelbau im Westen 
nur ein Intensivierungsmittel unter vielen bleibt, ist er im Osten 
das Rückgrat der Landkultur, mit dessen Hilfe weite Strecken 
überhaupt erst anbaufähig werden. Das schwächste Glied ist der 
Absatz; die ungeheure Kapazität des Ostens geht über den 
deutschen Bedarf weit hinaus und die Absatznot ist so alt wie 
der Kartoffelbau selbst. 

An Speisekartoffeln hat der deutsche Westen heute noch 
eine Einfuhr von mehreren Millionen Doppelzentner, von denen Y, 
als ausgesprochene Frühkartoffel, 34 zur gleichen Zeit mit der 
deutschen Ernte hereinkommen. Sobald die westdeutsche Bauern- 
welt sich mehr der Frühzucht zuwendet und den Anbau der Herbst- 
kartoffel beschränkt, schafft sie der ostdeutschen Ernte mehr 
Spielraum im Westen. Da im Westen für die Rübenernte die Ar- 
beitskräfte fehlen, man den Herbst entlasten muß, setzt sich diese 
Verschiebung, die auch ein höheres Maß von Intensivierung dar- 
stellt, langsam durch. Allerdings muß der Osten sich mehr auf 
gelbfleischige Sorten einstellen. 

Wichtiger ist der Absatz der Kartoffelflocke, 
eines Halbfabrikates, des idealsten Futtermittels der Veredelungs- 
wirtschaft. Die Kartoffelflocke steht teils in Konkurrenz zu 
Gerste und Mais, teils ergänzen sie sich. Die Schweinemast als 
Veredelungsbetrieb kann nämlich ausschließlich auf Gerste und 
Mais sich einstellen, aber nicht ausschließlich auf Flocken; Ge- 
treidearten müssen stets hinzukommen, auch wenn die Flocke 
Grundlage ist. Diese hat also die schwächere Stellung, ist in 
einem Fallnur Ergänzung, im anderen überflüssig. Nichts wäre nun 
heute falscher, als Gerste und Mais durch hohen Zoll fortzuhalten. 
Denn alles kommt darauf an, zunächst mal die Veredelungswirt- 
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schaft anzukurbeln, um überhaupt Absatz für die Flocke zu 
schaffen. Dazu ist billige, jedenfalls nicht künstlich verteuerte 
Einfuhr von Gerste und Mais unentbehrlich, da die Flocke allein 
nicht genügt. Einfuhr von Gerste ist also keine vernichtende 
Konkurrenzierung, vielmehr heilsame Ergänzung ostdeutscher 
Wirtschaft. Auch die industrielle Mastanstalt hat heute bei Zoll- 
freiheit keinen entscheidenden Vorsprung vor der Bauernwirt- 
schaft mehr. Denn der Zollhatbei diesen Zinsen und Steuern 
nur untergeordnete Bedeutung; außerdem sperrt ihr Weltmarkt- 
preis für Getreide den Zugriff auf innerdeutsches Brotgetreide, 
so daß sie mehr auf die Flocke zurückgreifen muß. 

Viel wird erreicht, sobald die Flocke vom Druck des heimi- 
schen Brotgetreides befreit ist; denn dieses, nicht 
fremde Futterzufuhr war heute Konkurrenz. Die Unterwelt- 
marktparität deutschen Brotgetreides war so erheblich, daß 
niemand fremdes Futtergetreide, das erheblich höher notierte, 
noch Flocken, sondern Brotgetreide verfütterte. Sogar die 
industrielle Mastanstalt stand auf eigenem Brotgetreide. Fürwahr 
dass Gegenteil jeder vernünftigen Arbeits 
teilung! Deutschland verfüttert hochwertige konsumreife 
Güter, kauft sie zu weit höherem Satz aus dem Ausland zurück 
und nützt seine eigenen Futterquellen nicht aus. Weltmarktpreis 
für deutsches Brotgetreide ist also dringend erwünscht; nicht als 
Selbstzweck, sondern um eine Arbeitsteilung zwischen Osten und 
Westen herbeizuführen, in welcher Brotgetreide konsumiert 
und der Osten aus seinem reichen Futterreservoir die Halbfabn- 
kate liefert. 

Man darf sich jedoch diese Arbeitsteilung nicht nur als 
handelspolitischen Erfolg vorstellen. Viel kommt auf Erziehung, 
guten Willen und Reklame an. Die Kartoffelflocke ist in West- 
deutschland kaum bekannt; man verfüttert unwirtschaftlich 
teuere eigene Produkte und kauft nicht zu. Viel schadet auch die 
Uebersetzung des Handels; genossenschaftlicher Bezug ist von- 
nöten. Aber es liegt eine Wechselwirkung vor. Sobald 
mit der Handelspolitik die Anregung gegeben ist, Brotgetreide 
dem direkten Verzehr zugeführt wird, die Veredelungswirtschaft 
mit Kapital angereichert wird, setzt sich die Arbeitsteilung von 
selbst durch. Alles kommt auf die erste Einrichtung, den Mut 
zur Neuerung an. 

Auch Futtergetreide bietet noch Spielraum; an 
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Hafer fahren schon ansehnliche Mengen in den Westen, an Gerste 
fehlt noch alles. Zwar hat hierfür Ostdeutschland nicht jene 
natürliche Eignung wie für Kartoffelbau. Aber eine blühende 
Viehwirtschaft könnte noch manches anregen. 

Es ist durchaus wahrscheinlich, daß eine starke Ver- 
edelungswirtschaft im Westen auch der ost- 
deutschen Wirtschaft dank arbeitsteiligen Zusammenwirkens für 
ihre lokale Ueberproduktion einen Absatz 
bietet und das Ausfallen der letzten 15% des Kornbodens 
verhindert. Die westdeutsche Bauernwelt wird immer mehr 
industriell durchsetzt, bevorzugt Produkte des inneren Thünen- 
schen Ringes. Wie vor dem Kriege jene wunderbare Arbeitstei- 
lung mit Rußland eingerichtet war, welche beinahe die Hälfte der 
Schweinehaltung trug, so kann nächstens engere Fühlung mit 
dem Osten organisiert werden. Diese nationale Arbeits- 
teilung wäre der internationalen vorzuziehen. 

Nationale Arbeitsteilung auf agrarem Gebiet entlastet die 
Handelsbilanz. Die zusätzliche Einfuhr Deutschlands 
ergibt bei ihrer Analyse eine erschreckend wachsende Quote an 
Lebens- und Futtermitteln; wären es Rohstoffe, so wäre wach- 
sende Einfuhr erfreulich; aber diese Einfuhr legt die Vermutung 
der konsumtiven Ueberlastung nahe. Jene nationale Arbeits- 
teilung bedeutet nicht nur eine Verschiebung, sondern insgesamt 
eine höhere Ergiebigkeit der Landkultur. Sie ersetzt Fertig- 
produkte, deren Zinsen, Arbeitslohn, Unternehmergewinne 
Deutschland in dem Augenblick an das Ausland zahlt, wo es seine 
eigenen Anlagen, Erfahrungen und Arbeitskräfte still legt und 
nicht benutzt, durch die eigene Erzeugung, die erst seinen Anlagen 
den Kapitalcharakter wieder verleiht. Sie verhindert Rückein- 
fuhr hochwertiger, im Inland in der Bauernwirtschaft nutzlos 
verfütterter Rohstoffe. 

Zunehmende Kaufkraft setzt sich auf dem agraren Markt 
zuerst immer beim Vieh und den tierischen Produkten durch. 
Ostdeutschland kann als Lieferant der Halbfabrikate sicheren 
Anschluß gewinnen und zieht vielleicht den größten Anteil 
steigender Konjunktur an sich. So hat die Belebung des Vieh- 
marktes 1925 für den Osten eine Belebung der Futterstoffe ge- 
bracht, welche die Steigerung der Getreidepreise übertrifft. Der 
Ausfall der russischen Gerste zwingt geradezu zu dieser nationalen 
Ergänzung. Flocken sind teurer als Weizen. 
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Es wäre abwegig, wollte man dem ostdeutschen Rittergut 
die Produktions- und Marktmethoden des Bauernlandes emp- 
fehlen. Es liegt nun mal im äußeren Thünenschen Ring und muß 
sich auf die Betriebsform des Großbetriebs einstellen. Aber in 
vielem könnte es heute doch von westdeutscher Einstellung lernen. 
In Westdeutschland hat man sich zu dem Vertrauen auf die eigene 
Kraft und die Meisterung wirtschaftlicher Vorgänge durchge- 
rungen; man ist sich der eigenen Verantwortung bewußt und 
verläßt sich nicht stets auf Staatshilfe. Man lehnt vielfach den 
Kredit aus öffentlichen Mitteln mit Recht ab. Durch die Zwangs- 
kreditgenossenschaft der Rentenbank wird man mehr b e lastet 
als entlastet, da die Zinsen auf jeden Fall zahlbar sind und im 
hochintensiven Westen nutzbringender verwendet werden können 
als über die Vermittlung der Rentenbank. Die Rentenbank wird 
nur als Last empfunden. An dieser Einstellung und dem Bewußt- 
sein der eigenen Verantwortung fehlt es im Osten und immer noch 
hofft man auf Staatshilfe. Obwohl die Pächter, zwar meist in 
unsozialer Weise, Musterbetriebe der Ergiebigkeit eingerichtet 
haben, ist hier im großen Durchschnitt jenes verbissene diszipli- 
nierte Streben der Bauernwelt unbekannt ;eine verwaltungsmäßige, 
kühle Bewirtschaftung ist der psychologische Grundzug und 
von dem Bewußtsein, daß der Boden verpflichtet, gibt es manche 
Ausnahme. Deshalb scheinen wirtschaftliche Möglichkeiten, die 
nicht jedem von selbst in den Schoß fallen, nützlicher als allge- 
meine Kornhausse. Denn Deutschland kann nicht ostdeutschen 
Boden, auch nicht jene letzten 15%, als Lagune liegen lassen ohne 
befürchten zu müssen, auch wirtschaftlich zum Land zweiten 
Ranges herabzusinken. 

Jedoch gibt es eine große Ausnahme, die Provinz 
Ostpreußen. Sie ist geradezu vom nationalen Kornmarkt 
abgeschnitten und kann ihre nationale Ueberproduktion in Kom 
nur im Ausland, d. h. auch jm Inland bei großen Fraclıtraten 
bis in den Westen, absetzen. Der geringe Verzehr dieses Landes 
aber deckt längst nicht die Produktion, so daß hier nach der 
Ernte 1925 eine nahezu ruinöse Baisse in Korn aufkommen konnte. 
Hier muß man eben die künstliche Abschnürung vom Markt des 
Mutterlandes durch künstliche Mittel kompensieren, etwa durch 
Einfuhrscheine älterer Art oder durch Stützung der dortigen Ex- 
portmüllerei. Dieses Land verlangt eine eigene Wirtschaftspolitik. 
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Zwischenabschnitt: 
Bemerkungen über die Agrargesetzgebung während des Krieges. 


In der Kriegszeit war naturgemäß die ganze staatliche 
Tätigkeit in den Dienst der Kriegsführung gestellt. Es hat zwar 
auch in dieser Zeit nicht an Gesetzen auf agrarischem Gebiet 
gefehlt. Allein sie waren von vorneherein nicht für die Dauer 
bestimmt, sondern im wesentlichen nach den außerordentlichen 
Bedürfnissen der Kriegsverhältnisse orientiert. Aehnliches gilt 
von gewissen Uebergangsgesetzen aus der Nachkriegszeit. 

Man kann drei Gruppen solcher agrarpolitischer Maß- 
nahmen während des Krieges unterscheiden. 


I. Veräußerungsbeschränkungen. 


Manche Staaten, namentlich Deutschland und Oesterreich, 
haben die Veräußerung, eventuell auch die Verpachtung von 
landwirtschaftlichen Gütern — z. T. nur von solchen über eine 
bestimmte Mindestgröße — an eine behördliche Zustimmung 
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gebunden. Veranlassung dazu war die Gefahr, daß der Weg- 
fall vieler kleiner Grundbesitzer, sowie die Aenderung der Geld- 
und Preisverhältnisse zu einem Aufkauf der Bauerngüter und 
zu übermäßiger Spekulation in Grund und Boden führen könnte; 
speziell in Oesterreich kamen noch nationalpolitische Momente 
— Schutz der deutschen Bauerngüter in den Alpenländern gegen 
den Uebergang in tschechische Hände — hinzu. In Preußen 
sind dauernde Normen dieser Art durch Gesetze vom Jahre 
1923 erlassen worden. 

Solche Vorschriften besitzen wohl keine allzu große praktische 
Tragweite. 


2. Anbauzwang. 


Die wirtschaftliche Absperrung der Zentralmächte und die 
Sorge um die Deckung des Nahrungsmittelbedarfes führte ferner 
in Deutschland und Oesterreich zur Statuierung eines Anbau- 
zwanges für die Landwirte: diese wurden verpflichtet, ihren 
Boden zu bestellen, widrigenfalls das für sie durch die Gemeinde 
zu geschehen hat. Zn 

In Großbritannien und Irland ging man in dem Corn Pro- 
duction Act (s. unten) vom Jahre 1917 noch weiter: Wird nach 
Ansicht des Ministers Boden nicht gut oder nicht so bestellt, 
wie es zur Steigerung der Produktion im nationalen Interesse 
wünschenswert ist, so kann der Minister Vorschriften über die 
Betriebsführung erlassen. Werden diese nicht befolgt, so ist 
der Minister berechtigt, den Boden für eine entsprechende Zeit 
in Besitz zu nehmen, die nötigen Arbeiten durchführen zu lassen, 
die bestehende Pacht oder die Eigenwirtschaft des Besitzers 
aufzuheben, den Boden selbst zu bewirtschaften oder ihn zu 
verpachten. Auch sind die Lokalbehörden ermächtigt, Boden 
für Zwecke der Kultivierung gegen Zahlung einer gerechten 
Entschädigung an den Eigentümer in Besitz zu nehmen. 

Ob diese Gesetze tatsächlich in größerem Umfange wirksam 
geworden sind, ist unbekannt. Jedenfalls haben sie gegen- 
wärtig keine praktische Geltung mehr. 


3. Ermunterung des Getreidebaues. 


Endlich sei erwähnt, — obgleich dies außerhalb des Rahmens 
unserer Untersuchung fällt —, daß eine Reihe von kriegführen- 
den Staaten den Getreidebau im Wege der Gesetzgebung durch 
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Festsetzung von Mindestpreisen oder durch Gewährung von 
Anbauprämien zu fördern gesucht hat. Den letzteren Weg be- 
schritten z. B. Frankreich, Italien und die Schweiz; den ersteren 
namentlich das Vereinigte Königreich. Der schon erwähnte 
Corn Production Act vom Jahre 1917 garantierte den Landwirten 
für die Jahre 1917—1922 Mindestpreise für Weizen und Hafer. 
Ist der Marktpreis tiefer, so erhält der Landwirt vom Staate 
die Preisdifferenz vergütet; die Höhe der Vergütung wird dabei 
auf Grund von angenommenen Durchschnittserträgnissen pro 
Flächeneinheit in einer solchen Weise berechnet, daß darin gleich- 
zeitig auch eine Prämie für verstärkten Anbau gelegen ist. 
Auch trifft das Gesetz Vorsorge dafür, daß die Vorteile aus dem 
Gesetz wirklich den Landwirten, also den Pächtern, zugute kom- 
men und diesen nicht etwa von den Eigentümern durch Erhöhung 
der Pachtzinse entzogen werden. Zugleich enthält das Gesetz 
Vorschriften über Anbauzwang (s. oben), regelt die Pachtverhält- 
nisse und setzt Mindestlöhne für die Landarbeiter fest. 
Zunächst erreichte das Gesetz seinen Zweck: es nahmen 
die Anbauflächen bis zum Jahre r919 außerordentlich stark zu: 
für Weizen gegen das Jahr 1913 um 40 %, für Hafer um 30 %. 
Als aber das Gesetz im Jahre 1921 wegen der übermäßigen Be- 
lastung der Staatsfinanzen aufgehoben werden mußte, da hörte 
die künstlich geschaffene günstige Konjunktur für den Getreide- 
bau auf und schlug in eine verhängnisvolle Agrarkrise um, in 
deren Folge die Getreideanbaufläche noch unter das Niveau des 
Jahres 1914 sank; das Brachland, das im Jahre 1914 350 000 
Acres betragen hatte, stieg jetzt auf mehr als 500 000 Acres. 


II. Abschnitt. 
Die Agrargesetzgebung nach dem Kriege. 


Einleitungundallgemeine Uebersicht. 


In den siegreichen Weststaaten, dem Vereinigten König- 
reich und Frankreich, haben der Krieg und seine Folgen keine 
wesentliche Aenderung in der Richtung der Agrarpolitik ver- 
ursacht. Es ist oben bereits erwähnt worden, wie in der Nach- 
kriegszeit Großbritannien die schon vorher begonnene Einrich- 
tung von Small-Holdings und die Schaffung von Kolonien für 
Kriegsheimkehrer angestrebt hat (s. ı. Teil der Abhandlung im 
Heft ı, Band 54, I. Abschnitt, I. Kapitel); wie in Irland die 
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Verwandlung der restlichen Pächter in Eigentümer fortgesetzt 
wurde (s. I. Teil der Abhandlung, I. Abschnitt, 2. Kapitel); wie 
man auch in Frankreich begonnen hat, die Möglichkeit zur Bildung 
neuer Kleingüter zu gewähren (s. ebenda I. Abschnitt, 3. Kapitel). 
Anders in Mittel- und Osteuropa. Hier führte der mehr 
oder weniger radikale Umsturz der politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse zu neuartigen Agrarreformen von 
zum Teile ganz fundamentalem Charakter. Je nach der ökono- 
mischen und sozialen Struktur des Landes stellten bald die 
Bauern, bald die Arbeiterschaft die Haupttruppen im politischen 
Kampfe und sie setzten ihre sozialen und ökonomischen Forde- 
rungen dabei in größerem oder geringerem Maße durch. Die 
Ideen der Demokratie, der Gleichheit, der Gerechtigkeit, soziali- 
stische und agrarische Tendenzen wirkten bei der Neuordnung 
der Dinge zusammen, und zwar in den verschiedenen Staaten 
verschiedener Art, in verschiedenem Grade und in verschiedenem 
Umfange. All das wirkte sich in weitgehendem Maße auch, ja 
zum Teile hauptsächlich, auf dem agrarpolitischen Gebiete aus. 


Diese Auswirkung der Revolutionen bestand vor allem in einem 
mehr oder weniger erfolgreichen Ansturm gegen den Großgrundbe- 
sitz und damit zumeist auch — soweit nämlich nicht Eigenbewirt- 
schaftung vorliegt— indirekt gegen den landwirtschaftlichen Groß- 
betrieb. Der Großgrundbesitz wird als ein Verstoß gegen die Gleich- 
heit, gegen die Demokratie, gegen das natürliche Recht Aller (oder 
doch möglichst Vieler) auf den nur beschränkt vorhandenen, von 
der Natur dem Volk gegebenen Boden empfunden und angesehen. 
Politische, ethische, zum Teil auch nationale, soziale, ja militärische 
Tendenzen verbinden sich mit agrarpolitischen und bodenrefor- 
merischen Postulaten, mit dem Landhunger von Kleinbauer, 
Landarbeitern und anderen besitzlosen Klassen und sie führen zur 
Bekämpfung und wenn möglich Vernichtung des Großgrundbe- 
sitzes durch Aufteilung des Bodens und durch innere Kolonisation. 

Träger dieser Bewegung war naturgemäß in erster Linie 
die ländliche Bevölkerung, vor allem die Bauernschaft. Aber 
auch das sozialistisch geführte städtische Proletariat leistete 
dieser Bewegung nicht nur keinen Widerstand, sondern sie unter- 
stützte sie sogar; ja Sozialisten waren es, die in manchen Staaten, 
wo sie durch die neue Aera ans Ruder gekommen waren, die 
Agrargesetze schufen und mit deren Hilfe diese in anderen Staaten 
beschlossen wurden. 
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Das ist in gewissem Sinne überraschend. Allerdings hatte 
der Sozialismus stets den Großgrundbesitz als einen der mächtig- 
sten Feinde jedes sozialen Fortschrittes, als eine der stärksten 
Stützen der heutigen Gesellschaftsordnung heftig bekämpft. 
Aber die Beseitigung des Privateigentums an den großen Gütern 
bedeutet an sich noch nicht deren Aufteilung in zahlreiche kleine 
Güter zu Privateigentum. Eine solche muß vielmehr die Idee 
des Privateigentums im Volke kräftigen und verallgemeinern, 
während doch der Sozialismus die Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel und damit insbesondere auch die des Bodens 
fordert. Konsequent war von diesem Standpunkte aus zwar die 
Konfiskation (oder Enteignung) der großen Güter durch den 
Staat; aber nicht deren Aufteilung, sondern deren Bewirtschaf- 
tung im großen (in eigener Regie oder genossenschaftlich) — 
falls man sich nämlich die streng marxistische, jetzt wohl über- 
wundene Auffassung von der allgemeinen Ueberlegenheit des 
Großbetriebes auch in der Landwirtschaft zu eigen macht — 
oder, im entgegengesetzten Falle, die Vergebung des vergesell- 
schafteten Bodens in Pachtungen kleinen oder mittleren Um- 
fanges. Indessen erkannten die Sozialisten, daß Derartiges, 
wenigstens zur Zeit, unausführbar sei; vor allem aber war für sie 
das politische Moment ausschlaggebend, daß eine Gesetzgebung, 
die gegen die Bauernschaft oder deren Interessen gerichtet 
wäre oder auch nur deren Wünschen nicht Rechnung trüge, bei 
dem bestehenden Kraftverhältnis praktisch unmöglich war. 

So erklärt es sich, daß auch dort, wo die Sozialisten den 
maßgebenden Einfluß auf die Wirtschaftspolitik hatten, Gesetze 
zur Aufteilung des Grundbesitzes erlassen wurden, und daß sie 
für solche Maßnahmen dort stimmten, wo die agrarisch orien- 
tierten Parteien die Oberhand hatten. 


Vierzehn Staaten, nämlich Deutschland und alle Staaten 
auf dem Gebiete des früheren Rußlands, auf dem der früheren 
österreichisch-ungarischen Monarchie und auf dem Balkan (mit 
Ausnahme von Albanien) haben in den Jahren 1917—1922 
Agrarreformen der in Rede stehenden Art unternommen. Soweit 
diese Reformen reichen und soweit sie durchgeführt worden sind, 
ist damit eine grundlegende Umgestaltung der ökonomischen 
und sozialen Struktur des größten Teils von Europa erfolgt. 
Haben doch jene Staaten eine Bodenfläche von 7,1 Mill. km? 
und 267 Mill. Einwohner, d. h. 71 % der Gesamtfläche Europas 
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und 59 % seiner Bevölkerung. Auf 5,3 Mill. km ? mit 146 Mill. 
Einwohner, d. h. auf 54 % der Fläche von ganz Europa mit 33% 
seiner Bevölkerung ist der private Großgrundbesitz teils mit, 
teils ohne Entschädigung so gut wie vollständig verschwunden 
oder er wird es in kürzester Zeit sein. 

Diese Agrarreformen sind aber in den einzelnen Staaten 
sowohl nach ihrem Umfang, als auch nach ihrem Inhalt sehr 
verschieden und sie besitzen, auch davon abgesehen, je nach 
der stärkeren oder schwächeren Verbreitung des Großgrund- 
besitzes und des Großbetriebes sehr verschiedene Bedeutung. 
Am radikalsten ging man in Rußland vor, am zaghaftesten in 
Oesterreich. 

Um einen ersten, orientierenden Ueberblick zu ermöglichen, 
seien zunächst die entscheidenden Grundsätze der gegen den 
Großgrundbesitz gerichteten Agrargesetze der einzelnen Länder 
mit Schlagworten skizziert. 


I. Rußland: Sofortige, unmittelbare, entschädigungs- 
lose Konfiskation des gesamten Privatgroßgrundbesitzes (24 Mill. 
ha, 17,6% der Landesfläche) zugunsten der Bauern, die anfangs 
ein entziehbares, rein persönliches, später ein festes Familien- 
nutzungstecht erhalten. 

2. Finnland: Möglichkeit einer partiellen (2—50%igen) 
Enteignung des Großgrundbesitzes mit über 200 ha Kulturboden 
(3,5 Mill. ha, 17,6% der Landesfläche); aber nur, sofern Siede- 
lungsland auf andere Weise nicht zu beschaffen ist; Entschädi- 
gung nach dem tatsächlichen Verkehrswert; neue Stellen bis 
zu 20oha Kulturboden. 

3. Estland: Sofortige, restlose Konfiskation des ge- 
samten Großgrundbesitzes (2,4 Mill. ha, 58% der Landesfläche); 
vorläufig keine Entschädigung; neue Stellen entsprechend der 
Arbeitskraft einer Familie. 

4. Lettland: Konfiskation ohne Entschädigung des 
Großgrundbesitzes (3 Mill. ha, 48% der Landesfläche); Rest- 
güter 45—ıIooha; neue Wirtschaften bis 22 ha Kulturboden. 

5. Litauen: Möglichkeit der Enteignung des Großgrund- 
besitzes, Restgüter 8o ha; neue Stellen ı8—-20 ha. 

6. Polen: Enteignung des Großgrundbesitzes (13 Mill. ha, 
35% der Landesfläche); Restgüter in der Regel 60—ı80 ha; Ent- 
schädigung die Hälfte des Verkehrswertes; neue Güter bis 15 ha. 

7. Rumänien: Enteignung des ganzen Großgrundbe- 
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sitzes; Restgüter 25—250 ha; Entschädigung nach den Preisen 
von 19I2—IgI6; außerdem Besitz des Staates und der toten 
Hand (zusammen 6,4 Mill. ha, 21,8% der Landesfläche); neue 
Stellen 5—7 ha. 

8. Griechenland: Möglichkeit der Enteignung des 
Großgrundbesitzes; Restgüter Ioo ha; Entschädigung auf Grund 
der Preise vor dem Kriege; neue Stellen 7—16 ha. 

9. Bulgarien: Enteignung, soweit der Besitz 8oha 
übersteigt; Entschädigung nach den Preisen 1905—I9I5; neue 
Stellen bis 80 ha. 

10. Jugoslavien: Vollständige Enteignung der Güter 
über 56—280 ha; Entschädigung vorläufig in Form einer Rente, 
neue Stellen nach der Arbeitskraft der Familie. 

II. Ungarn: Möglichkeit der teilweisen Enteignung des 
Großgrundbesitzes (1,4 Mill. ha Ackerboden, 40 % des Acker- 
landes); aber nur, wenn Siedelungsland anders nicht beschafft 
werden kann; Entschädigung nach dem gegenwärtigen Wert; 
neue Stellen bis 6,5 ha. 

12. Tschechoslowakei: Beschlagnahme des ganzen 
Großgrundbesitzes, soweit er 150 ha landwirtschaftlichen Bodens, 
200 ha Bodens überhaupt übersteigt; Entschädigung auf Grund 
der Preise 1912—1915; neue Stellen bis 15 ha. 

13. Deutschland: Beschränkte Möglichkeit, bei Be- 
darf Besitzungen über Iooha zu enteignen, wenn solche Be- 
Sitzungen in einem Bezirke mehr als 10% der Fläche ausmachen; 
Entschädigung nach gemeinem Werte; Bildung von ‚‚selbstän- 
digen Ackernahrungen«. 

14. Oesterreich: Möglichkeit, zum Zwecke der Wieder- 
besiedelung die Enteignung von Boden zu verlangen, der 
früher bäuerlich gewesen war. 


Schon diese Andeutungen lassen manchen charakteristischen 
Unterschied erkennen und zeigen, daB die Reform, ganz im all- 
gemeinen um so radikaler ausgefallen ist, je mehr in einem Lande 
das agrarische Element dominierte, je ungünstiger die Grund- 
besitzverteilung und je stärker die revolutionäre Bewegung war. 
Doch spielten dabei auch verschiedene nicht wirtschaftliche 
Faktoren mit. 

Im folgenden werden diese Agrarreformen — je nach ihrer 
Bedeutung mehr oder weniger eingehend — dargestellt, um 


476 Walter Schiff, 


einen Vergleich zwischen diesen verschiedenen, ziemlich gleich- 
zeitigen und sich gegenseitig beeinflussenden Aktionen zu er- 
möglichen, ferner um, soweit das gegenwärtig schon möglich ist, 
zu zeigen, welche Momente zu diesen Reformen geführt haben 
und in welchem Umfange und mit welchen Folgen sie vollzogen 
worden sind. 

Der Zweck ist wieder, auf empirischem Wege zu allgemeine- 
ren Ergebnissen über diese tiefgreifenden Maßregeln zu gelangen. 

Für diese Untersuchungen bestehen die oben, S. go (Heft 1, 
Band 54) hervorgehobenen Schwierigkeiten in besonders hohem 
Grade; für sie gelten alle dort gemachten Vorbehalte. Es kann 
sich daher hier nur um eine erste, vorläufige 
Orientierung handeln, nicht um abschließende 
Urteile. Sicherlich mögen die folgenden Ausführungen in 
manchen Punkten auf Grund neuer Materialien und späterer 
Erfahrungen einer Ergänzung und Richtigstellung bedürfen. 

Von den gesetzlichen Bestimmungen sind nur die entscheiden- 
den und charakteristischen angeführt, dagegen die zahlreichen 
Spezialnormen, Einschränkungen, Ausdehnungen, Ausnahmen 
u. dgl. weggelassen. Vollständigkeit ist nicht beabsichtigt. 


I. Rußland (neuen Bestandes). 


(Europäisches Rußland 4,6 Mill. km?, 101,7 Mill. Einwohner, 22,1 pro km?; 
asiatisches Rußland 16,3 Mill. km?, 29,8 Mill. Einwohner, 1,8 pro km?; zu- 
sammen 20,9 Mill. km}, 131,5 Mill. Einwohner, 15,9 pro km?; Volkszählung 1920.) 


Im bolschewistischen Rußland war der Sieg der Sozialisten 
bekanntlich am vollständigsten, Diese, überhaupt die indu- 
striellen Arbeiter, bilden aber in Rußland nur eine ganz geringe 
Minderheit der gesamten Bevölkerung, die zu mehr als 
80% aus bäuerlichen Elementen besteht. Da somit die Herr- 
schaft der Sowjets nur so lange bestehen kann, als die bäuer- 
liche Bevölkerung zufrieden gestellt ist und auf ihrer Seite steht, 
konnte an die Beseitigung des gesamten privaten Grundbesitzes 
nicht gedacht werden. Aber auch eine »Sozialisierung« der 
großen Güter war ausgeschlossen. Hatten doch die revolutionären 
Bauern schon vor der Konstituierung der Sowjets großenteils 
auf eigene Faust eine »Agrarreform« durchgeführt, d. h. die 
Gutsbesitzer ermordet oder verjagt, die Gutshöfe, vielfach auch 
das Inventar zerstört und sich vom Boden ganz regellos und 
willkürlich so viel angeeignet, als ihnen beliebte. Der neuen 
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Regierung blieb unter diesen Umständen gar nichts anderes 
übrig, als jene Vorgänge und den dadurch geschaffenen Zustand 
nachträglich raschestens zu sanktionieren; sie konnte nur ver« 
suchen, auf diese Weise in das eingetretene Chaos halbwegs 
Ordnung zu bringen, und mußte sich damit begnügen, in ihre 
Gesetze soviel an sozialistischen Grundsätzen oder wenigstens 
Redewendungen zu retten, als mit den bäuerlichen Interessen 
vereinbar war. Die Aufgabe, dem sozialistischen Prinzipe treu 
zu bleiben und doch den Bauern ihren Privatbesitz und den 
Privatbetrieb zu sichern, war allerdings einwandfrei nicht zu 
lösen. Es ist daher begreiflich, daß die bolschewistische Agrar- 
politik einen zwiespältigen, zum Teil sogar widerspruchsvollen 
Charakter und Inhalt besitzt und mancherlei Schwankungen 
aufweist. 


ı. Die ältere ökonomische Politik. 


a) Die Grundzüge derAgrargesetzeder Jahre 
I9I7 und I9I8. 


Nach dem Agrardekret (1917), dem Grundgesetz der Räte- 
republik (1918) und dem Dekret über die Sozialisierung des 
Bodens (1918) ist das gesamte Privateigentum auf Grund und 
Boden ohne Entschädigung aufgehoben und geht indasEigen- 
tum des »swerktätigen Volkes« über. Ebenso das 
landwirtschaftliche Inventar der nichtarbeitenden Grundbesitzer. 

Zum Zwecke der Bewirtschaftung soll aber eine Vertei- 
lung des Bodens erfolgen, und zwar je nach dem örtlich 
herrschenden Wirtschaftssysteme entweder nach der »Arbeits- 
norm«, d. h. nach der Anzahl der Arbeitskräfte der Familie, 
oder nach der » Verbrauchsnorm«, d. h. nach der Anzahl der 
Familienmitglieder. Als anspruchsberechtigt wird jeder erklärt, 
der bereit ist, den Boden selbst und mit Hilfe seiner Familie 
oder in Genossenschaftsform zu bearbeiten (also auch Nicht-Land- 
wirte?). Dabei soll die Verteilung »ausgleichend« sein und zuerst 
die kein oder wenig Land Besitzenden berücksichtigen. Die 
bisherigen bäuerlichen Besitzungen verbleiben jedoch ihren bis- 
herigen Besitzern zur Nutzung; die Verteilung bezieht sich nur 
auf die nichtbäuerlichen Güter. Aber auch für diese wurde es 
in der Regel einfach bei der bereits tatsächlich vollzogenen, 
instinktiven, gewaltsamen Aufteilung belassen, bei der sich ge- 
rade die großen und mittleren Bauern meist die besten Stücke 
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genommen hatten. Die entgegenstehenden gesetzlichen Normen 
blieben Papier. Es fehlte ja auch an der Autorität, an den Or- 
ganen, um die Befolgung der Gesetze zu erzwingen. Der Mir 
blieb bestehen, wo er nicht durch die Agrarreform Stolipins 
beseitigt worden war. Der Gesetzgeber ordnet ausdrück- 
lich an, daß die Bodennützung durch Genossenschaften 
(», Kommunen«), durch die Gemeinde oder durch Einzelne zu ge- 
schehen habe. 

Der Bauer hat nach diesen Gesetzen allerdings kein Eigen- 
tum, sondernnurein persönliches, auf der Arbeit 
beruhendes Nutzungsrecht, das periodischen Um- 
teilungen unterliegt. Das Nutzungsrecht ist unübertragbar, es 
kann weder gekauft noch verkauft, nicht verpachtet und 
nicht verpfändet werden. Arbeiter zu dingen, ist nicht gestattet. 
Das Nutzungsrecht erlischt aus verschiedenen Ursachen, z. B. 
bei Nichtausübung, bei zweckwidriger Benutzung, bei Unfähig- 
keit oder Tod des Besitzers. Die Verwendung von Lohnarbeitern 
ist verboten und führt gleichfalls den Verlust der Bodennutzung 
mit sich. Alle diese Bestimmungen dürften in der Praxis aller- 
dings wohl nicht allzu streng durchgeführt worden sein. 

Noch mehr gilt Letzteres von dem unklaren theoretischen 
Satz, daß die Differentialrente aus der Fruchtbarkeit oder aus 
der Lage des Bodens an die Allgemeinheit abzuliefern ist. 


b) Gemeinwirtschaftliche Betriebe. 


War die geschilderte Agrarumwälzung auch im wesentlichen 
individualwirtschaftlich, so wurden doch auch Versuche im Sinne 
der Gemeinwirtschaft in die Gesetzgebung eingebaut. Das ge- 
schah in verschiedenen Formen: 


I. Gemeinschaftliche Feldbestellung inner- 
halb einer ganzen Gemeinde, wobei sowohl die Arbeit als 
auch die Benützung der Produktionsmittel gemeinsam sind. 
Im Jahre 1922 gab es jedoch nur I439 derartige Verbände mit 
54 00o0od Boden. 


2. Artels, d. s. freiwillige Vereinigungen von armen 
Bauern, die ihre Betriebsmittel zusammenlegen und die Pro- 
dukte entweder nach der Zahl der Verbraucher oder nach der der 
Arbeiter unter ihre Mitglieder verteilen; 897000 d wurden im 
Jahre 1921 von II 400 Artels bewirtschaftet. 
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3. Landwirtschaftliche Kommunen. Es sind das 
Genossenschaften mit kommunistischer Wirtschaftsführung in Pro- 
duktion und Verteilung, ohne persönliches Eigentum der Genossen. 
Sie sind hauptsächlich aus den in das Dorf zurückkehrenden In- 
dustriearbeitern sowie aus den ärmsten Bauern gebildet. Ihre Zahl 
soll im Jahre 1921 2242 betragen haben, ihr Boden 342 ooo d. 

4.Sowjetwirtschaften,d.s. Großbetriebe, die von 
Staatsorganen im Interesse der ganzen Gesellschaft, insbesondere 
zur Deckung des Nahrungsmittelbedarfes der Städte, verwaltet 
werden. Zumeist sind es frühere unverpachtete Großgüter, die 
vor der Aufteilung bewahrt werden konnten, ferner Staats- und 
Kirchenbesitz. Im Jahre 1921 sollen 5918 Sowjetwirtschaften 
mit 3,9 Millionen d Boden bestanden haben. 

Nach der ursprünglichen Idee werden diese Betriebe von 
Staatsorganen geführt und ihre Produktionsüberschüsse werden 
vom Staat zur Ernährung der städtischen Bevölkerung verwendet. 
Daneben aber gibt es sogenannte »zugeschriebene Sowjetwirt- 
schaften«. Sie gehören einzelnen Gewerkschaften, Fabriken u. dgl.; 
die Ueberschüsse fallen an diese und werden unter deren Mit- 
glieder verteilt. Diese Form, die das gemeinwirtschaftliche 
Prinzip eigentlich schon aufgegeben hat, gewinnt immer mehr 
an Verbreitung. 

Ueber die wirtschaftlichen Erfolge der Sowjetwirtschaften 
lauten die Nachrichten widersprechend. Aber ein Umstand legt 
den Schluß auf ein geringes Prosperieren nahe: Nach einem Be- 
schluß vom Jahre 1921r sollen Sowjetwirtschaften, die keine 
Rentabilität aufweisen, — soferne man sie nicht wegen ihrer 
besonderen agronomischen Bedeutung eventuell auch mit De- 
fizit weiterführen will — an Gewerkschaften, Genossenschaften 
u. dgl., ausnahmsweise auch an Private, verpachtet werden, 
wodurch sie den »zugeschriebenen« sehr ähnlich werden.. Nun 
wachsen die »zugeschriebenen« oder verpachteten, also die nicht 
mehr gemeinwirtschaftlichen Sowjetwirtschaften an Zahl immer 
mehr an und haben im Jahre 1921 bereits die Zahl von 2136 
erreicht, d. h. fast die Hälfte der Gesamtzahl; im Jahre 1922 
haben sich die Verpachtungen noch vermehrt. 

Im ganzen scheinen die Versuche mit den verschiedenen 
Formen des gemeinwirtschaftlichen Betriebes nicht recht ge- 
glückt zu sein. Doch fehlt es hierüber, wie gesagt, an zuver- 
lässigen Nachrichten. 
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c) Approvisionierungspolitik und Boden- 
umteilungen. 


Die Bemühungen der Sowjetregierung, um die Versorgung 
der städtischen Arbeiterbevölkerung mit landwirtschaftlichen 
Produkten zu erreichen, haben nacheinander die verschiedensten 
Formen angenommen. 


Gleich nach dem Umsturz wurde ein staatliches G e- 
treidehandelsmonopol statuiert: Jeder Landwirt ist 
verpflichtet, den Ueberschuß des Ertrages über den Eigenbedarf 
zu festgesetzten, sehr niedrigen Preisen an den Staat abzuliefern. 
Das wirkte, nebst anderen Umständen, im Sinne einer stetigen 
Einschränkung des Anbaues. Man begann mit systemlosen, 
gewaltsamen, entschädigungslosen Requirierungen der Boden- 
früchte bei den Bauern zwecks Ernährung der Stadtbevöl- 
kerung. 


Aber die landwirtschaftliche Produktion sank immer rapider, 
die Getreideablieferungen der Bauern versiegten, auch die be- 
waffneten Requisitionen blieben erfolglos und verwandelten sich 
in blutige Bürgerkämpfe. Die Ernährungslage der Städte wurde 
trotz der rapiden Verminderung ihrer Bevölkerung katastro- 
phal. Dabei wanderte ein Strom von Industriearbeitern wieder 
auf das Land zurück; diese hatten ja zumeist, auch durch die 
Mir-Verfassung, die Verbindung mit dem Dorfe nie ganz ver- 
loren; sie verlangten dort immer heftiger ihren Anteil an 
dem doch nur provisorisch aufgeteilten Boden. 


Die Sowjetregierung machte einen neuerlichen Versuch in 
der Agrarfrage. Sie schrieb die Errichtung von Komitees 
der Dorfarmut vor, bestehend aus den kleinen Grund- 
besitzern und den Land- und Besitzlosen des Dorfes, mit Aus- 
schluß der großen und mittleren Bauern, der Wirte, Händler 
usw. Diese Komitees erhielten die Aufgabe, den Bauern ihre 
Ueberschüsse abzunehmen und sie der Regierung abzuliefern, 
wobei sie einen Teil für die Approvisionierung der Dorfarmut 
behalten durften. Damit wurde der Kampf um das Getreide 
in das Dorf verlegt und dort organisiert. 

Diese Einrichtung hatte aber nur kurze Zeit den gewünsch- 
ten Erfolg. Die Dorfarmut wendete sich gegen die reicheren 
Bauern, wie diese sich früher gegen den Großgrundbesitz ge- 
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wendet hatten; sie nahm im Sinne der »ausgleichenden Ge- 
rechtigkeit« Umteilungen des Bodens vor, durch welche das 
Mehr an Land den größeren Bauern weggenommen wurde; eine 
weitere Nivellierung des Besitzes innerhalb des Dorfes fand statt; 
die Betriebe wurden kleiner, immer mehr wurde die Wirt- 
schaft nur für den eigenen Verbrauch geführt, die greifbaren 
Veberschüsse schwanden noch mehr. 

Die Komitees der Dorfarmut, die sich als ein Fehlgriff er- 
wiesen hatten, wurden bald wieder aufgehoben. Man versuchte 
nunmehr die Approvisionierung der Städte auf andere Weise 
zu erreichen. Eine eigene »Lebensmittelarmee« — im 
Jahre 1919 45 000 Mann — wurde für Requisitionen geschaffen. 
Ferner stellte man die landwirtschaftlichen Genossenschaften in 
den Dienst der Getreideaufbringung; ihre Mitgliederzahl stieg 
auf r Million im Jahre 1922. Endlich können nunmehr die Bauern 
Industrieartikel nur bei Erfüllung ihrer Ablieferungspflicht und 
nur im Austausch mit Getreide erhalten; das Austauschverhält- 
nis war dabei in einer für die Landwirtschaft ungemein günstigen 
Weise normiert. 

Dieses System hat sich einige Zeit gut bewährt, versagte 
aber bald, als mit dem steigenden Verfall der gewerblichen Pro- 
duktion keine industriellen Erzeugnisse für den Naturaltausch 
verfügbar waren. | | 

Da begann man wieder mit Requisitionen ohne 
unmittelbare Gegenleistung; der Wert des requirierten Ge- 
treides galt als Darlehen an den Staat, der die Bauern in ihrem 
Besitz gegen die drohende Restauration schütze. 

Als auch das nicht zum Ziele führte und das Jahr 1920 eine 
furchtbare Mißernte, das Jahr 192r eine katastrophale Hungers- 
not von grauenhaften Dimensionen brachte, da warf die Sowjet- 
regierung das Steuer kurz entschlossen herum und änderte den 
Kurs ihrer allgemeinen Volkswirtschaftspolitik und speziell auch 
ihrer Agrarpolitik. Diese suchte nunmehr die Besitzrechte der 
Bauern zu stärken und dem Eigentum anzunähern. 


2. Die neue ökonomische Politik. 


a) Landumteilungen. 


Schon im Jahre 1920, noch bevor die Räteregierung ihre 
gesamte Wirtschaftspolitik grundsätzlich umstellte, geschahen 
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wichtige Schritte in dieser Richtung. Besondere Gesetze schränken 
die Landumteilungen ein. Diese sind anzuzeigen und 
können von der Regierung untersagt werden. Auch dürfen sie 
nicht öfter als nach drei Wirtschaftsperioden, also keinesfalls vor 
Ablauf von neun Jahren, stattfinden. Damit waren die Bauern 
wenigstens durch eine Reihe von Jahren sicher, ihren Besitz 
ungestört zu behalten. 


b) Ablieferungspflicht. 


Im Jahre 1921 fällt die Zwangsablieferung der Lebensmittel 
durch die Bauern und das staatliche Getreidehandelsmonopol. 
Die Bauern haben lediglich eine progressiv abgestufte Natural- 
steuer zu leisten, können dagegen über ihre Ueberschüsse frei 
verfügen, sie insbesondere auch verkaufen. Diese Steuer betrug 
im Jahre 1922/23 7,5%, 1923/24 3,6%, 1924/25 3,2% des Wertes 
der Gesamternte. 


c) Dass»Grundgesetz über die Landnutzung 
bei eigener Bearbeitung« und der Agrar- 
kodex. 


Im Mai 1922 erläßt die Regierung zunächst das » Grund- 
gesetz«, im Oktober desselben Jahres veröffentlicht sie eine 
große Kodifikation des ganzen Agrarrechtes, aber mit wesent- 
lich geändertem Inhalte, den » Agrarkodex «. 

Grundsätzlich halten beide Gesetze daran fest, daß der ge- 
samte Boden Volkseigentum ist, daß es kein privates Grund- 
eigentum gibt und daß jeder Bürger, der Boden selbst bearbeiten 
will, einen Anspruch auf Bodennutzung hat. Aber gleichwohl 
dürfen die bestehenden Bauerngüter nicht angetastet werden; 
die vorhandene ungleiche Größe der letzteren bleibt also be- 
stehen. 

Das Bodennutzungsrecht wird jetzt in der Familie dauernd 
und vererblich. Es erlischt nur in Ausnahmefällen, nämlich bei 
Verzicht aller Familienmitglieder, bei Aussterben der Familie, 
bei endgültiger Uebersiedlung, bei vollständiger Einstellung der 
Führung der selbständigen Wirtschaft; doch kann das Nutzungs- 
recht entzogen werden, wenn der Boden nicht wirtschaftlich 
ausgenützt wird. 

Die Form der Landnutzung kann frei gewählt werden: 
Dorfgemeinschaft, genossenschaftlicher Betrieb oder auch Indivi- 
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dualbesitz und Hofsystem. Erfolgt die Bodennutzung in der 
Form der Dorfgemeinschaft, so ist jeder Einzelne berechtigt, 
gelegentlich einer neuen Umteilung mit seinem Anteillande aus 
der Gemeinschaft auszuscheiden. Sonst muß eine solche Aus- 
scheidung stattfinden, wenn entweder wenigstens ein Fünftel 
aller Bauern oder wenigstens 50 Bauern es begehren. Tatsäch- 
lich soll sich der individuelle Besitz immer mehr durchsetzen, 

Die individuellen Besitzstände gelten als definitiv und un- 
abänderlich; wo kein Mir besteht, sind Bodenumteilungen aus- 
geschlossen, eine Ausgleichung der Landnutzungen findet also 
nicht mehr statt. Wohl aber sind Zusammenlegungen gestattet; 
sie werden sehr gefördert und auch in großem Umfang durch- 
geführt. 

Daß nunmehr eine Stabilisierung der Agrarverhältnisse be- 
absichtigt ist, kommt auch darin zum Ausdruck, daß die Be- 
sitzungen fest abgegrenzt, amtlich registriert und im Kataster 
evident gehalten werden. 

Eine Vergrößerung der Güter ist fast ausgeschlossen; wohl 
aber können die Besitzstände sich verkleinern; und zwar einer- 
seits durch das Anwachsen der Mitglieder des Mir oder der Ge- 
nossenschaft, andererseits durch Teilung des Bodens inner- 
halb einer Familie; denn jedes Familienmitglied hat das Recht, 
seine Absonderung durch Zuweisung einer eigenen Bodennutzung 
zu verlangen, vorausgesetzt, daß es über achtzehn Jahre alt ist 
und schon wenigstens durch zwei Fruchtfolgen in der Wirtschaft 
gearbeitet hat. 

Eine Veräußerung und Verpfändung des Nutzungsrechtes 
ist ungültig und strafbar. Verpachtung darf nur als Arbeits- 
pacht und höchstens für eine Fruchtfolge stattfinden, und auch 
das nur dann, wenn die Wirtschaft durch Unglücksfälle oder 
Arbeitermangel geschwächt ist. 

Die Verwendung von Lohnarbeitern ist schon nach dem 
»Grundgesetz« von 1922 nicht mehr unbedingt verboten, aber 
doch nur unter gewissen Umständen zulässig; so, wenn die Land- 
arbeit sonst nicht rechtzeitig ausgeführt werden könnte. Mit 
dieser Vorschrift ist das Fortbestehen von mittleren und großen 
Bauernwirtschaften eigentlich unvereinbar. Deswegen läßt der 
spätere »Agrarkodex« diese Beschränkung für die Verwendung 
von Arbeitern fallen; er stellt für eine solche nur noch die Be- 
dingung, daß auch der Besitzer und die arbeitsfähigen Mitglieder 
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seiner Familie in dem landwirtschaftlichen Betriebe mittätig 
sind; eine Bedingung, die in der Praxis zum Teil sehr weit inter- 
pretiert wird. Auf diese Weise ist der Charakter des Familien- 
betriebes gewahrt und doch der Fortbestand auch von mittleren 
und großen Bauerngütern ermöglicht. 

Das Bodenrecht der Bauern ist durch diese Gesetzgebung 
des Jahres 1922 wesentlich fester und gesicherter geworden; es 
nähert sich jetzt auch rechtlich schon sehr einem, wenn auch 
noch beschränkten Eigentum, das allerdings nicht dem Einzelnen, 
sondern der Familie als solcher zusteht. Dieser bäuerliche Be- 
sitz ist auf das stärkste gegen Aufsaugung und gegen Auskauf 
geschützt, nicht aber gegen Zersplitterung. 


3. Wirkungen der Agrarumwälzung. 


Die meisten Großgrundbesitzungen und Großbetriebe sind 
zerschlagen; von 22,8 Millionen d gutsherrlichen Bodens sind 
21,4 Mill. d in bäuerliche Hände übergegangen; das Bauern- 
land ist auf 96%, der Gesamtfläche gestiegen, die Zahl der land- 
losen Familien von 11,3% im Jahre 1917 auf 4,3% im Jahre 1922 
gesunken. 

Gleichwohl beträgt die Kopfquote an aufgeteiltem Boden 
nur 0,4 d. Vor allem hat sich die Zahl der Klein- und Zwerg- 
wirtschaften auf Kosten der großen und mittleren stark vermehrt. 
Der Anteil der einzelnen Betriebsgrößen an der Gesamtzahl 
änderte sich folgendermaßen: 


Von je ıoo Betrieben hatten 
Prozentuelle Steigerung oder 


Größe die nebenstehende Größe 
1917 1922 Verminderung des Anteiles 
bis 2 d 30 60 4 as 
bis 4 d 69 88 + 28 
über 4 d 3I 12 
über ıo d 5 0,6 Re: 


Damit ist eine sehr weitgehende Demokratisierung des Grund- 
besitzes erreicht, die, da Boden für weitere Aufteilung kaum 
noch zur Verfügung steht, wohl nicht mehr wesentlich gesteigert 
werden kann; jedenfalls nicht ohne großen wirtschaftlichen 
Schaden. Ist es doch fraglich, ob die Zerteilung des Bodens 
nicht schon zu weit getrieben worden ist. 

Die landwirtschaftliche Produktion ist seit dem Umsturz 
in furchtbarer Weise gesunken. Die bebaute Fläche fiel vom 





Die Agrargesetzgebung der europ. Staaten vor u. nach d. Kriege II. 485 


Jahre 1916 his 1922 von 85,4 auf 45 Mill. d, d.h. um 47%; die 
Erntemenge sank aber noch viel rascher, nämlich auf weniger als 
die Hälfte, da gleichzeitig auch die Hektarerträge stark zurück- 
gingen. Weite Flächen blieben ganz unbebaut, bedeckten sich 
mit Disteln und anderem Unkraut. Doch scheint in den beiden 
letzten Jahren eine langsame Besserung der Verhältnisse ein- 
getreten zu sein. Gleichzeitig trat in großem Umfange eine Um- 
stellung der Erzeugung ein, insbesondere durch Einschränkung 
des Anbaues der hochwertigen Handelspflanzen. Rußland, dessen 
Volkswirtschaft früher großenteils auf den Export von Boden- 
produkten beruhte und das Europa mit seinen Getreideüber- 
schüssen versorgt hatte, konnte jetzt seine eigene Bevölkerung 
auch nicht mehr notdürftig ernähren. In den Städten fehlte es 
selbst bei normalen Ernten an Brot; bei schlechter Ernte ver- 
hungerten Millionen Menschen auch auf dem Lande, obgleich 
das Ausland, vor allem Amerika, mit großen Getreidesendungen 
hilfreich beisprang. 

Es wäre sicherlich falsch, für all das ausschließlich die Agrar- 
umwälzung verantwortlich zu machen. Der Krieg und seine 
Folgen, die enormen Verluste an Arbeitskräften, an Vieh !!), an 
Inventar, die Vernachlässigung der Felder, — all das mußte, 
wie anderwärts, so auch in Rußland eine Verminderung der An- 
baufläche und ein Sinken der Ernteerträge auf der Flächen- 
einheit bewirken. Besonders bei dem in Rußland herrschenden 
Kapitalmangel. Hatten doch der rapide Rückgang der inlän- 
dischen industriellen Produktion, die dauernde totale Absperrung 
vom Auslande und die Drosselung jeder Einfuhr zur Folge, daß 
nicht einmal der dringendste Bedarf der Landwirtschaft an 
Pflügen und sonstigen Geräten auch nur halbwegs gedeckt werden 
konnte. 

Viele weitere ingintigė Momente wirkten in der gleichen 
Richtung: die vieljährigen Bürgerkriege verursachten ausge- 
dehnte Verwüstungen, Unruhen, ständige Unsicherheit und 
störten auch das Sicheinleben der Agrarreformen; es war der 
frühere, furchtbare wirtschaftliche Steuerdruck, der aus den ver- 
elendeten Bauern die letzte Arbeitskraft herausgepreßt hatte, weg- 
gefallen und mit ihm der Zwang zu fortwährender Ueberarbeit; 
die sozialistische Pflicht zur Ablieferung jedes Produktionsüber- 


1) Es sank 1916 bis 1922 die Zahl der Rinder um 33%, der Pferde um 
34%. der Schafe und Ziegen um 52%, der Schweine um 61%. 
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schusses hatte das persönliche Interesse der Bauern an größerer 
Erzeugung beseitigt und bewirkte, daß die Landwirte ihre Be- 
triebe immer mehr auf die bloße Deckung des eigenen Bedarfes 
einschränkten. 

Aber zweifellos ist doch auch ein großer, allerdings nicht 
bestimmbarer Teil des Zusammenbruches der russischen Land- 
wirtschaft auf das Konto der Agrarumwälzung zu buchen. Die 
Sowjetregierung selbst bezeichnet die Beseitigung des Privat- 
eigentums als die Hauptursache für den furchtbaren Niedergang 
der Landwirtschaft. Die produktiveren, leistungsfähigeren Groß- 
betriebe wurden zertrümmert, an ihre Stelle sind mit einem 
Schlage Millionen neuer Klein-, ja Zwergbetriebe getreten oder 
es wurden die Flächen bestehender Kleingüter etwas vergrößert, 
aber ohne daß gleichzeitig das ohnedies zu geringe Betriebskapital 
entsprechend vermehrt worden wäre. Dabei sind die gutsherrlichen 
Gebäude, das Inventar, die Maschinen in weitem Umfange zer- 
stört oder bestenfalls überflüssig geworden. Die Aufteilung des 
Bodens war zumeist planlos, unüberlegt geschehen, sie ver- 
mehrte die Gemengelage und die unproduktiven Grenzraine und 
erschwerte die Bodenbestellung; hatten doch die Bauern in ihrem 
seit Jahrzehnten ungestillten Bodenhunger oft Grundstücke in 
Besitz genommen, die sie wegen der weiten Entfernung von 
ihrem Hofe gar nicht bestellen konnten. Die Landzuteilung war 
meist willkürlich und selbst im günstigsten Falle bloß nach 
sozialen Gesichtspunkten erfolgt, nicht nach ökonomischen, ohne 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Tüchtigkeit, der Fähig- 
keiten, der Kapitalskraft der Erwerber; so kam der Boden 
großenteils an unfähige oder doch landwirtschaftlich unerfahrene 
Menschen, die nun plötzlich, unter den ungünstigsten Verhält- 
nissen, Betriebe einzurichten und zu führen hatten. Bedenkt 
man, daß vor dem Kriege die Großbetriebe in Rußland weit 
höhere Ernteerträge pro Flächeneinheit erzielt hatten, als die 
Bauerngüter, so kommt man zu dem Schluß, daß die Agrarum- 
wälzung auch ohne die außerordentlichen kriegerischen Verhält- 
nisse notwendigerweise einen starken Rückgang der Produktion 
an Quantität und Qualität herbeiführen und die Ernährung der 
städtischen Bevölkerung gefährden mußte. 

Die Frage ist nur: Liegt hier ein dauernder Verlust an der 
nationalen Produktivität vor? Oder haben wir lediglich Ueber- 
gangserscheinungen vor uns, Geburtswehen bei der Entstehung 
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eines neuen Gesellschaftszustandes, gleichsam einmalige soziale 
Investitionskosten, die sich später bezahlt machen ? 

Diese Frage läßt sich heute noch nicht beantworten. Dazu 
ist die Zeit viel zu kurz; denn was bedeuten einige wenige Jahre 
bei einer so tiefgreifenden, den Lebensnerv der Volkswirtschaft 
berührenden Operation? Gibt es doch in der Weltgeschichte 
kein Analogon für diese agrarische Umwälzung. Denn während 
sich, wie wir gesehen haben, bis zum Kriege die Agrargesetz- 
gebung, soweit sie mit Zwangsmitteln eingriff, stets darauf 
beschränkt hatte, die recht lich e Ordnung des Grund- 
besitzes, eventuell die Grundbesitzverteilung 
umzugestalten, stets aber vor der Betriebsgliederung Halt 
machte, wird hier zum ersten Male das Experiment ge- 
macht, auch de Betriebseinheiten zwangsweise 
zu ändern; ein Experiment in den kolossalsten Dimensionen, 
am lebenden Körper eines Volkes von Ioo Millionen Menschen. 
Daß ein solcher Versuch sich nicht in einigen wenigen Jah- 
ren auswirken kann, ist klar, besonders, wenn er an einer 
von Krieg und Aufruhr zerstörten Volkswirtschaft unternommen 
wird. 

Das schließliche Ergebnis hängt vor allem von einer Reihe 
von äußeren und inneren Momenten ab, deren Stärke und Wir- 
kung sich nicht voraussehen lassen. Von entscheidender Be- 
deutung sind dabei psychische Faktoren: die Mentalität der 
bäuerlichen Bevölkerung, ihre wirtschaftliche Energie, ihre Bil- 
dungs- und Anpassungsfähigkeit. Die großen, in dem russischen 
Volke noch schlummernden Kräfte berechtigen zu Hoffnungen 
für die Zukunft. In klarer Erkenntnis dieser Sachlage hat die 
bolschewistische Regierung große Anstrengungen gemacht, um 
sowohl das allgemeine, als auch das fachliche Bildungsniveau der 
ländlichen Bevölkerung auf jede Weise zu heben. Wird das 
Interesse der Bauern an einer Verbesserung der Produktion 
durch Verstärkung der Besitzrechte allgemein gesteigert, werden 
die heute noch bestehenden Beschränkungen der Landwirte be- 
seitigt und verläßt diese den Standpunkt der Produktion nur 
für den Eigenbedarf, was aber nur in langsamer, richtiger Ent- 
wicklung möglich ist, — dann kann die russische Landwirtschaft 
einer Blüte entgegengehen. Tritt all das aber nicht ein, dann ist 
die russische Landwirtschaft und mit ihr die ganze russische 
Volkswirtschaft gefährdet. 


488 Walter Schiff, 


So liegt hier geradezu eine Lebensfrage für Rußland und 
für seine ganze wirtschaftliche Zukunft vor. 


2. Finnland, 
(387 565 km?, 3,4 Mill. Einwohner, 8,8 pro km?, Schätzung 1921.) 


Nach einer offiziellen Statistik stellte sich die Grundbesitz- 
verteilung in Finnland im Jahre ıgoı folgendermaßen dar: 


Güter Fläche % der Zahl % der Fläche Gesamtfläche in ha 
klein | bis 50 ha 26,4 4,4 873290 
mittel 50—250 ha 57,2 39,3 7 814 801 
größer 250—1000 ha 15,0 38,7 7 709 921 
groß über 1000 ha 1,4 17,6 3 505 744 


Der Boden besteht (1920) zum größten Teile — 30 Mill. ha, 
90% der Gesamtfläche — aus Wäldern, Seen und sonstigem 
unproduktiven Boden; im Jahre 1922 waren 14 Mill. ha Staats- 
wälder. Dagegen gibt es nur 2 Mill. ha Ackerland; davon waren 
nur I62 000 ha, 8%, in Betrieben mit mehr als roo ha Acker- 
boden, Ir 171 000 ha, 58%, in solchen mit I0—ıoo ha. Die land- 
wirtschaftlichen Großbetriebe sind also nicht zahlreich. Der 
private Großgrundbesitz besteht überwiegend aus Wäldern; er 
machte im Jahre 1917 über 3 Mill. ha aus; davon gehörten 2 Mill. 
ha Holzindustriegesellschaften, fast 1, Mill. sonstigen Gesell- 
schaften. Die Holzindustrie- und Holzhandelsgesellschaften hat- 
ten in den letzten Jahrzehnten, und zwar zum Teile auf eine 
sehr anfechtbare Weise, weite Forste in Besitz genommen und 
die für die Bauernwirtschaften unentbehrlichen Waldnutzungs- 
rechte stark eingeschränkt. So haben jene Gesellschaften in den 
Jahren 1901—1917 ihren Besitz mehr als verdoppelt. Gegen sie 
richtet sich in erster Linie die Agrarreform. 

Die Gesetzgebung hatte schon vor dem Kriege die Errich- 
tung neuer landwirtschaftlicher Stellen, insbesondere auf Staats- 
besitz, befördert. In 20 Jahren waren auf 360 000 ha ca. II 000 
Kleingüter, zumeist aus 3,6ha Acker, 2,8 ha Wiesen, ferner aus 
Wäldern usw. bestehend, errichtet worden. Ferner stärkte die 
Gesetzgebung die Stellung der Pächter gegenüber den Grund- 
besitzern durch Normierung von Mindestpachtzeiten. 

Im Gefolge der erlangten staatlichen Unabhängigkeit und 
einer Aufstandsbewegung erhielten durch Gesetze der Jahre 1918 
bis 1922 die Pächter und die sonstigen Inhaber landwirtschaft- 
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licher Betriebe das Recht, ihre Pachtstellen käuflich zu Eigen- 
tum zu erwerben, wobei der Staat Kredithilfe leistet. Davon 
haben bis zum Jahre 1923 etwa 63 000 Pächter, die Hälfte aller, 
Gebrauch gemacht. 


Das auch mit den Stimmen der Kommunisten beschlossene 
Gesetz vom Jahre 1922 über die Beschaffung von Land für 
Siedlungszwecke widmet zunächst die Staatsgüter der inneren 
Kolonisation; dann soll Boden für diese freihändig angekauft 
werden; nur falls das nicht genügt, kann schließlich Groß- 
grundbesitz teilweise enteignet werden, und zwar von 200 ha (im 
Norden 400) aufwärts ?); bei der extensiven Kultur ein sehr nied- 
riges Ausmaß. Doch verbleibt den Besitzern eine gewisse Quote 
der Güter; es müssen nämlich nur so viele Prozente des Be- 
sitzes abgetreten werden, als dieser volle km? umfaßt, also 
mindestens 2%, bei 200 ha), höchstens aber 50% ; eine Grenze, 
die bei 500o0oha erreicht wird. Die prozentuelle Grenze gilt 
nicht für spekulativ gekauften Boden, für den Besitz von Ge- 
sellschaften und für verwahrlostes Land. 


Vor allem ist der in gesetzwidriger Weise erworbene Besitz 
der Holzgesellschaften ®) zu enteignen, dann vernachlässigter und 
spekulativ erworbener Boden, dann der übrige Besitz jener 
Gesellschaften; von sonstigem Boden zuerst jener, der weniger 
rationell bewirtschaftet ist und dessen Abtretung die Wirtschaft 
weniger schädigt. Nicht enteigenbar ist Boden, der auf eine im 
Gesetz angegebene Weise rationell bewirtschaftet wird, ferner 
Weideland usw. 


Als Entschädigung gilt der durchschnittliche örtliche Kauf- 
preis der letzten 5 Jahre; die Zahlung erfolgt durch den Staat 
n 7%igen Pfandbriefen. 


Die Größe der neuen Stellen soll der Arbeitskraft einer 
Familie entsprechen; als Höchstgrenze sird 20 ha Kulturboden 
festgesetzt, außerdem 20, im Norden 75 ha Wald zur Deckung 
des häuslichen Bedarfes. 


Zunächst hat jeder Pächter einen Rechtsanspruch darauf, 
sin Pachtgut käuflich zu erwerben. 


nungen, 


?) Außerdem auch kleinere Güter, wenn sie vom Besitzer nicht bewohnt 
oder nicht rationell bewirtschaftet werden. 

’) Ein Gesetz vom Jahre 1915 hatte diesen Gesellschaften den Ankauf 
von Boden untersagt. 
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Sodann kann jeder mündige finnländische Staatsbürger 
Boden verlangen; jedoch nur, wenn er gewisse Voraussetzungen 
erfüllt: Besitz der notwendigen landwirtschaftlichen Kennt- 
nisse, Verfügung über das erforderliche landwirtschaftliche In- 
ventar oder über einen entsprechenden Kredit, Uebernahme der 
Verpflichtung, innerhalb von 3 Jahren ein Wohngebäude zu er- 
richten und den Anbau zu beginnen. 

Der Erwerber der Stelle hat den Einlösungspreis mit einer 
7% igen Rente, von der 4%, Verzinsung sind, zu amortisieren. 

In Finnland ist also den ökonomischen Gesichtspunkten 
in weitgehendem Maße Rechnung getragen. 

In Aussicht genommen sind 150 000 kleine Stellen. Im 
Jahre 1924 waren über 64 000 Stellen errichtet; die weitere 
Durchführung soll noch vier Jahre beanspruchen. Durchschnitts- 
größe der Stellen 17%, ha, davon 3,1 ha Acker, 1,8ha Wiesen, 
9,4 ha Wald. 

Von der Durchführung erwarten sachverständige Beur- 
teiler eine Abnahme des Getreidebaues, bei gleichzeitiger Zu- 
nahme der Milcherzeugung; sie befürchten aber eine Verschlech- 
terung der Forstwirtschaft infolge des Ueberganges der Wälder 
aus dem Groß- in Kleinbetrieb und dadurch eine Gefährdung 
der Holzindustrie und des Holzexportes, die eine Grundlage der 
finnländischen Volkswirtschaft sind. 


3. Estland. 
(47 549 km?, ı,ı Mill. Einwohner, 23,4 pro km?. Volkszählung 1922.) 


Hier gab es vor der Reform 


; land 
Zahl Y Mill. d % davon Ackerlan 


Mill. d % 
Großgrundbesitze . . I 147 0,02 2:2 58 0,4 57 
Kleingrundbesitze. . . 517000 99,8 1,6 42 0,5 43 


Der Großgrundbesitz gehört fast durchweg Balten, 23% 
seiner Fläche ist im kleinen verpachtet. 

Im Jahre 1919 wurden alle Rittergüter und einige andere 
Güterkategorien mit ihrem Inventar und den dazu gehörigen 
Industrialien zur Gänze, und zwar vorläufig ohne Entschädigung 
für den Boden als Staatseigentum erklärt, ohne daß den bis- 
herigen Güutsherren auch nur ein Teil des Bodens verbleibt; 
ferner sind Kirchengut, Majorate und Fideikommisse in die Agrar- 


Die Agrargesetzgebung der europ. Staaten vor u. nach d. Kriege II. 49I 


reform einbezogen, im ganzen 97%, der Großgrundbesitzfläche. 
Ausgenommen sind die wenigen im Besitz nicht von Deutschen, 
sondern von Esten befindlichen » Landstellen «. 


Der Boden kann jenen zugeteilt werden, die ihn — indivi- 
duell oder gemeinschaftlich — bearbeiten; Personen, die von 
landwirtschaftlicher Arbeit leben, können Stellen von solchem 
Umfang zur Nutzung erhalten, daß ihre Bearbeitung durch eine 
Familie und zwei Pferde möglich ist. Soldaten, Hinterbliebene 
und bisherige Pächter werden bevorzugt. Der Staat kann Boden 
auch behalten und selbst bewirtschaften. Das muß hinsichtlich 
der Wälder geschehen. Das Gesetz ist sehr dürftig, unklar und 
unvollständig. 

Im ganzen sind über 2,ı Mill. d expropriiert worden. Da- 
von sind über ı Mill. d Wälder in Staatsbetrieb genommen, fast 
Mill. d bekamen bisherige Pächter oder Angestellte zu Eigen- 
tum; 600 000 ha wurden zur Aufteilung bestimmt, davon waren 
bis Ende 1922 bereits über 400 000 d in 22 000 Stellen, zumeist 
von 15—20 d, ausgeteilt, häufig in der Form von sechsjährigen 
Pachtungen; nach deren Ablauf erfolgt im Falle der Bewährung 
Uebertragung zur Erbpacht oder Eigentum. Der Staat gibt 
Kredite und Subventionen für Bauten. 


4. Lettland. 
(65791 km, 1,8 Mill. Einwohner, 27,0 pro km!. Volkszählung 1925.) 


Die Grundbesitzverteilung Lettlands zeigte vor der Reform 
im Jahre 1920 folgendes Bild: 


Zahl Fläche in % des gesamten Durchschnitts- 


Mill. ha Landbesitzes größe in ha 
Rittergüter . . I 300 3,0 48 2316 
Bauerngüter . . 142 000 2,8 39 II 
Staatsbesitz . . — 0,6 Io — 
Sonstiger Besitz ? 0,2 3 ? 


Ueber die Hälfte der Bauerngüter umfaßte weniger als ıı,2ha. 

Die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit dieser höchst un- 
günstigen Grundbesitzverteilung war schon vor dem Kriege groß 
und durch den nationalen Gegensatz — die Rittergüter befanden 
sich durchaus in den Händen von Balten — außerordentlich 
verschärft. 


Gleich nach Erlangung der Unabhängigkeit nahm der Staat 
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fast die Hälfte der Rittergüter in seine Verwaltung und bewirt- 
schaftet sie zum Teile selbst, während er den Rest für kurze 
Zeit verpachtete. 

Nach den Agrargesetzen von 1920—1924 wird ein staat- 
licher Bodenfond aus dem Staatsbesitz und aus den für enteignet 
erklärten großen Gütern gebildet. Den bisherigen Besitzern ver- 
bleibt nur eine Fläche in der Größe einer mittleren Bauernwirt- 
schaft, d. h. zwischen 45 und ıooha. Bis zur tatsächlichen Be- 
sitznahme durch den Staat ist der Besitzer zur Bestellung des 
Bodens verpflichtet. Eine Entschädigung für den enteigneten 
Boden wird nicht gewährt. 

Ein gewisser Teil des Bodens, besonders die Wälder, Ge- 
wässer, wirtschaftlich nicht benutzbares Land, bleibt in Staats- 
besitz. Der wirtschaftlich benützbare Boden ist größtenteils zur 
Gründung von neuen oder zur Vergrößerung schon bestehender 
Wirtschaften zu verwenden; als: Höchstgrenze werden 27 ha be- 
stimmt, davon wenigstens 22 ha wirtschaftlich nutzbaren Bodens, 
etwa höchstens 5 ha Wald und Unland; doch können auch Garten- 
wirtschaften von I0 ha gebildet werden. Die bisher verpachteten 
Bauerngüter sind den bisherigen Pächtern zu Eigentum zu über- 
lassen, wenn sie das Gut länger als 25 Jahre bewirtschaftet haben. 

Anspruch auf Landzuteilung hat jeder lettische Bürger, der 
kein oder weniger als 22ha Land besitzt und sich zur Selbst- 
bewirtschaftung verpflichtet. 

Die Vereinigung von mehr als 22 ha, ausnahmsweise von 
mehr als 50ha, in einer Hand ist verboten; andererseits aber auch 
die Teilung der neuen Stellen unter Ioha. 

Nach Durchführung der Enteignung waren 3,7 Mill. ha, 
56% der Gesamtfläche des Landes, im Besitz des staatlichen 
Bodenfondes, darunter 1,7 Mill. ha landwirtschaftlicher, 1,5 Mil. 
Waldboden. 

Bis zum Ende des Jahres 1922, also in 3 Jahren, gelangten 
925 ooo ha zur Verteilung; es sind 43 000 neue Wirtschaften mit 
zusammen 695000oha — Durchschnitt 1ı6,2ha — gebildet, 
2370 Pachtgüter — Durchschnitt 38 ha, — in Eigentum ver- 
wandelt und I39000ha für verschiedene andere Bedürfnisse 
verwendet worden. Die Zahl der Kleinwirtschaften wurde so 
bereits um 30% vermehrt. Fast 2, der neuen Stellen sind zwi- 
schen I5 und 22ha groß. 

Ueber die Wirkungen der Agrarreform läßt sich gegenwärtig 
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naturgemäß noch nichts Bestimmtes sagen. Immerhin ist es 
bemerkenswert, daß das Ackerland, das vor dem Kriege 1,9 Mill. 
ha oder 28%, des gesamten Bodens ausgemacht und im Jahre 
1920 nur noch 1,3 Mill. ha (20%) betragen hatte, im Jahre 1923 
wieder den Umfang der Vorkriegszeit erreicht hat. 


5. Litauen. 
(49431 km?, 2,4 Mill. Einwohner, 48,6 pro km?, Schatzung 1922.) 


Die Grundbesitzverteilung ist statistisch noch nicht erhoben. 

Die Agrargesetze IgIg—-I922 schaffen einen staatlichen 
Bodenreservefonds aus den Staatsgütern, dem früheren Besitz 
der Bauernbank und der Adelsbank, dem Kirchengut usw., 
ferner aus enteignetem Boden. Enteignungsfrei bleiben seit dem 
Jahre 1922 nur 80 ha. In erster Linie werden die größten und die 
am meisten vernachlässigten Güter expropriert. 

Die Enteigneten erhalten eine Entschädigung auf Grund 
der Preise der Jahre I9I0—1914. 

Die neuen Stellen sollen 8—20 ha groß sein. Bestehende 
Wirtschaften werden bis zu dieser Norm vergrößert. Die Aus- 
teilung erfolgt in Einzelhöfen. Anspruchsberechtigt sind land- 
lose oder landarme Landarbeiterfamilien; vor allem die orts- 
ansässigen Arbeiter auf dem Gute, dann Nachbarn, die weniger 
als 10oha besitzen usw. 

Bis zur völligen Bezahlung des Kaufpreises, mindestens aber 
durch 10 Jahre, können die Stellen nicht übertragen oder ver- 
pachtet werden. | | 

Außerdem haben ıgıg die Pächter von weniger als 55 ha 
Schutz gegen Vertreibung durch die Verpächter erlangt. 

Endlich ermöglicht das Gesetz vom Jahre 192r die Auf- 
teilung von Dörfern in Einzelhöfe auf Grund eines Beschlusses 
von einem Drittel der Landwirte des Dorfes. 

Es waren bis September 1923 408 Besitzungen mit 117 000 ha 
enteignet, 65 000 ha an 8 000 Personen ausgegeben; um das Jahr 
1924 sollten weitere 130 000 ha verteilt werden. 


6. Polen 
(586 479 km!, 27,2 Mill. Einwohner, 70,3 pro km?. Volkszählung 1921.) 


Obgleich die Republik Polen aus der Vereinigung von Ge- 
bieten dreier verschiedener Staaten entstanden ist, die sehr ver- 
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schiedene Agrargesetzgebungen besaßen (s. oben I. Abschnitt, 
Kapitel 4, 5, 7), so zeigten doch deren agrarische Verhältnisse bei 
der Begründung des neuen Staatswesens große Aehnlichkeit. 


I. Die Agrarverfassung. 


Diese war in den früher deutschen und österreichischen Ge- 
bieten, aber auch in Russisch-Polen im wesentlichen liberal; denn 
hier war der Mir nicht verbreitet, sondern der bäuerliche Boden 
stand schon im I9. Jahrhundert zumeist im Einzelbesitz; ein 
Erlaß vom Jahre 1864 hatte alle fronpflichtigen Bauern, die 
Zeit- und Erbpächter, zu Eigentümern ihrer Stellen gemacht. 
Auch die Stolypinsche  Agrarreform war hier nur in geringem 
Umfange durchgeführt worden. 

Die wichtigsten Unterschiede innerhalb der neugebildeten 
Republik sind die Folge der so wirksamen Regulierungsaktion 
in Preußen. Durch diese sind in Posen und Schlesien die Agrar- 
gemeinschaften und die Agrarservituten beseitigt worden, wäh- 
rend sie in Galizien und in Kongreßpolen noch ungeheure Aus- 
dehnung besitzen. Damit im Zusammenhang war in Posen und 
Schlesien die Zusammenlegung der Grundstücke unter preußi- 
scher Herrschaft in großem Stile durchgeführt worden, so daß 
die Bauerngüter hier zumeist aus kommassierten, arrondierten 
und zweckmäßig geformten Grundstücken bestehen. In Galizien 
und in Kongreßpolen ist dagegen eine exzessiv ungünstige Flur- 
einteilung vorherrschend. Es sind hier selbst kleine Bauern- 
güter oft aus 80—I00, ja 200 lange Riemenparzellen zusammen- 
gesetzt, die nicht selten 4—6 km voneinander entfernt sind. Bei 
mehr als 75% aller Besitzungen ist hier die Zusammenlegung 
notwendig. 


2. Die Grundbesitzverteilung. 


Sie ist in allen drei früheren Staatsgebieten verschieden, 
jedoch in allen durch äußerste Ungleichmäßigkeit charakterisiert, 
durch stark verbreiteten Großgrundbesitz, wenige große und 
mittlere Bauerngüter und eine ungeheure Anzahl kleiner und 
kleinster Wirtschaften, die ihrem Besitzer nicht den notwendig- 
sten Lebensunterhalt gewähren und ihn deshalb zwingen, Neben- 
verdienst, vor allem Lohnarbeit auf den großen Gütern zu suchen. 
In Posen und Westpreußen ist eine Milderung der Gegensätze 
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durch die preußische Kolonisationstätigkeit erreicht (s. oben 
I. Abschnitt, Kapitel 7). 

Im Jahre 1921 soll die Grundbesitzverteilung in der Republik 
etwa die folgende gewesen sein: 


Fläche in % der Gesamt- Durchschnitts- 


Grope Sane Mill. ha fläche größe in ha 
Großgrundbesitz 17 665 13,2 35 746 
Große Bauerngüter 25 000 0,8 2 32 
Mittlere « 700 000 7,9 24 10,2 
Kleine 4 2 000 000 7,6 20 3,8 
Zwerggüter 8 000 000 7,4 19 0,9 


Da alle Zwerg- und Kleingüter, großenteils aber auch die mittleren 
Bauerngüter, für die Ernährung einer Familie nicht genügen, 
erklärt sich bei der dichten Bevölkerung der allgemeine Land- 
hunger. 

Es bestand übrigens bis zum Kriege in allen drei Gebieten 
die Tendenz zur Absplitterung oder sogar Zerschlagung der Groß- 
güter. In Russisch-Polen stieg der bäuerliche Besitz in den Jahren 
1870 bis 1909 um 1,2 Mill. ha, in Galizien (zum Teil auch durch Ser- 
vitutenablösungen) von 1889 bis IgI2 um mehr als %, Million ha; 
ähnlich in Schlesien und Posen durch die Tätigkeit der An- 
siedlungskommissionen und der Generalkommission (s. oben 
I. Abschnitt, Kapitel 4). Die große Bevölkerungsdichte und die 
rasche Bevölkerungszunahme, die Kleinheit der Besitzstände, die 
eine Familie nicht ernähren können, die große Zahl des landlosen 
landwirtschaftlichen Proletariates und die geringe Entwicklung der 
Industrie zwang einen großen Teil der Bevölkerung zu dauernder 
oder Saisonauswanderung und verursachte einen lebhaften Boden- 
hunger. 


3. Die Entstehung der Agrargesetze. 


Um etwaigen Agrarunruhen vorzubeugen und die Land- 
bevölkerung für das neue Staatswesen zu gewinnen, erließ schon 
die erste revolutionäre Regierung im Jahre ıgı8 ein Manifest, 
in dem sie die zwangsweise Aufhebung des großen und mittleren 
Grundbesitzes und dessen Verteilung auf das arbeitende Volk 
versprach. Die ersten Parlamentswahlen fanden durchaus 
im Zeichen einer Agrarreform statt und brachten eine starke 
bäuerliche Vertretung — 35% der Abgeordneten — in den 
Seym. 
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Dieser faßte aber im Jahre 1918 lediglich — und zwar mit nur 
einer Stimme Mehrheit — einen rein platonischen, unverbind- 
lichen Beschluß über » Grundsätze«, die nicht einmal amtlich 
kundgemacht wurden. Man begnügte sich als Vorbereitung, im 
Jahre 1919 ein »Hauptbodenamt« für die Umgestaltung der 
Agrarverhältnisse zu schaffen und den Verkehr mit nicht-bäuer- 
lichem Boden zu unterbinden, um eine Erschwerung der künf- 
tigen Agrarreform durch den Güterverkehr zu verhindern. 

Erst als im Jahre 1920 das polnische Heer sich in vollem 
Rückzug vor der roten Armee befand, der Bestand der Republik 
aufs höchste gefährdet war und eine allgemeine Auflösung drohte, 
beschloß die Volksvertretung, um die steigende Ungeduld der 
Bauern zu befriedigen, um den Mut der Soldaten zu heben und dem 
Umsichgreifen des Bolschewismus entgegenzuwirken, einstimmig 
das Agrargesetz. Dieser Beschluß wurde in letzter Stunde in 
größter Hast und ohne jede Diskussion gefaßt; die Abgeordneten 
kannten die Vorlage, für die sie stimmten, gar nicht, der Text 
wurde erst nachträglich gedruckt und verteilt. Es waren für die 
Agrarreform also vor allem politische Momente, höchstens in 
zweiter Linie wirtschaftliche Erwägungen maßgebend. 

Nebst dem Agrarreformgesetz wurden noch einige andere 
agrarpolitische Maßregeln ergriffen, die das Deutschtum in den 
früher preußischen Gebieten schwächen sollten. Endlich wurden 
die Fideikommisse aufgehoben. 


4. Die Agrarreform. 


Als sein Ziel bezeichnet das Gesetz vom Jahre 1920 die Ver- 
wandlung des Zwergbesitzes in lebensfähige Bauerngüter sowie die 
Schaffung neuer landwirtschaftlicher Siedlungen. 

Dafür sollen die Güter des Staates, der früheren Herrscher- 
familien, der toten Hand, der früheren russischen Bauernbank, 
der früheren preußischen Ansiedlungskommission und überdies 
der Großgrundbesitz verwendet werden. Der Zwangsenteignung 
unterliegen gewisse Güter zur Gänze: schlecht bewirtschaftete 
Gründe, ohne Bewilligung geteilte Güter, solche, die während des 
Krieges von Nichtlandwirten erworben wurden, solche, die in 
den letzten 5 Jahren zweimal den Besitzer gewechselt haben, 
(abgesehen von der Erbfolge), solche, die während des Krieges 
aus Wuchergewinnen erworben worden waren: ferner Grund- 
stücke in der Umgebungszone der großen Städte und Industrie- 
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zentren. Alle anderen Landgüter unterliegen der Enteignung 
mit der ein bestimmtes Maximum übersteigenden Bodenfläche; 
dieses Maximum beträgt in der Regel 180 ha, in den Industrie- 
und Vorstadtbezirken 6o ha, in den Grenzgebieten Preußisch- 
Polens und Ostpolens 400 ha. 

Die Entschädigung beträgt im Falle der Expropriation die 
Hälfte des durchschnittlichen Verkehrswertes für Güter ähn- 
lichen Umfanges in der Gegend; eine Vorschrift, die grundsätz- 
lich einer Konfiskation einer Hälfte des Bodenwertes gleichkommt, 
aber praktisch fast unanwendbar ist, da ein Güterverkehr während 
des Krieges kaum stattfand, später aber gänzlich verboten war. 
(Eine Novelle traf andere, auch höchst unklare Bestimmungen.) 
Von der Entschädigung behält der Staat einen Teil — in der 
Regel 30% — für einen Invaliden- und Soldatenfond zurück, 
so daß der Besitzer zumeist nur 35%, des wahren Wertes 
erhält, von denen erst noch die Hypotheken bezahlt werden. 
Auch der Restbetrag wird nicht bar, sondern in staatlichen 
Rentenbriefen geleistet. 

Der enteignete Boden soll dazu dienen, neue Betriebe von 
höchstens 15 ha zu schaffen oder schon bestehende Zwerggüter 
bis zu diesem Umfang zu vergrößern; doch können bis zu 20% 
der Gesamtfläche zur Vergrößerung bestehender Anwesen bis 
25ha, in den östlichen Grenzzonen bis zu 45 ha, verwendet werden. 

Anspruchsberechtigt sind in erster Reihe Invalide und 
Soldaten der polnischen Armee, insbesondere Freiwillige, dann 
landwirtschaftliche Arbeiter und Zwerggrundbesitzer. Voraus- 
gesetzt ist, daß die Erwerber den Boden selbst bewirtschaften. 

Die neugebildeten Güter sind durch 25 Jahre und überdies, 
solange ein Kaufpreisrest aushaftet, unteilbar; sie können auch 
ohne behördliche Bewilligung nicht veräußert, belastet oder 
verpachtet werden. Vor der Aufteilung und Besiedlung sind die 
Wald- und Weideservituten zu liquidieren, die Gemeinschafts- 
weiden abzulösen, Arrondierungen und Flurbereinigungen durch- 
zuführen. 

Eigene Gesetze bezwecken die Kolonisation der früher russi- 
schen Gouvernements durch Soldaten der polnischen Armee; es 
erhalten Invalide, Freiwillige und Soldaten, die sich besonders 
ausgezeichnet haben, Boden bis zu 45 ha unentgeltlich, andere 
Soldaten gegen eine jährliche Geldzahlung im Werte von 30 bis 
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für die erste Einrichtung Inventar unentgeltlich beistellen, oder 
aus dem oben erwähnten Fonde Darlehen gewähren. 

Die Bodenfläche, die nach dem Gesetze für die Aufteilung 
verfügbar ist, wird auf 5—6 Mill. ha geschätzt. Bis Ende des 
Jahres 1922 waren erst 363 ooo ha von 3244 Gütern an 40 500 
Personen aufgeteilt; Durchschnitt nicht ganzgha. In 22 535 Fällen 
(56%) erfolgte nur eine Vergrößerung bestehender Stellen. Nach 
Mitteilungen des Hauptbodenamtes über ı1z 000 ha aufgeteilten 
Bodens ist die Durchschnittsgröße der neu errichteten selb- 
ständigen Wirtschaften 10 ha, die der Ergänzungsparzellen 3,2 ha. 
Die neugebildeten (oder vergrößerten) Güter sind also viel kleiner, 
als der Gesetzgeber beabsichtigt hatte und bei der herrschenden 
Betriebsweise weit davon entfernt, selbständige Bauerngüter zu 
sein, deren Schaffung doch der Zweck der Agrarreform gewesen 
war. Was erreicht wurde, ist — wenn man von jenem Teil auf 
das Ganze schließen darf — lediglich eine gewisse Vermehrung 
der unselbständigen Klein- und Zwerggüter und eine ganz un- 
bedeutende, unzulängliche Vergrößerung eines Teiles der schon 
bestehenden Betriebe dieser Art. 

Das Ziel, das sich der Gesetzgeber gestellt hatte, die Be- 
seitigung des Zwergbesitzes, ist also nicht erreicht worden, sondern 
geradezu das Gegenteil davon wurde bewirkt. Jenes Ziel war 
aber allerdings an sich unerreichbar. Dafür reichte der gesamte 
verfügbare Boden bei der dichten Bevölkerung und dem Mangel 
an sonstigen Erwerbsmöglichkeiten nicht aus. Das Bodenamt 
stand so vor der Wahl, entweder einige wenige, rationelle 
und den Absichten des Gesetzes entsprechende, wirkliche Bauern- 
güter zu schaffen oder aber eine größere Anzahl von Personen 
dadurch zu befriedigen, daß viele Kleingüter gebildet werden. 
Das zuletzt genannte politisch-soziale Moment trug den Sieg 
davon. 

Größere ökonomische Wirkungen sind von der Reform wohl 
kaum ausgegangen. Dazu ist das, was wirklich geschehen ist, 
quantitativ zu unbedeutend. 

Gegen die Durchführung der Agrarreform leisteten die Groß- 
grundbesitzer den heftigsten Widerstand. Sie fochten ins- 
besondere die Verfassungsmäßigkeit der entscheidenden Be- 
stimmungen, vor allem des Enteignungsrechtes, an. Es gelang 
ihnen auch im Jahre 1923 die Sistierung der Arbeiten durch- 
zusetzen. 
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Die Reform wäre aber auch sonst auf große Schwierigkeiten 
gestoßen. Zunächst sind die Normen vielfach technisch verfehlt 
und zum Teil in sich widerspruchsvoll. Namentlich ist aber die 
finanzielle Fundierung der Reform ganz ungenügend, die sehr 
hohen Kosten, um die notwendigen Gebäude, das Inventar zu 
beschaffen, sind für das mittellose Landproletariat unerschwing- 
lich. Der im Jahre 1919 geschaffene staatliche Ansiedlungsfond von 
70 Mill. Mark war bei der starken Geldentwertung rasch erschöpft. 

So ist das ökonomische Ergebnis der ganzen Aktion kläglich. 

Von deutscher Seite wird behauptet, daß diese vornehmlich 
nationalistische Zwecke verfolge, daß insbesondere fast aus- 
schließlich fremdstämmige (deutsche) Gutsbesitzer enteignet 
worden seien. 


5. Die sonstigen agrarpolitischen Maßnahmen. 

a) Zum Zwecke der möglichsten Polonisierung der beiden 
früheren preußischen Provinzen wurden die deutschen Domänen- 
pächter durch Polen ersetzt. 

b) Ferner wurden auf Grund des Gesetzes vom Jahre 1920, 
betreffend die Uebertragung der finanziellen Rechte der deutschen 
Staaten auf den polnischen Staatsfond, alle jene deutschen Be- 
sitzer vertrieben, die ihre Güter zum Zweck der Besitzbefestigung 
durch die deutsche Mittelstandskasse oder durch die deutsche 
Bauernbank formell an den preußischen Staat übertragen hatten, 
um sie von ihnen als Rentengüter zurückzuerhalten. 


7. Rumänien (neuen Bestandes). 
(294 244 km?, 16 Millionen Einwohner, 54,4 pro km?. Schätzung 1920.) 


Das neue Staatswesen setzt sich aus vier Gebieten mit sehr 
verschiedener Agrarverfassung und Grundbesitzverteilung zu- 
sammen. 


I. Die Agrargesetzein Altrumänien. 


Altrumänien hat mit Rußland einige Merkmale gemeinsam 

(s. oben I. Abschnitt, Kapitel 6 und 7). Beide sind überwiegend 

Agrarstaaten; beider Volkswirtschaften beruhten vor dem Kriege 

auf dem Export von Agrarprodukten. Auch in Altrumänien be- 

stand vor dem Kriege eine extreme Grundbesitzverteilung; auch 

hier besaßen die Großgüter eine dominierende Stellung, auch hier 
32* 
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fanden wiederholt Agrarrevolten der verelendeten, zu Guts- 
arbeiten gezwungenen, landhungrigen Bauern statt. 

Auch in Rumänien hat nach dem Kriege eine Agrarum- 
wälzung stattgefunden, die allerdings nicht ganz so radikal war, 
wie in Rußland — sie wurde auch nicht durch eine allgemeine 
Revolution erzwungen —, die aber doch den Großgrundbesitz 
fast ganz beseitigte. 

Schon im Jahre 1917 versprach der König den kämpfenden 
Soldaten, um ihren Mut zu beleben, feierlich, daß die rumänischen 
Bauern den ganzen Besitz des Staates, der Krone und der juri 
stischen Personen erhalten werden, überdies 2 Mill. ha gutsherr- 
lichen Bodens. 

Dieses Versprechen lösten für das alte Rumänien Dekret- 
gesetze der Jahre 1918—1921 ein; die Bodenreform wurde sodann 
mit einigen Abweichungen im Jahre 1921 auf Transsylvanien 
und die Bukowina ausgedehnt, das in Beßarabien schon im Jahre 
1918 beschlossene Agrargesetz wurde im Jahre 1920 revidiert 
erlassen. 

Außerdem ordnet ein Gesetz vom Jahre 1920 die Enteignung 
von Weideflächen zur Schaffung von Gemeindeweiden an; ferner 
sucht ein Gesetz vom Jahre ıg2ı Meliorationen dadurch zu 
fördern, daß es die Regulierung von Wasserläufen, Uferschutz- 
bauten, Entwässerungen und Bewässerungen auf Grund von 
Mehrheitsbeschlüssen gestattet; bei Vorhandensein von öffent- 
lichen Interessen können solche Verbesserungen sogar gegen den 
Willen aller Beteiligten durch Bildung von Genossenschaften 
von Amts wegen vorgenommen werden. 


Das erste Agrargesetz für Altrumänien (1918) erklärte den 
anbaufähigen Boden der Krone, der juristischen Personen, dann 
aller Ausländer und Absentisten (Personen, die nach dem Gesetz 
über Absentismus in den letzten 5 Jahren die doppelte Steuer 
zu zahlen hatten) zur Gänze für enteignet; übrigens ordnet es die 
Enteignung von 2 Mill. ha anbaufähigem Boden aus den privaten 
Gütern über Ioo ha an, wobei die von einem Gute zu enteignende 
Fläche mit dessen Größe progressiv wächst, so daß den bisherigen 
Besitzern I00—500 ha (letzteres bei IO 000 ha und mehr) verbleiben. 

Die Höhe der zu leistenden Entschädigung wird nach den 
lokalen Kaufpreisen der Jahre 1912—1916, also der Vorkriegs- 
zeit, berechnet, darf aber keinesfalls den zwanzigfachen, bei Weiden 
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den fünfzehnfachen Pachtpreis übersteigen. Die Bauerngenossen- 
schaft (s. unten) zahlt die Entschädigung in 5%igen Renten- 
briefen aus. Der Staat trägt von der Entschädigung 35% ; die 
Bauern haben 20% bar anzuzahlen, den Rest in 20 Jahren zu 
tilgen. 

Die Bodenzuteilung erfolgt in Losen von in der Regel 5 ha, 
einschließlich des bisherigen Besitzes. Anspruchsberechtigt sind 
zunächst Soldaten, dann Kriegerwitwen und -waisen, kleine, 
landlose Landwirte, Kleingrundbesitzer mit weniger als 5 ha. 
Für die Landesübernahme werden die Anspruchsberechtigten zu 
Bauerngenossenschaften vereinigt; diesen übergibt die »Zentral- 
kasse der Volksbanken und Bauerngenossenschaften« (s. oben 
I. Abschnitt, Kapitel 6), der die Durchführung des Gesetzes 
übertragen ist, den Boden. 

Als sich bei der Durchführung ergab, daß auf diese Weise 
außer 1, Mill. ha der toten Hand nur 11⁄4 Mill. ha Privatbesitz 
für die Aufteilung vorhanden waren, wurden im Jahre 1921 
schärfere Bestimmungen über den Umfang der Enteignung er- 
lassen, gleichzeitig aber die Entschädigungen erhöht. Die den 
Gutsherren zu lassenden Restgüter dürfen nunmehr im Gebirge 
nur 100 ha betragen, in der Ebene je nach der Stärke des in der 
Gegend bestehenden Bodenmangels 150, 200 oder 250ha, nur 
bei bedeutenden Investitionen oder Industrieanlagen bis zu 
5ooha. Landwirte, die selbst akademisch geschult sind oder 
solche Söhne haben, können die Belassung weiterer 50 ha ver- 
langen. 

Die Höchstgrenze für die Preisbestimmung wird ferner auf 
das gofache, für Weiden auf das Zwanzigfache der Pachtpreise 
der Nachkriegszeit (1917—1922) hinaufgesetzt. 

Fehlt es in einer Gegend an genügendem Boden, um allen 
Landwirten Eigentum zuzuteilen, so muß ein Teil der letzteren 
in ein anderes Gebiet übersiedeln, wo sie unter begünstigten 
Bedingungen Stellen erhalten, nämlich 15 ha Kulturboden, ferner 
Gemeindeweiden und Baumaterialien. 

Gleichzeitig normiert das neue Gesetz die Größe der Par- 
zellen mit 5—7, ausnahmsweise auch mit I0—I5ha und führt 
für die Stelle Verfügungsbeschränkungen ein: eine Veräußerung 
der Stellen ist nur im ganzen und nur an solche rumänische 
Staatsbürger gestattet, die sich verpflichten, den Boden selbst 
zu bestellen. Auch im Erbwege ist Teilung des Besitzes nur be- 
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schränkt zulässig, nämlich bis zu 2 ha in der Ebene, bis zu ı ha 
im Gebirge. Belastung von Stellen bis zu Io ha ist nur bei einem 
staatlich autorisierten Kreditinstitut möglich. Der Grundeigen- 
tümer ist berechtigt, seinen Boden bis zu 50 ha für rechtlich un- 
teilbar zu erklären und ihn dem Anerbenrecht zu unterwerfen. 

Ein Gesetz vom Jahre 1920 schreibt außerdem die Schaffung 
von Gemeindeweiden mit bestimmtem Minimalausmaße in jeder 
Gemeinde und jedem Dorf vor. Dafür wird !/, der Kulturflächen 
aller Güter über 1oo ha enteignet. 


2. Die Agrargesetzein den neuerworbenen Gebieten. 

Sie sind denen Altrumäniens analog, aber mit folgenden 
Abweichungen: 

a) In Beßarabien umfaßten die Besitzungen von 10 
bis roo ha schon vor dem Umsturz 30% der Gesamtfläche. Hier 
hatte schon vor dem und im Jahre 1918 eine wilde Besitznahme 
der Güter durch die Bauern, so wie in Rußland, stattgefunden. 

Nach dem neuen Agrargesetz werden den Großgrundbe- 
sitzern nur IOooha belassen; im Falle größeren Bodenbedarfes 
kann aber auch noch unter diese Grenze gegangen werden. Ganz 
zu enteignen sind auch alle Güter, die von 1905—1918 ununter- 
brochen fünf Jahre lang verpachtet waren. 

Die neuen Stellen sollen 6-8 ha, die Kolonistenstellen 8 
bis 10 ha groß sein. 

Die Entschädigung geschieht mit dem 18,6fachen der mitt- 
leren Pachtzinse der Jahre I9I0—Ig14, wovon der Staat Y,, die 
Ansiedler %, tragen. 

b)In Transylvanien war die Grundbesitzverteilung 
viel günstiger als in Altrumänien; hier gab es einen kräftigen 
Bauernstand in guter wirtschaftlicher Lage. Die Besitzungen von 
10o—ıIoo ha umfaßten 30% der Bodenfläche. 

Die Enteignung geht hier viel weiter als in Altrumänien. 
Enteignungsfrei bleiben nur 28,5 ha im Gebirge, 50 ha im Hügel- 
lande, 114—245 ha — je nach dem Landmangel — in der Ebene. 
Doch kann zwecks Kolonisation die Enteignungsgrenze im letz- 

teren Falle allgemein auf ı14 ha herabgesetzt werden; unter 
Umständen kann sogar bis zu 5,6 ha herabgegangen werden. 

Bei Berechnung der Entschädigung gilt die ungarische 
Krone einem Lei gleich. 

In Siebenbürgen war übrigens schon im Jahre 1919 die 
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Zwangsverpachtung angeordnet worden. Bis Ig2I waren so 
über ı Mill. ha den Bauern in Pacht gegeben. 

Für die Verschärfung der Bestimmungen war wohl ein 
nationalpolitisches Motiv maßgebend: der Wunsch, die größten- 
teils magyarischen und deutschen Großgrundbesitzer zu treffen. 

c) Die Bukowina besteht zum größten Teile aus Forsten, 
während die landwirtschaftliche Fläche sehr zurücktritt. 

Hier sind Iooha, bei besonderer Intensität des Betriebes 
bis 250oha enteignungsfrei. Bei der Entschädigung wird die 
österreichische Krone dem Lei gleichgesetzt. 


3. Ergebnisse und Wirkung der Agrarreformen. 


In Altrumänien waren nach den zuletzt vorliegenden Nach- 
richten im Jahre 1923 2,2 Mill. ha enteignet, und zwar 0,6 Mill. ha 
Besitz der toten Hand und 1,6 Mill. ha von 4757 privaten Gütern. 
Diese Flächen wurden sofort Genossenschaften übergeben, und 
seit dem Jahre 192r auch individuell aufgeteilt. Im Jahre 1923 
waren bereits 1,7 Mill. ha in 462 000 Lose aufgeteilt (Durch- 
schnitt 3,6 ha), etwa Y, Mill. ha als Gemeindeweide ausgetan. 

In Beßarabien unterliegen 1,8 Mill. ha von 4258 Gütern der 
Enteignung, von denen im Jahre 1924 schon 1,5 Mill. ha ent- 
eignet und an 357 000 Bauern verteilt waren. 

In Transsylvanien beträgt die enteignete Fläche fast 2 Mill. 
ha, von denen 1⁄ Mill. ha im Jahre 1923 noch in Prozeß standen. 

In der Bukowina sind nur 61 000 ha enteignet worden. 

Die gesamte enteignete Fläche beträgt in Rumänien fast 
6,4 Mill. ha. 

Während in Altrumänien vor der Reform 3,8 Mill. ha oder 
49% der Fläche auf große, 4,0 Mill. ha oder 51% auf mittlere und 
kleine Güter entfielen, wird der Großgrundbesitz nach der Re- 
form nur noch etwa ı Mill. ha, der mittlere und kleine Besitz 
6,9 Mill. ha ausmachen. 

Daß die Bauern übrigens mit dem Erreichten nicht zufrieden 
gestellt sind, läßt sich begreifen. Sind doch immer noch ihre 
Güter, da sie zumeist nur 5—7 ha umfassen, bei der herrschenden 
extensiven Wirtschaftsweise zu klein, um aus ihnen auch nur 
den bescheidensten Lebensunterhalt zu decken. Und so wird 

denn schon die Aufteilung auch der Restgüter verlangt. Daß 
auch diese im Durchschnitt den Bauern nur einen geringfügigen 
Flächenzuwachs bringen könne, ist klar. 
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Die Forderung, der ganzen landwirtschaftlichen Bevölkerung, 
d. h. in einem industriearmen Lande fast der ganzen Bevölkerung, 
ausreichenden Boden zuzuteilen, ist eben, sobald eine gewisse 
Siedlungsdichte erreicht ist, auch durch die weitestgehende 
Nivellierung der Besitzverhältnisse nicht erfüllbar. 
Diese grundstürzende Agrarreform ist in überraschend kurzer 
Zeit durchgeführt und fast beendigt worden. Sie erfolgte, ohne 
daß unmittelbar vorher eine Revolution oder auch nur aus- 
gedehnte Agrarunruhen eingetreten wären, sondern lediglich in 
Erinnerung an die früheren Bewegungen dieser Art und aus — 
begründeter — Furcht vor künftigen. Kaum je sind in einem 
Lande die agrarischen Verhältnisse auf friedlichem Wege so 
rasch auf ganz neue Grundlagen gestellt worden. Daß dies mög- 
lich war, ist wohl daraus zu erklären, daß hier — anders 
als in Rußland — die bisherigen Betriebe zum Teile aufrecht 
erhalten blieben und daß nur die Rechtsbasis für sie geändert 
wurde. Die Bauern erhielten nämlich zumeist — wenn auch nicht 
durchaus — diejenigen Grundstücke zugewiesen, die sie früher 
schon in Teilbau oder Arbeitspacht bewirtschaftet oder als 
Arbeiter bestellt hatten (s. oben I. Abschnitt, Kapitel 6). Der 
Uebergang war um so leichter, als die Bauern schon früher im 
Besitz des lebenden und toten Inventars auch für den gutsherr- 
lichen Boden gewesen waren. So war hier keine so grundlegende 
Umänderung der ganzen Wirtschaftsapparates erforderlich. Auch 
sind neue Kolonien, die das Gesetz auch in Aussicht genommen 
hat, nicht, oder nur in verschwindendem Maße angelegt worden. 
Trotzdem trat zunächst ein furchtbarer Rückgang der 
landwirtschaftlichen Produktion ein, ein Sinken der Anbau- 
fläche und der Ernteerträge, der Ersatz hochwertiger Feldfrüchte 
für den Export, insbesondere des Weizens, durch Mais und Hafer 
für den eigenen Konsum. Die produktiveren Großbetriebe 
sind zerstört, die Restgüter werden nicht mehr mit der früheren 
Intensität bewirtschaftet. Der Bauer arbeitet, da der Zwang, der 
Druck, weggefallen ist, nicht mehr so viel als vorher. Und er 
wirtschaftet jetzt auch anders. Manche Bodenstücke blieben, 
namentlich Anfangs, unbebaut und verwilderten ; liegen doch 
die zugewiesenen Felder oft viele Kilometer vom Hof entfernt. 
Aber auch auf vielen bebauten Gründen wird die Wirtschaft zum 
Teil extensiver geführt, ja ist das eigentliche Wirtschafts- 
prinzip wie in Rußland, zum Teile ein anderes geworden. Die 


| o> 
. 





Die Agrargesetzgebung der europ. Staaten vor u. nach d. Kriege II. 505 


Produktion für den Markt wird in gewissem Umfange eingeschränkt 
und statt dessen besteht Ziel und Maß der Wirtschaft lediglich 
darin, mit möglichst wenig Arbeit den Eigenbedarf herauszuwirt- 
schaften, der aber bei der Genügsamkeit des rumänischen Volkes 
sehr gering ist. Und selbst dieser Eigenbedarf wird nicht immer 
gedeckt. Mußte doch, weil die Ernährung der Bevölkerung ge- 
fährdet war, im Jahre 192r ein Ausfuhrverbot erlassen werden. 
Und gleiches ereignete sich im Jahre 1925. Rumänien, das 
früher die Kornkammer Europas gewesen war, das alljährlich 
große Mengen Getreide und Mehl exportierte, war gezwungen, 
Brotfrucht einzuführen. 

Altrumänien hatte vor dem Kriege etwa 2,3 Mill. t Weizen 
erzeugt, etwa I Mill. t exportiert; im Erntejahr 1920/21 war die 
Weizenproduktion in dem großrumänischen Reich mit doppelter 
Ackerfläche auf 2,1 Mill. t gesunken, von denen nur 1/,Mill.t 
für die Ausfuhr frei war; und auch für das Jahr 1921/22 ergeben 
sich ähnliche Zahlen. Dagegen ist die Erzeugung von Mais 
ziemlich unverändert geblieben, die von Hafer und Gerste ge- 
stiegen. 

Für Rumänien wiederholt sich die schon für Rußland auf- 
geworfene Frage, inwieweit diese schweren Schäden eine Kriegs- 
folge, wieweit sie eine lediglich vorübergehende Uebergangs- 
erscheinung, wieweit sie eine dauernde Wirkung der Agrarreform 
sind. 

Auch hier läßt sich die Frage auch heute noch nicht beant- 
worten; auch hier hängt die Zukunft wohl stark von der schwer 
berechenbaren Psyche der rumänischen Bauernschaft und ihrer 
Entwicklung ab. Immerhin läßt die Besserung der Verhält- 
nisse in den letzten Jahren auf eine günstige Entwicklung hoffen. 


8. Griechenland (neuen Bestandes). 
(147 634 km?, 5,5 Mill. Einwohner, 37,5 pro km?. Volkszählung 1920.) 


Hier bestehen besonders schwierige Agrarverhältnisse. Der 
Boden ist großenteils im Besitz von Muselmanen nach türkischem 
Agrartecht. Die Großgrundbesitzungen werden mit Hilfe von 
bäuerlichen Fronden durch Intendanten bewirtschaftet. Viel 
Ackerboden ist noch unbebaut. 

Das griechische Agrargesetz vom Jahre 1920, wesentlich 
geändert im Jahre 1922, bezweckt die Aufteilung der Staats-, 
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Gemeinde- und Kirchengüter und der Großgrundbesitzungen. 
Die Enteigenbarkeit des Privatbesitzes ist je nach der Gegend 
in sehr verschiedenem Ausmaße normiert; zumeist hat der bis- 
herige Besitzer Anspruch auf Belassung von Iooha. Von der 
Enteignung sind Betriebe ausgenommen, die nach wissenschaft- 
lichen Methoden mustergültig intensiv wirtschaften. 

Die Entschädigung wird unter Berücksichtigung der ver- 
schiedenen wertbestimmenden Momente auf Grund der Vor- 
kriegspreise (dazu Zuschläge von 20—40%) mit dem 20 fachen 
Reinertrag festgesetzt und in dreißigjährigen Schuldverschrei- 
bungen bezahlt. 

Anspruchsberechtigt sind in erster Linie die Halbpächter 
des Gutes, dann die sonstigen dort wohnenden Landwirte, die 
benachbarten Halbpächter usw. 

Die enteigneten Grundstücke werden von zu bildenden Ge- 
nossenschaften den Anspruchsberechtigten übergeben; die Ge- 
nossenschaften nehmen die individuelle Zuteilung vor. 

Die Größe der neuen Stellen ist verschieden normiert, je nach 
der Oertlichkeit, in der Regel höchstens 7—16 ha. 

Der Erwerber ist zur persönlichen Bestellung des Bodens mit 
Hilfe der Familie verpflichtet, Ueberlassung der Bestellung an 
einen anderen ist verboten. Es besteht bis zur völligen Zahlung 
des Kaufpreises, mindestens aber durch ro Jahre Unveräußer- 
lichkeit und Unbelastbarkeit der Stellen. Auch nach dieser Zeit 
ist Verkauf nur an Selbstbewirtschafter gestattet. 

Bis 1923 waren von 1728 Großgrundbesitzungen 823 ent- 
eignet, 7 500 Stellen von durchschnittlich 13,5 ha gebildet. Das 
Gesetz schreibt die Bildung der Genossenschaften aus den Sied- 
lungswerbern eines Gebietes und die Uebertragung des Bodens 
zunächst an diese Genossenschaften vor. 


9. Bulgarien (neuen Bestandes). 
(103 189 km?, 4,9 Mill. Einwohner, 47,1 pro km?. Volkszählung 1920.) 


Der Boden ist noch zum großen Teile landwirtschaftlich un- 
bebaut oder doch nicht voll ausgenützt. Doch hat sich die be- 
stellte Fläche 1906—1911 um 44%, vergrößert. 

Im Jahre 1908 waren auf dem damaligen Staatsgebiete nur 
48% der Fläche im Besitz von Privaten, 25% Gemeinde-, 8% 
Staatsbesitz usw. Latifundien fehlen. Die Besitzungen über 
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ıooha machen nur 254 000 ha, 5,5% des gesamten Privatbe- 
sitzes aus. 

Im Jahre 1918 erhielt jeder Bulgare das Recht, vom Staate 
Siedlungsboden zu verlangen; die Landzuweisung erfolgt im 
Stücken von 24—5%, ha, und zwar nicht zu Eigentum, sondern 
bloß zu Besitz; Eigentum wird erst nach 20 jähriger Bestellung 
des Bodens erlangt. 

Das Agrargesetz vom Jahre 1921 begründet das Bodeneigen- 
tum auf die Arbeit; niemand darf mehr Boden besitzen, als er 
mit seiner Familie und mit ausnahmsweise gedungenen Arbeits- 
kräften bestellen kann. Lohnarbeit ist nur ausnahmsweise ge- 
stattet. Niemand darf an anbaufähigem Boden mehr als 80 ha 
besitzen, wenn jedoch der Eigentümer den Grund nicht selbst 
bearbeitet, nur 4ha und überdies je r ha für jedes Familien- 
mitglied. 

Das Gesetz schreibt die amtliche Feststellung aller ver- 
pachteten oder jene Höchstgrenze übersteigende Grundstücke vor. 
Für diese und für gewisse Güter von Staat, Gemeinden, Klöstern 
und Banken erfolgt die Enteignung nach den durchschnittlichen 
Marktpreisen 1905—1915 mit progressiven Abzügen von Io bis 
50%, zugunsten des Staates. 

Der enteignete Boden wird zum Ertragspreis plus 20% zu- 
geteilt, und zwar zunächst an Landwirte auf fremdem Boden, 
dann an Kleinlandwirte, Kooperativgenossenschaften und ge- 
eignete Landarbeiter. 

Zugleich erfolgt eine Zusammenlegung der Grundstücke. 
Es besteht Unveräußerlichkeit der Stellen durch 20 Jahre und 
Rückfall an den Staat innerhalb dreier Jahre bei Nichtbebauung 
oder nicht guter Bewirtschaftung. 

Der staatliche Landfond bestand 1923 aus 81 0o00 ha, davon 
49 000 von 1707 Besitzern enteignet. 

Im Jahre 1924 gab es 13000 Pächter ohne Grundbesitz, 
52000 Pächter mit so kleinen Pachtgütern, daß die Pächter- 
familie davon nicht leben kann, wozu 5 ha nötig waren. Um die 
gesamte Nachfrage zu befriedigen, brauchte man 400 oooha, 
während dafür nur 80 000 ha verfügbar sind. Man erhofft die 
Gewinnung des erforderlichen Bodens von der Kultivierung des 
Oedlandes. 

Bis Ende 1923 waren nur 780 Personen mit 1385 ha ver- 

sorgt worden, durchschnittlich 1,77 ha. 
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10. Jugoslawien. 
(248 989 km, 12 Mill. Einwohner, 48,3 pro km?. Volkszählung 1921.) 


I. Agrarische Verhältnisse. 


Jugoslawien ist gleichfalls überwiegend ein Agrarstaat mit 
unentwickelter Industrie. Zur Gesamtbevölkerung stellen die 
Bauern und ihre Familien etwa 85%. 

Von 25 Mill. ha Boden sind über 6 Mill., 25%, unproduktiv; 
speziell in Serbien steigt diese Quote auf 52%, in Montenegro 
auf 73%, während sie in Dalmatien nur 14, in Kroatien 7% 
beträgt. Weite Flächen könnten noch kultiviert und koloni- 
siert werden. Von dem gesamten Areale sind nur 44% landwirt- 
schaftlich benützt. Der Großgrundbesitz — etwa 700 Be- 
sitzungen — machte rund ı,I Mill. ha aus; davon ist nicht ein- 
mal die Hälfte — rund 1⁄4 Mill. ha — Ackerboden, das übrige 
zumeist Wald. 

Speziell in Altserbien gibt es sehr wenig Großgrund- 
besitzungen; im Jahre 1905 zählte man deren nur 361 (mit über 
100 ha); sie machen nicht einmal 4% der Gesamtfläche aus, 

In Kroatien und Slawonien war die Grundbesitz- 
verteilung des Ackerlandes vor der Agrarreform: 


Zahlder Besitzungen Fläche 


Besitzgröße in %, in % 
bis 5,75 ha zi 20 
von 5,75 bis 11,5 ha 20 24 
von 11,5 bis 115 ha 8,2 28 
über r15 ha O,I 26 


Die Hälfte des Ackerlandes besteht also hier aus Klein- und 
Zwergbesitzungen, etwa je ein Viertel aus größeren Bauerngütern 
und aus Großgrundbesitzungen. 


Bei der verhältnismäßig geringen Ausdehnung des landwirt- 
schaftlichen Großbesitzes war in Jugoslawien wenig objektive 
Veranlassung zu einer Agrarreform im Sinne der Aufteilung. 
Von irgendwelchen größeren agrarischen Bewegungen ist dann 
auch nichts bekannt geworden. Gleichwohl wirkten auch hier 
die Beispiele Rußlands und Rumäniens sowie die allgemeinen 
agrarsozialistischen und demokratischen Ideen ein, ferner das 
militärische Interesse an der Verbesserung der Stimmung der 
Kämpfenden. 
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So wurde schon im Februar I9I7 verkündet, daß jeder, der 
in das serbische Heer eintritt, nach dem Waffenstillstande 5 ha 


Boden erhalten werde. 


2. Agrarreform. 


Das Dekret vom Jahre 1919 war zur Erfüllung jenes Ver- 
sprechens bestimmt, enthält aber nur vorläufige Bestimmungen. 

Es wird zunächst das in diesen Gebieten z. T. noch bestehende 
Kmetenverhältnis aufgehoben, der bisherige Kmet zum Grund- 
eigentümer gemacht, dem bisherigen Besitzer eine Entschädigung 
vom Staat versprochen, deren Höhe durch ein späteres Gesetz 
bestimmt werden soll. 

Der gesamte Großgrundbesitz wird als zugunsten des Staates 
expropriiert erklärt. Was als Großgrundbesitz anzusehen ist, 
bleibt späteren Bestimmungen vorhehalten. Doch gelten sofort 
als enteignet: die Fideikommisse; die früheren Krongüter; ferner 
Güter mit wenigstens 56—280 ha (je nach örtlichen Verhält- 
nissen) anbaufähigem Boden; ferner Güter mit ebensoviel Boden 
überhaupt, wenn der Besitz im ganzen verpachtet oder ganz oder 
zum Teile unbebaut ist. Sämtliche großen Forste fallen an den 
Staat; die Wald- und Weideservitute sollen später geregelt werden. 

Die Entschädigung soll durch ein eigenes Gesetz geregelt 
werden. Bis dahin können die früheren Gutsbesitzer eine pro- 
visorische Rente in der Höhe des bisherigen Reinertrages ver- 
langen. 

Die Güter werden sofort provisorisch aufgeteilt, wobei mit 
den größten zu beginnen ist. Der Staat kann den enteigneten 
Boden bis zur Zuteilung in Besitz nehmen, ihn verwalten oder dem 
Eigentümer, in der Regel aber anspruchsberechtigten Personen 
vorläufig verpachten. 

Die Zuteilung erfolgt an landwirtschaftlich tätige Personen, 
die keinen oder zu wenig Boden besitzen; vor allem an Kriegs- 
invaliden, Kriegerwitwen und -waisen, Soldaten und Freiwillige, 
die für die Vereinigung der Serben, Kroaten und Slowenen ge- 
kämpft haben. Jeder soll soviel Boden erhalten, als er mit seiner 
Familie bebauen kann. 

Die zugeteilten Stellen dürfen (in Altserbien) nicht ver- 
äußert und belastet werden. 

Bereits bestehende Pachtverträge kann die Behörde hin- 

sichtlich der Dauer und des Zinses ändern. 
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Für die Aufteilung bestimmt sind etwa 1, Million ha Acker, 
4 lio Mill. ha Wald, 2/,, Mill. ha Wiesen und Weiden, zus. 1,ı Mill. ha. 

Bis 1923 waren 329000 ha Ackerboden — über 60%, — 
bereits an 216 642 Familien verteilt, d. h. durchschnittlich 1,5 ha. 
Mehr als die Hälfte des aufgeteilten Bodens — 208000 ha — ge- 
langte an 182 000 schon bestehende Bauerngüter; 80% der Klein- 
güter erhielten auf diese Weise durchschnittlich ı,ıha. Außerdem 
sind für Freiwillige und andere Kolonisten 35 000. Stellen mit zu- 
sammen 126000 ha neu errichtet worden, durchaus Kleingüter mit 
durchschnittlich 3,6 ha, was die Zahl der Grundbesitzer um 4% 
erhöht. Die Freiwilligen erhielten den Boden ohne Gebäude, ohne 
Vieh, ohne Inventar zugewiesen; da sie überdies zumeist weder 
über Kapital, noch über landwirtschaftliche Kenntnisse verfügen, 
kann man ihnen keine günstige Zukunft voraussagen. 

Die Agrarreform vermehrt also die Zwergschaften oder ver- 
größert solche um ein Geringes, ohne sie zu eigentlichen Bauern- 
gütern zu machen. 

Die agrarischen Aufgaben Jugoslawiens dürften in Wahrheit 
in einer ganz anderen Richtung liegen: in der Hebung der land- 
wirtschaftlichen Technik und in der Urbarmachung der aus- 
gedehnten, noch nicht kultivierten Flächen durch Kolonisten. 


11. Ungarn (neuen Bestandes). 
(92 720 km, 8,1 Mill. Einwohner, 87,6 pro km?. Schätzung 1922.) 


In dem früheren Ungarn ohne Kroatien und Slavonien 
machten (IgI5) I,3 Mill. Betriebe bis 2,2ha mit zusammen 
1,2 Mill. ha noch nicht 6% der Bodenfläche aus, dagegen die 
13 360 Betriebe über II5 ha mit zusammen 9,5 Mill. ha 42%. 
Im heutigen Ungarn gehören fast 40% des Ackerlandes, d. h. 
1,4 Mill. ha, 4600 Personen, 2,6 Mill. ha den Kleingrundbesitzern. 
Von der gesamten Landesfläche, rund 9 Mill. ha, entfallen 31, Mill. 
ha (37%) auf Güter über 500 ha, 2), Mill. ha (25%) auf Fidei- 
kommisse, Kirchengut usw., zusammen 51% Mill. ha (62%), da- 
gegen auf kleineren und mittleren Besitz nur 31, Mill. ha (38%). 

Die sehr ungünstigen Ägrarverhältnisse führten vor dem 
Kriege wiederholt zu Unruhen. 

Nach dem Umsturz erließen die Revolutionsregierung Karoly 
und später die kommunistische Volksrepublik radikale Agrar- 
gesetze, die nicht zur Durchführung gelangten. 
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Das Agrargesetz 1920 über die zweckmäßige Verteilung des 
Grundbesitzes will eine besonnene, ruhige Agrarreform in die 
Wege leiten, den Großgrundbesitz nicht allgemein beseitigen, 
sondern nur die Grundbesitzverteilung dort, wo sie den Gemein- 
interessen widerstreitet, durch Vermehrung des bäuerlichen Be- 
sitzes verbessern, andrerseits aber auch eine Hebung der land- 
wirtschaftlichen Produktion durch sorgfältige Auswahl der mit 
Boden zu beteilenden Personen erzielen; zwei Zwecke, die aber 
deswegen schwer gleichzeitig verfolgt werden können, weil der 
Großgrundbesitz in Ungarn größere Erntemengen aufweist als 
der Kleinbesitz. 

Den Boden für die zu schaffenden Kleingüter erwirbt der 
Staat 1. vor allem durch freihändigen Verkauf; 2. ferner auf 
Grund eines gesetzlichen Vorkaufsrechtes an allen landwirt- 
schaftlichen Realitäten, außer bei Veräußerung an Verwandte 
u. dgl.; 3. nur ergänzend durch Zwangskauf oder Zwangspacht 
von Gütern. Enteignet können werden: a) ohne Rücksicht auf 
die Größe der seit Kriegsbeginn durch Rechtsgeschäfte erworbene 
Grund, der Besitz von Erwerbsgesellschaften und Boden, der 
seit 1884 unter Umständen erworben wurde, daß nach diesem 
Gesetz der Staat vorkaufsberechtigt gewesen wäre; b) von Groß- 
gütern jener Teil, der ohne Gefährdung des bisherigen rationellen 
Betriebes abgelöst werden kann. Der Bodenreform dienen ferner 
jene Flächen, die der Besitzer von mehr als 430 ha dem Staat 
als Vermögensablösung abzutreten haben. 

Umfang und Preis der Ablösung ist, wenn möglich, einver- 
ständlich, sonst gerichtlich festzustellen, und zwar nach dem 
vollen Gegenwert unter Berücksichtigung des normalen Ertrages. 
Die Preisbestimmung kann auf I0 Jahre aufgeschoben werden. 

Der Boden soll zunächst an Kriegsverletzte und Hinter- 
bliebene, an landlose Arbeiter (bis zu 1,3 ha), an Zwerg- und 
Kleinbesitzer (bis zu 6,5 ha) usw. ausgeteilt werden; doch können 
auch größere Besitze gebildet werden. Die Uebertragung kann 
auch in der Form des Rentenguts erfolgen. Ferner können Be- 
sitzungen als Heimstätten oder als unteilbare Familiengüter er- 
klärt werden. Geschieht dies nicht, so sind die neu gebildeten 
Stellen innerhalb zehn Jahren nur mit behördlicher Zustimmung 
veräußerbar und belastbar. 

Die der Bodenreform unterliegende Fläche wird auf 7,3 Mill. 
ha geschätzt. 


512 Walter Schiff, 


Im Jahre 1924 waren 191000 Stellen mit zusammen 
257 0o00 ha geschaffen, Durchschnitt 1}4 ha. Bisher ist also das 
Ergebnis quantitativ sehr gering und es besteht nur in einer Ver- 
mehrung der Zwergbesitzer, die auf Landarbeit beim Großbesitz 
angewiesen sind. Der Zweck des Gesetzes, die Vermehrung der 
Bauerngüter, ist bei der Durchführung nicht berücksichtigt 
worden. 


12. Die Tschechoslowakei. 
(140 352 km, 13,5 Mill. Einwohner, 97,0 pro km?. Volkszählung 1921.) 


I. Die Grundbesitzverteilung und Agrarverfassung. 


InBöhmen, Mähren und Schlesien zeigt die 
Grundbesitzstatistik vom Jahre 1896 folgendes Bild: 


Besitzgröße Besitzfälle % Fläche in ha % 
o—2 ha I 049 457 72,2 503 309 6,4 
2—ıo ha 280 323 19,3 I 304 934 16,6 
10—100 ha 120 954 8,3 3 080 964 39,2 
über ıoo ha 2 308 0,2 2 971 361 37,8 
darunter über 2000 ha 236 0,016 2 150 680 27,2 


Den vier größten Grundbesitzern Böhmens gehörte !/, der 
ganzen Landesfläche, dem größten 1773 km?, 3,4%, der Gesamt- 
fläche. 

Der Großgrundbesitz bestand in diesen drei Ländern zum 
größeren Teil (63%) aus Wald. 

In Böhmen wurde etwa die Hälfte der Fläche des Großgrund- 
besitzes vom Eigentümer selbst bewirtschaftet, die andere Hälfte 
verpachtet, und zwar zu 24an Großpacht. In Mähren und Schlesien 
war die Anzahl der selbstbewirtschafteten Meierhöfe ungefähr 
ebenso groß wie die der verpachteten. Von der Gesamtfläche des 
Großgrundbesitzes befanden sich hier mehr als 24 im Großbetriebe. 

In den drei Ländern waren 10%, des Bodens fideikommis- 
sarisch gebunden, etwa Y, der Fläche der über ıooha großen 
Güter. Ein Großteil der Großgüter befand sich in Händen der 
Deutschen. 

Ueber die bis zur Agrarreform herrschende Agrarverfassung 
s. oben I. Abschnitt, Kapitel 5. 

Inder Slowakei und Karpatho-Rußland war 
die Grundbesitzverteilung weit extremer als in den früher öster- 
reichischen Gebieten, indem hier die breite Schicht von Bauern- 
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gütern fehlte. So besaßen im Jahr 1895 52% der Grundbesitzer 
nur 5,8%, der Bodenfläche in Zwerggütern, während 3,459 (0,6%) 
'Großgrundbesitze von über II5 ha eine Fläche von 4,3 Mill. ha 
bedeckten, 48,5%, der Gesamtfläche. Aehnlich stand es in Kar- 
patho-Rußland. Die Großgrundbesitze dieser beiden Gebiete 
bestehen zur Hälfte aus Wäldern. 

Großgrundbesitz und Großbetrieb sind also in der Tschecho- 
slowakei sehr ausgedehnt, ja man kann von Latifundienbildung 
sprechen, so daB Gelegenheit zu Bodenteilung und inneren Koloni- 
sation durchaus gegeben ist. Besonders dringlich erscheint in- 
dessen eine solche in den Sudetenländern bei dem Vorhandensein 
so zahlreicher mittlerer und großer Bauerngüter nicht; nament- 
lich, da neben .der Landwirtschaft große, blühende Industrien 
bestehen. Auch wirtschaftlich liegt kein Anlaß zur Beseitigung 
der landwirtschaftlichen Großbetriebe vor; denn diese stehen in 
technischer Hinsicht zumeist auf einer hohen Stufe, sind auch 
großenteils mit Industrialien verbunden. 

Im ganzen gab es in der Tschechoslowakei vor der Agrar- 
reform 1730 private Großgüter von mehr als 250 ha mit zusam- 
men rund 4 Mill. ha, d. h. 0,02% der Grundeigentümer besaßen 
28,2%, der gesamten Bodenfläche. 


2. Die Entstehung der Agrargesetzgebung. 


Die Republik hat in den wenigen Jahren ihres Bestandes 
eine außerordentlich vielseitige und umfangreiche gesetzgebe- 
rische Tätigkeit auf agrarischem Gebiete entfaltet. Die Boden- 
reform ist hier so eingehend und sorgfältig normiert und durch- 
geführt worden, wie in keinem anderen Staate. Außerdem sind 
eine weitgehende Pachtreform in Angriff genommen und Ge- 
setze über Gemeinschaftsgüter und Fideikommisse erlassen wor- 
den. 
Die Bodenreform hat mehrere verschiedenartige Wurzeln: 
politische, soziale, nationale, militärische. 

Vor allem wurde die Beseitigung des großenteils volks- 
fremden Großgrundbesitzes als ein Teil der Erringung der natio- 
nalen Unabhängigkeit angesehen; hatten doch die adeligen 
Großgrundbesitzer stets in einem starken politischen Gegensatze 
zum tschechischen Volke gestanden. Ferner sollte die große 
Masse der Bauern, Zwerggütler und Landlosen mit ihren Inter- 


essen an das neue Staatswesen geknüpft, ihr Landhunger sollte 
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möglichst befriedigt und damit der Gefahr großer agrarischer 
Unruhen vorgebeugt werden. Dazu kamen andere Momente: 
die demokratische Forderung nach Beseitigung der Ueberreste 
des Feudalismus und nach Beteiligung möglichst Vieler am 
Boden; der Wunsch, den Deutschen eine wirtschaftliche und 
soziale Machtposition zu nehmen, deutsche Gegenden im Wege 
der Ansiedlung zu tschechisieren, das Land durch Verstaat- 
lichung der Grenzwälder militärisch zu sichern, Die eigentlich 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte traten dagegen, nament- 
lich anfangs, fast ganz zurück. 

Die Reformgesetze waren demnach ausgesprochenerweise 
ein Politikum und wurden auch von den maßgebenden tschechi- 
schen Staatsmännern offen als solche bezeichnet. 

Das revolutionäre Rumpfparlament beschloß sie, ohne viel 
Beratung und Vorbereitung, in Abwesenheit der Deutschen, meist 
en bloc und zwar mit den Stimmen der Sozialdemokraten. 


3. Die Bodenreform. 


a) Vorbereitende Maßnahmen. 


Nachdem schon die revolutionäre Auslandsregierung am 
ı8. Oktober 1918 in der Unabhängigkeitserklärung des tschecho- 
slowakischen Volkes die Abschaffung des Großgrundbesitzes ver- 
kündet hatte, wurden schon am ıı. Tage nach dem Umsturz 
vorbereitende Normen erlassen; sie stellen jede Veräußerung, 
Verpfändung und Belastung des landtäflichen Besitzes ohne be- 
hördliche Bewilligung unter Strafe und regeln die Bewirtschaf- 
tung der Forste. 


b) Die Beschlagnahme. 


Im Jahre 1919 erklärt ein Gesetz den gesamten Großgrund- 
besitz als zugunsten des Staates »beschlagnahmte, d.h. alle 
Liegenschaften von mehr als 150 ha landwirtschaftlichen Bodens 
oder von mehr als 200ha Boden überhaupt; im Falle großen 
örtlichen Bedarfes können auch kleinere Güter enteignet werden. 
Der Eigentümer kann von dem beschlagnahmten Boden ererbte 
Flächen in der obengenannten Ausdehnung für sich in Anspruch 
nehmen; eventuell können den Besitzern bis zu 500 ha Boden 
belassen werden. Nicht beschlagnahmt sind die Staats-, Landes- 
und Gemeindegüter, ferner selbständige nichtlandwirtschaftliche 
Realitäten, die nicht der Bewirtschaftung der beschlagnahmten 
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Güter dienen; eine Ausnahme, die aber in der Praxis aufs ein- 
schränkendste interpretiert wurde, so daB auch Industrialien 
wie Zucker-, Spiritusfabriken, Mühlen, Sägen usw. beschlag- 
nahmt wurden. 

Der beschlagnahmte Boden bleibt zunächst im Besitz und 
gebundenen Eigentum der bisherigen Besitzer; jedoch mit der 
Verpflichtung zur ordentlichen Bewirtschaftung — sonst Zwangs- 
verwaltung auf Kosten des Besitzers — und mit dem Verbot 
jeder rechtlichen Verfügung ohne behördliche Zustimmung. 

Jeder Grundbesitz ist anzumelden und wird verzeichnet. 


c) Das Bodenamt. 


Im Jahre ıgıg zur Durchführung der Agrargesetze geschaf- 
fen, untersteht das Bodenamt unmittelbar dem Ministerrate und 
wird von einem zwölfgliedrigen Verwaltungsausschuß überwacht 
oder eigentlich geleitet, Dieser wurde von dem ausschließlich 
tschechischen Rumpfparlament gewählt; die Deutschen sind 
darin nicht vertreten, Das Bodenamt hat eine ungewöhnlich 
selbständige Stellung, eine ungeheure Machtfülle; es unterliegt 
nicht der parlamentarischen Kontrolle, gegen seine Entschei- 
dungen gibt es meist kein anderes Rechtsmittel, als die Be- 
schwerde beim Verwaltungsgerichtshof. Obgleich nur auf 3 Jahre 
bestellt, hat bisher keine Neuwahl des Bodenamtes stattgefunden. 


d Entschädigung. 

Von vereinzelten Ausnahmen abgesehen, ist eine Entschä- 
digung zu leisten, und zwar grundsätzlich auf Grund der durch- 
schnittlichen Kaufpreise der Jahre 1913—ıg15 für ähnliche 
Güter über 100 ha, also nach Friedenspreisen. Für die Bewertung 
ist aber eine ziemlich mechanische, schematische Skala vor- 
geschrieben, wobei noch besondere Zu- oder Abschläge bis zu 
70% der Summe statthaft sind; überdies ist bei Beschlagnahme 
von mehr als Iooo ha ein mit der Besitzgröße und mit der Zeit 
wachsender Abzug bis zu 40%, zu machen. Dabei wird der ein- 
getretenen Geldentwertung keine Rechnung getragen, sondern 
der in vollwertigen Kronen berechnete Preis ist in minderwertigen 
Kronen zu bezahlen. Wohl aber sind die seit Kriegsbeginn ge- 
machten Investitionen und Meliorationen zu berücksichtigen. 
Der Uebernahmepreis wird tatsächlich fast immer mit dem Be- 
sitzer vereinbart. 

33* 
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Diese Entschädigung braucht der Staat nicht bar zu be- 
zahlen, sondern der Gutsbesitzer erlangt nur eine unkündbare 
Forderung ‚gegen den Staat, die dieser mit 4% zu verzinsen und 
durch Raten zu tilgen hat. 


e) Die Zuteilung des Bodens. 


Den beschlagnahmten Boden kann der Staat für öffent- 
liche Zwecke behalten; dies geschieht namentlich mit den im 
deutschen Siedlungsgebiete liegenden Grenzwäldern. Sonst soll 
das Land zur Schaffung kleinbäuerlicher Betriebe, in der Regel 
von 6 bis Io, evtl. I5ha, verwendet werden oder zur notwendigen 
Ergänzung bestehender Kleingüter auf diese Größe. 


Anspruchsberechtigt sind kleine Landwirte, Kleingewerbe- 
treibende, landwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte, insbe- 
sondere Legionäre, Soldaten und Kriegsinvalide und deren Hin- 
terbliebenen; dann landwirtschaftliche Produktivgenossenschaf- 
ten, Gemeinden usw. Ausgeschlossen sind u. a. Ausländer. Mit 
der Teilung soll möglichst eine Zusammenlegung der Grundstücke 
verbunden werden. 


Der Uebernahmepreis muß sämtliche Kosten der Operation 
decken und die Entschädigung durchschnittlich um etwa 50%, 
nach einem Gesetz vom Jahre 1922 um 35%, übersteigen. 


f Heimstätten. 


Die neuen landwirtschaftlichen Stellen dürfen nur als Heim- 
stätten ausgegeben werden; bei Vergrößerung bestehender land- 
wirtschaftlicher Anwesen durch Bodenzuteilung müssen diese 
auf Verlangen des Bodenamtes in Heimstätten umgewandelt 
werden. Letzteres kann auch auf Verlangen der Besitzer mit 
anderen Stellen geschehen. Die Veräußerung, Verpachtung, Tei- 
lung und Belastung einer Heimstätte ist nur unter bestimmten 
Voraussetzungen und auch dann nur mit Zustimmung des Boden- 
amtes gestattet, eine Belastung nur in der Form von Renten- 
schulden, nur für bestimmte Zwecke und nur bei bestimmten 
öffentlichen Instituten; die Vererbung erfolgt in der Regel nach 
Anerbenrecht. Eine Reihe von Umständen berechtigen das Bo- 
denamt, die Heimstätte gegen Ersatz der Aufwendungen einzu- 
lösen. 
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g) Kredithilfe. 

Der Erwerber einer Heimstätte braucht nur 10% des Ueber- 
nahmepreises bar anzuzahlen,; er kann langfristigen, unkünd- 
baren, festverzinslichen Besitzkredit für Grunderwerb bis zu 
90%, des Bodenpreises, für Bauführung bis zur Hälfte der Bau- 
kosten aufnehmen, und zwar von bestimmten Kreditinstituten, 
die dafür Teilschuldverschreibungen, eventuell unter Staats- 
garantie, ausgeben dürfen. Legionäre und Soldaten bekommen 
noch weitere Kredithilfen aus einem staatlichen Fonde. An Ge- 
nossenschaften kann der Staat auch Besitzkredite gewähren. 


h) Zwangspacht. 


Um die Ueberführung des Bodens aus den Händen der 
Großgrundbesitzer zu beschleunigen und von der langwierigen 
Zuteilung unabhängig zu machen, konnte das Bodenamt bis 
Ende 192r im Falle großer Bodennachfrage den Eigentümer ver- 
pflichten, Boden an anspruchsberechtigte Personen unter den 
üblichen Bedingungen bis zu 6 Jahren in Kleinpacht zu über- 
lassen. Der definitiven Zuteilung wird dadurch nicht prä- 
judiziert. 


4. Die Pachtrechtsreform. 


In den Jahren 1919 bis 1924 wurden Gesetze zur Sicherung 
der Kleinpächter erlassen. 


Selbstwirtschaftende Pächter von beschlagnahmtem Boden, 
sowie von Staats- und Kirchengut haben im Falle achtzehnjähri- 
ger ununterbrochener Pachtdauer das Recht, die Uebertragung 
des Bodens zu Eigentum gegen eine gerichtlich festzusetzende 
Entschädigung auf Grund der Verkehrspreise im Jahre 1913 zu 
verlangen oder statt dessen die Verlängerung der Pacht minde- 
stens für 6 Jahre. Der Gesamteigenbesitz darf dadurch 8 ha nicht 
überschreiten. Der so erworbene Boden darf durch ıo Jahre 
nur mit Zustimmung des Bodenamtes veräußert werden. 
Die Zahlung des Kaufpreises kann in Iro gleichen Jahresraten 
geschehen. 

Ferner kann auch sonst ein selbstwirtschaftender Klein- 
pächter die Verlängerung der zu Ende gehenden Pacht um 
4 Jahre verlangen. Weitere Normen regeln die Erhöhung des 
Pachtzinses. 
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5. Sonstige Agrargesetze. 


Alle Gemeindegüter werden durch ein Gesetz vom 
Jahre ıgır in Gemeindevermögen verwandelt, wobei die bis- 
herigen Nutzungsrechte ohne Entschädigungen wegfallen. 

Ein Gesetz vom Jahre ıgı8 hebt die Fideikommisse 
auf. 

6. Die Durchführung der Reform. 


Beschlagnahmt wurden rund 4 Mill. ha Boden von 1732 Be- 
sitzern, 28%, der Gesamtfläche; und zwar 1,2 Mill. ha Acker und 
Wiesen (fast 17% der landwirtschaftlichen Fläche), 2,5 Mill. ha 
Wald (53%). Der Rest sind Hutungen, Seen, Unland. Mitbe- 
schlagnahmt sind 60 Zuckerfabriken (33%, aller), 239 Bierbraue- 
reien (41%), 60 Spiritusfabriken (36%) usw. 

Von den ı,2 Mill. ha landwirtschaftlichen Boden dürften 
über 259 000 ha den Besitzern verbleiben, so daß nicht ganz 
ı Mill. ha landwirtschaftlicher Boden für die Reform verfügbar 
ist. Davon waren bis Ende des Jahres 1923 170 000 ha land- 
wirtschaftlicher und 22 ooo ha sonstiger Boden vom Staate über- 
nommen und verteilt, 177 000 ha aus Pachten zu Eigentum ge- 
macht oder in langfristige Pachten verwandelt, 20 000 ha frei- 
händig mit Zustimmung des Bodenamtes verkauft, 6000 ha als 
Baugrund verwendet worden, so daß im ganzen 373 600 ha bereits 
der Reform unterzogen sind, fast 40% der dafür bestimmten 
Fläche. 

Von den 170 000 ha, die der Staat zum Zwecke der Vertei- 
Jung übernommen hatte, gelangten 137 000 ha (78%) zur Ver- 
teilung an Kleinwirte, 33 000 ha blieben als Restgüter. Mit Boden 
wurden 117 000 Personen beteilt, so daß jede im Durchschnitt 
nur 1,18 ha erhielt. Während das Gesetz die Bildung von mitt- 
Jeren Gütern im Ausmaße von 6 bis Io, eventuell 15 ha vorschreibt, 
zeigen die Zuteilungen folgendes Bild: 


Größe: % der Fälle: % der Fläche: 
bis 2 ha 85 4I 
bis 5 ha 97 68 

5 bis ro ha 2 8 

20 bis 50 ha 0,5 5 


Nach der Zuteilung besaßen nur 7,7% der Stellen eine Größe 
von 5—Io ha, 3,6% eine solche von Io—20 ha, 56% dagegen 
waren unter 2 ha, 88% unter 5 ha. 
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In Zwangspacht wurden in den Jahren 1920 und 1921 an 
über 265 000 Personen etwa I4I 000 ha gegeben, und zwar in 
einer Durchschnittsgröße von 1, ha. | 

Von der den Sozialdemokraten zugestandenen Möglich- 
keit der Zuteilung des Bodens an Genossenschaften ist bis zum 
Jahre 1923 nur in 14 Fällen bezüglich 1538 ha Gebrauch gemacht 
worden. 

Die beschlagnahmten Forste sollen im militärischen Inter- 
esse — sie liegen größtenteils an den Staatsgrenzen — in Staats- 
besitz und Staatsbetrieb übergehen. Dies geschah bis Ende 1924 
mit rund 100 000 ha Waldboden. 

Ueber das weitere Tempo der Durchführung verlautet, daß 
die Reform beschleunigt und im Jahre 1925 größtenteils, im 

Jahre 1926 ganz beendet sein soll. Im Jahre 1924 wurden bereits 
weitere 220 000 ha vom Staate übernommen, für das Jahr 1925 
sind weitere 370 000 ha dafür in Aussicht genommen. 


7. Ergebnis. 


Soweit bisher Daten vorliegen, entspricht das Ergebnis nicht 
den Absichten des Gesetzgebers; denn es sind nicht, wie im 
Gesetze vorgesehen, die mittleren Bauerngüter, sondern der 
Zwerg- und daneben der Kleinbesitz durch die Reform vermehrt 
worden. 

Ueber die Folgen der großen und so rasch durchgeführten 
Agrarreform läßt sich zur Zeit natürlich noch nichts sagen. Ihr 
primär angestrebtes politisches Ziel hat sie gewiß erreicht. Dieses 
politische Ziel war wohl auch für die Art der Durchführung maß- 
gebend, die darauf ausging, möglichst vielen Menschen Boden zu- 
zuwenden, wenn dies auch nur dadurch erreicht wurde, daß eine 
Zersplitterung des Besitzes (und Betriebes) weit über das vom 
Gesetz beabsichtigte Maß vorgenommen wurde. Ob das auch 
volkswirtschaftlich günstig sei, wurde kaum erwogen. Gewiß ist 
die Verwirklichung der Reform dadurch sehr erleichtert worden, 
daß eben nicht neue Bauerngüter geschaffen wurden — die Bei- 
stellung der dafür erforderlichen Gebäude, des Inventars usw. 
hätte auch in der Tschechoslowakai die größten Schwierigkeiten 
bereitet —, daß man vielmehr einerseits die Kleinpachtungen in 
Eigentümerstellen umwandelte, andrerseits teils neue Zwerg- 
güter bildete, teils und hauptsächlich bestehende Zwerggüter 
durch Zuweisung von Parzellen ein wenig vergrößerte. Nur auf 
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diese Weise ist die rasche und verhältnismäßig reibungslose 
Durchführung erklärlich. 

Aber gerade die so weitgehende Zerschlagung von wirtschaft- 
lich so hoch stehenden, gut organisierten und geleiteten landwirt- 
schaftlichen Großbetrieben schließt die Gefahr bedeutender 
volkswirtschaftlicher Schädigungen in sich; so eine weitgehende 
Verschiebung der Produktionsrichtung — insbesondere vom 
Pflanzenbau zu Tierzucht —, eine Verminderung der Ueber- 
schußproduktion, eine Verschlechterung der Versorgung der nicht 
landwirtschaftlichen Bevölkerung mit Nahrungsmitteln, eine 
größere Abhängigkeit vom Ausland, eine Erhöhung des Importes, 
einen Rückgang der Zuckerproduktion und damit der Zucker- 
ausfuhr, eine ungünstige Verschiebung der Handelsbilanz usw. 

Weniger aus diesen wirtschaftlichen, sondern in erster Linie 
aus nationalpolitischen Gründen ist die Agrarreform von deut- 
scher Seite heftig angegriffen worden; außerdem haben sowohl 
der deutsche als auch der tschechische Großgrundbesitz wegen der 
ihm feindlichen Tendenz gegen die Reform Stellung genommen. 
Auch wird hinsichtlich der Wälder geltend gemacht, der private 
Großbetrieb sei der staatlichen Forstverwaltung wirtschaftlich 
weit überlegen. Daß diese Vorwürfe nicht ganz ungerechtfertigt 
sind, bestätigen viele Aeußerungen, auch von tschechischen Poli- 
tikern, die der Regierung sehr nahe stehen. 


13. Deutschland (neuen Bestandes). 
(472,034 km?, Co Mill. Einwohner, 126,8 pro km?.) 


I. Innere Kolonisierung. 


Auch in Deutschland ging man gleich nach dem Umsturz 
an eine Agrarreform im Sinne einer Aufteilung des Großgrund- 
besitzes. Auch hier waren es weniger wirtschaftliche, als poli- 
tische und soziale Momente, die dazu führten: der Kampf gegen 
die reaktionären Elemente, die Demokratie, die Ideen der Ver- 
allgemeinerung des Bodenbesitzes, der Beseitigung der Ungleich- 
heit, der Befriedigung des Bodenhungers. Auch der Gedanke 
spielte mit, einen größeren Teil der Bevölkerung auf das Land 
zurückzuführen. Aber die agrarischen Elemente besaßen in dem 
industrialisierten Deutschland eine viel geringere Macht als in 
den Staaten, die wir bisher betrachtet haben. Der Umsturz war 
eben nicht von der Bauernschaft getragen. So ist die deutsche 


besa 
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Agrarreform infolge des Fehlens eines revolutionären Zwanges 
viel maßvoller und überlegter und weit stärker von ökonomischen 
Gesichtspunkten beherrscht. Nicht völlige Beseitigung des Groß- 
grundbesitzes ist hier das Ziel, sondern seine Einschränkung 
dort, wo er im Uebermaß vorhanden ist, eine gleichmäßigere 
Verteilung des Bodenbesitzes und die Zurückführung eines Teiles 
der Bevölkerung von den Industriezentren auf das Land. Konnte 
man sich also auch in Deutschland dem Einfluß der Umwelt und 
ihren agrarischen Strömungen nicht entziehen, so behielt man 
doch ruhiges Blut und war sich der volkswirtschaftlichen und so- 
zialen Gefahren bewußt, die ein plötzlicher Umsturz der Betriebs- 
organisation in der Landwirtschaft mit sich bringt. 

So enthält denn das von einer stark sozialistischen Regierung 
beantragte und mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlos- 
sne Reichssiedlungsgesetz vom Jahre 1919 keine 
imperativen Vorschriften, sondern es gibt nur die Möglichkeit, 
den Großgrundbesitz dort zu enteignen und aufzuteilen, wo dies 
wünschenswert erscheint. 


In jedem Staate sind nach Bedarf gemeinnützige Sied- 
lungsgenossenschaften, soferne solche noch nicht 
bestehen, zu errichten, welche das erforderliche Land zu beschaf- 
fen und aufzuteilen haben. 

DieBeschaffung des Siedlungslandes kann 
auf viererlei Wegen erfolgen: I. Die Siedlungsgenossenschaft 
kann Domänen, deren Pachtvertrag abgelaufen ist, zum Ertrags- 
wert kaufen; 2. sie ist berechtigt, Moor- und Oedland, und zwar 
gegen eine Entschädigung in der Höhe des kapitalisierten gegen- 
wärtigen Reinertrages im unverbesserten Zustand, zu enteignen, 
soferne der Besitzer nicht innerhalb einer Frist einen angemessenen 
Teil in Kulturland umwandelt; 3. sie besitzt ein Vorkaufsrecht bei 
allen Verkäufen — mit gewissen Ausnahmen — von Gütern über 
höchstens 25 ha oder von Teilen solcher Güter, welche Grenze 
auch herabgesetzt werden kann; 4. die Siedlungsgenossenschaft 
kann von den »Landlieferungsverbänden« (s. u.) die Beschaffung 
geeigneten Siedlungslandes verlangen, und zwar gegen einen »an- 
gemessenen « Kaufpreis, d. h. den gemeinen Wert im Großbetrieb. 

Dieses Anforderungsrecht besteht jedoch nur 
dann, wenn im Ansiedlungsbezirke von der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche mehr als 10%, auf Großgüter von wenigstens r00 ha 
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entfallen. Die Landlieferungspflicht der Verbände ist zweifach 
begrenzt: auf 4 der Fläche des Großgrundbesitzes des Bezirkes 
und bis dieser Besitz nur noch 10% der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche des Bezirkes ausmacht. 

Die Landlieferungsverbände werden in 
jenen Ansiedlungsbezirken, in denen die angegebenen Voraus- 
setzungen für eine Landlieferungspflicht besteht, durch zwangs- 
weisen Zusammenschluß der Eigentümer von Großgütern gebil- 
det; an ihrer Stelle können bestehende gemeinnützige Siedlungs- 
gesellschaften oder andere Organisationen — so in Preußen die 
Kulturämter — gesetzt werden. Der Landlieferungsverband hat 
zur Beschaffung des erforderlichen Landes ein Vorkaufsrecht auf 
alle großen Güter des Bezirkes, ferner, wenn eine andere Art der 
Landbeschaffung nicht vorhanden ist, ein Enteignungsrecht. Dabei 
sind in erster Linie solche Güter zu erwerben, die während des 
Krieges von Nichtlandwirten erworben wurden; dann, die in den 
letzten 20 Jahren öfters entgeltlich den Besitzer gewechselt haben; 
die besonders schlecht bewirtschaftet werden; ferner Güter mit 
Absentismus des Besitzers oder von ungewöhnlich großem Um- 
fang; endlich die von Großgrundbesitzern in den letzten Jahr- 
zehnten aufgekauften Bauerngüter. 

Zuteilung. Aus dem so gewonnenen Land sind ent- 
weder neue »selbständige Ackernahrungen« zu schaffen oder 
schon bestehende Stellen bis zu einer selbständigen Ackernahrung 
zu vergrößern (ÄAnliegersiedlung). Ziffermäßige Mindest- oder 
Höchstausmaße sind dafür nicht festgesetzt. Der Sicherung des 
Bestandes dieser Güter dient ein Wiederkaufsrecht des Siedlungs- 
unternehmens, das eintritt, wenn der Ansiedler die Ansiedler- 
stelle veräußert, aufgibt, nicht dauernd bewohnt oder bewirt- 
schaftet. 

Endlich können die Gemeinden verpflichtet werden, P a cht- 
land für landwirtschaftliche Arbeiter bis 
zum Ausmaß von 5% der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
der Gemeinde zu beschaffen, und sie besitzen dafür ein Zwang- 
pacht- und ein Enteignungsrecht. Abtretungspflichtig ist in 
erster Linie der Arbeitgeber. 

Durchführung. Für diese Besiedlungsaktion kommen 
fast nur die preußischen Gebiete östlich der Elbe, ferner Mecklen- 
burg, Sachsen, Anhalt und Braunschweig, in Betracht. Ge 
dacht war, daß von dem Großgrundbesitz über 2 Mill. ha ent- 
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eignet und zur Ansiedlung von 2 bis 300 000 Familien verwendet 
werden sollen, wozu noch die Domänen, sowie etwa 3 Mill. ha 
Moor- und Oedland kommen. 

Tatsächlich ist nur ein sehr geringer praktischer Erfolg er- 
zielt worden. In den fünf ersten Jahren bis Ende 1913 wurden in 
Preußen nur 10 083 neue Stellen auf nicht ganz Ioo 000 ha ge- 
schaffen; Durchschnitt 9,6 ha; ferner hat man 92 850 bestehende 
Besitzungen um nicht ganz Ioo 000 ha vergrößert, im Durch- 
schnitt also um I,5 ha. Im ganzen wurden auf diese Weise rund 
190 000 ha verteilt, hauptsächlich in Schlesien. Es sind das noch 
nicht 4% des für die Aufteilung verfügbaren Bodens. 

Daß der Erfolg ein so bescheidener ist, läßt sich leicht be- 
greifen. Die Kosten für die erforderlichen Bauten sind uner- 
schwinglich hoch, ebenso die für das neu anzuschaffende lebende 
und tote Inventar, Vieh usw.; ja, es wäre in solchen Mengen 
überhaupt nicht zu beschaffen. Die Kultivierung des Moor- und 
Oedlandes würde riesige Summen verschlingen; und ob diese 
nicht rationeller für die Intensivierung schon bestehender Betriebe 
verwendet werden könnten, ist sehr die Frage. Außerdem besitzt 
die Mehrzahl der Bewerber weder das Grundkapital für den Bo- 
denerwerb noch das erforderliche Betriebskapital; und Kredit 
ist dafür nicht zu erlangen. 

Man hat wohl auch an eine rasche und vollständige Durch- 
führung von vorneherein kaum gedacht. Denn eine solche würde 
zur Folge haben, daß zwar einige hunderttausende Kleinsiedler 
Boden erhalten, daß aber die Versorgung der nicht landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ernstlich ge- 
fährdet wäre. 

2. Sonstige Maßnahmen. 


a) Schon in der Reichsverfassung ist die Aufhebung der F i- 
deikommisse ausgesprochen und die Einzelstaaten haben 
auch Ausführungsgesetze dazu erlassen. Eine praktische Wir- 
kung kann sich erst in der zweiten Generation zeigen. 

.b) Ferner ist nunmehr die freiwillige Bildung von Heim- 
Stätten ermöglicht, d. h. von rechtlich unangreifbaren Klein- 
besitzungen, zu deren Bewirtschaftung die Arbeitskräfte der 
Familie in der Regel ausreichen. Wird ein Gut auf Antrag seines 
Eigentümers als Heimstätte erklärt, so kann es weder veräußert, 
noch geteilt oder verpachtet und nur mit Rentenschulden belastet 
werden; Zwangsvollstreckung ist ausgeschlossen. Zur Errich- 
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tung von Heimstätten kann der Staat oder die Gemeinde Boden 
auch enteignen. Dem Ausgeber der Heimstätte — Staat oder 
Gemeinde — steht ein Rückkaufsrecht zu. 

Irgendeine umfassendere Benützung dieses neuen Rechts- 
institutes durch die Bevölkerung ist wohl nicht zu erwarten. 

c) Gesetze der Jahre 1920 und 1922 bezwecken die Siche- 
rung der Pachtungen gegen die Folgen der Geldent- 
wertung und die dadurch hervorgerufenen Kündigungen oder 
Nichterneuerungen der Pachtverträge. Pachteinigungsämter 
können die Pacht von Grundstücken unter Io ha trotz des Ab- 
laufes der Pachtzeit oder der Kündigung verlängern oder vor- 
zeitig aufheben; ferner für Pachtungen jeder Größe die Höhe 
der Leistungen des Pächters angemessen festsetzen. 

Diese Gesetze besitzen indessen nur vorübergehenden Cha- 
rakter; sie haben seit der Stabilisierung des Geldwertes ihre Be- 
deutung eingebüßt. 

d) Zusammenlegungen, nach denen auch jetzt 
noch ein großes Bedürfnis besteht, können in Preußen künftig 
auch ohne Antrag oder Zustimmung der Beteiligten von Amts 
wegen vorgenommen werden. 

Ebenso ermöglichen es neuere preußische Gesetze und Ver- 
ordnungen vom Jahre 1920, zwangsweise Genossenschaften für 
Bodenverbesserungen und zur Kultivierung von Mooren und 
Heiden zu bilden. Eine Verordnung der Reichsregierung vom 
Jahre 1924 gibt den Landesbehörden das Recht, von Amts wegen 
Bodenverbesserungsgenossenschaften (Oedlandgenossenschaften) 
zu errichten; auch kann die Enteignung von Moor und Oedland 
zwecks Urbarmachung und Besiedlung durchgeführt werden. 

Auch in Bayern sucht ein Gesetz vom Jahre 1922 die Zu- 
sammenlegungen zuerleichtern. Zu diesem Zwecke können Zwangs- 
verbände aller, auch der widersprechenden Beteiligten gebildet 
werden, wenn ein Drittel, bei öffentlichem Interesse ein Fünftel der 
Grundbesitzer der Operation zustimmt und die Zustimmenden 

mehr als die Hälfte des einzubeziehenden Bodens besitzen. 


14. Oesterreich (neuen Bestandes). 
(83 833 km, 6,5 Mill. Einwohner, 78,0 pro km!, Volkszählung 1923.) 


1. Wiederbesiedlung. 


In ähnlicher Richtung, wie in Deutschland, bewegt sich auch 
die Agrargesetzgebung Oesterreichs. Doch ist hier von einer 
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agrarrevolutionären Strömung noch weniger zu spüren; die 
Agrarreform ist daher noch weniger durchgreifend. Es ist in 
Oesterreich allerdings auch weniger Anlaß zu einer solchen, denn 
in den Alpenländern gibt es nicht viel landwirtschaftlichen Groß- 
grundbesitz (anders im Burgenlande). Immerhin wäre doch 
manche Gelegenheit zu innerer Kolonisation vorhanden. Eine 
solche ist aber nicht in Angriff genommen worden. 

Der Gesetzgeber hat vielmehr lediglich den Versuch einer 
Wiederbesiedlung gemacht, d. h. der Wiederherstellung jener 
Bauerngüter, die in den letzten 50 Jahren durch Aufsaugung 
von seiten des Großgrund-, insbesondere des Waldbesitzes ver- 
schwunden sind. 

Es hat in der Tat in den österreichischen Alpen in ausge- 
dehntem Umfange ein Aufkaufen von Bauerngütern, nament- 
lich für Jagd- und Forstzwecke, unter Duldung, ja zum Teil unter 
Förderung durch die Gesetzgebung stattgefunden. Diesen Pro- 
zeß wollen die Wiederbesiedlungsgesetze der Jahre rọrọ und 
1921 nachträglich wieder rückgängig machen. 

Zu diesem Zwecke kann ein geeigneter Bewerber die Ent- 
eignung eines einstigen Bauerngutes, das jetzt einen Bestandteil 
eines großen Gutes bildet, zu seinen Gunsten verlangen. Der 
Enteignungspreis ist so zu bestimmen, »daß eine gedeihliche 
Wirtschaftsführung möglich ist, der Erwerber aber nicht zum 
Nachteil des Enteigneten bereichert wird«. 

Der Erwerber eines solchen Bauerngutes darf es durch 50 
Jahre in der Regel weder ganz noch teilweise veräußern, ver- 
pachten, belasten, er muß es zweckmäßig und nachhaltig be- 
wirtschaften und es selbst bewohnen, widrigenfalls er seines Be- 
sitzes verlustig erklärt werden kann. In ähnlicher Weise können 
auch einzelne Bestandteile von großen Gütern enteignet werden, 
wenn sie früher Bestandteile eines Bauerngutes gewesen waren. 

Bis Mitte des Jahres 1923 sind nur 156 Bauerngüter mit zu- 
sammen 2824 ha und 987 Gutsbestandteile mit zusammen 
8858 ha enteignet worden, im ganzen also nicht einmal 12 oooha. 

Dieser gänzliche Mißerfolg ist leicht erklärlich. Der Grund- 
gedanke der Reform, eine individuelle restitutio in integrum, ist 
wirtschaftlich verfehlt; denn nicht dort sollen neue Bauerngüter 
geschaffen werden, wo es wirtschaftlich angezeigt ist, sondern 
dort, wo einmal Bauerngüter bestanden haben, die seither, viel- 
leicht aus wirtschaftlichen Ursachen, zugrundegegangen sind. 
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2. Sonstige Agrargesetze. 


Zum Schutz der Kleinpächter hat man, ähnlich wie 
in Deutschland, gesetzliche Normen erlassen. 

Ferner wurden die Zusammenlegungen von den 
bisher bestehenden Erschwerungen (s. o.), insbesondere von dem 
Erfordernis der Zustimmung eines Teiles der Beteiligten, befreit. 


Rückblick und Ergebnisse. 


Nach dem Kriege und dem Umsturze hat die Agrarpolitik 
vieler Staaten des europäischen Kontinents übereinstimmend 
ganz neue Richtungen eingeschlagen. Wir können hauptsäch- 
lich drei Richtungen erkennen, die sich bald mehr, bald weniger 
durchsetzen: Aufteilung des Großgrundbesitzes; Stärkung des 
Pachtrechtes, z. T. bis zur Verwandlung in Eigentum; zwangs- 
weise Zusammenlegung und Meliorierung der Grundstücke. 

Alle die hieher gehörenden Maßregeln bedeuten in gewissem 
Sinne Verletzungen des Eigentumsrechtes, an das zu rühren die 
kontinentale Gesetzgebung vorher, von Ausnahmsfällen abge- 
sehen, nicht gewagt hatte. Auch jetzt geschieht das allerdings 
nicht etwa im Sinne einer sozialistischen, prinzipiellen Negation 
des Privateigentumes, sondern lediglich im Sinne einer Verän- 
derung der Rechtssubjekte aus ökonomischen, sozialen, politi- 
schen oder sonstigen Gründen. Diese Reformen erschüttern 
daher das Rechtsinstitut des Privateigentumes an Grund und 
Boden in keiner Weise; sie bewirken im Gegenteile, daß noch 
größere Teile des Volkes an dessen Aufrechterhaltung interessiert 
werden, ja sie sind sogar großenteils direkt der Ausfluß des 
Drängens weiter Bevölkerungskreise nach solchem Privateigen- 
tum. 

I. Mit den Zusammenlegungen und Boden- 
verbesserungen hatte sich die Agrarpolitik, wie wir im 
I. Abschnitte gesehen haben, schon früher befaßt und für deren 
Vornahme auch gegen den Willen eines Teiles der Grundbesitzer 

die Ausübung eines relativen Zwanges gestattet. Jetzt gehen einige 
Staaten aus allgemeinen volkswirtschaftlichen Gründen weiter, 
machen diese Operationen vom Willen der Grundbesitzer ganz 
unabhängig und ermöglichen es, sie von Amts wegen vorzuschrei- 
ben (Preußen, Oesterreich). Da diese an den bestehenden Be- 
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triebsgrößen nichts ändern, aber außerordentlich große volks- 
wirtschaftliche und privatwirtschaftliche Vorteile haben, dürfte 
ein so energisches Eingreifen um so notwendiger und gerecht- 
fertigter sein, als der Krieg und seine Folgeerscheinungen uns die 
ungeheure Wichtigkeit rationellster Landwirtschaft gelehrt und 
als uns gleichzeitig die ökonomischen und sozialen Umwälzungen 
weniger empfindlich gegen Eingriffe in bestehende Privatrechte 
gemacht haben. 

Bisher scheint man aber von den neuen rechtlichen Möglich- 
keiten noch keinen umfassenden Gebrauch gemacht zu haben. Das 
ist sehr zu bedauern. Denn eine allgemeine Durchführung der 
Zusammenlegungen und der rationellen Meliorationen würde den 
Rohertrag wie den Reinertrag der inländischen Bodenbewirt- 
schaftung ganz wesentlich steigern, die Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Nahrungsmitteln sichern, sie vom Ausland unab- 
hängiger machen und die Handelsbilanz verbessern. 

2. Die neueren Pachtgesetzgebungen, die wir in 
einigen Staaten kennengelernt haben, besitzen verschiedenen 
Inhalt und Umfang: behördliche Festsetzung des Pachtzinses, 
Verlängerung der Vertragsdauer, Ausschluß der Kündigung, end- 
lich Eigentumserwerb am Pachtgut auch gegen den Willen des 
Grundbesitzers. Für all das finden sich Vorbilder aus der Zeit 
vor dem Kriege in Großbritannien und Irland (s. o. I. Abschnitt, 
Kapitel ra, 2a und 2b). Diese Normen wollen den Landwirt 
gegen die Ausnützung der Valutaverhältnisse durch den Grund- 
sentner schützen, ihm größere Unabhängigkeit vom Verpächter 
verschaffen, den Pachtbetrieb durch Eigenbetrieb ersetzen. An den 
bestehenden Betriebsgrößen ändert sich dadurch nichts. 

Maßgebend waren hier nur zum Teile volkswirtschaftliche 
Gründe. Speziell die tiefergreifende Maßregel der Verwandlung 
der Pacht in Eigentum entsprang lediglich sozialen Motiven, ohne 
Rücksicht auf die eventuellen wirtschaftlichen Folgen, ohne Stel- 
lungnahme zur alten bekannten Streitfrage über die Vorteile und 
Nachteile der Pacht gegenüber der Eigenwirtschaft. Diese Aen- 
derung in dem Rechtsverhältnis des Landwirtes zum Boden ist 
in manchen Staaten, z.B. in Rumänien, in der Tschechoslowakei, 
in ziemlich großem Umfange erfolgt; ihr Einfluß auf die Volks- 
wirtschaft kann indessen auch hier nicht so bedeutend sein, daß 
er bei dem Vorhandensein so vieler anderer Faktoren objektiv 
feststellbar wäre. 
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3. Der gewaltsame Eingriff in die Grund- 
besitzverteilung ist das eigentlich Entscheidende der 
neueren Agrarreformen. Was in dieser Richtung vor dem Kriege 
geschehen war, besaß einen gänzlich anderen Charakter. Mit 
imperativen Normen war man gegen den Großgrundbesitz nur 
dort vorgegangen, wo Eigentum und Betrieb dem Subjekte nach 
auseinanderfielen, ersteres daher geändert werden konnte, ohne 
die bestehenden Betriebseinheiten zu zerstören (Landreform in 
Irland, Stolypins Agrarreform). Dagegen hatte man sich, wie 
im I. Abschnitte gezeigt ist, vor allen Zwangsmaßregeln überall 
dort gescheut, wo die Beseitigung der Großgrundbesitzungen auch 
die Zerschlagung der landwirtschaftlichen Großbetriebe mit sich 
gebracht hätte; da begnügte man sich damit, den freiwilligen 
Ankauf von Großgütern für die Zwecke der inneren Kolonisation 
zu begünstigen (Ansiedlungsgesetze in Preußen, Small Holdings 
in Großbritannien). Ohne jedoch damit bedeutende Erfolge zu 
erzielen. 

Im Gegensatz dazu stehen die neueren Agrarreformen. Sie 
enthalten Zwangsnormen gegen die Großgrundbesitzungen, auch 
wenn diese nicht verpachtet sind, sondern in eigener Regie ge- 
führt sind, so daß die Besitzaufteilung zugleich auch die Auf- 
lösung des Großbetriebes und dessen Ersetzung durch viele klei- 
nere Betriebe bedeutet. 

Diese tiefen Eingriffe in die bestehenden, eingelebten 
Agrarverhältnisse waren die unmittelbare oder mittelbare Folge 
von Revolutionen und sozialen Umwälzungen oder sie sollten doch 
drohenden Unruhen vorbeugen. Sie sind nicht, oder doch nur 
zum kleinsten Teile, durch volkswirtschaftliche Erwägungen be- 
stimmt — etwa durch die Ansicht, der Kleinbetrieb sie im allge- 
meinen oder im speziellen Falle leistungsfähiger als der Groß- 
betrieb; solche Momente spielen dabei die geringste Rolle. Ganz 
andere Dinge sind entscheidend: der Landhunger der ländlichen 
Bevölkerung, der Kampf gegen reaktionäre Elemente, ideolo- 
gische Momente, wie Demokratie, Gleichheit, Gerechtigkeit, rein 
politische Ziele, nationalistische Strömungen, ethische Forde- 
rungen (Dankbarkeit für die Krieger) u. dgl. All das konnte sich 
um so leichter auswirken, als die traditionellen Autoritäten, die 
Selbstverständlichkeit des Bestehenden, die Scheu vor der Heilig- 
keit des Eigentums verloren gegangen waren. 

Den Beginn machte Rußland mit der wilden, gewaltsamen 
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und regellosen Aufteilung der Güter durch die Bauern, nachträg- 
lich von der Gesetzgebung der Sowjetregierung bestätigt. Das 
Beispiel wirkte ansteckend auf alle benachbarten Staaten und 
darüber hinaus. Die Landbevölkerung gerät in Erregung; ähn- 
liche Agrargesetze mit ähnlichen Tendenzen werden erlassen, 
wenn auch nirgends so weitgehende; man will agrarischen Bewe- 
gungen durch Befriedigung des Landhungers zuvorkommen, das 
neue Staatswesen im Volke fester verankern, die bei den Soldaten 
wachgerufenen Hoffnungen erfüllen, die ihnen gemachten Ver- 
sprechungen einlösen, die noch bestehenden Folgen des Feudalis- 
mus beseitigen; dazu kommen noch die oben erwähnten ideolo- 
gischen, politischen, nationalistischen Faktoren hinzu. 

Die Agrarreform fiel im großen und ganzen um so radikaler 
aus, je näher der Staat zu Rußland gelegen, je stärker das agra- 
rische, bäuerliche Element in der Bevölkerung, je größer seine 
politische Macht, je geringer die Bedeutung der Industrie, je 
größer der Anteil von Nationsfremden am Großgrundbesitz ist. 
Alle diese Umstände geben den Agrargesetzen jedes Staates eine 
andere, eigentümliche Färbung. i 

Und wie der Inhalt der Agrargesetze großenteils Ausfluß von 
sozialen und politischen Ideologien und die Folge von politischen 
Machtverhältnissen ist, so zeigt sich Aehnliches, wenn man die 
Art ihrer Durchführung betrachtet. Das gilt namentlich hinsicht- 
lich der Art der Bodenaufteilung. Während die Gesetze zumeist 
gewisse Mindestgrößen für die neuen Stellen vorschreiben, damit 
wirtschaftlich selbständige Bauerngüter entstehen, sieht man 
sich in vielen Ländern gezwungen, gegen das Gesetz viel kleinere 
Besitzeinheiten, oft ganz unwirtschaftliche Zwerggüter zu schaf- 
fen, nur weil man aus politischen Gründen möglichst Vielen etwas 
bieten muß. 

So sind diese Agrarreformen letzten Endes überhaupt nicht 
volkswirtschaftlich zu erklären und zu beurteilen. 
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Von 
CARL BRINKMANN. 


Das subjektivistische Denken der modernen Wissenschaft scheint 
heute auf einem Gipfel angelangt, wo der Verzicht auf die Vorstellung 
einheitlicher Gegenstandswelten selbst die engsten Gebiete in lauter 
zufällige »Aspekte« ebenso vieler persönlicher »Standpunkte« aufzu- 
lösen droht und eine ursprünglich der kritischen Verfeinerung zu dienen 
bestimmte Methode in gröbster Zerreißung, statt in organischer Gliede- 
rung, des Wissenschaftszusammenhangs endet. Nur wenige große 
Forschergestalten lassen ihren Schatten über Fach- und Fakultäts- 
grenzen fallen; sonst findet bequemes Spezialistentum eine Zuflucht 
gerade in jenem vermeintlich kritischen Subjektivismus, der nun bis 
zur grotesken Umkehrung der Innerlichkeit in Aeußerlichkeit Theo- 
logen immer nur für Theologen, Juristen für Juristen und Philosophen 
für Philosophen schreiben und forschen läßt. 

Von solchen Gedanken aus begrüßen heute die Freunde des alten 
ə Universitäts«-Gedankens in der Wissenschaft die Arbeit Carl Schmitts, 
die nicht nur formal die Rechtswissenschaft weit über Fachschranken 
hinaus wieder mit dem Ganzen der Kulturwissenschaften und des gei- 
stigen Lebens in Beziehung setzt, sondern auch inhaltlich das große, 
im Katholizismus typisch dargestellte Prinzip der Denk- und Lebens- 
einheit eines objektiven Seins- und Wertsystems vertritt. Sein Buch 
über »Politische Romantik«, das IQIg erschien und jetzt in zweiter, 
erweiterter und umgearbeiteter Auflage vorliegt, ist von Friedrich 
Meinecke als bedeutendste Leistung der jüngeren Historiographie be- 
zeichnet worden, und es wendet sich, namentlich in der neuen Gestalt, 
sehr lebhaft auch an Soziologie und Sozialökonomik: In seinem Mittel- 
punkt steht die Gestalt Adam Müllers, die bekanntlich neuerdings 
durch die Wiener Schule Othmar Spanns zum Begründer und Patron 
des deutschen, organischen und universalistischen Staats- und Wirt- 
schaftsgedankens erhoben worden ist (vgl. darüber O. Weinberger in 
diesem Archiv [1924], 808 ff.). 


1) Carl Schmitt, Politische Romantik. 2. Aufl. München, Duncker u. 
Humblot, 1925. 234 S. 
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Nun war es sicherlich nicht die Aufgabe Schmitts, sich mit dieser 
Renaissance Adam Müllers als einem Sonderproblem der Sozialöko- 
nomie auseinanderzusetzen, um so weniger als sie im wesentlichen 
erst nach dem ersten Erscheinen seines Buches begonnen hatte. Aber 
dankbar wäre man doch gewesen, in der Neuauflage ein Wort darüber 
zu finden. So bleibt man, da auch die Wiener Forschung über Adam 
Müller ihrerseits eine Auseinandersetzung mit Schmitt bisher vermie- 
den hat, einigermaßen führerlos der wissenschaftsgeschichtlich eigen- 
artigen Tatsache gegenüber, daß zwei der stärksten Vorkämpfer anti- 
demokratischer Gesellschafts- und Staatsauffassung heute an einer 
nicht unwichtigen Stelle ihrer Systematik diametral entgegengesetzte 
Auffassungen einer und derselben geschichtlichen Persönlichkeit und 
damit doch auch eines und desselben sachlichen Geschichtsmoments 
voraussetzen und begründen. Denn weit hinaus über die Gestalt 
Adam Müllers reicht die neue Begriffsbestimmung, die Schmitt für 
das Wesen der Romantik überhaupt vorträgt. Und wenn er Spann 
und seine Schüler unerwähnt läßt, so sieht er sich doch immer wieder 
veranlaßt festzustellen, daß bisher nicht nur die Gegner, sondern gerade 
auch die Anhänger antirationalistischer Ueberzeugungen in Politik und 
Philosophie weithin übereinstimmend das Romantische umgekehrt 
wie er selbst, nämlich als diesen Ueberzeugungen irgendwie zugeord- 
net bestimmt haben. So Friedrich Meinecke bei der Darstellung der 
»politischen Romantik« Friedrich Schlegels (Weltbürgertum und Na- 
tionalstaat Kap. 5), so Erich Kaufmann in seinen um F. J. Stahl grup- 
pierten Studien über das monarchische Prinzip und den politischen 
Organismus-Begriff, und so vor allem Georg v. Below in seinen zahl- 
reichen Arbeiten über die romantische Geschichtsschreibung, von 
denen er noch jüngst in seiner Lebensbeschreibung (Die Geschichts- 
wissenschaft der Gegenwart in Selbstdarstellungen ed. S. Steinberg 
S. 46ff, vgl. a die »Beigabe« seiner neuesten Schrift Ueber historische 
Periodisierungen.) betont hat, wie siegerade der Leistung der Romantik 
2. B. gegen Troeltschs »merkwürdig einseitige Ueberschätzung Hegels« 
gerecht werden und den letzten» Rest des Vorurteils, mit dem man in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts die Romantik behandelte«, tilgen wollen. 

Dieser ganzen gemeinen Meinung scharf entgegen ist für Carl 
Schmitt die Romantik, und namentlich die politische, die eigentliche 
Verfallsursache der großen konservativen Staatslehren und Staatsge- 
sinnungen der europäischen Vergangenheit mit ihren festen kirchlichen 
und monarchischen Systemen. Kein Zweifel über den tiefsten Ur- 
Sprung dieser auf den ersten Blick wenigstens dem Deutschen etwas 
fremdartigen Sehweise. Der Deutsche definiert herkömmlich Ro- 
mantik als Gegensatz zu demjenigen Klassizismus, der verkörpert in 
Goethe und also zeitlich kaum voraus, sondern eigentlich gleichzeitig 
und parallel der sog. romantischen Bewegung. die bis heute gültigen 
Formen der deutschen Nationalkultur ausprägte. Man sieht sofort, 
daß in einem solchen Gegensatz das Widerstreitende und das Gemein- 
same einander die Wage halten und, wie schon Goethe selber der Ro- 
mantik mehr als väterlicher Kritiker und Gönner gegenüberstand und 
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man bei ihm selbst von romantischen Einschlägen und Entwicklungen 
sprechen kann, die deutsche Romantik mit dem Prolog des Sturmes 
und Dranges und dem Epilog des jungen Deutschland in Wahrheit den 
gleichen soziologischen Hintergrund hat: Es ist der Aufstieg in sich 
zwar sehr verschiedener, aber der Kultur der Feudalzeit gleich ent- 
gegengesetzter bürgerlicher Schichten, dessen Nachwirkung bis heute 
in der erst im Vergleich etwa mit Frankreich hervortretenden ver- 
hältnismäßigen Kulturleere des deutschen Konservativismus fort- 
dauert. Und eben hier liegt nun der grundsätzliche Unterschied der 
Art, wie Schmitt diese Dinge sieht. Seine Orientierung ist im Grunde 
nicht die eben angedeutete der deutschen Kulturlage, die ganz aus 
dem Bürgertum herausgewachsen ist, sondern die der großen roma- 
nischen Kulturen, zu deren hervorragendsten Kennern er zählt und 
die anders wie die deutsche Kultur ihren nationalen Klassizismus von 
der Feudalzeit der Kirche und des Staates empfangen haben. Das er- 
klärt mehr als die (sehr zutreffende) Begründung, es erklärt die Ge- 
fühlsbetonung, mit der er in der neuen Einleitung sogleich von dem 
»neuen Bürgertum« als »Träger der romantischen Bewegung« ausgeht 
und dann später so schonungslos satirisch die bürgerliche Großmanns- 
sucht und Servilität der Adam Müller und Friedrich Schlegel im Ver- 
kehr mit der Aristokratie und Hierarchie des alten Beamtenstaates 
geißelt. Nicht nur das politische Ideal der katholisch-monarchischen 
Einheitskultur, auch das ästhetische Ideal des spanisch-französischen, 
monarchisch-feudalen Klassizismus fundiert (nicht immer völlig be- 
wußt) seinen Begriff der politischen Romantik. 

Aber natürlich bleibt seine Begründung nicht in dieser Gefühls- 
sphäre. Er, dem an der Romantik nichts so antipathisch ist wie ihr 
die politischen Entscheidungen feig verwischender oder fliehender 
Aesthetizismus, erkennt sehr wohl die Verpflichtung denkender Re- 
chenschaft über ihre Verurteilung. Als echten Schüler romanischer 
Klassizistik führen für ihn zu den letzten irrationalen Entscheidungen 
der Staats- und Gesellschaftsphilosophie doch überall die rationalen 
Wege des begrifflichen, widerspruchsfreien Denkens. Es »hilft kein 
Argument, darüber hinweg«, sagt er (S. 99), »daß einer, der argumen- 
tiert, sich eines rationalen, nicht eines irrationalen Vermögens bedient. 
Mochte auch von intellektueller Anschauung, von genialem Aufschwung 
oder irgendeinem andern intuitiven Vorgang gesprochen werden, mit- 
tels dessen besondere, dem bloßen Verstande (in Schlegels Termino- 
logie: der bloßen Vernunft) nicht zugängliche Einsichten gewonnen 
werden sollten: solange ein philosophisches System prätendiert wurde, 
war der Widerspruch innerhalb des Systems nicht zu überwinden. 
Solange aber, more romantico, Fragmente und Aphorismen die Re- 
sultate der intuitiven Tätigkeit vermitteln sollten, lag nur ein Appell 
an die gleiche Tätigkeit gleichgesinnter Seelen, also an die romantische 
Gemeinschaft vor. Das Ziel alles philosophischen Bemühens, das Irr- 
rationale philosophisch zu erreichen, war nicht erreicht.« So wird 
auch der Leser verpflichtet, Schmitts eigene Auffassung der Romantik 
unromantisch zu zergliedern. 


Carl Schmitts Politische Romantik. 533 


Schmitt datiert die Entwicklung der politischen Romantik, wie 
nach dem Gesagten nicht mehr wundernehmen wird, mit dem fran- 
zösischen Klassizismus seit Rousseau, obwohl er selbst die »ganze Un- 
zulänglichkeit der Methode« (S. 36 Anm.) hervorhebt, womit die neue- 
sten Vertreter dieser Ableitung, F. Brunetiere und E. Seilliere, den 
verhaßten Komplex des Romantischen mehr gefühlsmäßig als be- 
grifflich umschreiben, und obwohl er selbst wohl weiß, daß in Deutsch- 
land die klassische Generation bereits unter dem Einfluß von Rous- 
seau groß geworden war. Es soll hier nicht erörtert werden, wie sich 
eine solche, auch bei uns leider billigsten Parteimeinungen in die Hände 
arbeitende Einschätzung Rousseaus gerade mit der neueren begrifflichen 
Forschung über ihn, etwa mit den Untersuchungen Franz Haymanns 
oder mit den jüngsten wundervollen Formulierungen Alfred Webers 
(Die Krise des modernen Staatsgedankens, S. 34 ff.) verträgt. Wich- 
tiger als diese mindestens teilweise historische Frage ist die systema- 
tische, in welchen Gedanken Rousseaus hier die Verfallstendenz der 
politischen Romantik gesucht wird. Die Antwort scheint zu lauten: 
In dem gefühlsseligen Optimismus, der die Bilder des »natürlichen« 
Lebens primitiver Gesellschaften und volkstümlicher Stände mit der 
Gloriole des Ehrwürdigen und Vollkommenen umkleidet. Aber ist die 
Zusammenstellung dieses zweifellos klaren Tatbestandes mit der Hal- 
tung der Müller und Schlegel auch nur in sich ebenso klar? Wird auch 
nur der Versuch gemacht, näher zu scheiden und zu begründen, ob das 
Romantische in der inhaltlich optimistischen Richtung dieser Ge- 
danken oder in ihrem formalen Dogmatismus oder in beiden oder 
noch anderswo liege? Man weiß, daß sozialphilosophischer Optimis- 
mus, letzten Endes überhaupt erst ermöglicht durch die Verdiesseiti- 
gung des Denkens im modernen Wissenschafts- und Technikbegriff, 
längst von den autoritären Weltanschauungen aller weltlichen und 
kirchlichen Determinationen als die Ketzerei betrachtet wird. Aber, 
ganz abgesehen davon, daß das Argument in diese Wurzeln hinein gar 
nicht verfolgt ist: Was hat das nicht nur gefühls-, sondern auch ver- 
standeshelle Gebilde der aufklärerischen Gesellschaftsanschauung, das 
gerade in seiner Natürlichkeits- und Volkstümlichkeitslehre mit so 
antirevolutionären Geisteshaltungen wie der Vicos, Hamanns und 
Herders zusammenhängt (vgl. Schmitt selbst S. 82 ff.) und trotz aller 
kritischen Unvollkommenheit noch heute unsere ethnologische So- 
ziologie, etwa gerade die katholischen Forscher wie W. Schmidt, leitet, 
mit jener Nachtseite der Romantik zu tun, die in der Tat den Punkt 
ihrer größten Entfernung von allem Klassizismus bedeutet? Mich 
dünkt, ebensowenig wie die soziologische Stellung Rousseaus zu seinen 
aristokratischen Mäzenen und Mäzeninnen mit dem von Schmitt ver- 
spotteten Männerstolz der Romantiker vor den Königsthronen der 
Restauration. 

Es ist gewiß eine sehr tiefe und edle Abwandlung des Autoritaris- 
mus, die ihrem Gegenpol, dem Demokratismus, nicht in der herkömm- 
lichen Weise seinen Rationalismus, sondern seinen Irrationalismus 
vorwirft und das ihm wesentliche Prinzip der »Diskussion« an Stelle 
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der »Dezision« nicht der Argumentation der modernen Wissenschaft, 
sondern dem »ewigen Gespräch« der romantischen Rhapsoden und 
Aphoristen zuordnet. Und es scheint mir auch keine Frage, daß da- 
mit eine wesentliche Schwäche und Gefahr des Demokratismus und 
der modernen subjektivistischen Geisteslage überhaupt richtig ge- 
troffen ist. Die Frage ist nur die, die Schmitts geistvolle Aufstellungen 
über den demokratischen Legitimitätsbegriff von einer anderen Seite 
nahelegen: Ist der Demokratismus wirklich so notwendig irrational 
und sentimental, oder ist es etwa denkbar, daß diese Eigenschaften 
bei ihm nicht bloß äußerliche, sondern auch innerliche Entlehnungen 
und Erbschaften aus dem vermeintlich so rationalen Autoritarismus 
wären? Vielleicht trifft keine dieser Möglichkeiten den Sachverhalt, 
und vielleicht handelt es sich um eine ewige Polarität von Diskussion 
und Dezision, Tatgestaltung der Norm als Werden und Normbestimmt- 
heit der Wirklichkeit als Sein, die je nach der Ansicht des Betrachters 
oder auch den Mischungsverhältnissen der Realität ein Zeitalter und 
einen Normkreis bald als rational, bald als irrational erscheinen lassen. 


Die Dinge treten aus dieser Allgemeinheit etwas heraus, wenn 
man sich erinnert, daß von politischer Weltanschauung und 
politischer Romantik die Rede ist. Dann sieht man mit Be- 
wunderung, wie der Dezisionismus Schmitts die Besonderheit des Po- 
litischen scharf erfaßt: Nicht Rationalität, sondern »der Glaube an das 
Recht und die Empörung über das Unrecht« ist »die wichtigste Quelle 
politischer Vitalität« (S. 177) ?); »das Normale ist seinem Begriff nach 
unromantisch, weil jede Norm die okkasionelle Ungebundenheit des 
Romantischen zerstört. Vor einem normativen Begriff versagt auch 
die romantische Gegensätzlichkeit und Kontrastierung: der Mut eines 
tapferen Mannes ist nicht die höhere Einheit aus Depression und Ex- 
altation, der vernünftig geordnete Staat keine Synthese aus Anarchie 
und Despotismus« (S. 226ff.). Aber könnte man hier nicht einen Poli- 
tiker unserer Freiheitskriege sprechen zu hören glauben, den Ange- 
hörigen eines Geschlechts, das sich trotz aller Verachtung für Schlegel- 
Müllersche Unmännlichkeit doch auch romantisch nannte und ro- 
mantisch fühlte (wie denn auch Fichte mit seiner Spannweite zwischen 
Revolutionsbegeisterung und deutschvölkischer Ideologie von Schmitt 
mit Recht stark als Romantiker behandelt wird)? Und würde, so ge- 
lesen, der wundervolle Spott auf die »Synthese aus Anarchie und Des- 
potismus« nicht, anstatt der politischen Unklarheit der deutschen Ro- 
mantik, ebensowohl und besser der ständischen Idealmonarchie der 
französischen Restaurationspolitiker, der von Schmitt so ei 
ten Bonald und De Maistre, angemessen sein ? 


Das heißt: Hier droht offenbar eine Vermengung zweier ganz ver- 
schiedener Begriffe der »Dezision«, der denkenden, die philosophisch 


2) Bemerkenswert, daß Schmitt an einer Stelle von den französischen Gegen- 
revolutionären sagt (S. 162): »Sie halten ein Naturrecht für etwas Selbstver- 
ständliches, und zeigen nicht die fundamentale Unfähigkeit, es zu begreifen, 
deren sich Adam Müller in seinen Vorlesungen von 1808/09 rühmt«. 





Carl Schmitts Politische Romantik. 535 


rational zum letzten Irrationalen vordringt, und der handelnden, die 
dies Irrationale, ich möchte sagen, vollstreckt. Wie weit beide not- 
wendig zusammengehen, braucht hier nicht erörtert zu werden. Aber 
wenn Schmitt vollständig Recht hat, den Unterschied zwischen der 
politischen Aktivität Bonalds und der politischen Lächerlichkeit F. 
Schlegels für höchst bedeutsam zu halten (S. 164 f.), so dürfte es 
doch nicht ganz undogmatisch sein, aus diesem Unterschied des Han- 
delns, der ebensogut auf dem Unterschied der realsoziologischen Si- 
tuation beruhen könnte, unbesehen einen grundsätzlichen Unterschied 
des Denkens zu machen. Eben die Geschichte des autoritären Denkens 
bietet ja Beispiele genug dafür, daß die Dezision der Tat aus sehr 
wenig (philosophisch und rational) dezidiertem Geist entstehen kann, 
und anderseits: wenn man, wie Schmitt, die Möglichkeit großer histo- 
rischer Koinzidenzen rationaler und politisch-aktivistischer Dezision be- 
weist, so hat man doch damit noch keineswegs bewiesen, daß diese 
Koinzidenzen ein Vorrecht des autoritären Denkens sind. 

Kann aber hier, in dem verschiedenen Gehalt an politischer Ak- 
tivität, der Vorzug der französischen Restaurationsphilosophie vor 
der deutschen Romantik unmöglich liegen, so werden überhaupt die 
begrifflichen Scheidewände zwischen den beiden in Wahrheit so innig 
verbundenen geistigen Kräften sehr dünn. Einer der verdienstvollsten 
Gedankengänge Schmitts zeigt, wie in der Nachfolge Rousseaus und 
in der Gegenwehr gegen den traditionellen Rationalismus (wenn dies 
nicht bloß äußerlich gemeinte Paradox erlaubt ist) Bonald und De 
Maistre die Begriffe der »Gesellschaft« und der »Geschichte« in ihrer 
für Wissenschaft und Politik der ganzen Folgezeit entscheidenden Form 
aufstellen und so schon vor St. Simon die moderne Soziologie be- 
gründen helfen 3). Schmitts Verengerung des »Romantischen« auf 
einige degenerative Gruppen der deutschen Literatur (oder eigentlich 
wieder nur auf die degenerativen Entwicklungsstufen dieser Gruppen) 
überzeugt mich nicht davon, daß nicht auch die deutsche Romantik in 
ihrer ganzen Breite an dieser säkularen schöpferischen Leistung be- 
teiligt war. Vielleicht hat Schmitts Buch nicht zur Unzeit mit seinen 
leidenschaftlichen, mitunter fast ein Ressentiment verratenden An- 
griffen auf Lieblingsgestalten des deutschen Volkes, wie namentlich 
die Bettine, daran erinnert, in welchem Maße gerade die Soziologie 
jener eng versponnenen Ursprünge unserer nationalen Kultur uns noch 
unbekannt ist. Schmitt tadelt einmal (S. 48 Anm.) bei Meinecke »die 
für einen so feinsinnigen Historiker erstaunliche Distinktion: freie und 
politische Romantik«. Wie, wenn hier ein Punkt wäre, den Schmitt 
selbst zum Schaden eines tieferen soziologischen Verstehens der Ro- 
mantik nicht gesehen hat? Nicht umsonst wirkt seine Darstellung 
streckenweise im alten Sinne biographisch: Ließe sich nicht die Frage 
aufwerfen, ob etwa die soziologische Struktur der Politik Adam Müllers 





3) Bezeichnenderweise ist von dem in diesem Zusammenhange mindestens 
ebenso wichtigen Demokraten unter den katholischen Restaurationsphilosophen, 
Lamennais, gar nicht die Rede, 
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und seiner Genossen mindestens ebensosehr wie durch ein vermeintliches 
geistiges Prinzip des Romantischen durch die spezifische Lage des deut- 
schen Bürgertums in der Richtung des Unpolitischen oder Pseudopoli- 
tischen abgebogen worden ist? Und würde, wenn diese Frage bejaht 
werden müßte, wirklich jene Struktur damit bereits im allgemeinen 
gerichtet sein? Ich glaube, wie vorhin praktische und theoretische 
Dezision, so sind auch hier wieder zwei Dinge schärfer auseinanderzu- 
halten, als Schmitt es tut: Es ist etwas ganz anderes, ob sich die ro- 
mantische Richtung auf eine Harmonie (oder Hegelisch gesprochen: eine 
Identität) der Widersprüche und Gegensätze spielerisch und frivol inden 
Gebieten des politischen Handelns und des philosophischen Denkens 
betätigt oder wahrhaft fromm und gotterfüllt an dem ewigen Rätsel 
der ästhetischen und künstlerischen Weltansicht arbeitet. Diese nahm, 
ganz wie Politik und Wissenschaft, wenn auch in anderer Weise, eben 
zu jener Epoche ihre spezifisch moderne, dynamische Gestalt an, indem 
sie aus einer Welt traditionaler und objektiver Schönheitsbegriffe den 
mühevollen Weg antrat zur ästhetischen »Coincidentia oppositorums, 
zur Schönheit des Häßlichen, zur Bedeutung des Unbedeutenden (oder 
welche Wendung man sonst dieser Grundhaltung moderner Aesthetik 
geben will). Und man darf diesen Weg in seinem ganzen Ernst nicht 
über den Arabesken vergessen, die ihn begleiteten. Wie wir erst heute 
langsam die deutsche romantische Malerei als die Wiege der eigentlich 
modernen Kunst überhaupt, auch des französischen Impressionismus, 
kennen lernen t), werden wir in Zukunft vielleicht auch einmal lite- 
rarische, wissenschaftliche und politische Romantik als eine große und 
einheitliche, in einzelnen Völkern nur realsoziologisch verschieden, 
aber harmonisch abgestimmte Geburtserscheinung des abendländi- 
schen Geistes ins Auge zu fassen vermögen. 


4) Darüber siehe besonders die Kataloge des Heidelberger Kurpfälzischen 
Museums für die von Karl Lohmeyer veranstalteten Sonderausstellungen 1919 
bis 1925 und demnächst das bevorstehende Buch des Grafen K. Hardenberg 
über Carl Fohr. 
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t1. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


Gemähling, Paul: Les grands économistes. Textes 
et commentaires. Paris, Recueil Sirey, 1925, 330 S. 

Zum akademischen Schulgebrauch zusammengestellte, mit knap- 
pem, aber das Wesentliche gut hervorhebenden Kommentar versehene 
Stellen aus den großen englischen, französischen und deutschen Klas- 
sikern. (Die italienischen fehlen leider, wie bei fast allen ähnlichen 
Werken nicht-italienischer Autoren, völlig, trotzdem Italien von Serra, 
Genovesi und Ortes bis auf Pareto und Pantaleoni unserer Wissen- 
schaft Gleichwertiges gegeben hat.) Davon abgesehen, ist die Aus- 
wahl ausgezeichnet. Das Handbuch des bekannten Straßburger Hoch- 
schulprofessors, der sich auch durch seine nahen Beziehungen zu einer 
katholisch gerichteten Sozialpolitik sowie zur Friedensbewegung einen 
Namen gemacht hat, dürfte folglich in einschlägigem Sprachgebiet 
gute Dienste leisten. (R. Michels.) 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Gysin, Arnold: Die Lehre vom Natlurvecht bei 
Leonard Nelson und das Naturrecht der Auf- 
klärung. Berlin, Dr. Walther Rothschild, 1924. IX, 139 S 
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Die vorliegende Untersuchung eines juristischen Mitarbeiters 
der von Nelson erneuerten Friesschen Schule stellt 
einen erfreulichen Fortschritt in der Bearbeitung des Systems 
wie der Geschichte der Rechtsphilosophie dar. Ihr systematischer 
Wert liegt, kurz gesagt, darin, daß es dem Verfasser gelingt, eine 
Reihe von naturrechtlichen Systemen und Doktrinen hinsichtlich 
ihrer Ergebnisse und Methoden exakt zu beurteilen und so einen 
indirekten Beweis für die Fruchtbarkeit der von ihm verwandten 
und auch in einer zusammenhängenden Uebersicht dargestellten 
Leitgedanken der kritischen Rechtsphilosophie zu liefern. Damit 
ist auch zugleich die Bedeutung der Arbeit hinsichtlich ihres histori- 
schen Gehaltes gekennzeichnet, die eben in ihrem Beitrag zu einer 
gerechten Würdigung der Naturrechtsepoche besteht, welche für eine 
von den Vorurteilen des Positivismus gereinigte Rechtstheorie un- 
entbehrlich ist, der herrschenden positivistischen Schule aber gänz- 
lich unmöglich bleiben muß. 


Die Darstellung zerfällt in drei Abschnitte, von denen der erste 
die Lehre vom Naturrecht bei Nelson behandelt, der zweite die 
Systeme von Grotius und Hobbes in ihrer allgemeinen 
Bedeutung für die Naturrechtstheorie erörtert, und der dritte die 
Entwickelung einzelner, typischer naturrechtlicher Doktrinen ver- 
folgt. 

z Aus den Ausführungen des ersten Abschnittes gewinnt man ein 
klares Bild von den Grundlagen der kritischen Rechtslehre N el- 
sons, die sich in gleicher Weise von empiristischen wie von ratio- 
nalistischen Einseitigkeiten fernhält, indem sie von der Naturrechts- 
theorie das Prinzip der Unwandelbarkeit der Kriterien des Rechts- 
zustandes, von dem Positivismus das Prinzip der Wandelbarkeit der 
Materie konkreter Rechtsordnungen übernimmt und das Verhält- 
nis der infolgedessen modalisch-ungleichartigen juristischen Erkennt- 
nisquellen exakt gegeneinander abgrenzt. 


Einer kritischen Erörterung bedarf an dieser Stelle der Versuch 
des Verfassers, den auch von ihm im übrigen durchaus anerkannten 
»tiefliegenden Gegensatz« (45) zwischen dem kritischen Rechts- 
philosophen und dem dogmatischen Juristen durch seine Unter- 
A von philosophischer und technischer Rechtslehre zu über- 
winden. 

Der philosophischen Rechtslehre steht nun die angewandte 
Rechtslehre gegenüber, die auf der Verbindung rechtsphilosophi- 
scher und soziologischer Sätze beruht und konkrete Rechtszustände 
als solche erkennt. Nur die letztere könnte es auch entscheiden, ob 
der jeweilige, gesetzliche Zustand den Anforderungen eines provi- 
sorischen Rechtszustandes für die gegebene Situation genügen kann; 
dadurch aber, daß man die dogmatische Jurisprudenz zwar mit ihren 
rechtsphilosophischen Anmaßungen zurückweist, um sie dann aber 
in der Form der technischen Rechtslehre, als Lehre vom »provisori- 
schen Rechtszustande« (46) zu definieren, wird den Methoden der 
juristischen Dogmatik für die Anwendung wieder freie Bahn ver- 
schafft und daher auch die Frage, ob der jeweilige Gegenstand der 
technischen Rechtslehre auch wirklich den der gegebenen Situation 
angemessenen, provisorischen Rechtszustand darstellt, gänzlich 
unberührt gelassen. Für das Gelingen einer Anwendung der philo- 
sophischen Rechtslehre ist es also entscheidend, angewandte Rechts- 
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theorie und dogmatische Jurisprudenz streng voneinander zu 
trennen. 

Grotius und Hobbes behandelt der Verfasser als Re- 
er der dogmatisch-rationalistischen, bzw. empiristischen 

echtsauffassung und weist ihre Ergebnisse und Methoden als Konse- 
quenzen dieser ihrer gleichermaßen-einseitigen Grundanschauungen 
nach. So kennzeichnet sich die Methode des Grotius als solche 
der progressiven Ableitung aus definitorisch eingeführten, rechtlichen 
Axiomen, während Hobbes sich der regressiven Methodik der 
Induktion zur Ableitung von ethischen Gesetzen aus psychologischen 
Tatsachen bedient. Daher »lebt im Werke von Grotius«, wie ins- 
besondere seine Erörterung des Rechtsbegriffs zeigt, »der gute Rechts- 
gedanke« (72), dessen Ursprung er ebenso wie die kritische Rechts- 
lehre in der vernünftigen Natur des Menschen sucht, ohne ihn aller- 
dings aus ihr deduzieren zu können. Demgegenüber besitzt Hob- 
bes auf Grund seiner nur der Form nach als Rechtslehre vorgetra- 
genen Klugheitslehre die Einsicht in die Unentbehrlichkeit des Staa- 
tes zur Garantie des Friedenszustandes. 

Außerordentlich aufschlußreich gestaltet sich die weitere Unter- 
suchung darüber, inwiefern in einer Verbindung der fehlerhaften 
Lehren vom Naturzustande mit denen von der natürlichen Freiheit 
und Gleichheit die »naturrechtlichen Wurzeln« des Kommunismus, 
des Liberalismus und der Demokratie liegen. Eine wissenschaftliche 
Begründung politischer Postulate wird erst möglich, wenn nach 
kritischer Methode die in ihrer dogmatischen Formulierung einander 
widerstreitenden Prinzipien der Freiheit und Gleichheit exakt for- 
muliert und begründet werden, wie dies von Fries begonnen 
und von Nelson entscheidend weitergeführt worden ist. Der 
erstere führt nämlich das Prinzip der Gleichheit der Würde der Per- 
sonen entgegen dem üblichen Urrecht auf Freiheit in die Rechtslehre 
ein, während der letztere durch seine Theorie des wahren Interesses 
instandgesetzt ist, dem Gesetz der Gleichheit das Ideal der ver- 
nünftigen Selbstbestimmung unterzuordnen. Damit ist endlich 
eine exakte Lehre von den unveräußerlichen Menschenrechten 
gewonnen, die den Naturrechtslehrern als eine wenn auch nicht 
erreichte Krönung ihres Werkes vorgeschwebt hatte. 

Es wäre sehr zu wünschen, daß die gesamte Geschichte der 
Rechtstheorie in der exakten Art und Weise, wiees Gysin unter- 
nommen hat, auf ihren wissenschaftlichen Gehalt hin erforscht 
würde, damit man auch auf diesem Gebiet einmal in die Lage ver- 
setzt wird, die Spreu vom Weizen zu sondern. (Julius Kraft.) 


Rümelin, Prof. Dr. Max, Kanzler der Universität Tübingen: 
Die Rechtssicherheit. Rede, gehalten bei der akademi- 
schen Preisverteilung in Tübingen am 6. November 1924. Tübingen, 
Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1924. 72 S. 

Die Schrift gehört in die Reihe der wichtigen Abhandlungen, in 
welchen R. seit Jahren grundlegende Rechtsfragen erörtert. Während 
früher den konkreteren Problemen das vorwiegende Interesse des 
Verfassers galt, hat sich jetzt seine Aufmerksamkeit mehr den Fragen 
allgemeinerer Natur zugewandt. Daß der Zugang zu diesen von den 
speziellen Einzelfragen her genommen wurde, charakterisiert auch 
die vorliegende Schrift über die Rechtssicherheit. R. ist sich bewußt, 
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daß die Rechtssicherheit nicht der »einzige Faktor der Rechtsbildung« 
ist (S.48). Neben anderen muß man insbesondere das »Ideal der 
Richtigkeit oder Billigkeit« dem der Rechtssicherheit gegenüber- 
stellen (S. 57). Derart käme es in Frage, den Begriff der Rechts- 
sicherheit analytisch durch Kontrastierung gegen die Begriffe der 
modernen Rechtsbildungsfaktoren klarzustellen. Der Verf. wählt 
diesen Weg nicht, sondern geht synthetisch vor. Er ermittelt zunächst 
die einzelnen Elemente, aus denen sich das Rechtssicherheitsinteresse 
zusammensetzt (S. I—24), wie das Ordnungsinteresse, das Staats- 
sicherheitsinteresse, das allgemeine Bestimmtheits- und Gleichgewichts- 
interesse usw. Sodann legt er »die wichtigsten Rechtssicherheits- 
probleme an den einzelnen Rechtsgebieten nach der üblichen Ein- 
teilung« dar (S. 25—48) und wendet sich zum Schlusse Fragen all- 
gemeinerer Natur zu (S. 48—72). Unter diesen wird insbesondere 
auch die Frage behandelt, »ob es nicht Mittel gibt, um der durch das 
unvermeidliche Richterrecht entstehenden Rechtsunsicherheit ent- 
gegenzuwirken« (S. 62—63). An das prätorische Recht der Römer 
anknüpfend, geht der Verf. einige moderne Vorschläge durch und 
warnt mit gutem Grund vor übereilten Lösungsversuchen. Daß die 
Schrift eine Fülle von Anregung und Belehrung bietet, bedarf nicht 
der besonderen Bestätigung. Die vorstehenden Worte geben hiervon 
nur eine notdürftige Andeutung. - (Fr. Darmstaedter.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Grese, Fritz: Psychoanalytische Psychotechnik. 
Sonderabdruck aus Imago, 10. Bd. 1924, Heft I. 40 S. 

Die Wirtschaftsgestaltung ist abhängig von rein materiellen 
Zusammenhängen, die mit scelischen Vorgängen zunächst nichts 
gemeinsam haben. Das Gebilde Wirtschaft hat ein objektives, über- 
individuelles Dasein, das nur mit kulturwissenschaftlichen Gesichts- 
punkten zu erfassen ist. Mit diesen beiden Einschränkungen unter- 
nimmt G. den Versuch, Zusammenhänge zwischen Wirtschaftsleben 
und Psychoanalyse aufzuzeigen. Die psychoanalytische Forschung 
ergänzt die allgemeinpsychologische Erforschung des Wirtschafts- 
lebens da, wo es sich offenbar nicht um Oberflächenphänomene, um 
Bewußtseinszusammenhänge handelt. Ihrerseits könnte die Psycho- 
analyse aus wirtschaftlichen Zusammenhängen neue Einblicke ge- 
winnen. Ein Ueberblick über unbewußte erotische Zusammenhänge 
in der Reklame soll Beispiele für Anwendungsmöglichkeiten geben. 
Es kommt darauf an, durch Vorlusterweckung die Lust zum Erwerb 
zu stärken und aufrechtzuerhalten. Weiterhin werden optische, 
akustische und motorische Rhythmen in der Reklame psychoana- 
lytisch gedeutet. 

So ansprechend manche Hinweise sind, so darf doch ein bedenk- 
licher Lapsus, der dem Autor passiert ist, nicht übergangen werden. 
Er zeigt, wie vorsichtig man mit psychoanalytischen Deutungen 
sein muß, wie sehr es darauf ankommt, zunächst einmal die histo- 
rischen Zusammenhänge zu kennen. Es wird nämlich eine infantile 
Deutung (Muttermilchersatz) der Biermarke Berliner Kindl gegeben. 
Es wird von der Befriedigung geredet, endlich erwachsen zu sein 
u. dgl. In Wahrheit ist das Berliner Kindl natürlich nichts anderes 
als eine Nachahmung des zugkräftigen Münchner Kindl, das G. gar 
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nicht zu kennen scheint, und das Münchner Kindl als Biersymbol ist 
dem Münchner Stadtwappen entlehnt. 

In der Eignungsprüfung sind tiefenpsychologische Methoden, 
insbesondere auch die von È. eingeführte Arbeitsprobe, mit Erfolg 
in Verwendung. Eine abgekürzte Psychoanalyse nach Vorbild der 
zu therapeutischen Zwecken abgekürzten Analyse kann bei der 
Eignungsprüfung pathologischer Fälle sicherlich von Nutzen sein. 
Die Psychotechnik allerdings hat nur ein Interesse an der Diagnose. 
Auf Therapie soll sie sich nach G.s Meinung nicht einlassen. Das 
Problem einer Psychotherapie der abhängigen Arbeit wird also nicht 
behandelt. (Hierzu vgl. des Referenten: Grundriß einer allgemeinen 
Arbeitspathologie.) (W. Eliasberg.) 


Liebenberg, Richard: Berufsberatung, Methode 
und Technik. Leipzig, Quelle & Meyer, 1925. VIII und 234 S. 
mit Sachregister. In Ganzleinen M. 6.60. 


Immer mehr gliedert sich die Berufsberatung ein in das System 
der sozialen Therapie, Hygiene und namentlich Prophylaxe. Ihr Ziel 
ist das soziale Leben dadurch zu befrieden, daß die Erwerbstätigen 
in glücklicherer Weise, als dies bisher der Fall war, in das Berufs- 
leben eingefügt werden. Das Buch von L. ist zur Zeit wohl die beste 
Einführung in die Fülle der Einzelaufgaben, die sich daraus ergeben. 

Was die Berufsämter leisten sollen, ist ihnen vorgezeichnet sowohl 
durch die Reichsverfassung als auch durch die im Reichsarbeitsblatt 
1923 erschienenen allgemeinen Bestimmungen über die Berufsbera- 
tung. Ihrer sozialen Organisation nach sind die Berufsämter im 
Gegensatz zu den Organen der sog. Eignungsprüfung staatliche Be- 
hörden und haben als solche an der staatlichen Sozialpolitik mitzu- 
wirken. Sie haben ganz allgemein Rat zu erteilen »an Personen bei- 
derlei Geschlechts in allen Fällen, welche die Berufswahl sowohl beim 
Eintritt in das Berufsleben wie beim Berufswechsel und die Berufs- 
ausbildung und -fortbildung betreffen. Dabei ist eine Erfassung der 
den öffentlichen Arbeitsnachweis aufsuchenden Jugendlichen unter 
18 Jahren wünschenswert«. Die Rateinholung ist freiwillig. Zwang 
kommt nicht in Frage. Man sieht, welcher Personenkreis hier in Frage 
kommt: Jugendliche — Erwachsene — alte Personen; Männer — 
Frauen; Normale — Defekte; früher Normale — erworbene Defekte: 
Gruppen mit besonderer Vorbildung: Volksschul-, Mittelschul- und 
Hochschulbildung. Diese Einteilungen überkreuzen sich in mannig- 
facher Weise, z. B. Berufswechsel — erworbener Defekt, hohes Alter 
usw. 

Ihrer Methode nach hat die Berufsberatung nicht von der Eig- 
nungsprüfung, sondern von dem Berufswunsch auszugehen. Dies wird 
von L. mit vollem Recht immer wieder betont; denn wir wissen ja 
nicht nur aus dem einzelnen hervorragenden Beispiel des Demosthe- 
nes, daß selbst körperliche Defekte schwerer Art durch den Willen 
ausgeglichen und überkompensiert werden können. Aber es gibt noch 
weitere Einwände gegen die einseitige Anwendung der Ei.-Pr. als 
Grundlage der Berufsberatung. Sie ergeben sich aus der modernen 
Psychologie der Uebung. Versuche namentlich von Annelies Arge- 
lander und von Pauli haben gezeigt, daß, allgemein gesagt, die Bäume 
nicht in den Himmel wachsen, daß der anfänglich guten Leistun 
keine starke Uebung mehr folgt, während umgekehrt die Minderlei- 
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stung sich durch starken Uebungserfolg bessern kann. Dieses exakt- 
experimentell gefundene Ergebnis ist geeignet, die zahlreichen Be- 
denken gegen die ausschließliche Verwendung der isolierenden und 
messenden Ei.-Pr. noch zu verstärken. Daß auch die negative Be- 
rufsberatung, die sich auf die Feststellung von berufsausschließenden 
Defekten stützt, größter Vorsicht bedarf, ist ein Punkt, dessen noch 
stärkere Betonung durch L. erwünscht ist. Daß die positive Grund- 
lage der Berufsberatung, abgesehen von dem Berufswunsch und der 
Berufseignung die Berufskunde sein muß und daß wir hier erst in den 
Anfängen stehen, daß aber andererseits nicht mehr intuitiv gearbeitet 
werden darf, hat L. sehr richtig ausgeführt. 


Geht die Berufsberatung von der Eignung aus, so hat sie doch 
auch den Erfordernissen des Arbeitsmarktes Rechnung zu tragen und 
nicht nur des gegenwärtigen, der augenblicklichen Konjunktur. Son- 
dern wenn derjenige, der heute in die Lehre tritt, nach beendeter Lehr- 
zeit und möglichst dauernd auskömmliche Beschäftigung finden soll, 
so muß der von ihm erlernte Beruf auch für die Zukunft Aussichten 
bieten. Alle diese Gesichtspunkte vereinigt ergeben die Berufspolitik 
des Berufsberaters. Die Berufspolitik kann allerdings, wenn sie ein- 
heitlich und vorausschauend planmäßig geübt wird, mit der Zeit im- 
mer mehr Einfluß auf den gesamten Arbeitsmarkt gewinnen. Schon 
der Grundgedanke der Berufsberatung, möglichst vielen Jugendlichen 
eine wirkliche Berufsvorbildung zu gewähren und die ungelernte Ar- 
beit immer mehr zurückzudrängen, ist berufspolitisch gedacht. Wenn 
heute in Deutschland alles überzeugt ist, daß nach dem Verlust der 
Rohstoffgebiete mehr noch als früher nur die Qualitätsarbeit uns 
retten kann, so steht die Berufsberatung ganz und gar im Dienste der 
Heranbildung eines qualifizierten Nachwuchses. Berufspolitik muß 
auch getrieben werden, wenn zwischen dem ländlichen und städti- 
schen Arbeitsmarkt vermittelt werden, wenn die Großstadt von 
einem Heer jugendlicher Erwerbsloser entlastet werden soll. Da er- 
weitert sich die Aufgabe des Berufsberaters schließlich zu einer sozialen 
im weitesten Sinne des Wortes. Er arbeitet dann mit an der Bekämp- 
fung der großstädtischen Kriminalität, die ja immer in Zeiten der Ar- 
beitslosigkeit anzusteigen pflegt. 

Noch in den Anfängen liegt die Berufsberatung in den Mittel- 
schulen. So ist es z. B. noch lange nicht genügend bekannt, daß auch 
die rein praktischen Berufe, sofort nach beendeter Schulzeit ergriffen, 
Aufstiegsmöglichkeiten bieten auf Grund der höheren Vorbildung. Es 
wäre sehr zu wünschen, daß diese Erkenntnis den Mittelschülern mehr 
als bisher vermittelt wird. Bei den Mittelschülerinnen haben die 
Frauenorganisationen diese Arbeit zum Teil schon geleistet. Es Ist 
gar nicht selten, daß junge Mädchen mit Reifezeugnis auf das Hoch- 
schulstudium verzichten ‚und einen der sozialen Hilfsberufe ergreifen. 


Die Berufsberatung darf sich nicht nur auf den Rat zu Beginn 
der Ausbildungszeit beschränken. Sie hat auch die Lehrstelle zu ver- 
mitteln (dagegen nicht die Arbeitsstelle, wofür vielmehr der Arbeits- 
nachweis zuständig ist). Sie hat die Lehrstellen auf ihre gesundheit- 
liche, sittliche und bildnerische Geeignetheit zu prüfen. Es muß des- 
wegen dauernder Kontakt mit den einzelnen Lehrherrn und den 
Handwerkskammern gepflegt werden. Sie hat weiterhin an der be- 
ruflichen Ausbildung als solcher mitzuarbeiten, fernerhin bei der Ent- 
schädigung und den allgemeinen Rechtsverhältnissen der Lehre. 
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Von dieser gesamten Fülle von Aufgaben gibt das Liebenbergsche 
Buch ein klares Bild. Es zeigt auch ohne zu beschönigen, wo wir bei 
ihrer Lösung stehen. Es gibt fernerhin eine recht gute Uebersicht der 
Literatur der berufskundlichen und gesetzlichen Unterlagen. 

Eine Mustersammlung von Vordrucken zur Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung, sowie ein Sachregister sind beigegeben. 

(W. Eliasberg.) 


4. Sozialismus. 


Kelsen, Hans: Marx oder Lassalle. Leipzig, C. L. 
Hirschfeld, 1924. 38 S. 

Man hatte bisher angenommen, daß die Sozialdemokratie der 
Vorkriegszeit, namentlich die bis zum Weltkrieg maßgebend gewesene 
deutsche, in der Fülle der Gegenwartsarbeit kaum zu Atem kommend, 
genötigt, ihre Tätigkeit nach mannigfachen wirtschafts- und macht- 
politischen Richtungen hin zu zersplittern, kaum die Möglichkeit 
gehabt habe, die »letzten Dinge« ihres Parteiprogramms, ihrer Welt- 
anschauung zu überdenken. Zu diesem Nichtkönnen sei in den letzten 
Jahrzehnten der Vorkriegszeit auch ein Nichtwollen gekommen. Man 
habe den peinlich bohrenden Anfragen bürgerlicher Schriftsteller, wie 
sich denn die Sozialdemokratie den »Zukunftsstaat« vorstelle, gern 
ein fatalistisches Vertrauen entgegengestellt, die Entwicklung der 
Dinge würde schon in die sozialdemokratischen Ziele hineinwachsen, 
und es sei ebenso überflüssig wie voreilig, nach dem Schlußpunkt 
dieser in den Anfängen bereits sichtbar gewordenen Entwicklung zu 
fragen oder über ihn zu grübeln und hierdurch Zeit und Kraft für 
notwendigere Gegenwartsarbeit zu verlieren. 

Dann kam der Weltkrieg und der Umsturz, in dem die mit un- 
geahnter Schnelligkeit wenigstens vorübergehend zu großer Macht 
gelangten sozialdemokratischen Führer ziemlich ratlos dastanden 
gegenüber den ungeduldigen Wünschen der breiten Massen, die rasch 
den seit Jahrzehnten nur unbestimmt angedeuteten befreienden 
und erlösenden Zielen der marxistischen »Expropriation der Ex- 

ropriateure« zugeführt werden wollten. Nur bei den russischen 
olschewiken hat statt dieser Ratlosigkeit ein klares Zielbewußtsein 
bestanden, das sich zuerst in wuchtigen Taten der Zerstörung und 
des Aufbaues äußerte, aber seit 1921 infolge von Hungersnöten, Bauern- 
und Matrosenaufständen usw. einer allmählichen teilweisen Ver- 
ständigung mit bürgerlich-bäuerlichen wirtschaftspolitischen Grund- 
sätzen Platz gemacht habe. 

Dieser bisherigen Auffassung setzt K. eine andere entgegen. Er 
legt das Hauptgewicht darauf, daß Marx-Engels die den Staat ver- 
neinende, halb anarchistische Staats- und Gesellschaftslehre der 
älteren Bourgeoisie übernommen haben, die gegen den Ständestaat und 
den festländischen Absolutismus anstürmte. Denn das Proletariat 
habe sich zur Zeit der Entstehung des kommunistischen Manifests in 
enem noch viel gedrückteren Zustand befunden und sei daher der 
bestehenden Staatsordnung noch abgeneigter gewesen als seinerzeit 
die emporkommende Bourgeoisie in ihrer Gegnerschaft gegen den 
ständisch-absolutistischen Staat (von der sehr wichtigen bäuerlichen 
Opposition spricht K. nicht). Die wenig klare Formel von Marx- 
Engels lautete, daß der Sieg des Proletariats die Beseitigung aller 
Klassenunterschiede und damit das Absterben des Staates bringen 


544 Literatur-Anzeiger. 


werde, da dieser nur der Büttel der herrschenden Klassen gegenüber 
den beherrschten sei. Demgegenüber habe Lassalle den Staat (freilich 
gerade so wie Marx-Engels und teilweise auch K. selbst unter Außer- 
achtlassung der bäuerlichen Klasse) als der »ärmeren Klassen große 
Assoziation« aufgefaßt, die, sobald sie »unter die Herrschaft der Idee 
des Arbeiterstandes gesetzt« würde, »sittliche Ziele« verfolgen werde. 

Die Widerlegung, die K., wie schon vor ihm Oppenheimer und 
manche andere, der grundfalschen Staatsauffassung von Marx-Engels 
angedeihen läßt, ist durchaus überzeugend, und die von ihm aus- 
gesprochene Ansicht hat viel für sich, daß ohne den unerwartet frühen 
Tod Lassalles die deutschen Arbeiter einer gesünderen Staatsauffassung 
zu gewinnen gewesen wären als die marxistische, in deren Hinter- 
grund, den meisten ihrer Anhänger kaum bewußt, der unheimliche 
und mystisch-unvollziehbare Gedanke einer staatslosen Gesellschaft 
lauerte. 

K. bleibt freilich den Beweis dafür schuldig, daß auch nur die 
deutsche oder österreichische Sozialdemokratie sich in der Vorkriegs- 
zeit von dieser falschen Staatsauffassung in stärkerem Ausmaß habe 
beeinflussen lassen. Er weist sogar im Gegenteil darauf hin, daß nicht 
nur der biegsame Oesterreicher Karl Renner schon in seinen vor 
dem Weltkrieg veröffentlichten Werken einer von der marxistischen 
stark abweichenden Staatsauffassung gehuldigt habe; sogar der strenge 
Marxist Karl Kautsky habe im Jahre 1892 in seinem »Erfurter Pro- 
gramm« wenig Lust gezeigt, auf die anarchistische staatslose Gesell- 
schaft im Hintergrund der Marx-Engels-Lehren des näheren ein- 
zugehen. 

Begreiflicherweise wurde das blasse Gespenst der staatslosen 
Gesellschaft durch die gewaltigen Eindrücke und Ereignisse des Welt- 
krieges, der Friedensschlüsse und der sonstigen Unbilden der Nach- 
kriegszeit noch schattenhafter als bisher. K. weist aus den seitherigen 
Schriften Renners, Otto Bauers, Cunows, ja sogar Kautskys, nach, 
wie weit sich die führenden Geister der deutschen und österreichischen 
Sozialdemokratie von der Staatsauffassung entfernt haben, die bei 
Marx-Engels zu finden ist, und wie sie sich, namentlich Cunow, der 
höheren Lassalleschen Auffassung des Staates als einer zu sittlichen 
Zielen leitenden Macht genähert haben. Hierin erblickt K. den Haupt- 
kern dessen, was man derzeit »Krise des Märxismus« nennt. Hierbei mag 
es dem Marxismus wenig nützen, daß Lenin und seine Schule für die 
staatslose Gesellschaft als Endziel des marxistischen Sozialismus mit 
größtem Nachdruck eintreten, zumal das wirkliche Vorgehen der 
Bolschewiken in Rußland eine der rücksichtslosesten und grausamsten 
Gewaltherrschaften darstellt, denen man in der Weltgeschichte be- 
gegnet. (S. Schilder.) 


Simon, Helene: Robert Owen. Sein Leben und 
seine Bedeutung für die Gegenwart. 2., unveränd. 
Aufl. Jena, Gustav Fischer, 1925. 358 S. M. g.—. 


Es ist erfreulich, daß das schöne und so warmherzig geschriebene 
Buch von H. S. über R. Owen eine neue Auflage erleben durfte. Frei- 
lich muß man damit ein gewisses Bedauern verknüpfen, daß die 
Auflage jetzt, nach 20 Jahren, eine vollkommen unveränderte jst. 
Mag auch an dem Charakterbild und der Bedeutung des englischen 
Sozialisten alles unverändert sein, so erscheint uns doch heute gerade 
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bei den Vorläufern des Sozialismus manches in wesentlich anderem 
Lichte als vor zwei Jahrzehnten. Es sei nur darauf hingewiesen, 
daß ja gerade in den letzten Jahren im Gegensatz zu der mehr 
naturalistischen Auffassung des Marxismus die Entwicklung im Sozia- 
lismus mehr nach der voluntaristisch-idealistischen Seite hin gegangen 
ist, also nach einer Richtung hin, die uns die Vorgänger von Marx, 
auch Owen, doch in einer etwas anderen Beleuchtung erscheinen 
läßt, als der des Utopismus, der ja für Marx dabei das Wesent- 
liche gewesen ist. (P. Mombert.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Engländer, Dr. Oskar: TheoriedesGüterverkehrs 
undderFrachtisätze. Jena, Gustav Fischer, 1924. 


In der Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den 
Menschen tritt ihre wachsende örtliche Ausdehnung in den Vorder- 
grund, und damit eben die zunehmende Bedeutung der Versendung 
von Gütern. Eine gewaltige Ausbreitung des örtlichen Bereiches 
unserer Wirtschaft hat vor allem seit Beginn des ıg. Jahrhunderts 
stattgefunden. Verbesserung der Produktionsmethoden und der Ver- 
kehrsmittel zugleich haben hiefür die Bedingungen geschaffen. Wenn 
auch gerade heute starke Tendenzen sich geltend machen, innerhalb 
der einzelnen Staaten mehr oder weniger geschlossene Wirtschafts- 

ebiete zu schaffen, existiert doch für eine große Zahl von Gütern ein 
Neltmarkt. Bei den ausgedehnten Absatz- und Versorgungsgebieten 
haben sich aber die Fäden des Güterverkehrs zu einem komplizierten 
Netz gewoben. 

Die Gesetzmäßigkeiten dieser auf den ersten Blick unentwirr- 
baren komplexen Beziehungen festzustellen, bildet die Aufgabe im 
ersten Teil des Buches von E. In methodisch einwandfreier Weise 
untersucht der Verf., wie der mit Kosten verbundene Gütertransport 
vom Erzeugungs- zum Verbrauchsort auf Produktion, Absatz und 
Preis wirkt. Sowenig wie in einem andern Gebiet der Volkswirtschafts- 
lehre, konnte hier für die Theorie die ganze Tatsachenfülle der Wirk- 
lichkeit ins Auge gefaßt werden; zahlreiche Abstraktionen und Hilfs- 
konstruktionen mußten als Mittel dienen, in die Materie einzudringen. 

In einem ersten Abschnitt geht der Verf. von der Annahme ganz 
einfacher Verhältnisse aus, nämlich des einheitlichen Erzeugungsortes 
mit flächenhaftem Absatzgebiet und untersucht hier vor allem Absatz- 
weite und -menge. Dann wird ein Wettbewerb mehrerer Produktions- 
orte und in einem weiteren Abschnitt eine Konkurrenz mehrerer Ver- 
brauchszentren angenommen. Schließlich zieht der Verf. — von anderen 
Tatsachenreihen abgesehen — nicht nur eine Güterart in Betracht, 
sondern untersucht den Absatz verschiedener Güterarten und ihre 
gegenseitige Beeinflussung. So geht die Erforschung der Gesetz- 
mäßigkeiten des Güterverkehrs unter fortschreitender Erweiterung 
der berücksichtigten Tatbestände von einfachen zu stets komplizier- 
teren, der Wirklichkeit sich nähernden Verhältnissen. 

Eine u. E. nicht ganz gerechtfertigte Unterscheidung trifft der 
Verf., wenn er stets den F all eines Kostengutes von dem eines Gutes 
gegebener Menge auseinanderhält. Auf den ersten Blick möchte daraus 
der Schluß gezogen werden, E. vertrete die alte objektivistische 
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Werttheorie. Daß dem nicht so ist, geht indessen nicht nur aus seinen 
Beiträgen zur Preistheorie, sondern auch aus dem vorliegenden Werk 
hervor. Die erwähnte Unterscheidung trifft der Verf. z. B., wenn er 
im zweiten Abschnitt sagt: »Beim Kostenerzeugnis ist zunächst der 
Preis hier, und nach ihm richtet sich die abgesetzte Menge und die 
Absatzweiten, beim Gute gegebener Menge ist zunächst die Menge 
da, und nach ihr bestimmen sich Preis und Absatzweiten.« Aus der 
Erfahrung, daß bei der Großzahl der produzierten Güter der Preis 
um die Herstellungskosten schwankt, mag man schließlich davon 
sprechen, die Kosten würden den Preis bestimmen. Dabei muß man 
sich aber im klaren sein, daß die Wertschätzung der Güter letzter 
Ordnung reflexartig auf die Kostengüter fällt und letzten Endes eben 
doch der Wert und nicht die Kosten den Preis bestimmen. Da nun 
ferner jedes Gut letzter Ordnung schließlich auch Kostenbestandteile 
enthält von der Natur des »Gutes gegebener Menge«, so vermögen 
wir in der erwähnten Differenzierung keine prinzipiell, sondern höch- 
stens graduell verschiedene Tatbestände zu erblicken. 


Im zweiten Hauptteil seines Werkes entwickelt der Verf. in 
überaus tiefschürfender Weise seine Theorie der Frachtsatzbildung. 
Zunächst behandelt er die Tarifbildung der monopolistischen Ver- 
kehrsunternehmung. Oberster Grundsatz, wie bei jedem monopolisti- 
schen Unternehmen, ist die günstigste Ausnützung der Preiswilligkeit 
der Leistungsempfänger. Die Schwierigkeit für den Monopeolisten, 
darnach zu bandan. besteht darin, daß eine Preisdifferenz zwischen 
verschiedenen Orten, die zur örtlichen Güterverschiebung führt, sich 
in der Folge einer Beförderung verändert, und zwar verringert im 
Verhältnis der transportierten Menge. 

Ohne damit eine objektivistische Werttheorie zu vertreten, stellt 
der Verf. im weiteren mit Recht den wichtigen Einfluß der Kosten 
auf die Frachtsatzbildung fest. In einem besonderen Abschnitt geht 
er deshalb an eine Analyse der Beförderungskosten. Es wäre zu wün- 
schen, daß die Ergebnisse dieser Kostenuntersuchung bei allen Tarif- 
politikern Beachtung fänden. Irrige Schlüsse, wie: ein Verkehrsteil 
sei unbedingt verlustbringend, wenn die Einnahmen die Durchschnitts- 
kosten des Gesamtverkehrs nicht erreichen, würden dann verschwinden, 
und damit auch daraus sich ergebende falsche Tarifmaßnahmen. Aus 
der Kostengestaltung leitet E. vor allem den Satz ab, daß wo die 
Frachtbildung durch Kosten beeinflußt wird, es nicht die Durch- 
schnittskosten, sondern die Mehrkosten des hinzukommenden Ver- 
kehrs sind. Besonders interessant und von großer praktischer Wichtig- 
keit für die Tarifgestaltung ist sodann die Ableitung der nach der 
Entfernung abgestuften Frachtsätze aus dem Kostenaufbau. Ein 
Tarif mit degressiven Sätzen erscheint darnach auf jeden Fall richtiger 
als ein reiner Distanztarif. 


Nach eingehender Untersuchung des Frachtaufbaus bei Wett- 
bewerb und gemeinnützigem Unternehmen gibt uns der Verf. einen 
sehr instruktiven Vergleich der Frachtsatzbildung bei monopolistischer 
und gemeinnütziger Verwaltung; der Fall des Wettbewerbs tritt 

raktisch stark in den Hintergrund. Dieser Vergleich zeigt bei beiden 
nternehmungsformen ein Uebereinstimmen im Aufbau der Fracht- 
sätze. Mit Rücksicht auf die materielle Tarifbildung ergibt sich hier 
wie dort ebenfalls die gleiche Untergrenze, nämlich die Mehrkosten 
der betreffenden Beförderung. Nach oben hingegen sind Unterschiede 
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festzustellen. Die gemeinnützige Unternehmung wird nur die Deckung 
der Betriebs- und Anlagekosten zu erreichen suchen, der Monopolist 
hingegen den höchstmöglichen Ertrag. Wichtig ist dabei die auf Grund 
des sog. Preiswilligkeitsparadoxons gemachte Feststellung, daß dieses 
Streben des Monopolisten dazu führen kann, »daß nicht jene Menge 
befördert wird, die zur Beförderung gelangen könnte, wenn nur ge- 
wöhnliche Verzinsung des Anlagekapitals angestrebt würde«. Ander- 
seits stellt der Verf. schließlich fest, daß falls es einem monopolistischen 
Unternehmen — zufolge besonderer Verhältnisse — nicht gelingt, 
mehr als die Verzinsung des Anlagekapitals zu erreichen, es wie eine 
man e Verkehrsanstalt wirke. Die Frage: Staatsbetrieb oder 
ivatbetrieb möchte der Verf. damit nicht präjudizieren. 

Das Buch E.s bietet keineswegs eine leichte Lektüre. Die Mühe, 
sich darin zu vertiefen, wird aber durch reichlichen Gewinn ent- 
schädigt. (Walter Fischer.) 


Robertson,D.H., M. A., Dozent am Trinity College, Cambridge: 

Produktion. Dritter Band der Wirtschaftswissenschaftlichen 
Leitfäden. Deutsch herausgegeben von Dr. Melchior Palyi, 
Privatdozent an der Handelshochschule Berlin. Berlin, Julius Springer, 
1924. 148 S. 

Der englische Titel des Büchleins heißt Control of Industry. Das 
zugrundeliegende Problem formuliert der Verf.: »Wie kann dafür ge- 
sorgt werden, daß die an der Produktion beteiligten Personen nicht 
zu bloßen Werkzeugen oder zu bloß passiven Nutznießern der Pro- 
duktion werden, vielmehr ihren Charakter als selbständige Persönlich- 
keiten auch gegenüber den wirtschaftlichen Bedingungen ihres Daseins 
bewahren ?« Er verfolgt die Formen des industriellen Kommandos in 
der kapitalistischen Wirtschaftsordnung und zeigt die Regel auf, die 
er — mit Recht — das Grundgesetz des Kapitalismus nennt: daß »die 
Herrschaft über die Produktionsmittel an die Uebernahme der Pro- 
duktionsrisiken gebunden ist«. Er untersucht dann die Möglichkeiten, 
an die Stelle dieser Wirtschaftsordnung eine andere zu setzen oder 
doch die Herrschaft des Risikoträgers, des Unternehmers, zugunsten 
der übrigen produktiv Tätigen abzuschwächen. Dabei kommt er nicht 
zu einem eindeutigen Urteil, sondern führt nur mit vorbildlicher Ob- 
jektivität den Leser in die Erkenntnis des Für und Wider ein. Der 

ufbau dieser Schrift ist, wie es im Wesen des Themas liegt, weniger 
straff als der anderer Hefte der gleichen Sammlung, aber sie ist ebenso 
wertvoll, denn sie füllt in der Beschreibung der Grundprobleme des 
Wirtschaftslebens eine Stelle aus, die nicht leer bleiben durfte. 
(Carl Landauer.) 


Schönfeld, Leo: Grenznutizen und Wirtschafts- 
rechnung. I. und II. Teil. Wien, Manzsche Verlags- und Uni- 
versitätsbuchhandlung, 1924. 208 Seiten. Preis: S. 5.,10. 


E: In dem im letzten Jahrzehnt stark vernachlässigten Bereich der 
ökonomischen Theorie scheint sich neues Leben zu regen. So fruchtbar 
sich diese Forschungsweise auch in den ersten vier Jahrzehnten er- 
wiesen hatte, nachdem Menger und seine Schüler ihr in der deutschen 
Wissenschaft wieder zu Ehren verholfen, so war doch auf die schnelle 
Entwicklung dieser Zeit ein Rückschlag gefolgt, der den Eindruck 
erwecken konnte, als seien die in jener Methode enthaltenen Möglich- 
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keiten schon erschöpft und wichtige Ergebnisse von ihr nicht mehr 
zu erwarten. F. Wiesers großes Werk im Einleitungsband des » Grund- 
riß der Sozialökonomik«, das in seiner Zusammenfassung der subjek- 
tiven Wirtschaftstheorie in ein großartiges geschlossenes System fast 
noch mehr neue Probleme aufgedeckt als positive Lösungen gegeben 
hat, sollte für lange Zeit auch die letzte bemerkenswerte Leistung auf 
diesem Gebiete bleiben. Der erwähnte Eindruck dieses Buches scheint 
fürs erste mehr als Entmutigung, denn als Ansporn auf die jüngere 
Forschergeneration gewirkt zu haben. Es ist das letzte Werk der, 
wie man heute wohl schon sagen darf, klassischen Periode der »öster- 
reichischen Schule« geblieben und in den folgenden zehn Jahren kaum 
eine Arbeit von Bedeutung erschienen, die die Untersuchung dort auf- 
nahm, wo Wieser stehen geblieben ist. Erst in allerjüngster Zeit sind 
nun einige Schriften veröffentlicht worden, die auf eın Wiederaufleben 
des Interesses für die Grundprobleme der Wirtschaftstheorie deuten 
und neuen Fortschritt auf diesem Gebiete anzukündigen scheinen. 
Unter ihnen erscheint uns die hier zu besprechende Arbeit Sch.s be- 
sonders bemerkenswert, weil sie sich gegenüber der Menge der theo- 
retischen Schriften, die ja auch in der eben als mehr oder minder 
ergebnislos bezeichneten Periode erschienen sind, nicht nur durch die 
Zielbewußtheit auszeichnet, mit der der Verfasser unter Ausnützung 
aller vorhandenen Ansätze über das bisher Erreichte hinauszukommen 
sucht, sondern vor allem auch durch eine ungewöhnliche Reife und 
Klarheit der Darstellung und die überaus gewissenhafte, in ihrer 
Vollständigkeit im besten Sinne exakte Vorgangsweise des Verfassers 
hervorsticht. Wenn die folgenden Teile von Sch.s Arbeit, von der das 
vorliegende Bändchen nur die Einleitung bildet, halten, was dieses 
verspricht, so dürfte sie in der Entwicklung der Wirtschaftstheorie 
einen wesentlichen Schritt vorwärts bedeuten. Vorläufig nötigt aller- 
dings die Unvollständigkeit des vorliegenden Teiles dem Rezensenten 
eine gewisse Zurückhaltung auf, da die Bedeutung mancher der vor- 
liegenden Ausführungen abschließend erst im Zusammenhang mit 
dem Folgenden wird beurteilt werden können. Wir werden uns daher 
hier darauf beschränken müssen, die prinzipielle Einstellung des 
Buches zu charakterisieren und zu einzelnen Punkten Bemerkungen 
zu machen, uns aber eine allgemeine Würdigung der Arbeit vor- 
behalten, bis sie vollständig vorliegt. 


Wir haben eingangs besonders auf Wieser hingewiesen, weil Sch. 
bewußt in dessen Fußtapfen tritt und ausdrücklich betont, daß er 
keiner Theorie näher stehe als der Wiesers. Dessen großes Verdienst 
ist es, weiter als alle übrigen Grenznutzentheoretiker den Zusammen- 
hang verfolgt zu haben, der zwischen dem Grunde, aus dem eine 
wirtschaftliche Verfügung getroffen, eine bestimmte Güterverwendung 
vorgenommen wird, und der Bewertung des betreffenden Gutes be- 
steht, und ihn selbst auf Kosten einer größeren Einheitlichkeit seines 
Lehrgebäudes auch dort noch gesucht zu haben, wo sich andere mit 
der Anwendung des ersten Resultates jener Betrachtungsweise, dem 
Satz vom abhängigen Nutzen, als Erklärung des Wertes begnügten. 
Wieser bleibt damit dem Grundgedanken der subjektiven Wertlehre, 
in dem Grunde des wirtschaftlichen Handelns gleichzeitig auch seine 
Erklärung und sein Maß zu suchen, durch alle Schwierigkeiten hin- 
durch treu, gelangt dabei aber zu oft gerügten Gegensätzen zu den 
einfacheren Systemen, die sich aus der bloßen Verallgemeinerung jenes 
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ersten Resultates ergeben. Was bei Wieser als unausgesprochene 
Grundtendenz erkennbar ist, macht Sch. zum Leitgedanken seiner 
Arbeit. Er sucht die Lücke auszufüllen, die überall außer bei den 
allereinfachsten Zusammenhängen zwischen den wirtschaftlichen Daten 
und dem Zustand vollzogener wirtschaftlicher Verfügung besteht, aus 
dem die meisten Werttheoretiker ihre Erklärung ableiten — auch 
hierin den Spuren Wiesers folgend, der in seinem großen Werk scharf 
zwischen allgemeiner Wirtschaftstheorie und der in ihr begründeten 
Werttheorie unterscheidet (S. 189 der 1., 65 der 2. Aufl.). Sch. will 
jedoch noch weit über das hinausgehen, was Wieser aus dieser Be- 
trachtungsweise gewinnt, nämlich die stärkere Betonung des wirt- 
schaftlichen Dienstes, den der Grenznutzen leistet, gegenüber seiner 
Begriffsbestimmung aus dem »abhängigen Nutzen«. Wieser scheint 
ihm inkonsequent, weil er die Definition des Grenznutzens aus einem 
Zustand der Wirtschaft ableitet, in dem alle Verfügungen schon ge- 
troffen sind, ihn aber schon bei diesen Verfügungen jene »kontrol- 
lierende Funktion« leisten läßt, die in seiner Darstellung eine so große 
Rolle spielt. Sch. will nun den Ausweg aus diesem Dilemma in einer 
Revision auch des Grenznutzen begriffes unter Bezugnahme auf 
die Rolle suchen, die er bei den wirtschaftlichen Verfügungen spielt, 
und unternimmt zu diesem Zweck die eingehende Untersuchung aller 
jener Erwägungen, die sich bezüglich der Verfügung über einen Güter- 
vorrat nach Maßgabe der Bedürfnisse ergeben (der »Wirtschafts- 
rechnung«), die den Hauptgegenstand der Arbeit bildet. 


Im vorliegenden Teil der Arbeit ist diese Problemstellung nur 
angedeutet. Er dient in erster Linie dazu, den theoretischen Apparat 
zu schaffen, mit dessen Unterstützung dem Grundproblem später an 
den Leib gerückt werden soll. Das wichtigste Requisit dieses Apparates 
ist die Unterscheidung zwischen der theoretisch entwickelten Wirt- 
schaftsrechnung, dem in allen seinen Möglichkeiten durchdachten, 
logisch vollständigen Verfahren zur Ermittlung der von gegebenen 
Daten geforderten Verfügungen, und dem praktisch geübten, ab- 
ekürzten Verfahren, bei dem an Stelle jener vollständigenErwägungen 

ereinfachungen treten, deren Sinn aber nur aus dem unabgekürzten 
Verfahren, das sie ersetzen, zu erklären ist. Erst im letzteren, vor- 
läufig nur im Gegensatz zum System der entwickelten Wirtschafts- 
rechnung erörterten Verfahren scheint Sch. das Anwendungsgebiet 
des Grenznutzens zu sehen. Einstweilen handelt es sich ihm darum, 
die Abhängigkeit der Güterverwendungen von ihrer Nützlichkeit 
systematisch darzulegen und damit alleZusammenhänge aufzudecken, 
denen auch das logisch nicht vollständige Verfahren Rechnung tragen 
muß. Das Neuartigste und auf den ersten Blick Befremdendste der 
ganzen Arbeit ist dabei Sch.s konsequentes Ausgehen von einem als 
unmittelbar evident vorgestellten Gesamtwirtschaftsnutzen, »den zu 
einem größten zu machen das Ziel der Einzelwirtschaft bildet«. Sch. 
glaubt den Einzelnutzen eines Gutes nur unter Bezugnahme auf den 
Gesamtwirtschaftsnutzen ableiten zu können und lehnt darum die 
Vorstellung eines schlechthin gegebenen, von wirtschaftlichen Ver- 
fügungen unabhängigen, somit ein »Datum« der Theorie bildenden 
Bedürfnissystems des Wirtschaftssubjektes nachdrücklich ab. Dies 
muß fürs erste Bedenken hervorrufen, weil man gewohnt ist, 
zu sehen, daß Forscher (soweit sie nicht wie Schumpeter das Be- 
friedigungsmaximum ausdrücklich mit der vollkommenen Befolgung 
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der Rangordnung der Einzelbedürfnisse gleichsetzen), nachdem sie 
anfänglich von einem Bedürfnissystem ausgegangen sind, zu der 
anfänglich unter die Ausgangspunkte ihres Systems nicht ausdrück- 
lich aufgenommenen Voraussetzung einer unabhängig von der Be- 
folgung der Rangordnung der Bedürfnisse zu erzielenden höchsten 
Gesamtbefriedigung meist erst dann Zuflucht nehmen, wenn die sich 
ergebenden Probleme auf Grund der ersten Voraussetzung nicht 
lösbar erscheinen. Solche Fälle ergeben sich vor allem in der Theorie 
der komplementären Güter, liegen aber auch den tieferen Schwierig- 
keiten des Preis- und Kapitalzinsproblemes zugrunde. Folgt man 
Sch. jedoch weiter, so wird man geneigt, diese Bedenken wenigstens 
vorläufig zurückzustellen, weil es nicht ausgeschlossen erscheint, daß 
er alle diese Schwierigkeiten gerade dadurch überwindet, daß er den 
Gesamtwirtschaftsnutzen von Anfang an bewußter und begründeter 
Massen als bestimmenden Gesichtspunkt aller wirtschaftlichen Tätig- 
keit einführt, und damit vielleicht manche Probleme, die die her- 
kömmliche Betrachtungsweise ergibt, als Scheinprobleme aufzeigt. 
Sch. behandelt allerdings dabei den Umstand, daß der Gesamtwirt- 
schaftsnutzen und nicht nur die Rangordnung der Einzelnutzen un- 
mittelbar erkennbar ist, als so selbstverständlich, daß seine dies- 
bezüglichen Ausführungen kaum genügen, diese Frage zu erledigen. 
Nur um die Tragweite dieser Aenderung gegenüber der üblichen 
Auffassung zu kennzeichnen, sei hervorgehoben, daß damit der 
Nutzen als von vornherein gegebenes Datum der wirtschaftlichen 
Aufgabe verschwindet und an Stelle einer zu Beginn der Ableitung 
gegebenen Anzahl von Bedürfnissen bestimmter Intensität, deren 
Befriedigung durch einen gegebenen Gütervorrat eine bloße Frage 
einer Logik des Mittel-Zweck-Systems ist, der Gesamtwirtschafts- 
nutzen erst nach vollzogener Verwendungswidmung aller Güter er- 
scheint und in seinem Maximum das Kennzeichen jener Verfügungs- 
kombination bildet, die die wirtschaftlich wünschenswerteste ist. 
Die wirtschaftlich richtigen Verfügungen können folglich nicht durch 
logische Ableitung aus dem »Bedürfnissystem«, sondern nur durch 
fortgesetztes Probieren gefunden werden. Die mit dieser Anschauung 
verbundenen Schwierigkeiten scheinen uns anderswo zu liegen. Wir 
werden darauf etwas später zurückkommen. 


Gibt man Sch. in diesem fundamentalen Punkt recht, so wird 
man seinen weiteren Ableitungen mit Zustimmung folgen und sich 
dabei im Verlauf seiner Darstellung auch vielfach an sehr glücklichen 
Formulierungen verschiedener, eigentlich selbstverständlicher, aber 
doch oft nicht entsprechend beachteter Grundsätze freuen können. 
Seine wirkliche theoretische Begabung zeigt sich dabei vor allem 
darin, daß er auch in der abstraktesten Darstellung den Anschluß 
an die Wirklichkeit nie verliert und es ihm daher nie an Ressourcen 
fehlt, einen Ausweg aus Schwierigkeiten zu finden, der den Tatsachen 
nicht Gewalt antut. Unterstützt durch reiche praktische wirtschaft- 
liche Erfahrung verbunden mit einem außerordentlichen theoretischen 
Wissen gelingt es ihm, auf seinen Prämissen in wirklich überzeugender, 
im einzelnen Einwände kaum zulassender Weise fortzubauen. Der 
nächste Schritt von seiner Grundauffassung zur Erklärung des wirt- 
schaftlichen Handelns ist die Ableitung von Formeln für den Einzel- 
nutzen und Einzelnutzenvergleiche unter Bezugnahme auf die durch 
Aenderungen in der Güterverwendung sich ergebenden Veränderungen 
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des Gesamtwirtschaftsnutzens. Denn auch für Sch. ist die Ermittlung 
jener Verfügung über sämtliche Güter, die den höchsten Gesamt- 
wirtschaftsnutzen sichert, nur möglich durch fortgesetzte Vergleiche 
von Einzelnutzen. Hier ergibt sich nun auch jenes vorläufig ungelöste 
Bedenken gegen seine Methode: Kann durch fortgesetze Einzelnutzen- 
vergleiche je der Zustand des höchsten Gesamtnutzens in seinem Sinn 
gefunden werden ? Das Ausgehen vom Gesamtwirtschaftsnutzen und 
der Umstand, daß damit der Nutzen jedes Gutes von der Verwendung 
aller anderen Güter abhängig ist, bringen es mit sich, daß unter Um- 
ständen von einem gegebenen Zustand der Zuteilung aller Güter auf 
die vorhandenen Verwendungen (oder mit einem Ausdruck Sch.s: 
von einer bestimmten Verfügungskombination) man zu einer Ver- 
fügungskombination, die einen höheren Gesamtwirtschaftsnutzen 
sichert, nur durch Aenderung der Verwendungen mehrerer Güter 
gelangen kann, die jede einzeln eine Verminderung des Gesamtwirt- 
schaftsnutzens herbeiführen. Im Wege bloßer Einzelnutzenvergleiche 
in der Weise, daß in jedem Vergleichsfall die Güterverwendung ge- 
wählt wird, die den höchsten Beitrag zum Gesamtnutzen liefert, läßt 
sich also jene Verfügungskombination, die den höchsten Gesamt- 
wirtschaftsnutzen sichert, nicht finden. Wollte man aber direkt die 
Gesamtwirtschaftsnutzen aller möglichen Verfügungskombinationen 
vergleichen, um jene herauszufinden, die den höchsten sichert, so 
würde man damit auf eine Erklärung der einzelnen Verfügung unter 
Beziehung auf den Nutzen überhaupt verzichten und, was gewiß nicht 
im Sinne Sch.s liegt, aber Böhm-Bawerk gelegentlich tatsächlich aus- 
spricht (Pos. Th., Exk. VII., 3. Aufl., S. 209), das Stattfinden der be- 
stimmten Güterverwendungen schlechthin als »Datum« hinnehmen. 


Zu den außerordentlich wichtigen Selbstverständlichkeiten, die 
Sch. wohl als erster in angemessener Weise hervorhebt, gehört neben 
dem durch den Begriff der Verfügungskombination an Stelle einzelner 
Güterverwendungen ermöglichten »Öperieren mit ganzen Systemen« 
vor allem die essentielle Entgeltlichkeit jeder wirtschaftlichen Ver- 
fügung, die darin zum Ausdruck kommt, daß jedem Verzicht auf eine 
Gutsverwendung en Sen anderer Stelle entsprechen muß 
(Prinzip der wirtschaftlichen Leistung und Gegenleistung«), ein 
Grundsatz, gegen den der sog. » Verlustgedanke« fehlt, der namentlich 
in den Schriften Böhm-Bawerks eine so große Rolle spielt. Auch 
andere wichtige Beiträge, wie die korrektere Formulierung des Gossen- 
schen Gesetzes der Bedürfnisabnahme und die interessanten Hilfs- 
begriffe der Teilmengenordnungen und Teilnutzenordnungen können 
hier gerade nur erwähnt werden, ebenso das aus dem vorliegenden Teil 
der Arbeit noch nicht ganz klare » Prinzip der ökonomischen Relevanz, 
das ermöglichen soll, die im Zuge der Wirtschaftsrechnung tatsächlich 
vorzunehmenden Nutzenvergleiche auf relativ wenige zu beschränken, 
und das berufen scheint, in den weiteren Teilen, namentlich in Sch.s 
Theorie des Grenznutzens eine große Rolle zu spielen. 


Das Buch ist keine leichte Lektüre. Der Mut, mit dem Sch. 
gerade die schwierigsten Probleme der Wirtschaftstheorie angeht, und 
die Gründlichkeit, mit der er sich der gestellten Aufgabe entledigt 
und die manchmal fast den Eindruck einer übermäßigen Umständ- 
lichkeit erweckt, werden den oberflächlichen Leser bald abschrecken. 
Die Darstellung bietet aber keine Schwierigkeiten, die nicht in der 
Sache liegen, und ist anspruchsvoll nur in der vollkommenen Sach- 
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lichkeit, die sie auch vom Leser verlangt. Man kann der Arbeit nach 

alledem wohl keine schnelle Wirkung prophezeien. Es wäre aber ein 

trauriges Zeugnis für das theoretisch-ökonomische Verständnis unserer 

Zeit, wenn eine Schrift, gerade weil sie so tief schürft, nicht die Be- 

achtung finden sollte, die sie verdient. Wir hoffen jedenfalls, die Be- 

sprechung bald auf die weiteren Teile des Werkes ausdehnen zu können. 
| (F. A. Hayek.) 


Stolzmann, Prof. Dr. h. c. Rudolf, Senatspräsident a. D.: 
Die Krisis in der heutigen Nationalökonomie. 
Dargestellt an literarischen Neuerscheinungen. Mit Vorschlägen 
zur ae der Krise. Jena, Gustav Fischer, 1925. 146 S. 
Preis M. 6.—. 


Der Inhalt dieser Schrift ist leicht erzählt. St. befaßt sich in ihr 
mit den individualistischen »Reinökonomikern« und lehnt die in 
jüngster Zeit erschienenen Schriften eines Verrijn Stuart, 
SvenHelander,RichardStriglundKarlLandauer 
ab, weil sie die Wirksamkeit der »sozialen« Kategorien ausschalten 
und die Volkswirtschaftslehre wie eine Naturwissenschaft behandeln, 
während sie in Wahrheit keine Natur-, sondern wie alle Gesellschafts- 
wissenschaften eine Geistes-, eine Kulturwissenschaft sei (28). Eine 
eingehende Besprechung finden die dem Ideengange des Verfassers nahe- 
stehenden Schriften Spanns. Es wird diesem aber zum Vorwurfe 
gemacht, daß er den Ganzheitsgedanken nicht voll ausgedacht und 
in seinem berechtigten Kampfe gegen die »ursächliche« Beziehung der 
Teilganzen ihre teleologische Bedingtheit nicht genügend be- 
achtet habe (47). Ein weiterer Fehler Spanns bestehe darin, die 
Volkswirtschaft als ein System der Mittel aufzufassen, während 
sie in Wahrheit ein ethisches Zweckgebilde im höheren, sittlich- 

raktischen Sinne Kants sei (53—54), und der Begriff der Z w e c k- 

aftigkeit durch jenen der Glied haftigkeit nicht ersetzt werden 
könne (57; vgl. auch 75). Andererseits nähere sich Spann wieder 
den Reinökonomikern, wenn er lehre, daß sich der Staat in »Wirt- 
schaft« verwandle, und damit die soziale Kategorie der ökonomischen 
untertänig mache (63—64), und dem atomistischen Verfahren, z. B. 
in der Grenznutzenlehre, weitgehende Zugeständnisse mache (131 
bis 134; über Spanns Rückfall in die ursächliche Betrach- 
tungsweise vgl. 76—77). — Im zweiten aufbauenden Teile seiner 
Schrift (83—138) versucht St. zu zeigen, daß die reine Oekonomie an 
der Erklärung des Kapitalzinses gescheitert sei, womit aber zugleich 
die ganze »naturalistische« Wert-, Verteilungs- und Zurechnungslehre 
ad absurdum geführt wurde (104). Arbeitslohn, Grundrente und 
Kapitalgewinn sind natürliche und soziale Kategorien zugleich (r05 
bis 112), die Volkswirtschaftslehre selbst ist kein eindeutig bestimmtes 
Gleichungssystem von interdependenten Güterquantitäten, sie ist 
vielmehr als ein System sozialorganischer Interdependenz 
aus der Ganzheit und Gliedhaftigkeit zu begründen (117). — Eine 
kritische Besprechung der Schrift St.s erscheint dadurch erschwert, 
daß der Verfasser an zahlreichen Stellen auf seine früheren Schriften 
und Abhandlungen verweist, so daß jede Auseinandersetzung mit 
dem Inhalt des Buches ein — hier untunliches — Zurückgreifen auf 
die übrigen Werke des Verfassers erforderte. Daß aber die Aus- 
führungen St.s, wie sie in der vorliegenden Schrift auftreten, ge- 
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eignet wären, die von ihm scharf abgelehnten Lehren der Klassiker 
und Grenznutzentheoretiker zu widerlegen, das möchte ich zu be- 
streiten wagen. Nur ganz wenige grundsätzliche Redewendungen aus 
dem Buche zeigen, daß mit ihnen die Wissenschaft nicht vorwärts 
gebracht wird: Der Wert ist keine primäre Erscheinung, er ist nur 
der letzte Ausdruck der von ihm auf ein Maß gebrachten sozialorgani- 
schen Funktionen, gleichsam ihre Quintessenz (Iıg), der 
große Kontrollapparat, der alle Glieder zusammenhält (120). Die 
den Arbeitern und Kapitalisten zufallenden Abfindungen sind »die 
formgebenden Werteinheiten, die beharrenden Wertgefäße, die 
den wechselnden Stoff der natürlichen, d. h. produktions- und kon- 
sumtionstechnischen Elemente als Inhalt in sich aufnehmen« (120), 
die Einheit der Wertgefäße aber ist der Mensch, der ganze Mensch 
(125—126). Ohne den wissenschaftlichen Wert der Schrift Stolz- 
manns damit irgendwie herabsetzen zu wollen, möchte ich meinen, 
daß wir die Schriften der Klassiker und Grenznutzentheoretiker erst 
dann zum alten Eisen werfen sollten, wenn man uns Besseres bietet 
als mehr oder minder verschwommene, übrigens von keinem Ver- 
ständigen geleugnete Thesen über den »sozialen« Zusammenhang und 
die gegenseitige Abhängigkeit der einzelnen Erscheinungen des Wirt- 
schaftslebens. (Otto Weinberger.) 


—: 
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Laqueur, R: Hellenismus. Akademische Rede zur Jahres- 
feier der hessischen Ludwigsuniversität. Schriften der hessischen 
Hochschulen. Universität Gießen, Jahrg. 1924, Heft I. Gießen, 
Verlag von Alfred Töpelmann, 1925. 36 S. 


Wenn die Schrift L.s über den Hellenismus, welche gegenüber 
der Rede durch umfassende Anmerkungen stark vermehrt ist, an 
dieser Stelle angezeigt wird, so rechtfertigt sich das dadurch, daß 
darin auch eine ganze Reihe von Fragen erörtert werden, die in er- 
heblichem Umfange auch sozialökonomisch relevant sind. Nur auf 
zweierlei sei an dieser Stelle hingewiesen. Einmal auf des Verfassers 
sehr einleuchtende Darlegungen über die Sklaverei in der Antike. 
Er wendet sich hier gegen die von zahlreichen Historikern vertretene 
Auffassung, daß der Sklave durch seine größere Billigkeit die Arbeit 
des freien Bürgers zurückgedrängt und damit zum wirtschaftlichen 
Niedergang Griechenlands beigetragen habe. Demgegenüber sucht 
L. doch mit Erfolg, wie ich glaube, nachzuweisen, daß die Sklaven- 
arbeit nicht billiger wie die freie Arbeit gewesen ist. »Rechnet man 
jedoch Verzinsung des in dem Sklaven investierten Kapitals bei dem 
normal hochliegenden Zinsfuß, Amortisation und Risiko hinzu, be- 
rücksichtigt man, daß der Sklave auch bei Arbeitsmangel verpflegt 
werden muß und daß seine Arbeitsleistung durchschnittlich geringer 
ist, als die eines freien Arbeiters, so kann von einem Lohndruck nicht 
die Rede sein.« Nicht weniger interessant sind die Darlegungen über 
die bekannte Streitfrage zwischen K. Bücher und E. Meyer, ob und 
Inwieweit man den griechischen Sklavenhalter mit dem modernen 
Unternehmer vergleichen und sogar von einer Großindustrie in dieser 
Zeit sprechen dürfe, wie es Beloch getan hat. Schon Riezler hat (Ueber 
Finanzen und Monopole im alten Griechenland, Berlin 1907, S. 98) 
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darauf hingewiesen, daß Bücher zu wenig scharf Betrieb und Wirtschaft 
unterschieden habe, und L. geht nun darin noch einen Schritt weiter, 
indem er zwar Bücher in seiner Auffassung von der primitiven Ge- 
staltung der gewerblichen Betriebsformen in der Antike beistimmt, 
dagegen auf die Bedeutung des Handels verweist, den dieser wesent- 
lich unterschätzt habe. L. sieht das Wesentliche in einem stark ent- 
wickelten Handelsverkehr — die Industriekredite treten in Griechen- 
land auch stark hinter den Handelskrediten zurück — in Verbindung 
mit einfachen gewerblichen Betriebsformen, beides zusammengehalten 
durch einen kräftigen Händlerstand. Von Fabriken kann also damals 
keine Rede sein. Auch die Verhältnisse des Sklavenhalters zu den 
Sklaven erfahren in der Schrift eine interessante Darstellung. Der 
Sklave sei für den Sklavenhalter vornehmlich Rentenquelle gewesen, 
wobei L. das Verlagssystem zum Vergleich heranzieht. Der Sklaven- 
halter überläßt dem Sklaven den Arbeitsraum und gibt ihm gegen 
Verrechnung die nötigen Rohstoffe. Die Sklaven verarbeiten das 
Material, setzen die Waren an den Händler ab, wobei der Sklaven- 
halter theoretisch auch selbst Händler sein kann. Von dem Erlös 
erhält der Sklavenhalter zuerst die gelieferten Rohstoffe ersetzt und 
dann einen bestimmten Betrag pro Sklaven ausbezahlt, während 
diesem ein etwaiger Ueberschuß verbleibt. Man sieht, daß durch 
diese Darlegungen gegenüber den Ansichten von Bücher, Meyer und 
Beloch das Bild der antiken Gewerbeverfassung manch wichtige 
Aenderungen erfährt. (P. Mombert.) 


Lewinsohn, Richard (Morus): DieUmschichtungder 
europäischen Vermögen. Berlin, S. Fischer, 1925. 356 S. 


Das vorliegende Werk, eine einheitliche erweiterte Zusammenfas- 
sung von Einzelaufsätzen, die in der »Weltbühne« bereits veröffent- 
licht sind, ist z.Z. eines der meist gelesenen Bücher in interessierten 
Kreisen. Es gibt nicht, wie man zunächst erwarten sollte, eine 
Analyse der Verschiebung der Reichtumsverhältnisse innerhalb 
verschiedener sozialer Schichten und legt somit der Betrachtung nicht 
einen Begriff »Vermögen« zugrunde, insofern dies von Bedeutung ist 
für die Konsumtionsmöglichkeiten (ə Genußvermögen«), ein Ausgangs- 
punkt, der in eine Darstellung der sozialen Lage des Mittelstandes und 
der sozialen Herkunft der »nouveaux riches« eingemündet wäre, son- 
dern der Verf. schildert in erster Linie die Verschiebung des gesamten 
industriellen Produktivvermögens innerhalb der Unternehmerschicht. 

Ausgehend von einer Geschichte der Inflation bringt uns L. eine 
anschauliche Darstellung der verschiedenen Phasen der industriellen 
Nachkriegsentwicklung an Hand einer einzelnen Person oder Familie 
als deren typischen »Nutznießers« bzw.»Opfers«. (Otto Wolff als Krie 
gewinner der Industrie, Hugo Stinnes als Inflationsgewinner der In- 
dustrie, Gebrüder Stumm als Beispiel für Reparationsverluste der 
Industrie, Hugo I. Herzfeld als Vertreter des Finanzkapitals, Jakob 
Michael als Deflationsgewinner der Industrie.) Außerdem wird die 
Geschichte des Agrarkapitals und der Fürstenvermögen kurz wieder- 
gegeben. Der zweite Teil, der die ausländischen Verhältnisse unter 
ähnlichen Gesichtspunkten bespricht, ist flüchtiger. 

Der Reiz des Buches, das, was es zu einer amüsant unterhaltenden 
‘Lektüre macht, ist der Stich ins Literarische, Polemische und die un- 
verhüllt zum Ausdruck gebrachte antikapitalistische Tendenz, die 
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jedoch die Echtheit der Grundlage und Tatsächlichkeit der objektiven 
erschiebung nicht berührt. (Käthe Bauer-Mengelberg.) 


Scheu, Dr. Erwin (Professor an der Universität Leipzig) : 
Deutschlands wirtschaftsgeographische ar- 
monte Breslau, Verlag Ferdinand Hirt, August 1024. 176 S. 
Mit 70 Karten im Text. 


Vorliegende inhaltsreiche Arbeit erinnert einigermaßen an man- 
cherlei Schriften, die in der Nachkriegszeit in Wien oder Budapest 
erschienen sind und das ausgezeichnete, ausgeglichene Zusammen- 
ae der einzelnen Wirtschaftsgebiete Oesterreichs, Oesterreich- 

ngarns oder auch des früheren größeren Königreichs Ungarn zum 
Gegenstand hatten. In ähnlicher Weise untersucht Sch., besonders 
mit Hinblick auf das Jahr 1913, die weitgehenden wechselseitigen 
wirtschaftsgeographischen Anpassungen und Ausgleichungen, die sich 
in Deutschland seit dem Zeitalter des Zollvereins und der Eroberungen 
von 1864 und 1871 entwickelt haben, wofern sie nicht in noch ältere 
Zeiten zurückgehen, wie die Eroberung Schlesiens im Jahre 1740, 
die Teilungen Polens und ihre endgültige Gestaltung durch den 
Wiener Kongreß. Da aber glücklicherweise, im Gegensatz zu Oester- 
reich-Ungarn, das deutsche Wirtschaftsgebiet nur verkleinert, ge- 
schädigt, aber nicht völlig zertrümmert wurde, vermag der Verfasser, 
mit Hilfe von Wirtschaftsstatistik aus der Nachkriegszeit (zumeist 
bis einschließlich 1922), darzustellen, wie die deutsche Volkswirtschaft, 
nach den empfindlichen Gebietsverlusten des Versailler Vertrages, 
mit mehr oder weniger Erfolg neue wechselseitige Anpassungen nicht 
nur angestrebt, sondern auch zum Teil herbeigeführt hat. Die Ver- 
schlechterung der deutschen Zahlungsbilanz durch den Weltkrieg und 
die Friedensverträge (starke Verminderung der Eingänge aus aus- 
wärtigen Kapitalsanlagen, aus den Erträgnissen der Schiffahrt und 
bankmäßigen Vermittlung sowie Schmälerung der deutschen Rohstoff- 
grundlage) haben freilich manche früheren Möglichkeiten verringert, 
so z. B. die der namhaften Einfuhr von Futtermitteln behufs aus- 
giebiger Gewinnung tierischer Erzeugnisse. Andererseits haben stär- 
kere Braunkohlenförderung und Wasserkraftverwertung die Ein- 
bußen an Steinkohlenlagern ziemlich wettgemacht. 

Sch.s Arbeit unterscheidet sich von anderen ähnlichen Schriften 
zu ihrem Vorteil insbesondere durch ihre zwar mühseligen, aber wissen- 
schaftlich ergiebigen Vorgangsweisen. Er geht nämlich nicht von der 
die größeren politischen Einheiten betreffenden Statistik, sondern 
von jener der Verkehrsbezirke (Eisenbahndirektionen und Binnen- 
schiffahrtsstraßen) aus; hierdurch werden aber Gebiete gewonnen, 
die weit einheitlicher sind als jene der Staaten Deutschlands sowie 
ihrer größeren Provinzen und sich daher auch viel besser zu Bau- 
steinen einer wirtschaftsgeographischen Harmonie eignen. Die zahl- 
reichen Kärtchen ergeben eine klare Uebersicht über die Zuschuß- 
und Ueberschußgebiete in den einzelnen wichtigeren landwirtschaft- 
lichen, Bergbau- und Industrieerzeugnissen gemäß den Verkehrs- 
ns für die einzelnen in Betracht gezogenen Teile des Deutschen 

eiches. 

Es würde an dieser Stelle zu weit führen, die zahlreichen wert- 
vollen Ergebnisse auch nur andeutungsweise anzugeben, zu denen 
Sch. auf diesem Wege gelangt. Nur auf seine wenig günstige Stellung- 
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nahme zum Großgrundbesitz sei hier kurz hingewiesen. So sagt er 
S. 49: »Wenn Ostelbien trotz besonderer Pflege des den Boden- und 
Kiimaverhältnissen entsprechenden Kartoffelbaues in der Schweine- 
haltung kaum über dem Reichsdurchschnitt steht, ja in großen Teilen 
sogar hinter diesem zurückbleibt, so hängt dies ähnlich wie bei der 
Rinderzucht mit den großen Betrieben zusammen.« Sodann spricht 
er S. 60 vom namhaften Ueberwiegen ostelbischer Zuwanderung nach 
Berlin über die west- und süddeutsche und erklärt dies mit dem 
»starken Abwandern der Bevölkerung aus den östlichen Provinzen, 
in denen ihr der vorherrschende Großgrundbesitz keinen Raum auf ei- 
gener Scholle gewährte«. Andererseits beruht die von ihm besonders auf- 
merksam behandelte Milchversorgung der großen Städte und Industrie- 
gebiete weitaus überwiegend auf bäuerlicher Grundlage. 
(S. Schilder.) 


Szende, Julius: Die Sukzessionsstaaten. Geo- 
politische und wirtschafisstatistische Anr- 
gaben. Budapest, Franklin-Verein, September 1924. 136 S. 


Eine inhaltsreiche, übersichtliche Zusammenstellung zahlreicher 
wirtschaftlich und politisch wichtiger Angaben über die Nachfolge- 
staaten Ungarn, Osterreich, Polen, Rumänien, Südslavien, Tschecho- 
slowakei unter besonderer Hervorhebung der magyarischen Gesichts- 

unkte in allen Einzelfragen, der auch eine besonders eingehende 
Behandlung Ungarns entspricht. Neben den ziemlich ausführlichen An- 
gaben über Geschichte, Verfassung, Regierungsform, Einwirkung der 
Friedensverträge, Flächeninhalt, Bevölkerung, Unterrichtswesen, 
Finanzen, Ackerbau, Bergbau, Industrie, Handel und Verkehr wird das 
Bankwesen, abgesehen von einigen Mitteilungen über die Notenbanken, 
fast gar nicht besprochen, obwohl verläßliche Quellen gerade hierüber 
leicht zu finden sind. Es fehlt nicht ganz an Flüchtigkeiten. So werden 
z. B. Witebsk und Minsk als polnische und nicht als russische Städte 
erwähnt. Der Verfasser läßt den früheren Freistaat Fiume an Görz- 
Gradiska statt an Istrien angrenzen. Aber im großen und ganzen 
hat man es mit einem ebenso reichhaltigen wie verläßlichen Werk 
zu tun. Besonders anzuerkennen ist die » vergleichende Wirtschafts- 
tabelle « auf der Schlußseite mit ı8 Rubriken. (S. Schilder.) . 


7. Bevölkerungswesen. 


Wright,HaraldM.A.(Cambridge): Bevölkerung. Vierter 
Band der Wirtschaftswissenschaftlichen Leitfäden. Deutsch heraus- 
gegeben von Dr. Melchior Palyi, Privatdozent an der Han- 
deishochschule Berlin. Mit einem Vorwort von J. M. Keynes. 
Berlin, Julius Springer, 1924. 150 S. 

K. sagt in seinem Vorwort: »Es ist nicht der Zweck dieser Samm- 
lung, fertige Ergebnisse zu präsentieren. Sie soll zum Nachdenken 
verhelfen und anregen.« Dieser Beschränkung entspricht der Inhalt 
des vorliegenden Bandes insoferne, als W. nicht für bestimmte prak- 
tische Vorschläge sich einsetzt. Immerhin aber tritt er in eindeutiger 
Weise auf die Seite der Gegner weiterer Bevölkerungsvermehrung. 
» Unser Planet ist drum und dran, voll bevölkert zu werden, und wenn 
die Menschheit keinen sprungweisen Fortschritt an Wissen und Macht 
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vollbringt, wird es nicht mehr lange dauern, bis uns ein stetiges und 
dauerndes Sinken der Reallöhne ermahnen wird, daß die Bevölke- 
rung sich schneller vermehrt als die Produktion der Welt« (S. 64). In 
der Begründung dieser Ansicht zeigt uns W., daß Malthus, ungeachtet 
der oft an ihm geübten verächtlichen Kritik, in den wichtigsten Punk- 
ten Recht hatte. Für den Unterricht ist das Büchlein gerade deshalb 
besonders wertvoll, weil es oft gepredigten Vorurteilen auf dem Ge- 
biet der volkswirtschaftlichen Ideengeschichte wirksam entgegentritt. 
(Carl Landauer.) 


8. Statistik. 


Czuber, E.» Mathematische Bevölkerungstheorie 
aufGrundvonG. H. Knıbbs, Themathematiıcal 
theory ofpopulation. Berlin, B. G. Teubner, 1923. 


Die Verwendung mathematischer Formeln innerhalb der Sta- 
tistik ist nicht Selbstzweck. Sie verfolgt vielmehr zwei Ziele. Das 
eine ist die Erkenntnis zu fördern, also die Aufdeckung von sta- 
tistischen Gesetzen, der Nachweis der Konstanz einer bestimmten 
Erscheinung, der Uebereinstimmung mit den von der Wahrschein- 
lichkeitstheorie postulierten Resultaten, endlich der Nachweis eines 
allgemeinen Zuges in einer Entwicklung. Dies bildet den Uebergang 
zu dem zweiten, rein praktischen Zweck, längere Ergebnisse in 
kurzer Weise zusammenzufassen, so daß man mit ihnen handlich 
arbeiten kann. Die typische Form dieser zweiten Art mathematischer 
Statistik bilden die Sterblichkeitsuntersuchungen, welche die Grund- 
lage der Versicherungsmathematik bilden. Während der Sinn der 
ersten Untersuchungen das Gesetz ist, ist der Sinn der zweiten die 
Interpolationsformel. Niemals aber wird in beiden Betrachtungs- 
weisen die Mathematik um ihrer selbst willen getrieben. Immer ist 
sie nur Mittel zur Erreichung eines bestimmten Zieles. 

Eine ganz andere Auffassung als die hier vertretene und all- 
gemein herrschende liegt dem obengenannten Buch zugrunde. Hier 
gewinnt man vielfach den Eindruck, obwohl diese Meinung nicht 
expressis verbis vertreten wird, als wenn es Aufgabe der mathe- 
matischen Statistik wäre, alle möglichen statistischen Daten durch 
Formeln wiederzugeben. Nun ist dies natürlich möglich. Durch 
Häufung einer genügend großen Zahl von Konstanten kann man 
Ki Zahlenreihe wiedergeben. Aber diesen Konstanten kommt dabei 
zeine Bedeutung zu. Und ihre Aufstellung befriedigt kein Be- 
dürfnis, bringt keine Erkenntnis. Die Gegner der Mathematik 
innerhalb der Statistik haben ganz recht, wenn sie sich gegen diese 
mathematische Statistik wenden. 

Das Buch bringt zunächst kurz eine Darstellung einiger Me- 
thoden der mathematischen Statistik, wobei ihre Fundierung in der 
Wahrscheinlichkeitstheorie leider zu Unrecht übergangen wird. 
Spezielle Behandlung erfährt die Bestimmung der Konstanten, die 
verschiedenen Kurventypen, die Ausgleichung. Den wesentlichen 
Inhalt bildet aber die Bevölkerungstheorie, wobei allerdings auf 
die fundamentalen Arbeiten von Knapp und Zeuner nicht näher 
eingegangen wird. Behandelt werden die Volkszählungsmethoden, 
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Alters- und Geschlechtsverteilung, Natalität, Heiratshäufigkeit und 
Fruchtbarkeit, Sterblichkeit und Wanderung. 

Besonders interessant und neu sind die Untersuchungen über 
die Heiratshäufigkeit und die Veränderung der Absterbeordnung 
mit der Zeit. Uebersetzungstechnisch wäre die große Zahl von 
fremdsprachlichen Neubildungen für Begriffe zu rügen, für die 
längst ganz bestimmte Bezeichnungen eingebürgert sind. Dies führt 
manchmal zu schrecklichen Wortbildungen, wie »Männlichkeits- 
intensifikationskoeffizient« und ähnliches mehr. Obwohl der Ueber- 
setzer selbst eine freie Bearbeitung verspricht, hätte er sich meines 
Erachtens häufig ein größeres Maß von Freiheit gegenüber dem 
Original bewahren dürfen. Man lese z. B. einen Satz wie »Der Tod 
in der Gebärmutter ist durch eine größere Männlichkeit gekenn- 
zeichnet, als sie die Lebendgeburten aufweisen.« 

Wertvoll ist die große Zahl der graphischen Darstellungen und 
Tabellen über die australische Bevölkerung, die einheitlich den 
ganzen Untersuchungen zugrunde gelegt wird. (E. J. Gumbel.) 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


ır. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. Industriepolitik. 


Guggenheim, Felix: Der deutsche reichseigene 
Industriekonzern. Heft 4 der Züricher Volkswirtschaft- 
lichen Be hrsg.vonM. Saitzew. Zürich, Rascher &Cie. A.-G., 
1925. X u. 95 >. 

Wie viele andere große wirtschaftliche Gebilde ist der heute in 
der » Vereinigte Industrie-Unternehmungen A.-G.« zusammengefaßte 
Konzern der industriellen Reichsbetriebe mehr aus Zufälligkeiten als 
aus einer großangelegten Idee heraus entstanden. In einer sehr 
fleißigen und gründlichen Arbeit schildert G.die Entstehungsgeschichte 
der reichseigenen Elektroindustrie, der Aluminiumhütten, der Kalk- 
stickstofffabriken. Alle diese Unternehmungen sind infolge Kriegs- 
notwendigkeiten in den Besitz des Reiches gelangt. Ihre Aufrecht- 
erhaltung nach Kriegsende lag im allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Interesse. Dazu kamen die ehemals militärfiskalischen Rüstungs- 
betriebe, deren Umstellung auf Friedensproduktion schon aus sozialen 
Gründen versucht werden mußte. Die Inflationszeit brachte dann 
noch eine bunte Reihe von Beteiligungen des Reiches an wirtschaft- 
lichen Unternehmungen, eine Folge der allgemeinen Flucht aus der 
Papiermark in die Sachwerte. 

Für die Organisation dieser Betriebe, die teils im Inlande selbst, 
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teils auf dem Weltmarkte in scharfem Wettbewerb mit privatwirt- 
schaftlichen Unternehmungen stehen, konnte die kameralistische 
Betriebsform früherer Staatsbetriebe nicht in Frage kommen. Die 
Beweglichkeit der privaten Wirtschaft verbunden mit der sich aus 
einwandfreier Bilanzierung ergebenden Erfolgskontrolle mußte er- 
strebt werden. So entstand die Aktiengesellschaft mit dem Reich 
als Generalaktionär als Unternehmungsform für die einzelnen Reichs- 
betriebe und schließlich die »Viag« als Holding Company für diesen 
Aktienbesitz des Reiches. 

Guggenheim ,der sich vorläufig verständigerweise im wesent- 
lichen auf die Beschreibung beschränkt, weist darauf hin, daß die 
»Viag« mehr sein mußte als eine in Form der Aktiengesellschaft 
organisierte Verwaltungsstelle.. Wenn es gelingen soll, die Reichs- 
unternehmungen als Teil der Gesamtwirtschaft weiter zu entwickeln, 
so muß der nun einmal jede industrielle Entwicklung letzten Endes 
treibende Unternehmerwille einen Ausdruck auch in den staats- 
kapitalistischen Unternehmen finden. Ohne ihn ist eine einheitliche, 
planmäßige Verfolgung bestimmter wirtschaftlicher Ziele, auf der 
allein eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung beruhen kann, nicht 
möglich. Die» Viag«hat tatsächlich, frei von politischer Tendenz, solche 
wirtschaftlichen Ziele verfolgen können, indem sie ihre Kraft auf die 
systematische Entwicklung der elektrowirtschaftlichen Unterneh- 
mungen und die mit diesen verbundenen elektrometallurgischen und 
elektrochemischen Industrien konzentrierte, die in der »Deutsche 
Werke AG.« zunächst zusammengefaßten, nunmehr auf bestimmte 
Friedensproduktionen umgestellten Heeresbetriebe in spezialisierte 
Einzelunternehmen auflöste und zahlreiche dem Kern fremde Be- 
teiligungen aus der Inflationszeit rechtzeitig abstieß. »Das Warenhaus 
für Sachwerte« wurde so vermieden und eine produktionstechnische 
Konzentration erreicht. 

Guggenheim kommt zu dem Ergebnis, daß durch die Ueber- 
windung der sonst Staatsbetrieben anhaftenden Schwerfälligkeit und 
durch die Einführung moderner wirtschaftlicher Organisationsmetho- 
den eine Reihe von Nachteilen der alten öffentlichen Unternehmung 

vermieden werden konnte. (E. L.) 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 
14. Arbeiterschutz. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


ı6. Gewerkvereine und Tarifwesen. 
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17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Kajf, Siegmund: Der Brotwucher. Seine Ur- 
sachen und seine Gönner. Ein Beitrag zur wirtschafts- 
olitischen Geschichte unserer Zeit. Heft ı/2 von » Gegen den 
trom. Flugschriften in zwölfter Stunde. « Wien, Verlag Moritz 
Perles, 1925. 80 S 


Diese Schrift beleuchtet mit besonderer Schärfe vom Standpunkt 
der österreichischen und besonders der Wiener Verhältnisse den Gegen- 
satz, der bezüglich der Arbeiterkonsumvereine nicht selten zwischen 
den in erster Linie auf Machtausbreitung und Machtsicherung be- 
dachten sozialdemokratischen Parteileitungen und den ausgesproche- 
nen Genossenschaftern besteht. Von den genannten Parteileitungen 
werden die Arbeiterkonsumvereine in erster Linie als Behelfe zur 
möglichst raschen Verwirklichung des Kerngedankens dieser Partei, 
der Sozialisierung, gewürdigt. Dagegen glauben die echten Genossen- 
schafter, denen übrigens fast immer ein leiser Anflug von theoretischem 
Anarchismus anhaftet, an keine Husarenritte der Sozialisierung, auch 
wenn die Arbeiterschaft bereits im Besitz einer starken Machtstellung 
ist. Diese Genossenschafter erwarten vielmehr alles von der zähen, 
geduldigen, Stein auf Stein aufbauenden genossenschaftlichen Klein- 
arbeit. Auch wollen sie erst den genossensehaftlichen Absatz in 
großem Maßstabe völlig gesichert sehen, ehe sie daran gehen, ihn 
nicht nur auf dem Wege des Einkaufes, sondern auch auf dem schwie- 
rigeren und verantwortungsvolleren der eigenen Erzeugung zu be- 
friedigen. 

In Oesterreich und besonders in Wien ist dieser Gegensatz schon 
seit 1908 namentlich in der Frage der Deckung des Brotbedarfes 
sichtbar geworden. Die sozialdemokratische Parteileitung wollte das 
zeitraubende, mühselige Erfordernis der allmählichen Erziehung der 
Arbeiterschaft zur genossenschaftlichen Deckung ihres Brotbedarfes 
mit einem Satze überspringen, errichtete eine Brotfabrik größten 
Stils bei und in Wien und suchte den Absatz dieses Brotes durch In- 
anspruchnahme der Parteidisziplin zu sichern. Dies mißlang natürlich, 
führte zu mancherlei Irrungen und Wirrungen zwischen den unent- 
wegten Genossenschaftern, der Parteileitung und den Mitgliedern der 
Arbeiterkonsumvereine selbst. Das Schlimmste aber war, daß diese 
Brotfabrik der sozialdemokratischen Partei, infolge ungesicherten Ab- 
satzes, anfänglich nicht sehr geschickter Leitung und auch einiger 
späterer Fehler, in Schulden und Schwierigkeiten geriet, sogar bürger- 
lichen Kapitalisten einen namhaften Anteilder Aktien überlassen mußte 
und schließlich den Brotpreis nicht nach unten hin, als verhältnismäßig 
billigste Erzeugungsstätte, regulierte, sondern nach oben hin abgrenzte, 
da sie, als minder leistungsfähig, vom Kartell der Wiener bürgerlichen 
Brotfabriken Gewinnes halber gern mitgeschleppt wurde. 

Kaffs inhalts- und gedankenreiche sowie auf hohem sittlichen 
Standpunkt stehende Darstellung gipfelt in dem Nachweis, daß diese 
ungenossenschaftliche, den reinen Sozialisierungsgedanken verfol- 
gende Parteigründung (sie ist übrigens infolge von Entwicklungen, 
deren genaue Darstellung hier zu weit führen würde, Mitte Januar 
1925 gänzlich in bürgerlich-kapitalistischen Besitz übergegangen) eine 
Stütze der Brot-Preistreiberei statt eines Kampfmittels dagegen ge- 
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worden sei. Vom wissenschaftlichen Standpunkt leiden seine Aus- 
führungen einigermaßen durch seine wohl allzustarke Neigung, im 
Lager seiner Gegner, d. h. der sozialisierungseifrigen Parteiführer 
von schwächerem genossenschaftlichen Empfinden, durchwegs sittliche 
und geistige Minderwertigkeit oder höchstens niedrige Schlauheit 
anzunehmen. (S. Schilder.) 


Heft4von»Gegenden Strom! Flugschriftenin zwölj- 
ter Stunde, betitelt »Sanserung derWirtschaft — 
wodurch??« mit einem Vorwort von S. Kaff sowie zwei Refe- 
raten von Dr. Julius Wilhelm »Abbau der Großstadt und innere 
Kolonisation«e und Leopold Reinagl »Abbau der Arbeitslosig- 
keit durch gemeinnützige Bodenwirtschaft«. Wien, Verlag Moritz 
Perles, Mai 1925. 48 S. 

Die hilflos verzweifelte Lage, in welcher sich die Republik Oester- 
reich im ersten Halbjahr 1925 befand und wahrscheinlich noch ge- 
raume Zeit befinden wird, hat zur Entstehung dieser Schrift Anlaß 
gegeben. Bezeichnend ist der Hinweis Reinagls auf die Tatsache, daß 
durch die gegenwärtige Arbeitslosenversicherung, welche die Unter- 
stützung der beständig zunehmenden Masse der Arbeitslosen auf 
eine immer kleiner werdende Anzahl von Arbeitenden verteilt, mehr 
einer Förderung der Arbeitslosigkeit als einer Hilfe für die Arbeits- 
losen gleichkommt. Nach derselben Richtung zeigt Wilhelms Ver- 
gleich Wiens mit dem sinkenden, bettelhaft gewordenen, die künst- 
lerischen Ueberreste einer großartigen Kultur und einstmaligen Wohl- 
habenheit in einer gerissenen Fremdenindustrie verwertenden Venedig. 
Kaff erblickt das Haupthilfsmittel “im Anschluß Oesterreichs an 
Deutschland und weist die in manchen industriellen Kreisen be- 
stehende Angst vor dem scharfen deutschen Wettbewerb entschieden 
zurück, da sie nur das Eingeständnis der Lebensunfähigkeit und 
Lebensunwürdigkeit dieser Kreise darstelle. Wilhelm ist zurück- 
haltender, indem er es Deutschland nicht zumuten will, sich mit 
einem wirtschaftlich passiven Oesterreich zu belasten und den An- 
schluß erst der Verbesserung der österreichischen Wirtschaftsverhält- 
nisse nachfolgen lassen möchte; Reinagl berührt diese wichtige Frage 
überhaupt nicht. 

Die Hilfe, die von Wilhelm und Reinagl vorgeschlagen sowie von 
Kaff mittelbar gebilligt wird, besteht in einer ausgedehnten, plan- 
mäßigen, von Staats wegen unterstützten, ja sogar anfangs geradezu 
betriebenen inneren Besiedlung auf genossenschaftlich-gemeinwirt- 
schaftlicher Grundlage. Hierdurch soll der namhafte Fehlbetrag, 
der in der österreichischen Handelsbilanz durch die starke Einfuhr 
von Lebensmitteln herbeigeführt wird, beseitigt und zugleich die 
bedenklich groß gewordene andauernde Arbeitslosigkeit abgebaut 
werden. Den Ausführungen Wilhelms ist nicht genau zu entnehmen, ob 
er an Genossenschaften selbständiger landwirtschaftlicher Erzeuger 
(sog. Produzentengenossenschaften) oder an landwirtschaftliche Ar- 
beiterproduktivgenossenschaften (nach den Vorschlägen Oppenheimers) 
denkt. Dies ist aber sehr wichtig, da die Versuche großen Stils, die 
in Palästina von den Zionisten vorgenommen wurden, immer mehr 
zur Erkenntnis drängen, daß die Produzentengenossenschaften aus- 
gezeichnete, die Produktivgenossenschaften recht geringe Aussichten 
haben. Reinagl will die Besiedlung durch staatliche Pachtung der in 
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Oesterreich, wie er angibt, sehr zahlreichen schlecht gehenden land- 
wirtschaftlichen Betriebe erreichen. Diese Pachtungen sollen vorerst 
als gemeinwirtschaftliche Anstalten vom Staat unter Zuhilfenahme 
möglichst vieler geeigneter Arbeitsloser betrieben und, sobald in 
guten Zustand gebracht, an »ländliche Siedlungs- und Arbeitsgenossen- 
schaften« (gemeint sind wohl Produktivgenossenschaften) weiter- 
verpachtet werden. Hiemit umgeht Reinagl die von Wilhelm wohl 
unterschätzten politischen und finanziellen Schwierigkeiten der Ent- 
eignung. Ueberschätzt er aber nicht die Brauchbarkeit des Staates 
als (sei es auch nur zwischenweiligen) landwirtschaftlichen Unter- 
nehmers? Hierbei sei ganz abgesehen von den Schwierigkeiten, die 
in der Schwäche der österreichischen Staatsfinanzen sowie in der 
mannigfachen Gebundenheit Oesterreichs durch die Genfer Protokolle 
vom 4. Oktober 1922 und spätere ähnliche Abmachungen liegen, da 
diese Schwierigkeiten vielleicht durch Unterhandlungen überwindbar 
wären. Seit Ende Mai 1925 stehen freilich tatsächlich von der Regie- 
rung unterstützte Abhilfspläne im Vordergrund, der verzweifelten 
Sachlage durch eine Massenauswanderung städtischer Arbeitsloser 
abzuhelfen. (S. Schilder.) 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


19. Handel und Verkehr. 


Krebs, Dipl.-Ing. Dr. Paul: Die deutschen Kohlen- 
Be seit Beginn des Welikrvieges. München, Ver- 
ag Kösel & Pustet, 1924. 84 S. 


Die Kohlenpreisentwicklung in der Zeit des Währungsverfalls wird 
an allen möglichen Vergleichswaren gemessen. Weltmarktpreise ver- 
schiedener Länder, Zusammensetzung der Kohlenvorräte der Welt, 
Förderleistung, Frachtenfrage, Bedarfsregelung, Zergliederung der 
Kohlenpreise, Preispolitik sind im wesentlichen dargestellt und, was 
das Wertvollste an dem kleinen Büchlein ist, durch 26 Diagramme 
veranschaulicht, die eine unendliche Arbeit enthalten. Die Ein- 
stellung des Verf., die leidenschaftliche Erbitterung gegen Versailles, 
gibt dem Buch Leben. 

Wenn dabei die kühle Objektivität in ihrer wissenschaftlichen Be- 
deutung zurücktritt, so bleibt der sachliche Teil. Allerdings sind auch 
hier einige Kleinigkeiten zu beanstanden, so wenn der Verf. S. 33 bei 
der Darstellung der Wasserkräfte den Anschein erweckt, als ob von 
den beiden Faktoren Gefällshöhe und Wassermenge für die Kraft- 
erzeugung die erstere gewichtiger sei als die letztere, was nicht der 
Fall ist. 

Gerade das vorliegende Büchlein zeigt aber die Gefahr, die ent- 
steht, wenn man Forderungen der Gerechtigkeit mit wirtschaftlichen 
Folgen des begangenen Unrechts stützen will und wenn diese Folgen um- 
schlagen, wie jetzt die Kohlennot in eine Absatzkrisis umgeschlagen ist. 

(W. G. Waffenschmidt.) 





29. Kriminologie, Strafrecht. 5063 


30. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Graf,G. E: Erdöl, Erdölkapitalismusund Erdöl- 
politik. Jena, Urania-Verlags-Gesellschaft, 1925. 94 S. M. 1.—. 
Die kleine Schrift stellt sich dem Urania-Programm entsprechend 
die Aufgabe, den vorliegenden Gegenstand in allgemeinverständ- 
licher und populärer Form darzustellen. Man würde also dem Ver- 
fasser Unrecht tun, wenn man an die Schrift einen streng wissen- 
schaftlichen Maßstab anlegen wollte. Sie gibt ein gutes und über- 
sichtliches Bild über das vorliegende Problem, vor allem auch nach 
der naturwissenschaftlichen Seite hin. Die wirtschaftliche Seite der 
Frage hätte wohl etwas eingehender und tiefer behandelt werden 
dürfen. Wohl wird die Konstruktion der hier vorhandenen Konzerne 
gut dargestellt, man erhält auch ein deutliches Bild der hierbei vor- 
handenen Gegensätze in den Bestrebungen der einzelnen Staaten, 
vor allem zwischen England und den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Dagegen kommen die weltwirtschaftlichen Auswirkungen dieser Mono- 
polisierung der Erdölvorkommen doch etwas zu kurz weg, sodaß auch 
die Gefahren, welche darin für Deutschland liegen, nicht scharf genug 
hervortreten. (P. Mombert.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


23. Genossenschaftswesen. 


24. Finanz- und Steuerwesen. 
25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 
26. Wohnungsfrage. 
27. Unterrichts- und Bildungswesen. 
28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 
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30. Soziale Hygiene. 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


— 


34. Politik. 


Die Paulskirche. Eine Schriftenfolge: 


Krause, Hans: DiedemokratischeParteivonıd4d 


und die soziale Frage. Frankfurt a. M., Frankf. Sozietäts- 
druckerei, 1924. 202 S. 


Skal,Georgv. DieAchtundvierzigerin Amerika. 
Ebd. 1923. go S 

Sutter, Otto Ernst: Die Linke der Paulskirche. 
Ebd. 1924. 53 S. 


Seit dem unglücklichen Ausgang des Weltkrieges und durch die 
Revolution von 1918 ist das historische Interesse für die Bestrebungen 
und die Schicksale der Unterlegenen von 1848 neu erwacht. Neben 
der offiziellen hohenzollernschen Geschichtsschreibung, die vom »real- 
politischen« Standpunkt der »Blut und Eisen«-Auffassung aus, durch 
mehr als 4ojährigen Erfolg gerechtfertigt, über die »weltfremden« 
Schwärmer von 1848 mitleidig die Achsel zuckte, ist eine andere Auf- 
fassung zur Geltung gekommen, für die nun gerade die seinerzeit 
gescheiterten demokratischen Einigungstendenzen die normale deut- 
sche Entwicklung widerspiegeln, die 1870 unterbrochen wurde und 
1ıgI8 wieder aufgenommen worden ist. Die Auffassung der Autoren, 
die an der Schriftenreihe »Die Paulskirche« mitgearbeitet 
haben, läßt die Männer von 1848 keineswegs als welt un kundige 
Idealisten erscheinen. So erstrebt und erbringt K. den Nachweis, 
daß diesoziale Frage, die von der zweiten Hälfte des Jahrhunderts 
ab immer drohender ihr Haupt erhob, durchaus nicht von der demo- 
kratischen Partei von 1848 aus formal-juristischen Ueberlegungen 
heraus übersehen worden ist, wie das die Ueberlieferung will, sondern 
daß im Gegenteil das Maß von Wichtigkeit, das ihr von einem Teil 
der Partei beigelegt wurde, die ganze Einigkeit und Stoßkraft der 
Fraktion in Frage stellen konnte. Die Auffassung, daß es die Furcht 
vor einer sozialen Umwälzung war, die den Elan der revolutionären 
Bewegung damals vornehmlich abgeschwächt habe, ist durch Lorenz 
Stein schon sehr früh vertreten worden. Als ein Versuch der Rechten, 
Taglöhner und Dienstboten vom Wahlrecht auszuschließen, an dem 
nachhaltigen Widerstand der demokratischen Partei scheiterte, warnte 
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Löwe vor den verhängnisvollen Folgen politischer Entrechtung: »Sie 
(die Arbeiterbevölkerung) hat kein Teil am Staate, sie wird ein Staat 
im Staate, und dieser Staat im Staate wird ihnen sehr gefährlich 
werden.« — Es gab »politische« und »soziale« Demokraten. Jenen 
schwebte die » Volkssouveränität« vor, diesen die »soziale Republik«. 
Auf dem zweiten allgemeinen Demokratenkongreß war die Debatte 
über die soziale Frage in K.s Formulierung »der Hauptgrund dafür, 
daß der Kongreß ein völliges Fiasko für die demokratische Sache 
wurde«. In welchem Maße selbst marxistische Gedanken damals 
schon in demokratischen Kreisen Verbreitung gefunden hatten, zeigt 
ein Kommissionsbeschluß, der die Lösung der sozialen Frage darin 
sieht, daß »einem Jeden alle Mittel zur Befriedigung seiner geistigen 
wie körperlichen Bedürfnisse und zur Entwicklung aller seiner An- 
lagen« gegeben werden, und der das bürgerliche Privateigentum be- 
zeichnet als den »letzten und vollendetsten Ausdruck der Erzeugung 
und Aneignung der Produkte« und davon spricht, daß es »auf Klassen- 
en auf der Ausbeutung der vielen durch die wenigen be- 
ruhte. 


Von alledem, was O. E. Sutter über »Die Linke der Pauls- 
kirche« zu berichten weiß, interessieren am meisten die Lebensläufe 
von prominenten Führern wie Itzstein, Blum, Vogt und Heinr. Simon, 
alles Männer, deren Zeitgenossen nicht leicht glauben konnten, daß 
das Schicksal des Vergessenwerdens sie so früh ereilen werde. Als 
Simon nach seinem Tode am Wallensee ein Denkmal errichtet wurde, 
hielt Moritz Hartmann eine Festrede, deren schönste Stellen wohl 
verdienen, heute noch gekannt zu werden. »Der Ruhm Simons klingt 
nicht laut wie Kanonendonner und wie das Brechen geschworener Eide 
oder wie Hammer und Ambos beim Kettenschmieden. Es ist der 
Ruhm des guten Gewissens und ein unbeweglicher Ruhm wie das 
Recht selbst.« 


Ueber diejenigen 48er, die in Amerika eine zweite Heimat fanden, 
berichtet Georg v. Skal. Wir werden in eine Zeit zurückversetzt, 
in der es noch keine Einwanderungsquoten und keine Geheimver- 
bindungen zur Wahrung des roo% igen Amerikanismus gab. Freilich 
konnte sich auch keine neue Gruppe den Sitten der Landesbewohner 
glücklicher einfügen und mehr zur Förderung der neuen Heimat tun, 
ohne die eigene Herkunft doch zu verleugnen, als das bei der Generation 
der Carl Schurz, Oswald Ottendorfer, Franz Sigel und anderen der 
Fall war. Als die Bewegung zugunsten der Sklavenbefreiung noch 
ganz in den Kinderschuhen steckte, und Mut erforderlich war, um 
ihr anzuhängen, nahmen schon W. Weber in St. Louis und Karl 
Follen sich ihrer an. Die 48er gründeten Zeitungen und gründeten 
Schulen. Tausende kämpften im Bürgerkrieg als Freiwillige unter 
Lincoln; alle traten sie ein für Integrität der Verwaltung, und für 
ihr Freiheitsideal nahmen noch 1898 sämtliche verbleibenden 48er 
die Front gegen den erwachenden Imperialismus und gegen die An- 
nexion von Kolonien. Wenn die deutschen Sympathien der Amerikaner 
schließlich in entscheidender Stunde 1917 versagten, so lagdasauch 
daran, daß die Elemente, die in den letzten Jahrzehnten aus Deutsch- 
land zugewandert waren, den Takt und die Vornehmheit der 48er 
zum großen Teile nicht mehr besaßen — so daß also auch hier unsere 
Wünsche für die Zukunft auf die Zeit jener ersten deutschen Freiheits- 
bewegung zurückgreifen können. (W. Sulzbach.) 
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Sinowjew,G.:Problemederdeutschen Revolut:on. 
Hamburg, Verlag Carl Hoym Nachf, 1923. 

Das Büchlein nn ist heute (April 1925) interessanter, als 
vor I% Jahren, als es erschien. Was damals kommunistische Politik 
war, sind heute historische Phantasien. S. erwartet hier die Revo- 
lution, er spricht vom Verfall der Sozialdemokratie, vom raschen 
Wachstum der Kommunistischen Partei, von der Drohung des F ascis- 
mus, vom unausweichlichen Endkampf. All das klingt phantastisch 
und märchenhaft — Träumereien an russischen Kaminen. Die ganze 
Methode der kommunistischen Sozialanalyse wird an einem anderen 
Muster wieder einmal enthüllt. Das große Schema Bourgeoisie kontra 
Proletariat und seine Variationen, die Legende von der organisatori- 
schen Selbsterschöpfung des Kapitalismus und die hoffnungslose Un- 
kenntnis konkreter ökonomisch-politischer Situationen sind selten 
klarer zutage getreten als in dieser Schrift, in der das hinreißende 


Temperament und der Rhythmus der historischen Spekulation allein 
bemerkenswert sind. (Kurt Bloch.) 
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m. b. H., Berlin W 8, 1924. 


Elementarbücher des Kommunismus. Band I: Das kommunistische 
Manifest. Mit Vorwort und Fremdwörterverzeichnis herausgegeben 
von Dr. Hermann Duncker. — Band III: Karl Marx: Lohn, Preis, 
Profit. Vortrag, gehalten 1865 im Generalrat der »Internationale«. 
Aus dem Englischen übersetzt von Bertha Braunthal. Mit einem 
Vorwort und Fremdwörterverzeichnis von Dr. Hermann Duncker 
und zwei Artikeln von Friedrich Engels als Anhang. — Band V: Fer- 
dinand Lassalle: Ueber Verfassungswesen. Zwei Vorträge, gehalten 
im Berliner Bürger-Bezirks-Verein, und ein offenes Sendschreiben. 
Mit einer Einleitung von F. Mehring und einem Fremdwörterver- 
zeichnis als Anhang. Berlin SW 67, Ver. internat. Verlags-Anstal- 
ten G. m. b. H., 1924. S. 71, III. u. 80, 86 


Der Fall Fechenbach. Juristische Gutachten. Hrsg. von Dr. Max 
Hirschberg und Dr. Friedr. Thimme. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck), 1924. 112 S. Mk. 2.40. 


Flugschriften zum Rheinproblem. Heft Nr. 4: Die Rheinlande als Ob- 
jekt internationaler Politik. Von Dr. Carl Schmitt, o. ö. Professor der 
Rechte an der Universität Bonn. Kommissionsverlag der Rhein. 
Volkswacht, Köln, Domstr. 6. 1925. 


Forschungen, Betriebs- und finanzwirischaftliche. Hrsg. von Prof. Dr. 
F. Schmidt. II. Serie. Heft 13: Die Effektenspekulation im 17. und 
18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Börsengeschichte von Dr. rer. pol. 
L. Samuel. 192 S. — Heft 14: Der Handel in amtlich nicht nobierten 
Werten. Von Dr. Georg Scheller. 152 S. M. 4.50. Berlin, Industrie- 
verlag Spaeth & Linde, 1924. 


Forschungen, Züricher volkswirtschaftliche, in Verbindung mit Prof. 
Dr. E. Großmann und Prof. Dr. W. Bleuler hrsg. von Prof. Dr. 
M. Saitzew. Heft 2: Die schweizerischen Effektenbörsen während und 
nach dem Weltkrieg 1914—1921. Von Dr. Walter Stucki. Zürich, 
Rascher & Co. 1924. 165 S. M. 7.90. 


Geo-Politik. Sonderabdruck aus Heft 3, Jahrg. 2: Klima und Sterb- 
lichkeit. Von Paul Lorenz. S. 179—194. Berlin-Grunewald, Kurt 
Vowinckel, 1925. Preis des Heftes M. 2.—. 


Die Gesellschaft. Internationale Revue für Sozialismus und Politik. 
Hrsg. von Dr. Rudolf Hilferding. II. Jahrg., Nummer 5, 6 und 7 
(Mai— Juli 1925). Berlin, Verlag J. H. W. Dietz Nachf. 
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Gewerbemuseum, Kantonales. Bern. 55. und 56. Jahresbericht (1923 
und 1924), 


Grundriß der Sozialökonomik. Bearbeitet von S. Altmann, Th. Brauer, 
G. Briefs, C, Brinkmann, Th. Brinkmann, K. Bücher, J. Esslen, 
F. Eulenburg, E. Gothein, Fr. v. Gottl-Ottlilienfeld, K, Grünberg, 
F. Gutmann, H. Hausrath, E. Heimann, H. Herkner, A. Hettner, 
J. Hirsch, H. Hoeniger, E. Jaffe, E. Lederer, A. Leist, Fr. Leitner, 
W. Lotz, J. Marschak, H. Mauer, R. Michels, K. Miller, P. Molden- 
hauer, P. Mombert, G. Neuhaus, H. Nipperdey, K. Oldenberg, L. 
Pesl, E. v. Philippovich, A. Salz, K. Schmidt, G. v. Schulze-Gae- 
vernitz, H. Schumacher, J. Schumpeter, E. Schwiedland, H. Sie- 
veking, W. Sombart, E. Steinitzer, F. Swart, Th. Vogelstein, K. 
v. Völcker, Adolf Weber, Alfred Weber, Max Weber, E. Wegener, 
M. Weyermann, Fr. Freiherrn v. Wieser, R. Wilbrandt, W. Wittich, 
W. Wygodzinski, O. v. Zwiedineck-Südenhorst. — III. Abteilung: 

. Wirtschaft und Gesellschaft von Max Weber. Zweite, vermehrte Auf- 
lage. I. u. 2. Halbband. S. XIl, VIII u. 892. Preis: I. Halbband: 
im Einzelverkauf brosch. M. 15.—, geb. M. 17.—; 2. Halbband: im 
Einzelverkauf brosch. M. 20.—, geb. M. 22.—; 1/2 Halbband: im 
Einzelverkauf brosch. M. 32.—, geb. M. 36.—; in der Subskription 
brosch. M. 29.—, geb. M. 33.—. — IV. A, Spezifische Ele- 
mente der modernen kapitalistischen Wirtschaft. I. Teil. Mit Bei- 
trägen von C. Brinkmann, F. Eulenburg, E. Lederer, A. Leist, Fr. 
Leitner, H. Nipperdey, A. Salz, W. Sombart, E. Steinitzer, O. von 
Zwiedineck-Südenhorst. S. VI und 420. Preis: Einzeln: brosch. 
M. 18.—, geb.M. 20.—, Subskr.: brosch. M. 16.—, geb. M. 18.—. — 
V. Abteilung. Handel, Transportwesen, Bankwesen. I. Teil: Ent- 
wicklung, Wesen und Bedeutung des Handels von Heinrich Sieve- 
king. Zweite, neubearbeitete Auflage. S. VII und 68. Preis: Ein- 
zeln: brosch. M. 3.—, geb. M. 5.—; Subskr.: brosch. M. 2.70, geb. 
M. 4.70. Tübingen, Verlag von J.C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1925, 


Gewerkschafts-Archiv. Herausg. von Karl Zwing. Monatshefte für 
Theorie und Praxis der gesamten Gewerkschaftsbewegung. Band 2, 
H. 5, 6, Band 3, H. ı und 2. 1925 (2. Jahrgang). Jena, Verlag Ge- 
werkschaftsarchiv. Preis des Heftes M. 1.20. 


Giornale degli economisti e Rivista di statistica. Herausgeg. von Maffeo 
Pantaleoni. Anno XL, Nr. 3, 4, 5, 6 (April— Juni 1925). Direzione: 
Roma 49, Via Jacopo Ruffini 2. 


Hämig, Prof. Dr. E., Dozent für Soziologie und Statistik an der Eidg. 
Techn. Hochschule, Zürich: Grundriß der sozialphilosophischen Prin- 
zidien- und Methodenlehre. Zürich, Verlag der Buchhandlung des 
Schweiz. Grütlivereins, 1924. 


Handbuch, Politisches. Ein sozialistischer Wegweiser. Von Friedr. Weiß, 

Verlag der Wiener Volksbuchhandlung, 1924. VIII und 180 S. 
.3.—. 

Herders theologische Grundrisse. Caritas-Wissenschaft. Von Dr. Franz 


Keller. Freiburg i. Br., Herder & Co. G. m. b. H., 1925, 251 S. Preis 
M. 3.60, geb. M. 4.50. 


Herder-Almanach. Freiburg i. Br., Herder & Co., 1925. M. —.og5, 
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Homburger, Dr. Max, Die Bedeutung und Durchführung der Gold- 
bilanz-Verordnung. Mannheim-Berlin-Leipzig. J. Bensheimer, 1924. 
78 S. M. 1.50. 


Huber, Dr. Arthur: Die Einschränkung der Handels- und Gewerbefrei- 
heit durch das Notverordnungsrecht des Bundes. Bern, Paul Haupt. 
1925. 259 S. M. 6.40. 


Jahrbuch, Schmollers, für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft im Deutschen Reiche. 49. Jahrgang, 1.—2. Heft. Hrsg. von 
Arthur Spiethoff. München und Leipzig, Verlag von Duncker und 
Humblot, 1925. 


Jahrbuch, Wirtschaftsstatistisches, 1924. Herausg. von der Kammer für 
Arbeiter und Angestellte in Wien. Wien Verlag »Arbeit und Wirt- 
schaft«, 1925. 


Jahrbücher für Nationalökonomte und Statistik. Herausgeg. von Dr. 
Ludwig Elster. 123. Band. III. Folge. 68. Band. ı. und 2. Heft 
(Januar—Februar und März—April 1925). Jena, G. Fischer, 1925. 
Mit der Beilage: Volkswirtschaftliche Chronik für Oktober—Novem- 
ber 1924 und Dezember 1924. 


Jahresbericht 1924 des Verbandes der Deutschen Buchdrucker nebst 
einem Anhang: Berichte der Gauvereine, der Zentralkommissionen 
und des Bildungsverbandes der Deutschen Buchdrucker, sowie Be- 
kanntmachungen., 


Jahresberichte des Württ. Gewerbe- und Handelsaufsichtsamtis und des 
Bergaufsichtsbeamten für 1923 und 1924. Kommissionsverlag von 
H. Lindemanns Buchhandlung H. Kurz, Stuttgart 1925. 


Die Industrie. Offizielles Organ des Hauptverbandes der Industrie 
Oesterreichs. Nr. 22, 25, 27, 31, 33. XXX. Jahrg. (1925). Wochen- 
schrift. Herausgegeben und verlegt von Julius Müller, Wien II, 
Neumarkt 12. 


Ueber die Industrie der Slovakei. Jahresbericht der Landesgruppe für 
die Slovakei des Zentralverbandes der Cechoslovakischen Industriel- 
len in Bratislava. Bratislava, im Selbstverlage. 1924. 252 S. 


Institut für Sozialforschung an der Universität Frankfurt a. M. Hrsg. 
von der Gesellschaft für Sozialforschung E. V. Frankfurt a. M. 
1925. 29 S., mit 8 Abbild. 


Journal of economics, the quarterly. Vol. XXXIX, May 1925, N. 3. 
Cambridge, Mass., U.S.A. Harvard university press. London, Hum- 
phrey Milford, Oxford university press, 1925. 


Der Kampf. Sozialdemokratische Monatsschrift. Jahrgang XVII, 
Heft 6. Juni 2 5. Wien, Verlag der Volksbuchhandlung, VI, Gum- 
pendorferstr. 18. Einzelpreis: 0.75 Schilling (4 &k); für drei Monat: 
1.80 Schilling (ro ck). 


Kultur und Leben. Monatsschrift für naturgeschichtliche und biolo- 
ische Famjlienkunde. Herausgeber: Willy Hornschuh, Schorndorf 
Württ.). 2. Jahrg. Nr. 5 (Mai 1925). Nürnberg, Lorenz Spindler 
Verlag. Preis des Einzelheftes M. 1.—. 
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Lazarus, Joseph: Der Numerus Clausus in der Weltgeschichte. Leipzig, 
Der Neue Geist-Verlag. 1924. 37 S. M. —..80. 


Logos. Internationale Zeitschrift für Philosophie der Kultur. Heraus- 
gegeben von Richard Kroner. Band XIV, H. ı. Verlag von J.C. B. 
Mohr (Paul Siebeck), Tübingen, 1925. 


North Manchuria and the chinise eastern railway. S. IV, XIII und 454. 
Harbin, C. E. R. Printing Office, 1924. 


Marx-Engels-Lassalle. Zweiter Teil: Ihre Vorläufer und die von ihnen 
hervorgerufene Arbeiterbewegung OE a Nr. 216). 
Mit Einleitung von Ernst Drahn. Dritter Teil: Anarchismus, Bol- 
schewismus, Gegner, Utopien, Sozialistische Dichtungen. Anti- 
quariatskatalog Nr. 217. Mit Einleitung von Ernst Drahn und Na- 

- menregister über alle drei Teile. Herausgegeben von R. L. Prager, 
Berlin. Preis: je M. 1.—. 


Maslow, A.: Die neue Aera des Pazifismus. Berlin. Vereinig. intern. 
Verlagsgesellschaften G. m. b. H. 1924. 63 S. 


Naumburger Briefe zur Verteidigung der wirtschaftlichen Freiheit so- 
wohl in unserer Volkswirtschaft wie im Verkehr der Völker. Hrsg. 
von Dr. Georg Wilhelm Schiele, gegr. 1917. Neue Folge, Jahrg. 1925, 
H. 3: Gewerkschaften vom neuen Geist. Reichenbachsche Verlags- 
buchhandlung in Leipzig. März 1925. M. 2.10. 


Neißer, Dr. Hans: Bleibt die Mark stabil? Volkswacht-Buchdrucke- 
rei, Breslau 2, Flurstraße 416. ` 


Neuweg, Christian: Rolf. Vom Baume der Großstadt. Roman. Verlag: 
»Der Fährmann«, Berlin, o. J. 281 S 


Nienkamp, Heinrich: Wohlstand für Alle! Verschmelzung von Kapi- 
talismus und Sozialismus. Volksausgabe. Frey-Verlag, Berlin-Char- 
lottenburg, Hardenbergstr. 14. Ä 


Radszuweit, Friedr.: Paul Titzkis Lebensweg. Orplid-Verlag A.-G., 
Berlin-Pankow, 1924. 166 S 


Recht und Staat in Geschichte und Gegenwart. Eine Sammlung von 

* Vorträgen und Schriften aus dem Gebiete der gesamten Staatswis- 

= senschaften. Heft 36: Wissenschaftliches Eigentum von Albert Oster- 
rieth. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1925. 


Reichsmanteltarifvertrag für die Gemeindearbeiter 1925. (R.M.T.) Er- 
läutert vom Vorstand des Gemeinde- und Staatsarbeiterverban- 
des. Im Selbstverlag, Berlin SO 33, Schlesische Straße 42. 


Revue de l'Institut de Sociologie. Cinquième Année (1924—1925). 
Tome II, N. ı (Jan. 1925). Institut Solvay, Bruxelles. Paraissant 
tous les deux mois. Prix du numéro: 6 francs. 


Revue internationale des institutions économiques et sociales publite par 
l'institut international d'agriculture. Année II. N. 4. Octobre—Dé- 
cembre 1924. Rome, 1924. 
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Rheinische Blatter für Wohnungswesen und Bauberaiung. 21. Jahrgang. 
Heft 3/4, März—April 1925. Düsseldorf, Selbstverlag des Rheini- 
schen Vereins für Kleinwohnungswesen. 


Rosenfeld, Hans : Deutschtum und Judentum. Leipzig. Der neue Geist- 
Verlag. 1925. 43 S. M. 1.20. 


Rundschau, Medizinalbolitische. Zentralblatt für Parität der Heil- 
methoden.Volkstümliches Zentralorgan für die gesamte Sozialbiologie, 
insbes. Bevölkerungspolitik, Medizinalpolitik und Medizinalrecht. 
18. Jahrg. Nr. 13, 14, 15, 16. S. 85—ı16. Volksheilkunde-Verlag, 
Heidelberg. 


Schriften der Königsberger gelehrten Gesellschaft. ı. Jahrg. Geistes- 
wissenschaftliche Klasse. Heft 4: Ueber Bewegungsgesetze der Welt- 
und Kirchengeschichte. Von Erich Seeberg. Deutsche Verlagsgesell- 
schaft für Politik und Geschichte m. b. Ai Berlin W 8. 1924. 


Sinaiski, Vassilii : La Cité Quiritaire. De l'origine de l'histoire agraire, 
de l'histoire du droit de la Rome ancienne et de ses institutions 
religieuses et guerrières. Riga 1923. Typographie de l'Etat. 70 S. 


Sinaiski, Vassilit : La Cité Populaire, consideree au point de vue de la 
Cité Quiritaire. Riga, Typographie de I’Etat, 1924. 114 S. 


Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. Herausgegeben in Ver- 
bindung mit Dr. W. Polligkeit, Dr. F. Wunderlich, Dr. H. H. Zis- 
seler von Prof. Dr. Ludwig Heyde (früher von Prof. Dr. E. Francke). 
Jahrgang XXXIV, 1925, Nr. 16—30. Jena, G. Fischer. Erscheint 
wöchentlich. 


Statistische Monatsberichte der Stadt Leipzig. Herausgeg. vom Statisti- 
schen Amt. Jahrg. XVII, Nr. 1—4, je S. 8. Leipzig, Verlag von 
W. Schuncke, Roßbergsche Ant.-Buchhandlung, 1925. 


Stillich, Dr. Oskar: Die Banken, ihre Arten und ihre Beziehungen zur 
Gesellschaftsordnung. Berlin, Volkswirtschaftl. Verlagsgesellschaft 
m.b. H.. 1924. 192 S. 


Studies in History, Economics and Public Law. Edited by the Faculty 
of political science of Columbia University. Volume CXV, Num- 
ber 2. Tory democracy by William J. Wilkinson, Ph. D. Professor 
of History at Colby College. New-York, Columbia University, 1925. 


Stummer, Dr. Heinr.: Das Bank-Akkreditiv nach deutschem Recht. 
München, Dr. Fr. A. Pfeiffer & Co., o. J. 99 S. M. 3.—. 


University of Pensylvanıa. A study of the adequacy of existing pro- 
grams for the training of journeymen molders in the iron and steel 
foundries of Philadelphia. Von Alfred Hector Williams. Philadel- 
phia, 1924. | 

Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August ıgıg. Ein syste- 
matischer Ueberblick von Dr. Fritz Stier-Somlo, o. Prof, an der Uni- 
versität Köln. Bonn, A. Marcus & E. Webers Verlag. 1925. 288 S. 
M. 7.—. 


Veröffentlichungen des Banktechnischen Institutes für Wissenschaft und 
Praxis an der Hochschule für Welthandel in Wien. ı. Abschluß und 
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Abwicklung der Efjektengeschäfte im Wiener Börsenverkehr. Von 
Karl Meithner. 144 S. M. 4.—. 2. Währungssanierung und Kurs- 
stabilisierung. Von o. Prof. Klemens Oltel. Die Technik des Wechsel- 
diskonigeschäftes in Oesterreich, Deutschland und England. Von Georg 
Graebner. 345. M. 1.80. 3. Bankenaufsicht und Buchsachverständige. 
Von o. Prof. Julius Ziegler. 45 S. M. 2.70. Wien, Hölder-Pichler- 
Tempsky-A.-G. 1024. 


Veröffentlichungen der Schlesischen Gesellschaft für Erdkunde. Im Auf- 
trage der Gesellschaft hrsg. von Prof. Dr. W. Volz, Direktor des Geo- 
graph. Instituts der Universität Leipzig. 4. Heft: Der Aufbau der 
Stadt Posen. Von Heinr. Bechtel. Breslau, 1923. Verlag von M. und 
H. Marcus. 87 S. M. 1.50. 


Wahle, Dr. Karl, Landgerichtsrat: Das ra or in der 
Gesetzgebung und Rechtsprechung Mitteleuropas. Rikola Verlag, 
Wien, Leipzig, München, 1924. M. 4.50. 284 S. 


Weber, Alfred: Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa. 
Berlin u. Leipzig, Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart, 1925. 172 S, 
Preis in Ganzleinen geb. M. 6.—. 


Weber, Marianne : Fichtes Sozialismus und sein Verhältniss zur Marx- 
schen Doktrin. Zweite photomechanisch gedruckte Auflage. (Volks- 
wirtschaftliche Abhandlungen der badischen Hochschulen. Hrsg. 
von Carl Johannes Fuchs, Gerhard v. Schulze-Gävernitz, Max 
Weber. IV. Band, 3. Heft. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 
1925. Preis brosch. M. 4.50. 


Weber, Max: Gesammelte Aufsätze zur Soziologie und Sozialpolitik. 
Mit einem Vorwort von Dr. Marianne Weber. Tübingen, J.C. B. 
Mohr (Paul Siebeck), 1924. S. IV und 518. Preis geh. M. 11.50, 
geb. M. 14.—. 


Wochenschrift, Literarische. Kritisches Zentralblatt für die gesamte 
Wissenschaft. Begründet und herausgegeben von Prof. Dr. Ed. 
Zarncke in Leipzig, Kaiser-Wilhelmstraße 50. Schriftleitung: Dr. 
O. Lerche in Weimar, Marienstr. 14. Jahrg. 1925. Weimar, Verlag 
a R. Wagner Sohn. Preis: Vierteljährlich M. 8.—, Einzelheft 
M. 1.—. 


Zeitschrift für Biochemie. Volkstümliches Zentralorgan zur Hebung 
der Volkswohlfahrt durch Dr. med. Schüßlers Mineralstofflehre. 
24. Jahrg. Nr. 4, 5, 6, 7 (April— Juli 1925). S. 75—183. Heraus- 
geber: Biochemischer Bund Deutschlands. Schriftleitung: Bundes- 
Präsident Walter Hayn, Potsdam-Wildpark, Viktoriastr. 55. Be- 
zugspreis: vierteljährlich M. —.75. 


Zeitschrift des Gewerkschaftsbundes der Angestellten, G.D.A. Erscheint 
am I. und 16. jeden Monats. Bezugspreis: monatlich M. —.60. Für 
Mitglieder kostenlos. Jahrg. 1925, Nr. 6, S. 81—100. Schriftleitung: 
Berlin-Zehlendorf. 


Zeitschrift für Völkerpsychologie und Soziologie. In Verbindung mit 
Dr. F. Alverdes, a.o. Prof. an der Universität Halle a. S., Dr. R. 
Bolte, Nervenarzt in Bremen, B. Malinowski, Ph. D., D. Sc., Lecturer 
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an der Universität London, Dr. E. Schwiedland, Hofrat, Prof. an 
der Technischen Hochschule Wien herausgegeben von Dr. Richard 
Thurnwald, a. o. Professor an der Universität Berlin, Sternstr. 43, 
Lichterfelde-Berlin. r. Jahrg., Heft ı (März 2). Leipzig, C. L. 
Hirschfeld. Preis eines Heftes (ca. 6 Bogen): M. 4.—, eines Jahr- 
gangs (ca. 24 Bogen): M. 15.—. 


ZEITSCHRIFT FÜR 
VÖLKERPSYCHOLOGIE 
UND SOZIOLOGIE 


In Verbindung mit 


Dr. F. ALVERDES, a. o. Prof. an der Univ. Halle a.S. / Dr. R. BOLTE, 

Nervenarzt in Bremen / B. MALINOWSKI, Ph. D., D. Sc., Lecturer an 

der Univ. London / Dr. E. SCHWIEDLAND, Hofrat, Professor an der 
Technischen Hochschule Wien 


herausgegeben von 


Dr. RICHARD THURNWALD, a.o. Professor an der Univ. Berlin 
Sternstr. 43, Lichterfelde-Berlin 


Jährlich erscheinen 4 Hefte bei einem Gesamt- 
umfang von 24 Bogen zu M. ı15.— jährlich 


Die beiden ersten Hefte der neuen Schrif- 
ten bringen nachstehende große Aufsätze: 


PROBLEME DER VÖLKERPSYCHOLOGIE UND SOZIOLOGIE von 


. Prof. R. Thurnwald, Berlin. / UBER VERGLEICHENDE SOZIOLOGIE von 


Prof. F. Alverdes, Halle. / DAS ALKOHOLVERBOT IN AMERIKA von 
Prof. A. Delbrück, Bremen, / FORSCHUNGEN IN EINER MUTTER- 
RECHTLICHEN GEMEINSCHAFT von B. Malinowski, London. 


In Verbindung mit der Zeitschrift erscheinen: 


FORSCHUNGEN 
ZUR VÖLKERPSYCHOLOGIE 
UND SOZIOLOGIE 


Als erstes Heft ist erschienen: 


TIERSOZIOLOGIE 


von Dr. F. ALVERDES 
Professor an der Universität Halle 


Preis M, 4.80 


Ein Werk, das zum erstenmal in wissenschaftlicher Weise die Ergebnisse 
der jüngsten Forschung nach wirklich soziologischen Gesichtspunkten auf 
diesem Gebiete zusammenfaßt, 


C. L. HIRSCHFELD | VERLAGSBUCHHANDLUNG 
LEIPZIG, HOSPITALSTRASSE 10 













HANDBUCH 
DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALWISSENSCHAFTEN 
IN EINZELBÄNDEN 


Herausgegeben von 


ADOLF GÜNTHER una GERHARD KESSLER 













Band VII 


NATIONALOKONOMIE U. STATISTIK 
Eine Einführung in die empirische Nationalökonomie 
Von 
Dr. Rudolf Meerwarth 


a.o. Professor an der Universität Berlin 
1925. Groß-Oktav. XII, 506 Seiten. Geh. M, 17.—, geb. M. 18.50 
Band VIII 
| 










SOZIALBIOLOGIE 
Bevölkerungswissenschaft und Gesellschaftshygiene 
Von 
Dr. jur. Alexander Elster 
1923. Groß-Oktav. VII, 483 Seiten. Geh. M. 9.—, geb. M. 10.50 
Band IX 
SOZIALPOLITIK 
I. Teil: Theorie der Sozialpolitik 
Von 


Dr. oec. publ. et jur. Adolf Günther 
| 








Professor an der Universität Innsbruck 


1922. Groß-Oktav. 476 Seiten. Geh. M. 9.—, geb. M. 10.50 
lI. Teil: Praxis der Sozialpolitik. (Im Druck) 
Band XVII 


AGRARPOLITIK 
Von 
Dr. August Skalweit 
ord. Professor der Volkswirtschaftslehre an der Universität Kiel 
Zweite, veränderte und erweiterte Auflage 
1924. Groß-Oktav. XII, 507 Seiten. Geh. M. 13.—, geb. M. 14.50 












Weitere Bände befinden sich in Vorbereitung. 





Das »Handbuch der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften« sucht in abge- 
schlossenen »Einzelbänden«, also monographisch, der weitgesteckten Aufgabe 
gerecht zu werden, Lehrern und Lernenden, Theoretikern und Praktikern des 
Wirtschafts- und Gesellschaftslebens Beratung, Bereicherung, Vertiefung, 
aber auch Stoff zu eigener kritischer Stellungnahme zu bieten, 







WALTER DE GRUYTER & CO. 
BERLIN W ıo 
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BEGRÜNDET VON 
WERNER SOMBART, MAX WEBER UND EDGAR JAFFE 
IN VERBINDUNG MIT 
JOSEPH SCHUMPETER UND ALFRED WEBER 
HERAUSGEGEBEN VON 


EMIL LEDERER 


54. BAND, / 3. HEFT. 





| TÜBINGEN 


VERLAG VON J. C. B. MOHR (PAUL SIEBECK) 
1925 
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Band 54. 


INHALT DES DRITTEN HEFTES 
(Oktober 1925.) 


j Seite 
1. ABHANDLUNGEN. 
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Ueber das Naturale und das Wertmäßige in den 
wirtschaftlichen Erscheinungen. 


Von 


W. GELESNOFF. 


Die Frage nach dem Wesen der wirtschaftlichen Erschei- 
nungen, die einst lebhafte, leidenschaftliche Kontroversen hervor- 
gerufen hat, um dann für die meisten anscheinend an Interesse 
zu verlieren und beiseite geschoben zu werden, beginnt in der 
letzten Zeit wieder aktuell zu werden. Die großen Ereignisse 
unserer Tage haben die heutige Nationalökonomie vor neue Auf- 
gaben gestellt, in deren Licht das Problem des Naturalen und 
des Wertmäßigen in der menschlichen Wirtschaft, der verhältnis- 
mäßigen Bedeutung beider Elemente und des Zusammenhanges 
zwischen ihnen mit besonderer Schärfe hervortritt. Die Er- 
schütterung der einzelnen Volkswirtschaften und der weltwirt- 
schaftlichen Verbindungen haben den Kreis der Bedürfnisse und 
der Befriedigungsmittel, der sich vor dem Kriege verhältnismäßig 
ruhig entwickelte, sehr schnell und einschneidend verändert. Die 
Messung der wirtschaftlichen Güter in Geld erlitt mehr als einen 
schweren Stoß; und sogar die Kraft des fundamentalen Wert- 
messers, des Goldes, erfuhr wesentliche Veränderungen. Daher 
beginnt die naturale Betrachtungsweise der wirtschaftlichen Er- 
scheinungen, die in der neuesten Zeit hinter die wertmäßige 
zurückgetreten und manchmal hinter dieser ganz verschwunden 
war, in immer weiteren Bereichen Anerkennung zu finden. 

Ein bemerkenswertes Symptom für den Umschwung, der 
in den Ansichten über das Wesen der wirtschaftlichen Erschei- 
nungen eingetreten ist, sind die neuesten Versuche, die naturalen 
Elemente der Volkswirtschaft systematisch zu beschreiben, be- 
sonders in Amerika. Dahin gehören z. B. die Produktionsindex- 
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zahlen für die Hauptindustrien und für den Beschäftigungsgrad 
der Arbeiter in der verarbeitenden Industrie, die das » Federal 
Reserve Bulletin« veröffentlicht !), und die Indexzahlen für den 
physischen Umfang der Produktion, mit deren Aufstellung die 
Preissektion der Abteilung für Wirtschaftsplan und Statistik im 
Büro der Kriegsindustrie unter der Leitung des bekannten 
Nationalökonomen Mitchell bald nach dem Kriege begann. 
Diese Indexzahlen wurden in der » Review of Economic Statistics « 
der Harvard Universität veröffentlicht. Von ihnen verdient be- 
sondere Beachtung wegen der sorgfältigen methodologischen Be- 
handlung und wegen der Weite des Beobachtungsfeldes der in 
der genannten Zeitschrift im September 1920 bis zum Januar 
1921 veröffentlichte Index für den Umfang der Produktion in 
den drei Hauptwirtschaftszweigen der Vereinigten Staaten: für 
die Landwirtschaft (1879—1920), den Bergbau (1879—1910), die 
verarbeitende Industrie (1899—1919) und für alle drei Gebiete 
zusammen ?). 

Die theoretische Seite des Verhältnisses von naturaler und 
wertmäßiger Betrachtungsweise ist indessen noch immer wenig 
geklärt. Und die Lösung der theoretischen Frage nach dem Wesen 
dieses Verhältnisses wird die Fülle und die Richtung der em- 
pirischen Untersuchungen selbst bestimmen. Dieses Problem ist 
außerordentlich umfangreich und verwickelt, und wahrscheinlich 
ist zuerst eine Reihe von Vorarbeiten zu leisten, ehe sich gewisse 
Ergebnisse erzielen lassen. Das Problem bietet um so mehr 
Schwierigkeiten, als es unmittelbar in den wesentlichsten Grund- 
lagen der theoretischen Nationalökonomie wurzelt. Bekanntlich 
ist in jeder Wissenschaft der Anfang am schwersten. Die Begriffe, 
von denen das menschliche Wissen ausgeht, treten nur nach und 
nach aus dem Nebel des Unerratenen hervor. Das Bedürfnis, in 
das geheimnisvolle Halbdunkel des Lebens, in welchem es seit 
alters der Menschheit bestimmt ist umherzuirren, etwas Licht 
und Sinn zu bringen, ist aber so groß, daß man sich mit den 
unsichersten und schwankendsten Grundlagen begnügt, wenn 


1) Vgl. M. Batuev, O metodach postroenija amerikankisch indeksov pro- 
izvodstva i zanjatosti rabocich (Bjulletenj Konjunkturnogo Instituta N. K.F., 
1924, Nr. II—12). 

23) Diese Arbeit erschien später als selbständige Veröffentlichung unter 
dem Titel Ed. Day, An Index of the physical volume of production. Cambridge, 
Massachusetts, U.S.A., 1921. Hier sind auch die einschlägigen älteren Arbeiten 
angegeben. 
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man auf ihnen mit der Errichtung des Gebäudes der Wissen- 
schaft wenigstens erst beginnen kann. Aber in dem Maße, wie 
der Aufbau des wissenschaftlichen Systems fortschreitet, werden 
die Mängel des gewählten Fundamentes offenbar, und dann 
wendet sich das theoretische Denken wieder den Ausgangs- 
thesen zu, um sie von den sich bemerkbar machenden Fehlern 
zu reinigen und dadurch die Stützpfeiler des Systems zu ver- 
stärken. 

Die Nationalökonomie macht von der allgemeinen Regel 
keine Ausnahme. Da sie noch verhältnismäßig jung und wenig 
ausgebildet ist, so leidet sie sogar stärker als viele andere Wissen- 
schaften unter der unzulänglichen Geklärtheit ihrer anfänglichen 
Annahmen. Und nichtsdestoweniger kann sie nicht ohne Be- 
friedigung auf ihren Beitrag zu dem allgemeinen Schatz des 
menschlichen Wissens hinweisen. Auch ihre grundlegenden Sätze 
bedürfen nicht deshalb einer kritischen Revision, weil sie zu 
absurden Folgerungen führen, sondern weil diese Folgerungen 
sowohl in ihren positiven als auch in ihren negativen Seiten 
hinlänglich klar geworden sind und die Zeit reif geworden 
ist für neue Fragestellungen, in denen die Ausgangspunkte 
des ökonomischen Denkens erweitert oder geklärt werden 
müssen. 

Fragt man nach dem Wesen der ökonomischen Erschei- 
nungen, so tritt in den Vordergrund das Problem einer Definition 
der wirtschaftlichen Güter, die ihrem naturalen und ihrem wert- 
mäßigen Elemente die richtige Stelle anweist, ein Problem, zu 
welchem das ökonomische Denken schon vor langer Zeit ge- 
kommen ist, über das aber bisher keine Einigung erzielt werden 
konnte. Diesem Problem nun möchte ich die vorliegende Studie 
hauptsächlich widmen. 

Schon die Alten haben gesehen, daß sich in den wirtschaft- 
lichen Gütern ein naturales und ein wertmäßiges Element ver- 
einigen. Da sie sich für die Verteilung und den Verbrauch der 
wirtschaftlichen Güter mehr als für deren Erzeugung inter- 
essierten, so orientierten sie die theoretische Oekonomik nach 
den Bedürfnissen und rückten daher das subjektive Element in 
den Vordergrund. Das Studium der Geldwirtschaft, die für ihre 
Zeit neu war und sie daher besonders anzog, verstärkte die wert- 
mäßigeBetrachtungsweise bei ihnen noch mehr. Die Beobachtung 
der Geldformen der Wirtschaft führte Aristoteles zu der Formel 
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von wahrhäft klassischer Prägung: » Wirtschaftliche Güter nennen 
wir alles, dessen Wert nach Geld bemessen wird«?°). 


In der Definition des Gutes kamen die Alten den modernen 
Anschauungen nahe, indem sie das Gut überhaupt als Gegen- 
stand der menschlichen Wünsche bestimmten, als »das, wonach 
alles strebt«, und schlossen schon hieraus auf die Nützlichkeit 
der wirtschaftlichen Güter. Besonders lebensvoll und mit künst- 
lerischer Bildhaftigkeit bestimmt Platon in dem Dialog Philebos 
den Begriff des Gutes, von dem er sagt, »daß alles Erkennende 
nach ihm wie der Jäger nach dem Wild jagt und strebt mit dem 
Wunsche, es zu ergreifen und sich zu eigen zu machen«*). In 
der Folgezeit wurden diese und andere ökonomische Gedanken 
der Alten gründlich vergessen, und die modernen Kontroversen 
über das Wesen der ökonomischen Erscheinungen gehen gewöhn- 
lich auf die Gedanken des »Vaters der modernen National- 
ökonomie«, auf Adam Smith, zurück, der neben dem Wertmäßigen 
im Charakter der wirtschaftlichen Güter als wesentliches Merkmal 
mit besonderer Eindringlichkeit auf ihre Materialität hin- 
wies. Er arbeitet dieses Merkmal nach und nach im Fortgange 
der Darstellung mit immer größerer Bestimmtheit heraus. Die 
berühmten Anfangsworte des »Wealth of Nations«: »Die jähr- 
liche Arbeit eines jeden Volkes ist der Fonds, der es ursprünglich 
mit allen Notwendigkeiten und Annehmlichkeiten versorgt ...« 
enthalten es zwar noch nicht, denn hier wird noch nicht gesagt, 
von was für einer Art von Arbeit die Rede ist. Aber etwas weiter 
tritt schon der Ausdruck »nützliche Arbeit« und noch weiter 
»nützliche und produktive Arbeiter«°) auf, und schließlich, fast 
am Ende des grundlegenden theoretischen Systems, wird der 
Ausdruck »produktive« Arbeit festgelegt und ausführlich als 
wirtschaftlich wertvolle materielle Güter schaffende Arbeit be- 
gründet: 





3) yoynaza CE Atronsv ravıa Öcwy Ņ ara vonispat nerpelt. Aristote- 
jes, Nikomachische Ethik IV, 1, 2 (ed. Alex. Grant, The Ethics of Aristotle, 
London 1885). 

4) Philebus, ed. Becker II, 3, 20: Ws räv td yırvaazov alıd Yapslsı xal 
nistar Bonacpevov Eielvy xai nepi Aura xıiceodat. Aristoteles, Ars poetica; ed. 
Rocmer, Leipzig 1898 I, 6, 1302 a 20 und 23—27. Ausführlich dargelegt habe 
ich den Gutsbegriff der Alten in meinem Buche » Die ökonomische Gedankenwelt 
der alten Griechene (russ.), Moskau 1916. 

6) Ad. Smith, An Inquiry into the nature and causes of the Wealth of 
Nations, ed. by Cannan, London 1904, vol. I, S. 1—2. 
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»Es gibt eine Art von Arbeit, die dem Werte des Gegen- 
standes, auf den sie verwendet wird, etwas hinzufügt, und eine 
andere, die keine solche Wirkung hat. Die erstere kann man, da 
sie einen Wert hervorbringt, produktive, die letztere unproduk- 
tive Arbeit nennen. So fügt die Arbeit des Manufakturarbeiters 
dem Werte der von ihm bearbeiteten Materialien in der Regel 
noch den Wert seines eigenen Unterhaltes und den des Profites 
seines Arbeitgebers hinzu. Die Arbeit eines Dienstboten fügt 
dem Werte keiner Sache etwas hinzu... Man wird reich, wenn 
man eine Menge von Manufakturarbeitern beschäftigt; man wird 
arm, wenn man eine Menge von Dienstboten hält... Die Arbeit 
des Manufakturarbeiters verfestigt und realisiert sich in einem 
besonderen Gegenstande oder in einer verkäuflichen Ware, welche 
die Beendigung der Arbeit wenigstens eine gewisse Zeit lang 
überdauert. Es ist sozusagen eine gewisse Arbeitsmenge, die an- 
gesammelt und aufgespeichert ist, um in irgendeinem anderen 
Bedarfsfalle verwandt zu werden. Jener Gegenstand oder, was 
dasselbe ist, der Preis jenes Gegenstandes kann in einem späteren 
Bedarfsfalle eine ebenso große Arbeitsmenge in Bewegung setzen 
wie die, welche ihn ursprünglich erzeugt hatte. Die Arbeit des 
Dienstboten dagegen verfestigt oder realisiert sich nicht in einem 
besonderen Gegenstande oder einer verkäuflichen Ware. Seine 
Dienste gehen in der Regel noch im Augenblick ihrer Leistung 
unter und hinterlassen selten eine Spur oder einen Wert, wofür 
eine gleiche Menge von Diensten später beschafft werden könnte. « 
Smith zählt dann verschiedene Arten solcher unproduktiven 
Arbeit auf: das Staatshaupt und all seine Justiz- und Militär- 
beamten, das ganze Heer und die ganze Flotte, Geistliche, Rechts- 
anwälte, Aerzte, Schriftsteller, Schauspieler, Possenreißer, Mu- 
siker, Opernsänger, Tänzerinnen usw.®). 

Wie aus den angeführten Stellen ersichtlich ist, verstand 
Smith unter wirtschaftlichen Gütern vor allem wirtschaftlich 
wertvolle Gegenstände. Er hielt dieses Merkmal aber nicht für 
ausreichend und hob als parallelen Zug der wirtschaftlichen 
Güter ihre Materialität hervor. Diesen Gedanken entwickelte er 
ausführlich und betonte ihn immer wieder; und in dieser starken 
Betonung der materiellen Grundlage der ökonomischen Er- 
scheinungen brach hell die intuitive Natur seines Geistes hervor, 


¢) Ebenda S. 313—314. 


582 W. Gelesnoff, 


der stärker in der Feststellung des Ausgangspunktes eines Ge- 
dankenganges als in den weiteren logischen Operationen ist. Er 
empfindet sichtlich sehr lebhaft die große Bedeutung, die dem 
Problem des Zusammenhanges des naturalen und des wert- 
mäßigen Elementes des Wirtschaftslebens zukommt, und sucht 
nach einer passenden Lösung. Diese Fragestellung ist eines der 
größten Verdienste Smiths und der klassischen Schule. Aber die 
Smithsche Lösung war offensichtlich unbefriedigend. Die end- 
losen Kontroversen über das Wesen der ökonomischen Erschei- 
nungen gingen von der Unklarheit aus, die Smith selbst in der 
Auslegung des Merkmales der » Materialität« bei wirtschaftlichen 
Gütern hatte bestehen lassen. Unter wirtschaftlichen Gütern 
verstand Smith wirtschaftlich wertvolle materielle Gegenstände 
von längerer Daseinsdauer. Anscheinend hob er diesen Zug an 
ihnen hervor im Hinblick auf ihre weitere Bestimmung im System 
der gesellschaftlichen Arbeitsteilung: in jemandes » Vorrat « (stock) 
einzugehen und, wenn es der Eigentümer wünschte und die 
objektiven Möglichkeiten gegeben waren, Kapital zu werden’). 
Dieser naiv materialistische Standpunkt, der Smith eigener 
Charakteristik der wirtschaftlichen Güter als vor allem wirtschaft- 
lich wertvoller Gegenstände widersprach, drückte seiner Argu- 
mentation den Stempel der Enge und der unzureichenden Durch- 
dachtheit auf, die in der Folgezeit in der Polemik über diese Frage 
viel Unwillen erregt hat. Hier, wie auch in einigen anderen Fragen, 
wie z.B. bei der Arbeitsteilung, ist Smith bei der Erklärung 
einer von ihm beobachteten wichtigen Tatsache des Wirtschafts- 
lebens vorschnell gewesen und hat sich mit der ersten besten 
Begründung zufrieden gegeben, ohne ihre Oberflächlichkeit oder 
gar Unrichtigkeit zu bemerken. Uebrigens erscheint die Stellung, 
die Smiths Gegner zu dieser Frage eingenommen haben, noch 
seltsamer: auch diese haben selbst in der letzten Zeit keinen 
Versuch gemacht, tiefer in das Wesen des Begriffes des »Ma- 
teriellen« in den wirtschaftlichen Erscheinungen einzudringen, 
sondern haben nur danach gestrebt, den Kreis der wirtschaft- 
lichen Güter zu erweitern und die »immateriellen Güter« darin 
aufzunehmen. Diese Erweiterung des Gesichtskreises der Oeko- 
nomik befürworteten zuerst die deutschen Gelehrten mit ihrer 
Neigung zum philosophischen und ökonomischen Idealismus. Bei 


?) Die ausführliche Begründung der Begriffe »produktivesund »unproduktive + 
Arbeit gibt Smith in dem Buch über das Kapital. 
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ihnen erregten Anstoß offenbar nicht so sehr die logischen Mängel, 
welche die Behandlung dieser Frage in der Schule Smiths auf- 
wies, als eine gewisse Geringschätzung, welche die Schule für 
die höheren Formen menschlichen Wirkens zu bekunden schien, 
indem sie sie für unproduktiv, wenigstens im eng ökonomischen 
Sinne, erklärte. Hierfür ist besonders charakteristisch die Kritik 
Friedrich Lists, die ganz von der ihm eigenen Heftigkeit und 
Unduldsamkeit durchdrungen ist. Bekannt sind seine zornigen 
Ausfälle gegen die Schule Smiths: 

» Wer Schweine zieht, ist nach ihr (der Schule) ein produk- 
tives, wer Menschen erzieht, ein unproduktives Mitglied der 
Gesellschaft. Wer Dudelsäcke oder Maultrommeln zum Verkauf 
fertigt, produziert; die größten Virtuosen, da man das von ihnen 
Gespielte nicht zu Markt bringen kann, sind nicht produktiv. 
Der Arzt, welcher seine Patienten rettet, gehört nicht in die 
produktive Klasse, wohl aber der Apothekerjunge, obgleich die 
Tauschwerte oder die Pillen, die er produziert, nur wenige Minuten 
existieren mögen, bevor sie ins Wertlose übergehen .. .«®). 

List wußte aber diese beiden Formen der Arbeit nicht öko- 
nomisch einander näher zu bringen. Er brachte gegen Smith und 
seine Schule sein Lieblingsargument der »produktiven Kräfte« 
vor, lenkte es aber am Ziel vorbei: Er dachte, daß man eine Theorie 
der produktiven Kräfte der » Theorie der Tauschwerte « entgegen- 
stellen müsse, um die Produktivität der nichtmateriellen Dienste 
zu begründen: | 

» Allerdings sind die, welche Schweine großziehen oder Pillen 
fabrizieren, produktiv, aber die Lehrer der Jugend und der Er- 
wachsenen, die Virtuosen, die Aerzte, die Richter und Admini- 
stratoren sind es in einem noch viel höheren Grade. Jeneprodu- 
zieren Tauschwerte, diese produzieren produk- 
tive Kräfte, der eine indem er die künftige Generation zur 
Produktion befähigt, der andere indem er Moralität und Reli- 
giosität bei der jetzigen Generation befördert, der dritte indem 
er auf die Veredlung und Erhebung des menschlichen Geistes 
wirkt, der vierte indem er die produktiven Kräfte seiner Patienten 
rettet, der fünfte indem er die Rechtssicherheit, der sechste 
indem er die öffentliche Ordnung produziert, der siebente indem 


®) »Das nationale System der Politischen Oekonomie.« Von Friedrich List. 
Sammlung sozialwiss. Meister, 3. Bd., 2. Aufl., S. 231. 
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er durch seine Kunst und den Genuß, den er dadurch gewährt, 
zur Produktion von Tauschwerten reizt « °). 

Obgleich List in dieser leidenschaftlichen Weise gegen Smith 
auftrat, stimmte er mit ihm dennoch insofern überein, als er 
den besonderen Charakter der von ihm aufgezählten Arten 
immaterieller Arbeit zugab, ihnen ebenso wie Smith die Fähig- 
keit, Werte zu produzieren, absprach und ihre ökonomische 
Bedeutung aus ihren nichtökonomischen Eigenschaften ableitete. 
Er bemerkte nicht, daß von seinem Standpunkte, vom Gesichts- 
punkt der »produktiven Kräfte« aus, der Grundfehler Smiths 
darin bestand, daß er völlig identische Erscheinungen für gegen- 
sätzlich erklärte. Der Satz Smiths, man werde reich, wenn man 
viele Manufakturarbeiter beschäftige, und arm, wenn man 
viel Dienstboten halte, veranlaßte List nicht, wie es vom Stand- 
punkte der produktiven Kräfte aus doch natürlich gewesen wäre, 
zu dem Einwand, daß die Herstellung von Gegenständen des 
unmittelbaren Verbrauchs ebenso ruinös sein könne wie das 
Halten zahlreicher Dienstboten. Stellen wir uns vor, jemand 
halte viele Weberinnen und Spitzenklöpplerinnen, deren Arbeit 
der Herstellung und Verzierung der Kleidung seiner Angehörigen 
und seiner Wohnungseinrichtung usw. diene. Ist sein Einkommen 
nicht sehr groß, so kann diese Extravaganz ihn nicht weniger zu- 
grunde richten als das Halten zahlreicher Dienstboten oder der 
Bau eines Hauses, dessen Prunk seine Mittel übersteigt usw. Es 
handelt sich hier nicht darum, daß die einen Werte erzeugen und 
die andern nicht, sondern darum, daß sowohl diese als auch jene 
Gegenstände des unmittelbaren Verbrauchs herstellen, anstatt 
Produktionsmittel zu schaffen. Wie Smith kam auch List nicht 
auf die Frage, welchen Sinn es hat, daB auch für die sogenannten 
immateriellen Dienste Sachgüter hingegeben werden, und ob in 
dieser Tatsache nicht etwas läge, was jene Dienste der Her- 
stellung ausdauernder Sachgüter nähere. Bei allen Angriffen auf 
Smith blieb List somit im wesentlichsten mit ihm völlig in 
Uebereinstimmung: er wich von ihm ab nicht in der Bestimmung 
des Begriffes der wirtschaftlichen Güter (und folglich des Wesens 
der ökonomischen Erscheinungen), sondern durch die Forderung, 
in den Forschungsbereich der Nationalökonomie nichtökonomische 
Erscheinungen einzubeziehen, was natürlich logisch viel weniger 
begründet war als der Gedankengang Adam Smiths. 
~») Ebenda S. 232—233. 
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Bei den anderen deutschen Theoretikern von Hermann 
an erhält der Begriff der immateriellen Güter das solide Funda- 
ment der Nützlichkeit, der Fähigkeit, menschliche Bedürfnisse 
zu befriedigen, wodurch diese Güter eigentlich in die Nähe der 
Sachgüter gerückt werden, deren wirtschaftliche Begründung 
ebenfalls nicht in ihrer Materialität liegt, sondern eben in der 
Fähigkeit, menschliche Bedürfnisse zu befriedigen, » Nützlich- 
keiten« zu sein oder » Nützlichkeiten« zu beschaffen. Damit war 
schon alles gesagt für die Einbeziehung der sogenannten im- 
materiellen Güter in den Forschungsbereich der Nationalökonomie; 
weiterhin arbeitete man auf diesem Gebiete nur noch an einer 
möglichst vollständigen Aufzählung der verschiedenen Arten der 
immateriellen Güter. Diese Versuche waren eigentlich unnötig 
und verdunkelten manchmal den Grundgedanken; jedenfalls 
lenkten sie den Forscher von einer tieferen Analyse des Wesens 
der Wirtschaft und von der Vereinheitlichung des Komplexes 
der wirtschaftlichen Güter ab. 

Die Befürworter einer Einbeziehung der sogenannten im- 
materiellen Güter in den allgemeinen Begriff des wirtschaftlichen 
Gutes legten sich anscheinend keine klare Rechenschaft darüber 
ab, daß sie nur eine Seite des von Smith gestellten Problems 
berichtigten und genauer faßten. Der Satz, daß die immateriellen 
Güter wirtschaftliche Güter deshalb sind, weil sie menschliche 
Bedürfnisse zu befriedigen vermögen, ist einfach eine Umschrei- 
bung der These, daß die immateriellen Güter deshalb wirtschaft- 
liche Güter sind, weil sie wirtschaftlichen Wert haben. Derjenige 
Teil des Problems aber, der auf den Zusammenhang zwischen 
den naturalen und den wertmäßigen Elementen in den wirt- 
schaftlichen Erscheinungen abgestellt war, blieb unberührt, ja 
er verlor vielleicht sogar noch an Klarheit. Die Vertreter der 
erwähnten Anschauung verweilten nicht bei der Frage, was denn 
das gemeinsame Merkmal sowohl der materiellen als auch der 
immateriellen Güter ist und weshalb die alte Nationalökonomen- 
schule so nachdrücklich die »Materialität« der wirtschaftlichen 
Erscheinungen betonte. Diese Frage wird auch nicht bei den 
Vertretern der neueren anglo-amerikanischen Schule gestellt, die 
dem Geiste nach den Klassikern näherstehen, vielmehr wieder- 
holen sie bei der Charakteristik der wirtschaftlichen Erschei- 
nungen dieselben Gedanken wie die Schule Hermanns, aller- 
dings, da zu ihrer Zeit die Idee der Nützlichkeit selbst schon 
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weiter ausgestaltet war, mit größerer Klarheit, Bestimmtheit 
und Geschlossenheit 1°). 


Der Begriff der Nützlichkeit der wirtschaftlichen Güter um- 
grenzt den Kreis der wirtschaftlichen Erscheinungen so klar, 
daß der alte Streit über produktive und unproduktive Arbeit 
bei den modernen Nationalökonomen kein Interesse mehr findet, 
soweit ihre Aufmerksamkeit nicht von der zweiten Seite des von 
Smith gestellten Problems, von dem Verhältnis des Naturalen 
und des Wertmäßigen in der Wirtschaft, angezogen wird. Eher 
zeigen die russischen Nationalökonomen schon vor dem Kriege 
Interesse für das Verhältnis von Naturalem und Wertmäßigem. 
Besondere Beachtung hat dieser Frage P.B.Struve in seiner 
bekannten Untersuchung über die Grundbegriffe der theoretischen 
Nationalökonomie geschenkt, die sich durch Weite der wissen- 
schaftlichen und philosophischen Weltanschauung und durch 
Tiefe der theoretischen Analyse auszeichnet. 


Struve weist darauf hin, daß »sich gegenwärtig in der Theorie 
der Nationalökonomie schon ganz klar zwei Betrachtungsweisen 
der »Produktion« voneinander unterscheiden und abgrenzen: 
einerseits die »natürliche« Betrachtungsweise: die Produktion 
als Herstellung von »Gütern« oder »Produkten«, und anderer- 
seits die »ökonomische« Betrachtungsweise: die Produktion als 
Bildung von »Werten«, und er fügt hinzu: »Aber wir werden 
kaum fehlgehen, wenn wir sagen, daß das Verhältnis dieser 
beiden Betrachtungsweisen noch keineswegs hinlänglich in seiner 
ganzen Bedeutung und seiner ganzen Kompliziertheit durch- 
dacht ist« 1). 


Aber auch Struve selbst versucht nicht, diese schwierige 
Frage einigermaßen abschlieBend zu beantworten; sein Verhalten 
ist unbestimmt und schwankend. Zu den Ausführungen Lief- 
manns, der die Bedeutung der natürlichen Betrachtungsweise 
für die ökonomische Theorie leugnet, bemerkt Struve, daß »die 
Betonung der Notwendigkeit, zwischen der physischen und der 
wertmäßigen Produktivität im Problem des Kapitals zu unter- 
scheiden, seinerzeit ein großer Schritt vorwärts gewesen ist, 
. . . aber von hier aus ist es noch sehr weit bis zur Leugnung eines 


10) F, W. Taussig, Principles of economics. New-York ıgız, vol I, 
S. 5—7 und 15—20. 

11) Peter Struve, Chozjajstvo i cena. Kritičeskije issledovanija po teorii i 
istorii chozjajstvennoj žizni. Zweiter Teil, Liefg. I, Moksau 1916, S. 3. 
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realen Zusammenhanges zwischen der Tatsache und den Be- 
dingungen der Schaffung des Produktes und der Tatsache und 
den Bedingungen der Bildung des Wertes. Jetzt müssen wir 
umgekehrt betonen, daß der naturalistische oder materialistische 
Standpunkt, der den Wert mit dem Produkte, die ökonomische 
Betrachtungsweise der Produktion mit der natürlichen verbindet 
in gewissen Grenzen berechtigt ist: er fühlt eine reale 
Abhängigkeit zwischen realen Tatsachen heraus. « Charakteristisch 
ist die Einschränkung »in gewissen Grenzen«, mit der hier von 
der Berechtigung des naturalistischen Standpunktes gesprochen 
wird. Mit dieser Einschränkung scheint Struve dem naturalen 
Element in den wirtschaftlichen Erscheinungen von vornherein 
den universalen Charakter, den Smith und seine Schule ihm 
zugeschrieben hatten, als unbegründbar abzusprechen. Und 
wirklich führt Struve die Bedeutung des naturalen Elemen- 
tes einfach auf die zufälligen Bedingungen der Produktion 
einiger wirtschaftlicher Güter zurück. Ueber Hainischs be- 
kannte Theorie der Entstehung des Kapitalzinses aus der na- 
türlichen Vermehrung des Viehs äußert Struve den allgemeinen 
Satz: 

»Es gibt Fälle, wo die wertmäßige Produktivität zweifellos 
durch die physische oder reale Produktivität bedingt ist, wo der 
Mehrwert offensichtlich mit einem Mehrprodukt fest verbunden 
ist... Das ist ein Verhältnis, das auf dem Gebiete gewisser 
Produktionsprozesse, und zwar bei den Produktionsprozessen, 
die mit vegetativen Prozessen der Natur zusammenhängen, beob- 
achtet werden kann und tatsächlich in einer ganzen Reihe von 
Fällen beobachtet wird.« »In dem Problem der physischen oder 
realen Produktivität«, fährt Struve fort, »werden wir unter dem 
Mehrprodukt nur dasjenige Produkt verstehen, das durch die 
Fähigkeit der produktiven Kräfte, ihren eigenen physischen 
Zuwachs zu schaffen, bedingt wird... Wo keine vegetativen 
Prozesse benutzt werden, kann es tatsächlich kein Mehrprodukt 
geben. Denn ein Mehrprodukt kann es in diesem Falle oder in 
diesem Sinne nur dann geben, wenn das Erzeugte dem Er- 
zeugenden ähnlich ist — ähnlich im naturalistischen Sinne. In 
allen anderen Fällen außer denjenigen eines vegetativen Prozesses 
kann nicht von der Schaffung eines Mehrproduktes, sondern nur 
von der Bildung eines Mehrwertes gesprochen werden. Hier ist 
das Produkt deshalb ‚mehr‘, weil es höher als die ‚Kosten‘ be- 
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wertet wird. Hier gibt es keinerlei natürlichen Zuwachs als 
Produkt « 12). 

Denselben Gedanken entwickelt Struve auch da, wo er die 
Produktivität des Handels erörtert. »Der naive Materialismus, 
für den der mit dem Wort ‚Produktion‘ umschriebene wirtschaft- 
liche Prozeß immer ein technischer Prozeß des Zuwachses an 
Sachgütern oder wenigstens der Umwandlung von solchen ist, 
hat auch den berühmten Streit über die Produktivität des 
Handels erzeugt... Dieser Ansicht, wonach der Handel von der 
Produktion verschieden ist, liegt der Gedanke zugrunde, daß es 
zum Wertzuwachs eigentlich immer eines materiellen Prozesses 
oder der materiellen Tatsache eines gewissen Zuwachses von 
Sachgütern bedürfe. Gerade im Handel erfolgt aber kein solcher 
Zuwachs von Sachgütern. Daher wird gesagt, der Handel sei 
unproduktiv. All dieser Streit findet nur dann eine befriedigende 
Lösung, wenn anerkannt wird, daß es einen einheitlichen und 
alles umfassenden ökonomischen Begriff ‚Produktion‘ nicht gibt 
und nicht geben kann... Es muß klar ausgesprochen werden, 
daß die ‚Produktion‘ in den verschiedenen Zweigen der Technik 
vom konkret materiellen Gesichtspunkt ein ganz ver- 
schiedener Prozeß ist. Die ‚Produktion‘ in der Landwirtschaft 
ist durchaus nicht dasselbe wie die ‚Produktion‘ in der Indu- 
strie; und die ‚Produktion‘ im Bergbau oder allgemeiner in 
der extraktiven Industrie ist wiederum etwas sowohl von der 
‚Produktion‘ in der Landwirtschaft als auch von der in 
der (bearbeitenden oder richtiger umarbeitenden) Industrie Ver- 
schiedenes. Der einheitliche ökonomische Begriff Produktion‘ 
ist ein Phantom, dem die ökonomische Wissenschaft vergeblich 
nachjagte und noch nachjagt. Die ganze ökonomische Tätigkeit 
eines jeden wirtschaftenden Subjektes strebt danach, mehr für 
weniger zu erhalten, positive Wertdifferenzen zu 
realisieren « '?). 

»Vom ökonomischen Gesichtspunkt ist der ‚Erwerb‘ 
— wenn man ihn als Realisierung positiver Wertunterschiede 
versteht — der alles beherrschende Grundbegriff... 
Der. ökonomische Prozeß ist immer ein Prozeß des Erwerbs. Die 
Produktion als materieller Prozeß ist für diesen ökonomischen 
Prozeß wesentlich, sie reicht aber nicht für ihn aus und 





12) benda S. 7—14. 
33) Ebenda S. 20—22. 
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fällt nicht mit ihm zusammen«!#). Das ist Struves Ausgangs- 
punkt auch für die Definition des wirtschaftlichen Gutes: 

» Gleichwie nicht der naturalistische Begriff der Produktion, 
sondern der rein ökonomische Begriff des Erwerbs der oberste 
Begriff des ökonomischen Prozesses ist, so kann und muß für 
die einzelnen — entweder im individuellen Bewußtsein fixierten 
oder im menschlichen Verkehr objektivierten — Momente dieses 
Prozesses der oberste Begriff der des ‚Gutes‘ sein, das als ‚Nütz- 
lichkeit‘ oder ‚Dienst‘ zu verstehen ist und nicht der des ‚Pro- 
duktes‘ als ‚Sache‘. Das ist logisch völlig klar: jedes ‚Produkt‘ 
ist der Träger einer ‚Nützlichkeit‘ oder eines ‚Dienstes‘, und 
jedes ‚Produkt‘ (jede ‚Sache‘) wird restlos in Dienste zerlegt, 
und doch ist dieser Satz nicht umkehrbar: nicht jede ‚Nützlich- 
keit‘ und nicht jeder ‚Dienst‘ haftet unzertrennlich an einem 
‚Produkt‘ oder an einer ‚Sache‘ «15). 

Das ist Struves abschließendes Urteil. Wider Erwarten fällt 
es ganz mit der Lehre der subjektiven Schule zusammen; und 
es wird unverständlich, weshalb Struve im Anfang seines Ge- 
dankenganges so stark betont hat, wie wichtig die Frage der 
naturalen und der wertmäßigen Betrachtung der Produktion ist, 
und weshalb er meint, daß das Verhältnis dieser Betrachtungs- 
weisen in seiner ganzen Bedeutung und in seiner ganzen Kompli- 
ziertheit von der modernen Nationalökonomie »nicht hinreichend 
durchdacht ist«. In voller Uebereinstimmung mit der allgemein 
anerkannten Lehre schiebt Struve die materiellen Elemente von 
der ODekonomik weg in das Gebiet der »natürlichen Produktion «. 
Ihm entgeht, wie eng und universal die Abhängigkeit des wert- 
mäßigen Elementes vom naturalen ist: er gibt sie in einigen 
Fällen zu und leugnet sie entschieden in anderen. Er hält es für 
möglich, die wirtschaftliche Erscheinung ausschließlich durch 
wertmäßige Merkmale zu definieren »Erwerb«, » Nützlichkeit «, 
Dienst «), von denen er annimmt, sie seien hinreichend klar und 
erforderten keine weitere Analyse. Daß dem nicht ganz so ist, 
zeigt sich darin, daß Struve selbst schwankt, welche Stelle den 
Einflüssen der natürlichen Formen der Produktion auf die Bil- 
dung der Werte einzuräumen ist 1). Er scheint zu fühlen, daß 
hier noch lange nicht alles klar ist. 


14) Ebenda S. 24—25. 

18) Ebenda S. 34—35. 

19) Vgl. z. B. seine Ausführungen über die Abhängigkeit des Gesamtwertes 
eines Gütervorrates von dessen Größe. Ebenda S. 6—7. 
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Beunruhigung über den Mangel an Klarheit in der Frage 
der Materialität der wirtschaftlichen Güter, die schon vollständig 
erledigt und in die Sammlung der ökonomischen Verirrungen 
aufgenommen schien, zeigen auch einige StelleninL.N. Jurov- 
skijs »Studien zur Preistheorie«, die nach der Untersuchung 
Struves erschienen sind. Jurovskij stellt die Frage nach dem 
Verhältnis von Naturalem und Wertmäßigem in den wirtschaft- 
lichen Erscheinungen mit großer Bestimmtheit. Die Eigenart 
seiner Ansicht besteht darin, daß die quantitative Vergleichbar- 
keit als das Wesen des wirtschaftlichen Wertes unterstrichen 
wird. In Uebereinstimmung mit gewissen neuen Strömungen in 
der theoretischen Nationalökonomie folgert er die Möglichkeit, 
die wirtschaftlichen Güter quantitativ zu vergleichen, aus der 
Meßbarkeit nicht der seelischen Zustände der Menschen, nicht 
der Bedürfnisse, sondern der wirtschaftlichen Güter selbst als 
extensiver Erscheinungen der Außenwelt. »Wir geben Io Pud 
Getreide für 1 Arschin Tuch; das bedeutet nicht, daß wir von 
dem Tuch größere Befriedigung erlangen als von dem Getreide. 
Wir ziehen die eine Befriedigung der anderen vor..., ohne daß 
es möglich wäre, die eine im Vergleich mit der anderen durch 
eine bestimmte Zahl auszudrücken. Aber wenn wir das Getreide 
für das Tuch hingegeben haben, können wir diese beiden Gegen- 
stände messen, das Gewicht des Getreides und die Länge des 
Tuches bestimmen und ein quantitatives Verhältnis erhalten « !?), 
In dieser Tatsache sieht Jurovskij die große Bedeutung, welche 
die Materialität der einen Art der wirtschaftlichen Güter, der 
Sachgüter, für die menschliche Wirtschaft hat. Eben auf dem 
Gebiete der materiellen Kultur bildet sich nach der Meinung 
Jurovskijs jene quantitative Bewertung, ohne die 
es keine Wirtschaft gibt. Mäßen wir die Nützlichkeiten und 
Begierden als unsere Seelenzustände, dann könnte dieser quanti- 
tative Inhalt ebenso leicht aus dem Vergleich immaterieller 
Dienste wie aus dem Vergleich materieller Güter entstehen. Wir 
haben diese Prämisse aber abgelehnt und damit anerkannt, daß 
nur die Meßbarkeit der zu schätzenden Güter und das Rechnen 
mit solchen wirtschaftliche Messungen ermöglicht. Daraus aber 
ergeben sich nun wichtige Folgen. Wenn wir nur die immateriellen 
Dienste von Aerzten, Gelehrten, Musikern, Tänzern, Priestern, 


17) L. N. Jurovskij, Ocerki po teorii ceny. Saratov ıgıg, S.9—ız und 
27—29. 
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Dichtern usw. miteinander vergleichen, so würden wir nie zu 
quantitativen Gegenüberstellungen gelangen, denn diese Objekte 
sind immensurabel und folglich inkommensurabel. Die imma- 
teriellen Dienste würden an sich nicht jenes Urteil über die 
quantitative Bedeutung erzeugen, das wir den wirtschaftlichen 
Wert nennen. Wenn ich zwischen einem Dutzend Aepfel und 
zwei Pfund Nüssen wähle, so nähere ich mich dem wirtschaft- 
lichen Werturteil. Wenn ich schwanke, ob ich die Vorlesung oder 
ein (unentgeltliches) (?) Konzert besuchen soll, so kann daraus 
kein Urteil über Quantität und wirtschaftlichen Wert entstehen. 
Aus dem Gesagten folgt, daß ohne materielle Güter der wirt- 
schaftliche Wert und das Wirtschaften im Sinne eines mit Hilfe 
der Rechnung rationalisierten Prozesses nicht entstehen kann. 
Und erst, wenn wir einen Dienst gegen Entgelt erwerben und 
zwischen ihm und Sachgütern wählen, wird er meßbar und in 
den Wirtschaftsverkehr einbezogen«. Entstehen kann die Wert- 
messung nur beim Vergleich von materiellen Gütern und bei der 
Wahl zwischen ihnen. Aber die materiellen Güter werden dann 
mit immateriellen Diensten verglichen und auf diese wird die 
von jenen entlehnte quantitative Vorstellung übertragen. Noch 
ein Schritt weiter und die immateriellen Dienste werden quanti- 
tativ untereinander vergleichbar und von da an besteht gar kein 
Grund mehr, sie nicht in den Kreis des Wirtschaftens ein- 
zuschließen, soweit sie wirklich einer Messung unterzogen werden. 
Wo es Geld gibt, wo die Messung der Güter in der Form des 
Preises erfolgt, wird jeder Unterschied in der Bewertung von 
Materiellem und Immateriellem verwischt. Es fällt uns gar nicht 
ein, eine ganze Reihe von Organisationen, dieim materielle 
Dienste anbieten, nicht für wirtschaftliche Unternehmungen zu 
halten 18), Da somit die immateriellen Güter als Güter besonderer 
Art, bei denen die Wertausdrücke nur mittelbar, auf dem Wege 
über die materiellen Güter, erreicht werden, anerkannt sind, so 
schwankt Jurovskij, welche Stelle ihnen dann im Kreise der 
wirtschaftlichen Erscheinungen und im System der politischen 
ODekonomie anzuweisen ist. Er will sie nicht aus diesem Kreis 
und aus diesem System ausschließen, beeilt sich aber, den Vor- 
behalt zu machen, daß die Nationalökonomie aus praktischen 
Rücksichten auf das, was im gesellschaftlichen Leben wichtig 
ist, sich vorwiegend mit der Welt der materiellen Kultur 


19 Ebenda S. 37—40. 
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beschäftigt hat und beschäftigt. Die Nationalökonomie »ist als 
Wissenschaft von dieser Welt entstanden, das ist sie weithin 
geblieben und das wird sie auch künftig bleiben, wenn sich nicht 
der ganze Charakter des menschlichen Daseins ändert «. 

Was wird nun aber aus dem Merkmal der Materialität, das 
einerseits doch zur Charakteristik der ökonomischen Erschei- 
nungen sehr wichtig scheint, andererseits aber bei einigen von 
ihnen fehlt (wenngleich es auch hier das ökonomische Wesen 
bestimmt)? Jurovskij löst diese Schwierigkeit, indem er dieses 
Merkmal aus der allgemeinen Definition der politischen Oekonomie 
ausschließt. Gleich nach den oben zitierten Sätzen fährt er fort: 
» Und nichtsdestoweniger darf das Merkmal der Materialität nicht 
in die Definition aufgenommen werden. Der Lehrer der National- 
ökonomie kann und soll darauf hinweisen, daß vom wirtschaftlich- 
wertmäßigen Standpunkt aus nicht alle Erscheinungen des sozialen 
Lebens gleichmäßig untersucht werden, sondern hauptsächlich 
die Erscheinungen des materiellen Lebens. Aber hier ist der Vor- 
behalt zu machen, daß dies kein konstitutives Merkmal der Defi- 
nition ist « 1°). 

Der Ausweg scheint gefunden, aber er läßt den Autor in 
der früheren Unsicherheit, was klar aus seinen Einschränkungen 
und Erläuterungen hervorgeht. Anders konnte es auch nicht 
sein, denn Jurovskij hat in seinem Gedankengang denselben 
methodologischen Fehler begangen wie alle, die diese Frage 
behandelt haben. Alle Kritiker Adam Smiths haben sich selt- 
samerweise in der Frage des Begriffes der immateriellen Güter 
eigentlich mit der Smithschen Abgrenzung begnügt, ohne eine 
tiefere Analyse zu versuchen, was sich nur daraus erklären läßt, 
daß eine Unklarheit in dieser Frage nur wenig Einfluß auf die 
weiteren ökonomischen Gedankengänge hat. Es ist, als ob alle 
aufs Wort geglaubt haben, daß es in der menschlichen Wirt- 
schaft materielle und immaterielle Güter gibt, und alle haben 
ihre Bemühung nur darauf gerichtet, den Beweis für die Zu- 
gehörigkeit der immateriellen Güter zu dem Forschungsgebiet 
der Nationalökonomie zu führen und den Platz, der ihnen im 
Gesamtsystem der ökonomischen Erscheinungen zukommt, auf- 
zufinden. 

Man muß vom entgegengesetzten Ende aus anfangen und 
geradezu die Frage stellen: was sind denn diese sogenannten 


1%) ]ibenda 5.42: 
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immateriellen Güter, worin besteht ihre Eigenart gegenüber den 
materiellen Gütern und wie beeinflußt diese Eigenart die wirt- 
schaftlichen Vorgänge, an denen sie beteiligt sind. 

Fassen wir zunächst die Bewegung der wirtschaftlichen Er- 
scheinungen selbst ins Auge. Mit ein wenig Aufmerksamkeit 
sehen wir, daß in allen einigermaßen komplizierten wirtschaft- 
lichen Prozessen materielle und sogenannte immaterielle Güter 
unzertrennlich miteinander verschmolzen sind, und daß die 
Arbeitsformen selbst, welche die materiellen und die immateriellen 
Güter schaffen, sich oft als ganz dieselben erweisen. In seiner 
bekannten Schilderung der Vielgestaltigkeit der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung 2°) nennt Smith unter den verschiedenen Arbeits- 
leistungen auch die Leistungen der Kaufleute, die er für ebenso 
produktiv hält wie die Arbeit des Handwerkers oder Manufaktur- 
arbeiters, weil auch sie sich in einem »besonderen Gegenstande «, 
in einer »verkäuflichen Ware« verfestigen ?!). Indem Smith die 
Arbeit des Händlers als eine produktive von der des Dieners als 
einer unproduktiven unterschied, führte er seinen Gedankengang 
nicht bis zu seinem logischen Ende fort. Er vergaß die Tatsache, 
die er doch selbst zugegeben hatte, daß der wirtschaftliche Prozeß 
erst zu Ende ist, wenn das Produkt in die Verfügung des letzten 
Verbrauchers übergegangen ist und daß folglich alles, was zur 
Erreichung dieses Endziels dient, sich in gleicher Weise mit dem 
Produkt verbinden, d. h. in gleicher Weise produktive Arbeit 
sein muß 22). Den Handel hält Smith für produktiv, weil er den 
Käufer in den Besitz von Konsumtionsgütern in Sachform setzt, 
Z. B. von Salz, das er zur Speise verwenden kann und das er 
nicht verwenden könnte, wenn nicht der Händler es an ihn heran- 
gebracht und ihm die reale Möglichkeit verschafft hätte, sein 
Bedürfnis nach Salz zu befriedigen. Wenn aber jemand, der in 
der Geschäftszeit beruflich beschäftigt ist, Dienstboten anstellt, 
die für ihn Salz und andere Verbrauchsgegenstände einkaufen, 
so bezahlt er in ihrem Lohn Dienste von ganz derselben Art, 
wie die des Händlers sind. Er könnte kein Salz essen, wenn nicht 
sein Dienstmädchen es beim Händler eingekauft, es ihm ins 
Haus gebracht und auf den Mittagstisch gestellt hätte. Die Ar- 
beit des Dienstmädchens hat sich nicht mehr und nicht weniger 


30) Wealth of Nations I, S. 13. 
21) Ebenda II, S. 172—173. 
23) Ebenda ], S. 32; II, S. 176. 
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als die des Händlers in einer »verkäuflichen Ware« oder einem 
»besonderen Gegenstande« verkörpert. Beide sind nur dazu tätig 
gewesen, das Salz an den Ort seines letzten Verbrauches, seines 
Verzehrs zu bringen. Und ganz gleiche Arbeiten — nur an noch 
entfernteren Gliedern der wirtschaftlichen Kette — verrichten 
die verschiedenen Arbeiter, die das Salz vom Fundort an den 
Verbrauchsort bringen, und noch vor ihnen die, welche es ver- 
packen, und noch früher die, welche das Salz am Fundort selbst 
aufhäufen. Wie kompliziert auch die Formen der Produktion in 
Prozessen,. denen niemand die Materialität und Produktivität 
abspricht, sein mögen, immer gibt es viele solche Arbeiten, die 
gar nichts an der physikalischen Beschaffenheit der Sachen 
ändern, sondern sie nur von einem Ort zum anderen bringen. 
Also läßt sich hier gar keine Grenzlinie ziehen, und es bleibt nichts 
übrig, als alle Arbeiten, die dem Verbrauchsgegenstand an sein 
Endziel gelangen helfen, in gleichem Maße als produktiv und in 
gleichem Maße als materiell anzuerkennen, denn alle verbinden 
sich letztlich fest mit dem WVerbrauchsgut, das eine gewisse 
materielle Substanz hat und einen »besonderen Gegenstand, 
eine »verkäufliche Ware« darstellt. 

Wie aber steht es nun mit denjenigen Arbeiten, die sich in 
keinem besonderen Gegenstande verkörpern, z. B. mit der Arbeit 
des Sängers oder des Musikers, dessen Dienste wirklich sim 
Augenblick ihrer Leistung unterzugehen « scheinen ? 

Fassen wir die Arbeiten dieser Art näher ins Auge. Der 
Musiker entlockt seinem Instrument bestimmte Töne, d.h. er er- 
zeugt eine gewisse Menge von Schallwellen, die auf das Gehör 
der Konzertbesucher wirken und ihnen einen gewissen Genuß ver- 
schaffen. Diese Schallwellen sind nicht psychische, sondern phy- 
sische Energie und in dieser Hinsicht nicht weniger materiell als 
die Getränke und Früchte, welche dieselben Konzertbesucher in 
den Pausen konsumieren. Freilich erfolgt ihr Konsum in einer 
anderen Form, aber er bleibt ebenso Konsum wie das Verzehren 
von Speise. Das »attische« Salz, das der Humorist von der 
Estrade verschüttet, ist nicht weniger materiell als das Salz, das 
zum Mittagessen gereicht wird. Der Gebrauch der materiellen 
Verkörperung »immaterieller« Arbeit unterscheidet sich in nichts 
von dem unmittelbaren Gebrauch der letzteren. Der Mensch 
kann ein Bild als materielle Verkörperung der künstlerischen 
Arbeit kaufen, aber konsumieren kann er dieses Bild nur, indem 
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er es ansieht, d. h. indem er von ihm eine gewisse physische Ein- 
wirkung auf den Gesichtssinn empfängt, ganz genau so wie man 
die Arbeit des Musikers konsumiert, indem man sein Spiel auf 
den Gehörsinn wirken läßt. Wenn jemand anstatt ein Bild zu 
kaufen das Eintrittsgeld für den Besuch einer Ausstellung, d.h. 
für das Recht, eine gewisse Zeitlang das Bild anzusehen, bezahlt, 
so ändert sich die Art, wie er das Bild konsumiert, nicht ihrem 
Wesen nach, sondern nur der Länge und der Form nach (er be- 
trachtet das Bild zusammen mit anderen Personen, die dasselbe 
Recht haben). Der Konsum eines Bildes in Form seiner Besichti- 
gung auf einer Ausstellung ist nicht weniger materiell als der 
Konsum eines gekauften Bildes: in dem einen wie in dem anderen 
Falle muß das Bild durch physische Einwirkung auf die Augen 
aufgenommen werden und Material zur Befriedigung des künst- 
lerischen Gefühles liefern. Ganz dasselbe läßt sich von Vor- 
lesungen, Uebungen im Laboratorium und den anderen Arten 
bezahlter Arbeit sagen, die nicht in grob greifbaren Gegenständen 
wie Büchern, fertigen Präparaten u. ä. vergegenständlicht werden. 
Der Mensch kann nur durch seine Sinne etwas in den Kreis seines 
Verbrauches einführen, d.h. nur durch eine physische Ein- 
wirkung, und in diesem Sinne sind alle wirtschaftlichen 
Güter materiell #). Der Irrtum Smiths bestand nicht darin, 
daß er die Materialität der wirtschaftlichen Güter unterstrich, 
sondern darin, daß er die Universalität des materiellen Elementes 
in der menschlichen Wirtschaft nicht bemerkte und ganz willkür- 
lich, nach einem zufälligen Merkmal aus dem Kreis der wirt- 
schaftlichen Erscheinungen im wesentlichen gleichartige Gegen- 
stände ausschloß. 

Auf einem Mißverständnis beruht auch die Unterscheidung 
zwischen materiellen und immateriellen Gütern nach dem Merk- 
mal der räumlichen Ausdehnung, wonach die materiellen Güter 
räumlich meßbar, die immateriellen dagegen räumlich unmeßbar 
sein sollen. Natürlich ist ein musikalischer oder ein anderer 
künstlerischer Gedanke räumlich nicht meßbar, aber ein solcher 
Gedanke wird auch nicht an sich gekauft und verkauft. Erworben 


ent 


22) Genauer gesagt: alle wirtschaftlichen Güter sind physisch, d.h. haben 
die Form physischer Materie oder physischer Energie; da aber in der modernen 
Physik die Grenzen zwischen den Begriffen Materie und Energie unbestimmt 
sind, so kann man den üblichen Ausdruck » materielle benutzen und mit ihm 
das Vorhandensein sowohl von physischer Materie als auch von physischer 
Energie bezeichnen. 

38* 
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wird gerade seine materielle Verkörperung — in den Tönen des 
musikalischen Instrumentes, in den gedruckten Noten, in den 
Worten des Vortragskünstlers, in dem Manuskript des Dichters 
usw. Diese materiellen Verkörperungen sind aber räumlich aus- 
gedehnt und erlauben eine Messung. Allerdings stößt eine solche 
Messung auf praktische Schwierigkeiten; an ihrer Stelle berechnet 
man deshalb entweder die Menge der » Produkte« dieser Arbeit 
oder deren Dauer. Die Arbeit des Musikers könnte man wahr- 
scheinlich nach der Zahl, der Länge und der Amplitude der von 
ihm hervorgerufenen Schallwellen bezahlen, aber es ist praktisch 
bequemer, ihn für die Darbietung einer Gruppe von Musikwerken 
an einem Abend oder Morgen oder für ein » Auftreten« oder nach 
den Stunden, die er spielt, zu bezahlen. Einen Vortrag könnte 
man nach der Zahl der in ihm ausgesprochenen Worte bezahlen, 
aber es ist praktisch bequemer, ihn nach der Dauer zu bezahlen 
(Bezahlung nach der Stundenzahl). Der Vortragende kann seinen 
Vortrag drucken und sich sein Honorar nach der Zahl der Druck- 
bogen berechnen lassen, und diese Messung seines » Produktes« 
wird dem Wesen nach nicht von der vorher genannten ver- 
schieden sein. Die Unbequemlichkeit der räumlichen Messung 
und ihr Ersatz durch die Messung nach der »Stückzahl« des 
Produktes oder nach der Arbeitszeit bilden keine Besonderheiten 
der »immateriellen« Dienste, sondern lassen sich auch überall 
bei Diensten beobachten, die von allen als Produktion materieller 
Sachen anerkannt sind. Die Arbeit eines Packers könnte man 
nach der Zahl und der Kraft der Arbeitsbewegungen bezahlen, 
aber es ist bequemer, ihm nach der Zahl der verpackten Produkt- 
einheiten oder, wenn die verpackten Gegenstände verschieden- 
artig sind, nach der Arbeitszeit zu bezahlen. 

Also ist zuzugeben, daß die sogenannten immateriellen Güter 
auch meßbar sind, und zwar nicht nur indirekt durch die wert- 
mäßige Messung, sondern auch unmittelbar, nach ihrem mate- 
riellen Substrat, so daß man sie miteinander oder mit Sachgütern 
unmittelbar vergleichen kann, ganz ebenso wie das bei Sach- 
gütern möglich ist. Wenn jemand einen Vortrag von 6000 Wörtern 
hält, dafür 60 Rubel Honorar bekommt und davon 3 Rubel zum 
Kauf von 6000 Nägeln verwendet, die er zum Umzug in eine 
neue Wohnung braucht, so ist zwischen dem Vortrag und den 
Nägeln ein unmittelbares quantitatives Verhältnis hergestellt. 
Die Wörter des Vortragenden werden gegen Nägel im Verhältnis 


Ueber das Naturale u. das Wertmäßige in den wirtschaftl. Erscheinungen. 597 


von 1:20 ausgetauscht, und wenn es kein geldliches Maß gäbe, 
so würde ein quantitatives Verhältnis zwischen den Wörtern und 
den Nägeln unmittelbar ganz ebenso wie zwischen Nägeln und 
Zucker, Aepfeln usw. hergestellt werden können, 

Gibt man den universalen Charakter der Materialität der 
wirtschaftlichen Güter zu, so erhebt sich eine andere Frage, welche 
die Kritiker Smiths nicht stellen konnten, da sie nur darauf be- 
dacht waren, die sogenannten immateriellen Güter in den Kreis 
der wirtschaftlichen Erscheinungen einzubeziehen. Das ist die 
Frage, weshalb die wirtschaftlichen Güter überhaupt immer 
materiell sein müssen. 

Die Antwort liegt schon in der allgemein anerkannten Gegen- 
überstellung von wirtschaftlichen und von kostenlosen oder 
vfreien« Gütern. Die Welt der wirtschaftlichen Erscheinungen 
ist die Welt der Abhängigkeit, der Beschränkung, der Unfreiheit. 
Wir geben keine erschöpfende Charakteristik, wenn wir sagen, 
daß die wirtschaftlichen Güter im Verhältnis zu den Bedürfnissen 
in der Menge beschränkt sind, die freien Güter aber unbeschränkt. 
Um ein wirtschaftliches Gut zu werden, muß ein Gut nicht nur 
in der Menge beschränkt sein, sondern auch die Fähigkeit be- 
sitzen, ausschließliches Eigentum eines Einzelnen, einer Gruppe, 
einer Öffentlichen Körperschaft zu werden. 

Es muß in dem Maße, in welchem jemand seinen Konsum 
begehren kann, erfaßbar und »appropriabel« sein, die Möglich- 
keit bieten, in die ausschließliche Verfügungsgewalt einer Person 
überführt zu werden. Niemand wird sich bereit finden, für einen 
Gegenstand, der diese Möglichkeit nicht bietet, etwas wirtschaft- 
lich Wertvolles hinzugeben und ihn in der isolierten Wirtschaft 
sparsam und pfleglich zu behandeln. Ein Straßensänger mag 
Almosen von den Vorübergehenden bekommen, aber er hat nicht 
die Macht, sie zu zwingen, ihn zu bezahlen. Ein Sänger dagegen, 
der in einem Saal oder in sonst einem geschlossenen Raume, zu 
welchem der Zutritt nicht frei ist, ein Konzert gibt, kann von 
seinen Zuhörern Geld nehmen, denn wer ihn zu hören wünscht, 
kann sich die Möglichkeit dazu nicht anders verschaffen. Wenn er 
für einen Platz im Konzertsaale bezahlt, so erwirbt er das Recht 
mit allen anderen, die das entsprechende Recht erworben haben, 
den Sänger von dem Platz aus zu hören. Die Möglichkeit, ein 
solches Recht zu erwerben, besteht deswegen, weil die Leistung 
des bezahlten Dienstes materiellen Charakter hat, weil die Schall- 
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wellen nur einen beschränkten Raum erfüllen. Könnte man die 
Stimme des Sängers in gleicher Weise auch außerhalb der Wände 
des Konzertsaales hören, so hätte es niemand nötig, für das 
Recht zuzuhören, zu bezahlen. Aber sic kann in bestimmte 
Räumlichkeiten eingeschlossen werden, wo nur Personen, die 
Eintrittskarten gekauft haben, sie hören können (jedenfalls so 
hören, wie man sie zu hören wünscht). Einen musikalischen 
Gedanken kann man nicht in einen bestimmten Raum und 
eine bestimmte Zeit einschließen, aber seine Verkörperung in 
der Stimme des Sängers oder in den Tönen der Musikinstru- 
mente kann man sehr leicht dem allgemeinen Konsum entziehen 
und denen vorbehalten, die dafür bezahlen wollen und können. 
In gleicher Weise kann der Rat des Arztes nur deshalb bezahlt 
werden, weil die Möglichkeit, ärztliche Hilfe in der für den 
Patienten wünschenswerten Form zu gebrauchen, begrenzt wer- 
den kann. Wenn die ärztliche Hilfe allen zugänglich wäre, so 
würde niemand die Dienste des Arztes bezahlen. Aber der Arzt 
empfängt den Patienten allein, untersucht seinen Körper, be- 
{ragt ihn über die Krankheitssymptome, seinen allgemeinen Zu- 
stand, seine Lebensweise, seine erbliche Belastung usw., und gibt 
ihm seine Ratschläge und Anweisungen unter vier Augen; mit 
anderen Worten, er widmet sich eine gewisse Zeit lang einem 
bestimmten Patienten, der für diese Zeit ein ausschlieBliches 
Recht darauf erwirbt. Darin liegt der materielle Charakter der 
ärztlichen Dienste, und dieser macht sie zusammen mit der Be- 
schränktheit des Angebotes daran zu wirtschaftlichen Gütern. 

Hieraus entspringt der enge Zusammenhang zwischen Wirt- 
schaft und Recht. Wirtschaft ohne Recht ist nicht denkbar. Die 
Rechtsformen sind hier gleichgültig, wichtig ist nur, daß das 
Recht die ausschließliche Verfügungsgewalt über die Güter 
gewährleiste. Wo diese Garantie nicht besteht, gibt es keine 
Wirtschaft. An diese Stelle tritt dann der paradiesische Zustand, 
wo alles allen gleich zugänglich ist, oder die Anarchie, wo die im 
Verhältnis zu den Bedürfnissen aller beschränkten Güter nicht 
im wirtschaftlichen Verkehr, sondern durch einfache Wegnahme 
und Plünderung der Schwächeren durch die Stärkeren erworben 
werden. Deshalb sind gewisse Rechtselemente organisch mit 
der Wirtschaft verbunden. Dieser Zusammenhang zwischen Recht 
und Wirtschaft ist nicht in dem Sinne Rodbertus’ zu verstehen, 
d. h. nicht so, daß man die Wirtschaft entweder rein ökonomisch 
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oder historisch-rechtlich ansehen könne. Vielmehr enthält die 
rein ökonomische Betrachtungsweise der Wirtschaft schon ein 
gewisses rechtliches Element. Der Grundbegriff der ökonomischen 
Theorie, der Begriff des wirtschaftlichen Gutes, enthält, in welcher 
historischen Verumständung wir auch die wirtschaftlichen Er- 
scheinungen betrachten mögen, als wesentliches Merkmal die 
Möglichkeit der ausschließlichen Verfügungsgewalt, ohne die es 
weder wirtschaftliche Güter noch Wirtschaft geben kann. 

Daß es zwischen Wirtschaft und Recht ein unzerreißbares 
Band gibt, ist seit langem in der ökonomischen Wissenschaft 
anerkannt. Man pflegt es aber nicht in die Definition des wirt- 
schaftlichen Gutes selbst mitaufzunehmen. Sogar Stammler, 
der dieser Frage eine umfangreiche Monographie gewidmet hat 
und die wesentliche Bedeutung dieses Zusammenhanges betont, 
vergißt, daß dieser schon in der Natur des wirtschaftlichen Gutes 
wurzelt und führt als Beispiele nur kompliziertere ökonomisch- 
soziale Verhältnisse an 2%). 

Die wirtschaftlichen Güter müssen also ihrem Wesen nach 
physisch, natural, materiell sein, denn nur die materielle Hülle 
verleiht ihnen die Fähigkeit, Gegenstand des ausschließlichen 
Konsums einer Person zu werden. Die Welt der wirtschaftlichen 
Güter ist die reale, irdische, euklidische Welt, die Welt der be- 
grenzten und meßbaren Erscheinungen, der abgewogenen und 
abgezählten Möglichkeiten, wo alles physisch greifbar, faßbar 
ist und Gegenstand ausschließlichen Besitzes werden kann. 

Dieser naturale oder materielle Aspekt der wirtschaftlichen 
Güter ist notwendigerweise und immer die Bedingung ihres wert- 


u) „Wer... die soziale Wirtschaft selbst, als verbundenes Zusammen- 
wirken, zum unmittelbaren Gegenstande seiner wissenschaftlichen Untersuchung 
machen will, kann keinen einzigen sozialwissenschaftlichen Satz aufstellen und 
als begründet dartun, der nicht eine bestimmte Regelung des sozialen 
Lebens zur bedingenden Voraussetzung hätte. Jede Erörterung der Grundrente, 
des Arbeitslohnes, des Kapitalzinses oder des Unternehmergewinnes ist von dem 
Bestehen einer konkreten Rechtsordnung ebenso abhängig wie alle Lehren über 
Geld, Kredit, Preisbildung oder irgendein sonstiges Kapitel nationalökonomischer 
Forschung... Die menschliche Gesellschaft führt nicht ein besonderes wirt- 
schaftliches Leben und ein davon getrenntes rechtliches Dasein... ., alles gesell- 
schaftliche Wirtschaftsleben (ist) notgedrungen ein äußerlich geregeltes 
Zusammenwirken... Indem sie (die Nationalökonomie) der Jurisprudenz die 
Darlegung der regelnden Form des sozialen Lebens in abstrakter Absonderung 
überläßt, verbleibt als ihr eigener Gegenstand wissenschaftlicher Durchforschung 
die konkrete Ausführung eines geregelten Zusammen- 
wirkens.e Rudolf Stammler, Wirtschaft und Recht nach der materialistischen 

Geschichtsauffassung. Leipzig 1896, S. 189, 195 und 196. 
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mäßigen Aspektes, der sich sonst nicht bilden würde. Wenn die 
Formierung des wirtschaftlichen Gutes durch den Preis sich voll- 
enden soll, so muß es zunächst in eine physische (materielle) 
Form gekleidet sein, welche die Möglichkeit der ausschließlichen 
Verfügung bietet. Nur wenn man den ausschließlichen Besitz 
einer Sache, sei es auch nur eines gewissen Teiles davon oder in 
einer gewissen Erscheinungsform oder auf eine gewisse Zeit er- 
wirbt, erscheint es vorteilhaft, für sie einen gewissen Preis zu 
geben, sie gegen ein anderes wirtschaftliches Gut auszutauschen. 

Walras hält das Merkmal der Seltenheit, das seiner- 
seits die Merkmale der Nützlichkeit und der Knappheit ein- 
schließt, zur Bestimmung der wirtschaftlichen Güter für aus- 
reichend. Die Appropriabilität ergibt sich bei Walras 
aus der Seltenheit, und diese hat noch 'zwei weitere Folgen: 
infolge ihrer Seltenheit sind die wirtschaftlichen Güter: 2. auch 
Gegenstände des Tauschwertes und des Tauschverkehrs 
(valables et Echangeables) und 3. wirtschaftlich erzeugbar oder 
vermehrbar (industriellement productibles ou multipliables) ®). 
Diese logische Reihe scheint uns nicht straff genug. Das Merkmal 
der wirtschaftlichen Produzierbarkeit hat keinen allgemeinen 
Charakter, denn es fehlt bei den Gütern, die absolut selten und 
daher überhaupt nicht reproduzierbar sind. Die Bewertbarkeit 
und Austauschbarkeit der Güter folgt nicht aus ihrer bloßen 
Seltenheit, erforderlich ist auch die Appropriabilität. Was aber 
die Frage angeht, ob diese sich aus der Materialität der wirt- 
schaftlichen Güter ergibt, so äußert sich Walras darüber weder 
im positiven noch im negativen Sinne und folgt der allgemein 
anerkannten Lehre, indem er den »sozialen Reichtum« als » In- 
begriff materieller und immaterieller Gegenstände« von den auf- 
gezählten Eigenschaften definiert. 

Marshall nimmt ebenfalls das Merkmal der Aneigenbarkeit 
in die (gewöhnlich weniger scharfe) Charakteristik der wirtschaft- 
lichen Güter auf. Der Reichtum des Einzelnen umfaßt nach ihm 
zwei Klassen von Gütern: I.»Diejenigen materiellen Güter, an 
denen er (durch Gesetz oder Sitte) Privateigentum hat und welche 
daher übertragbar und tauschfähig sind «, und 2.xdie immateriellen 
äußeren Güter, welche dem Besitzer unmittelbar zur Erwerbung 
materieller Güter dienen« Deutlicher bestimmt Marshall den 


25) Léon Walras, Eléments d'économie 'politique pure. ième éd., Lausanne 
1900, S. 21—25. 
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Begriff der wirtschaftlichen Güter in der beigegebenen Begrün- 
dung: Diese Anwendung des Wortes Reichtum umfaßt alle im 
Verhältnis zum Menschen äußeren Dinge, die 1. ihm und nicht 
in gleicher Weise (equally) seinen Nachbarn gehören und daher 
entschieden sein sind und die 2. die Möglichkeit einer unmittel- 
baren Messung mit Geld bieten — einer Messung, die einerseits 
die Anstrengungen und Opfer, durch die sie ins Dasein gerufen 
sind, und andererseits die Bedürfnisse, die durch sie befriedigt 
werden, ausdrückt 2°). Wie man sieht, stellt Marshall nicht die 
Frage, ob der Materialität der wirtschaftlichen Güter universaler 
Charakter zukomme, sondern übernimmt die übliche Zweiteilung. 

Aus dem bisher Gesagten folgt, daß die Definition des wirt- 
schaftlichen Gutes auf zweierlei Weise konstruiert werden kann: 
entweder kurz: sein wirtschaftliches Gut ist ein 
wirtschaftlich wertvolles Bedürfnis befriedi- 
gungsmittel« oder ausführlich: sein wirtschaft- 
liches Gut ist ein materielles (oder physisches) 
appropriables Mittelzur Befriedigung von Be- 
dürfnissen, das im Verhältnis zu letzteren 
knapp ist.« Schlösse der Begriff des Wirtschaftlich-Wert- 
vollen die anderen drei Merkmale (Materialität, Appropriabilität 
und Seltenheit) ein, so könnte man sich mit der kurzen Definition 
begnügen. Da aber hierüber keine Einstimmigkeit besteht, so 
läßt sich die zweite, längere Definition nicht entbehren. 

Von der Charakteristik des wertmäßigen und des naturalen 
Elementes in den wirtschaftlichen Gütern kann man zu einem 
anderen Problem fortschreiten und nach der verhältnismäßigen 
Bedeutung dieser beiden Elemente in der menschlichen Wirt- 
schaft fragen. Da die vorliegende Studie keine erschöpfende Er- 
örterung dieser Verhältnisse gestattet, so beschränke ich mich 
auf einige kurze Bemerkungen. 

Die Schwierigkeit dieses Problems liegt in folgendem: Zwar 
ist das naturale Element Vorbedingung des wertmäßigen, zwar be- 
steht zwischen beiden ein organischer, unzerreißbarer Zusammen- 
hang, aber sie sprechen von der wirtschaftlichen Lage sowohl 
einzelner Personen als auch einer ganzen Gesellschaft in ver- 
schiedenen Sprachen. Das, was das eine sagt, erlaubt noch keinen 


%) A. Marshall, Principles of economics, 6th edition, London 1910, 
S. 56—57; vgl. die deutsche Uebersetzung von H. Ephraim und A. Salz, Hand- 
buch der Volkswirtschaftslehre, S. 104. 
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Schluß auf die Rede des anderen, und deshalb muß man gleich- 
zeitig auf beide lauschen. Sie wiederholen nicht, sondern er- 
gänzen einander. Will man die wirtschaftlichen Erscheinungen 
richtig schildern, so muß man nicht nur in Werteinheiten, sondern 
auch in Naturaleinheiten rechnen. Die neuere Tendenz in der 
theoretischen Nationalökonomie, die den wertmäßigen Aspekt 
der wirtschaftlichen Erscheinungen in den Vordergrund schob, 
drohte die Bedeutung des materiellen Substrates der wirtschaft- 
lichen Güter, in welchem doch vom Standpunkt der mensch- 
lichen Bedürfnisse ihre letzte und höchste Rechtfertigung liegt, 
zu verwischen und zunichte zu machen. Der Mensch konsumiert 
Produkte, nicht Werte. 


Der Wert der wirtschaftlichen Güter ist nur das Ergebnis einer 
traurigen Notwendigkeit, der Unvollkommenheit der materiellen 
Welt vom Standpunkt des darin lebenden Menschen, der kos- 
mischen Verhältnisse, in denen die Menschheit genötigt ist zu leben 
und zu handeln. Der Wert der wirtschaftlichen Güter ist die Folge 
davon, daß die Menschen bei der Knappheit des Gütervorrates 
»sich nach der Decke strecken «, sich der Kargheit der verfügbaren 
Bedürfnisbefriedigungsmittel anpassen und diese in das bei den 
gegebenen Verhältnissen zweckmäßigste Verhältnis zueinander 
setzen müssen. Diesen Sinn des Wertes hat schon Gossenin 
seinem Maximalgesetz ausgedrückt, nach welchem der Mensch 
ein Größtes von Lebensgenuß erlangt, wenn er seine Mittel 
derart auf die verschiedenen Genüsse verteilt, daß bei jedem 
einzelnen Genuß das letzte darauf verwendete Teilchen den 
gleich großen Genuß gewährt. 


An diesem Gesetz läßt sich auch der Unterschied klarmachen, 
der zwischen der Schilderung einer wirtschaftlichen Lage von der 
naturalen und von der Wertseite her besteht. In der Formulierung 
Walras’ lautet das Gesetz: »Wenn zwei Waren auf dem Markte 
gegeben sind, so hat die maximale Bedürfnisbefriedigung oder 
das Maximum des effektiven Nutzens für jeden Warenbesitzer 
statt, wenn der Quotient der Intensitäten der letzten befriedigten 
Bedürfnisse oder der Quotient der Seltenheiten ?”) gleich dem 
Preis ist. Solange diese Gleichheit nicht erreicht ist, ist es für den 


2) Den Ausdruck Seltenheit (rareté) gebraucht Walras anstatt der ‘üb- 
lichen Bezeichnung »Grenznutzen« um die Intensität des letzten Bedürfnisses, 
das durch die verbrauchte Warenmenge befriedigt wird, zu be- 
zeichnen. » Elements d'économie politique puree, S. 76. 
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Tauschenden vorteilhaft, Ware, deren Seltenheit kleiner als das 
Produkt aus ihrem Preis und der Seltenheit einer anderen Ware 
ist, zu verkaufen, um von dieser anderen Ware zu kaufen, deren 
Seltenheit größer als das Produkt aus ihrem Preis und der Selten- 
heit der ersteren ist « 28). 

Mit anderen Worten: bei der Beschränktheit der Bedürfnis- 
befriedigungsmittel ergibt sich das Wertelement aus dem Ver- 
hältnis der Teile der Gesamtmasse der konsumierten Güter zu 
den entsprechenden Wünschen in der Gesellschaft. Herrscht freie 
Konkurrenz, so verschwindet die Uebersättigung der Bedürfnisse 
nach den einen Gütern und die unzureichende Befriedigung an 
anderen schnell, weil bei den ersteren der Preis und dann die 
Produktion sinkt und weil bei den anderen der Preis und dann 
die Produktion steigt, was zu einem neuen Gleichgewichts- 
zustande auf dem Markt führt, bei dem der Gesamtvorrat an 
wirtschaftlichen Gütern seiner Zusammensetzung nach den Be- 
dürfnissen entspricht, die in der betreffenden Gesellschaft be- 
stehen. Wie wir uns auch zu der komplizierten und sehr um- 
strittenen Frage der Meßbarkeit der menschlichen Bedürfnisse 
stellen mögen ??), das Gesetz des Maximums der Bedürfnis- 
befriedigung können wir annehmen in dem Sinne der Herstellung 
des Gleichgewichtes auf dem Markte entsprechend den Wünschen 
der Konsumenten und dem auf diesen beruhenden Vorziehen des 
einen Gutes vor dem andern. Der Ausdruck » Befriedigung« hat 
hier auch eine sehr relative Bedeutung; er bedeutet nämlich 
Befriedigung entsprechend dem Begehren der Konsumenten nach 
dem einen Gute verglichen mit ihrem Begehren nach anderen 
Gütern. Er weist auf die Anpassung der Konsumenten an die Ver- 
hältnisse auf dem Markte hin, welche zu der für sie unter diesen 
Verhältnissen zweckmäßigsten Zusammensetzung ihres Konsums 
führt. 

Wie weit aber die Bedürfnisse des Konsumenten befriedigt 
werden, läßt sich auf Grund dieser relativen Größen nicht sagen. 
Dazu muß man die naturalen Größen der verbrauchten Gegen- 
stände kennen. Wenn die Konsumenten in einer Gesellschaft 
täglich für 1o Kopeken Brot kauften, nach einer Mißernte aber 
15 Kopeken für Brot ausgeben und ihre Ausgaben für andere 


Produkte entsprechend verändern, so läßt sich vom Standpunkte 


29) Ebenda S. 82. 
2», Persönlich sind wir der Meinung, daß die Bedürfnisse unmeßbar sind. 
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des »Maximums der Bedürfnisbefriedigung«, vorausgesetzt daß 
in den beiden Fällen der Markt bei den angegebenen Preisen im 
Gleichgewicht war, über diese Gesellschaft nicht mehr sagen, 
als daß das Maximum der Bedürfnisbefriedigung in beiden Fällen 
erreicht war. Erst wenn wir erfahren, daß die Konsumenten 
früher täglich für Io Kopeken 2 Pfund Brot kauften, heute aber 
für 15 Kopeken Ir Pfund erwerben, können wir den früheren 
und den heutigen Grad der Befriedigung des Bedürfnisses der 
betreffenden Gesellschaft nach Brot vergleichen. Allerdings kön- 
nen wir diese Befriedigung nicht mehr in ökonomischen Aus- 
drücken beurteilen, sondern müssen zu physiologischen (und je 
nach dem Ziel der Konsumtion zu ästhetischen, intellektuellen 
und anderen) greifen und scheinbar die Grenzen der National- 
ökonomie überschreiten. Aber wenn wir die wirtschaftlichen 
Erscheinungen nicht von dieser ihrer naturalen Seite be- 
leuchten, so bleibt selbst ihr Wertaspekt im Dunkeln. 
Ergibt ein Vergleich der wirtschaftlichen Lage der Gesell- 
schaft in zwei verschiedenen Zeitpunkten nur, daß in beiden 
Zeitpunkten Gleichgewicht auf dem Markte besteht, so lehrt 
er nichts über die Veränderung des Lebensstandes, über die 
Vollständigkeit der Bedürfnisbefriedigung. Darüber sagen 
nur die naturalen Verbrauchsgrößen etwas aus, aus denen wir 
über die relative Bedeutung der verschiedenen Produkte, wie 
sie in den Preisen zum Ausdruck kommt, nichts erfahren. Die 
naturale Betrachtung der wirtschaftlichen Erscheinungen liefert 
eine wesentliche Ergänzung der wertmäßigen. Wollen wir die 
letzten Ergebnisse der Wirtschaft, die Versorgung der Kon- 
sumenten mit einer bestimmten Produktenmenge in Natur, be- 
urteilen, so erweist sich das Prinzip des » Maximum der Bedürfnis- 
befriedigung«, das nur den Wertaspekt der Wirtschaft erkennen 
läßt, als völlig unfruchtbar. Die Zählung der konsumierten 
Produkte in naturalen Einheiten gibt hier eine viel klarere und 
genauere Antwort. 

Aber auch nur relativ, denn an sich ist die naturale Be- 
rechnung der Produktion weit von Genauigkeit entfernt und 
steht weit hinter der Wertrechnung zurück, wo diese anwendbar 
ist. Denn anstatt eines einzigen Maßes, des Geldmaßes, müssen 
wir hier soviel verschiedene Maße (Naturaleinheiten) haben, wie 
es Warenarten gibt, und oft ist ein befriedigendes Maß für einiger- 
maßen umfassende Gütergruppen, wenn nicht unmöglich, so 
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doch sehr schwer zu finden. Wenn die Zusammensetzung der 
konsumierten Produkte sich für alle Warenkategorien streng 
proportional sowohl bei einer Vergrößerung als auch bei einer 
Verringerung des Konsums änderte, so würde es ziemlich leicht 
sein, ein Urteil über die Entwicklung der Lebenshaltung durch 
einen Vergleich der naturalen Produktenmengen zu gewinnen, 
da aber das in der Wirklichkeit nicht vorkommt, so kann auch 
ein Vergleich der naturalen Größen des Konsums in verschiedenen 
Zeitpunkten keine sehr genauen Ergebnisse liefern. 

Die beiden Methoden ersetzen deshalb einander nicht, sie 
ergänzen einander nur. Eine Beschreibung der einzelnen Volks- 
wirtschaften sollte um der Vollständigkeit willen für alle Pro- 
duktionszweige sowohl in Werteinheiten, als auch in Natural- 
einheiten rechnen. 

Wäre es möglich, ein psychisches Maß der » Bedürfnis- 
befriedigung « zu finden und mit diesem deren absolute Größe zu 
ermitteln, mit anderen Worten: könnten wir die menschlichen 
Bedürfnisse messen, so würde der Wertgesichtspunkt allein zur 
Erforschung der menschlichen Wirtschaft ausreichen und der 
naturale Aspekt der wirtschaftlichen Erscheinungen brauchte 
den Nationalökonomen nicht zu beunruhigen. Aber ein solches 
Maß ist bis jetzt nicht gefunden und kann dem Wesen der Sache 
nach auch nicht gefunden werden. In der theoretischen National- 
ökonomie befestigt sich immer mehr die Anschauung, daß der 
Wert nur als relative Größe definiert werden kann, daß er die 
wirtschaftlichen Erscheinungen nur nach ihrer verhältnismäßigen 
Bedeutung in einem Zeitpunkt oder in einem Zeitraum charak- 
terisiert, daß er aber nichts aussagt über die Endziele, um derent- 
willen die Wirtschaft da ist und sich ihr komplizierter und gesetz- 
mäßig funktionierender Mechanismus bewegt. Der Wert ist ein 
seelenloser Zähler, der automatisch die Verhältnisse der wirt- 
schaftlichen Güter und deren Schwankungen sowie das schließ- 
lich eintretende Gleichgewicht anzeigt, ohne irgendwie auf die 
Befriedigung, die ein Konsum gewährt, oder auf Veränderungen 
in der Lebenshaltung der Einzelnen, der Gruppen, der Gegenden, 
des ganzen Landes oder einer Ländergruppe zu reagieren. Daß die 
Klarstellung allein des Wertaspektes der wirtschaftlichen Güter 
nicht ausreicht, macht sich daher besonders scharf fühlbar, wenn 
es gilt, die Wirtschaft als ein Ganzes zu erfassen: etwa die ganze 
Volkswirtschaft im Unterschied von den Wechselbeziehungen 
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zwischen den sie zusammensetzenden Einzelwirtschaften oder 
die Weltwirtschaft im Unterschied von den Beziehungen zwischen 
den nationalen Wirtschaften. Der Naturalismus, der sich in der 
klassischen Theorie ziemlich merklich durchgesetzt hatte, trat in 
den Hintergrund, als der extreme Psychologismus in den national- 
ökonomischen Forschungen auftrat; aber er beginnt in der 
letzten Zeit mit der Wendung zur Erforschung der Bedingungen 
des Gleichgewichtes auf dem Markte wieder Anerkennung zu 
finden. Da man wenigstens einer annähernden Vorstellung von 
den Ergebnissen des wirtschaftlichen Prozesses für die Wohl- 
fahrt der einzelnen Bevölkerungsgruppen, der Völker und des 
weltwirtschaftlichen Ganzen bedarf, so wendet man sich der 
Untersuchung des naturalen Aspektes der wirtschaftlichen Er- 
scheinungen zu. 

In der Verschiedenheit der Aussagen, zu denen man mit 
beiden Methoden kommt, liegt der Schwerpunkt des Problems 
des naturalen und des wertmäßigen Aspektes der wirtschaftlichen 
Erscheinungen. Die Theorie hat den Zusammenhang zwischen 
diesen Aussagen und ihre vergleichsweise Bedeutung zu be- 
leuchten. Einstweilen ist eines unzweifelhaft: die empirische 
Bschreibung der einzelnen Volkswirtschaften muß Material zur 
Anwendung beider Gesichtspunkte liefern, denn zur Beurteilung 
der Wohlfahrt sind die Kriterien in den naturalen Formen 
des Konsums der wirtschaftlichen Güter zu suchen. Die Wirt- 
schaftsbeschreibung muß in allen Produktionszweigen sowohl 
mit Wert- als auch mit Naturaleinheiten rechnen. Diese Art der 
Beschreibung ist besonders in der letzten Zeit unentbehrlich ge- 
worden, da die Warenpreise so scharfe Veränderungen erfahren 
und in der Zusammensetzung des Nationalkonsums so große 
Verschiebungen eingetreten sind. Selbst wenn man die Länder, 
die unter dem Krieg gelitten haben, beiseite läßt und nur von 
den glücklichen Staaten spricht, die, wie z. B. die Vereinigten 
Staaten von Amerika, anscheinend im Kriege reicher geworden 
sind, vermittelt die Bewegung der Wertgrößen doch keine richtige 
Vorstellung von der wirklichen Entwicklung ihres Wohlstandes. 
Die Berechnung des Volkseinkommens in den Vereinigten Staaten, 
die das National Bureau of Economic Research vorgenommen 
hat, stellt die Bewegung des nominalen und des realen Volks- 
einkommens wie folgt dar: 
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Das Volkseinkommen in den Vereinigten Staaten von Amerika. 


(Endgültige Zahlen.) 





Kaufkraft nach dem Preisstand 





Jahr Nominal des Jahres 1913 
in Milliarden Dollar | 
1909 28,8 30,1 
1910 31,4 32,2 
IgII 31,2 31,7 
1912 33,0 33,2 
1913 34,4 34:4 
1914 33,2 33,0 
1915 36,0 35,2 
1916 45,4 40,7 
1917 53,9 40,8 
1918 | 61,0 38,8 


Wie man sieht, ist das Geldeinkommen der Vereinigten 
Staaten in den Kriegsjahren, und zwar besonders seitdem die 
Union selbst in den Krieg eingetreten ist, riesenhaft gewachsen ; 
das Wachstum der realen Größe ist aber sehr viel bescheidener. 
Im Jahre r918 war der Naturalumfang der Produktion sogar 
geringer als im Vorjahre. Während das Geldeinkommen im Jahre 
1918 fast um 100% größer war als 1913, waren die realen Ein- 


Das Volkseinkommen der Vereinigten Staaten je Kopf der Bevölkerung und 





seine Kaufkraft nach dem Preisstand des Jahres 1913. 





Kaufkraft des Ein- 








Nominales i 
Jahr Bevölkerung Einkommen a s i ge 
i Kont nach den Preisen des 
3 p Jahres 1913 
F en In Prozent In Prozent 
er Ein- 
l In wohnerzahl Ve In 
Millionen | im Jahre | Dollar = Dollar 
1913 3 913 
1909 90,37 93 319 90 333 94 
1910 92,23 95 340 96 349 99 
ıg11 93,81 96 333 94 338 95 
1912 95,34 98 346 98 348 98 
1913 97.28 100 354 100 354 100 
1914 99,19 102 335 95 333 94 
1915 100,43 103 358 IOI 350 98 
1916 101,72 105 446 126 400 113 
1917 103,06 106 523 148 639 112 
1918 104,18 107 586 166 372 105 
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künfte nur um 13%, größer. Wie unbedeutend der Zuwachs des 
Realeinkommens war, wird noch klarer ersichtlich, wenn wir 
die Entwicklung des Einkommens auf den Kopf der Bevölkerung 
verfolgen, d.h. wenn wir den Bevölkerungszuwachs der Ver- 
einigten Staaten im Beobachtungszeitraum mit in Rechnung 
stellen (siehe die vorige Seite unten): 

Das Nominaleinkommen je Kopf wächst fast ununter- 
brochen, und zwar besonders stark in den Jahren 1916, 1917 
und 1918; das Realeinkommen je Kopf wächst dagegen sehr schnell 
nur in dem Jahre 1916, das eine ausnahmsweise günstige Kon- 
junktur hatte, dann aber fällt es wieder; zuerst, im Jahre 1917, 
schwach und dann, 1918, recht fühlbar. So ergibt sich, wenn 
man das Jahr 1918 mit dem Jahre 1913 vergleicht, für das 
Durchschnittseinkommen nur ein Zuwachs von 5% ®°). 

Die Nationalökonomie hat sich oft dann auf den natura- 
listischen Standpunkt gestellt, wenn sie an dynamische Pro- 
bleme herantrat. Dabei war sie sich oft dieses Forschungs- 
verfahrens nicht klar bewußt, sondern wandte sich ihm einfach 
deshalb zu, weil ein anderer Weg nicht zu finden war. So ist es 
z. B. charakteristisch, daß sich Ricardo in seiner Verteilungs- 
theorie, die er dynamisch aufbaut, entschieden auf den natura- 
listischen Standpunkt stellt; er geht von der Annahme einer 
Bevölkerungsvermehrung und einer Verringerung des Agrar- 
produktes aus. Aus der naturalistischen Betrachtungsweise, die 
sich bei der Untersuchung der Dynamik der Verteilung und der 
Entwicklung des volkswirtschaftlichen Ganzen in der Zeit auf- 
drängt, ergab sich die Notwendigkeit, zwischen Nominal- und 
Reallohn zu unterscheiden und Indexzahlen aufzustellen. Für 
die ganze Riesenarbeit der Konjunkturforschung ist die Ver- 
flechtung von naturaler und wertmäßiger Betrachtung charak- 
teristisch. In der Gegenwart, nach den Zerstörungen, die Kriege 
und Revolutionen angerichtet haben, erlangt besondere Bedeu- 
tung die naturale Wiederherstellung des Nationalkapitals, d. h. 


3) W.Mitchell,W.J.King,F.R.Macaulay,O.W.Knauth, 
Income in the United States, its amount and distribution 1909-—-ı919. Publi- 
cations of the National Bureau of Economic Research, N. r. New-York 1921, 
S. 74—81. Das Volkseinkommen ist auf zweierlei Weise berechnet worden: nach 
den Produktionsquellen und den bezogenen Einkünften. Aus diesen beiden 
Zahlen, die etwas voneinander abweichen, wurde dann die Ziffer, die sich bei 
den vorhandenen Daten als die wahrscheinlichste darstellte, berechnet und als 
»endgültige Zahl bezeichnete. 
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die naturale Akkumulation. Nur die Beschreibung der National- - 
produktion in Naturaleinheiten vermittelt eine hinlänglich klare 

Vorstellung, ob die Volkswirtschaft fortschreitet oder zurück- 
geht. Der Gesamtcharakter des Volkskonsums, die Zusammen- 

setzung und die Größe des Nationalkapitals, das Ausmaß und 

die Formen des jährlichen Zuwachses oder Verlustes an National- 

kapital lassen sich in Wertgrößen allein nicht schildern. All die 

verwickelten Fragen der Wirtschaftspolitik, die mit dem Problem 

des Wiederaufbaus der Volkswirtschaft zusammenhängen, lassen 

sich nur mit Hilfe naturaler Produktionsberechnungen klären 

und lösen. Die theoretische Frage, ob die Naturalakkumulation 

zur Wiederherstellung der Volkswirtschaft möglich sei, die schon 

Mill scharf beleuchtet hat, hat niemals zu Zweifeln Anlaß ge- 

geben, ist aber praktisch manchmal in den Schatten gestellt 

worden von mitunter weniger wesentlichen Tagesfragen. 

Ein gewisses Surrogat für die unmittelbare Berechnung des 
physischen Umfanges der Produktion besteht in der Umrechnung 
der Geldgrößen in Realgrößen mit Hilfe der Preisindexzahlen. 
Aber diese ist doch kein vollwertiger Ersatz für eine unmittelbare 
eingehende Beschreibung der naturalen Produktion, und daher 
ist die Beharrlichkeit, mit der die amerikanischen National- 
ökonomen eine systematische Berechnung des physischen Um- 
fangs der Produktion einzurichten versuchen, lebhaft zu be- 
grüßen. Eine solche Berechnung bietet viel größere Schwierig- 
keiten als eine Wertrechnung. Sogar für die Sachgüter schreitet 
die Methcde der Aufstellung von naturalen Indexzahlen nur 
allmählich fort. Der neueste Index des physischen Umfangs der 
Produktion der Vereinigten Staaten enthält bei weitem nicht 
alle materiellen Güter; vielmehr beschränkt er sich auf den 
Ackerbau, den Bergbau und die Fabrikindustrie; eine Ein- 
beziehung weiterer Teile der Produktion materieller Güter in 


. den Bereich der Schilderung ist noch eine Aufgabe der Zukunft 31), 


Dagegen ist auch für die Zukunft nicht die Rede von der Ein- 
beziehung »immaterieller« Güter, die unsere Kenntnisse von der 
neuesten Entwicklung der Volkswirtschaft doch wesentlich ver- 
vollständigen würde. Aus allen Ländern besitzen wir Angaben, 
die überraschend einstimmig dafür sprechen, daß die Bewertung 
der »immateriellen« Güter im Verhältnis zu den materiellen eine 

21) In der nächsten Zeit sollen Viehzucht und Forstwirtschaft in den Index 


einbezogen werden. »An Index of the physical volume of production«, S. 2. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 3. 39 
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starke Senkung erfahren hat ®). Wäre es möglich, nicht nur. 
den Geldausdruck, sondern auch den naturalen Umfang dieser 
Dienste darzustellen, so würde man wahrscheinlich ein höchst 
merkwürdiges Bild erhalten: Der Anteil dieser Dienste am 
naturalen Umfang der Nationalproduktion würde sich als grö- 
Ber und ihr Anteil an der Gesamtsumme der realisierten Werte 
als kleiner erweisen. 

Viele Beispiele könnte man dafür anführen, daß auch die 
heutige Nationalökonomie ständig in den Irrtum verfällt, aus- 
schließlich die Sachgüter zu erforschen und die sogenannten 
immateriellen Güter sogar in ihrem Wertausdruck zu vernach- 
lässigen. In der Arbeit über die englische Preis- und Lohnentwick- 
lung von IQI4—IY20, die der bekannte englische Statistiker 
A. Bowley zu dem großen Sammelwerk der Carnegie-Stiftung 
über die Wirtschafts- und Sozialgeschichte des Weltkrieges bei- 
gesteuert hat, suchen wir vergebens nach einer Schilderung der 
Lage der Geistesarbeiter, die sich doch gerade in der zu erforschen- 
den Zeit wesentlich geändert hat. Von der sogenannten im- 
materiellen Arbeit werden nur die Dienste der Lokalverwaltung 
und der Polizei behandelt und selbst über diese zufällig heraus- 
gegriffenen Berufsgruppen werden nur sehr dürftige Angaben 
gemacht 33). 

Auch bei theoretischen Erörterungen beschränkt man sich 
zum Teil auf die Sachgüter allein, deren materieller Aspekt deut- 
lich sichtbar ist und keine Zweifel hervorruft. Diese Einengung 


32) Sieht man von Osteuropa ab, so haben in den Ländern, die am Kriege 
teilgenommen haben, die geistigen Arbeiter am stärksten in Deutschland ge- 
litten. Im Anfang des Jahres 1922 hatten die höheren Beamten (von den Regie- 
rungsräten bis zu den Ministerialdirektoren) nur noch ein Drittel bis ein Viertel 
ihres Vorkriegseinkommens. Ihre Bezüge näherten sich dem Gehalt nicht nur der 
unteren Beamten, sondern sogar dem Lohn der ungelernten Arbeiter, deren 
Bezüge sich gegenüber der Vorkriegszeit nur sehr wenig verringert hatten. Im 
Jahre 1913 erhielt der höhere Beamte siebenmal soviel wie ein ungelernter 
Arbeiter, im Jahre 1922 nur noch zweimal soviel und, wenn man die Einkommen- 
steuer abzog, gar nur ı,8mal soviel. Dabei wurden dem höheren Beamten Ueber- 
stunden nicht bezahlt, der Arbeiter dagegen erhielt für solche einen höheren 
Lohn. Die Anforderungen, die hinsichtlich der Kleidung, der Wohnung, der 
allgemeinen Lebensführung gestellt wurden, sowie die Notwendigkeit, in der 
Fachliteratur auf dem Laufenden zu bleiben, waren auch nach dem Kriege, 
wenn auch bescheidener als vorher, bei den höheren Beamten natürlich viel 
höber, als beim ungelernten Arbeiter. — Vgl. Alfred Weber, Die Not der 
geistigen Arbeiter. Leipzig 1923, S. 41—47. 

3) A. L. Bowley, Prices and wages in the United Kingdom 1914—1920. 
Carnegie Endowment for International Peace. Oxford 921,S. 95. 
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des Forschungsfeldes ist ziemlich harmlos, denn auf die weiteren 
Schlußfolgerungen, die man mit den Sachgütern allein erfolg- 
reich zu Ende führen kann, hat sie keinen wesentlichen Einfluß 
(schlimmer steht es bei empirischen Untersuchungen; da fällt 
ein Teil des Materiales weg.) Von dem berühmten Naturforscher 
Huxley wird erzählt, er habe seine Vorlesung über Zoologie 
allein mit dem Flußkrebs bestritten, dieser habe ihm als 
Stoff zur Erörterung aller allgemeinen Fragen der Zoologie genügt. 
Auch der Nationalökonom kann seine Theorie auf den Sachgütern 
allein aufbauen — in der Annahme, daß die Sätze, zu denen 
er bei den Sachgütern gelangt, sich auf die »immateriellen « 
Güter, die durch ihre Wertnatur schon lange neben den materiellen 
das Bürgerrecht in der Nationalökonomie erlangt haben, über- 
tragen lassen. Dennoch sollte man einen Zustand nicht als normal 
ansehen, wo weder über die Einbeziehung dieser Güter in das 
theoretische System noch auch nur über ihre Definition volle 
Uebereinstimmung erzielt ist. Solange die physische Gleich- 
artigkeit aller wirtschaftlichen Erscheinungen, die in gleicher 
Weise bei allen ihrer psychologischen oder subjektiven Natur 
gegenübersteht, nicht deutlich erkannt und klar anerkannt ist, 
werden ständig die verschiedenartigsten Mißverständnisse ent- 
stehen. 

Unter diesen Mißverständnissen ist eines, dessen Wurzeln 
sehr weit zurückreichen und das manchmal auch das wissenschaft- 
liche Denken stört, wenn es sich auch öfter bei Laien findet. 
Das ist der alte, auf die physiokratische Lehre zurückgehende 
Gedanke, die Vertreter der intellektuellen und der künstlerischen 
Arbeit lebten auf Kosten der Produktion der materiellen Güter, 
der Sachgüter. Die Erzeugnisse der Landwirtschaft und der 
Industrie, die z. B. der Dorfschullehrer konsumiert, sind uns ja 
allerdings leichter sichtbar als die Produkte, die er im Austausch 
für sie hingibt. Oekonomisch aber wäre es gleich richtig, zu 
sagen, daß der Bauer von der Arbeit des Lehrers lebt als daß 
der Lehrer von der Arbeit des Bauern lebt; denn im System der 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung hat jeder von den beiden seinen 
bestimmten Platz und tauscht das Produkt seiner eigenen Arbeit 
gegen das der Arbeit des anderen aus. 

Die Volksbildungsarbeit ist der Arbeit in der Erzeugung 
von Getreide und anderen Sachgütern ökonomisch gleichwertig 
und ihrer Natur nach völlig analog. Vielleicht kann man sagen, 
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daß die Volksbildungsarbeit im Vergleich mit der des Bauern, 
des Fabrikarbeiters, des Schneiders oder des Schuhmachers un- 
verhältnismäßig teuer bezahlt wird, aber es kann auch das Um- 
gekehrte der Fall sein, und auch dann wird man nicht aufhören, 
die Phrase, die Kulturarbeiter lebten von der einfachen körper- 
lichen Arbeit, zu wiederholen, solange nicht die wesentliche Gleich- 
artigkeit der verschiedenen Arbeitsformen genügend erkannt ist. 

Die Unklarheit in der Definition der »immateriellen« Arbeit 
kommt auch in der scharfen Abgrenzung zum Ausdruck, die 
man bisher zwischen der Volkswirtschaft und der Staats- (und 
überhaupt der öffentlichen) Wirtschaft vorgenommen hat. So 
richtig der Satz, die Staatswirtschaft beruhe auf dem Gedeihen 
der Volkswirtschaft, ist, wenn man damit sagen will, der eine 
Teil der Volkswirtschaft sei vom andern abhängig, so wie die 
Industrie von der Landwirtschaft und umgekehrt die Landwirt- 
schaft von der Industrie abhänge, so falsch ist er, wenn er be- 
sagen soll, daß die Staatsorgane einfach auf Kosten der Volks- 
wirtschaft leben, als ob ihre Tätigkeit ihrer Bezahlung ökonomisch 
nicht äquivalent wäre. Wieder ist es eine andere Frage, ob die 
Leistungen der Staatsorgane nicht zu hoch bezahlt werden, und 
diese Frage liegt um so näher, als die Bezahlung auf Grund von 
Zwangsverhältnissen erfolgt und nicht auf Grund des Verkehrs 
auf dem freien Markte. Man kann auch fragen, ob für die Be- 
dürfnisse des Staates nicht zu viel Gegenstände des unmittelbaren 
Verbrauches auf Kosten der Produktionsmittel hergestellt werden. 
Aber grundsätzlich ist die Wirtschaft des Staates und der anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften nicht als ein Ueberbau der 
Volkswirtschaft, sondern als gleichartiges Glied der Gesamt- 
wirtschaft des Landes anzusehen. Schon die Ausdrücke » Volks- 
wirtschaft« und »Staatswirtschaft« entsprechen nicht dem heu- 
tigen Stande der ökonomischen Wissenschaft. Sie mögen bei- 
behalten werden — und wahrscheinlich empfiehlt sich das —, 
aber sie sind dann als Bezeichnungen für die Teile eines Ganzen 
aufzufassen, und für dieses, den Inbegriff von Volks- und Staats- 
(oder öffentlicher) Wirtschaft, wäre ein besonderer Ausdruck zu 
finden. 

Solche Mißverständnisse und Unklarheiten, die entweder 
zur Einengung des Gegenstandes der nationalökonomischen For- 
schung oder zu einem unrichtigen Urteil über die Bedeutung der 
verschiedenartigen Güter in der menschlichen Wirtschaft oder 
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zur Unbestimmtheit und Verwirrung in den zu sammelnden 
Daten führen, zeigen, wie nötig es ist, die Frage des materiellen 
und des wertmäßigen Aspektes der wirtschaftlichen Erscheinungen 
sorgfältig zu untersuchen. — Diese Studie hat versucht, die 
Aufmerksamkeit des Lesers auf gewisse Seiten dieser kompli- 
zierten und schwierigen Frage zu lenken, die bisher noch sehr 
wenig bearbeitet worden ist. Zu ihrer Lösung ist es unserer Mei- 
nung nach zunächst erforderlich, das Wesen der wirtschaftlichen 
Erscheinungen zu bestimmen und einen sie alle umfassenden 
Begriff zu bilden, und deshalb sind wir in der Behandlung dieser 
Seite des Problems besonders ausführlich gewesen, wiewohl sie 
die Nationalökonomen heute leider wenig interessiert. 
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Logik und Wirtschaftswissenschaft *). 
Eine Untersuchung über die Grundlagen der ökonomischen 
Theorie **). 


Von 
FELIX KAUFMANN. 
ı. Allgemeiner Teil. 


Bei jedem Problem ist der Sinn der gestellten 
Frage, bzw. der aufgegebenen Lösung aufs sorgsamste von 
dem Erkenntnisweg zu trennen, der von jener Frage 
seinen Ausgang nimmt, um bei der Lösung zu enden. Wenn wir 
uns irgendwelehe Fragen vorlegen, etwa diejenigen, zu welcher 
Zeit die Ankunft eines bestimmten Eisenbahnzuges an einem 
bestimmten Orte zu erwarten ist, um welche Geldsumme eine 
bestimmte Ware zu haben sein wird, wie sich der Alkoholkonsum 
eines Volkes in einem bestimmten Jahre zu dem des Vorjahres 
verhält, so werden wir, um zur richtigen Antwort zu gelangen, 
eine Reihe von Zwischenvoraussetzungen anzunehmen, eine 
Reihe von Zwischenproblemen zu lösen haben; aber diese Zwi- 
schenvoraussetzungen und Zwischenprobleme gehen in die Lö- 
sung des Grundproblems nicht explizit ein, sie gleichen dem 
Gerüste, das nach Vollendung des Gebäudes abgebrochen wird. 

Nun gründet sich die theoretische Einheit jeder 

*) Die folgende Arbeit will die logischen Grundlagen der Wirtschaftstheorie 
aufweisen. Die gleiche Aufgabe für die Rechtswissenschaft haben sich meine um- 
fangreicheren Schriften » Logik und Rechtswissenschaft« (Tübingen 1922) und » Die 
Kriterien des Rechts« (Tübingen 1924) gestellt. Dort finden sich auch ausführ- 
lichere Darstellungen der logisch-philosophischen Prinzipien. Eine kleine Vor- 
studie zu dieser Arbeit bilden » Die ökonomischen Grundbegriffe«, Zeitschrift für 
Volkswirtschaft und Sozialpolitik 1923. 

**) Trotz großer Bedenken, die sich gegen die methodischen Postulate 
des Verfassers und ihre Fruchtbarkeit für die nationalökonomische Theorie er- 
heben, bringen wir diese Abhandlung zum Abdruck, weil sie einen neuen und 
interessanten Versuch unternimmt, die tiefen Differenzen innerhalb der 


ökonomischen Theorie mit Hilfe des methodologischen Gegensatzes von »Ver- 
stehene und »Erklären« zu interpretieren. E „ Die Redaktion. 


Logik und Wirtschaftswissenschaft. 615 


Wissenschaft auf die Einheit der Problemstellung, die Zurück- 
führbarkeit aufeine Grundfrage, als deren Be- 
sonderungen sich alle jener Wissenschaft zuzurechnenden Pro- 
bleme darstellen lassen müssen, und demgemäß besteht die Grund- 
aufgabe jeder Wissenschaftstheorie darin, festzustellen, welche 
Begriffe und welche Sätze (Voraussetzungen) mit der speziellen 
Problemstellung mitgegeben, d. h. in ihr enthalten sind. Diese 
Begriffe wird man als Grundbegriffe (Kategorien) 
der betreffenden Wissenschaft zu bezeichnen haben. Aus ihnen 
ergibt sich durch logische (das Wort im weitesten Sinne der 
mathesis universalis verstanden) Abwandlungen und 
Verknüpfungen der Gesamtbestand apriorischer Er- 
kenntnis über das in Rede stehende Problemgebiet; sie bestim- 
men und umgrenzen die Formenlehre dieser Wissenschaft. 

Das Gesagte gilt im besonderen für die Erfahrungswissen- 
schaften. Hier aber wird das theoretische Problem der sachlichen 
Einheit und der damit gegebenen begrifflichen Umgrenzung eines 
Wissensgebietes meist verhängnisvoll vermengt mit dem empi- 
rischen Problem der Aufweisbarkeit möglichst allgemeiner Er- 
fahrungsgesetze in diesem Gebiet. Ein Beispiel mag dies 
klar machen: Wenn ich feststelle, daß den Gegenstand der 
Physik Bewegungserscheinungen bilden und daß zu jeder Be- 
wegung ein sichBewegendes (Masse) sowie Raum 
undZeit gehören, so habe ich die Grundbegriffe dieser Wissen- 
schaft gegeben und erhalte alle rein physikalischen 
Begriffe durchlogisch-mathematische Opera- 
tionenaus diesen Grundbegriffen, während alle 
reinphysikalischen SätzeAussagenüberdie 
physikalischen Grundbegriffe, bzw. deren lo- 
gisch-mathematische Variationen darstel- 
len. Daher ist der Satz: »Die Anziehung zweier Massen nimmt 
ab mit dem Kubus ihrer Entfernung« seiner Form nach ein 
physikalischer Satz, ebenso wie der andere: »Die Anziehung 
zweier Massen nimmt ab mit dem Quadrate ihrer Entfernung s; 
nur ist das erste Urteil empirisch falsch, das zweite empirisch 
richtig. A priori läßt sich also zwischen den beiden Sätzen keine 
Auswahl treffen; dies ist allein auf Grund der Erfahrung möglich, 
Hingegen ist es a priori einsichtig, daß der Satz: » Nächstenliebe 
ist eine Tugend« nicht in die Physik gehört, da er keine physika- 
lischen Begriffe enthält. 
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Angesichts dieser theoretischen Sachlage ist es Aufgabe der 
Methodenkritik, alle jene konstruktiven Hypothesen, welche das 
Bestehen einer empirischen Gesetzlichkeit innerhalb eines Wis- 
sensgebietes begreiflich machen wollen — wie etwa jene von 
Kant und Laplace die Bewegung der Gestirne — aufs 
schärfste von der Formen-(Kategorien)lehre dieses Gebietes zu 
trennen !). Nennen wir denjenigen Erfahrungsbereich, für welchen 
bestimmte empirische Gesetze gelten, den Anwendungs- 
bereich dieser Gesetze, so werden wir im Sinne des Gesagten 
zwischen Formproblemen und Problemen des An- 
wendungsbereiches zu unterscheiden haben. Der Voll- 
zug dieser Unterscheidung setzt die Grundeinsicht in die S e 1 b- 
ständigkeit der theoretischen gegenüber der 
empirischen Erkenntnis als Basis jedweder Metho- 
denkritik voraus. Unmittelbar aus dieser folgt wieder eine an- 
dere, sehr bedeutsame, obschon von der traditionellen Logik 
übersehene theoretische Verschiedenheit diejenige von »M er k- 
malen«und»Kennzeichen«. 

Unter Merkmalen eines Gegenstandes (das Wort im 
weitesten Sinne von »Erkenntnisobjekt« genommen) verstehen 
wir jene Eigenschaften, die zu ihm als solchem unabhängig von 
allen zeitlichen oder raum-zeitlichen Beziehungen, in die er ein- 
gestellt erscheint, gehören, die also von demisolierten 
Gegenstandaussagbar sind; unter Kennzeichen 
diejenigen Beziehungen, welche von ihm vermöge seiner Ein- 
stellungindenzeitlichen (psychischen) oder 
raum-zeitlichen(physischen)Zusammenhang 
des Geschehens (der Welt) gelten. Daher sind alle An- 
gaben über zeitliche oder raumzeitliche » Lage« eines Gegenstan- 
des, über seine Stellung in einem Ursachen-Wirkungs- und dem- 
zufolge auch in einem Mittel-Zweckzusammenhang, alle mit ihm 
verknüpften Zustände und Vorgänge, kurz alle jene Bestim- 
mungen, welche eine Realität implizieren, Kennzeichen. So sind 
etwa für einen bestimmten Kieselstein seine Form und Farbe 
Merkmale, seine Lage zu einer bestimmten Zeit an einem be- 
stimmten Ort dagegen oder seine geologische Vergangenheit und 
Zukunft oder endlich seine technische Verwendbarkeit, Kenn- 

1) Ebenso ist beispielsweise in der Rechtslehre die Frage nach den empiri- 


schen Voraussetzungen der Befolgung von Rechtsnormen (Machttheorie) streng 
zu scheiden von den Problemen der Rechtssatzform (reine Rechtslehre). 


End 
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zeichen. Hieraus geht die logische Unmöglichkeit » genetischer 
Definitionen « hervor, da diese das definiendum, das was entsteht, 
als bereits begrifflich bestimmt voraussetzen. 

Aus dem Gesagten folgt weiters, daß von nichtempirischen 
(idealen) Gegenständen — also etwa von Zahlen, Begriffen, Ur- 
teilen — Kennzeichen sinnvoll nicht ausgesagt werden können, 
da es ja zum Wesen dieser Gegenstände gehört, außerräumlich 
und außerzeitlich zu sein. Dennoch spricht man von der »grie- 
chischen Mathematik« oder von der » Philosophie des x19. Jahr- 
hunderts« und verbindet damit zweifellos einen Sinn, nur eben 
nicht den, daß jene » Attribute« in Wahrheit unmittelbar zu ihrem 
Gegenstande gehören, daß es also zum Inhalt bestimmter geo- 
metrischer Sätze gehöre » griechisch «, oder zum Sinne bestimmter 
philosophischer Behauptungen gehöre » Aus dem 19. Jahrhundert « 
zu sein. Vielmehr besagt das Attribut des ersten Beispiels, daß 
die Griechen jene geometrischen Wahrheitengekannt oder 
entdeckt haben, das des zweiten, daß im Ig. Jahrhundert 
lebende Menschen jene philosophischen Behauptungen aufgestellt 
haben (und eventuell, daß andere Menschen dieses Jahrhunderts 
an ihre Richtigkeit geglaubt haben). Die Inhalte der Sätze wer- 
den hiedurch ebensowenig berührt (determiniert), wie der Inhalt 
eines lyrischen Gedichtes dadurch, daß »es« in einem braun 
eingebundenen Buche, welches sich im Eigentume des Herrn N.N. 
in Wien befindet, gedruckt erscheint 2). Demgemäß bedeutet es 
eine der wichtigsten Aufgaben der Methodenlehre, hinter den 
täuschenden sprachlichen Bildungen (Verkürzungen) den wahren 
Sinn von Begriffsverknüpfungen zu erkennen; erst hiedurch 
wird die Möglichkeit einer exakten Systematik geboten, welche 
alle Zusammenfassungen und Trennungen nach rein theoretischen 
Gesichtspunkten vollzieht. 

Hieraus ergibt sich ohne weiteres die Bedeutsamkeit der Unter- 
scheidung einerseits zwischen Form und anderseits zwischen 
empirischer Geltung von Erfahrungsgesetzen (Naturgesetzen) 
und Normen, sowie den kausalen Bedingungen dieser Geltung; 
denn daß ein empirisches Gesetz in einem bestimmten Erfah- 
rungsbereich (Anwendungsbereich) »gilt«, besagt, daß der Erschei- 
nungsablauf in diesem Bereiche jenem Gesetz gemäß vonstatten 
geht; dies ist aber aus dem Gesetzesinhalte selbst nie zu erkennen. 


2) Vgl. hiemit die rechtswissenschaftliche Einteilung von Normen danach, 
von wem sie >è gesetzt« sind. 
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Die beiden Forderungen nach der sachlichen Umgren- 
zung des Wissensgebietes, welche sich mit der nach exakter Be- 
stimmung des Erkenntnisobjektes deckt, und nach der Schei- 
dung zwischen theoretischer und empiri- 
scher Erkenntniskann man in dem Postulateder 
Methodenreinheit zusammenfassen. Dieses ist dann das 
Hauptpostulat jeder Wissenschaftstheorie. 

In der Theorie der Erfahrungswissenschaften baut sich nun 
über jener Grundlage der Formprobleme eine weitere Problem- 
schicht auf, die ihren Kern in dem Grundproblem des Wesens der 
Erfahrung überhaupt, d. i. des gesetzlichen Zusammenhanges der 
realen (psychischen und physischen) Erscheinungen, hat. Hier 
ist zunächst hervorzuheben, daß die beiden Begriffe Erfahrungs- 
gesetz und Kausalgesetz nicht zusammenfallen, sondern daß der 
erste den zweiten als Unterbegriff einschließt. Die allgemeinste 
Fassung eines Erfahrungsgesetzes lautet: Die reale Ge- 
gebenheit gewisser artbestimmter (d.h. nicht 
bloß individuell als »dies-da« aufgewiesener) Erscheinun- 
gen oder Momente an Erscheinungen be- 
dingt die reale Gegebenheit gewisser an- 
derer Erscheinungen (Momente an Erschei- 
nungen). Von einer zeitlichen Beziehung zwischen Bedingen- 
dem und Bedingtem als einem essentiale ist hier nicht die Rede. 
So lassen sich Gesetze der mathematischen Physik — der Königin 
unter den Erfahrungswissenschaften — durchaus akausal for- 
mulieren, aber es ist unrichtig, dieselben als Funktional 
gesetze den Kausalgesetzen gegenüberzustellen, denn der 
Begriff der Funktion (Abhängigkeit) bedeutet nichts anderes als 
die Zuordnung nach einem bestimmten Gesetz und deckt sich 
deshalb mit Gesetzlichkeit überhaupt 3). Daher ist er auch keines- 
wegs auf das Gebiet des direkt Meßbaren — der extensiven 
Größen $) — eingeschränkt. Diese Einschränkung tritt nur dort 
2) Dieser allgemeine Funktionsbegriff hat längst (durch Dirichelet) 
in der Mathematik Eingang gefunden und eine beträchtliche Anzahl mathemati- 
scher Disziplinen (Gruppentheorie, analysis situs, projektive Geometrie) bedarf 
der Messung nicht. 

*) Das logische Wesen der bereits bei Kant eingehend behandelten inten- 
siven und extensiven Größen ist von der modernen Logistik (Bertrand Russel) 
klar erfaßt worden. Die Kriterien der intensiven Größenordnung sind Alio- 
relativität, Asymmetrie und Transitivität, d.h. wenn < bzw. > die Zeichen für 


in der Ordnung vorangehend bzw. in der Ordnung nachfolgend bedeuten, so gilt: 
a = a (kein Element steht zu sich selbst in der Ordnungsbeziehung = Aliorela- 
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auf, wo es sich um arithmetische Funktionen (Zahlengesetze) han- 
delt, denn Meßbarkeit bedeutet eindeutige Zuordenbarkeit zur 
Zahlenreihe und demzufolge rechnerische Erfaßbarkeit. 

Kausalgesetze aber sind solche Erfahrungsgesetze, 
worin an die Realität gewisser artbestimmter Erscheinungen 
(Erscheinungsmomente) die Realität gewisser anderer — 
zeitlich nachfolgender — Erscheinungen (Erschei- 
nungsmomente) 5) als bedingt geknüpft wird. Alle materialen 
Kausalgesetze sind unexakt, d. h. es steht prinzipiell die 
Möglichkeit offen, daß die erwartete » Wirkung« infolge da- 
zwischentretender Ereignisse ausbleibt. Daher sieht man sich 
häufig genötigt, Kausalgesetze einzuschränken; d.h. zu dem 
Satze »auf die Ereignisgruppe U folgt die Ereignisgruppe We, 
muß die Bedingung hinzugefügt werden: » Wenn nicht gewisse 
Ereignisse Vi dazwischenkommen«. Demgemäß scheint eine, aber 
auch nur eine Möglichkeit einer exakten Formulierung von Kau- 
salgesetzen zu bestehen, und zwar die, daß man jedes Ge- 
schehnis als notwendige Wirkung aller vor- 
angegangenen Geschehnisse bezeichnet. 

Aber damit ist nicht nur der Genauigkeitsgrad, sondern der 
ganze Charakter des Gesetzes von Grund aus verändert. Denn 
während wir es früher mit artbestimmten — d.h. raum-zeitlich 
nicht determinierten und daher gegen räumliche und zeitliche Ver- 
schiebungen invarianten Erscheinungsklassen zu tun hatten, was 
in dem Satze »gleiche Ursachen, gleiche Wirkungens, seinen Aus- 
druck findet, treten hier individuelle an bestimmten Zeitstellen 
und eventuell auch Raumstellen aufweisbare Ereignisse an deren 
Stelle und zugleich wandelt sich das materiale 
Gesetz zum Postulat. Daß jede beliebige Erscheinung 
durch die Gesamtheit der vorangegangenen Erscheinungen rest- 
los determiniert sei, diese Behauptung kann durch die Erfahrung 
freilich niemals widerlegt, aber sie kann durch sie auch nicht be- 
stätigt werden. Diese These besagt nichts als das Postulat, es sei 
zur » Erklärung« einer Erscheinung eine prinzipiell unbeschränkte 
Zahl vorangegangener Erscheinungen heranzuziehen. 
tivität). Ausa X b folgt b = a (Asymmetrie) und ausa  b und b © c folgt 
ac (Transitivität). Als Kriterium der extensiven Größen tritt zu diesen noch 
das Erfordernis einer Einheit hinzu, durch die alle extensiven Größen ausdrückbar 
sein müssen. 


s) Präzis hätte man zu formulieren: ». . bzw. an das Vorhandensein art- 
bestimmter Momente an realen Erscheinungen ..... .e 
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Dieses Umkippenins Postulat ist die notwendige 
Folge jedes Versuches, durch Ausschaltung aller möglichen 
Störungen, die wesentlichinexaktenErfahrungs- 
gesetze in exakte zu verwandeln. Denn »Störung« ist eben 
alles dasjenige, wodurch das Nichteintreten einer erwarteten 
Wirkung erklärt wird. Doch erhält der Begriff der Störung so- 
gleich seinen erfahrungswissenschaftlichen Sinn, wenn man hie- 
für die Ergebnisse empirischer Untersuchungen einsetzt, d.h. 
aber, wenn man a) konkrete Störungen angeben und b) das Aus- 
maß ihrer in Frage kommenden Wirkung, d. i. der durch sie ver- 
ursachten Abweichung von dem Normalfall bestimmen kann. 
Soweit und nur insoweit als die Isolierung bestimmter Phäno- 
mene — mit dem empirischen Erkenntnissen wesentlichen Vag- 
heitskoöäffizienten — tatsächlich mit Hilfe der Induktion zu- 
gänglich gemacht werden kann, hat die isolierende Methode, das 
Aufstellen »allgemein gültiger Gesetze« erfahrungswissenschaft- 
liche Bedeutsamkeit. Mit der Aufstellung solcher Gesetze geht 
dann Hand in Hand die Bildung von Typen (Modellen), 
die als »Träger der Gesetzlichkeits fungieren (Atommodell, 
ideales Gas, gotischer Stil usw.). 

Die Ueberspannung der kausalen Methode aber führt zu 
einer Fülle von Scheinerklärungen und zur Formulierung von 
Kausalbegriffen ohne jeden Erkenntniswert. Die Aussagen über 
Kräfteinder Physik, über Vermögen oder Fähig- 
keiten in der Psychologie, über Bedürfnisse in der 
Wirtschaftswissenschaft sind nichts anderes als 
transponierte Aussagen über die zu erklärenden Be- 
wegungen, psychischen Akte, wirtschaftlichen Handlungen. Die 
ganz überflüssige hypostasierende Zusammenfassung der für die 
Erklärung einer Erscheinung als bedeutsam erkannten Tatsachen 
zu einer ultima causa, die man ardererseits wieder ganz nach dem 
Ebenbilde ihrer Wirkung bestimmt, wird darum so besonders 
gefährlich, weil sie leicht zu dem Glauben führt, daß schon durch 
den Vollzug der Zuordnung zwischen der zu erklärenden Er- 
scheinung und einer solchen, nicht näher bestimmten letzten 
Ursache sachlich etwas gewonnen sei. Daß die Bewegungen von 
Kräften, die Leistungen von Fähigkeiten, die wirtschaftlichen 
Handlungen von Bedürfnissen abhängig seien, daraus läßt sich ja 
wieder nichts anderes als die Aufforderung entnehmen, jene vor 
weg benannten physischen oder psychischen »Ursachen« nun 


Logik und Wirtschaftswissenschaft. 621 


auch tatsächlich aufzusuchen; eine irregeleitete Methodenlehre 
jedoch will jene überflüssigen Zwischenbegriffe in das Zentrum 
der wissenschaftlichen Forschung stellen und etwa die Physik als 
Lehre von den Kräften oder die Wirtschaftswissenschaft als Lehre 
von den Bedürfnissen konstituieren®). Daß sich aber deskriptiv 
nichts anderes bezüglich der Kräfte oder Fähigkeiten feststellen 
läßt, als was die Beschreibung der Bewegungen, bzw. Leistungen 
ergibt, und daß sich explikativ nichts über jene aussagen läßt, als 
was deren Kausalerklärung enthält, wird immer und immer 
wieder übersehen und hierdurch greift eine verwirrende Unklar- 
heit in der theoretischen Grundlegung zahlreicher Erfahrungs- 
wissenschaften Platz, die auch die empirische Forschung in 
diesen Gebieten auf das ungünstigste beeinflußt. 


Hat man aber das Wesen derartiger Scheinerklärungen 
durchschaut, so muß man sich noch darüber klar werden, daß 
unter dem Namen »Erklärung« zwei theoretisch verschiedene 
und daher sorgsam voneinander zu unterscheidende Prozesse 
verstanden werden. Man verklärt« eine bestimmte Erschei- 
nung, d.h. deren Bestehen, indem man fürs erste ein Gesetz an- 
gibt, nach welchem derartige Erscheinungen auf andere art- 
bestimmte Erscheinungen (Ursachen) zeitlich folgen und indem 
man zweitens das » Bestanden-Haben «, die Realität der Ursachen- 
Erscheinungen offenbar macht. Daneben aber bezeichnet man 
als »Erklärung« eines gesetzmäßigen Zusammenhanges seine 
Subsumption unter einen allgemeineren Gesetzeszusammenhang. 
Man »erklärt« z.B. die Tatsache, daß ein bestimmter Körper zu 
Boden fiel, auf Grund des Fallgesetzes aus der Tatsache, daß ihm 
seine Unterlage entzogen wurde, andrerseits aber erklärt man das 
Fallgesetz selbst aus dem Gravitationsprinzip. Man wird, um den 
Gefahren der Aequivokation zu entgehen, im zweiten Falle besser 
von »Ableitung« sprechen. 


Wir haben oben gezeigt, daß man den Begriff der Kausal- 
wissenschaft zu weit faßt, wenn man ihn mit dem der Erfahrungs- 
wissenschaft identifiziert. Neben dieser unzulässigen Erweite- 
rung aber tritt auch eine unzulässige Einengung auf, welche darin 


¢) Den hierbei eingeschlagenen Gedankenweg mag die folgende Anek- 
dote illustrieren: Ein Agent kommt wütend aus einer Fabrik gelaufen und 
klagt dem ihn erwartenden Freund: »Dieser grobe Fabrikant hat mir 5 Ohrfeigen 
geben wollen!« — » Ja woher weißt du denn das ? «— »Wenn er sie mir nicht hätte 
geben wollen, hätte er sie mir doch nicht gegeben.« 
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besteht, daß das » Verstehen«, d. h. die Einsicht in die Motive 
eines (menschlichen) Verhaltens als akausal dem Erklären gegen- 
übergestellt wird. Bringen wir uns demgegenüber die Methode 
des Verstehens zu klarer Bewußtheit, so erkennen wir, daß es 
sich auch hier durchaus um die Gesetzmäßigkeit zeitlicher Er- 
scheinungsreihen, also um Kausalbeziehungen handelt, nur ist 
diese Kausalität als Aktkausalität von der » Natur ekausali- 
tät phänomenologisch scharf unterscheidbar. Bewußtseinsakte 
haben nämlich einen Inhalt — Inhalt des Gedankens an das gleich- 
seitige Dreieck etwa ist »das gleichseitige Dreieck«?) — doch 
ist dieser Inhalt des psychisch realen, in der Zeit verlaufenden 
Bewußtseinsaktes keineswegs ein realer Teil dieses Aktes, viel- 
mehr ist jene einzigartige Beziehung zwischen Bewußtseinsakt 
und Bewußtseinsinhalt, welche man als Intentionalität 
bezeichnet, durchaus außerzeitlich. 

Es gehen daher bei der Aktkausalität außer- 
zeitliche Momente als notwendige Elemente 
inden Kausalzusammenhang ein und hierin, 
nicht in der verschiedenstufigen Evidenz 
liegt der prinzipielle Unterschied zwischen 
Aktkausalität und »Natur«kausalität, zwi 
schen Erklären und Verstehen ?). Auf Grund die- 
ser Unterscheidung läßt sich auch eine scharfe Trennungs- 
linie zwischen naturwissenschaftlichem und geisteswissen- 
schaftlichem Verfahren ziehen, wenn man das Verstehen als die 
spezifischgeisteswissenschaftliche Verfah- 
rensweiseauffaßt. 

Orientiert sich menschliches Verhalten insofern an der Er- 
kenntnis von Kausalzusammenhängen, als es bestimmte Tat- 
sachen in der Absicht »setzt«, bestimmte andere zeitlich folgende 
Tatsachen »herbeizuführen«, so sprechen wir von zweck- 
rationalem Handeln. Hier sind demnach zwei Kausalbe- 
ziehungen aufzuweisen und auf das peinlichste auseinanderzu- 
halten: 


?) Von der wichtigen Unterscheidung zwischen Bewußtseinsgegenstand und 
Bewußtseinsinhalt dürfen wir hier absehen. 

8) So kann die Vorstellung = Vorstellungsakt eines gleich- 
seitigen Dreiecks die verschiedensten Assoziationen ursächlich bedingen. Aber 
das gleichseitige Dreieck als Vorstellungsinhalt liegt jenseits aller zeit- 
lichen Erfaßbarkeit, während bei Naturzusammenhängen (im engeren Sinne) 
der gesamte Zusammenhang in eine Folge von durchwegs zeitlichen Phänomenen 
aufzulösen ist. 
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I. Die Kausalbeziehung zwischen den (bewußt)gesetzten 
Tatsachen (Mittel) und den»hierdurch herbeigeführ- 
tene Tatsachen (Zwecke); 

2. die Kausalbeziehung (Motivationsprozeß) zwischen der 
— emotional in bestimmter Weise betonten — Zweckvor- 
stellung und der Setzung der Mittel. 


In der Vermischung von »Zweck« als Vorstellungsinhalt und 
»Zweck« als realem Phänomen, welche durch die Vergegen- 
ständlichung von Ursache und Wirkung noch undurchsichtiger 
wurde, liegt eine der Hauptwurzeln der gefährlichsten metaphy- 
sischen und wissenschaftlichen Irrlehren, da hierdurch der An- 
schein entsteht, als sei der reale Zweck der Schöpfer der Mittel. 
Der Zweck als Bewußtseinsinhalt ist aber nicht nur 
von dem realen Zweck, sondern auch vondemBewußtseins- 
akte zu unterscheiden, dessen Inhalt er bildet. Sofern dieser 
Akt als Ursache in einem Motivationsprozeß begriffen wird, 
wollen wir ihn zweckrationales Motiv nennen. Es 
ist hierbei wohl zu beachten, daß rationales, d.i. versteh- 
bares Verhalten keineswegs immer zweckrationales Verhalten 
ist. Es ist durchaus verstehbar, daß man sich einer Tätigkeit »um 
ihrer selbst willen« (uninteressiert) hingeben kann °). 


Sehen wir im Sinne des Gesagten das Unterscheidende der 
geisteswissenschaftlichen gegenüber der naturwissenschaftlichen 
Methode im Verstehen, so müssen wir die innere Berechtigung 
der anderen Scheidung, welche häufig an deren Stelle gesetzt wird, 
d.i. derjenigen zwischen Seinswissenschaften und 
Wertwissenschaften prüfen. Hierzu ist vor allem die 
Einsicht in den Charakter der Wertaussagen überhaupt erforder- 
lich. Ihr dienen die folgenden Feststellungen: 

I. Wertbehauptungensind objektiv, d. h. 
in ihnen werden die Werte als direkt zu den Objekten (» Wert- 
trägern«) gehörig aufgefaßt. Ihnen stehen die subjektiven Aus- 
sagen über Werthaltungen gegenüber. Beispiel für eine 
Wertaussage: Leonardos »Abendmahl« ist schön. Beispiel für 
eine Werthaltungsaussage: ich halte (hielt) bzw. eine große An- 
zahl von Menschen hält (hielt) Leonardos » Abendmahl« für schön. 





* Die sprachliche Formulierung sum ihrer selbst willen«, die, indem sie 
in Wahrheit jeden Zweck ausschließt, doch scheinbar auf einen solchen hindeu- 
tet, ist ein lehrreiches Sympton für die tiefverwurzelte Fehlmeinung, daß moti- 
viert handeln und zweckbewußt handeln eins sei. 
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Beide Behauptungen sind logisch völlig unabhängig voneinander, 
was aus der logischen Verträglichkeit jeder der beiden Aussagen 
mit der Negation der anderen ersichtlich wird. Die zweite ist 
eine Aussage über psychische Tatsachen und unterliegt als 
solche prinzipiell den Verifizierungsmöglichkeiten empirischer 
Behauptungen, nicht so die erste, denn hier gilt: 

2. Wertbehauptungen sind unverifizier- 
bar, d.h. ihnen entspricht keine »Erfüllung«, wie solche für 
empirische Aussagen die aktuelle Wahrnehmung und für theore- 
tische Aussagen die Wesenseinheit bedeutet. Daher gibt es 
keine absoluten, keine theoretisch aufweisbaren 
wahren Werte. Hingegen ist es offenbar möglich, einen 
hypothetisch deduktiven Zusammenhang von Wertaussagen zu 
bilden, sobald man bestimmte Grundannahmen über Werte 
macht. So folgt aus der Grundannahme: Die Erhaltung jedes 
Menschenlebens ist wertvolles Verhalten, die andere: » Jede Be- 
gnadigung eines zum Tode Verurteilten ist wertvoll«. Aus dem 
ersten Satz folgt logisch der zweite, aber ob der erste »in Wahr- 
heit« gilt, ist eine prinzipiell unentscheidbare Frage. 

3.Es gibt nicht verschiedene Werte — wie 
moralische oder ästhetische Werte —, sondern stets ist es »der 
Wert«, der an verschiedene Gegenstände oder Sachverhalte, bzw. 
unter verschiedenen Bedingungen an sie geknüpft wird. So ist 
der ästhetische Wert: »Schönheit« der Wert der sinnlichen Er- 
scheinung als solcher, d.h. ohne Rücksicht auf irgend etwas 
außer ihr (vgl. Kants uninteressiertes Wohlgefallen); der 
» moralische Wert « » Güte« der Wert menschlichen Verhaltens, wel- 
cher diesem zukommt, sofern es an der eigenen allgemeinen Wert- 
haltung orientiert ist (Kants kategorischer Imperativ). Sind wir 
uns hierüber aber grundsätzlich klar, so können wir ohne Ge- 
fahr methodischer Entgleisungen in Hinkunft der Einfachheit hal- 
ber die Ausdrucksweise von den verschiedenen Werten beibehalten. 

Wir definieren nun weiteralsunselbständigeWerte 
solche, für die andere Werte die Voraussetzung bilden (z. B. Ab- 
hängigkeit des Wertes einer Ursache (des Mittels) vom Werte der 
Wirkung (des Zwecks). Ist dies nicht der Fall, so sprechen wir 
von selbständigen Werten. 

Aus den Feststellungen sub I und 2 ergeben sich nun als 
wichtige Folgerungen: 

a) Es gibt keinen logischen UÜebergang 
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von Tatsachenaussagen zu Wertaussagen 
oderumgekehrt. Niemals folgt aus einem Dasein ein Wert- 
sein oder aus einem Wertsein ein Dasein. 

b) Es gibt keine eigene wertwissenschaft- 
liche Methode, denn die Untersuchungen der sogenannten 
Wertwissenschaften sind allein auf die Frage gerichtet, ob jene 
Sachverhalte, denen nach bestimmten Grundannahmen — po- 
sitive oder negative — Werte zugeordnet werden, tatsächlich vor- 
liegen. So hat eine wissenschaftliche Aesthetik, welche bestimmte 
Kriterien für die Schönheit etwa von Gemälden zugrunde legt, 
gegenüber den Gemälden der Erfahrung, deren ästhetischen Wert 
(oder Unwert) sie bestimmen soll, einzig und allein die Aufgabe 
der Feststellung, ob diese Kriterien auf sie Anwendung finden oder 
nicht. Die Untersuchung erstreckt sich also ausschließlich auf das 
Vorliegen der Wertbasis. Ist in dieser (bei unselbständigen 
Werten) noch ein Wert enthalten, so muß doch die weitere Auf- 
lösung schließlich zur völligen Reduktion auf wertfreie Gegeben- 
heiten führen. Wertgesetze aber sind nichts anderes als Angaben 
von Bedingungen, auf Grund welcher Gegenständen oder Sach- 
verhalten ein Wert zuerkannt wird. Ihnen entsprechen — im 
Sinne des oben Ausgeführten — Werttypen. 

Ein Wertgesetz, dessen Gegenstand menschliches Verhalten 
bildet, nennt man Norm. Hier liegt die Gefahr unerlaubter 
Verquickung der wertfreien (Seins-) Sphäre mit der Wertsphäre 
besonders nahe und zwar in doppelter Richtung. 

Erstens deutet man Seinsgesetze in Wert- 
gesetze um und bestimmt demgemäß z.B. die Logik als 
Lehre vom richtigen Denken. Die wahre Sachlage wird man sich 
demgegenüber am leichtesten an der Mathematik klarmachen. 
Man soll so rechnen, daß sich bei der Multiplikation 2 x 3 das 
Produkt 6 ergibt: warum? Weil 2x3 =6 ist. Hier haben 
pragmatistische Konstruktionen verschiedener Art schwere Ver- 
wirrung gestiftet. 

ZweitensverwechseltmanNormalität mit 
Normativität, sieht den Normalfall, das Seinsgesetz- 
mäßige, als das schlechthin Wertvolle an. Daß dies logisch ein 

Nonsens ist, wurde bereits festgestellt. Insbesondere der sub 2 
genannte Fehler hat in den Geisteswissenschaften verhängnis- 
volle Wirkungen gehabt. 


Haben wir also erkannt, daß es eine wertwissenschaftliche, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 3. 40 
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bzw. eine normative Methode als Verfahrenslehre nicht 
gibt, so besitzen diese Begriffe doch, unter dem Gesichtspunkte 
einer Kategorienlehre betrachtet, volle theoretische Berechti- 
gung. Das Erkenntnisobjekt kann nämlich sehr wohl 
ein werter Gegenstand (Sachverhalt) oder das Wertsein eines 
Gegenstandes (Sachverhaltes) bilden, nur ändert sich hiedurch 
andemErkenntniswege nichts, denn dieser ist, wie eben 
angeführt wurde, allein auf die Wertbasis gerichtet. So 
ist die Rechtswissenschaft eine Wert- (Norm-)Wissenschaft und es 
sind demgemäß alle rechtswissenschaftlichen Sätze (Rechts- 
sätze) Aussagen über positivwertiges oder negativwertiges Ver- 
halten, aber die Frage, ob einem bestimmten Verhalten der posi- 
tive oder negative Wertindex zukommt, ob er unter diese oder 
jene Norm fällt, deckt sich empirisch völlig mit jener, ob es be- 
stimmte angebbare Merkmale oder Kennzeichen aufweist. So 
wird die Beantwortung der Frage, ob ein bestimmtes Verhalten des 
Angeklagten als Diebstahl (nach österr. Rechte) zu bezeichnen 
ist, von der Feststellung abhängen, ob er eine fremde beweg- 
liche Sache um seines Vorteils willen aus dem Besitz eines an- 
deren entzogen hat, und die Art, bzw. das Ergebnis dieser Fest- 
stellung ist gänzlich unabhängig davon, ob einem Verhalten mit 
diesen Merkmalen oder Kennzeichen ein Wert — sei es nun ein 
positiver oder negativer — zuerkannt wird. 

Das methodologische Widerspiel hierzu bildet die obenge- 
nannte Unterscheidung zwischen Naturwissenschaften 
und Geisteswissenschaften nach dem Verfahren, 
wobei das Verstehen als Spezifikum der Geisteswissenschaften 
erscheint. Denn diese Abgrenzung schließt keineswegs eine kate- 
gorial-gegenständliche Determinierung in sich. Sucht man aber 
eine solche und definiert man die Geisteswissenschaften als Er- 
fahrungswissenschaften vom menschlichen Verhalten (präziser 
Verhalten von Vernunftwesen), so ist damit wiederum keineswegs 
das Verstehen als das ihnen allein angemessene Verfahren ge- 
geben; vielmehr sind bloß erklärende Wissenschaften vom mensch- 
lichen Verhalten durchaus möglich. Wenn etwa Karl Marx die 
These aufstellt: »Es ist nicht das Bewußtsein der Menschen, das 
ihr Sein, sondern umgekehrt ist es ihr gesellschaftliches Sein, das 
ihr Bewußtsein bestimmt«, so liegt hierin das methodologische 
Postulat einer bloß erklärenden Erfassung menschlichen Verhal- 
tens und hierin ist der eigentliche methodologische Sinn der ma- 


Magan 
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terialistischen Geschichtsauffassung zu erblicken. Ebenso werden 
wir im folgenden das konkurrierende Postulat, dasjenige ver- 
stehender Betrachtung als gemeinsamen theoretischen Kern aus 
mannigfachen recht konkret formulierten Bestimmungen heraus- 
lösen können. Der Erfahrungswert der einen oder der anderen 
Methode in dem von uns zu behandelnden Gebiet der Wirtschafts- 
wissenschaft steht hier nicht zur Betrachtung; denn eine derartige 
Frage liegt nicht innerhalb des Rahmens theoretischer Unter- 
suchungen. Hingegen werden es die folgenden Ausführungen 
offenkundig machen, daß weder die objektive noch die sub- 
jektive Wertlehre, deren Gegensatz in dem eben besprochenen 
zwischen »Erklären« und »Verstehen« wurzelt, in ihrem Wesen 
logisch zu widerlegen sind, und hierdurch gleichzeitig an einem 
Beispiele vor Augen führen, daß es nicht das Ziel der Methoden- 
kritik ist, die Erfahrungswissenschaften in Logik aufzulösen (zu 
zersetzen), sondern daß sie gerade im Gegenteil eine ihrer wich- 
tigsten Aufgaben darin sieht, pseudologische Grenzüberschrei- 
tungen auf das Gebiet inhaltlicher empirischer Erkenntnis ab- 
zuwehren. Diese Einsicht sollte heute — fast 150 Jahre nach 
Kants Vernunftkritik — wohl schon Gemeingut aller theoretisch 
interessierten Forscher sein, aber bis dahin hat es wohl noch 
gute Weile. 

Die vorangegangenen allgemeinen Feststellungen sollen uns 
nun die Möglichkeit geben, die Grundprobleme der Wirtschafts- 
theorie in allgemeine methodologische Zusammenhänge einzu- 
stellen. 


Spezieller Teil. 
Dieökonomischen Grundbegriffe. 


Die Frage nach dem Wesen der Wirtschaft, bzw. nach der 
Definition des Wirtschaftsbegriffes deckt sich — nach der im 
allgemeinen Teile gewonnenen Einsicht — mit jener nach den 
allen wirtschaftlichen Sätzen gemeinsamen Elementen. Wie 
lautet nun jene Grundform, die in allen ökonomischen Proble- 
men, mögen sie nun Aussagen über Warenpreis, Zins, Lohn, Ein- 
kommen sein, enthalten ist und enthalten sein muß, da eben in 
ihr das spezifisch Oekonomische gelegen ist ? Sie erschließt sich 
der deskriptiven Analyse wie folgt: Wirtschaft ist ein Inbegriff 


von Akten des Wirtschaftens. Wirtschaften aber heißt: Güter 
407 | 
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für Güter eintauschen (Güter gegen Güter austau- 
schen) 9). 

Wie sich unter gegebenen Bedingungen (Daten) dieses Wirt- 
schaften konkret gestaltet, d.h. welche Erfahrungsgesetze hier- 
für gelten, dies zu ergründen obliegt der Wirtschaftswissen- 
schaft; die Form der wirtschaftswissenschaftlichen (ökonomi- 
schen) Sätze und Begriffe aber bestimmt die Theorie der Wirt- 
schaftswissenschaft, in deren Rahmen die folgenden Ausfüh- 
rungen fallen. Unsere nächste Aufgabe besteht daher in der 
Analyse der ökonomischen Grundform oder, wie wir statt dessen 
sagen wollen, ds reineneinfachenökonomischen 
Satzes: »Eine Person (Wirtschaftssubjekt) 
tauscht Güter für Güter ein.« Untersuchungen über 
den Begriff der Person dürfen hier füglich unterbleiben 1!); um so 
wichtiger für die Behandlung unserer weiteren Aufgabe ist die 
präzise Erfassung der Begriffe » Gut« und »Eintauschen « Wen- 
den wir uns zunächst jenem zu, so ist vor allem festzustellen, daß 
in der ökonomischen Beziehung des Eintauschens niemals Dinge 
als solche die Objekte bilden, sondern Beziehungen zu 
Dingen, und zwar »Verfügungschancen«®). Nun 
»habe« ich dann eine bestimmte Chance, wenn eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit besteht, daß ein von mir gewolltes Ereignis 
eintreten wird und ich »erwerbe« mir diese Chance, soferne ich 
eine solche Wahrscheinlichkeit herbeiführe (d.h. mich so verhalte, 
daß die Wahrscheinlichkeit »entsteht«‘). Von einer Verfü- 
gungschance einer Person in Bezug auf ein Ding wird man 

10) Schon hier sei der folgenden eingehenden Analyse vorgreifend darauf 
hingewiesen, daß sich seintauschen« nicht mit »tauschens deckt, sondern — als 
weiterer Begriff — auch das Wirtschaften des isolierten Individuums umfaßt. — 
Die obgenannte Definition erscheint uns sprachlich schärfer als » Wählen zwischen 
Gütern (die Formulierung in unserem Aufsatz: »Die ökonomischen Grund- 
begriffe«). 

121) Vgl. hierzu vor allem Husserl: Ideen zu einer reinen Phänomenologie. 


Halle 1913, und Scheler: Der Formalismus in der Ethik und die materiale Wert- 
ethik. 2. Aufl. Halle 1921. 

12) Die Bezeichnung » Verwendungsmöglichkeiten «+ (Clark, Strigl) wurde dar- 
um vermieden, weil hierdurch der Gedanke nahegerückt werden könnte, als sei 
das Ding, welches verwendet wird, wirtschaftlich stets als Mittel für die Verwen- 
dung (Zweck) aufzufassen, ein Irrtum, den wir von vornherein ausschließen wol- 
len. Um das Verständnis der folgenden Ausführungen nicht durch Abweichungen 
von der üblichen Terminologie zu erschweren, wollen wir von »Güterverwendun- 
gen« sprechen; uns aber darüber klar scin, daß es eigentlich Dingverwen- 
dungen heißen sollte, da Verwendung eben Ausnützung bestimmter mit 
einem Ding verbundener Verfügungschancen bedeutet. 
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demgemäß dann zu sprechen haben, wenn die Wahrschein- 
lichkeit besteht, daß jene Person etwas Be- 
stimmtes mit diesemDingemachenkann, falls 
sie will. Güter sind nun nichts anderes als dinglich 
geeinte Gesamtheiten von Verfügungschan- 
cen, d.h. man versteht unter » Gut« einen Inbegriff von Ver- 
fügungschancen über ein bestimmtes Ding. Güter bestehen für 
Menschen unabhängig davon, ob sie von ihnen ausgenützt wer- 
den, ja selbst davon, ob sie ihnen bewußt geworden sind; denn 
die Behauptung, daß diese oder jene Person ein bestimmtes Er- 
eignis herbeiführen kann, fails sie es will, sagt nicht das Geringste 
darüber aus, ob sie dies wirklich wollen oder auch nur wollen 
können wird. In dem Begriffe » Gut« liegt also keinerlei inhalt- 


‚liche Bestimmung psychischer Akte beschlossen. 


Die weiteren Betrachtungen über den Begriff des Gutes 
erfordern bereits Klarheit über das Wesen des »Eintauschens«, 
deshalb wenden wir uns nunmehr diesem ökonomischen Grund- 
begriffe zu. 

Ein Gut A wird dann gegen ein Gut B ein- 
getauscht, wenn B hingegeben wird (d. h. die 
Chancen, deren Inbegriff B darstellt, aufgegeben werden) und 
diese Hingabe den zureichenden Grund!) 
für die Erwerbung von A (d.h. das Auftauchen der 
Chancen, deren Inbegriff A darstellt) bildet. Die beiden Aus- 
drücke »A für B eintauschen« und »B gegen A austauschen«, be- 
stimmen daher die gleiche Relation und wir dürfen sie in der 
Folge abwechselnd verwenden. 

Aus der bisherigen Analyse ergibt sich nun bereits eine Fol- 
gerung von großer methodenkritischer Bedeutsamkeit, nämlich 
die Feststellung, daß in der ökonomischen Grundfrage, die da 
lautet: »Wie wird unter gegebenen Umständen gewirtschaftet « 
weder Werte oder Wertungen, noch Zwecke und Ziele, noch Lust 
oder Leid Platz finden und daß es demgemäß gelingen muß, eine 
ökonomische Formenlehre zu bestimmen, in die keiner jener 
Begriffe eingeht. Diese Behauptung bedarf näherer Erläuterung. 
Da das spezifisch ökonomische Moment, welches Preis-, 


18) Wir sprechen nicht von hinreichender Bedingung, sondern von zu- 
reichendem Grund, weil jener Ausdruck größeren Anreiz zur Verwechslung 
mit der subjektiven Bedingung eines Verhaltens, dem dbestimmenden Motiv« 
bietet. 
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Zins-, Lohn-, Einkommens- und Zurechnungsprobleme als theo- 
retische Einheit begreifen läßt, in der ökonomischen Grund- 
form, dem reinen einfachen ökonomischen Satze beschlossen 
liegen muß, so haben wir zur Verifizierung unserer Behauptun- 
gen die völlige Freiheit der begrifflichen Bestandteile dieses 
Satzes von den obgenannten Inhalten (Werte, Wertungen, 
Zwecke, Ziele, Lust, Leid) darzutun. Hierbei dürfen wir uns, 
— da man jene Inhalte evidentermaßen nicht im Begriffe des 
Wirtschaftssubjektes wird finden können — wieder auf die Be- 
trachtung der Begriffe » Gut« und »eintauschen« beschränken. 
Bringen wir uns diese nochmals zur vollen Gegebenheit, so er- 
kennen wir, daß in der Frage: »Wird unter bestimmten Um- 
ständen ein Gut A hingegeben werden, wenn diese Hingabe den 
zureichenden Grund für die Erwerbung eines Gutes B bildet ?« 
als solcher keiner der in Frage kommenden Begriffe mitenthal- 
ten ist. 

Die entgegengesetzte Annahme hat ihren Ursprung in der 
im allgemeinen Teil behandelten fehlerhaften Verwechs- 
lung des Fragesinns mit den Erwägungen, 
die zu ihrer Lösung führen sollen. Man argu- 
mentiert, entsprechend den verschiedenen Spielarten der öko- 
nomischen Lehrmeinungen, wie folgt: Wenn ein Mensch ein Gut A 
für ein anderes Gut B eintauscht, so geschieht dies d a r u m , weil 
A für ihn wertvoller ist als B, oder weil A von ihm für 
wertvoller gehalten wird als B, weil A tatsächlich 
oder vermeintlich ein tauglicheres Mittel für seine Ziele (» End- 
zwecke«) darstellt, als B, weil A ihm mehr Lust oder weniger 
Leid bereitet als B. Aber alle diese Begriffe, deren Verwendbar- 
keit in einer Verfahrenslehre der Oekonomik später 
noch zu prüfen sein wird, gehen keinesfalls in die wirtschafts- 
wissenschaftlichen Problemstellungen, bzw. Problemlösungen ein 
und gehören daher sicherlich nicht in die ökonomische Formen- 
lehre. In der Frage etwa: Wird X dem Y für 5 Scheffel Weizen 
sein Pferd geben — d.h. wird X dem Y sein Pferd geben, wenn 
diese Hingabe der zureichende Grund dafür sein wird, daß er 
von ihm 5 Scheffel Weizen erhält — ist keine Spurhievon zu ent- 
decken. Besonders nachdrücklich ist die Fehlauffassung zurück- 
zuweisen, als liege es im Wesen des Verhaltens » Eintauschen von 
A für B«, daß die Hingabe von B das Mittel zur Erlangung 
von A darstellt; denn sie erscheint in der ökonomischen Frage- 
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stellung weder selbst als Zweck, noch auch als Mittel für andere 
Zwecke. Erst wenn man darangeht, das Verhalten des wirt- 
schaftenden Menschen verstehend zu deuten, d. h. aus seinen 
Motiven zu begreifen, können teleologische Fragestellungen 
auftreten. Sie bilden Zwischenprobleme, Etappen auf dem Er- 
kenntniswege zwischen der Problemstellung und der Lösung. 

Bei mangelnder Unterscheidung zwischen Problemsinn und 
Lösungsweg ist es nun auch keineswegs verwunderlich, daß ver- 
schiedentlich versucht wurde, das — substantiell gefaßte — 
» Gut« als » Träger« von — positiven — Werten oder von Lust 
oder aber als Mittel für »Zwecke« (» Bedürfnisbefriedigung«) auf- 
zufassen. Wir kommen darauf noch unten in anderem Zusammen- 
hange zu sprechen und haben hier, nach der erfolgten prinzi- 
piellen Klarstellung des Wesensverhaltes bloß noch zu betonen, 
daß man aus der Tatsache, daß von einem Wirtschaftssubjekte 
X ein Gut A für ein Gut B eingetauscht wird, nur dann logisch 
folgern kann, daß A für ihn (vermeintlich) wertvoller ist als B, 
bzw. daß es für ihn einen höheren Grad von Lust oder einen ge- 
ringeren Grad von Leid bedeutet, wenn ex definitione 
daseingetauschte Gutals»wertvoller«, lust- 
reicher« oder »leidärmer« gegenüber dem da- 
für hingegebenen Gute erscheint. In diesem 
Falle aber bewegt man sich mit jenen Behauptungen zwar in 
der Ebene der reinen Oekonomik, aber man beschreibt in ihr 
evidentermaßen einen logischen Zirkel. 


Die messende Dekonomik. 


Erscheint durch das Gesagte eine Reihe von Versuchen, zu 
einer Wirtschaftsdefinition zu gelangen, welche inhaltsreicher ist 
als die durch unsere ökonomische Grundform gegebene, ab- 
gelehnt, so haben wir noch dem sehr ernsten Einwand zu begeg- 
nen, unsere Begriffsbestimmung der Wirtschaft sei darum zu 
weit, weil sie den Begriff des Geldes nicht enthalte und dem- 
gemäß die Bestimmung quantitativer Austauschverhältnisse 
zwischen Gütern — ein essentiale der wirtschaftswissenschaft- 
lichen Problemstellung nicht berücksichtige. Demgegenüber ist 
zunächst folgendes festzustellen: Eine Untersuchung darüber, ob 
die Aufstellung oder Durchführung eines » Wirtschaftsplanes« 
an die quantitative Vergleichung von Gütern »gebunden« ist, 
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ob es für das empirische Wirtschaftssubjekt erforderlich er- 
scheint, sich »an der Geldrechnung zu orientieren«, das sind Fra- 
gen, deren Beantwortung für die erfahrungsfreie, ökonomische 
Formenlehre völlig bedeutungslos ist; die Frage auf die es hier 
allein ankommt, ist vielmehr die, ob es wirtschaftswissenschaft- 
liche Probleme gibt, die ihrem Sinne nach frei von quantitativen 
Bestimmungen sind. Diese Frage aber ist zu bejahen; denn sie 
verneinen hieße die Probleme des Naturaltausches aus der Wirt- 
schaftswissenschaft ausweisen 14). Andererseits aber ist festzu- 
stellen, daß große Gruppen wichtiger ökonomischer Probleme, 
wie Preisprobleme, Einkommensprobleme, Zurechnungsprobleme, 
zahlenmäßige Relationen zwischen Gütern voraussetzen, welche 
Voraussetzung sich freilich (wie wir sogleich erkennen werden) 
nicht mit der Annahme eines Geldgutes deckt. Keinesfalls aber 
bedeutet die Einführung von Zahlenbeziehungen zwischen Gü- 
tern in die ODekonomik eine Erweiterung des Sachgehaltes gegen- 
über dem kategorialen Grundbestande dieser Wissenschaft, denn 
Zahlen sind absolut-formale (logische) Begriffe und Zuordnungen 
zu Zahlen sind prinzipiell in jedem Sachgebiete möglich. Wir 
werden daher die Gesamtheit jener Probleme der Wirtschafts- 
wissenschaft, die quantitative Austauschrelationen zwischen 
Gütern behandeln, als Disziplin der »messenden Oekono- 
mik« im Rahmen der allgemeinen Oekonomik zusammenfassen 
können. 

In der messenden Oekonomik ist also — der Idee nach — 
jedem Gute eine Zahl als ökonomischer Index (ökonomische Zahl) 
zugeordnet, welcher seine Stellung im Rahmen der Austausch- 
beziehungen bestimmt. 

Man erkennt dann diejenigen Güter, für die ein bestimmtes 
Gut zu haben ist, daran, daß sie die gleiche oder eine höhere 
Indexzahl aufweisen, wie jenes Gut. Güter mit gleicher Index- 
zahl wollen wir als ökonomisch äquivalente Güter 
bezeichnen und derart eine wirtschaftliche Gleichheitsbeziehung 
festlegen. Hierbei ist aber sorgsam darauf zu achten, daß dieser 
Gleichheitsbegriff aus den ökonomischen Kategorien nicht ab- 


34) Der Einwand, daß es sich bei jeder Austauschbeziehung um einen Aus- 
tausch von Güterquanten handle, wäre nicht stichhaltig. Wenn ich mich beispiels- 
weise frage, ob der Bauer N unter gegebenen Umständen seine Kuh »die schwarze 
Lisle gegen des Nachbars Hengst »Fridolin« austauschen wird, so liegt in dieser 
Frage keinerlei Mengen- oder Größenbeziehung eingeschlossen. 
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geleitet ist — denn wechselseitige Austauschbarkeit von Gütern 
impliziert keineswegs Gleichheit und so darf man auch nicht glau- 
ben, es genüge, nach Einführung der ökonomischen Zahlen, frisch 
darauf loszurechnen, um zu Wirtschaftsgesetzen von strenger 
Gültigkeit zu gelangen. Die den Gütern zugeordneten ökonomi- 
schen Zahlen haben. ja empirische Bedeutung nur insoweit, als 
sie auf Grund der Erfahrung gewählt werden, und welche Rechen- 
operationen mit diesen Zahlen zulässig sind, d. h. welche dieser 
Operationen eine ökonomisch richtige Auswertung gestatten, 
kann gleichfalls nicht a priori entschieden werden. So geht, um 
nur ein Beispiel zu bringen, aus einer ökonomischen Aequivalenz 
von I kg Kirschen, mit 20 kg Gußeisen (auf dem Wiener Markt) 
keineswegs logisch diejenige von einer Tonne Kirschen mit zwan- 
zig Tonnen Gußeisen hervor. Zwar werden in vielen Fällen die 
auf Grund empirisch richtiger Ansätze durchgeführten mathe- 
matisch erlaubten Rechenoperationen mit ökonomischen Glei- 
chungen wieder gute Annäherungen an die ökonomische Erfah- 
rung ergeben. Aber es ist methodologisch grundwichtig, sich vor 
Augen zu halten, daß diesen Operationen häufig unberechtigter- 
weise durchaus nicht selbstverständliche oder allgemeingültige 
Voraussetzungen stillschweigend zugrunde gelegt werden, wie 
etwa diejenige, daß — bei in beiden Fällen als gleich angenom- 
menen Verfügungschancen — die verschiedenen Mengen eines 
Dinges zugeordneten ökonomischen Zahlen diesen Mengen direkt 
proportional sind. Man hat hier wohl zwischen dem mathemati- 
schen Prozeß mit seiner unmittelbar einsichtigen logischen Folge- 
richtigkeit und dem ihm unterlegten ökonomischen Sinn zu unter- 
scheiden; muß den Ansatz mit den in ihm verborgenen empiri- 
schen Voraussetzungen und die diesem Ansatz korrespondierende 
Auswertung (Deutung) des mathematischen Ergebnisses von den 
inhaltlich völlig undeterminierten Rechenoperationen trennen. 
Die Vermischung hat — insbesondere bei statistischen Unter- 
suchungen — viel Verwirrung gestiftet. 

Man wird sich die methodische Rolle der ökonomischen Zah- 
len am besten durch eine physikalische Analogie einprägen. Die 
mannigfaltigen, an sich nicht meßbaren Fhänomene, wie opti- 
sche, akustische, thermische Vorgänge werden als verschiedene 
Spielarten einer mechanisch meßbaren Energie betrachtet und 
— unter Zugrundelegung des Satzes von der Konstanz der Ener- 
gie — in Aequivalenzbeziehungen zueinander gebracht. Dieser 
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Satz selbst, welcher die extensive (zahlenmäßige) Vergleichbar- 
keit sämtlicher physikalischer Phänomene statuiert, ist ein 
heuristisches Postulat allgemeinster Art, welches dem Postulat 
nach zahlenmäßiger Vergleichbarkeit aller Güter in der Wirt- 
schaftswissenschaft entspricht; die Kriterien aber, nach denen 
sich die konkrete Vergleichung — also etwa die Feststellung des 
mechanischen Wärmeäquivalents — vollzieht, sind durchaus 
empirischer Natur und ebenso sind es empirische Sätze, daß bei 
gleichbleibender Geschwindigkeit die Energie (der physikalische 
Index) direkt proportional ist der bewegten Masse, während sie 
bei konstanter Masse direkt proportional dem Quadrate der Ge- 
schwindigkeit ist. Es ist für exakte, theoretische Untersuchungen 
unbedingt erforderlich, die eben dargelegte Unterscheidung wohl 
zu beachten ®°). | 

Deckt sich nun die eben behandelte messende Oeko- 
nomik mit einer wirtschaftswissenschaftlichen Disziplin von der 
Geldwirtschaft ? Diese Frage ist zu verneinen, denn die Zuord- 
nung gleicher Zahlen zu Gütern, die gegeneinander ausgetauscht 
werden, setzt die Statuierung eines » Geldgutes« keineswegs 
voraus; so ist etwa ein Warenclearing denkbar, worin die Aus- 
tauschverhältnisse zwischen Waren verschiedener Art festgelegt 
werden, ohne daß ein dingliches Symbol für diese Beziehungen 
bestünde. 

Aber auch in diesem Symbolcharakter, dem Charakter von 
» Rechenpfennigen « — den etwa mit bestimmten Ziffern bedruckte 
Papierstücke haben können — erschöpfen sich nicht die Kenn- 
zeichen des Geldes. Hierzu gehört eine feste Zuordnung zwischen 
Mengen von Dingen bestimmter Art, bzw. Verfügungschancen 
über diese Dingmengen und ökonomischen Zahlen. Dinge be- 
stimmter Art sind dann Geld, wenn dieökonomi- 
sche Zahl eines beliebigen Gutes — ex defi- 
nitione— durch eine Mengenzahljener Dinge 
bestimmt wird, und zwar durch diejenige 
Zahl, welche der kleinsten zu seiner Er- 


15) Aus diesem Beispiele erkennt man auch, was es mit der » Umwandlung« 
von intensiven in extensive Größen in der Erfahrungswissenschaft für Bewandt- 
nis hat. Das erfahrungswissenschaftliche Problem liegt hier stets in der Auf- 
findung eines geeigneten Zuordnungsprinzips zwischen den gegebenen nicht meß- 
baren und anderen, meßbaren, Phänomen. Wer sich den Unterschied zwischen 
direkter und indirekter Meßbarkeit klar gemacht hat, für den ist die Möglichkeit 
der »Wertmessung« nicht mehr problematisch. 
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werbung hinreichenden Menge jener Dinge 
entspricht!®). Diese Zahl kann dann als Preiszahl des 
Gutes bezeichnet werden. Demgemäß sind die den Geldmengen 
zugeordneten ökonomischen Zahlen definitionsgemäß proportio- 
nal diesen Mengen; welche Menge aber hierbei als Einheitsmenge 
statuiert wird, ist theoretisch belangslos. 


Die eben behandelte Frage nach der Begriffsbestimmung 
des Geldes, d. h. der für das Geld konstitutiven Merkmale und 
Kennzeichen, ist aber dadurch heillos verwirrt worden, daß man 
mit ihr ständig die Frage nach den empirischen Bedingungen, 
unter denen Dinge (Stoffe) dieser oder jener Art in einer sozialen 
Gemeinschaft Geld werden, verwechselt. Ob nämlich Dinge 
dadurch zu Geld werden, daß eine Rechtsordnung sie als allge- 
meines » Zahlungsmittel« festlegt, oder dadurch, daß sie, vermöge 
ihrer stofflichen Eigenschaften, allgemeines Tauschmittel sind; 
ob das Geld vorwiegend »der Wertmessung dient«, oder dem 
indirekten Warentausch, das alles sind Fragen, die ebensowenig 
in die Wirtschaftstheorie — die Grundlage a priori der empiri- 
schen Wirtschaftswissenschaft — gehören wie etwa die Lehre 
von den Preisschwankungen. Sie alle setzen den Begriff des Gel- 
des als bereits eindeutig bestimmt voraus. 


Durch die Vermengung dieser empirischen Fragen — aus 
deren Beantwortung in diesem oder jenem Sinne dann auch be- 
deutsame wirtschaftspolitische Folgerungen gezogen werden — 
mit dem theoretischen Problem der Begriffsbestimmung des 
Geldes aber ist der üppige Nährboden für den endlosen Kampf 
zwischen »Nominalismus« und » Realismus«!”) in der Geldlehre 
entstanden. Denn der große Streit etwa, inwieweit und inwie- 
lange eine Zwangsordnung das Wirtschaften der ihr Unterstellten 
beeinflussen kann, bewegt sich an und für sich um keine Frage, die 
sich allgemein und streng beantworten läßt; ist doch der Grad 
dieses Einflusses von den verschiedensten Variabeln abhängip. 
Aber da diese Differenz in der Geldlehre scheinbar auf einen Be- 


16) Ausgetauscht wird hierbei im Sinne des Gesagten nicht die Geldmenge 
als solche, sondern bestimmte Verfügungschancen über die Geldmenge; das Geld- 
stück selbst ist kein Gut. 

17) Daß diese Lehre meist als »Metallismus« auftritt, ist theoretisch be- 
deutungslos. Nichts ökonomisch Wesentliches an ihr würde sich ändern, wenn 
man an Stelle der Metalle Kaurimuscheln setzte; wir wollen an dieser Stelle darauf 
hinweisen, daß stoffliche Verschiedenheiten überhaupt wirtschaftstheoretisch 
irrelevant sind. 


zus 
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griffsstreit zurückgeführt wird, so entsteht die Möglichkeit, These 
und Antithese in aller Schärfe einander gegenüberzustellen und 
ein feineres Ohr hört in all den vielstimmigen, meist empirische 
Argumente ins Treffen führenden Polemiken das theoretische 
Problem nach dem Wesen des Geldes als Grundton mitschwingen. 
Es ist eine in den verschiedensten Wissensgebieten nachprüfbare 
allgemein erkenntnispsychologische Feststellung, daß methodo- 
logische Probleme meist schon weit eher starken Einfluß ausüben, 
als sie in bewußter Klarheit erfaßt werden. In jenem Stadium 
verbergen sie sich, bald leichter, bald schwerer erkennbar, hinter 
empirischen Fragestellungen. So wurzelt beispielsweise der große 
Streit innerhalb der Scholastik, ob Gott Geschehenes ungeschehen 
machen könne, in dem erkenntnistheoretischen Problem, ob 
logische Wahrheiten (der Satz vom Widerspruch) in den Bereich 
der Tatsächlichkeit, wo allein Wunder möglich sind, gehören. 
Hier aber liegt das theoretische Problem vor, ob in den Begriff 
des Geldes, des materiellen Trägers der ökonomischen Zahlen, 
die Bestimmung dieser Zahlen durch MengeneinesStof- 
fes — des Geldstoffes — als konstitutives Element einzugehen 
hat, oder ob das Bestehen irgendeiner anderen Regel eindeutiger 
Zuordnung 18) zwischen bestimmten Dingen (bedrucktes Pa- 
pier, Spielmarken) und den ökonomischen Zahlen genügt, um 
jenen Dingen den Geldcharakter zu geben. Dieses Problem aber 
hat — also isoliert — keine Schwierigkeit mehr. Denn da sowohl 
in der einen, als auch in der anderen Behauptung der eigentliche 
methodische Kern des Geldes als des dinglichen » Trägers« der 
ökonomischen Zahl zur Geltung kommt, so ist die Entscheidung 
in diesem oder jenem Sinne ohne prinzipielle Bedeutung, sobald 
der Differenzpunkt einmal klar erfaßt ist. 

Wir haben die Bezeichnung Geld an die engere Begriffs- 
bestimmung geknüpft und wollen demgemäß dort, wo jene Pro- 
portionalitätsbeziehung zwischen den ökonomischen Zahlen und 
den Mengen der ihnen zugeordneten Dinge fehlt, von Geld- 
surrogaten sprechen. 

Die eben aufgezeigte Verquickung von Problemen verschie- 
dener methodischer Sphären ist ein charakteristisches Beispiel 


18) Diese Zuordnung ist eineindeutig (umkehrbar eindeutig) nicht zwischen 
dem einzelnen (individuellen) Geldding (Stück) und der ökonomischen Zahl 
— es kann ja eine große Menge gleichwertiger Geldstücke geben — sondern 
zwischen ihr und der Dingspezies. 
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für die im allgemeinen Teil behandelte Vermengung von Form- 
problemen mit Problemen des Anwendungsbereichs. Dinge dieser 
oder jener Art »sind dann Geld« für ein bestimmtes Wirtschafts- 
gebiet, wenn dort tatsächlich die verschiedenen Güter durch Zu- 
ordnung zu Mengen jener Dinge in ökonomische Größenverhält- 
nisse gebracht werden. Da nun das Geldding in der empirischen 
Wirtschaftswissenschaft eine ausgezeichnete Stellung hat, so ist 
es von hoher Bedeutsamkeit, festzustellen, welche Ursachen regel- 
mäßig zusammenwirken müssen, um Dingen bestimmter Art 
Geldcharakter zu verleihen. Da ist es dann sehr wichtig zu 
konstatieren, welche Rolle hierbei die allgemeine Tauschbarkeit 
(die ihrerseits wieder teilweise in mannigfaltiiger Verwendbarkeit 
wurzeln mag) spielt, welcher Einfluß hierauf obrigkeitlichen Vor- 
schriften und welcher etwa sakralen Gebräuchen zukommt. Die 
Lösung dieser Fragen gibt dann an, unter welchen Bedingungen 
die auf Geld bezüglichen Erfahrungsgesetze der Wirtschafts- 
wissenschaft einen Anwendungsbereich erhalten. 

Der Geldbegriff aber wird — dies sei nochmals nach- 
drücklich festgestellt — durch jene Erfahrnngsgesetze nicht 
implizit definiert, sondern er wird in ihnen als bereits 
eindeutig bestimmt vorausgesetzt. 


Die Gesetze der Wirtschaftswissenschaft. 


Der eben aufgewiesene methodologische Fehler der Verwechs- 
lung von Form und Anwendungsbereich hat aber für die Wirt- 
schaftstheorie noch eine weit allgemeinere Bedeutung, und zwar 
bei der Bestimmung des Wirtschaftsbegriffes selbst. 

Der zu verschiedenen Begriffsbestimmungen führende ge- 
dankliche Ausgangspunkt, der aber nur-selten expressis verbis 
angegeben wird, ist im allgemeinen der folgende: 

Wir haben das »Faktum der Wirtschaftswissenschaft « 19), 
d.h. es besteht eine Mannigfaltigkeit untereinander zusammen- 
hängender, durch die Erfahrung bewährter Gesetze über den 
Vollzug des Güteraustausches. Welches sind nun die Bedingun- 
gen, unter denen diese Gesetze Anwendung finden? Da fällt vor 
allem die Tatsache der Knappheit der meisten Güter im 
Verhältnis zu den menschlichen Bedürfnissen, deren Befriedigung 





19) Bei diesen Gedankengängen spielt mitunter eine, durchaus nicht ein- 
wandfreie, Analogie mit der Kantschen transzendentalen Deduktion mit. 
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sie dienen, ins Auge. Die hiedurch bestehende Lebensnot 
(Gottl, Strigl) zwingt die Menschen sich erstens über die relative 
Wichtigkeit ihrer Bedürfnisse, bzw. deren Befriedigung klar zu 
werden, zweitens unter zweckverbundenen, d.h. den gleichen 
Zwecken (sc. der Bedürfnisbefriedigung) dienenden Mitteln die- 
jenigen auszuwählen, welche mit den geringsten Opfern zu er- 
langen sind. So kommt der Mensch dazu, einen Plan für seine 
Bedürfnisbefriedigung aufzustellen, welcher für sein Verhalten 
bestimmend wird und da unter den Menschen vermöge ihrer 
ähnlichen physisch-psychischen Konstitution eine weitgehende 
Konformität der Bedürfnisse herrscht, so entsteht eine Gleich- 
artigkeit des Verhaltens, welche eben durch jene allgemeinen 
Gesetze zum Ausdruck gebracht wird. 

 Demgemäß sucht man dann je nach den verschiedenen 
Standpunkten in der Güterknappheit, in den Bedürfnissen, den 
Zielen und deren Rangordnung, dem planvollen vorsorglichen 
Verhalten... . usw. die Kategorien der Wirtschaft, während doch 
in Wahrheit keiner von diesen Begriffen ein konstitutives Ele- 
ment der wirtschaftswissenschaftlichen Sätze bildet. Und dem- 
gemäß bezeichnen die verschiedenen landläufigen Definitionen 
des Wirtschaftens zwar mehr oder minder treffend den Ursprung 
oder den Zweck dieses Verhaltens, aber nicht seinen Inhalt, das 
»Eintauschen von Gütern für Güter« 

Bei Betrachtung des Anwendungsbereichs wirtschaftswissen- 
schaftlicher Gesetze drängt sich auch die Frage auf, ob diese eine 
Mehrheit von Menschen (soziale Gemeinschaft) voraussetzen oder 
ob es Gesetze des Wirtschaftens auch für den isolierten Menschen 
geben könne. Diese Frage ist grundsätzlich im Sinne der zweiten 
Eventualität zu beantworten, da einerseits das Eintauschen von 
Gütern gegen andere Güter kein sozialer Akt sein maß 2°) und 
andererseits Gesetzmäßigkeiten im Verhalten einer einzelnen 
Person sehr wohl konstatierbar sind. Dagegen ist festzustellen, 
daß alle mit dm Gütertausch verknüpften, — und daher 
fast alle für die heutige Wirtschaftsordnung relevanten Gesetze 
Sozialgesetze sind. Die Gründe, welche innerhalb der subjektiven 
Wertlehre dazu führen, von der (isolierten) Individu..lwirtschaft 

auszugehen, werden uns bald offenbar werden. 
Fassen wir nun die Wirtschaftsgesetze — wie sie etwa in 


20) Man denke etwa an die Hingabe einiger Gewchrkugeln und des ge- 
sammcelten Brennholzes für einen Hascenbraten. 





rn LE 2 ge Fe tn 
` - A a <r N 
l top> DR 7 ve DLN 


pi 


t 
put 


Logik, und Wirtschaftswissenschaft. 639 


einem Lehrbuche der Nationalökonomie aneinandergereiht sind — 
schärfer ins Auge, so entdecken wir verschiedene methodologisch 
höchst bemerkenswerte Differenzen. 

Zunächst können wir eine Scheidung zwischen a ka usa- 
len Gesetzen und Kausalgesetzen durchführen. 
Jene stellen instantale Querschnitte durch das Wirtschafts- 
geschehen dar, und es gelangen hierin die Beziehungen (meistens 
Größenbeziehungen) zwischen den verschiedenen Momenten 
dieses Geschehens zum Ausdrucke; diese geben zeitliche Längs- 
schnitte, worin die wirtschaftlichen Ereignisse als Wirkungen 
vorangegangener Ereignisse begriffen werden. Hierbei ist aber 
zu beachten, daß auch die akausal gefaßten Gesetze kausale Be- 
deutung gewinnen, wenn man die in ihnen formulierten Be- 
ziehungen als charakteristisch für einen wirtschaftlichen Gleich- 
gewichtszustand auffaßt, zu dem die Wirtschaft nach allen 
» Störungen « wieder zurückkehren wird. 

Intensiver aber werden wir uns mit der folgenden Unter- 
scheidung zu befassen haben. Wenn wir jene kausalen oder 
akausalen Relationen betrachten, so finden wir, daß entweder 
nur auf einer Seite oder aber auf beiden Seiten der Relation ein 
Wirtschaftsakt steht. Als Beispiel für den ersten Fall führen wir 
das Malthussche Gesetz an, wonach sich die Menschen (falls 
keine »Störungen« eintreten) über ihre Subsistenzmittel hinaus 
vermehren, d. h. sich derart vermehren, daß ihr Vermögen und 
ihr Einkommen unter eine bestimmte Grenze sinken. Dem stehen 
nun Gesetze etwa über die Beziehungen von Kosten und Preis, 
von Lohn und Zins gegenüber, und es kann kein Zweifel be- 
stehen, daß man diese Sätze, worin Relationen ausschließlich 
zwischen ökonomischen Begriffen ausgesagt werden, als Wirt- 
schaftsgesetze im engeren und eigentlichen Sinne auffaßt. Es 
werden also etwa bei Vorliegen einer Kausalkette, als deren zur 
Betrachtung stehendes Endglied ein ökonomisches Geschehnis 
(z. B. eine Preisbildung) erscheint, nur jene Glieder der Kette 
in einem Wirtschaftsgesetze i. e. S. zum Ausdrucke gebracht er- 
scheinen, die selbst ökonomische Fakta, d. h. Austauschvorgänge 
oder auf solche zurückführbar sind. Es ist im Sinne des Postulates 
der Methodenreinheit Ziel aller Gesetzeswissenschaften (nomo- 
thetischen W.) einen autarken Begründungszusam-. 
menhang darzustellen; diesem Ziele am nächsten ist heute 
die mathematische Physik. Demgemäß werden bei einem syste- 
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matischen Aufbau der Wirtschaftswissenschaft insbesondere 
chemisch-technische, physiologische und psychologische Gesetze, 
welche man bisher häufig recht wahllos unter die ökonomischen 
Gesetze gereiht hat (z. B. das Gossensche Gesetz von der Be- 
dürfnisbefriedigung), in ihrer heuristischen Stellung als Hilfs- 
sätze zu erkennen sein, die nicht als solche, sondern in ihren 
ökonomischen Folgen ins System gehören. So lautet etwa eine 
aus dem Gossenschen Gesetz gezogene ökonomische Folgerung 
korrekt formuliert: Für beliebige Güter Gi (einer Güterart G) 
mit dem Preise P gibt es eine Zahl n derart, daß ein Wirtschafts- 
subjekt n Güter Gi zusammen um einen geringeren Preis als n. P. 
hingeben wird 2). 

Eine weitere methodologisch wichtige Differenz scheint die 
Teilung der Wirtschaftsgesetze in Seinsgesetze und Wertge- 
setze zu ergeben, was jedoch nicht der Fall ist. Dies wird, sofern 
es sich um Güterwerte handelt, im folgenden offenkundig 
werden, hinsichtlich des positiven Wertes »wirtschaftlich« oder 
des negativen Wertes »unwirtschaftlich« aber, der unter be- 
stimmten Umständen einem Verhalten — welches dann als norm- 
gemäß oder als normwidrig erscheint — zukommen soll, genügt 
es auf das im allgemeinen Teil über Werte und Normen Gesagte 
hinzuweisen. Man mag immerhin ein normaltypisches Verhalten 
eines »homo oeconomicus« konstruieren, welches zugleich als 
werttypisches statuiert wird, so daß jede Abnormalität auch als 
normwidrig erscheint; die angesichts dieses Werttypus bestehende 
wissenschaftliche Aufgabe wird doch einzig und allein darin be- 
stehen, die Uebereinstimmung hiemit, bzw. die Abweichung hier- 
von für vorgegebene Handlungen oder Unterlassungen festzu- 
stellen, womit dann ihr positiver oder negativer Wertindex ohne 
weiteres bestimmt erscheint. Es ist also hier bloß das, anderen- 
falls als wertfreies Faktum erscheinende Untersuchungsergebnis 
als Wertbasis aufzufassen. 

Endlich ist noch auf einen Unterschied hinsichtlich des 
Geltungsanspruches der verschiedenen Gesetze hin- 
zuweisen. Während für den größten Teil nur die wesentlich in- 
exakte Geltung der Erfahrungssätze überhaupt prätendiert 
wird, sollen gewisse Prinzipien (das oberste Wirtschaftsprinzip, 
das Grenznutzenprinzip) zwar auch auf die Erfahrung an- 


21) Vgl. hiermit den bekannten Satz, daß der Grenznutzen des Geldes bei 
dessen Vermehrung langsamer sinkt, als der der anderen Güter. 





Logik und Wirtschaftswissenschaft. 641 


wendbar, aber nicht durch sie widerlegbar sein. Demgegenüber 
haben wir — ebenfalls unter Hinweis auf die Ausführungen des 
allgemeinen Teils — festzustellen, daß sich »strenge und unwider- 
legbare« Erfahrungssätze bei genauerer Analyse stets als peti- 
tiones principii, bzw. als heuristische Postulate entpuppen. 


Der Güterwert. 


Durch die bisherigen Ergebnisse sind nun die Grundlagen 
für die methodenkritische Untersuchung des Güterwertbegriffes 
und der damit zusammenhängenden Probleme geschaffen. 

Behalten wir den Leitsatz im Auge, daß jeder ökonomische 
Begriff den Sinngehalt des reinen einfachen ökonomischen 
Satzes »Eine Person tauscht Güter für Güter ein« in sich schließen 
muß, so erkennen wir unschwer, daß die Frage nach dem Werte 
eines Gutes nicht mehr und nicht weniger bedeutet, als jene nach 
seiner ökonomischen Stellung, d. h. nach der Angabe derjenigen 
Güter, für die es eingetauscht bzw. derjenigen, gegen die es aus- 
getauscht werden kann. An diesem Punkte aber ist sogleich auf 
folgenden Umstand hinzuweisen. Wir können bis jetzt weder von 
einer Wertordnung sprechen, in die das in Frage kommende 
Gut eingestellt werden soll, noch auch über das logische Verhält- 
nis der beiden eben genannten Güterklassen, die seine Stellung 
bestimmen, Aussagen machen. 

Es ist nämlich keineswegs» logisch « oder » selbstverständlich «, 
daß von 2 Gütern G, und G, G, für G, oder aber G, für G, 
zu haben ist, oder daß, wenn von 3 Gütern G,, G}, G Gı für G, 
und G, für G, zu haben ist, auch G, für G, zu haben ist und wir 
werden bald erkennen, in welchen Einkleidungen die Geltung 
derartiger Relationen als Postulat eingeführt wird. 

Zunächst aber haben wir die schweren methodologischen 
Mißverständnisse zu betrachten, die ‘sich an den Wertbegriff 
selbst knüpfen. Es wird nämlich fast in allen Fällen die Frage 
nach dem Sinn des ökonomischen Wertes mit derjenigen nach 
seinen empirischen Bestimmungsgründen, mit 
Hilfe welcher dann genetische Pseudodefinitionen gebildet wer- 
den, vermengt. Die Nichtbeachtung der Nominaldefinition aber 
wird die Wurzel der verwirrendsten Scheinprobleme, wie etwa 
desjenigen der Meßbarkeit der »ihrem Wesen nach psychischen 
Werte«. 
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Wir haben also nachdrücklich festzustellen, daß das Problem 
der Güterbestimmung — das wirtschaftswissenschaftliche Pro- 
blem schlechthin — den ökonomischen Wertbegriff als logisch 
gegeben bereits voraussetzt, und daß dieser Begriff, der Aus- 
druck: für ökonomische Relationen, kein Wertbegriff im echten 
Sinne ist. Um das Verständnis der folgenden Darstellung nicht 
zu erschweren, sehen wir aber von der Einführung eines neuen 
Terminus ab. i 

Aus dem Gesagten erhellt auch ohne weiteres, daß jener 
groBe Methodenstreit, der die Wirtschaftsforscher in zwei Lager 
teilt, der Streit zwischen objektiver und subjektiver Wertlehre, 
in Wahrheit nicht um das Wesen des ökonomischen Wertes geht, 
sondern um die Art und Weise seiner konkreten Bestimmung, so 
daß es sich hiebei nicht um eine kategoriale, sondern um eine 
Verfahrensfrage handelt. Und zwar liegt hier die Differenz zwi- 
schen erklärendem und verstehendem Verfahren vor. Ist es das 
Sein des Menschen, seine äußere materielle Lage, welche sein 
Denken und damit auch sein Handeln, wenigstens in großen Um- 
rissen, bestimmt, so werden Untersuchungen über Wirtschafts- 
gesetze allgemeiner Natur, deren Objekt typisches soziales Ver- 
halten bildet, das psychische Zwischenglied füglich ausschalten 
und von jenen äußeren Gegebenheiten direkt auf das menschliche 
Verhalten schließen dürfen; steht es aber so, daß das mit mannig- 
fachen emotionalen Komponenten durchzogene Denken nur recht 
unvollkommen und wenig einleuchtend durch äußere Daten be- 
stimmbar ist, während psychische Abläufe durch »einfühlendes 
Nacherleben« mit einem hohen Genauigkeitsgrade rekonstruiert 
werden können, dann wird, da ja das in einen Entschluß um- 
gesetzte Ergebnis des Denkens als ultima causa des Verhaltens 
aufgefaßt wird, die Untersuchung der psychischen Aktverläufe 
von ausschlaggebender Bedeutung für die Wirtschaftswissen- 
schaft sein. In dieser Differenz liegt die Wurzel des Methoden- 
streites zwischen objektiver und subjektiver Wertlehre und ihr 
methodischer Kern ist sorgfältig aus den verschiedenen Hüllen, 
worin etwa die objektive Wertlehre als Arbeitswerttheorie, die 
subjektive Wertlehre bisweilen als Bedürfnislehre auftritt, heraus- 
zulösen. Es bedeutet keine Widerlegung der eben vollzogenen 
Feststellungen, daß in den historisch vorliegenden Lehrmei- 
nungen, die sich der einen oder anderen Auffassung zuneigen, 
jener Grundgegensatz nicht immer in voller Reinheit und Deut- 
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lichkeit hervortritt, denn mag er auch bisweilen von spezielleren, 
der direkten Anwendung auf die Wirtschaftspolitik näherliegen- 
den Streitfragen überwuchert werden, so muß er doch in jeder 
theoretisch tiefgehenden Formulierung der einschlägigen Thesen 
und Antithesen zutage treten. Man wird demgemäß, wenn man 
in dem verstehenden Verfahren das Spezifikum der geistes- 
wissenschaftlichen Methode erblickt, in der objektiven 
Wertlehre dienaturwissenschaftliche, in der 
subjektiven Wertlehre die geisteswissen- 
schaftliche Behandlung der ökonomischen 
Probleme zu sehen haben. 


Kritikdersubjektiven Wertlehre 


Wir schreiten nun an eine methodologische Analyse des 
Verfahrens und der Grundsätze der subjektiven Wertlehre in 
jener durchgebildeten Form, wie sie die auf Carl Menger fußende 
österreichische Schule in jahrzehntelanger verdienstvoller Arbeit 
geschaffen hat. Da es sich hierbei zum größten Teil um eine Kritik 
der Folgerungen handelt, welche mit der verstehenden Methode 
überhaupt zusammenhängen, so wird eine analoge Uebertragung 
unserer Ergebnisse auf andere geisteswissenschaftliche Gebiete 
(z. B. die verschiedenen Teilbereiche der verstehenden Soziologie) 
unschwer möglich sein. 

Unmittelbar verstehbar ist nur die Einzelpsyche und dem- 
gemäß nimmt die verstehende Oekonomik von dem wirtschaften- 
den Individuum, dem einzelnen Wirtschaftssubjekt, ihren Aus- 
gang. Da aber ihr Hauptziel in der Aufstellung interindividueller 
Gesetze mit einem — möglichst großen — sozialen Anwendungs- 
bereich (Weltwirtschaft) liegt, so taucht für sie sogleich die Auf- 
gabe der Typisierung der verstehend gewonnenen Erkenntnisse 
auf und in der Durchführung dieses Ueberganges liegt ein we- 
sentlicher Teil ihrer Problematik. 

Ihm dient zunächst die Aufstellung des Begriffes des ra- 
tionalen Verhaltens bzw. der unter dieser Bezeichnung 
zusammengefaßten, mehrfach äquivoken Begriffe. Rationales 
Verhalten bedeutet: 

a) Verstehbares Verhalten überhaupt. Nicht jedes 

Verhalten ist verstehbar, so kann etwa die auf einen äußeren 

4ı* 
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Reiz hin erfolgende Reflexbewegung nur erklärt, nicht aber 
verstanden werden. 

b) Ueberlegtes Verhalten. Dieses erscheint als Aus- 
führung eines psychischen Entschlusses (welcher z. B. bei 
den meisten Gewohnheitshandlungen fehlt). 

c) Zweckrationales Handeln. Hier wird das Ver- 
halten als Mittel für einen angestrebten Zweck gesetzt. Es 
ist durchaus nicht jedes verstehbare Verhalten zweck- 
rational. Abgesehen von verstehbaren Affekthandlungen 
i. e. S., wie etwa ein Wut- oder Schmerzausbruch, ist 
auch die Hingabe an irgendeinen Genuß, etwa die 
schauende an ein Werk der bildenden Kunst, oder die 
hörende an ein Tonwerk ihrem Wesen nach völlig »un- 
interessiert«, aber dabei sehr wohl verstehbar. Man lauscht 
also einem Musikstück in aller Regel nicht etwa — wie nur 
eine phänomenologisch ungeschulte Betrachtungsweise glaub- 

haft zu machen versuchen kann — um zu genießen, son- 

dern man will nichts als lauschen). 

d) Das planvolle Verhalten. Mit diesem Begriffe 
wird eine ganze Reihe von wohlunterscheidbaren Postulaten 
eingeführt, die wir sogleich in ihrer ökonomischen Fassung 
darstellen wollen. 

æ. Jedes wirtschaftliche Verhalten (Austauschakt) stellt 
sich als Befolgung eines allgemeinen wirtschaftlichen 
Prinzips dar. | 

B. Jedes wirtschaftliche Verhalten weist »Oekonomies, 
»Konstanz« und »Folgerichtigkeit« auf und demgemäß 
wird das Wirtschaftssubjekt 
I. kein Gut G gegen es selbst eintauschen, 

2. wenn es von 2 Gütern G, und G, G, für G, eintauscht, 
nicht auch G, für G, eintauschen, 

3. wenn es von 3 Gütern G,, Ga, G G, für G, und G, 
für G, eintauscht, auch G, für G, eintauschen. 
Damit sind aber unversehens als quasi selbstverständ- 

lich die 3 für die lineare Ordnung konstitutiven logischen 

Elementarrelationen der Aliorelativität, der Asymmetrie 

und der Transitivität festgelegt und solcherart eine lineare 








22) Vgl. hierzu auch Geiger: Zur Phänomenologie des ästhetischen Genusses. 
Jahrb. f. Phänomenologie und phänomenologische Philosophie. Herausgegeben 
v. Husserl, III. Bd., Halle 1916. 
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ökonomische Güterordnung eingeführt, die aus den 
ökonomischen Kategorien selbst keineswegs ableitbar ist. 
e) Das dem ökonomischen Prinzip »Erzie- 
lung des größtmöglichen Nutzens oder 
dergrößtmöglichenAnnehmlichkeit mit 
den geringstmöglichenOpfern«genügende 
Verhalten. Dieses »ökonomische Prinzip« ist zwar kein 
ökonomischer Satz, aber die »in ihm liegende« ökonomische 
Bedeutung ist leicht zu erkennen. Er besagt, daß das 
Wirtschaftssubjekt trachten wird, die einzutauschenden 
Güter „möglichst billig« zu erwerben. Die exakte 
Formulierung hierfür läßt sich am einfachsten für die 
messende Oekonomik geben, doch hat diese Fest- 
setzung auch außerhalb derselben ihren ökonomisch klaren, 
präzis angebbaren Sinn. l 
Logische Zweideutigkeit, bzw. Dreideutigkeit entsteht nun 
vorwiegend hinsichtlich der sub d und e angeführten Kennzeichen 
des rationalen Verhaltens. Denn diese werden jeweils durchaus 
verschieden aufgefaßt, und zwar 
I. als notwendige Kennzeichen jedes für 
die Wirtschaftswissenschaft in Betracht 
kommendenVerhaltens. Das Wirtschaftssubjekt kann 
nicht anders handeln, als im Sinne jener Prinzipien; tut es 
dies scheinbar doch, so liegt eine Datenänderung 
vor (d.h. das Gut hat für ihn eine andere Bedeutsamkeit als vor- 
dem) und es erwächst dann die Aufgabe, diese Datenänderung 
verstehend zu erfassen. Man erkennt nun aber unschwer, daß den 
methodologischen Kern dieser Auffassungsweise ein heuristisches 
Postulat bildet, demzufolge jeder Austauschakt als Befolgung 
der obgenannten Prinzipien zu interpretieren ist. Um dies zu 
erreichen hat man in dem ökonomischen Prinzip die Begriffe 
» Nutzen«, » Annehmlichkeit« und »Opfer« zunächst vollkommen 
subjektivistisch aufzufassen und sie hierauf dadurch des Inhalts 
zu entkleiden, daß man statuiert, dasjenige, was im speziellen 
Fall als subjektiver (vermeinter) Nutzen usw. anzusehen sei, 
müsse eben dem Verhalten entnommen werden; denn niemand 
könne anders handeln, als mit geringsten Opfern den größten 
Nutzen suchen. — Der Zirkel, in den man bei jedem heuristischen 
Postulat gerät, falls man in ihm fehlerhafterweise eine Erkenntnis- 
quelle sucht, ist hier offenkundig. 
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2.Alstypische (normale) Kennzeichen wirt- 
schaftlichen Verhaltens. Zwar verhält sich nicht 
jedes Wirtschaftssubjekt in der genannten Weise, aber diese 
Prinzipien bestimmen ein wahrscheinlichstes ?3) Verhalten inner- 
halb eines sozialen Bereiches, demgegenüber sich die Abweichun- 
gen nach den verschiedenen Seiten hin annähernd die Wage 
halten. 

3. Als Ideen (Normen, Richtlinien) wirtschaft- 
lichen Verhaltens. Das Verhalten im Sinne des 
ökonomischen Prinzips wird unter den positiven Werttypus 
»wirtschaftlich«, das dem ökonomischen Prinzip nicht entspre- 
chende Verhalten unter den negativen Werttypus »unwirtschaft- 
lich« subsumiert. Die sub 3 angegebene Auffassung stellt ein 
Beispiel der im allgemeinen Teil prinzipiell erörterten Umwen- 
dung ins Normative dar, und zwar wird hierbei die sub 2 ange- 
gebene Bedeutung normativ gefaßt, der Normalfall wird als Norm 
statuiert. 

Hier haben Verwechslungen manche böse Verwirrung ge- 
stiftet; doch halten sich die heutigen führenden Forscher der 
österreichischen Schule im allgemeinen von diesem Fehler fern. 
Durchaus nicht überwunden aber ist auch heute noch die Ver- 
mengung der zweiten und dritten Auffassung mit der ersten. 
Da wir uns über das gegenseitige Verhältnis der Auffassungen 
2 und 3 klar sind, dürfen wir unsere Aufmerksamkeit auf die 
Vermischung der Standpunkte ı und 2 beschränken. Auch hie- 
bei können wir auf die prinzipiellen Betrachtungen des allgemei- 
nen Teiles verweisen, wo wir das Umkippenins Postu- 
lat behandelt haben, welches stets dort eintritt, wo der Versuch 
unternommen wird, die wesentlich inexakten Erfahrungsgesetze 
durch Einbeziehung »aller Ursachen«, bzw. Ausschalten »aller 
Störungen« in strenge Vernunftgesetze zu wandeln. An diesem 
Punkte wird auch unsere Kritik des Grenznutzenprinzipes an- 
zusetzen haben, doch ist als Vorarbeit hierfür noch die Betrach- 
tung verschiedener, in der subjektiven Wertlehre eine bedeutende 
Rolle spielender Begriffe, bzw. Begriffsbestimmungen geboten. 

23) Wir wählen hier absichtlich — analogiehalber — eine in der statistischen 
Physik übliche Bezeichnungsweise. Man denke etwa an die Boltzmannsche Ab- 
leitung des Entropiesatzes in der kinetischen Gastheorie. Die einzelnen Moleküle 
erscheinen keineswegs gleichartig hinsichtlich Masse und Geschwindigkeit, den- 


noch läßt sich eine für die Wärmelehre grundwichtige »wahrscheinlichste Ver- 
teilung« errechnen. | 
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Diese Begriffe bilden gewissermaßen den Niederschlag der eben 
angeführten und kritisierten Auffassungen. 

a) Begriffsbestimmung der Güter als Mittelfür Zwecke 
(Ziele). Sie geht hervor aus einer Identifizierung von versteh- 
barem und zweckrationalem Verhalten oder zumindest einer 
Auffassung alles wirtschaftlichen Verhaltens als zweckrational. 
Aber abgesehen davon, daß — wieschon oben erwähnt — indie 
Definition des Wirtschaftens (Eintauschen von Gütern für 
Güter) kein Zweckbegriff eingeht ?$), so würde auch hieraus 
keineswegs der Mittel-Charakter der Güter selbst, sondern nur 
der des Gütererwerbes folgen. Hier sei wieder der wahre Sinn 
des Gutsbegriffes in Erinnerung gebracht. Güter sind Inbegriffe 
von an bestimmte Dinge geknüpften Verfügungschancen und 
Güter erwerben bedeutet: diese Chancen erwerben. Nun wird 
wohl häufig, wenn auch nicht immer, der Erwerb bereits im Hin- 
blick auf das Ausnützen einer ganz bestimmten unter jenen 
Chancen — oder mit anderen Worten, zum Zwecke einer bestimm- 
ten Verwendung — vollzogen werden; aber auch damit ist nicht 
etwa der Inbegriff jener Chancen selbst, sondern nur ihr Erwerb 
als Mittel für den bestimmten Verwendungszweck charakteri- 
siert. Daß beim Operieren mit dem Zweckbegriffe häufig die im 
allgemeinen Teil dargestellte Verwechslung von Zweck als realer 
Tatsache und Zweck als Vorstellungsinhalt (im Wirtschaftsplan) 
unterläuft und daß weiters mitunter jähe Uebergänge von dem 
‚unmittelbar verstehbaren individuellen Zweck zu interindivi- 
‚duellen, objektiven »Zwecken der Volkswirtschaft« vollzogen 
werden, vervollständigt gegebenenfalls das Bild der methodischen 
Verwirrung. 

b) DieRangordnung der Ziele. Hierin liegt die 
Aufgabe der Konkretisierung des ökonomischen Prinzips ein- 
geschlossen. Sagt dieses aus, daß jeweils der größte Nutzen an- 
gestrebt wird, so ist weiterhin zu untersuchen, was unter den 
‚gegebenen Bedingungen als größter Nutzen anzusehen ist. Bedeu- 


‚tung für die Erfahrungswissenschaft gewinnt dieser Begriff bei 


Herstellung von Zielordnungstypen, welche ihr Widerspiel in 





2) Dies erkennt man am besten bei Betrachtung der ökonomischen Gesetze. 
Ein Preisgesetz macht eine Aussage darüber, daß man unter gegebenen Um- 
ständen gewisse Waren haben kann, wenn man bestimmte Preise zahlt. Die all- 
zeit mögliche teleologische Folgerung hieraus, daß die Zahlung des Preises ein 


‘Mittel für die Erwerbung der Ware darstellt, liegt durchaus nicht in der Bedeu- 
. tung eines solchen Satzes eingeschlossen. 
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typischen Verwendungsordnungen mehrfach verwendbarer Güter 
finden. Aber es sei hier sowohl für diesen als auch für die folgen- 
den Begriffe nochmals darauf hingewiesen, daß es sich hierbei 
nie um ökonomische Kategorien, sondern stets um heuristische 
Hilfsbegriffe zur Gewinnung ökonomischer Verstehenstypen 
handelt. 

c) Bedürfnis und Bedürfnisbefriedigung. 
Durch Einführung dieser Begriffe will man die Beweggründe des 
Wirtschaftens verstehen. Hierbei werden wieder einerseits em- 
pirisch wichtige Bedürfnistypen auf Grund physiologischer oder 
psychologischer Daten gebildet — wobei im ersteren Fall »Be- 
dürfnis« häufig mit » Erfordernis für die Lebenserhaltung« gleich- 
gesetzt wird —; auf der andern Seite aber wird der Begriff 
subjektiviert und formalisiert, so daß »Bedürfnis« bloß als das- 
jenige erscheint, dessen Befriedigung durch das Wirt- 
schaften erreicht werden soll. Die Rangordnung der Be- 
dürfnisse aber hat methodologisch genau die gleiche Bedeutung 
wie die eben behandelte Rangordnung der Ziele. Wir kommen 
hierauf bald nochmals bei Analyse des Grenznutzenprinzips 
zurück. 

d) Wirtschaftliches Motiv. Faßt man das öko- 
nomische Prinzip als inhaltlich bestimmt auf, so daß es auch 
möglich erscheint, ihm zuwider zu handeln und sucht man den 
psychischen Prozeß, der das eine Mal zu einem Verhalten im 
Sinne, das andere Mal im Gegensinne dieses Prinzips führt, ver- 
stehend zu erfassen, so mag man die Motive, die nach jener Rich- 
tung hin tendieren, immerhin als »wirtschaftliche« zusammen- 
fassen. »Nach wirtschaftlichen Motiven handeln «, bedeutet dann 
»nach dem ökonomischen Prinzip handeln«, so daß hier eine jener 
charakteristischen Verdoppelungen vorliegt, worin das Verhalten 
durch Konstruktion einer psychischen ultima causa gleichsam 
in ovo vorweggenommen wird. 

So gewinnt es den Anschein, als ob das wirtschaftliche Mo- 
tiv der Realgrund für das wirtschaftliche Verhalten wäre, wäh- 
rend in Wahrheit dieses den einzigen Erkenntnisgrund für jenes 
bildet, eine Verkennung, deren Wesen wir im allgemeinen Teil 
an anderen Beispielen aufgezeigt haben. Heuristischen Sinn ge- 
winnt der in Frage stehende Begriff nur dann, wenn man in 
ihm die Aufgabe vorgezeigt sieht, nun tatsächlich jene Motive, 
die zum Verhalten im Sinne des Wirtschaftsprinzipes führen, 
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aufzusuchen und Typen wirtschaftlicher Motive zu bilden. Diese 
aber werden wieder ihr genaues Gegenstück in Bedürfnistypen 
und Zieltypen finden. 

e)Gebrauchs-undTauschwert. Unter den Ver- 
fügungschancen, deren Erwerb gegen Hingabe anderer Verfü- 
gungschancen den Inhalt der Wirtschaftsakte bildet, gibt es 
solche, deren Ausnützung einen weiteren Wirtschaftsakt invol- 
viert und solche, bei denen dies nicht der Fall ist. Man könnte 
hier auch — wenn nicht die Gefahr mißverständlicher Aequi- 
vokationen zu nahe läge — von ökonomischer, bzw. außerökono- 
mischer Güterverwendung sprechen. So aber wollen wir lieber 
die Bezeichnungen indirekte und direkte Güterver- 
wendung einführen und die Reihe jener Austauschakte, welche 
zwischen dem Erwerb eines Gutes und dessen indirekter Ver- 
wendung liegen, Verwendungsumwege nennen. Der 
Gebrauchswert bedeutet dann im Sinne der subjektiven 
Wertlehre nichts anderes als das Ergebnis der Einschätzung der 
direkten Verwendungsmöglichkeiten 25), der Tauschwert 28) das 
Ergebnis der Einschätzung der indirekten Verwendungs- 
möglichkeiten, welche wieder durch die Einschätzung des letzt- 
lich hierfür zu erwerbenden, direkt zu verwendenden Gutes 
bestimmt wird. Eine spezielle Art der direkten Verwendung 
ist de Konsumtion (der Verbrauch), und zwar haben 
wir von einer solchen dann zu sprechen, wenn durch eine 
direkte Verwendung jede weitere Verwendung ausgeschlossen 
wird. 

Wir kommen jetzt zur methodenkritischen Untersuchung 
des Grenznutzenprinzips. Dieses lautet %7): »Die Größe des 
Wertes eines Gutes bemißt sich nach der Wichtigkeit desjenigen 
konkreten Bedürfnisses oder Teilbedürfnisses, welches unter den 





25) Hier können wir diesen Terminus ohne Gefahr gebrauchen. 

26) Streng genommen haben wir hier von Austauschwert zu sprechen, von 
dem der Tausch als der soziale Austausch nur einen Spezialfall bildet. Erst da- 
durch wird die eingeführte Dichotomie zu einer vollständigen. Es liegt z. B. eine 
indirekte Verwendung außersozialer Natur vor, wenn ein Arbeiter sich gegen 
Rückzahlung des entsprechenden Arbeitslohnes einige Stunden freimacht, um 
seinen, dem eigenen Bedarf dienenden Schrebergarten zu bebauen. Wir haben 
oben, nur um nicht durch Einführung eines weiteren neuen terminus die Schwie- 
rigkeiten zu kumulieren, den speziellen Begriff verwendet, doch ist hierfür 
richtigerweise der allgemeine einzustellen. 

1) Böhm-Bawerk: Kapital und Kapitalzins, 2. Abt. Theorie des Kapitals 


3. Aufl. 1909 u. 1912, S. 246. 
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durch den verfügbaren Gesamtvorrat an Gütern dieser Art be- 
deckten Bedürfnissen das mindestwichtige ist.« Um diesen Satz 
durchsichtiger zu machen, können wir zunächst auf Grund un- 
serer eben gewonnenen Einsichten die Begriffe Bedürfnis und 
Teilbedürfnis eliminieren und sohin dem Satze folgende Form 
geben: »Der Wert eines Gutes bestimmt sich nach der Ein- 
schätzung der mindest wichtigen Verwendung, die bei Hinweg- 
fallen dieses Gutes nicht mehr erfolgen könnte.« Die folgende, 
ebenfalls bedeutungsgleiche Formulierung wird die hier zu- 
grundeliegenden Voraussetzungen noch klarer zutage treten 
lassen: »Der Wert eines Gutes bestimmt sich nach der Ein- 
schätzung jener Verwendung, die eine nach dem ökonomischen 
Prinzip sich verhaltende Person bei Ausfall dieses Gutes weg- 
fallen ließe«. Wir erkennen nun klar die beiden im Grenznutzen- 
prinzip vereinigten, aber wohl unterscheidbaren Behauptungen: 

I. Die Einschätzung eines Gutes bestimmt sich nach der 
Einschätzung seiner beabsichtigten Verwendung, d.h. es wird 
diejenige unter den Verfügungschancen der Einschätzung zu- 
grunde gelegt, deren Ausnutzung beabsichtigt wird. 

2. Es ist im Sinne des ökonomischen Prinzips diejenige Ver- 
wendung im Rahmen des Wirtschaftsplans als beabsichtigt an- 
zunehmen, deren Hinwegfall den geringsten Nutzentgang be- 
deutet. 

Demit aber ist das Grenznutzenprinzip als heuristi- 
sches Doppelpostulat erkannt. Fürs erste fordert es 
für die Feststellung der Austauschrelationen zwischen Gütern 
(= Wertbestimmung) eine Untersuchung der Verwendungs- 
absichten hinsichtlich der in Frage kommenden Güter (ver- 
stehende Methode), womit es sich in Gegensatz zur objektiven 
Wertlehre setzt, die ihre Untersuchungen auf Betrachtung der 
Güterdinge und deren Entstehung einschränkt. Fürs zweite 
fordert es eine feste Verwendungsordnung (Wichtigkeitsordnung) 
der Güterverwendungen. Eine Erkenntnisquelle kann natürlich 
in diesem Doppelpostulat ebensowenig liegen, wie in irgendeinem 
einfachen Postulat; daß hierin aber innerhalb der österreichi- 
schen Schule noch immer eine solche erblickt wird, ist vor allem 
darauf zurückzuführen, daß in den klassischen Werken dieser 
Schule immer bereits inhaltlich bestimmte, mit der Erfahrung in 
Einklang stehende Wichtigkeitstypen als »natürlich gegeben« 
vorausgesetzt wurden, auf welche dann das Grenznutzenprinzip 
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angewandt, klarer Weise wieder empirisch richtige Ergebnisse 
lieferte ?®). In der empirischen Gewinnung der Wichtigkeitstypen 
also liegt das Erkenntnismaterial und setzt man dieses in das 
Grenznutzenprinzip ein, so erhält es den Charakter eines Er- 
fahrungssatzes für die Gestaltung normaler Wirtschaftsakte ®). 
Setzt man aber eine solche Typik nicht voraus und faßt man das 
Grenznutzenprinzip als strenges »Vernunftprinzip« auf, dem 
niemand zuwiderhandeln kann, so zeigt sich, daß es kein anderes 
Kriterium für das »letzte« »mindestwichtige« Bedürfnis gibt, als 
eben jenes, daß ihm bei Hinwegfallen des in Frage kommenden 
Gutes die Befriedigung versagt wird. Wir erkennen also wieder 
den für das Umkippen ins Postulat charakteristischen Zirkel. 
Eine der segensreichsten Folgen der Aufstellung des Grenz- 
nutzenprinzips war die Entsubstanzialisierung des Güterbegriffs. 
Indem die Grenznutzenschule Güterwert mit Verwendungswert 
gleichsetzte und alle Güterwertprobleme von der Einschätzung 
direkter Verwendungen her in Angriff nahm, konnte sie manche 
Scheinprobleme entwirren und entging — zumindest in ihrer 
Verfahrensweise — der Gefahr einer Gleichsetzung von Gütern 
und »Güterdingen«, der sich die objektive Wertlehre nur allzu- 
selten entzog. In dieser Reinigungsarbeit bestehen auch die 
»Lösungen« der Probleme, betreffend den Wert eines Gutes in 
einem Vorrat gleichartiger Güter oder eines Gutes höherer Ord- 
nung, diein Wahrheit ökonomisch richtige Problem- 
stellungen bedeuten. Denn im ersten Falle wird durch Ein- 
führung des Grenznutzens gezeigt, daß mit der Gleichartigkeit 
der Dinge eine — für die Einschätzung allein maßgebliche — Un- 
gleichheit der (beabsichtigten) Verwendungen Hand in Hand 
gehen kann und im zweiten Falle weist der » Grenznutzen des 





238) Eine bekannte alte Erzählung berichtet, ein Vater habe seinem Sohne 
einen Acker mit der Angabe hinterlassen, es sei ein Schatz darin verborgen. Der 
Sohn suchte und grub den Acker immer wieder um, ohne etwas finden zu können. 
Aber den nächsten Sommer stand das Getreide nochmal so hoch und nun erkannte 
er die wahre Bedeutung der väterlichen Worte und fuhr mit bestem Erfolge 
fort, den Acker sorgfältig umzugraben. Die Analogie mit dem Grenznutzen- 
prinzip ist leicht ersichtlich und man darf nicht daran zweifeln, daß die Forscher 
der »Grenznutzenschule« auch wenn sie sich über den methodischen Charakter 
ihres Zauberspruches (#Sesam öffne dich«) klar geworden sind, ihre wichtigen 
und erfolgreichen Untersuchungen auf dem Gebiete der Wirtschaftswissenschaft 
mit vollem Eifer und bestem Gelingen fortsetzen werden. 

29) Selbstverständlich ist auch hier wieder die — häufig vollzogene — Wen- 
dung ins Normative möglich, wonach das Verhalten im Sinne des Grenznutzen- 
prinzips zum »srichtigen« wirtschaftlichen Verhalten wird. 
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Grenzproduktes« darauf hin, daß als Vorbedingung für die Ein- 
schätzung des in Frage kommenden Gutes seine direkte Ver- 
wendung festzustellen ist 3°). 

Güter höherer Ordnung aber sind dadurch gekennzeich- 
net, daß ihre direkte Verwendung eine unselbständige Ver- 
wendung ist, daß sich also bei der Bestimmung ihres Wertes an 
die Feststellung und Einschätzung der Grenzverwendung noch 
ein Zurechnungsproblem anschließt. Das Produk- 
tionsgut ist nur ein ökonomisch nicht ausgezeichneter Spe- 
zialfall des Gutes höherer Ordnung, denn Transportkosten eines 
» Genußgutes« beispielsweise bilden nicht minder Zurechnungs- 
faktoren, wie irgendwelche Verarbeitungskosten von Rohmate- 
rialien. Wie man erkennt, sind die Begriffspaare direkte, indirekte 
und selbständige, unselbständige Verwendung voneinander un- 
abhängig und lassen daher vier verschiedene Kreuzungen zu. 
Demgemäß sind auch produktive und konsumtive Güterverwen- 
dung disparate Begriffe und bilden keineswegs eine Dichotomie. 

Aus den vorstehenden Betrachtungen über das Grenz- 
nutzenprinzip geht nun auch klar hervor, daß die sogenannte 
kumulative Nutzkomputation seinem Wesen zu- 
widerläuft, da es ja diesem Prinzip zufolge gerade die spezifische, 
(im Einklange mit dem Wirtschaftsprinzip geplante) Verwendung 
eines Gutes ist, die seine Einschätzung bestimmt. Das Gegen- 
argument von der offenkundigen Gleichheit der Preise gleichar- 
tiger Güter auf dem freien Markte ist darum nicht stichhaltig, 
weil eben durch »den freien Markt « praktisch fast unerschöpfliche 
Möglichkeiten alternativer Bedarfsdeckung gegeben sind, so daß 
es hier zu einer Erhöhung des Grenznutzens, d.h. der Einschät- 
zung der Grenzverwendung, der Gütereinheit nur selten kommt. 
Immerhin werden mitunter die letzten vorhandenen Mengenein- 
heiten einer gesuchten Ware einen höheren Preis erzielen. 

Zum Abschlusse wollen wir noch einige Bemerkungen über 
das Zurechnungsproblem, welches in den Zusammenhang dieser 
Untersuchungen gehört, machen. Es ist — in seiner empirisch 
allein bedeutsamen Formulierung — ein Problem der messenden 

30) Am nächsten ist dieser Einsicht unseres Wissens Richard Strigl in sei- 
nem lesenswerten Buche »Die ökonomischen Kategorien und die Organisation 
der Wirtschaft«e, Jena 1923, gekommen. — Analoge Ueberlegungen wie die 
eben angestellten führen den Postulatcharakter der übrigen Prinzipien der 


Grenznutzenschule vor Augen, wie etwa des Preisgesetzes, welches mit Hilfe der 
»Grenzpaare« abgeleitet wird, 
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Oekonomik und besteht in der Preisbestimmung unselbständiger 
Güter aus den Preisen der aus ihnen ö k o n o m i s c h zusammen- 
gesetzten, selbständig verwendeten Güter. Wieser führt als Be- 
dingungen, denen eine Lösung genügen muß, die beiden folgenden 
an ?!): »Erstens muß der ganze planmäßig erwartete Nutzertrag 
auf die mitwirkenden wirtschaftlichen Produktionsmittel restlos 
verrechnet sein, und zweitens muß er auf die einzelnen Produk- 
tionsmittel nach dem Maße verrechnet werden, in welchem jedes 
von ihnen als praktisch belangreiche Ursache zur Ertragsgewin- 
nung beigetragen hat«. Als zur Lösung des Problems führend, 
wird folgendes Verfahren bezeichnet: »Man stellt, wenn die 
Preise von n unselbständigen Gütern gesucht sind, n voneinander 
unabhängige lineare Gleichungen in der Weise auf, daß auf der 
einen Seite der Gleichung die bekannten Preise der Grenzpro- 
dukte erscheinen, auf der anderen die in irgendwelchen Einheiten 
angegebenen Mengen der in Frage kommenden unselbständigen 
Güter, die in jenen Produkten »ökonomisch vermengt« sind. 
Aus diesen Gleichungen können dann die Unbekannten, welche 
die Preise der unselbständigen Güter darstellen sollen, errechnet 
werden«. 

Aber bei näherer Betrachtung erweist es sich, wie ja nicht 
anders möglich, daß die Lösung eines Zurechnungsproblems 
keineswegs im mathematischen Verfahren, gleichsam aus dem 
Nichts gewonnen wird, sondern in diesem schon als Voraussetzung 
enthalten ist; sie liegt im Ansatz und nicht in der Auflösung der 
Gleichungen 33). Dieentscheidende Frageistnäm- 
lich die, unter welchen Umständen ich em- 
pirisch berechtigt bin, ein Produkt als 
Grenzprodukt verschiedener vorgegebener 


31) Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft im »Grundriß der Sozial- 
ökonomik« I. Buch A III $ 21. Wiesers Zurechnungstheorie ist auch im Rahmen 
der österreichischen Schule selbst wiederholt kritisiert worden; hier soll bloß 
das logische Problem des Geltungswertes mathematischer Methoden in der 
Oekonomik hervorgehoben werden. 

323) Einen anderen interessanten Versuch einen notwendig gültigen Ökono- 
mischen Satz aufzustellen, der doch keine bloße Tautologie sein soll, stellt die 
Schumpetersche »Grundgleichung der Geldtheorie«E = MU = p, m, + ppm, 
+ Pa mn. Hierbei ist E = Einkommensumme, M = Geldmenge, U = Umlaufs- 
geschwindigkeit, m, ..... .mn die in der betreffenden Wirtschaftsperiode konsu- 
mierten Güter erster Ordnung, Pı—Pn die Preise der m, .... mn. Demgegen- 
über hat Gottfried Haberler in einer jüngst erschienenen Studie (Zeitschrift für 
Volkswirtschaft und Sozialpolitik, Neue Folge 4. Bd. Heft 10—ı2) den Nachweis 
erbracht, daß diese Gleichung in Wahrheit doch eine Tautologie darstellt. 
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Güter höherer Ordnung anzunehmen. Zeigt es 
sich nämlich, daß die Preise der Güter höherer Ordnung beträcht- 
lich niedriger sind, als die erreichten, so bleibt, falls man nicht mit 
der Erfahrung in Widerstreit geraten und trotzdem der Forderung 
restloser Zurechnung des Produktpreises Genüge tun will, nichts 
anderes übrig, als noch einen oder mehrere Zurechnungsfaktoren 
(Summanden) einzuführen, dem, bzw. denen der Rest zugerechnet 
wird, wie etwa dem Unternehmer, der eine » Risikoprämie erhält. 
Daher liegt in der Statuierung eines Grenzproduktes bestimmter, 
unselbständiger Güter die Behauptung eingeschlossen, daß der 
Preis eines solchen ökonomischen Produktes sich als die Summe der 
Produkte aus Menge und Preis jener unselbständigen Güter dar- 
stellen läßt, wozu man offenbar die gesuchten Preise dieser Güter 
bereits kennen muB. Läßt man aber die Frage, ob es sich bei den 
im Ansatz benutzten Produkten um Grenzprodukte handelt, 
außer Spiel, und nimmt man nur an, daß die Ansatzpreise die 
höchsten erreichbaren sind, so geben die Wurzeln der Gleichungen 
jene Preise der fraglichen unselbständigen Güter an, die kei- 
nesfalls ohne Verlust überboten werden können. Tritt bereits 
bei diesen oder bei niedereren Preisen ein Verlust ein, ohne daß 
sich die Produktpreise ändern, so war die Zurechnung unvoll- 
ständig. 

Mit diesem durchaus wertfreien Kalkül werden nun Berech- 
tigungsfragen, wie etwa die große Streitfrage nach der Berechti- 
gung des Unternehmergewinnes, die ja den vielleicht stärksten 
Anstoß für die Beschäftigung mit allgemeinen Zurechnungs- 
problemen gegeben hat, in Verbindung gebracht. Diese Frage 
wird sowohl von kapitalistischer als auch von sozialistischer Seite 
als praktische Weltanschauungsfrage, d. h. als echte Wertfrage 
aufgefaßt; als Wertbasis aber wird auf beiden Seiten die Un- 
entbehrlichkeit für die Produktion unter Zugrundelegung des 
ökonomischen Prinzips angesehen. Das will besagen: »Ist es 
möglich, daß ohne Unternehmer billiger produziert wird, so hat 
er, bzw. die jetzige Höhe seines Gewinns keine Berechtigung. « 
Hinsichtlich des Beurteilungskriteriums der Berechtigung stim- 
men also beide Teile überein, die Differenz aber besteht erstens 
in den Auffassungen über die Ertragsfähigkeit einer unternehmer- 
losen Wirtschaft und zweitens in der Wahl der Mittel zur Beseiti- 
gung unberechtigter Gewinne. Während nämlich der Liberalis- 
mus die These verficht, es würden bei freiem Wettbewerb über- 
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mäßige Gewinne schon »von selbst« unhaltbar werden, glaubt 
der Sozialismus dem Uebel nur durch Beseitigung der kapitalisti- 
schen Ordnung beikommen zu können. 


Der Begriff derökonomischen Formenlehre. 


Unsere methodenkritischen Untersuchungen sollten die in 
der Zweiheit der Erkenntnisquellen wurzelnde Grunddifferenz 
zwischen theoretischer und empirischer Erkenntnis am Beispiele 
der Wirtschaftswissenschaft ins Licht rücken und sie sollten 
weiters an demselben Erkenntnismaterial die Forderung sachlich- 
kategorialer Geschlossenheit der Wissensgebiete, die durch die 
Einheit der Grundfrage theoretisch zusammengehalten werden, 
zum Durchbruch bringen. 

Damit ist nun aber die Aufgabe einer ökonomischen For- 
menlehre vorgezeichnet, d. h. einer Zusammenstellung derjenigen 
Begriffe, die absolut formale (logische im weiteren Sinn der 
mathesis universalis) Abwandlungen der ökonomischen Katego- 
rien darstellen reinökonomischeBegriffe). Es kann 
keinen ökonomischen Satz und keinen ökonomischen Begriff 
geben, der nicht als Element die gesamten ökonomischen Grund- 
begriffe enthält. Sobald ein solcher scheinbar doch vorliegt, ent- 
steht die methodenkritische Aufgabe, seinen — etwa vorhande- 
nen — ökonomischen Sinn zum Ausdruck zu bringen, wie wir 
dies etwa im Falle des Gossenschen Gesetzes gemacht haben. 

Als Beispiel führen wir einige rein ökonomische Begriffe an. 

Oekonomische (unökonomische) Güter (Gü- 
ter i. e. S.) sind solche, für deren Erwerbung etwas (nichts) hin- 
gegeben werden muß. 

Vermögen = Inbegriff der einer Person (Personen- 
gruppe) zur Verfügung stehenden Güter, meist ausgedrückt in 
zahlenmäßiger Relation zu einer bestimmten Gütereinheit — 
Brutto- (Netto-) Einkommen = Zuwachs des Ver- 
mögens einer Person (Personengemeinschaft) — uneingerechnet 
(abzüglich) der Abgänge. 

Der Zins, das (meist in Prozenten ausgedrückte) 
Güterplus, das bei Hingabe von Gütern 
gegen Rückgabe gleichartiger Güter nach 
einer bestimmten Zeit gefordert wird, ist 
kein rein ökonomischer Begriff, da die Zeit als Element darin 
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enthalten ist. Fragen der Entstehung, der wirtschaftlichen 
Funktion der moralischen Berechtigung des Zinses haben in der 
ökonomischen Formenlehre keinen Platz, denn sie können nicht 
das Geringste über sein Wesen, d.h. über seine konstitutiven 
Merkmale aussagen. Das schließt keineswegs aus, daß diese Pro- 
bleme für die Wirtschaftswissenschaft gegenüber der ganz ein- 
fach zu beantwortenden Frage der Begriffsbestimmung überwie- 
gendes Interesse besitzen. 

Man beachte wohl, daß spezielle Güterarten bezeichnende 
Begriffe, wie etwa der des Bodens, nicht dadurch, daß für sie spe- 
zielle ökonomische Erfahrungsgesetze gelten, selbst zu ökonomi- 
schen Begriffen werden. Es ist dies ebensowenig der Fall, wie 
etwa der »Hebel« wegen der für ihn geltenden physikalischen 
Gesetze ein physikalischer Begriff ist. Ebenso ist die empirische 
Gleichartigkeit, welche jene Gegenstände umfaßt, die in den 
Anwendungsbereich derselben empirischen Gesetze fallen, wohl 
von der kategorialen Einheit eines Wissensgebietes zu unter- 
scheiden. Es ist z. B. nach dem heutigen Stande der Forschung 
durchaus wahrscheinlich, daß der Bereich der Physik, dessen Ein- 
heit durch die Grundfrage nach der Bestimmung raumzeitlicher 
Koinzidenzen von Materie (Massen) konstituiert wird, in 2 em- 
pirisch unvereinbare Gebiete (mechanische und elektrodynami- 
sche Gesetzlichkeiten) zerfällt. 

Zum Abschlusse noch ein paar Worte über den » praktischen 
Wert« der vorausgegangenen Untersuchungen. Da es keinem 
Zweifel unterliegen kann, daß die Unklarheit über methodolo- 
gische Zusammenhänge auch bedeutenden, in die Tiefe der Pro- 
bleme eindringenden Forschern schwere Hemmnisse bereitet, so 
ist zu erwarten, daß, wie auf anderen Gebieten, so auch auf dem 
der Wirtschaftswissenschaft mit dem Einblick in die methodi- 
schen Prinzipien eine erfolgreiche Entwicklung der empirischen 
Forschung Hand in Hand gehen wird. Insbesondere die Fort- 
schritte der neueren mathematischen Physik, die zum großen 
Teile auf grundsätzlichen theoretischen Erwägungen basieren, 
bilden hierfür ein verheißungsvolles Anzeichen. 


ta 
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Die allgemeinen Theorien vom Nationalcharakter II. 
Von 


FRIEDRICH HERTZ. 


Vorbemerkung. 


In Erweiterung der bisherigen Behandlungsart erfordert die jetzt zur 
Darstellung kommende Epoche eine stärkere Berücksichtigung der Ideen über 
das Nationalgefühl, das ja einen wichtigen Teil des Nationalcharakters bildet 
und in der zeitgenössischen Literatur oft einfach »Nationalcharakter« genannt 
wird. Ferner müssen auch die nicht erklärenden Beschreibungen konkreter Volks- 
charaktere von jetzt an wenigstens beispielsweise herangezogen werden. Eine 
Geschichte des Nationalcharakters oder des Nationalbewußtseins selbst ist 
natürlich nicht beabsichtigt, sondern nur ein Ueberblick der Ideen über diesen 
Faktor, und zwar nur soweit sie das Problem der nationalen Besonderheit be- 
rühren. Bemerkt sei auch, daß Nationalgefühl oder Nationalbewußtsein mit 
Nationalstolz sich nicht ganz deckt, obwohl die Ausdrücke sehr oft als identisch 
verwendet werden. Das Nationalbewußtsein bezeichnet offenbar vor allem das 
Bewußtsein oder Streben, einer einheitlichen Staatsnation anzugehören, was 
nicht ganz mit Stolz zusammenfällt. Nationalstolz kann sich auch auf 
andere Dinge beziehen; z.B. findet sich in der jetzt zu besprechenden Zeit 
gerade ein zweifelloser Stolz auf den Beruf der Deutschen, ein Menschheitsvolk, 
die geistigen Führer der ganzen Menschheit zu sein, und nationale Einheit und 
beschränkter Nationalcharakter werden geradezu gering geschätzt. Dies ist 
offenbar ein kultureller Nationalstolz; allerdings setzt er eine Kulturnation 
voraus. Es können ferner auch andere wirkliche oder eingebildete Güter Gegen- 
stand einer Art von Nationalstolz oder nationaler Abneigung bilden, z. B. Rasse, 
Religion, Geschichte, Kunst, Musik, Wirtschaft, bestimmte Charakterzüge, 
Sitten, Geschicklichkeiten, ja selbst Speisen oder Getränke. Im Gegensatz zu 
anderen Völkern bildeten Erinnerungen staatlicher Machtentfaltung für den 
Oesterreicher vor dem Kriege gewöhnlich keinen Gegenstand nationaler Er- 
hebung. Aber selbst die Tatsache, daß in Oesterreich unter den schwierigsten 
Bedingungen eine große Industrie geschaffen wurde, kam den Oesterreichern 
selbst meist nicht als Ruhmestitel zum Bewußtsein. Es erregte ungläubiges Er- 
staunen, als ich in meinem Buch »Die Produktionsbedingungen der österreichi- 
schen Industriee 1918 u.a. nachwies, daß sich die Industrie Oesterreichs im 
Jahrzehnt vor dem Kriege perzentuell genau so rasch entwickelt hat, als jene 
Deutschlands! In Deutschland bilden Technik und Industrie zweifellos ein Objekt 
nationalen Stolzes. Die Unterschätzung der eigenen Wirtschaftskräfte und Wirt- 
schaftstüchtigkeit haben nach dem Kriege zur Verbreitung eines lähmenden 
Pessinismus und zum Zusammenbruch der österreichischen Währung ent- 
scheidend beigetragen, während in Deutschland das Vertrauen in die eigene 
Wirtschaftskraft den Wiederaufbau sehr förderte. Dieses Beispiel zeigt, daß 
nationale Charakterzüge, ja selbst Illusionen, in Richtung und Intensität sehr 
verschieden sein können und jedenfalls die Wirklichkeit stark beeinflussen. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 3. 42 
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Ich bemerke noch, daß die vorliegenden Studien bis zur Gegenwart fort- 
gesetzt werden und daß ich in einem größeren Werk noch manches ergänzen 
werde, was hier nur angedeutet werden konnte. Auch mußte aus Raumrücksichten 
das Manuskript wesentlich gekürzt werden, was bei der individualisierenden, 
einer begrifflichen Konzentration meist nicht zugänglichen Art der hier be- 
handelten Darstellungen Lücken verursachte. Ich hoffe, wie gesagt, diese in 
einem Buch, das ich vorbereite, wieder schließen zu können. Insbesondere 
mußten die Abschnitte über Arndt und Hegel wegen ihrer Länge vorläufig 
ausgeschlossen werden. 


Von großer Tragweite ist die Auffassung des National- 
charakters bei Rousseau !). Er behandelt die Verschiedenheit der 
Völker nicht als Tatsache, sondern als Postulat, um die Einheit 
innerhalb des Volkes zu kräftigen. Soziale und geistige Gleichheit 
ist ihm eine Grundvoraussetzung der Freiheit. Daher muß der 
Staat eine völlige Nivellierung und Uniformierung aller Bürger 
durchführen, ihr eigenes Ich muß untergehen in dem gemein- 
samen Ich des Staates. Rousseaus Ideal ist das Sparta des Lykurg, 
der durch ein eisernes Joch, durch fortwährende Inanspruch- 
nahme und durch Verdrängung aller anderen Leidenschaften der 
Bürger in ihnen eine glühende Liebe zum Vaterland weckte. Die 
heutigen Europäer sind einander alle gleich, ob Franzosen, 
Deutsche, Spanier oder Engländer, sie haben alle denselben Ge- 
schmack, dieselben Sitten, sind alle gleicherweise verdorben. 
Rousseau fordert Abwendung von dem entarteten Kosmopeolitis- 
mus, »von jener verderblichen Neigung in Europa, den Geschmack 
und die Sitten der Franzosen anzunehmen «. Die Erziehung soll 
nationale Züge tragen, wie ihr antikes Vorbild, es sollen die 
nationalen Besonderheiten in Recht und Sitte gepflegt werden, 
um in der nationalen Gleichheit das stärkste Zusammengehörig- 
keitsgefühl zu begründen, und zwar selbst solche Besonderheiten, 
die in mancher Hinsicht schlecht sind, natürlich ausgenommen 
grundschlechte Leidenschaften. » Jede besondere Gemeinschaft, 
wenn sie eng und fest gefügt ist, entfernt sich von der großen. 
Jeder Patriot ist hart den Fremden gegenüber: sie sind nur 
Menschen, sie sind nichts in seinen Augen. Dieser Mangel ist 
unvermeidlich, aber von geringer Bedeutung. Die Hauptsache 
ist, gut zu den Leuten zu sein, mit denen man zusammenlebt. 
Außerhalb war der Spartaner ehrgeizig, habsüchtig, ungerecht, 
2) Das Folgende nach Franz Haymann, Weltbürgertum und Vaterlands- 
liebe in der Staatslehre Rousseaus und Fichtes, 1924. Weitere wichtige Stellen 


sind angeführt bei Fr. Haymann, J. J. Rousseaus Sozialphilosophie, 1898, 
S. 329 ff. 
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aber die Selbstlosigkeit, die Billigkeit, die Eintracht herrschten 
in seinen Mauern. Mißtraut jenen Kosmopoliten, die in der Ferne 
inihren Büchern die Pflichten suchen gehen, die sie verschmähen, 
in ihrer Umgebung zu erfüllen. Mancher Philosoph liebt die 
Tataren, um davon entbunden zu sein, seinen Nachbar zu lieben. « 
»Die nationalen Einrichtungen sind es, die das Genie, den 
Charakter, den Geschmack und die Sitte eines Volkes bilden, 
die ihm ein ihm eigentümliches Wesen verleihen, geschieden von 
allen anderen, die ihm diese glühende Vaterlandsliebe einpflanzen, 
die gegründet ist auf unausrottbaren Sitten, die es vor Lange- 
weile sterben lassen bei den anderen Völkern selbst inmitten 
von Genüssen, die man in seiner Heimat nicht kennt.«?). 
Rousseau verherrlicht die mosaische und die spartanische 
Gesetzgebung, weil beide durch tausend nationale Eigentümlich- 
keiten ihre Angehörigen von allen Völkern abzusondern und 
damit untereinander um so enger zu verschmelzen gewußt haben; 
so fordert er besondere Nationalfeste, Nationaltrachten usw., 
ganz wie später in Deutschland E.M. Arndt und F.L. Jahn. 
Seine Auffassung der Bedeutung nationaler Abneigung erinnert 


rn 


schon an Arndts Forderung eines ewigen Nationalhasses, eines ` 


»heiligen Wahns«. Freilich erkannte er nicht, daß nationale 
Schärfe gegen außen leicht kriegerische Konflikte entzündet, in 
denen die innere Freiheit und Gleichheit untergehen, und daß 
auch die nationale Absonderung oft soziale Zerklüftung im 
eigenen Volke nach sich zieht. So sehr nun Rousseaus ganzer 
Staatsbegriff und die ihm folgende französische Revolution zur 
Entwicklung des modernen Nationalismus beigetragen haben, so 
kann man Rousseau doch nicht einen Nationalisten oder gar 
Imperialisten im heutigen Sinn nennen, denn er ordnet die 
Nation der Menschheit unter und er verwirft den Großstaat, an 
dessen Machtwillen und Expansion sich unser Nationalismus be- 
rauscht 3). 


23) Welcher Gegensatz zu den Bekenntnissen Montesquieus: »Wenn ich in 
den fremden Ländern reiste, habe ich sie geliebt, wie mein eigenes; ich habe 
Anteil genommen an ihrem Geschick und sehnlichst gewünscht, daß sie sich in 
blühendem Zustand befänden.« »Wenn ich etwas wüßte, was meiner Familie 
nützlich wäre, aber meinem Vaterland schädlich, so würde ich es zu vergessen 
suchen. Wenn ich etwas wüßte, was meinem Vaterlande nützlich wäre, aber 
Europa und dem Menschengeschlecht zum Schaden gereichte, so würde ich es 
als ein Verbrechen ansehen.« : 


3) Vgl. Ed. Sieber, Die Idee des Kleinstaats bei den Denkern des - 


18. Jahrh. (1920), wo näheres über den angenommenen Zusammenhang 
42* 
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Montesquieu und Rousseau sind die Leitsterne für ihre und 
die folgenden Generationen geworden und auch die Anschau- 
ungen vom Nationalgeist haben sich an ihnen gebildet *). Völlig 
falsch ist die weitverbreitete Vorstellung, daß Volksgeist und 
Nationalgefühl erst durch die Romantik entdeckt wurden. Jene 
beiden Namen bezeichnen die Hauptströmungen des vorwärts 
gerichteten politischen Denkens. Montesquieu weist dem histo- 
rischen Empirismus den Weg, sein großes Werk wird die Bibel 
des Liberalismus und Kosmopolitismus, sowie der Bewunderer 
des englischen Staatswesens. Sein Nationalgeist ist das historisch 
gegebene, vorwiegend unbewußte oder doch unbeabsichtigte 
Produkt zahlreicher Umstände, dem sich der Gesetzgeber 
anpassen muß, das er aber auch bis zu einem gewissen Grad 
formen kann. Vor allem ist Herder ihm geistesverwandt $). 
— Rousseau dagegen wurde der Prophet des abstrakten Ver- 
nunftradikalismus, der Stammvater der Demokratie, des Sozialis- 


zwischen Kleinstaat und Volkscharakter. — Rousseaus Postulat dient auch 
zur Erklärung mancher nationaler Eigenart: die Menschen wollen ver- 
schieden sein, nicht weil die Besonderheit einen sittlichen, ästhetischen 
oder ökonomischen Wert darstellt, sondern weil sie hievon instinktiv 
eine innere Festigung, eine Förderung ihres Machtstrebens erwarten, und 
weil auch das Anderssein, die Originalität, ihrem Selbstgefühl schmeichelt. 
Mit welchem Eifer hat man in jüngster Zeit schon fast ausgestorbene Spra- 
chen, Dialekte und Sitten kleinster Völkerreste neu belebt, um eine »Eigen- 
art« zu schaffen, von der man oft wirklich nicht sagen konnte, welchen Wert 
sie haben sollte! Die künstliche » Anschaffung« eines Nationalcharakters durch 
» Affektation«, von der Kant spricht, gehört hierher; auch Fichte verwendet den 
Ausdruck »sich Charakter anschaffene. Soeben hat Ungarn beschlossen, die 
vielstelligen Inflationssummen seiner Währung in eine neue Einheit umzu- 
rechnen. Am einfachsten wäre die Umrechnung ı : 10000, also die Weg- 
streichung von 4 Nullen gewesen. Zufällig wäre hiedurch auch die ungarische 
Geldeinheit der österreichischen völlig gleich geworden und diese Lösung 
wurde daher von den finanziellen Fachleuten dringend befürwortet. Trotz- 
dem wurde sie verworfen, denn ı. hatte Oesterreich bereits denselben Weg 
beschritten und 2. wollte man in die Währung »nationale Eigenart« hinein- 
legen. — Man beschloß also mit 12 500 umzurechnen! 

$) Erwähnt sei noch Voltaire, der den Volkscharakter sehr oft zur Er- 
klärung historischer Vorgänge heranzieht und dabei auch in arge Irrtümer ver- 
fällt. Vgl. F. Fueter, Geschichte der neueren Historiographie 1911, S. 362. 

5) Von den vielen, auf die Montesquieus Vorstellung vom Volksgeist nach- 
haltig gewirkt hat, seien nur folgende genannt: Friedrich II., Herder, Schiller, 
Bielfeld, F. K. von Moser, Heeren, Joh. Müller, Gentz, Ad. Müller, Hegel, Frh. 
von Stein, Blackstone, Filangieri, Chateaubriand, Frau von Staël, K. Ritter, 
Tocqueville, Taine. Vgl. ferner noch Graf Destutt de Tracy, Commentaire sur 
l’esprit des lois de Montesquieu, Philadelphia 1811r (deutsch von Morstädt 1820, 
2 Bände unter dem Titel: »Charakterzeichnung der Politik aller Staaten der 
Erdee). i 
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mus und Nationalismus. Von Deutschen kann ihm in vielen Be- 
ziehungen Fichte verglichen werden. Ihnen ist der Nationalgeist 
ein Postulat, sie glauben an die Macht des reinen Willens, den 
Geist durch Gesetze und Erziehung zu formen. 

In Herders Werk, vor allem in seinen Ideen »zur Philosophie 
der Geschichte der Menschheit «®) (1784) leuchtet die Geschichts- 
philosophie so strahlend auf, daß alles vorher Geschriebene matt 
erscheint. Das Problem der Völkerverschiedenheit steht im Mittel- 
punkt und hat Herder von Jugend an auf das lebhafteste be- 
schäftigt. Er überragt alle seine Vorgänger weitaus durch uni- 
versale Meisterung des Stoffes. Während die bisherigen Bearbeiter 
hauptsächlich aus antiken Quellen und einigen Reiseberichten 
schöpften, verwertet Herder zum erstenmal ein großes völker- 
beschreibendes Material aus allen Zonen, das ihm die gerade 
damals rasch fortschreitende ethnologische Forschung darbot. 
Ueberdies betrachtet er den Menschen im Zusammenhang mit 
dem ganzen Kosmos und stützt sich hiebei auf umfassende 
Kenntnisse der organischen und anorganischen Naturwissen- 
schaften. Vergleichende Anatomie, Biologie, Tier- und Pflanzen- 
geographie, Anthropologie und Ethnologie der Naturvölker, Ge- 
schichte, Sprach-, Religions-, Staatswissenschaften, vergleichende 
Aesthetik — alles liefert Bausteine zu dem Riesenbau, den Herder 
mit schweren Nahrungssorgen ringend aufführte und den zu 
vollenden ihm nicht vergönnt war. | 

Herder betont nachdrücklich, die Geschichte solle nichts 
anderes sein, als veine reine Naturgeschichte menschlicher Kräfte, 
Handlungen und Triebe nach Ort und Zeit«”). Er verwirft nach- 
drücklich alle Teleologie, alles Ausklügeln geheimer Pläne des 
Schicksals. Aber dieser positivistische Vorsatz wird nicht streng 
festgehalten. Herder fällt doch gelegentlich in teleologische Be- 
trachtungen zurück, die freilich den Grundcharakter nicht stören. 
So heißt es: » Wunderbar teilte sie (die Vorsehung) die Völker, 
nicht nur durch Wälder und Berge, durch Meere und Wüsten, 
durch Ströme und Klimate, sondern insonderheit auch durch 
Sprachen, Neigungen und Charaktere; n u r damit sie dem unter- 

6) Zitiert nach der Düntzerschen Ausgabe (Herders Werke, Bd. 9—ı2). 
Wir beschränken uns hier auf die »Ideen«, eine ausführlichere Darstellung anderer 
Gelegenheit vorbehaltend. — Von der großen Literatur über Herder seien nur 
die allgemein bekannten Werke von R.Haym und E. Kühnemann, sowie H, 


Hettners Literaturgeschichte des 18. Jahrhunderts erwähnt. 
7) 13. Buch VII. (Bd. 11, S. 121 ff.). Vgl. ferner 14. Buch VI. (S. 167—168). 
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jochenden Despotismus sein Werk erschwerte —« (8. V.). Die 
Völkerverschiedenheit wird hier also als weise Einrichtung der 
Vorsehung aufgefaßt, um die Freiheit gegen die großen Unter- 
jocher zu schützen. Aber wozu hat eigentlich, könnte man ein- 
wenden, die Natur diese Eroberer geschaffen? Da erscheint uns 
schon die alte biblische Erzählung vom Turmbau zu Babel 
treffender, wonach Gott die Menschen mit Verschiedenheit der 
Sprachen geschlagen habe, um sie für ihre Vermessenheit zu 
züchtigen und sie zu verwirren. Stärker wird von Herder eine 
verwandte teleologische Auffassung betont, nämlich daß die Viel- 
heit der Völker bezwecke, den ganzen Reichtum der menschlichen 
Natur in nationalen Eigenarten zur vollen Entfaltung zu bringen. 


Das ungeheure Verdienst Herders um eine rationelle Ge- 
schichtsbetrachtung wird hiedurch nicht geschmälert. Die Volks- 
art wird durch drei Faktoren bestimmt: den angeborenen Genius, 
das Klima (Umwelt) und die geschichtliche Bewegung, die in 
ihren Hauptzügen geographisch bedingt ist. Die angeborenen 
Eigenschaften erhalten sich zähe gegen äußere Einflüsse, sind 
aber nicht tiefgehend. Herder legt großen Nachdruck darauf, 
daß die Menschheit nur e i n e Art aus e i n e r Wurzel entsprossen 
bilde, deren Abwandlungen nicht Rassen genannt werden 
sollten, weil hiemit der Begriff stärkerer Verschiedenheit verbun- 
den sei 8). Unter Klima versteht Herder die Umwelt überhaupt, 
also nicht bloß Hitze und Kälte, sondern auch Luftelektrizität, 
Feuchtigkeit, Ausdünstungen, Krankheitskeime, Winde, Nah- 
rungsmittel, ja selbst die Gliederung der Erde und die daraus 
folgende Lebensweise °). Herder nimmt einen sehr starken Ein- 
fluB des Klimas auf den Menschen an und hebt die örtliche 
Uebereinstimmung von Menschen, Pflanzen und Tieren in ge- 
wissen Eigenheiten hervor, z. B. kleinen Wuchs in kalten Regionen. 
Andererseits wirkt aber auch der Mensch auf das Klima; durch 
Rodung und Kultur verändert er es durchaus und bringt als 
Kolonist sein eigenes, künstliches Klima in alle Zonen. Einen 
großen Fortschritt bezeichnet es, daß Herder die Uebertreibung 
der direkten Klimawirkung ablehnt: »Das Klima zwingt nicht, 
sondern es neigt.« Aber im einzelnen verfällt er doch noch in 


8) Ideen 4. IV. V. (Bd. IX, S. 155, 158); VII. r. (Bd. X, S. 42, 43). Ueber 
die genetische Kraft 7. IV., über Monogenese r10. II. Vgl. auch die Kontroversen 
mit Kant und Forster über den Rassenbegriff, Bd. IX, S. 22—23; Bd. XI, S. 125. 

°) Vgl. 2. III.; 6. IV.; 7. III. (9. Bd., S. 92; 10. Bd., S. 25, 51). 
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starke. Ueberschätzungen von Hitze und Kälte als formende 
Faktoren. Ein schönes gemäßigtes Klima bringt auch schöne 
Menschen hervor und extreme Zonen gebären häßliche Ge- 
stalten 1°). 

Die eigentliche Bedeutung der Herderschen Umwelttheorie 
liegt aber darin, daß er gerade die Abwendung von der älteren 


Kl’maauffassung entscheidend gefördert hat, wonach Hitze und 


Kälte die menschlichen Temperamente direkt und individuell 
bestimmten. Herder faßt dagegen die mannigfach gegliederten 
und ausgestatteten Erdräume als Individualitäten auf, die Lebens- 
weise, geschichtliche Bewegung und Geist ihrer Bewohner aus- 
prägen. Die ältere Theorie betrachtet also den Volkscharakter 
statisch, die neuere aber dynamisch. Bei Herder finden sich 
schon alle Grundgedanken der modernen Anthropogeographie. 
Insbesondere hat Herder auf den Historiker Heeren und durch 
ihn auf Carl Ritter und Friedrich Ratzel aufs stärkste einge- 
wirkt 11). 

Wie fein differenziert Herder die unermeßBliche Fülle der 
Erscheinungen! Er begnügt sich nicht mit flüchtigen Generali- 
sationen, wie so viele seiner Vorgänger, überall vertieft er sich 
einfühlend in das Besondere und vergißt doch niemals, die große 
Einheit alles Lebenden unserem Auge zu erschließen. Der Mensch 
ist der Bruder alles Irdischen (1. V.). Aber alles, was lebt, hat 
seine Eigenart, die begriffen und gewürdigt werden muß. 

Bei Herder erscheint das geschichtliche Leben in seiner 
vollen Bewegtheit und Buntheit. Von den Nomaden gehen die 
großen Anstöße aus, die die Völker durcheinandermischen, Kul- 
turen übertragen, Reiche gründen und zerstören. Furchtbar wüten 
die rohen Leidenschaften auf der Erde, aber auch sie dienen 
unbewußt der Ausbildung der Vernunft und schließlich siegen 
die erhaltenden, ordnenden Kräfte über die zerstörenden!?). Die 
Gewalt vernichtet sich selbst und die Humanität schreitet fort. 

Herders Auffassung ist durchaus entwicklungsgeschichtlich. 
Er zeigt, wie unsere stolzen Kulturvölker aus den rohesten An- 


10) 6., I., III. 

11) Vgl. Alwin Wünsche, Die geschichtliche Bewegung und ihre geo- 
graphische Bedingtheit bei Carl Ritter und bei seinen hervorragendsten Vor- 
gängern in der Anthropo-Geographie, 1899, S. 31, 59, 79, 166. Dort findet sich 
auch eine eingehende vergleichende Darstellung der Lehren Herders, Heerens 
und Ritters, die es überflüssig macht, an dieser Stelle näher hierauf einzugehen. 

12) Ideen 15. II. (11. Bd., S. 176 ff.). 
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fängen sich emporgearbeitet haben. »Der ganze Lebenslauf des 
Menschen ist Verwandlung; — und so ist das ganze Geschlecht 
in einer fortgehenden Metamorphose. « »Die Bewohner Deutsch- 
lands waren vor wenigen Jahrhunderten Patagonen 12), und sie 
sind’s nicht mehr; die Bewohner künftiger Klimate werden uns 
nicht gleichen. « » In vielen Dingen, an Schärfe der Sinne, Reinlich- 
keit, Mäßigkeit usw. übertreffen Naturvölker die Europäer und 
allzu leicht sind diese geneigt, in Barbarei zurückzusinken. « » Die 
Keime zum Gefühl alles Großen und Edlen liegen nicht nur 
allenthalben da, sondern sie sind auch überall ausgebildet, nach- 
dem es die Lebensart, das Klima, die Tradition oder die Eigen- 
heit des Volks erlaubte.« »So vergönne man mir, nach Allem, 
was ich über die Nationen der Erde gelesen und geprüft habe, 
diese innere Anlage zur Humanität so allgemein als die mensch- 
liche Natur, ja eigentlich für diese Natur selbst anzunehmen «'*). 

In den von Montesquieu und Herder gezeigten Bahnen be- 
wegt sich auch eine verständige Preisschrift des deutschen 
Gymnasialdirektors August Matthiä, Versuch über die Ursachen 
der Verschiedenheiten in den Nationalcharakteren, Leipzig 1802, 
die eine Erwähnung verdient. 

Immanuel Kant hat dem Nationalcharakter größere Aut- 
merksamkeit zugewendet. Obwohl er sonst Rousseau teilweise 
nahesteht, beschränkt er sich auf die Beschreibung nationaler 
Eigenart. In seiner Schrift » Beobachtungen über das Gefühl des 
Schönen und Erhabenen« (1764) handelt der vierte Abschnitt 
» Von den Nationalcharakteren, insofern sie auf dem unterschied- 
lichen Gefühle des Erhabenen und Schönen beruhen «. Alle wich- 
tigeren zivilisierten und wilden Völker werden dort eingehend 
beschrieben. Von den Deutschen meint Kant u.a., sie hätten 
weniger Gefühl für das Schöne, als die Franzosen und weniger 
für das Erhabene, als die Engländer, aber in der Vereinigung 
beider Gefühle seien sie überlegen. Auch vermeidet der Deutsche 
den Ueberschwang der Gefühle; er ist in Allem, also auch in der 
Liebe, ziemlich methodisch und indem er das Schöne mit dem 
Edlen verbindet, so ist er in der Empfindung beider kalt genug, 
um seinen Kopf mit den Ueberlegungen des Anstandes, der 


13) Düntzer macht hiezu die Fußnote »Eine Behauptung, die Herder heute 
nicht mehr wagen würde« (Bd. X, S. 40!) — Nicht umsonst schrieb Forster an 
Herder, er werde vor der »Rache des deutschen Barbarenstolzes doch nicht 
ganz sicher. sein«. 

14) Ideen 8. IV. und 9. V. 
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Pracht und des Aufsehens zu beschäftigen, daher das Titel- und 
Rangwesen der Deutschen. Er richtet sich weit mehr als andere 
Völker danach: was die Leute von ihm urteilen möchten. Ueber 
die Kultur des Mittelalters äußert sich Kant, wie nur irgendein 
Aufklärungsphilister mit uneingeschränkter Verachtung z. B.: 
»Die Barbaren führten einen gewissen verkehrten Geschmack 
ein, den man den Gotischen nennet, und der auf Fratzen hinaus- 
lief.« Aehnlich ist sein Urteil: »Die Negers von Afrika haben von 
der Natur kein Gefühl, welches über das Läppische stiege.« Kant 
glaubt, wie Hume, an die geistige Minderwertigkeit der schwarzen 
Rasse und hat sich bekanntlich über Rasse in mehreren kleinen 
Schriften geäußert 15). 

Auch in der » Anthropologie« befaßt sich Kant des längeren 
mit dem Volksgeist 1°). Er bemerkt gegen Montesquieu, ohne ihn 
zu nennen, daß weder Regierungsart, noch Klima und Boden den 
Volkscharakter erklären und schreibt dem ererbten Volksgeist 
einen ziemlichen Einfluß zu. Er meint auch, daß es wohl haupt- 
sächlich die angeborene Verschiedenheit des Volkscharakters sei, 
die die Erbfeindschaft zwischen Engländern und Franzosen be- 
gründe und setzt hinzu, daß diese beiden Völker vielleicht die 
einzigen seien, von denen man einen bestimmten und, solange 
sie nicht durch Kriegsgewalt vermischt werden, unveränderlichen 
Charakter annehmen kann. Andererseits sagt er aber, daß der 
Engländer von Natur eigentlich keinen Charakter habe, sondern 
sich einen solchen durch Affektation »anschaffte«, der in Ver- 
achtung aller Fremden bestehe. Die Franzosen zeichnet Kant, 
wie schon früher, mit offenbarer Vorliebe. Nur sagt er ihnen jetzt 
politische Neuerungssucht, einen ansteckenden Freiheitsgeist und 
ailes erschütternden Enthusiasmus, »der noch über das Aeußerste 
hinausgeht « (!), nach, während er in der früher erwähnten Schrift 
sie als ruhige »Bürger«!”) bezeichnet und ihren Nationalgeist 
hauptsächlich aus dem Einfluß »des Frauenzimmers« in der 
Gesellschaft hergeleitet hatte. Inzwischen war eben die fran- 

zösische Revolution ausgebrochen, der Kant bis zuletzt mit Be- 


nn en 





15) Vgl. I. Kants Werke, herausgegeben von Hartenstein, 1839, X. Bd. 

16) Vgl. I. Kant, Anthropologie in pragmatischer Hinsicht, herausgegeben 
von Vorländer, 1922, S. 260 ff. 

17) Dieser Widerspruch in der Beurteilung der Franzosen ist übrigens 
typisch und Neigung zum Extremen wurde ihnen ebensooft nachgesagt (z.B. 
von Goethe), als Abneigung gegen alles Extreme (z. B. schon von Malebranche: 
vgl. das Zitat bei C. Schmitt, Polit. Romantik, 1925, S. 126). 
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geisterung zugetan blieb. Bei den Deutschen findet Kant u.a. 
folgende Eigenschaften: Ehrlichkeit, Häuslichkeit, Ordnung, 
größte Fügsamkeit gegen die Obrigkeit unter allen Völkern, 
Phlegma, ruhige sittliche Verfassung, Fleiß, Reinlichkeit, Spar- 
samkeit, Ausdauer, tief nachdenkende Vernunft, größte Kultur- 
fähigkeit, Bescheidenheit, Gelehrtheit, Fehlen von Nationalstolz 
und Heimatliebe. Ob die Deutschen es den Franzosen, Eng- 
ländern und Italienern an Witz und Künstlergeschmack gleichtun 
können, bezweifelt Kant. (Das Buch erschien 1798, also nach 
vielen der größten Leistungen der deutschen Klassik!) Vor allem 
aber findet Kant bei den Deutschen eine peinliche Titelsucht, 
so daß er Deutschland das » Titelland « nennt !8), eine knechtische 
Pedanterie der ständischen Rangordnung, die ja freilich wohl 
der Form der Reichsverfassung zugerechnet werden möge, wobei 
aber zu bemerken sei, daß doch das Entstehen dieser Form 
selber aus dem Geiste der Nation hervorgehe. — Jedenfalls 
unterscheidet sich das Kantsche Bild deutschen Wesens recht 
sehr von dern romantischen Ideal 1%), besonders wenn er meint, 
die gute Seite der Deutschen liege im anhaltenden Fleiß, » wozu 
eben nicht Genie erfordert wird, welches letztere auch bei weitem 
nicht von der Nützlichkeit (!) ist, als der mit gesundem Ver- 
standestalent verbundene Fleiß der Deutschen«. — Wohl aber 
machen diese Hausbackenheit des größten Denkers und seine 
Schilderung deutschen Lebens es einigermaßen verständlich, daß 
die Romantik bald in ekstatischen Ueberschwang, Vergötterung 
des Genies und Verachtung von Moral und Aufklärung verfiel ?°). 

Zum erschütterndsten Ausbruch kommt die Verzweiflung 
über das deutsche Philistertum im 4. Buch von Hölderlins Hy- 
perion (1797/99): »Barbaren von alters her, durch Fleiß und 
Wissenschaft und selbst durch Religion barbarischer geworden, 
tiefunfähig jedes göttlichen Gefühls, verdorben bis ins Mark 
zum Glück der heiligen Grazien . . .«, so beginnt die lange Schilde- 


18) Wer kein Gewerbe, dabei aber auch keinen Titel hat, ist nichts! heißt 
es nach Kant in Deutschland. 

19) Man vgl. mit Kants Darstellung das Bild, das Marie Joachimi (Die 
Weltanschauung der deutschen Romantik 1905, S. 236) vom romantischen Ideal 
und damit von der deutschen Volksseele, wie sie sich ihr darstellt, gibt. 

20) Fr. Schlegel kritisierte Kant sehr heftig und nennt ihn u.a. einen 
genialischen Pedanten, der nur für die gebildete, vollendete Mittelmäßigkeit 
Sinn hätte (Fr. Schlegel, Sämtl. Werke, Suppl. III. 1846, S. 414). — Schleier- 
macher wirft Kant sogar das » Englischee, d. h. den englischen sozialen Eudämo- 
nismus vor (nach W. Metzger, S. 198). 
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rung, die Hyperion von Deutschland entwirft. »Es ist ein hartes 
Wort, und dennoch sag ich’s, weil es Wahrheit ist: ich kann kein 
Volk mir denken, das zerrissener wäre, wie die Deutschen. Hand- 
werker siehst Du, aber keine Menschen, Denker, aber keine Men- 
schen, Priester, aber keine Menschen, Herren und Knechte, 
Jungen und gesetzte Leute, aber keine Menschen .. .« Selbst die 
Tugenden der Deutschen sind nur glänzend Uebel. Weder An- 
dacht noch Liebe, noch des Frühlings holdes Fest können den 
Deutschen vergessen machen, seinen Nutzen zu suchen, und ihn 
zum Schwärmen bringen. » Wenn selbst die Raupe sich beflügelt 
und die Biene schwärmt, so bleibt der Deutsche in seinem Fach 
und kümmert sich nicht viel ums Wetter.« Herzzerreißend aber 
ist das Los deutscher Dichter und Künstler, aller, die den Genius 
noch achten. »Voll Lieb’ und Geist und Hoffnung wachsen seine 
Musenjünglinge dem deutschen Volk heran; du siehst sie sieben 
Jahre später, und sie wandeln wie die Schatten... .« 

In Deutschland trat das Weltbürgertum des 18. Jahrhunderts 
besonders auffällig hervor, weil hier das Nationalgefühl infolge 
des exzessiven Partikularismus und der dynastischen Rivalitäten 
sich nicht entfalten konnte. Ein Herder zwar vermochte Kosmo- 
politismus und Nationalstreben in vollendeter Harmonie zu 
vereinigen und noch lange verschmelzen beide Strömungen in 
den großen Individualitäten zu bewußtem Einklang, wie Fried- 
rich Meineckes klassisches Werk es schildert ?!). Auf kulturellem 


21) Friedrich Meinecke, Weltbürgertum und Nationalstaat. Studien zur 
Genesis des deutschen Nationalstaates. 6. Aufl., 1922. — Gute Zusammen- 
stellungen charakteristischer zeitgenössischer Aeußerungen bei Karl Pagel, 
Deutsches Volkstum im Zeitalter der Aufklärung, 1925, und Hans Thimme, 
Deutscher Volksgeist in der Zeit des Idealismus und der Romantik, 1925. Auf 
diese beiden Schriften sei empfehlend hingewiesen. Gründlich und wichtig ist 
auch das Buch von Wilhelm Metzger, Gesellschaft, Recht und Staat in der Ethik - 
des deutschen Idealismus, 1907, das Meinecke in manchen Punkten ergänzt. 
Zahlreiche Urteile über deutschen Nationalcharakter bei H. Meyer, Das deutsche 
Volkstum, 2. Aufl. 1902 und Hans Floerke, Deutsches Wesen im Spiegel der Zeiten, 
1916. Die Entwicklung des Nationalbewußtseins skizziert auch Adolf Rapp, Der 
deutsche Gedanke seit dem 18. Jahrhundert, 1920 (stark alldeutsch gefärbt). Ueber 
Frankreich und England vgl. A. Aulard, Le Patriotisme francais de la Renaissance 
à la Revolution, 1921; E. Wingfield Stratford, History of English patriotism, 2 
vols. (ohne Jahr, 1912 ?). — Interessante Aeußerungen Friedrichs II., Napoleons, 
Goethes, De Maistres und anderer über den französischen Volkscharakter gibt 
A. Fouillee, Psychologie du peuple francais, 1898, im Anschluß an Grand Car- 
teret, La France jugée parl’Allemagne (letzteres Buch war mir nicht zugänglich). 
Vgl. ferner Franz Muncker, Anschauungen vom englischen Staat und Volk in der 
deutschen Literatur der letzten 4 Jahrhunderte. 2 Teile, in Sitzungsberichten der 
bayerischen Akademie der Wissenschaften, phil.-hist. Kl. 1913 u. 1925. 
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Gebiet machte das nationale Selbstbewußtsein seit Lessing 
rasche Fortschritte. Friedrich der Große erblickte das Deutsche 
noch als »halbbarbarische Sprache, die in ebensoviele Mund- 
arten zerfällt, als Deutschland Provinzen hat«. Die Zeit der Auf- 
klärung gab dem deutschen Volk eine gereinigte und veredelte 
Sprache, eine nationale Literatur, Bühne, Geschichtsschreibung. 
Helfrich Peter Sturz verlangt 1782 auch eine absondernde 
Nationaltracht, die die fremde Mode ersetzen, die Ausgaben des 
Staates vermindern und »den Geist der Nation vaterländischer 
stimmen« soll 22). Das freilich noch wenig verbreitete politische 
Nationalstreben aber blieb ein Traum. Allzuoft wurde sogar 
die politische Zersplitterung als Vorzug für Geistesleben und 
Charakter der Deutschen gepriesen. Justus Moeser wünschte 
selbst, daß jede Stadt ihre besondere Verfassung habe, weil hie- 
durch die lähmende Gleichförmigkeit verhütet und größte Mannig- 
faltigkeit des Charakters gesichert werde. Bei Ausbruch des 
Weltkampfes mit dem revolutionären Frankreich faßte der Calen- 
berger Landtag eine Resolution an den Kurfürsten von Hannover, 
die Calenberger »Nation« wolle sich neutral erklären ®). 
Solcher Nationen gab es in Deutschland damals an die 1800, 
nämlich 314 reichsständische und 1475 reichsritterschaftliche 
souveräne Territorien 2%)! 

Als Rufer in der Wüste deutscher Nationslosigkeit begegnen 
wir dem vortrefflichen Reichspatrioten Karl Friedrich v. Moser, 
der als hoher Beamter die Erbärmlichkeit der meisten deutschen 
Höfe genau kennengelernt hatte. In seiner anonymen Schrift 
»Von dem deutschen Nationalgeist« (ohne Druckort, 1756) be- 
klagt er das völlige Fehlen jedes Gemeinschaftsgefühls und 
Nationalbewußtseins, den grenzenlosen Sonderegoismus der Für- 
sten. Die Schuld daran, daß jede Liebe zum gemeinsamen, 
deutschen Vaterland erloschen ist, liegt in der Gleichgültigkeit 
der Fürsten und des Adels, in dem Ueberwuchern des mil- 
tärischen Geistes, dem es mehr Ehre dünkt, sein Vaterland zu 


32) Vgl. Karl Pagel, Deutsches Volkstum im Zeitalter der Aufklärung, 
1925, S. 72. Tatsächlich haben später Nationaltrachten als Symbol vaterländi- 
scher Begeisterung oft eine Rolle gespielt, man denke an die Trachten der deut- 
schen Turner und Studenten, der tschechischen Sokoln, der polnischen und 
magyarischen Nationalisten. 

33) A. W. Ward, Großbritannien und Hannover, 1906, S. 19. 

21) H. Berghaus, Deutschland vor 100o Jahren, Geschichte der Gebiets- 
einteilung und der politischen Verfassung des Vaterlandes, 1859, I. Band, S. 2. 
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verheeren, als es zu lieben, in der Glaubensspaltung und der 
Zerrissenheit durch den Hochmut, mit dem jeder der zahllosen 
Herren auf jeden auch nur um eine Rangstufe niedrigeren herab- 
blickt. Wer kann ohne Scham für die Ehre des deutschen Namens, 
ja der menschlichen Vernunft, hören, daß, als die Türken schon 
unweit Linz sich sehen ließen, Sachsen-Gotha und Weimar die 
Reichstagsberatschlagungen viele Wochen lang mit dem Rang- 
streit aufhielten, wer von ihnen beiden zuerst votieren solle, so 
daß schließlich um einen runden Tisch votiert werden mußte. 
Dazu kommen die allgemeine Unwissenheit in deutschen Staats- 
sachen und deutscher Geschichte, Servilismus und Pedanterie 
der deutschen Universitätsprofessoren, die selbst die verwerf- 
lichsten Praktiken ihrer Landesfürsten, wie etwa Münzfälschung, 
gegen Kaiser und Reich sophistisch verteidigen und der Jugend 
knechtische, eigennützige, gleichgültige und niederträchtige Ge- 
sinnungen einflößen, die Züchtung eines blinden, dummen, knech- 
tischen Gehorsams bei den Untertanen. Im Anschluß an Mosers 
Buch erschien eine umfangreichere Schrift von Johann Jakob 
Bülau, der seinen Namen ebenfalls nicht nannte (»Noch etwas 
zum Deutschen Nationalgeist «, 1766) 25). Der Verfasser stimmt 
zwar Moser im allgemeinen zu, meint aber, daß er nur einen Teil 
des Nationalgeistes behandelt habe, nämlich das Verhältnis der 
Reichsfürsten zum Kaiser. Der Nationalgeist oder National- 
charakter sei aber viel ausgedehnter. Er bemerkt also den Doppel- 
sinn des Wortes, das bald »geistige Eigenart der Völker«, bald 
» Nationalbewußtsein« bedeuten soll, wobei die zweite Bedeutung 
einen Teil der ersten bildet. Bülau hält den Nationalgeist für 
unveränderlich und klimagebunden. Der Main scheint in Deutsch- 
land die (südliche) Grenze der Dichtkunst zu bestimmen und 
in den milderen Gegenden Deutschlands seien nur wenige eines 
Verses fähig, der würdig wäre, von Weintrinkern gesungen zu 
werden. — Uebrigens ist das Buch großenteils satirisch. Bülau 
sucht dem Reichspatriotismus Mosers entgegenzuwirken und 
mahnt zum Gehorsam gegen die hergebrachten Landesfürsten. 


35) Die Schriften von Moser und Bülau finden sich auch besprochen bei 
Justus Moeser, Sämtliche Werke, 1858, Bd. 9, S. 240. Viel gelesen wurde das 
amüsante, aber unbedeutende Büchlein des Schweizers I. G. Zimmermann, Vom 
Nationalstolze (zuerst 1758, viele Auflagen), in dem er zeigt, wie alle Nationen 
(die Deutschen im allgemeinen ausgenommen) sich im närrischen National- 
hochmut nicht genug tun können und alle anderen verachten, was mit vielen 
Anekdoten illustriert wird. 
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Zwei Richtungen laufen nun nebeneinander her, von denen 
die eine das Ziel der nationalen Charakterbildung einfach in der 
allgemeinen Vervollkommnung zum reinen Menschentum sieht, 
während die andere, zunächst weit schwächere, eineBesonder- 
heit des Charakters anstrebt, die die Deutschen von anderen 
Völkern abheben soll. Der Neuhumanismus W. von Humboldts, 
die Idealphilosophie Kants, Fichtes, Schellings, die ästhetische 
Erziehung Schillers stimmen darin überein, durch die höchst- 
mögliche Veredlung der Individuen den Charakter der Nation 
zum Aufschwung bringen zu wollen. 

Nationale Besonderheit bedeutet da nur eine Entwicklungs- 
stufe auf dem Wege zur allgemeingültigen Humanität oder die 
lokale Herausbildung einer besonderen Seite der einheitlichen 
Menschennatur, die aber nicht schon an sich wertvoll ist, sondern 
nur insoweit sie einem universalen Wert entspricht. Schiller 
schrieb 1789 an Körner: »Der philosophische Geist kann bei 
einer so wandelbaren, zufälligen und willkürlichen Form der 
Menschheit, bei einem Fragmente (und was ist die wichtigste 
Nation anders?) nicht stille stehen. Er kann sich nicht weiter 
dafür erwärmen, als soweit ihm diese Nation als Bedingung für 
den Fortschritt der Gattung wichtig ist.« Den » Mangel an einer 
entscheidenden Naturbestimmung« im deutschen Charakter wird 
von Humboldt als Vorzug beurteilt. Selbst Fichte und die Be- 
gründer der Romantik dachten nicht anders. Besonders prägnant 
haben dies die beiden Schlegel zum Ausdruck gebracht. August 
Wilhelm Schlegel fragt (1803): »Ist es denn ein so großer Mangel, 
keinen Nationalstolz zu haben? Sehen wir denn nicht, daß er 
bei anderen Völkern häufig auf Einseitigkeit, Beschränktheit, ja 
auf bloßen Einbildungen beruht? — Wo es auf das höchste 
Interesse der menschlichen Natur, auf die Entwicklung der 
edelsten Kräfte ankommt, in der Kunst und Wissenschaft unter 
andern, dächte ich, wäre es eine deutschere Gesinnung, gar nicht 
zu fragen, ob etwas deutsch oder ausländisch ist, sondern ob es 
echt, groß und gediegen sei, als sich zu ängstigen, ob nicht etwa 
durch liberale Anerkennung des Fremden dem Ruhm des Ein- 
heimischen Abbruch geschehe... Universalität, Kosmopolitis- 
mus ist die wahre deutsche Eigentümlichkeit. « 

Novalis sagt: » Deutsche gibt es überall, Germanität ist so 
wenig, wie Romanität, Grezität oder Britannität auf einen be- 
sonderen Staat eingeschränkt. Es sind allgemeine , Menschen- 


i 
dlascı 
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charaktere. Deutschheit ist echte Popularität und darum ein 
Ideal.« Aehnlich an A. W. Schlegel: »Deutschheit ist Kosmo- 
politismus mit der kräftigsten Individualität gemischt.« »Die 
instinktartige Universalpolitik und Tendenz der Römer liegt 
auch im deutschen Volk. Das Beste, was die Franzosen bei der 
Revolution gewonnen haben, ist eine Portion Deutschheit « ?6). 
Sehr oft finden wir den Gedanken ausgedrückt (so mit einiger 
Variation bei Schiller, W. von Humboldt, den beiden Schlegel, 
Fichte, Jean Paul, Schelling, Perthes), daß Deutschland schon 
geographisch als »Land der Mitte« und die Deutschen im Auf- 
trage des Weltgeistes oder durch historische Fügung dazu be- 
stimmt seien, keine beschränkte Besonderheit, sondern die Uni- 
versalität oder Totalität der menschlichen Natur auszubilden, 
die höchsten geistigen Werte aller Völker in sich aufzunehmen 
und fortzubilden, nicht durch das Schwert zu herrschen, sondern 
durch den Geist. Häufig verknüpft sich damit die Hoffnung, daß 
die Deutschen als »Menschheitsvolk « einst alle Völker zur höch- 
sten Humanität führen werden, daß die deutsche Sprache zur 
kulturellen Weltsprache bestimmt sei. — 

Die empirische Betrachtung und vor allem ästhetische 
Würdigung konkreter Volkseigenarten wurde von der kosmo- 
politischen Frühromantik keineswegs vernachlässigt, wie die bei- 
den Schlegel zeigen. Der Idealphilosophie lag sie allerdings 
viel ferner. Zwar verkündete besonders Schleiermacher, der am 
meisten zum Historismus neigte, Wert und Recht der Indi- 
vidualität, aber es war zunächst mehr der Mensch, nicht die 
Nation, was als Individuum aufgefaßt wurde ?”). Die Geschichts- 
auffassung war überwiegend teleologisch, moralisch oder ästhe- 
tisch, der empirischen Kausalforschung wenig günstig. Die Ge- 
schichte wurde meist beiseite geschoben, man hoffte besser aus 

26, Vgl. Meinecke S. 67. — Der letzte Satz ist auch bemerkenswert, weil 
später der Romanismus und die französische Revolution vielfach in schärfstem 
Gegensatz zur Deutschheit gestellt wurden. 

27) Erst spät hat dann Schleiermacher nicht nur dem Staat, sondern sogar 
Wissenschaft und Philosophie nationale Bedingtheit zugeschrieben. In der Ethik 
von 1812/13 sagt er, es sei verkehrt, eine allgemeingültige Philosophie zu setzen, 
es gebe eine solche ebensowenig, als ein für die ganze Welt passendes Recht. 
Aber selbst zur Zeit der Befreiungskriege meinte er doch wieder, der Philosoph 
als solcher müsse Kosmopolit sein. Als dann friedlichere Zeiten zurückgekehrt 
waren, faßte Schleiermacher neuerlich die Nation als bloße Entwicklungs- 
stufe auf und erwartete »mit Sicherheit« die Abschwächung und endliche asym- 


ptotische Annullierung der Nationaldifferenzen. Vgl. Metzger, S. 216, 289, 291, 
306. 
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den Anlagen des Menschen auf spekulativem Wege seine Be- 
stimmung und daher den allgemeinen Gang der Geschichte er- 
kennen zu können 2). Es widerstrebte durchaus dem kühnen 
Ewigkeitsdrang der Spekulation, materiellen Außendingen, Zu- 
fälligkeiten, beschränkten Interessen einen Einfluß auf die Bil- 
dung des Geistes zuzugestehen. Die Kausalreihe der Geschichte 
wird bei Kant gewissermaßen durch das Wunder der mensch- 
lichen Freiheit unterbrochen 2°). Mit Entrüstung lehnt Schelling 
die Entweihung der Geschichte durch niedrige und gemeine 
Maßstäbe, kleinliche, subjektive Interessen ab. Auch die empi- 
risch-psychologische Erklärung der Geschichte verwirft er, große 
Persönlichkeiten sind Werkzeuge höherer Notwendigkeit. Der 
romantischen Weltauffassung galt das Dasein der Menschheit als 
symbolisches Mysterium oder als reizendes Schattenspiel. 
Schon zu Beginn dieser hier vorgreifend skizzierten Ent- 
wicklung flammte nun das ungeheure Erlebnis der französischen 
Revolution auf3°). Fast das ganze geistige Deutschland er- 
schauerte vor Begeisterung und Rührung, nur Goethe blieb kühl 
zurückhaltend. Selbst der nationale Barde Klopstock sprach oft 
davon, er würde, wenn er Kinder hätte, am liebsten Deutschland 
verlassen und französischer Bürger werden. Wie nun die blutigen 
Greuel der Schreckensherrschaft und mehr noch der Uebergang 
von der Rolle des Weltbefreiers zu jener des Eroberers und Unter- 
drückers anderer Völker allmählich in Deutschland eine grenzen- 
lose Enttäuschung und Verbitterung erzeugten, die durch alle 
konservativen und gegenrevolutionären Kräfte geschürt wurde, 
bedarf hier keiner Schilderung. Der Zusammenstoß der Revolution 
mit dem legitimistischen Europa entzündete den Nationalhaß. 
Der moderne Nationalismus erhielt durch die Revolution seine 
definitive Prägung und breitete sich rasch über Europa aus. 
Schon vorher hatte man ja den Temperamentsunterschied zwi- 


28) Vgl. Kant, Ideen zu einer allgemeinen Geschichte in weltbürgerlicher 
Absicht (1784); Fichte, Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters (Sämtl. Werke 
1846, VII. Bd., S. 5, 192 ff.); G. Mehlis, Schellings Geschichtsphilosophie, 1907, 
S. ır, 53. — Eine interessante Kontroverse über die a priori-Konstruktion der 
Geschichte zwischen Fichte und Wolf in W. Körte, Leben und Studien F.A. 
Wolfs, 1833, II. Bd., S. 310. 

39) So Paul Barth, Die Philosophie der Geschichte als Soziologie, 3. Aufl., 
1922, S. 17. 

30) Ihre Wirkung auf den deutschen Geist hat kürzlich G. P. Gooch, 
Germany and the French Revolution 1920 meisterhaft geschildert — ein Buch, 
das dringend einer deutschen Uebersetzung harrt! 
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schen Franzosen und Deutschen oft bemerkt, ebenso den Gegen- 
satz des durch staatliche Zentralisation und intensive Gesell- 
schaftskultur bedingten französischen Charakters und des durch 
staatliche Zersplitterung und soziale Isolierung nach .innen ge- 
kehrten deutschen Geistes. Doch hatte man hierauf selten Ge- 
wicht gelegt. Auch fehlte die Vorstellung des Rassenunterschiedes, 
allgemein heißen die Franzosen die »Franken« und wurden in 
Deutschland gerne als Abkömmlinge derselben Mutter Germania 
betrachtet. — Nun aber glaubte man eine tiefe Verschiedenheit 
zu erkennen. Joh. Georg Forster, der von Begeisterung glühend 
sich dem Befreiervolk angeschlossen hatte, schreibt aus Paris 
bald voll bitterer Verzweiflung ?!). Er vergleicht den ruhigen 
Freiheitssinn der Engländer mit dem überspannten französischen 
Fanatismus. Ein anderer Enttäuschter, Josef Goerres, schreibt 
1800: »Eine tiefe Kluft sieht der Beobachter zwischen dem fran- 
zösischen und teutschen Nationalcharakter befestigt « ®?). Er schil- 
dert die höchste Beweglichkeit, Entzündlichkeit, Leichtblütigkeit, 
Oberflächlichkeit der Franzosen. Auch an ihrer inneren Natur 
ist ihr gewaltiges Streben gescheitert. Die französische Kultur 
geht nach außen, die deutsche nach innen. Beide Nationen werden 
sich immer unbegreiflich, immer rätselhaft bleiben. Die fort- 
währende Unruhe der Franzosen fällt auch Goethe auf, der 
bereits in Straßburg sich des Deutschtums bewußt geworden 
war. W.von Humboldt äußert sich wiederholt maßvoll ab- 
wägend über den Gegensatz, der ihm in Paris in die Augen 
springt ?°). So vermißt er (1798) bei den Franzosen ein inneres 
Prinzip des Lebens, Ideale, Ausflüge ins Unendliche und die 
deutsche Nation, bei der er dies wahrhaft heilige Feuer mehr als 
irgendwo sonst antrifft, wird ihm deshalb besonders wert. »In 
Deutschland vergißt man gerne die Masse, um bei einigen Indi- 
| 31) Vgl. J. G. Forsters Briefwechsel, 1829, II. Bd., S. 432, 437. Vgl. auch 
S. 428, 438, 464, 466, 486, 494. Einige Urteile Forsters lauten übrigens etwas 
günstiger. 

32) Drei Jahre früher hatte Goerres die Proklamation für die Vereinigung 
der Rheinlande mit Frankreich verfaßt, in der er allerdings auch die Besorgnis 
aussprach, der deutsche Nationalcharakter werde sich schwer mit dem fran- 
zösischen verschmelzen; doch sprächen überwiegende Gründe dafür. Vgl. J. 
Venedey, Die deutschen Republikaner unter der französischen Republik, 1870, 
S. 306. — Vgl. ferner bei Friedrich Perthes, Leben von C. Th. Perthes, 1857, 
1. Bd., S. 179, ein anderes Urteil Goerres über Deutsche und Franzosen. 

33) Die wichtigsten Stellen bei Thimme S. 27; vgl. ferner Meinecke S. 39 ff. 
— Humboldt hat auch den Plan einer Charakterologie der Völker gcehegt. Neben- 


bei bemerkt hatte Humboldt eine französische Mutter, wie auch Gentz. 
Archiv für Sozıalwissenschailt und Sozialpolitik. 54. 3. 43 
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viduen stehenzubleiben %); hier (in Paris), so achtungswert 
auch viele einzelne sind, flüchtet man sich doch gerne zu diesem 
wirklich bewunderungswürdig sanften, guten und verständigen 
Volke hin. «» Es gibt eine Eigenschaft, die dem Franzosen vorzugs- 
weise vor dem Deutschen eigen ist, und in der der letztere viel 
von dem ersteren lernen könnte — die Besonnenheit, die so wenig 
bloß ruhig ist, daß sie ihm auch in der höchsten Bewegung nicht 
fehlt.« Die Deutschen werden durch das Ueberwiegen der Inner- 
lichkeit oft dunkel, unfein und formlos, während die Franzosen 
alles auf Wirkung berechnen, und dies ist es, was im großen und 
im kleinen ihnen die politischen und gesellschaftlichen Vorteile 
über ihre Nachbarn gibt. »Diese Rücksicht auf den Gebrauch 
und das äußere Leben hindert vielleicht das tiefe Forschen nach 
Wahrheit, aber es bewahrt auch vor einer Menge Chimären und 
erleichtert die Verbreitung des wirklich Gefundenen.« Humboldt 
knüpft noch weitere Vergleiche hier an. — 

Die Revolution, der Zusammenbruch Deutschlands und 
Preußens, das napoleonische Imperium und die Gegenkräfte 
führten zu endlosem Grübeln über die Probleme der nationalen 
Besonderheit. Zunächst stellte sich die Frage, warum es in Deutsch- 
land keine Revolution gegeben habe und ob dies mit dem Volks- 
charakter zusammenhänge ? Man fand die Gründe vor allem in 
der Zerrissenheit Deutschlands, in dem Fehlen einer großen 
Hauptstadt, dann darin, daß die feudalen Privilegien und die 
Staatslasten vielfach weniger drückend, der Absolutismus patri- 
archalischer waren, daß der Partikularismus eine gewisse Freiheit 
des Denkens erlaubte, dem sich immer irgendein Asyl öffnete, 
schließlich auch in der Stärke der religiösen Gefühle und darin, 
daß der Deutsche kein enthusiastisches Temperament besitze ®). 
Man erkannte plötzlich die ungeheure Zähigkeit alter Tradition. 
Forster schrieb, man könne sich nicht verhehlen, daß die Mainzer 
ohne den gnädigsten Befehl des Herrn französischen. Generals 
nicht frei sein wollen und keinen Schritt dazu tun können und 
werden. Die Bauern von Sarnsheim, bei denen auf Befehl ihres 
aufgeklärten Kirchenfürsten seit geraumer Zeit die deutsche 
Messe an Stelle der unverständlichen lateinischen gesungen 


#4) Bei diesem seither oft auftretenden Vergleich wäre aber daran zu er- 
innern, daß Deutschland damals Individuen wie Goethe und Schiller besaß, 
während in Frankreich die heftigen politischen Stürme das Kulturleben hemmten 
Meinecke sagt: Goethe und seine Welt, das war ihm Deutschland. 

3) Vgl. Gooch, S. 71 ff., 151, 357. 
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wurde, erklärten nach ihrer » Befreiung«: » Weil wir nun frei sind; 
wollen wir die Messe wieder lateinisch singen«®%). Johannes 
Müller, der früher vorgezogen hatte, französisch zu beten, weil 
der liebe Gott auch französisch verstehe, und der sein Haupt- 
werk zuerst französisch verfaßt hatte, empörte sich jetzt gegen 
die intolerante Gleichmacherei der Jakobiner, die alles Eigentüm- 
liche, alle alten Sitten, alle Lokalverhältnisse beseitigen wollten?”?). 
Aber auch die nationale Selbstkritik fehlte nicht. Waren es bloß 
äußere Umstände oder tiefwurzelnde Schwächen des Volks- 
charakters, die die deutsche Katastrophe herbeigeführt hatten ? 
Angesichts der bevorstehenden Auflösung des alten, tausend- 
jährigen deutschen Reiches findet Hegel (1801/02), daß der hart- 
näckige Trieb zur Freiheit und Selbständigkeit, die Unfähigkeit, 
sich dem Ganzen zu unterordnen, stets das mächtigste Element 
des deutschen Charakters ausgemacht habe 38). »Der deutsche 
Charakter warf sich auf das Innerste des Menschen, Religion 
und Gewissen, befestigte von hier aus die Vereinzelung, und die 
Trennung des Aeußern als Staaten erschien nur als eine Folge 
hievon. Der ursprüngliche, nie gebändigte Charakter der deut- 
schen Nation bestimmte die eiserne Notwendigkeit ihres Schick- 
sals.« Daher auch der Widerspruch zwischen Ideal und Wirklich- 
keit, der die Deutschen so oft als »unwahr und unredlich« er- 
scheinen läßt, das Festhalten an äußeren Formen, in denen die 
ursprüngliche deutsche Natur, die eigenwillige Selbständigkeit 
zum Vorschein kommt. Ueber die nationale Absonderung über- 
haupt fällt hier ein scharfgeprägtes Wort: »Wenn die ge- 
sellige Natur des Menschen einmal ist ge- 
stört undgezwungen worden, sichin Eigen- 
tümlichkeiten zu werfen, so kommt eine So 
tiefeVerkehrtheitinsie,daßihreKraftjetzt 
aufdieseEntzweiungvonandernverwendet 
wird und in der Behauptung ihrer Abson- 
derung biszum Wahnsinn fortgeht.« 

Wir haben hier nicht die Entstehung des Nationalcharakters 


s) C. T. Perthes, Politische Zustände und Personen in Deutschland zur 
Zeit der französischen Herrschaft. 2 Bde., 1862/69, Bd. I, 1, S. 107. 

3) Joh. Müller, Sämtl. Werke, 1810. Lebensgeschichte von ihm selbst be- 
schrieben, I. S. 141; II, S. 416. 

3) G. F. W. Hegel, Die Verfassung Deutschlands. — Vgl. ferner die be- 
deutenden Aeußerungen C. von Clausewitz’ über dieselbe Frage bei Thimme, 
S. 80. 
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zu schildern, sondern nur das Denken über ihn in seinen Haupt- 
zügen darzustellen. Bis zu einem gewissen Grade formt aber 
auch die Vorstellung, die einem Volk als vorbildlich ein- 
geprägt wird, das geistige Sein. Von allen Geistesströmungen 
jener Zeit hat nun wohl die Romantik zur deutschen National- 
besonderheit am stärksten beigetragen, Zwar fanden Schiller 
und Goethe unendlich mehr Leser, als die Schlegel, Tieck oder 
Novalis, aber ihre Wirkung auf die Lebensanschauungen: war 
vorwiegend doch teils zu allgemeinmenschlich, teils zu geistes- 
aristokratisch, um nationale Besonderheit herauszubilden. Noch 
mehr gilt dies vom Neuhumanismus W. von Humboldts. Auch 
die deutsche Idealphilosophie konnte bei ihrer ethischen Strenge 
und gedanklichen Tiefe und bei ihrem latenten politischen Radi- 
kalismus lange nicht die Wirkung ausüben, die ihr meist zu- 
geschrieben wird; überdies konnte nationale Besonderheit an 
sich von ihrem Standpunkt aus keinen Wert beanspruchen. 
Anders die Romantik. Hier fanden die Deutschen endlich. die 
ersehnte Eigenart, eine kostbarere Originalität, als eine National- 
tracht oder Gebräuche. Der grenzenlose Universalismus der 
Romantik, zu der später Begeisterung für die deutsche Ver- 
gangenheit und Eigenart trat, war es, der die antike, englische, 
spanische, italienische, altdeutsche, orientalische Literatur mit 
überschwänglicher Hingabe erfaßte, der uns Plato und Plotin, 
Shakespeare, Calderon, Spinoza, die deutschen Märchen und 
Heldensagen, die mittelalterliche Mystik erschloß, der in der 
Folge Gelehrten den Antrieb zur Eröffnung ganz neuer Gebiete 
und zur mühevollsten Detailforschung gab. Die spekulative 
Philosophie hat nicht nur zur Entzündung der romantischen 
Flamme mitgewirkt und auch sonst Kräfte gestählt, sie hat auch 
andererseits vom praktischen Staatsleben vielfach abgelenkt und 
die Einzelwissenschaften eher gehemmt und verwirrt. Schließlich 
stärkte später die Reaktion gegen ihren Ueberschwang die schon 
bestehende Richtung des deutschen Geistes auf Spezialisierung 
und gründlichste Erforschung kleinster Kreise, die der deutschen 
Wissenschaft bis heute im guten und argen ihr Gepräge gibt. 

Bis heute hat nun jede Lebensauffassung, die ihre Deutsch- 
heit besonders betont (so auch Oswald Spengler), bewußt oder 
unbewußt, mehr oder weniger an die Romantik angeknüpft, be- 
sonders an ihren Irrationalismus, Mystizismus, ‘Symbolismus, 
Okkasionalismus, Naturalismus, Amoralismus, Aesthetizismus, 
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Sentimentalismus, Traditionalismus, Individualismus, an die Ge- 
danken des Organismus, des Schicksals, der Tragik, der ständi- 
schen Gliederung, der neuen Mythologie, des Heroenkults. Be- 
sonders hat natürlich die spätere Wendung der Romantik zu 
Nationalität und Patriotismus, zur Verwerfung des Naturrechts, 
des Liberalismus, des Weltbürgertums, der Wohlfahrtsmoral, zur 
Verherrlichung des Mittelalters, der katholischen Kirche (bei 
einigen auch der Reformation), zur Verteidigung des Feudal- 
wesens, des Königtums, des Krieges, des Machtstaates, die 
stärksten Kräfte für sie gewonnen. Unzähligemal hat man fest- 
stellen wollen, daß die Romantik echt und ausschließlich ger- 
manisch oder deutsch sei, daß der deutsche Geist seit jeher ihre 
Spuren trage. Die Unhaltbarkeit dieser Ideologie braucht kaum 
nachgewiesen zu werden; schon der Name Romantik zeigt nach 
der wahrscheinlichsten Deutung die Herkunft aus den romani- 
schen Kulturen an 3°), auch die anderen Nationen Europas haben 
ihre romantischen Epochen (teilweise sogar früher als die Deut- 
schen) gehabt, die Zusammenhänge der deutschen Romantik mit 
Calderon und Shakespeare, Shaftesbury und Hume, Rousseau 
und Burke, G. Bruno und Vico, Platon und Plotin liegen ja klar 
zutage. Auch weist der gegenrevolutionäre Legitimismus und der 
Nationalismus vieler Völker starke romantische Züge und oft 
überraschende Uebereinstimmungen mit der angeblich deutschen 
Originalität auf. Wohl aber hat gerade die deutsche Romantik 
dank genialen Vertretern und der Zeitkonstellation, einen so 
außerordentlichen Glanz und solchen Einfluß auf allen Gebieten 
erlangt, daß sie zu den stärksten Mächten zu rechnen ist, die den 
neueren deutschen Nationalcharakter bestimmt haben. — Selbst 
Bekämpfer der Romantik sind oft selbst ganz von ihrem Geist 
erfüllt. | 

Es war natürlich das Bündnis mit allen konservativen und 
reaktionären Mächten, das der späteren Romantik einen so 
starken Halt bot. Die einstigen Republikaner und Kosmopoliten 
wurden Verteidiger der Feudalität, des Absolutismus, der Kirche 
und der Nationalität, wobei aber, wie Meinecke von Friedrich 
Schlegel bemerkt, der nationale Staat mit dem feudalen, stän- 
dischen Staat fast gleichgesetzt wird, Adelsherrschaft mit Natio- 


39) Vgl. hierüber R. Haym, Die romantische Schule, 4. Aufl. 1920, S. 867: 


ferner J. G. Robertson, Studies in the genesis of Romantic Theorie in the ı8th 


century, 1923. 
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nalität nahezu zusammenfällt. Der Adel ist der eigentlich nationale 
Stand, der Träger und. Verteidiger der nationalen Traditionen. 
Von dem, was wir heute vorzugsweise unter nationalen Ideen 
verstehen, von nationalem Selbstbestimmungsrecht, Abbruch 
alter Monarchien zugunsten von Nationalstaaten, ja selbst all- 
gemeiner Wehrpflicht ist da keine Rede; selbst die Schaffung 
eines einheitlichen bürgerlichen Rechtes scheint verdächtig. Außer 
für diese feudale »Nationalität« schwärmt man für katholisch- 
mittelalterlichen Universalismus, einen Friedensbund der Völker 
oder ein neues Universalkaisertum. — In mancher Hinsicht hat 
das deutsche Nationalbewußtsein die Wege der Spätromantik 
verlassen und starke Einflüsse gerade von den demokratischen 
Ideen der französischen Revolution empfangen. Es ist bezeich- 
nend, daß, während der Republikaner und Kosmopolit Friedrich 
Schlegel später konservativ wurde, der ursprünglich stark anti- 
republikanische und antikosmopolitische Bannerträger des deut- 
schen Nationalismus E. M. Arndt im Alter immer mehr zu den 
früher verworfenen französischen und englischen Ideen einer 
freien, demokratischen Verfassung neigte. Der Bildungskosmo- 
politismus und akademische, antikisierende Republikanismus der 
Frühromantik war eben doch das Produkt eines recht aristo- 
kratischen Geistes. Aus der französischen Revolution aber ent- 
sprangen mächtige Quellströme der Demokratie und des Nationa- 
lismus 40). | 

An sich war die Romantik keineswegs mit Reaktion un- 
trennbar verbunden. Wie besonders Carl Schmitt klar gezeigt 
hat, lassen sich romantische Motive ebensogut revolutionär als 
reaktionär verwerten und sind auch so verwertet worden. Ebenso- 
wenig ist die gegenrevolutionäre Geistesrichtung ausschließlich 
auf romantische Argumente angewiesen. Sie ist oft genug mit 
rein rationalen Mitteln vertreten worden. Was aber nicht rein 
rational erklärt und verteidigt werden konnte, war einerseits die 
nationale Besonderheit überhaupt, andererseits ganz besonders 
die territoriale und feudale Buntscheckigkeit Deutschlands. Wie 
konnte man denn die nationale Individualität aller dieser dyna- 

40) Ich meine damit nicht, daß Demokratie und Nationalismus (im Sinne 
von Machtstreben) dauernd zusammengehören. Vielmehr meine ich, daß die 
Demokratie nach Verwirklichung gewisser nationaler Grundforderungen wieder 
kosmopolitischer wird und die Kinderkrankheit der aggressiven Nationalüber- 


hebung überwindet. Freilich nimmt diese Krankheit gelegentlich auch chronische 
Formen an. b 
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stischen Zufallsprodukte und die entsprechenden patriotischen 
Pflichten verstandesmäßig begründen ? Wie ließen sich so manche 
feudalen Traditionen und Privilegien, an denen Deutschland be- 
sonders reich war, vernünftig rechtfertigen ? Hier wurzelt großen- 
teils der deutsche Irrationalismus und er bildete den Boden, auf 
dem sich Romantik und Reaktion in Deutschland trafen und 
ihr Bündnis schlossen. Nachträglich allerdings deutete man den 
Irrationalismus als germanische Uranlage. 
= Der romantische Idealismus hat schließlich ein Wort ge- 
prägt, in dem sich seine ganze Weltanschauung zu konzentrieren 
suchte, das Wort »Gemüt«. Im Grimmschen Wörterbuch hat 
Rudolf Hildebrand auf über 34 enggedruckten Spalten die Ge- 
schichte dieses Wortes darzustellen versucht. Ursprünglich be- 
deutete es unser Inneres überhaupt im Unterschied von Körper 
oder Leib, es umfaßt sämtliche geistigen Regungen. Gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts beginnt eine Spaltung. Adelung unter- 
scheidet 1796 Gemüt als Seele in Ansehung der Begierden und 
des Willens und Geist als Seele in Ansehung des Verstandes und 
der Vernunft. Um dieselbe Zeit beginnt sich Gemüt in der Be- 
deutung von Empfindungsleben einzubürgern und es wird zum 
Geist in immer schärferen Gegensatz gebracht. Schon mittel- 
alterliche Mystiker hatten von der Verborgenheit des Gemüts 
gesprochen und jetzt erwähnt Goethe das innerste Gemüt, Fichte 
die innerste Tiefe des Gemüts, Novalis das Allerheiligste des 
Gemüts, Die Romantiker setzen Poesie gleich Gemüt, Friedrich 
Schlegel erläutert Gemüt als »jene lebendige Regsamkeit und 
Stärke des innersten, tiefsten Geistes, des Gottes im Menschen 44%), 
Aber noch immer wird das Wort gelegentlich im alten umfassen- 
den Sinn, also einschließlich Verstand und Vernunft, gebraucht, 
so bei Kant, Goethe, Schiller. Nun aber wendet sich der Begriff. 
immer einseitiger dem Empfindungsleben zu. Sein Mißbrauch 
veranlaßt Goethe zu dem Wort: » Die Deutschen sollten in einem 
Zeitraum von 30 Jahren das Wort Gemüt nicht aussprechen, 
dann würde nach und nach Gemüt sich wieder erzeugen. Jetzt 
heißt es nur Nachsicht mit Schwächen, eigenen und fremden. « 
Durch Fichte wird Gemüt die Bezeichnung der deutschen 
Besonderheit im auszeichnenden Sinn. In den » Reden« stellt er 








4t) Vgl. Friedrich Schlegel, Pros. Jugendschriften, herausgegeben von Mi- 
nor, 1882, 2. Bd., S. 146. — Hildebrand hat diese wichtige Stelle sowie Hegels 
Definition übersehen. 
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die Romanen, die nur Geist haben, den Deutschen gegenüber, 
die außerdem auch noch Gemüt besitzen, und der Unterschied 
ist nach seiner Auffassung ein unermeßlicher. Eine weitere Fort- 
entwicklung findet durch Hegel statt. In seiner Geschichts- 
philosophie definiert er Gemüt folgendermaßen: »Die germa- 
nische Nation hatte die Empfindung der natürlichen Totalität 
in sich, und wir können dies Gemüt nennen. Gemüt ist diese 
eingehüllte, unbestimmte Totalität des Geistes, in Beziehung 
auf den Willen, worin der Mensch auf ebenso allgemeine und 
unbestimmte Weise die Befriedigung in sich hat. « »Charakter ist 
das Gegenteil davon.« Charakter geht nämlich auf etwas Be- 
stimmtes, Gemüt nicht. Das Gemüt gilt also Hegel als germa- 
nische Uranlage, die durch das Christentum und insbesondere 
das Luthertum voll entwickelt wurde “). Es ist die Grundlage 
des deutschen Volksgeistes, während die romanischen Nationen 
vom abstrakten Geist beherrscht werden. In dieser Besonderheit 
liegt nach Hegel der Grund, warum die Deutschen keine poli- 
tische Revolution gemacht haben, wie die Franzosen, denn sie 
begnügten sich mit dem »innerlich befriedigten Bedürfnis des 
Geistes«, mit dem Bewußtsein innerer Freiheit. Gemüt ist also 
nunmehr auch Demokratieersatz geworden und spielt in der 
reaktionären Publizistik eine beträchtliche Rolle. Dem onto- 
logischen Gottesbeweis folgend nahm man an, daß dem Begriffe 
auch eine Existenz entsprechen müsse. Seither nun hat sich die 
Ueberzeugung, daß nur der Deutsche Gemüt habe, da ja das 
Wort nicht einmal übersetzt werden könne, außerordentlich aus- 
gebreitet. Die meisten Deutschen, die das Wesen des Deutsch- 
tums angeben sollen, werden prompt antworten: das deutsche 
Gemüt. Allerdings ist aber der Begriff inzwischen sehr herab- 
gesunken. Kaum denkt noch jemand an Schlegels » Gott im: 
Menschen« oder an Hegels »eingehüllte, unbestimmte Totalität «. 
Was sich der Durchschnittsdeutsche unter Gemüt vorstellt, ist 
vielmehr ein gewisser unbestimmter Gegensatz zum klaren Ver- 
stand oder noch häufiger einfach Gemütlichkeit, worunter man 
ein liebenswürdiges Gehenlassen, zwanglose Geselligkeit u. dgl. 
versteht. Auch wird heute die Gemütlichkeit besonders den Süd- 





42) Viele, und zwar die bedeutendsten Romantiker, vermißten aber gerade 
im Protestantismus das Gemüt und warfen ihm vor, er habe den einseitigen, 
harten Verstand zur Herrschaft gebracht, was zum Rationalismus und zur Revo- 
Jution führen mußte. Diese Ueberzeugung besiegelten sie durch ihren Uebertritt 
zur katholischen Kirche. 
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deutschen und Oesterreichern zugeschrieben und hat dann in 
norddeutschem Munde oft einen Beigeschmack von Schlappheit. 

Nach diesen großen Umrissen seien nun noch einige führende 
Gestalten, soweit es unsere Aufgabe fordert, skizziert, wobei wir 
stets möglichst ihre eigenen Worte wiedergeben. — 

Das politische Evangelium der deutschen Romantik wurden 
die Schriften E. Burkes gegen die französische Revolution. Vor 
allem seine großartige Schilderung des Staates als einer geistigen 
Gemeinschaft zwischen Lebenden, Vorfahren und kommenden 
Geschlechtern hat einen gewaltigen Eindruck gemacht. Aber 
Burke nennt dort den Staat weder einen Organismus, noch 
schreibt er ihm eine reale Seele zu; er nennt ihn vielmehr einen 
»Kontrakt«. Er verehrte die Tradition, die althergebrachte eng- 
lische Konstitution, die nicht gemacht, sondern natürlich ge- 
worden war, und ihre Pfeiler: Religion, Aristokratie, Grund- 
besitz. Aber trotz romantischer Anwandlungen dachte er doch 
vorwiegend empirisch und utilitarisch. Mit außerordentlicher 
Energie betont er die Eigenart des englischen Staates, der eng- 
lischen Freiheit, den Wert des naturwüchsig, bodenständig Ge- 
wordenen und der Erfahrung gegenüber der künstlichen Gesetzes- 
macherei, der Nachahmerei und den abstrakten Theorien der 
Franzosen. Ueberhaupt haben die Verschiedenheiten des Geistes 
der politischen Systeme und Staaten und die irrationalen Mo- 
mente des Völkerlebens ihn oft beschäftigt ®#). 

Der größte Vorkämpfer der Gegenrevolution, Graf Joseph 


de Maistre, fußt auf einem starren Traditionalismus, den er mit 


43) In seiner Jugendschrift sA vindication of natural society« (1756) be- 
merkt er, daß die künstliche Teilung der Menschheit die ständige Ursache von, 
Haß und Streit sei. Die meisten Kämpfe zwischen den Nationen hätten kaum 
einen anderen Grund gehabt, als daß diese Nationen eben gesondert waren und 
verschiedene Namen führten. Die bloßen Namen erregen schon Abneigung und 
Wut. Ein Engländer fühlt Haß und Verachtung, wenn er die Namen Franzose, 
Spanier, Italiener oder gar Türke oder Tartare hört. In einer nachgelassenen 
Jugendschrift »Abridgement of English History« (III.9) verwirft Burke mit 
größter Entschiedenheit die herrschende, aus Nationaleitelkeit entspringende 
Meinung, daß das englische Recht sich seit den ältesten Zeiten nicht geändert. 
hätte und streng nationalen Ursprungs sei. Das gerade Gegenteil sei richtig. 
Nationale Prestigepolitik hat Burke stets bekämpft. — Das Ansehen Burkes 
bei allen Gegnern der französischen Revolution hat die kontinentale Auffassung 
der englischen Eigenart lange Zeit hindurch bestimmt. Die Romantiker bis 
H. Taine träumten von einem angelsächsischen Volksgeist, der gewaltsamen 
Revolutionen und spekulativen Konstruktionen an sich abhold sein sollte. Mit 
Recht weist Fueter (S. 419) darauf hin, daß diese romantischen Vorstellungen 
der wirklichen Geschichte gänzlich widersprechen. Vgl. Harold I. Laski, Political 
Thought in England from Locke to Bentham, 1920. 
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blendender Sophistik verteidigt ). Jedes Volk hat eine Aufgabe 
zu erfüllen, so Frankreich jene einer Lehrmeisterin Europas. Doch 
hat Frankreich diese Stellung zur Entsittlichung der anderen 
Völker mißbraucht und die Revolution war daher eine furchtbare 
göttliche Züchtigung, um Frankreich wieder auf den rechten 
Weg zu bringen, um Monarchie, Adel und Religion geistig zu 
erneuern und zu befestigen. Nur durch die Revolution konnte 
der Geist des Unglaubens mit der Wurzel ausgerottet werden. 
Ein Hauptgedanke J.de Maistres ist es, daß Gott, die »unend- 
liche Macht, die im Weltall ihr Spiel treibt« (S. 158), das Böse 
benützt, um das Gute zu schaffen, eine Vorstellung, die mit 
Hegels »List der Vernunft« übereinstimmt. Auch sonst finden 
wir große Aehnlichkeiten mit Hegel. Mit Vorliebe rechtfertigt und 
verherrlicht er so den Krieg und andere »notwendige Greuel« 4). 
Grundfalsch erscheint ihm die Vorstellung, daß die menschliche 
Vernunft Verfassungen erfinden oder auch nur ohne göttliche 
Hilfe verbessern könne. Die geschriebenen, von Menschen aus- 
geklügelten Verfassungen stehen nur auf dem Papier, sind nur 
ein toter Mechanismus. Wirksam und dauerhaft sind nur die 
uralten, ungeschriebenen Gewohnheiten und Sitten, die über- 
kommenen Rechte, die Gott durch inspirierte Wundermänner 
wie Moses, durch Könige oder Heroen »von erlauchter Ab- 
stammung« einem Volke gegeben und seinem Charakter ein- 
gepflanzt hat. Geschriebene Gesetze fassen stets nur zusammen, 
‚was schon in der Volkseigenart lag, die stets unveränderliche 
nationale Eigenart bestimmt die Gesetze (S. 68—72, 79). Das 
Wichtigste kann gar nicht geschrieben werden, es muß in einer 
dunklen, ehrwürdigen Wolke bleiben, will man den Staat nicht 
umstürzen. Die revolutionären Verfassungen waren für Menschen 
bestimmt. » Nun gibt es aber auf Erden keinen Menschen schlecht- 
hin. Ich habe in meinem Leben Franzosen, Italiener, Russen usw. 
gesehen. Dank Montesquieu weiß ich sogar, daß man Perser sein 
kann. Einen Menschen aber erkläre ich nie im Leben gesehen 
zu haben, er müßte denn ohne mein Wissen vorhanden sein.a 

»Die wahre englische Verfassung besteht in jenem wunder- 


4) Joseph de Maistre, Betrachtungen über Frankreich (1796). Ueber den 
schöpferischen Urgrund der Staatsverfassungen (1809) (benützt wurde die Ueber- 
setzung in den »Klassikern der Politik, hrsg. v. Meinecke u. Oncken, Bd. ıı, 
1924). Vgl. Georg Brandes, Literatur des 19. Jahrhunderts, 1898, 3. Bd., S. 107 ff. 

413) Grauenhaft ist seine Glorifizierung des Henkers in den »Soirees de 
St. Pétersbourg e. 
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vollen, einzig dastehenden, untrüglichen, über alles Lob er- 
habenen Gemeingeist, der alles leitet, alles bewahrt. Das ge- 
schriebene Wort ist nichts. « Das englische Parlament wurde nicht 
erfunden oder vom Volk beschlossen, sondern von einem ehr- 
geizigen Krieger ins Leben gerufen, der dabei, wie es stets ge- 
schieht, nicht recht wußte, was er tat. Uebrigens sind Parlamente 
und Geschworenengerichte allgemeine feudale Einrichtungen, die 
sich nur in England besser erhalten haben, als anderswo. — Die 
alte französische Verfassung war ein Gemisch von Freiheit und 
Autorität. Gegenwärtig ist Frankreich eine Republik ohne Repu- 
blikaner. Der Franzose ist für die Monarchie geschaffen, Frank- 
reich ist » mit mathematischer Notwendigkeit « monarchisch, schon 
weil es im Volkscharakter liegt und dann, weil ein Großstaat als 
Republik nie Bestand haben kann. Der König war in Frankreich 
zwar absolut, aber an ungeschriebene Gesetze gebunden, über 
die die Generalstände und hohen Gerichtshöfe wachten. Es be- 
stand also. keine Willkürherrschaft, wie schon Machiavelli be- 
wundernd anerkannte. Kardinal Fleury sagte: »In Frankreich ist 
jeder Privatmann frei. Es gibt keine Knechtschaft: Freiheit des 
Wohnsitzes, des Reisens, des Handels, der Eheschließung, der 
Berufswahl, der Erwerbung von Gütern, der Verfügung über 
sie, der Vererbung. « Die militärische Gewalt durfte sich nicht in 
die Zivilverwaltung mischen, die Richter waren unabsetzbar, 
auch der König war den Gesetzen unterworfen. Ein besonderes 
Merkmal der französischen Monarchie war ein gewisses theo- 
kratisches Element, das im höchsten Maße national war. Die 
französischen Bischöfe waren die Nachfolger der Druiden. Aber 
nie bestand ausschließliche Priesterherrschaft. Die Engländer 
haben dann, ohne es selbst zu glauben, den Franzosen eingeredet, 
sie seien geknechtet und sie hierdurch verderbt. Uebrigens ist 
jedes christliche Volk in Europa frei oder »annähernd frei« Das 
Ausmaß der Freiheit aber entspricht der von Gott bestimmten 
Veranlagung der Völker. 

Auch das Beispiel der nordamerikanischen Republik be- 
weist nichts. De Maistre glaubt nicht an ihre Dauerhaftigkeit. 
Schon konnten sich die Städte aus Eifersucht nicht darüber 
einigen, in welcher der Kongreß tagen solle und man beschloß 
daher, eine neue Stadt zu bauen und sie Washington zu nennen. 
»Aber es ist zuviel Beschlußfassung, zuviel Menschliches bei der 
Sache, und man kann tausend gegen eins wetten, daß die Stadt 
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nicht gebaut wird oder nicht Washington heißen oder daß der 
Kongreß in ihr nicht tagen wird. « 

Träger der nationalen Tradition ist vor allem der Adel. Der 
Staat ist verloren, wenn der Adel die nationalen Vorurteile ab- 
schwört. Schon Vico hat den Adel als Hüter der nationalen 
Religion aufgefaßt. Wie J.de Maistre den Nationalcharakter 
versteht, erhellt eindeutig aus seinem Satz: » Was ist eine Nation? 
Der Herrscher und die Aristokratie.« 

Die Gedankenwelt J. G. Fichtes zeigt uns eine eigenartige 
Verschmelzung von Kosmopolitismus und Nationalbewußtsein, 
wobei letzteres sich unter dem Eindruck des deutschen Schick- 
sals allmählich steigert, ohne aber schließlich das Weltbürgertum 
zu verdrängen. Im Jahre 1793 drückt er seine Gleichgültigkeit 
dagegen aus, ob Elsaß und Lothringen zu Deutschland gehören. 
Noch bis 1799 gibt er wiederholt seine Sympathie für den fran- 
zösischen Landesfeind kund, dessen Sieg allein in Deutschland 
Denk- und Gewissensfreiheit durchsetzen könne 48). Im »Ge- 
schlossenen Handelsstaat« (1800) erhofft er dann von der Ab- 
schließBung gegen fremde Staaten auch die rasche Ausbildung 
eineshohen Grades von Nationalehre und eines scharf bestimmten 
Nationalcharakters. Aber 1804/05 erklärt er als das Vaterland 
des wahrhaft ausgebildeten christlichen Europäers ganz Europa 
und insbesondere denjenigen Staat, der jeweilig auf der Höhe 
der Kultur steht. Einer solchen Auffassung. konnten nationale 
Verschiedenheiten als solche keinen Wert bedeuten. Der Patrio- 
tismus bleibt Fichte stets nur ein Mittel und Weg zum Welt- 
bürgertum. | 

Die Nation Fichtes ist nicht eine an sich wertvolle historische 
Besonderheit, sondern ein sittliches, allgemein geltendes Ideal, 
das der menschlichen Beschränktheit halber zunächst nur im 


engeren Kreise einer Nation verwirklicht und dann vermöge des 


von Gott jeder Nation eingepflanzten geistigen Expansions- 
triebes über die ganze Welt verbreitet werden soll. Die nationalen 
Unterschiede zwischen den europäischen Völkern hat Fichte 
zuerst gering eingeschätzt, sie verhalten sich nach seinen da- 
maligen Anschauungen ähnlich, wie die Stammesverschieden- 
heiten zwischen den Deutschen. Später betont er sie viel stärker, 








liebe in der Staatslehre Rousseaus und Fichtes, 1924, S. 41; ferner besonders 
Meinecke, S. 92 ff. | 


44) Vgl. die Stellen bei Franz Haymann, Weltbürgertum und Vaterlands- 
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er sieht einen tiefen Wesensgegensatz zwischen Deutschen und 
Franzosen, er, schreibt dem deutschen Nationalcharakter : be- 
sondere Ursprünglichkeit zu; andererseits aber sieht er in der 
ganzen bisherigen deutschen Geschichte keine Offenbarung des 
deutschen Charakters und er wirft den Franzosen vor, daß sie 
snur« einen historischen Charakter hätten, während die Deut- 
schen einen metaphysischen besäßen. Fichtes ganze Auffassung 
ist also durchaus ungeschichtlich. . 

Die Vorstellung, der allgemeine Gang der Entwicklung 
könne rein a priori erkannt werden, findet sich besonders in 
Fichtes Werk »Die Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters« 
(1806) durchgeführt. Charakteristisch sind seine Spekulationen 
über das Normalvolk. Sie klingen wie eine Vorahnung des spä- 
teren Arierglaubens! Der empirischen Kulturforschung setzt 
Fichte recht willkürliche Schranken: » Keine Geschichte unter- 
nehme, die Entstehung des Menschengeschlechtes überhaupt, 
oder seines gesellschaftlichen Lebens, oder der Sprache erklären 
zu wollen.« »Keine Geschichte«, heißt es später, »wolle weder 
die Entstehung der Kultur überhaupt, noch die Bevölkerung 
der verschiedenen Erdstriche erklären!« 

In der vierten seiner »Reden an die deutsche Nation« (1808) 
untersucht Fichte die Hauptverschiedenheit zwischen den Deut- 
schen und den übrigen Völkern germanischer Abkunft. Er findet 
sie darin, daß die Deutschen in den ursprünglichen Wohnsitzen 
des Stammvolkes blieben und ihre Sprache behielten, die Vor- 
fahren der anderen, also hauptsächlich der Romanen und teil- 
weise der Engländer, aber auswanderten und eine andere, fremde 
Sprache, sowie römischen Absolutismus und Zentralisation an- 
nahmen. Die Veränderung der Heimat nun hält Fichte für »ganz 
unbedeutend«. »Der Mensch wird leicht unter jedem Himmels- 
strich einheimisch und die Volkseigentümlichkeit, weit. entfernt 
durch den Wohnort sehr verändert zu werden, beherrscht viel- 
mehr diesen und verändert ihn nach sich. « Auch die Blutmischung 
machte nicht viel aus, um so mehr als sich auch die Deutschen 
mit Slawen vermengten, »so daß es keinem der aus Germaniern 
entstandenen Völkern heutzutage leicht fallen dürfte, eine größere 
Reinheit seiner Abstammung vor den übrigen darzutun«. 

Entscheidend war aber die Sprachänderung, wobei es aber 
wieder nicht auf Besonderheit oder Wert der Sprache ankam, 
sondern nur auf den Wechsel selbst. Die angestammte Sprache 
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nämlich bildet den Menschen, sie verkörpert seinen Geist, sie ist 
eine unmittelbare, sich entwickelnde Naturkraft, sie hat sinn- 
bildliche Anschaulichkeit und regt Leben an. Ein Volk aber, das 
eine fremde Sprache annimmt, verliert an lebendiger Anschauung, 
es gerät in den Bann toter Abstraktionen, was Fichte mit den 
drei »berüchtigten« Worten: Humanität, Popularität, Liberalität 
illustriert. So wird die Sprache zu Schlagworten, Verdrehungen, 
Beschönigungen mißbraucht. Es werden fremde Begriffe ein- 
geschmuggelt, die der »unaustilgbaren Natur seiner National- 
einbildungskraft« gar nicht recht faßbar sind. Die romanisierten 
Germanen haben also eigentlich gar keine Muttersprache, sie 
reden eine in der Wurzel tote Sprache. Daraus ergibt sich nun 
ein »unermeBlicher Einfluß auf die ganze menschliche Entwick- 
lung eines Volkes «. 

Infolge seiner Geistesursprünglichkeit ist das deutsche Volk 
allein fähig zu einer lebendigen Geistesbildung und zur sittlichen 
Wiedergeburt durch eine neue Volkserziehung. Bei allen anderen 
Völkern ist durch den Sprachwechsel ein Bruch zwischen dem 
historischen Anschauungskreis und dem Denken eingetreten. Sie 
sind gewissermaßen inwendig erstorben, der Volksgeist ist ihnen 
verloren gegangen. Sie denken und fühlen daher oberflächlich 
und ohne Ernst. Ganz anders das deutsche Volk. In ihm allein 
noch lebt die geistige Urkraft der Menschheit, nur in ihm strömt 
noch der göttliche Urquell alles geistigen Lebens. Daher sind 
Ernst, Begeisterung, Glaube an das Ewige deutsche Züge. Das 
Volk einer lebendigen Sprache ist von Natur religiös, philo- 
sophisch, poetisch. Hier allein besteht nicht die Trennung der 
gebildeten Stände von dem übrigen Volke, die Verachtung des 
Volkes als Pöbel. Das Ausland hat viele Anregungen gegeben, 
aber die Deutschen haben mit ihrem Ernst und ihrer Gründlich- 
keit alles zur größten Vollendung gebracht und sogar die fremden 
Kulturen besser erfaßt, als die Fremden selbst. Sie haben die 
Reformation durchgeführt, in ihren alten, freien Städten hat 
sich zuerst republikanischer Biedersinn entfaltet, ja die Deutschen 
waren die einzige unter den neueuropäischen Nationen, die für 
eine republikanische Verfassung reif waren und diese war die 
vorzüglichste Quelle deutscher Bildung und Eigenart. Auch die 
deutsche staatliche Zersplitterung hatte das Gute, daß die Wahr- 
heit doch stets irgendwo ein Asyl fand und so im ganzen die 
höchste Freiheit der Forschung und Lehre stattfand, die jemals 
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ein Volk besessen hat. Freilich ist dermalen unter den Deutschen 
selber wenig Deutsches mehr übrig. Auch sie sind von der Aus- 
länderei angesteckt. | 

Den Hauptunterschied zwischen deutschem und fremdem 
Volksgeist findet Fichte darin, daß der deutsche Geist an ein 
absolut Erstes und Ursprüngliches im Menschen selber, an Frei- 
heit, an unendliche Verbesserlichkeit, an ewiges Fortschreiten 
unseres Geschlechts glaube. Die Fremden aber glauben an Fatum, 
Stillstand, Rückgang oder an Wiederkehr des Gleichen, sie haben 
eine rein mechanische Ansicht der Gesellschaft, die wie ein künst- 
licher Mechanismus aufgefaßt wird. Deutsch dagegen ist der 
Glaube an den lebendigen Geist, als bewegende Kraft. 

Schließlich wendet sich Fichte der Frage zu, was ein Volk 
in der höheren Bedeutung des Wortes und was Vaterlandsliebe 
sei. Nur der Deutsche bildet wahrhaft ein Volk und ist der eigent- 
lichen Liebe zur Nation fähig. Nur er hat Nationalcharakter. Die 
wahre Vaterlandsliebe besteht in dem Verewigungsstreben in 
Gestalt des eigenen Volkes und sie will das Aufblühen des Ewigen 
und Göttlichen in der Welt. Unsere irdische Ewigkeit ist unser 
Volksgeist, unser Nationalcharakter, unsere Aufgabe, eine Offen- 
barung des Göttlichen. Fichte verwirft durchaus den engen, be- 
schränkten, ausschließenden Patriotismus und Nationalismus, der | 
an der Scholle haftet. Dieser ist ihm etwas völlig Wertloses, 
Leeres, Gedankenloses, ja undeutsch. So nennt er den dunklen 
und verworrenen Begriff eines besonderen preußischen Patriotis- 
mus eine Ausgeburt der Lüge und der ungeschickten Schmeichelei. 
Gänzlich verabscheut er auch den erobernden Cäsarismus. 
» Deutscher Volksgeist und reformatorischer Geist sind ihm eines; 
das deutsche Volk gilt ihm als Träger und Organ der sittlichen 
Weltentwicklung, als der fortbewegende, die Menschheit er- 
neuernde Geist, als das eigentliche Kulturvolk der neuen Welt, 
als das Salz der Erde. Nur in dieser Bedeutung ist es der Gegen- 
stand seiner Liebe, nur darum hat in seinen Augen die Abstam- 
mung von diesem Volk einen Wert« #). — Patriotismus ist ihm 
nur »der bestimmte wirkliche Kosmopolitismus« Als höchstes 
Ziel gilt ihm die ewig gleichmäßig fortgehende Ausbildung des 
Menschlichen in der Nation. 

Der herrliche Hochflug Fichtes, die tiefen Einsichten im 


17) So Kuno Fischer, J. G. Fichte und seine Vorgänger (Gesch. d. neueren 
Philosophie V.), 2. Aufl., 1890, S. 475. 
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einzelnen und die Würdigung der besonderen Lage, in der die 
»Reden« entstanden, können doch nicht über die Schwächen 
seiner Anschauung täuschen. Insbesondere die Gleichsetzung von 
Sprache und Volksgeist und die Annahme, daß Sprachwechsel 
eine völlige seelische Entwurzelung eines Volkes bewirke, beruht 
auf einer Auffassung, die die Sprachwissenschaft gänzlich auf- 
gegeben hat 48). Die vergleichende Sprachforschung hat gezeigt, 
daß ein Drittel des deutschen Sprachschatzes aus indogermani- 
scher Wurzel nicht ableitbar ist und daß wohl die Mehrzahl der 
Deutschen von Voreltern abstammt, die andere Sprachen (rä- 
tisch, keltisch, slawisch) redeten. Wenn die Beibehaltung uralten 
Sprachgutes den geistigen Adel eines Volkes begründen würde, 
so wären am ehesten die Litauer berechtigt, als Blüte Europas 
zu gelten $). Es bleibt auch unerklärlich, wieso gerade das 
deutsche Urvolk ein fremdes Recht angenommen und so lange 
in geistiger Abhängigkeit vom Auslande gestanden hat. 

Die »Staatslehre« (1813) läBt eine Masse zu einem Volk 
werden durch hervorstechende Ereignisse, gemeinschaftliches Tun 
und Leiden, Gemeinschaftlichkeit des Herrszhers, des Bodens, 
der Kriege, Siege und Niederlagen u. dgl., oder auch durch den 
Begriff der Fremden von ihrer Einheit 5%). — Den Gegensatz des 
französischen und deutschen Nationalcharakters erblickt Fichte 
darin, daß bei den Franzosen der Einzelne ein geistiges Erzeugnis 
der Volkseinheit und der Gesellschaft sei, während bei den Deut- 
schen die Ausbildung der einzelnen Persönlichkeit zur Volks- 
einheit führe. Daher bei den Franzosen der Nationalstolz oder 
vielmehr Eitelkeit, Herrschaft der Gesellschaft, der öffent- 
lichen Meinung, Geist, Liebenswürdigkeit, guter Vater, Herr, 
Diener usw., aber Mangel des Gedankens der Freiheit und des 
Rechtsreiches, des Wertes der Persönlichkeit, Widerstandslosig- 
keit gegen Demagogie und Despotismus. Dagegen sind die Deut- 
schen berufen, den umgekehrten Weg zu gehen, von ausgebildeter 
persönlicher, individueller Freiheit zum idealen Reich des Rechtes. 
m Vgl. eingehende Erörterungen bei Friedrich Hertz, Rasse und Kultur. 
3. Aufl., 1925, S. 126 ff. 

49) Die letzte literarische Aeußerung Kants vor seinem Tode war eine 
Nachschrift zu einem litauisch-deutschen Wörterbuch, in der der so oft als 
abstrakter Kosmopolit hingestellte Philosoph soviel historisch-nationales Ver- 
ständnis zeigte, daB er die Bewahrung der noch unvermengten Sprache eines 
uralten kleinen Volksstammes für sehr wertvoll erklärte. K. Vorländer, I. Kants 


Leben, 1921, S. 191. 
50) Sämtliche Werke, IV., S. 420 ff. - 
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In einem politischen Fragment von 1813, das bei Ausbruch 
des Befreiungskampfes geschrieben wurde, hat sich Fichte noch- 
‚ mals über das Problem ausgesprochen 5!). Er fragt, was denn 
das eigentlich Nationale sei, und findet es in gegenseitigem Ver- 
stehen begründet auf bürgerliche Freiheit. Diese wollen alle mit 
Ausnahme der Aristokratie, der Reichen und überhaupt der 
höheren Stände, denen die Herrschaft teurer sei °?). Auch hier 
übersieht Fichte ganz die Besonderheit von Sprache und Ge- 
schichte und bemerkt, daß die Polen deshalb nicht Preußen 
werden wollen, weil ihre Aristokratie herrschen wolle! Dann 
heißt es: »Die Volksform selbst ist von der Natur oder Gott: 
eine gewisse hochindividuelle Weise, den Vernunftzweck zu be- 
fördern. Völker sind Individualitäten, mit eigentümlicher Be- 
gabung und Rolle dafür.« »Der Charakter anderer Völker ist 
gemacht durch ihre Geschichte. Die Deutschen haben als solche 
in den letzten Jahrhunderten keine Geschichte; was ihren Cha- 
rakter erhalten hat, ist darum etwas schlechthin Ursprüngliches; 
sie sind gewachsen ohne Geschichte. Die Literatur, als das Ver- 
einigende, ist noch jung.« Eine reichere und glänzendere Ge- 
schichte gibt einen haltsameren Nationalcharakter (dies erhebt 
den Preußen über den Sachsen): ebenso, wenn man dem Volke 
mehr Anteil an der Regierung gibt, es zum freien Miturteilen 
läßt; es nicht als stumme Maschine, sondern als bewußten und 
gerühmten Mitarbeiter gebraucht (das hebt Preußen über Oester- 
reich).« — Die Deutschen haben keinen Nationalstolz als solche, 
weil sie keine gemeinschaftliche Geschichte hatten, mindestens 
seit der Reformation. Der deutsche Volkscharakter liege also in 
der Zukunft. Er müsse durch eine neue Geschichte frei zustande 
gebracht werden, die nicht etwa Fortsetzung der alten sein solle, 
denn diese habe ja eigentlich gar kein Resultat ergeben und 
existiere nur für den Gelehrten. Der künftige deutsche Volks- 
charakter werde aber nicht irgendeine gesonderte Volkseigentüm- 
lichkeit zur Geltung bringen, sondern den Bürger der Freiheit 
verwirklichen. 

Schon in seinem Jugendwerk » Ueber das Studium der griechi- 
schen Poesie« (1797) wendet Friedrich Schlegel®®) dem National- 
©») Werke, Bd. VII, S. 546 ff. 

st) Im Gegensatz zur späteren Romantik sieht also Fichte den Adel nicht 
als Träger der nationalen Tradition an. 

.$3) Vgl. Friedrich Schlegel, seine prosaischen Jugendschriften, heraus- 


gegeben von J. Minor, 1882, ı. Bd. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 3. 44 
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charakter Aufmerksamkeit zu. Er findet, daß durch die stete 
wechselseitige Nachahmung, den engen politischen, religiösen 
und abstammungsmäßigen Zusammenhang eine allgemeine Ver- 
mischung der Nationalcharaktere stattfinde. Die französische, 
englische, italienische und spanische Poesie scheint häufig, wie 
auf einer Maskerade, ihren Nationalcharakter gegenseitig zu ver- 
tauschen. Die deutsche Poesie aber stellt ein beinahe vollständiges 
geographisches Naturalienkabinett aller Nationalcharaktere jedes 
Zeitalters und jeder Weltgegend dar: Nur der Deutsche, sagt 
man, fehle. Doch finde man jetzt sogar schon Nationalpoesie 
für die Dilettanten der Deutschheit. So wird die grelle Härte des 
ursprünglichen Nationalcharakters immer mehr verwischt und 
endlich fast gar vertilgt. An seine Stelle tritt ein allgemeiner 
europäischer Charakter. Die frühere Differenzierung der National- 
charaktere hing mit dem Emporkommen des dritten Standes zu- 
sammen. Die romantische Poesie der Vergangenheit beurteilt 
der Gründer der romantischen Schule, der damals die Antike 
grenzenlos verhimmelte, keineswegs günstig. Er wirft ihr Phan- 
tasterei, geistlose Monotonie und Künstlichkeit vor und nennt 
Dante bei aller Bewunderung einen gotischen Barbaren 5%). Aehn- 
lich heißt es später: »So flickten Barbaren aus schönen Frag- 
menten einer besseren Welt gotische Gebäude zusammen.« Der 
Gang der modernen Bildung, der Geist des Zeitalters und der 
deutsche Nationalcharakter insbesondere scheinen der Poesie 
nicht sehr günstig. Schlegel gibt die herrschenden Meinungen 
über Nationalcharaktere wieder, stimmt ihnen aber nicht völlig 
zu, obwohl er viel Wahres darin findet. Insbesondere meint er, 
es hänge nicht von einem glücklichen Nationalcharakter allein 
ab, ob die Poesie der Modernen ihre hohe Bestimmung erreichen 
werde oder nicht, denn der moderne Geschmack solle nicht ein 
Geschenk der Natur, sondern das Werk der Freiheit sein. Der 
deutsche Geschmack wurde spät gebildet. » Soweit die Deutschen 
die anderen kultivierten Nationen Europas in Einzelnen über- 
treffen, soweit stehen sie in Masse zurück. Anspruchslose Emp- 
findsamkeit und bescheidene Kraft aber sind ursprüngliche Züge 
dieser Nation, die sich oft selbst verkennt. Die berüchtigte 
deutsche Nachahmungssucht mag hie und da wirklich den Spott 
verdienen, mit dem man sie zu brandmarken pflegt. Im ganzen 





5) In seinen »Grundzügen der gotischen Baukunst« (1804/05) gelangte er 
später zu tieferem Verständnis. 
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aber ist Vielseitigkeit ein echter Fortschritt der ästhetischen 
Bildung und ein naher Vorbote der Allgemeingültigkeit. Die 
sogenannte Charakterlosigkeit der Deutschen ist also dem mani- 
rierten Charakter anderer Nationen weit vorzuziehen und erst, 
wenn die nationale Einseitigkeit ihrer (der anderen Nationen) 
ästhetischen Bildung mehr verwischt und berichtigt sein wird, 
können sie sich zu der höheren Stufe der Vielseitigkeit erheben. 
— Der Charakter der ästhetischen Bildung unseres Zeitalters 
und unserer Nation verrät sich selbst durch ein merkwürdiges 
und großes Symptom. Goethens Poesie ist die Morgenröte echter 
Kunst und reiner Schönheit. « 

Bei den Griechen wuchs die Schönheit ohne künstliche Pflege 
und gleichsam wild. Ein glücklicher Himmel und die glücklichste 
Anlage, Freiheit von verkehrter Nachahmung eines fremden 
Nationalcharakters und von nationaler Einseitigkeit, von orien- 
talischem Schwulst und von nordischem Trübsinn, schließlich 
der griechische Republikanismus trugen hiezu bei. Die griechi- 
sche Schönheit war ein Gemeingut des öffentlichen Geschmacks, 
der Geist der ganzen Masse, durchaus national und doch rein 
menschlich. Auch später betont Schlegel, »nur diejenigen Dichter, 
welche sich aus der gegebenen Sphäre der nationellen Phantasie 
nicht ganz entfernen, leben wirklich im Munde und im Herzen 
ihrer Nation«. Der Geist des Griechentums, die reine Griechheit 
wird den modernen Dichtern als Ideal hingestellt, dem sie nach- 
zustreben haben. 

Unter deutschen Dichtern und Kennern herrscht eine sehr 
gefährliche, eigentlich illiberale Denkart, welche den ursprüng- 
lichen deutschen Mangel an Mitteilungsfähigkeit zum Grundsatz 
sanktioniert, daher Zurückziehung und Abschließung vom Pu- 
blikum, üble Laune, höhnender Stolz, finsteres Kolorit. Es fehlt 
an reinigender und erwärmender Geselligkeit, an Geschmacks- 
bildung, worin uns die Franzosen schon seit langer Zeit sehr weit 
überlegen sind. Von der französischen Revolution erwartet 
Schlegel, daß sie den schon vorhandenen französischen National- 
charakter zur reifen Blüte treiben werde, insbesondere in der 
höheren Lyrik, auch im Roman und in der Komödie. Das schöne 
Drama hingegen erfordert absoluten Umfang der Bildung und 
völlige Freiheit von nationellen Schranken, wovon die Franzosen 
sehr weit entfernt sind, ja ihre neue politische Form wird die 
Einseitigkeit ihres Nationalcharakters nur stärker konzentrieren 
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und schneidender isolieren. Die französische klassische Tragödie 
beurteilt Schlegel mit starker Abneigung. — Nur in Deutschland 
hat die Aesthetik und das Studium der Griechen eine Höhe er- 
reicht, welche eine gänzliche Umbildung der Dichtkunst und 
des Geschmacks notwendig zur Folge haben muß. »Welchen 
weiten Weg haben unsere einzigen bedeutenden Nebenbuhler, 
die Franzosen, noch zurückzulegen, ehe sie es nur ahnden, wie 
sehr sich Goethe den Griechen nähere.« Es bedarf nur eines 
glücklichen Anstoßes, um jedermann gewahr werden zu lassen, 
daß die Deutschen auch hier die kultiviertesten Nationen Europas 
im einzelnen an Höhe der Bildung ebenso weit übertreffen, als 
sie denselben an allgemeiner und durchgreifender Verbreitung 
der Bildung nachstehen. 

In seiner » Geschichte der Poesie der Griechen und Römer« 
(1798) sagt Schlegel, nicht jede Nation habe einen Stil oder Cha- 
rakter im strengeren, höheren Sinn des Wortes. »Dazu gelangt 
ein Volk nur durch eine gewisse glückliche Uebereinstimmung 
der sittlichen und geistigen Anlage und äußeren Umgebung, und 
durch Gleichartigkeit der ursprünglichen Bestandteile beim An- 
fange der eigentlichen Bildung, wenn das gemeine Wesen zur 
Selbständigkeit fähig geworden ist; durch unbeschränkte Freiheit 
im Entwickeln und Bestimmen seiner selbst, und durch heftigen 
Kampf mit einem Volk von entgegengesetzter Art; durch Gesell- 
schaftlichkeit und Gemeinsamkeit alles einzelnen, durch Ver- 
bündung und Verbrüderung der freien Staaten, durch Grund- 
sätze endlich, welche die zufällige Eigentümlichkeit zum not- 
wendigen Gesetze frei erheben, sie durch öffentliche Erziehung 
auf künftige Geschlechter fortzupflanzen und zu verewigen, oder 
auch über verwandte oder nachbarliche Völkerschaften zu ver- 
breiten suchen; durch Streben nach Allgemeinheit und Voll- 
ständigkeit der Ausbildung mit weltbürgerlichem Sinn, und ohne 
umbildende Annahme des Fremden zu verschmähen. — Doch 
bleibt auch in dem allgemeinsten Charakter etwas Unauflösliches, 
was sich durch keinen Begriff erschöpfen läßt, und was jener 
bei rohen Völkern so häufigen erblichen Sonderbarkeit gleicht 
oder ähnelt, welche aus reinem Zufall entstanden zu sein und 
nur aus Eigensinn zu dauern scheint. « Anschließend zeigt Schlegel, 
daß die alten Hellenen einen sehr großen Wert auf edle Herkunft 
und Vermeidung der Vermischung, selbst zwischen nahe ver- 
wandten Stämmen legten. Der Glaube an die gemeinschaftliche 
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Abstammung hat auch oft großen Einfluß gehabt. Trotzdem 
aber kann man die Verschiedenheiten des hellenischen Charakters 
nicht rassenmäßig erklären. Die Achäer am Pontos, welche, 
obgleich vom reinsten hellenischen Stamm, doch alle Barbaren 
an Wildheit übertrafen, wurden allgemein nicht mit zu den 
Hellenen gezählt. Gerade die Hauptträger hellenischer Kultur, 
die Jonier, waren ferner nach dem eingehenden Bericht Herodots 
von alters her stark gemischt, auch mit Nichthellenen. Hat sich 
aber einmal ein solches Gemisch zu einer Nation gebildet, so 
dauert der Charakter fast unauslöschlich. 

Im Aufsatz über Georg Forster (1797) heißt es: » Ueber 
nichts wehklagt der Deutsche mehr als über Mangel an Deutsch- 
heit. »Wir haben siebentausend Schriftsteller«, sagt Georg For- 
ster, »und noch gibt es in Deutschland keine öffentliche Mei- 
nung.« In der Tat, wenn die Sache nicht einmal in Regensburg 
in Anregung gebracht und allen Untertanen ein Nationalcharakter 
von Reichs wegen befohlen wird; oder wenn es nicht etwa einem 
Sophisten der Reinholdischen Schule 5°) ‚gefällt, die allgemein- 
gültigen Prinzipien der Deutschheit allgemein geltend zu machen: 
so hat es allen Anschein, daß die Deutschheit noch geraume Zeit 
nur ein gutherziges Postulat oder ein trotziger und verzagter 
Imperativ bleiben werde.« — Ganz verfehlt seien aber kindisch 
erkünstelte Selbstvergötterung, eigensinnige Verbannung des 
Fremden und die Ueberschätzung längst überholter Elemente 
der eigenen Vorzeit. »Was mit unserer jetzigen Bildung, denn in 
dieser allein besteht doch unser eigentümlicher Wert, gar keinen 
Zusammenhang mehr hat, ist nicht bloß alt, sondern veraltet. 
Alle echte, eigene und gemeinschaftliche Bildung, welche noch 
irgend in Deutschland gefunden wird, ist, wenn ich so sagen 
darf, von heute und gestern, und ward fast allein durch Schriften 
entwickelt, genährt, und unter den Mittelstand, den gesundesten 
Teil der Nation, verbreitet. Das allein ist Deutschheit; das ist 
die heilige Flamme, welche jeder Patriot, hell und stark zu er- 
halten und zu vermehren an seinem Teil streben sollte!« 

Weiters heißt es dann in den Lyzeum-Fragmenten (Nr. 38): 
»An dem Urbilde der Deutschheit, welches einige große vater- 
ländische Erfinder aufgestellt haben, läßt sich nichts tadeln, als 
die falsche Stellung. Diese Deutschheit liegt nicht hinter uns, 
sondern vor uns.« Ferner im Fragment Nr. 116: »Die Deutschen, 


5) Die Anhänger Kants. 
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sagt man, sind, was Höhe des Kunstsinns und des wissenschaft- 
lichen Geistes betrifft, das erste Volk in der Welt. Gewiß; nur 
gibt es sehr wenige Deutsche.« »Nicht Hermann und Wodan 
sind die Nationalgötter der Deutschen, sondern die Kunst und 
die Wissenschaft« (Ideen 135). »Der Geist unserer alten Helden 
deutscher Kunst und Wissenschaft muß der unsrige bleiben, 
solange wir Deutsche bleiben. Der deutsche Künstler hat keinen 
Charakter oder den eines Albrecht Dürer, Keppler, Hans Sachs, 
eines Luther und Jakob Böhme. Rechtlich, treuherzig, gründlich, 
genau und tiefsinnig ist dieser Charakter, dabei unschuldig und 
etwas ungeschickt. Nur bei den Deutschen ist es eine National- 
eigenheit, die Kunst und die Wissenschaft bloß um der Kunst 
und der Wissenschaft willen göttlich zu verehren« (Ideen 120) ®). 

Die Vergötterung des Griechentums, der Kosmopolitismus 
und der Glaube an die freie Bestimmbarkeit des National- 
charakters erfuhren auch bei Friedrich Schlegel manche Wand- 
lungen. In seiner Reise nach Frankreich (1803) spricht er mit 
Wehmut davon, daß statt des alten Furor Tedesco, dessen in 
den italienischen Dichtern so oft erwähnt wird, nun die Geduld 
unsere erste Nationaltugend geworden ist und nebst dieser die 
Demut. Vielleicht wird der schlummernde Löwe noch einmal 
erwachen und vielleicht wird, wenn wir es auch nicht mehr er- 
leben sollten, die künftige Weltgeschichte noch voll sein von 
den Taten der Deutschen. Angeborene Freiheitsliebe ist ein un- 
vergänglicher Charakter der Nation, ebenso tiefgefühlte Recht- 
lichkeit, eine kindlich aufrichtige und unerschütterliche Treue 
und Herzlichkeit der Gesinnung. Durchaus tragisch ist die Ge- 
schichte der Deutschen, wie auch der Römer und der Araber. 
Wenn die Deutschen ihr großes Ziel beinahe erreicht zu haben 
scheiren, so mißlirgt es plötzlich, wie das Trauerspiel Kaiser 
Friedrichs II. zeigt. 

Hatte Schlegel einst ausgerufen, nicht in die Politik solle 
man Glaube und Liebe verschleudern und in der Kunst die 
höchste Bestimmung des Menschen und besonders des Deutschen 
erblicken, so fand er später scharfe Worte gegen die ästhetische 
Träumerei, den »unmännlichen pantheistischen Schwindel, die die 
ersten Geister der Deutschen, fast ohne Ausnahme seit mehr als 
fünfzig Jahren ganz und gar beherrschen. 








56) Auch sonst finden sich in den Fragmenten verstreut manche Aeuße- 
rungen über unser Problem, ebenso in den Ideen, im Gespräch über die Poesie usw. 
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In seiner Geschichte der alten und neuen Literatur (1812) 
beschäftigt sich Friedrich Schlegel vielfach mit nationalen Eigen- 
arten. So unterscheidet er unter den Völkern des Altertums 
zwei große Typen der priesterlichen Völker und der Helden- 
völker, je nach dem Uebergewicht des Priesterstandes oder des 
Kriegsadels. Römer und Griechen gehen aus einer Mischung 
beider Typen hervor. Der Einfluß der Republikanisierung, der 
Lage der Frau usw. auf die antike Kultur wird ausgeführt. Bei 
den Deutschen und Italienern findet Schlegel seit alten Zeiten 
eine Neigung zum höheren Idealismus, während bei Franzosen 
und Engländern schon in der Scholastik die Erfahrungs- und 
Vernunftphilosophie sich ankündigt. Besonders beachtenswert 
sind die 15. und 16. Vorlesung, in der Schlegel die Unterschiede 
der deutschen, französischen und englischen Volksart aus der 
historischen Entwicklung, persönlichen und sozialen Momenten 
zu erklären sucht. Insbesondere hat die erzwungene Fernhaltung 
von der Politik den deutschen Geist zur Vertiefung in das eigene 
Innere, zur Flucht in eine ästhetische Traumwelt bewogen. Die 
Behauptung eines Gegensatzes zwischen der norddeutschen und 
süddeutschen Literatur und Geistesart verwirft Schlegel gänz- 
lich. Der größte Begründer der Romantik hat also offenbar 
nichts davon geahnt, daß der romantische Geist aus der volk- 
lichen Eigenart Norddeutschlands, aus der »unheimlich gären- 
den«, widerspruchsvollen deutsch-slawisch-französischen Rassen- 
mischung entsprang, wie eine jetzt sehr moderne Literaturtheorie 
behauptet 57). 

Zuletzt kommt Friedrich Schlegel5®) noch in der Philosophie 
der Geschichte (1828) auf das Problem zu sprechen. Durch den 
Sündenfall ist ein Zwiespalt in die Menschen gekommen und 
hieraus folgte die Zerteilung des Menschengeschlechtes in eine 
Mehrheit von Nationen und die Verschiedenheit der Sprachen. 
Solange die innere Seelenharmonie noch nicht gestört und zer- 
rissen, der Zusammenhang mit Gott noch nicht verloren war, 


5) So Josef Nadler, Literaturgeschichte der deutschen Stämme und Land- 
schaften, III. Bd. (1918), S. 174. Wie passen übrigens zur Theorie Nadlers die 
Süddeutschen Hölderlin, Schelling, der junge Hegel? 

Nebenbei gesagt ist es auffällig, wie viele Romantiker physisch offenbar 
nicht nordische Rassenzüge aufwiesen. 

58) Friedrich von Schlegel, Sämtl. Werke, 2. Ausg., 1846, 13. u. 14. Bd. — 
Eingangs polemisiert Schlegel gegen die Ansicht, der Mensch stamme vom Affen 
ab, sei nur ein veredelter »liberaler« Affe. — Auch Fichte hatte sich gegen diese 
Ansicht des 18. Jahrhunderts empört. 
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gab es nur eine Sprache, die aber durch jenes Ereignis in Un- 
ordnung und Verwirrung geriet. Die Natur gewann nun Gewalt 
über den Menschen und er differenzierte sich klimatisch. »Es 
kann nun von Menschenrassen die Rede sein, wie vom Neger- 
geschlechte oder von den kupferfarbenen Amerikanern und den 
ozeanischen Wilden, als spezifisch bestimmten Varietäten der 
Menschengattung; obwohl jener Ausdruck von Rassen, auf den 
Menschen angewandt, immer etwas für den höher gerichteten 
Geist Abstoßendes und für seine innere, angeborene Würde sehr 
Demütigendes enthält.« Die Menschheit zerfiel nun zunächst in 
zwei Völker, was in der Ueberlieferung von Kain und Abel und 
anderen uralten Sagen sich ausdrückt, nämlich ein gottsuchendes, 
friedliches, patriarchalisches Geschlecht und in einen Stamm 
von gewalttätigen, starken, frevelhaft übermütigen Riesen, ver- 
meintlichen Gottessöhnen oder himmelstürmenden Giganten. — 
Die einzelnen Nationen haben nun bestimmte Vermögen besonders 
ausgebildet, z. B. die Chinesen die Vernunft, die Inder die Ein- 
bildungskraft, die Aegypter den tiefeindringenden Verstand, die 
Hebräer den gottsuchenden Willen. 

Das Eigentümliche des deutschen Geistes zu schildern unter- 
nimmt Adam Müller vor allem in seinen Dresdener » Vorlesungen « 
von 1806 5%). Alle Geisteserzeugnisse eines Volkes bilden ein 
zusammenhängendes, einheitliches Ganzes, das selbst wieder als 
dienendes Glied sich einem Weltreich des Geistes einfügt. Die 
wesentlichen dauernden Züge des deutschen Geistes sind nun die 
Ideen der Vermittlung zwischen allen Gegensätzen, der 
Universalität,der Unendlichkeit und der Tole- 
ranz. Schon die Lage Deutschlands im Zentrum Europas, in- 
mitten der verschiedensten Völker, seine Rolle als Mutter vieler 
Nationen, seine Reichsverfassung, seine Zersplitterung, sein histo- 
risches Schicksal als Schauplatz der heftigsten geistigen und 
weltlichen Kämpfe zwischen den Deutschen selbst, aber auch 
mit allen bedeutenderen Stämmen Europas, vielfache sonstige 
Einwirkungen des Auslandes, haben diesen Weg gewiesen. — 
Müller vertritt sehr nachdrücklich die Gemeinschaftlichkeit aller 
Kultur, den deutschen Bildungskosmopolitismus, aber auch die 
nationale Besonderheit, das geistige Ausdehnungsstreben jeder 
Nation und die Hoffnung auf Geistesherrschaft der deutschen 








5) Adam Müller, Vorlesungen über die deutsche Wissenschaft und Literatur 
{neue Ausgabe mit cinem Vorwort von Arthur Salz, 1920). 
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Wissenschaft. Die Menschheit durchläuft Kulturstufen, die der 
individuellen Entwicklung und den Geschlechtsunterschieden ana- 
log sind. Die hellenische Antike ist jugendlich, männlich, pla- 
stisch, tierhaft, ihr steht die romantische Form gegenüber, die 
am vollständigsten in Deutschland sichtbar wurde und die aus 
germanisch-christlichem Rittergeist entsprang. Die Romantik ist 
gereift, weiblich, malerisch, musikalisch, naturliebend. In der 
Vermählung der antiken, männlichen und der germanischen, 
weiblichen Form ®°) besteht das hohe Ziel. Die Germanen hatten 
eine eigentümliche Empfänglichkeit für das Christentum. » Spa- 
nien bildete den germanischen Charakter in seiner unvergleich- 
lichen Poesie am reinsten und unabhängigsten aus.« — Eigen- 
tümlich ist seine Auffassung vom » weiblichen « Charakter Deutsch- 
lands: »Männlich gesinnt und Beute suchend schweifen die 
übrigen Völker von Europa unruhig auf der Fläche der Erde 
umher; berauscht von dem Freiheitsprinzip der alten Welt glaubt 
jede auf sich selbst, auf ihrer eigenen Kraft zu ruhen. Deutsch- 
land steht weiblich treu, leidend und duldend, unerkannt von 
den Berauschten, in ihrer Mitte — um als wahre Frau dienend 
zu herrschen« (S. 59). — Müller hat überhaupt eine besondere 
Vorliebe, den Geschlechtscharakter zur Analogie heranzuziehen. 
So nennt er den Adel, die Monarchie, die christliche Philosophie 
weiblich. 

Auf den weiten Flächen Asiens, auf Landbau und Grund- 
eigentum beruhend, entstanden Monarchie und Adel, im ge- 
gliederten, verkehrsreichen Europa, Gewerbe, Städtewesen und 
Republikanismus. Das europäische, republikanische Prinzip hat 
im Griechentum, das asiatische monarchisch-aristokratische bei 
den Germanen und in der Romantik das entschiedene Ueber- 
gewicht, obwohl beide Formen auf einer Druchdringung der 
verschiedenen Elemente beruhen. Das germanisch feudale Mittel- 
alter hat also eine asiatische Grundlage. Durch das Aufblühen 
der Städte, des beweglichen Eigentums geht aber die glückliche 
Harmonie der Stände verloren, der Geist der alten Welt wird 
wieder mächtig. In Frankreich, das das germanische Prinzip 
aristokratischer Lebensform am längsten gegen das wieder- 
auflebende Altertum wahrte, drang doch schließlich der antike 








*) Die Geringschätzung der Frau bei den Griechen und die religiöse Ver- 
ehrung der Weiblichkeit bei den alten Germanen, sowie das mittelalterliche 
Minnewesen werden zur Begründung angeführt! 
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Geist wieder vor und gelangte in der französischen Revolution 
zum Sieg. In Deutschland brach das antike Prinzip, der antike 
Skeptizismus (S. 107) in der Reformation aus, die zur Zersetzung, 
Arbeitsteilung, Zersplitterung führte 1). Die Franzosen eigneten 
sich aus dem Altertum vor allem die Regel, die Autorität, das 
Gesetz an, die Deutschen die Idee der Freiheit. Aus diesem Gegen- 
satz mußte zwischen den beiden Nationen ein erbitterter 
Krieg ausbrechen, der sich durch Jahrhunderte hinzog. Müller 
erhofft eine Durchdringung deutscher Freiheit und Meisterschaft 
mit französischer Gesetzlichkeit und Klarheit (S. 41), eine » Ver- 
mählung des irdisch-himmlischen Geistes der germanischen und 
des himmlisch-irdischen Geistes der antiken Poesie in eine einzige, 
schöne und mächtige Gestalt der Menschheit « (S. 85). 

In der britischen Verfassung wurde das Problem einer Ver- 
einigung der Freiheit mit dem Gesetz, von Sachlichkeit und 
Persönlichkeit, kurz der antiken und germanischen Form glück- 
lich gelöst. Deutschland hat lange zwischen diesen Polen ge- 
schwankt. Den großen Handelsstraßen folgend strömten erst von 
Italien über die Schweiz, dann von Holland rheinaufwärts Bil- 
dung, Reichtum, antiker Republikanismus, orientalische Ele- 
mente, britischer Sinn für Natur und Geschichte nach Deutsch- 
land und entfalteten sich in dem blühenden Städtewesen. So 
erhielt die deutsche Literatur jene Ueberlegenheit, jenen ver- 
mittelnden Charakter, der ihren Hauptvorzug bildet. Auch konnte 
in Deutschland weder der Katholizismus noch der Protestantis- 
mus ein entschiedenes Uebergewicht gewinnen, wie in Frankreich 
und England, deren Geistesleben von der herrschenden Religion 
ein ausgesprochenes Gepräge erhielt. Allerdings bemerkt Müller, 
daß der von ihm behauptete vermittelnde, tolerante Zug des 
deutschen Denkens vom Ausland nicht erkannt wird, das sich 
im Gegenteil »die deutsche Wissenschaft häufig als einen großen 
Markt von Gelehrsamkeit vorstellt, auf dem jeder Verkäufer 
behauptet, das Universalmittel gefunden zu haben, und mit 
gemeiner oder pedantischer Gebärde, ohne die anderen auch nur 
halb zu verstehen, schreiend umherläuft und seine Ware feil- 
bietet«, »wo der Streit erbitterter und Urbanität unter den Ge- 








“ı) Die Auffassung der Reformation als Sieg des antiken Geistes über den 
germanischen widerspricht offenbar gänzlich der heutigen romantisch-nationalen 
Ideologie. Luther und Melanchthon nennt Müller (S. 184) unter den »Restaura- 
toren des klassischen Geistes!s« 
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lehrten seltener ist, als irgendwo«°°). Müller kann dies nicht be- 
streiten, sucht es jedoch zu entschuldigen. Einen schweren Vor- 
wurf gegen die deutsche Wissenschaft, besonders die Philosophie, 
schöpft er aber aus ihrer hochmütigen Fernhaltung von Staat 
und Gesellschaft, aus der Trennung von Denken und Tat, der 
Verschmähung praktischer Brauchbarkeit, weshalb denn die 
kritische Revolution in Deutschland keine große, unmittelbare 
Wirkung auf die deutsche Nationalität hervorbringen konnte 
(S. 56, go, 153, 158). Doch zeigt sich hier ein Umschwung zum 
Besseren. Mit Geringschätzung blickt Müller auch auf die Affek- 
tation einer gewissen derben, biederen, wackeren Deutschheit, 
die man vor einigen Jahren anfing. Er will Nationalstolz aus 
der Betrachtung der Gegenwart, der traurigen, tief gebeugten 
Gestalt des deutschen Vaterlandes und der Weisheit der Väter 
und Großväter schöpfen, nicht aus der Hermannsschlacht und 
den Gesängen der Barden, wie Klopstock (S. 147). 

Offenbar glaubt also Müller nicht an einen rassenhaften 
Volksgeist, der doch schon in den Ursprüngen zu erfassen sein 
müßte. Der »Nationalgeist« ist ihm einfach die Tradition einer 
vom feudalistisch-klerikalen Standpunkt verklärten Vergangen- 
heit. Er setzt den » Volksgeist bei den Griechen«, dem » Weltgeist 
bei den germanischen Nationen« entgegen (S. 215), er spricht 
vom »Odem der Vergangenheit und des Weltgeistes«, er fordert, 
der Mensch solle stets nur die Taten der Vorfahren fortsetzen, 
sich mit ihrem Geist erfüllen. Hierin folgt er seinem Abgott 
Burke, den er »den größten, tiefsinnigsten, mächtigsten, mensch- 
lichsten Staatsmann aller Zeiten und Völker« nennt, einen 

*) Als Niebuhr aus Italien heimkehrend an die deutsche Grenze kam, 
klagte er: Mir begegnet sofort mein liebes Deutschland wieder in seiner ganzen 
neidischen Unart. Das erste deutsche Buch, das mir in die Hände fällt, ist eine 
Schmähschrift gegen Goethe; dieses Volk kann das Große nicht ertragen, 
kleinlicher Neid und Mißgunst will hier alles Hohe dem Niedrigen gleichen. 

Die tatsächlich sehr ausgeprägte theoretische Streitsucht und Recht- 
haberei deutscher Philosophen und Gelehrten, die sich später auf das politische 
Leben fortpflanzte und hier zur Sektenbildung führte, entsprang teils der Un- 
duldsamkeit des Idealismus, teils setzten sich hierin die Zänkereien der prote- 
stantischen Theologie fort, aus der ja die deutsche Philosophie hervorging und 
auch die territoriale Zersplitterung hatte damit zu tun. Heinrich Heine (Zur 
Geschichte der Religion und Philosophie in Deutschland, 1834) hat dieses Theo- 
logengezänk drastisch geschildert. «Glückliche Franzosen«, sagt er, «die ihr 
keinen Begriff davon gehabt, wie hämisch, wie kleinlich, wie widerwärtig unsere 
evangelischen Priester einander begeifern können. — Von dem Haß, der bei 


solchen Gelegenheiten zum Vorschein kommt, habt ihr Franzosen keinen Begriff. 
Die Deutschen sind aber überhaupt vindikativer als die romanischen Völker.« 
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»deutschgesinnten Geist«, der uns mehr zugehöre, als den Briten 
(S. 165). Die Einführung Burkes in Deutschland war die wichtigste 
Epoche in der Bildungsgeschichte der deutschen Staatswissen- 
schaft und A. Müller betrachtet seine eigenen Ideen über den 
Staat als unreife, doch hoffnungsvolle Kinder seines Geistes. — 
Die liberalen Elemente in Burkes Denken eignet er sich aber 
nicht an, obwohl er gelegentlich eine unverbindliche Verbeugung 
vor einem theoretischen Republikanismus macht, ja Republika- 
nismus und Monarchie als gleich notwendige Elemente jeder 
guten Verfassung erklärt. 

In der Vorrede zu den »Elementen der Staatskunst«®) 
drückt A. Müller seine Bewunderung für Montesquieu aus, wirft 
ihm aber vor, daß er den Einfluß der Regierungsformen und 
Gesetze auf den Geist der Völker überschätzt habe. Zwischen 
jenen und der Eigentümlichkeit der Völker besteht Wechsel- 
wirkung. Der Glaube, daß die Erziehungskunst aus dem Men- 
schen alles machen könne, ist heute aufgegeben. » Ganz derselbe 
Fall war es mit der Regierungskunst: Zur Zeit der französischen 
Revolution glaubte man, daß von schlechten Verfassungen und 
Gesetzen alles Unglück der Menschheit herrühre und jetzt sind 
die Vortrefflichsten ebensowohl überzeugt, daß die Verfassungen 
und Gesetze nichts vermögen, wenn die Völker nicht an und 
für sich schon gut geartet und innerlich frei sind.« — Die Be- 
sonderheit der Völker erscheint nun bei A. Müller als Ergebnis 
von geschichtlichen Ereignissen, göttlicher Fügung, großen Män- 
nern, aber auch von Boden und Klima. Auf geographische Fak- 
toren legt Müller öfters besonderes Gewicht, vor allem auf Viel- 
seitigkeit der Anlagen, Vereinigung lebenweckender Gegensätze). 
Die Wirkung geschichtlicher Persönlichkeiten wird auch öfters 
näher beleuchtet. So hat Moses die Juden zur Nation gebildet, 
ihre ganze Eigenart geht auf ihn zurück (11. Vorlesung). » Der 
preußische Staat war der weitere Ausbau des Individuums, 
welches wir ‚Friedrich II.‘ nennen; seine Weltansicht wurde die 
Regel, der Plan für den preußischen Staat « (33. Vorlesung). » Die 
Preußische Nationalität war größten Teils nur Frucht sieben- 
jähriger Anstrengungen « (III. 193). Hier könnte man Müller ent- 
gegnen, daß sowohl Moses als Friedrich der Große doch teilweise 
auch durch Gesetzgebung gewirkt haben. A. Müller bestreitet 


6&3) Adam Müller, Die Elemente der Staatskunst. Berlin 1809, 3 Bde. 
6t) Vgl. besonders I, S. 272 ff.; II, S. 31; III, S. 102, 128. 
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also eigentlich wohl nur die Wirkungsmöglichkeit demokratischer 
Gesetzesmacher, die keine Heroen oder Kriegshelden sind. 

Die Nationalität ist »eine göttliche Harmonie, Gegenseitig- 
keit und Wechselwirkung zwischen dem Privat- und öffentlichen 
Interesse« (II. S. 166; vgl. auch I. S. 95). Adam Müller sieht den 
Staat als einen das ganze innere und äußere Leben der Nation 
umfassenden Organismus, als großen Menschen, und fordert 
restlose Unterordnung des einzelnen als dienendes Glied. Zwi- 
schen der ewigen Menschheit und dem vergänglichen Individuum 
steht ein mittleres, ausgleichendes, versöhnendes, verständigendes 
Bild, die Idee des besonderen Staates oder der Nationalität (III. 
S. 223). Die Nationalität, »das abgesonderte vaterländische We- 
sen«, ist das »Eine, was not ist«. Nationaleigentümlichkeit ist 
jeder Nation »ihr höchstes Gut«, und jeder nationalen Eigenart 
wohnt nicht nur eine Erhaltungs-, sondern auch eine Ausbreitungs- 
tendenz inne. Ferner aber verlangt Müller einen vom christlichen 
Geist erfüllten Völkerbund, dessen Zweck aber nicht etwa der 
»seichte Begriff des ewigen Friedens« ist. Vielmehr sieht Müller 
den Krieg als unentbehrliches Mittel der nationalen Einigung, 
Erziehung und Entwicklung an, und die Rücksicht auf den 
Krieg muß den ganzen Staatsorganismus durchdringen. Nur der 
Krieg entzündet den großen, freien, stolzen Nationalgeist. » Unter 
allen Bindungsmitteln der Staatsvereinigung ist der wahre Krieg 
das wirksamste und dauerhafteste, weil gemeinschaftliche Not 
und Tränen besser und fester binden, als das Glück, weil alles 
einzelne, was sich im Frieden verbergen und verheimlichen kann, 
nun notwendig öffentlich hervortreten und dem Ganzen her- 
gegeben werden muß. « 

Durch die ganze neuere Geschichte zieht sich nun der Wider- 
streit des mosaischen und des römischen Rechts. Hierarchie und 
Feudalismus entspringen aus dem Gesetze Moses, der die Gesell- 
schaft ganz auf den Ackerbau und das Geschlechterwesen gründete 
und Gott allein als Herrn des Bodens und aller Dinge erkannte, 
dessen bloße Lehensträger Geistlichkeit und Adel wurden. Zwi- 
schen den Gesetzen der Israeliten und der Germanen läßt sich 
eine sehr nahe Verwandtschaft nicht verkennen. In absolutem 


Gegensatz hiezu steht nun das rein sachliche ®), das volle Eigen- 


tum statuierende und scharf abgrenzende römische Recht, das 


6) Dagegen bezeichnet Müller I, S. 238 das römische Recht als »persönlich«, 
das mittelalterliche als »sachlich«. Der Widerspruch ist aber nur scheinbar. 
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dem Erwerbstrieb der Bürger die beste Stütze bot. Der un- 
persönliche, auf Besitz und Herrschaft gerichtete Römergeist 
ergab sich schon aus der Entstehung Roms, das sich durch 
Zusammenströmen aller Abenteurer, Unzufriedenen, Genialischen, 
auch wohl Verbrecherischen bildete, die das konservative, aristo- 
kratische Familienprinzip der Juden nicht kannten. An vielen 
Stellen schildert Adam Müller den verderblichen Einfluß des 
römischen Rechts, die Ausbildung der Geldwirtschaft, die Zer- 
setzung der mittelalterlichen Ständeordnung, die entnationali- 
sierende Reformation, die Mechanisierung des Staates, das Streben 
nach eiserner Weltherrschaft, schließlich die französische Revo- 
lution. Rom ist der große Feind; in diesem Wort verkörpern sich 
für Adam Müller Glaubenslosigkeit, kalter, rechnender Verstand, 
Geldgier, Herrschsucht, Despotismus und Revolution. Merk- 
würdigerweise sieht er nicht den Ausdruck des römischen Geistes 
in jener Institution, die doch die unmittelbare Fortsetzung des 
römischen Imperiums ist, nämlich in der katholischen Kirche, 
in deren Schoß sich der Protestant Müller aufnehmen ließ. Die 
Idee von dem unheilvollen Einfluß der Romanisierung und 
Nivellierung auf den Nationalgeist vor allem des französischen 
Volkes 6) wird uns noch oft begegnen, von Frau von Staël bis 
Ranke, Tocqueville und Taine. In Deutschland gehört Hegel zu 
den frühesten Vertretern einer ähnlichen Auffassung ). 

Als lichtes Gegenbild erscheint bei Müller die Entwicklung 
Englands, das sich vom römischen Geist freigehalten, das rö- 
mische Recht nicht rezipiert, seine feudalen Einrichtungen in 
Kraft belassen und so seine Nationalität am besten bewahrt hat. 
Die britische Verfassung, die nicht auf geschriebener Konstitution, 
sondern auf dem Verhältnis der Stände ruht, »verdient allein 
Verfassung zu heißen an allen Orten und in allen Ländern der 
Welt«. England ist durch die Hingebung an das Ganze und an 
das ewige Interesse des Staates »der erste aller christlichen 
Staaten« (II. S.87). Es hat die alte germanische Gesetzgebung 
ausgebildet, wie Spanien die alte germanische Sitte und Poesie 
(I. S. 101). 


è) Doch handelt es sich bei Müller nicht um eine spezifisch französische 
Erscheinung, wie schon die Anführung der Reformation und des Stādtewesens 
zeigt. Vgl. auch II, S, 136: Die deutschen Politiker und Historiker sind noch 
heutzutage mit wenigen Ausnahmen ganz römisch-rechtlich, geldwirtschaftlich, 
bürgerlich gesinnt. 

©) Vgl. Franz Rosenzweig, Hegel und der Staat, 1920, I. Bd., S. 215. 
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Wir können die Ideen Müllers hier nicht ins einzelne ver- 
folgen, ihre allgemeine Richtung ist wohl klar geworden, Er 
erklärt uns leider nicht, wieso die Engländer, die doch nicht vom 
römischen Geist verderbt wurden, lange vor den Franzosen zwei 
Revolutionen machten, mehrmals ihre Könige absetzten, ver- 
trieben, ja sogar töteten, wobei sich die Puritaner auf den königs- 
feindlichen Geist des Alten Testaments beriefen, das doch Müller 
als Hort der feudalen und monarchischen Idee ansieht. Wieso 
hat gerade in England, wo das römische Recht nie anerkannt 
wurde, die Geldwirtschaft sich am stärksten entwickelt, so daß 
Müller selbst sagt, die Engländer seien Kapitalisten par ex- 
cellence, aber nicht Arbeiter oder Landrentner ®)? Auch bemerkt 
Müller wiederholt den jeder Nationalität feindlichen Geist des 
Handels und des Kapitalbesitzes. Und trotzdem ist England ihm 
das Musterbild eines nationalen Staates, das kein anderer 
Staat erreicht! Freilich meint er, es sei Alt-England, das Neu- 
England zusammenhalte. Hat schließlich nicht gerade von Eng- 
land die Republikanisierung und Kommerzialisierung ganz Eu- 
ropas den stärksten Antrieb erhalten? Daß die französische Auf- 
klärung und Freiheitsbewegung unmittelbar durch das englische 
Vorbild, nicht durch das römische Recht in Schwung gebracht 
wurden, liegt ja auf der Hand. 

Andererseits steckt natürlich auch ein richtiger Kern in der 
Bewertung der Rechtskontinuität und Ständesolidarität für das 
englische Nationalwesen. Zutreffend ist auch Müllers Bemerkung, 
daß England durch Lage und Glück die Zeit hatte, sich innerlich 
zu entwickeln, ohne den direkten Einfluß so großer Kriege zu 
erfahren, wie der Kontinent (III. S. 21). Doch scheint dies in 
einem Gegensatz zu seiner Lieblingsidee zu stehen, daß gerade 
der Krieg einen unentbehrlichen Kulturfaktor bilde. Wieso hat 
also gerade England einen so gewaltigen Vorsprung gewonnen ? 

Die staatliche Zersplitterung Deutschlands, die Enge der 
Wirkungskreise, die kleinlichen Verhältnisse, die Einpressung in 
so eigensinnige Lokalitäten bewirken, nach Müller, daß die 
Praktiker dort Pedanterie ebenso schwer vermeiden können, als 
die deutschen Theoretiker die Schwärmerei (I. S. 20). Sehr ab- 
fällig beurteilt A. Müller in den »Elementen« und einer eigenen 
Schrift Friedrich den Großen, den »Nationalgott« seiner Genera- 


8) Die Entwicklung der Geldwirtschaft in England und ihre Folgen hat 
Müller selbst später in düstersten Farben dargestellt. 
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tion, und den aufgeklärten Absolutismus überhaupt. Friedrichs 
Wesen war unnational, undeutsch, sein Wirken mechanisierend 
und zersetzend. Er hat Preußen das Gepräge einer großen Ma- 
schine gegeben, den allgemeinen Egoismus und den späteren 
Verfall herbeigeführt. Müller verbindet übrigens diese nicht un- 
berechtigte Verurteilung mit einem Kompliment für den jetzt 
regierenden König von Preußen, dessen richtiger Sinn sich in 
der inneren Abneigung gegen die unbedingte Adoration Fried- 
richs II. bei vielen Gelegenheiten zeigte. Bald darauf wurde 
Müller von der österreichischen Regierung angestellt. Im Jahre 
1813 wurde er nach Tirol gesandt, um dieses Land zu reorgani- 
sieren, d.h.in das zentralistisch-bureaukratische System des 
Gesamtstaates einzugliedern, die Stände und ihre Privilegien der 
Steuerbewilligung, eigener Landesverteidigung usw. zu beseitigen 
und möglichst viel Steuern herauszupressen. Müller unterzog 
sich dieser Aufgabe, die seiner ständischen, antizentralistischen 
» Weltanschauung« offenbar gänzlich widersprach, mit größtem 
Eifer, der über die Wünsche seiner Auftraggeber womöglich noch 
hinausging °). Vergebens beriefen sich die treuen Tiroler in ihren 
Vorstellungen an den Kaiser auf ihre althergebrachte nationale 
Besonderheit, ihren ganz verschiedenen »Nationalgeist«, sowie 
darauf, daß »der Charakter und die Verfassung eines Volkes sich 
gegenseitig bedingen «. 

Die Parteinahme Müllers für den Feudalismus geht so weit, 
daß er selbst das Faustrecht verteidigt (Elemente II. S. 145). Die 
Teilung der adeligen Großgüter wäre nach seiner Meinung zwar 
ökonomisch vorteilhaft, ist aber aus Gründen der altgeheiligten 
nationalen Tradition zu verwerfen. Die Teilung des wohl noch 
älteren bäuerlichen Gemeineigentums an Wald und Weide aber 
rechtfertigt er mit dem Nutzen; da gibt es keine Rücksicht auf 
den Nationalgeist! (Elemente I. S. 90.) Nur erwähnt sei schließ- 
lich Müllers Kampf gegen die »weltbürgerliche Abgötterei« mit 
dem Metallgeld und sein Eintreten für das nationale Papiergeld. 


6) Vgl. das glänzende Buch von Carl Schmitt, Politische Romantik, 2. Aufl., 
1925, S. 73 ff., wo Adam Müller eingehend charakterisiert wird. Schmitt führt 
u.a. eine Aeußerung des bedeutendsten österreichischen Historikers jener Zeit, 
Hormayr, an, der Adam Müller als »äußerst talentvollen und beredsamen, aber 
durch und durch unwahren Sophisten« bezeichnet. Dagegen sieht ihn eine heute 
an der Wiener Universität herrschende Schule (Othmar Spann, J. Baxa u.a.) 
als gewaltiges bahnbrechendes Genie an und vergleicht sein »Meisterwerk« an 
Größe mit Platons »Staat«. (So J. Baxa, Einführung in die romantische Staats- 
wissenschaft, 1923, S. 103.) 
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Adam Müller ist der deutsche de Maistre, doch ist er viel 
weicher, geschmeidiger, haltloser. An Geist, an Neigung zu 
blendenden Paradoxen ist er ihm ebenbürtig, an Charakter und 
Ueberzeugungstreue aber steht er tief unter ihm. 

Zu großer Verfeinerung wird die psychologische Völker- 
betrachtung von Anne Louise Germaine de Staël (1766—1817), 
der Tochter Neckers, fortgeführt. Im Salon ihrer Eltern erfuhr 
sie schon als Kind den Einfluß vieler der glänzendsten und be- 
deutendsten Geister, die Stürme der Revolution und langjähriges 
Exil brachten ihr Genie zur Reife. Schon ihre Herkunft aus der 
Vaterstadt Rousseaus, wo französische, deutsche, italienische und 
englische Kultur sich von altersher kreuzten, muß sie zum Kosmo- 
politismus angeregt haben und ihr Leben verlief in der Zone 
regster Ausstrahlung aller kulturellen Kraftzentren Europas, mit 
denen sie zahllose persönliche Fäden verknüpften. So wird sie 
das Symbol der geistigen Auflehnung gegen Napoleon, der sie 
iürchtet, aber auch der Auflehnung des Herzens gegen die Tyran- 
nei und Frivolität der Gesellschaft, die vollkommenste Synthese 
der Aufklärung und der Romantik, der Vernunft und des Gefühls. 

Frau von Staël hat das Problem der nationalen Eigenart in 
seiner historisch-sozialen Verknüpfung mit unvergleichlicher Ein- 
fühlung auf das lebhafteste erfaßt. Es steht fast in allen ihren 
Werken im Mittelpunkt. Ihre berühmteste Tat aber war die Ent- 
deckung des deutschen Geistes in »De l’Allemagne« (vollendet 
1810, von Napoleon unterdrückt, erschienen 1813). Dieses Buch 
war eine Tat von ungeheurer Nachwirkung. In kaum je wieder 
erTeichter Weise vereinigte diese Frau lebenerweckende, intuitive 
Persönlichkeit 7°) und ebenso universales als gewissenhaftes Inter- 
esse für das gelehrte und schöne Schrifttum. Zahlreiche bedeutende 
Freunde boten ihr Beiträge und Anregungen. Doch schmälert 








10) Der große Geograph Karl Ritter bekannte, in scinem Leben nicht so 
in allen Nerven erschüttert und bis in die Fingerspitzen krampfhaft gespannt 
worden zu sein, als in einer Gesellschaft, in der Frau von Staël zufällig auf Reli- 
gion zu sprechen kam. »Es ist«, sagt er, setwas von der Kraft in ihrer Rede, die 
Alkibiades von Sokrates Gewalt im Symposion des Plato schildert.« Vgl. Lady 
Blennerhassett (geb. Gräfin Leyden), Frau von Staël, ihre Freunde und ihre 
Bedeutung in Politik und Literatur, 1889, III. Bd., S. 315. Der glühende Fran- 
zosenhasser E. M. Arndt bekennt: »Diese Frau, in welcher Schönheit nie ge- 
wesen und die Jugendblüte verwelkt war, übte durch den treuen, klaren, lieben- 
den Ausdruck ihrer Gebärde, ihres Antlitzes, doch auch auf mich eine solche 
Gewalt, daß ich in ihr die Französin ganz vergaß: es war ein Spiegel hellsten 
Geistes und klarster Treue und Redlichkeit.« (Arndt, Meine Wanderungen und 
Wandelungen mit dem Reichsfreiherrn H. K. F. von Stein, 1858, S. 58.) 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 3. 45 
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dies nicht ihre Originalität; mit Unrecht hat man das Haupt- 
verdienst an »De l’Allemagne« A. W. Schlegel, ihrem langjährigen 
literarischen Berater und Erzieher ihrer Kinder, zugeschrieben, 
Wieland und Niebuhr zeugen entschieden gegen diese Annahme?!). 
Wohl aber finden sich viele Gedanken schon bei früheren Autoren 
ausgesprochen oder angedeutet. Der französischen Tradition er- 
schien das deutsche Klima lange als so unwirtlich rauh und jeder 
künstlerischen Begabung abträglich, daß Voltaire seinen Freun- 
den aus Berlin beruhigend schrieb, man solle sich doch nicht 
vorstellen, daß er in Lappland sei. Diese Vorstellungen hallen 
noch bei Frau von Staël gedämpft nach, wenn sie den melancho- 
lischen Eindruck des deutschen Landes, der großen Wälder und 
Heiden, des Schnees, Nebels und Reifs schildert. Es ist aber 
nicht mehr die physiologische Klimawirkung, sondern der psycho- 
logische Eindruck der Landschaft, den sie betont. — Ferner hatte 
man schon vorher die politische Dezentralisation Deutschlands 
hervorgehoben, mit ihren teils günstigen, teils ungünstigen Folgen, 
Marmontel, Dorat, Mirabeau und andere haben derartige Be- 
trachtungen vor G. de Staël angestellt. Auch erkannten schon 
vor ihr manche Franzosen die Eigenart und Ueberlegenheit der 
eben aufblühenden deutschen Literatur ??2). Ganz besonders aber 
ist der begeisterte Verkünder deutschen Wesens Charles de 
Villers als ihr Vorläufer und Anreger anzusehen ?°), 

Durch das ganze Buch zieht sich der Kontrast zwischen 
nordischer und südlicher, germanischer und romanischer Kultur. 
Es sind vor allem historisch gewordene Kulturtypen, nicht streng 
naturgebundene, obwohl das Klima mitwirkt, das im Süden den 
Menschen nach außen kehrt, im Norden nach innen, dort sinnen- 
frohe Anschauung, die Kultur des schönen Körpers, den philo- 
sophischen Sensualismus, hier aber das Innenleben, die Kultur 
der Seele, den philosophischen Idealismus anregt. Dazu kommt 
der historische Gegensatz: Im Norden lebt noch der Geist des 

71) Vgl. bei Blennerhassett III, S. 212, 387, die Aeußerung Wielands. Nie- 
buhrs Zeugnis ist angeführt bei Fr. Kreyssig, Geschichte der französischen 
Nationalliteratur, 6. Aufl., bearbeitet von I. Sarrazin, II. Bd., 1889, S. 243. 

72) Vgl. die Stellen bei Klaus Weidenkaff, Die Anschauungen der Fran- 


zosen über die geistige Kultur der Deutschen im Verlauf des ı8. und zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts, 1906, S. 34, 37. 45, 47. 

73) Ueber Villers und andere Vorläufer vgl. L. Morel, Goethe et les français 
de passage en Allemagne, 1901; L. Morel, Etude sur quelques points relatifs aux 
rapports littéraires de la France et de l’Allemagne. (Separatabdruck aus der 
Revue de philologie française.) 
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Feudalismus mit seinen christlichen, ritterlichen, idealistischen, 
volkstümlichen, bodenständigen Idealen, ein Geist der Hingabe, 
Ehre und Treue, der Freiheit und Individualität, des Strebens 
nach dem Unendlichen. Dagegen sind im Süden (d.h. in Frank- 
reich) die absolutistische Zentralisation und die Nachahmung der 
klassisch-antiken Kunst zur vollen Herrschaft gelangt, die alle 
heidnischen, naturalistischen, diesseitigen Tendenzen, Macht- 
politik und Staatsräson, Egoismus, Beschränktheit im Endlichen 
verschuldet haben. Auch der Altersunterschied spielt mit, der 
Materialismus ist eine Folge einer »versteinerten Zivilisation «, 
Hiemit verbindet sich vor allem in Deutschland und Frankreich 
der soziale Gegensatz: In Deutschland politische, soziale und 
geistige Zersplitterung, einsames Leben auf dem Land oder in 
Kleinstädten, das der Vertiefung in die Wissenschaft, der Ent- 
faltung von Phantasie und echten Gefühlen günstig ist, Fehlen 
jeder großen, zeitraubenden Geselligkeit mit ihren Verführungen”®), 
geistige Selbständigkeit, freilich auch kleinstädtisches Philister- 
tum, am warmen Ofen in Bier- und Tabaksdunst vegetierend, 
neben der horizontalen auch vertikale Zerklüftung, also starke 
Ständescheidung, pedantisches Titelwesen, Fehlen äußerer Frei- 
heit, ja jedes Verlangens danach, Energielosigkeit, Charakter- 
schwäche, Unterwürfigkeit, Mangel an Nationalgefühl. In Frank- 
Teich dagegen hat die Zentralisation die glänzendsten Köpfe des 
ganzen Landes in der Hauptstadt vereinigt und eine Gesellschaft 
geschaffen, in der die Unterschiede des Ranges zurücktreten, in 
der vor allem die Begabung gilt, in der die Frauen eine äußerlich 
glanzvolle Position einnehmen. Insbesondere der Einfluß des 
Frauen auf den Geist der französischen Gesellschaft bedingt 
einen außerordentlichen Unterschied zwischen Deutschen und 
Franzosen 75). Die Gesellschaft erfordert und erzeugt Geschmack, 
Klarheit, Ordnung, Nachahmung, allgemeingültige, feste Regeln, 
Autorität, aber ihr Herdengeist erstickt die Individualität, sie 
bevorzugt Verstand, Witz, Galanterie, Frivolität, Oberflächlich- 
keit, Egoismus, Utilitarismus, aber in ihr verkümmern das wahre 
Gefühl, der Enthusiasmus, die Sehnsucht nach dem Höchsten. 
Natur, Geschichte und ihre sozialen Auswirkungen schaffen 
74) In Frankreich, meinte Frau von Staël, wäre Goethe gezwungen, den 
ganzen Tag zu reden und seine Kraft zu zersplittern. 
75) Frau von Staël befremdete die Leichtigkeit der Trennung von Mann 


und Frau in Deutschland, wozu wohl die bekannten Verhältnisse im frühroman- 
tischen Freundeskreis Anlaß gaben. Allgemein deutsch war dies doch nicht. 


45” 
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und befestigen also in Frankreich und Deutschland verschiedene 
Geistestypen. In Frankreich stärkste politische und gesellschaft- 
liche Zentralisation, dazu vom Süden her die Einflüsse einer nach 
außen lockenden Natur und festgewurzelter, antiker Tradition, 
in Deutschland Dezentralisation, in ihren Wirkungen verstärkt 
durch den melancholischen Eindruck der nordischen Landschaft 
und christlich-feudale Traditon. Außerordentlich fein werden nun 
die Ausstrahlungen, Kreuzungen und Rückwirkungen der Grund- 
kräfte psychologisch dargestellt. Freilich idealisiert die Dichterin 
das deutsche Wesen, dessen geistige Hochblüte sie in Weimar mit- 
erlebte, und auch der Haß gegen den napoleonischen Despotismus 
führt ihr die Feder. Mutvoll preist sie in den Tagen der größten 
Erniedrigung Deutschlands die Tiefe, Erhabenheit und Eigenart des 
deutschen Geistes im Gegensatz zum oberflächlichen Allerwelts- 
geschmack ihrer eigenen Nation, sie beklagt nachdrücklich den 
Mangel an Nationalstolz bei den Deutschen und verkündet das 
Recht jeder Nation auf Selbstbestimmung und Eigenleben. 

Der politischen Zersplitterung Deutschlands entspricht die 
geistige, die jeder Individualität Freiheit gewährt, aber auch die 
gesellschaftliche, die scharfe Trennung der Stände und Klassen 
des Volkes, die viel ausgeprägter ist, als in anderen Ländern, 
besonders in dem schon durch den Absolutismus und die Gesell- 
schaft und schließlich die Revolution nivellierten Frankreich. In 
Deutschland ist der Hof die gute Gesellschaft, in Frankreich ge- 
hörten alle dazu, die durch Geist und Geschmack sich auf gleichen 
Fuß stellen konnten. Die Ständetrennung wird in Deutschland 
durch ein steifes Formen- und Titelwesen stets unterstrichen, 
doch verliert sie an Schärfe durch eine gewisse Gemütlichkeit. 
Eine ihrer Folgen ist der Mangel an kriegerischem Sinn im deut- 
schen Volk, während in Frankreich die Nachahmung des Adels 
Kriegslust und Duellwut in alle Schichten getragen hat. Der 
militärische Mut der Franzosen ist aber mit einem Mangel an 
Zivilcourage verbunden, an Behaupten der eigenen Meinung 
gegenüber Staat und Gesellschaft. 

Da ferner außer in Berlin die herrschenden Klassen mit 
Schriftstellern und Gelehrten nicht verkehren, so fehlt es jenen an 
Bildung und Ideen, diesen aber an Weltkenntnis und Schliff”). 


76) Allerdings war es auch ein Vorteil für den Aufschwung des deutschen 
Geisteslebens, daß es von oben her nicht gefördert wurde, wie ja schon Schiller 
aussprach. 
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Zwischen Geist und Tat ist eine tiefe Kluft. So universal die 
deutschen Gelehrten und Literaten sind, so sehr mangelt es an 
allgemeinen Gedanken im Staatsleben, das rein mechanisch be- 
trieben wird. Es gibt in Deutschland keine öffentliche Meinung. 
In Frankreich studiert man die Menschen, in Deutschland Bücher. 
Dabei ist in Deutschland gute Schulbildung in viel weiteren 
Schichten verbreitet, als in Frankreich, wo man sie nur in Paris 
findet. Mit Bewunderung wird das Wirken Pestalozzis geschildert. 
Die deutschen Universitäten übertreffen alle anderen, die Ge- 
lehrten sind tiefer als irgendwo, aber auch sie sind voneinander 
und von den breiteren Schichten streng geschieden. Von ihrer 
Höhe blicken sie mit Geringschätzung und engherziger Intoleranz 
auf Andersdenkende herab. 

Der Gegensatz zwischen den romanischen und germanischen 
Völkern drückt sich in der Neigung zur Klassik oder Romantik 
aus. Dort herrschen die Körperwelt, die Plastik, hier die seelischen 
Künste, Malerei und Musik, dort das Fatum, hier die Freiheit, 
dort verstandesklares Licht, hier die Dämmerung des Traum- 
lebens, dort das Drama der äußeren Handlung, hier das Charakter- 
drama, die Lyrik, dort gelehrte und höfische Poesie, hier die 
Volksdichtung. Auf philosophischem Gebiet entfaltet sich in 
Deutschland der Idealismus. Ein Hauptgrund dieser über das 
Irdische hinausstrebenden Strömungen liegt offenbar darin, daß 
der patriarchalische Absolutismus und die Kleinlichkeit der staat- 
lichen Verhältnisse den Philosophen eine würdige Beschäftigung 
mit den öffentlichen Angelegenheiten verwehren. Auch in Frank- 
reich war die Philosophie zur Zeit des Absolutismus Ludwigs XIV, 
idealistisch (Descartes, Malebranche, Pascal) und wurde erst 
durch den Einfluß des englischen Empirismus und Freiheits- 
strebens, sowie der Entwicklung der Gesellschaft auf die Außen- 
welt gekehrt. Das Verdorren des Enthusiasmus für das Ueber- 
sinnliche durch den Einfluß der Gesellschaft, in der die Furcht 
vor Lächerlichkeit lähmend wirkt, hat den französischen National- 
geist auf die Freiheit gerichtet, da eben der Enthusiasmus nicht 
entbehrt werden kann. In Deutschland lenkt der Idealismus von 
der Politik ab, niemand interessiert sich dafür, selbst wo volle 
Preßfreiheit herrscht. Die Schwäche der Staaten drückt sich 
auch in der Schwäche des Individualcharakters aus. 

Den philosophischen Idealismus der Deutschen schildert die 
Schriftstellerin mit hinreißender Begeisterung. Sie rühmt ihm 


7IO Friedrich Hertz, 


nach, daß er das oberste Ziel nicht, wie der französische Materialis- 
mus und Utilitarismus, im Wohlbefinden, sondern in der Ver- 
vollkommnung suche, daß er statt sich den Außendingen passiv 
zu unterwerfen, die Selbständigkeit des Ich, einen heroischen 
Aktivismus verkünde, statt endlicher Beschränktheit ein Streben 
ins Unendliche, Ewige, eine universale Bildung. Auch die Sprache 
spiegelt diesen Volksgeist wider. In der französischen Philosophie 
erblickt Frau von Staël eine Verfallserscheinung. In England, 
von wo der Empirismus ausging, hat er Religion und Moral 
nicht erschüttert, da starke Gegenkräfte da waren. In Frank- 
reich aber haben Sensualismus und Interessenmoral den Un- 
glauben und die Demoralisation verbreitet. Hier wirkt wieder 
der antike Geist nach, den die Staël als fatalistisch auffaßt; den 
hiezu nicht stimmenden platonischen Idealismus leitet sie, durch 
Friedrich Schlegels Theorien verführt, aus Indien her. 

Doch übersieht die von der Großartigkeit des deutschen 
Idealismus tief Ergriffene auch seine Gefahren nicht: die Tendenz 
zur Unklarheit und Verschwommenheit, bloß scheinbarer Tief- 
sinn, affektierte Sentimentalität, phantastische Ueberschwäng- 
lichkeit und Geschmacklosigkeit, Eigenbrötelei, streitsüchtiger 
und hochmütiger Sektengeist, Mangel an sozialem und nationalem 
Gefühl, sophistische Verteidigung von Unrecht und Gewalt, Ver- 
achtung der Vernunft. Die spekulative Philosophie bietet der 
Gesellschaft keine Bindung, sie befaßt sich nur mit individueller 
Vervollkommnung, nicht mit sozialer und politischer Verbesse- 
rung, sie vergrößert sogar die Kluft zwischen den Klassen ”). 
Es gibt in Deutschland zuviel neue Gedanken, aber zuwenig 
gemeinsame, allgemein faßliche, keine öffentliche Meinung. Der 
Tatwille wird durch das Uebermaß an Scharfsinn und Gelehr- 
samkeit gelähmt, die Charakterbildung gehemmt. Jeder Philosoph 
verachtet die etwas weniger Abstrakten als vulgär und borniert. 
Das Unendlichkeitsstreben des Idealismus paßt mehr für das 
Genie, bei den anderen führt es zu ziemlich lächerlicher An- 
maßung. Während die Mittelmäßigen in Frankreich den En- 
thusiasmus verspotten, verachten siein Deutschland eine gewisse 
Art von Vernunft und können nicht genug Tiefe aufbringen, 
wobei aber gigantische Bemühungen häufig nur sehr gewöhnliche 


??) Doch hebt sie hervor, daß auch die klassische Poesie der höheren fran- 
zösischen Gesellschaft dem Volk fremd bleibe und daher der Abstand der Klassen 
sich vergrößere. 
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Resultate geben. Insbesondere in der Politik führt die Meta- 
physik und der Mangel an praktischer Welterfahrung zur Un- 
verständlichkeit und Konfusion; man verbreitet künstliche Nebel, 
um alles zu beschönigen. 

Hinter den ernsten Mienen und rauhen Manieren der Deut- 
schen verbirgt sich doch oft nur eine innere Schwäche, die man 
durch scharfe Akzentuierung der Worte vergebens zu verbergen 
sucht, und alle philosophischen Erwägungen können doch nicht 
rechtfertigen, was das Unphilosophischeste in der Welt ist, näm- 
lich Respekt und Bewunderung vor der Gewalt. Dazu kommt 
noch der in den Lustspielen aller Länder mit Vorliebe behandelte 
Mangel an Grazie der Deutschen und eine merkwürdige Un- 
geschicklichkeit selbst bei jenen Realpolitikern, die bereit sind, 
alles ihrem Interesse zu opfern. 

Merkwürdiger Gegensatz: die deutsche Philosophie, ins- 
besondere jene Fichtes, erhebt das Ich, den moralischen Willen 
zur Allmacht und spricht den äußeren Umständen jeden Einfluß 
ab. Auch weisen die Deutschen als Privatleute alle guten Eigen- 
schaften auf. Als Nation aber ermangeln sie des Charakters, der 
Energie, der Vaterlandsliebe. Nur die politischen und religiösen 
Institutionen bilden eben den öffentlichen Geist, nicht abstrakte 
Theorien 78). Die Philosophie vervollkommnet. den einzelnen, 
aber nur der Staat erzeugt die »moralische Elektrizität«, die alle 
Bürger dasselbe fühlen läßt (III. ı1). 

Innerhalb des deutschen Volkes gibt es wieder deutliche 
Besonderheiten. So schildert G. de Staël die geistigen Züge des 
vormärzlichen Wiens in sehr treffender Weise und vieles davon 
wirkt abgeschwächt bis heute nach: patriarchalischer Absolutis- 
mus, eine gute und gerechte Verwaltung, die die vielen verschieden 
strebenden Völker und Provinzen mit Vorsicht und Mäßigung 
behandelt und die fehlende nationale Einheit durch dynastisches 
Gefühl zu ersetzen sucht, aber auch eine unpersönliche pedan- 
tische Bureaukratie, Polizei und Zensur, engherzige Unter- 
drückung jeder geistigen Freiheit, die höhere Gesellschaft in 
seichtem Salongeschwätz, affektierter Frivolität und Nachäffung 
französischer Formen aufgehend, der Adel reich und angesehen, 
aber einfach und frei von Hochmut, ohne Bildung und geistige 


?®) Wenn hier Frau von Staël zugibt, daß die Philosophie das öffentliche 
Leben wenig beeinflusse, so erscheinen auch ihre Anklagen gegen die sitten- 
verderbende französische Philosophie als übertrieben. 
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Interessen, das Volk behäbig, friedlich, gemütlich, in überreich- 
lichen Magengenüssen und Praterfreuden vegetierend ”®). Nur 
nichts von Bewegung, Leidenschaft, Ehrgeiz, Wetteifer, En- 
thusiasmus! Ruhe und Bequemlichkeit sind das Höchste. Ein 
Beamtenposten ist das Ziel alles Strebens. Bedeutende Männer 
werden nicht geschätzt, die Mittelmäßigen sind obenauf und 
das Genie erliegt schließlich der allgemeinen Verständnislosigkeit. 
Freilich kann man in friedlichen Zeiten des Genies entbehren — 
aber auch in großen Umwälzungen 8°) ? 

Preußen ist als Schöpfung Friedrichs des Großen zu ver- 
stehen, dessen Geist sich in diesem Land verkörpert. In diesem 
König vereinigten sich deutsches Wesen und französische Bildung. 
Alles Deutsche in ihm war wirkungskräftig, alles (!) Französische 
unfruchtbar. Immerhin hat die französische Aufklärung dem 
Monarchen liberale Grundsätze vermittelt und zur Einführung 
der Toleranz geführt. Sein kriegerischer Ehrgeiz und die Er- 
oberung Schlesiens sind mit der Existenznotwendigkeit des Landes 
entschuldbar, nicht aber die Teilung Polens. Militärische Stärke 
und gute, unparteiische Verwaltung zeichnen den Staat aus, aber 
das Voranstellen der militärischen Rücksichten hat die Ent- 
wicklung bürgerlicher Freiheiten und eines kräftigen National- 
geistes gehemmt. 

Berlin ist heute die wahre Hauptstadt des neuen, auf- 
geklärten Deutschland. Die Ständetrennung, die Scheidung zwi- 
schen Staatsmännern und Talenten aller Stände ist dort nicht 
so streng, wie im übrigen Deutschland. (Es war die Zeit W. von 
Humboldts, dem Frau von Staël die Einführung in die deutsche 
Kultur verdankte!) So erscheint ihr Norddeutschland und ins- 
besondere Preußen als das » Vaterland des Gedankens «. 

Die bloße Nachahmung des französischen Vorbildes in Kunst, 
Denken und Leben verwirft die Verfasserin an vielen Stellen 
durchaus. Ueberall betont sie den Wert eines ursprünglichen, 
nationalen Geisteslebens und Patriotismus. Aber ihre Begeiste- 
rung für den idealistischen und romantischen Geist Deutschlands 
vereinigt sich mit der Schätzung der besten Seiten französischen 


79) Uebrigens bemerkt sie auch, daß die Oesterreicher gewöhnlich mehr 
kommerzielles und industrielles Geschick, als die übrigen Deutschen haben. 
Tatsächlich entsprach dies dem damaligen Verhältnis der industriellen Ent- 
wicklung, die im 18. Jahrhundert in Oesterreich vorangeeilt war. 

80) Mit diesen Worten wird Frau von Staël zur Prophetin. Hieran ist 


Oesterreich zugrunde gegangen! 
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Wesens. Sie erhofft eine Verschmelzung von französischem Ge- 
schmack und deutschem Gefühl, von französischer Klarheit, 
Ordnung und Weltkenntnis mit deutscher Tiefe, Innigkeit und 
Religion. 

»De l’Allemagne« ist selbst ein Monument dieser Synthese 
zweier nationaler, zeitlicher und menschlicher Geistestypen. Trotz 
und infolge mancher Schwächen hat dieses Buch lange sänftigend, 
verständigend, befruchtend auf beide Völker gewirkt. | 

Von der Idee des Volkscharakters geht auch Friedrich Lud- 
wig Jahn aus ®!). In der Einleitung seines noch heute anregenden 
und trotz mancher Schrullen erwärmenden Buches wirft er die 
Frage auf, was denn ein Volk zum Volke mache, wodurch eine 
Gemeinseele in den Völkern nach innen und außen wirke? Lange 
schon fand man in jedem Volke ein unnennbares Etwas, eine 
unausrottbare geistige Eigenart, eine einigende Kraft, für die 
Jahn das von ihm gebildete Wort Volkstum vorschlägt, um die 
Fremdworte Nationalität, Nationaleigentümlichkeit usw. zu ver- 
drängen. Er verlangt eine »Erfahrungsseelenlehre der Völker «. 
» Nichts ist ein Staat ohne Volk, ein seelenloses Kunstwerk; nichts 
ist ein Volk ohne Staat, ein leibloser, luftiger Schemen, wie die 
weltflüchtigen Zigeuner und Juden. Staat und Volk in Eins, 
geben erst ein Reich, und dessen Erhaltungsgewalt bleibt das 
Volkstum«. 

Bei der Durchführung seines Planes entfernt sich Jahn von 
seinem Grundgedanken. Er gibt weniger eine Schilderung und Er- 
klärung des deutschen Volkscharakters, als eine Aufzählung teil- 
weise recht kluger und weitblickender praktischer Vorschläge 
zur Bildung einer kraftvollen Nationalgesinnung durch Erziehung 
und Gesetzgebung. Während er anfangs ausspricht, der Mensch 
sei nur ein Nießbraucher und Handlanger der Natur, schlägt er 
später doch auch ziemlich künstliche Neueinführungen in Recht 
und Sitte vor. Insbesonders seine Vorschläge betreffend die 
Volkstracht gehören hierher. | 

F.L. Jahn schwankt noch zwischen Weltbürgerlichkeit und 


*sı) Friedrich Ludwig Jahn, Deutsches Volksthum, 1810 (ich benütze die 
Ausgabe von 1817). Jahn verweist gleich in der Vorrede auf die Humanisten 
des 16. und 17. Jahrhunderts, die über Volkscharakter geschrieben haben, auf 
Bodin, Besold, Neuhusius, Claramontius, Barclay und Sardi, von denen er ge- 
lernt habe. Die ganze große Literatur des 18. Jahrhunderts über den Volksgeist 
übergeht er völlig, aber er führt auch keinen wichtigeren deutschen Autor seiner 
Zeit an. 
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Rassenstolz. Sehr entschieden wendet er sich gegen Rassen- 
mischung. Griechen und Deutsche sind der Menschheit heilige 
Völker, haben sich am meisten der Menschheit genähert. Die 
Deutschen allein haben durch die Reformation den Geist des 
Urchristentums neubelebt, was nur aus ihrem Volkscharakter 
zu erklären ist. Das echte, unverfälschte, menschheitliche, deut- 
sche Volkstum steht nämlich durch die alte (von Fr. Schlegel 
aufgedeckte) Urverwandtschaft mit Persern und Indern der 
frühen morgenländischen Bildung am nächsten. Jahn übersieht 
aber, daß das Urchristentum nicht von Persern und Indern her- 
rührt. Im deutschen Geiste findet Jahn im Anschluß an Eber- 
hard Frömmigkeit, Andacht, Rechtlichkeit und Biedersinn, in 
früheren Zeiten auch Hochherzigkeit und Tatkraft, später eitlen 
Rangstolz und schwärmelnden Pietismus. Deutsche Hauptlaster 
sind seit dem westfälischen Frieden die Demut, die Unter- 
würfigkeit vor dem Auslande, die Vernachlässigung der Körper- 
bildung geworden. Auch die innere partikularistische und stän- 
dische Zerklüftung beklagt Jahn: »Mit starken Schritten nähern 
wir Deutsche uns dem indischen Kastensystem und werden da- 
durch die Parier unter Europas Völkern; weil alle kräftigen 
Regierungen des Auslandes auf ein festes Volkstumbilden hin- 
arbeiten.« 

Eine überragende Bedeutung wurde dem Volksgeist von der 
durch die großen Lehrer des römischen Rechtes Savigny (1814) 
und Puchta (1828) begründeten historischen Rechtsschule bei- 
gelegt ®?). Sie lehrte, daß das Recht aus dem Wesen und Charakter 
des Volkes organisch hervorgehe, eine geistige Funktion der 
Volksindividualität sei, wie die Sprache, und zog hieraus die 
Folgerung, daß das Recht nicht bewußt »gemacht«, sondern nur 
aus der schon bestehenden Rechtsüberzeugung des Volkes ge- 


ss) Vgl. S. Brie, Der Volksgeist bei Hegel und in der historischen Rechts- 
schule im Archiv f. Rechts- u. Wirtschaftsphilosophie, Bd. II, 1908/09. Brie 
will nachweisen, daß Savigny von Hegel beeinflußt war, während Loening zeigt, 
daß Hegel unter Volksgeist etwas anderes verstand als Savigny. Loening meint, 
daß Schelling die Vorstellungen der historischen Rechtsschule vom Volksgeist 
anregte. Vgl. Edgar Loening, Internat. Wochenschrift 1910, »Die philosophischen 
Ausgangspunkte der rechtshistorischen Schulee. — E. v. Moeller (Die Ent- 
stehung des Dogmas von dem Ursprung des Rechts aus dem Volksgeist in Mit- 
teilungen des Instituts für österr. Geschichtsforschung, 1909, Bd. 30) behauptet 
den Ursprung der Volksgeistvorstellung Savignys aus dem römischen Recht, 
was nicht wahrscheinlich klingt. Sie lag ja in der Luft und findet sich auch bei 
Savignys Gegner Thibaut. 
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schöpft und festgestellt werden könne. Die Fortentwicklung des 
Rechts, seine Rationalisierung und Humanisierung, wird hier- 
durch zwar nicht ganz verneint, aber in der Praxis doch sehr 
erschwert. Auch könnte man einwenden, ob etwa die Rezeption 
des römischen Rechtes in Deutschland ein Schöpfen aus der 
Volksgewohnheit war ? — Das Wesen des Volksgeistes, die Ent- 
stehung der Volksindividualität zu erklären, lehnen Savigny und 
Puchta ab und es bleibt sogar, wie S. Brie feststellt, unklar, ob 
sie dem Volksgeist wirklich selbständige Existenz zuschreiben. 
Das römische Recht, das nur den Einzelnen als wirkliche Person 
anerkennt, bietet hierfür jedenfalls keinen Stützpunkt und auch 
Montesquieu, den Savigny beifällig anführt, war weit entfernt 
von einer Personifizierung des Volksgeistes. 

Die historische Rechtsschule sah also den Volksgeist als 
stillwirkende, eingeborene, unerforschliche Kraft des Volkes als 
nationale Gemeinschaft (nicht des Staatsvolkes) an, sie betonte 
die unbewußte Bildung. Andererseits sprach aber Puchta auch 
vom nationalen Geist, der gleichsam über dem Lande schwebt 
und auch die Einwanderer durchdringt. — Begreiflicherweise 
geriet der Volksgeist bei den Juristen später in Verruf. 
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Ursachen und Wirkungen der Zusammenschluß- 
bewegungen in der deutschen Eisenindustrie. 


Von 
ARNOLD TROSS. 


In den Anfängen der Entwicklung der fabrikmäßigen Groß- 
industrie bis in das letzte Viertel des vergangenen Jahrhunderts 
sicherte Vervollkommnung der maschinellen Ausrüstungen und 
der inneren Organisation die wirtschaftlichen Erfolge der einzel- 
nen Betriebe. Diese Verbesserungen im inneren Aufbau ihrer 
Werke und die dadurch erfolgte Verbilligung ihrer Erzeugnisse 
machte die Fabrikanten wettbewerbsfähig. Hand in Hand mit 
solchen technisch-wirtschaftlichen Fortschritten wächst die Menge 
des Kapitals, das der Industrie zufließt. Anfang des letzten Jahr- 
hunderts geht dieseZunahme noch langsam, in den achtziger und 
neunziger Jahren aber nehmen die Gründungen von Aktien- 
gesellschaften ein immer rascheres Tempo an, das im neuen Jahr- 
hundert anhält. 

In der Betriebsausdehnung und Betriebsorganisation lassen 
sich nach Vogelstein theoretisch und praktisch deutlich 
drei verschiedene Fälle unterscheiden. Erstens kann in einem 
Betriebe oder in einer Unternehmung eine Ware in kleinen oder 
in großen Mengen hergestellt werden (Kleinbetrieb — Groß- 
betrieb); zweitens können viele Umformungen oder nur eine ein- 
zige vorgenommen werden, es können also die verschiedenen 
Produktionsstufen betriebs- oder unternehmungsgemäß vereinigt 
oder getrennt sein (Integration — Differenzierung). Als dritte 
Möglichkeit kann schließlich der Betrieb oder die Unternehmung 
ein einziges Produkt, eine einzige Sorte oder eine große Anzahl 
verschiedener Produkte der gleichen Produktionsstufe herstellen 
(Spezialisation — Parallelisation). Der erste Fall bezeichnet die 
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Tendenz, daß seit Mitte des vorigen Jahrhunderts die einzelnen 


Betriebe sich stetig und rasch vergrößerten. Neben der Personel- 


vergrößerung findet eine Realvergrößerung der Betriebe statt, 
die noch umfangreicher ist. 

Die Hauptgründe für die Betriebsvergrößerung lassen sich 
zusammenfassen im Gesetz vom zunehmenden Ertrag — oder, 
anders ausgedrückt, dem Gesetz der sinkenden Kosten — der 
Industrie. Doch auch bei der Betriebsvergrößerung gibt es eine 
Grenze durch die größer werdende Schwierigkeit der einheit- 
lichen Leitung. Vogelstein drückt das Betriebsgrößenopti- 
mum mit dem Begriff Proportionalität aus und sagt: »Zunehmen- 
der Ertrag ist die Folge einer Annäherung an die Proportionalität, 
aller abnehmende Ertrag geht auf das Gegenteil zurück, auf stei- 
gende Disproportionalität«. Nach Schmoller gehen die Be- 
triebe heute nicht leicht über 1500—3000 Arbeiter hinaus, während 
Unternehmungen mit der 5ofachen Arbeiterzahl vorkommen. In 
der Regel sind sie heute sogar wesentlich kleiner. 

Die anderen beiden Ausdehnungsmöglichkeiten des Betriebs 
und vor allem der Unternehmung, die Integration und die Pa- 
rallelisation und ihre Gegensätze, die Differenzierung und die 
Spezialisierung, fallen unter die Begriffe der Arbeitsteilung und 
der Arbeitsvereinigung. Bei der Arbeitsteilung gelangen Ar- 
beiten, die einem gemeinsamen Zwecke dienen und vor längerer 
oder kürzerer Zeit von einem ausgeführt wurden, gesondert zur 
Durchführung, so daß jeder vom Standpunkt des Endzweckes 
aus nur eine Teilarbeit verrichtet. Bücher unterscheidet vier 
verschiedene Formen der Arbeitsteilung. Als erste die Berufs- 
bildung, d. i. eine Scheidung von Berufen (Landwirtschaft, Ge- 
werbe, Beamtentum usw.), deren zusammenfassende Einheit das 
Ganze des Volkes ist; dann die Berufsspaltung, für uns entspre- 
chend der Spezialisation, das ist die Spezialisierung in der Her- 
stellung von Erzeugnissen einer Produktionsstufe, die ursprüng- 
lich von jedem diesem Beruf Zugehörigen selbständig herge- 
stellt wurden. Der dritte Fall betraf die Zerlegung des Arbeits- 
prozesses, der technisch eine Einheit darstellt, nach Bücher Ar- 
beitszerlegung genannt. Ihm verwandt ist die vierte Form der 
Arbeitsteilung, die Produktionsteilung, bei der die Produktions- 
abschnitte eines Produktionsprozesses, die bisher innerhalb einer 
Wirtschaft ausgeführt wurden, getrennt und zu gesonderten 
Funktionen mehrerer Wirtschaften werden. Diese Art Arbeits- 
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teilung entspricht der Differenzierung nach dem Begriff von 
Vogelstein. Stellt man sich den gesamten Produktionsvorgang 
als eine Uebereinanderlagerung verschiedener Produktionsstufen 
vor, bei der die verschiedenen Erzeugnisarten desselben Pro- 
duktionsstadiums nebeneinander aufgebaut sind, so kann man 
die Spezialisierung als eine horizontale, die Differenzierung aber 
als eine vertikale Trennung dieses Produktionsaufbaues ansehen. 

Die Spezialisierung ist das wirksamste Mittel zur Verbesse- 
rung und Verbilligung der Gütererzeugung. In allen Industrien 
hat sie sich durchgesetzt, auch in der Maschinenindustrie durch 
Bildung der 'Spezialfabrik; abgeschlossen ist die Spezialisierung 
noch nicht. Der Begriff der Spezialfabrik wandelt sich mit dem 
Fortschreiten der Spezialisierung. Nannte man früher eine Fabrik, 
die Drehbänke, Bohr- und Hobelmaschinen herstellte, eine Spe- 
zialfabrik für Werkzeugmaschinen, so gilt heute nur mehr eine 
solche als Spezialfabrik, die sich auf die Herstellung einer dieser 
drei Werkzeugmaschinenarten beschränkt. Den Hauptnachteil 
der Spezialisierung bildet das erhöhte Risiko, das darin besteht, 
daß Spezialfabriken bei Wirtschaftskrisen und Absatzstockungen 
ihres Erzeugnisses keinen Ausgleich in anderen Erzeugnisarten 
finden können. Diese Absatzstockung kann bis zur dauernden 
Einschränkung der Absatzmöglichkeit in ihrem Erzeugnis führen, 
falls neue Erfindungen gemacht werden, oder die Mode und der 
Geschmack wechseln. 

Dieser Nachteil der reinen Spezialisation und die Tatsache, 
daß die Vergrößerungstendenz der Betriebe in technischen und 
anderen Bedingungen früher ihre Begrenzung findet, als das 
Streben des Kapitals, sich in riesigen Unternehmungen zusammen- 
zuballen, führte zur Arbeitsvereinigung. 

Arbeitsteilung und Arbeitsvereinigung sind keine Gegen- 
sätze; die Arbeitsteilung ist die Vorstufe der Arbeitsvereinigung. 
Die Arbeitsvereinigung kann verschiedene Stadien haben; inner- 
halb eines Betriebes ist sie die technische Vereinigung der vor- 
hergegangenen technischen Arbeitsteilung, innerhalb eines Un- 
ternehmens ist sie die Vereinigung spezialisierter oder differen- 
zierter Betriebe. Der nächste Grad dieser Arbeitsvereinigung, 
die Konzentration von Unternehmungen in einem Konzern, ist 
für vorliegenden Aufsatz von besonderer Wichtigkeit. Unter 
Konzentration versteht man nicht nur die Vereinigung von Un- 
ternehmungen zu einem größeren Gebilde, Konzern genannt, 
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sondern auch die Vereinigung von Unternehmungen zu einer 
einheitlichen Unternehmung durch Fusion, d. i. völlige rechtliche 
Verschmelzung. Für den Begriff des Konzerns ist die Form der 
Konzentration von Unternehmungen nicht von Belang, sofern 
die Konzentration nur nicht in der Form der Fusion oder der 
Kartelle oder kartellähnlicher Verbände erfolgt ist. | 

Die Ausdrücke »horizontale und vertikale Konzentration « 
sind heute die bekanntesten zur Bezeichnung der Zusammen- 
schlußarten geworden: sie sind nicht neu, sondern finden sich 
schon in der Vorkriegszeit. | 

Der Begriff der horizontalen Konzentration deckt sich also 
mit dem der Parallelisation. Der Begriff der vertikalen Konzen- 
tration fällt zusammen mit dem der Integration und dem bisher 
noch nicht erwähnten, aber in der Literatur viel gebrauchten 
Begriff der Kombination. 

Unter die Gruppe der horizontalen Konzentrationen, d. i. 
also die Zusammenfassung von Unternehmungen gleicher Pro- 
duktionsstufe, fallen nun die auf bestimmte Zeit geschlossenen 
Unternehmerverbände, das sind die Kartelle, Pools, Syndikate, 
Konventionen, ferner Genossenschaften und endlich Fusionen 
sowie Konzerne und Trusts von Unternehmungen gleicher Pro- 
duktionsstufe. Die Konzerne wiederum können in Form von 
Interessengemeinschaften oder kapitalmäßiger Bindung durch 
Mehrheitsbeteiligung oder Aktienaustausch gebildet werden. 

Der zweite Hauptteil der Arbeitsvereinigung war der der 
Integration, Kombination oder vertikalen Konzentration. In 
diese Gruppen fallen die gemischten Werke, wie sie vom Kohlen- 
bergbau und den Stahlwerken aus zuerst sich bildeten. Die Ent- 
wicklung setzte sich über die weiterverarbeitende Industrie bis 
zur Fertigindustrie, darunter auch der Maschinenindustrie, fort. 
Ob diese Konzentration durch Fusion, Interessengemeinschaft, 
Beteiligung oder Kontrolle geschieht, ist für den Begriff der verti- 
kalen Konzentration nicht von Belang. Von einem vertikalen 
Konzern spricht man, wenn Unternehmungen der Rohstoff-, halb- 
fabrikaterzeugenden — und Fertigindustrie sich in irgendeiner 
Form mit Ausnahme der völligen Fusion vereinigen. Ein gemischtes 
Werk entsteht, wenn sich die Zeche eine Hütte in Form der 
Zechenhütte, oder die Hütte eine Zeche in Form der Hüttenzeche 
durch Fusion angliedert und beide sich dann ein Walzwerk selbst 
bauen oder sich mit einem solchen vereinigen. Die Bildung eines 
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gemischten Werkes kann natürlich auch vom Stahl- oder Walz- 
werk ausgehen. 

Um die verschiedenen hier besprochenen Konzentrations- 
begriffe vollkommen klar zu trennen, folgt hier eine tabellarische 
Zusammenstellung dieser Begriffe in der Bedeutung, in der sie 
in dieser Arbeit gebraucht werden: 


K trationen | Yo" Betrieben = Unternehmung 
ee von Unternehmungen = Konzern. 


Auf derselben Produktionsstufe: Von verschiedenen aufeinander ange- 


wiesenen Produktionsstufen: 
horizontale Konzentration vertikale Konzentration 
oder Parallelisation (Gegenteil: Spe- oder Integration (Gegenteil: Differen- 
zialisierung) zierung) 
oder Koalition. oder Kombination. 


Hierher gehören: 


Hierher gehören: 


Unternehmerverbände Gemischte Werke 

Kartelle A von Unternehmungen 
Pools Fusionen verschiedener aufeinan- 
Syndikate ODZETHE der angewiesener Pro- 
Konventionen Trusts duktionsstufen. 
Genossenschaften 


Fusionen ]) von Unternehmungen 
Konzerne $ gleicher Produktions- 
Trusts stufe. 

Die vertikale Zusammenschlußbewegung geht von vier Sei- 
ten aus, von der Montan-, der Eisen-, der Fertigindustrie und dem 
Handel. Die Montanindustrie baut ihre Konzerne in Richtung 
zum Fertigfabrikat aus, die 'Fertigindustrie sucht sich Halb- 
fabrikat- und Rohstoffwerke, der Handel Fertigindustrien anzu- 
schließen, die Eisenindustrie endlich dehnt sich sowohl in Rich- 
tung zum Rohstoff-, als zum Fertigprodukt aus. Die Kombination 
in Richtung zum Rohstoff ist bei der Eisenindustrie durch die 
Entstehung gemischter Werke weit vorgeschritten, vielfach schon 
abgeschlossen, so daß heute die in der Konzernbewegung bedeu- 
tendsten Unternehmungen Betriebe der Montan- und Eisen- 
industrie umfassen. Es sind deshalb hier nur zwei Hauptarten 
der vertikalen Konzentrationsbewegung zu unterscheiden, die 
eine, die von der meist schon zu gemischten Unternehmungen zu- 
sammengeschlossenen Montan- und Eisenindustrie ausgeht und 
die andere, bei der die Fertigindustrie die Führung hat. Daneben 
kommt als dritte, erst in der Inflationszeit entstandene, die von 
Handelsunternehmungen geführte Konzentrationsbewegung. 

Schon vor dem Kriege war der industrielle Zusammenschluß 
in den Zweigen der Industrie, die Rohstoffe erzeugen und Halb- 
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fabrikate fertigen, wesentlich umfassender als in der Verfeine- 
rungsindustrie; vor allem, weil in den ersteren die Zusammen- 
ballung des Kapitals schon viel weiter fortgeschritten war als 
in der Fertigindustrie. 

So sind auch heute in der Regel die Konzerne, in denen Werke 
der Montan- und Eisenindustrie die Führung innehaben, der 
Zahl nach den Konzernen überlegen, die von Werken der Fertig- 
industrie aufgebaut wurden. 

Auch in der Menge der erzeugten Rohstoffe und Halbfabri- 
kate besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen diesen beiden 
Konzernarten. Die ersteren, die von der Montan- und Eisen- 
industrie geführten, stellen in der Regel mehr Rohstoffe und 
Halbfabrikate her, als sie in ihren eigenen Verfeinerungsbetrieben 
weiterverarbeiten können, und verkaufen deshalb Rohstoffe und 
Halbfabrikate auch außerhalb des Konzerns. Umgekehrt wird 
bei der zweiten Art von Konzernen, den von der Fertigindustrie 
geführten, der Bedarf an Rohstoffen und Halbfabrikaten meist 
nicht gedeckt, so daß anderweitiger Bezug erforderlich ist. 


Ursachen des Zusammenschlusses. 


Innerhalb der Ursachen, die den Zusammenschluß von Un- 
ternehmungen der eisenschaffenden und eisenverarbeitenden In- 
dustrien bewirkten, lassen sich drei Gruppen deutlich unterschei- 
den: produktionswirtschaftliche, absatzwirtschaftliche, kapital- 
wirtschaftliche. 

Bei den produktionswirtschaftlichen Ursachen waren es zwei 
technische Vorteile — Ausnutzung der im Hochofen 
gewonnenen Hitze des geschmolzenen Roheisens und Verwertung 
der der Hochofengicht entströmenden brennbaren Gichtgase —, 
die die Entstehung gemischter Werke in hohem Maße gefördert 
und die Lage der reinen Werke sehr verschlechtert haben. 

Eine besondere Bedeutung für die Bereitwilligkeit der Fertig- 
industrie, sich an vertikale Konzerne anzuschließen, bildeten in 
der Nachkriegszeit die Schwierigkeiten der Versorgung mit 
Kohlen, Rohstoffen und Halbfabrikaten. Und zwar waren es drei 
verechiedene Gesichtspunkte, welche hierbei in Betracht kamen: 
Sicherstellung von Lieferung, Preis und Güte dieser Materialien. 

Schon immer wurde die Rohstoffversorgung als 


ein Hauptbeweggrund zur Kombination bezeichnet. So nennt 
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Vogelstein die große Integrationsbewegung der Jahre vor dem 
Krieg eine Integration der Materialverwertung und der Material- 
sicherung. Und Heymann schreibt: »In Zeiten gesteigerter Nach- 
frage wird ein neugegründetes Stahlwerk schon eigene Hochöfen 
bauen, eigene Erz- und Kohlengruben abteufen oder kaufen 
müssen, wenn es über genügendes Rohmaterial verfügen wills, 
und er kommt zu dem Schluß, daß die Kombination für kleine 
Werke wohl entbehrlich, für Großbetriebe mit Massenproduktion 
aber notwendig sei. Diese Folgerungen beziehen sich auf die Eisen- 
industrie. Für die Maschinenindustrie hat die Rohstoffversorgung 
vor dem Kriege nicht diese ausschlaggebende Rolle gespielt, nur 
nach dem Kriege ist sie vorübergehend mit der Rohstoffnot stark 
in den Vordergrund gerückt. 

Neben diese Materialsicherung trat als zweites Moment in 
der Rohstoffversorgung der Materialpreis. Die Verteuerung der 
Rohstoffe im Zwischenhandel verringert die Spannung zwischen 
Rohstoff- und Fertigfabrikatpreis, vermindert also bei vorhan- 
dener Konkurrenz die Rentabilität des Unternehmens oder ver- 
teuert bei fehlender Konkurrenz das Fertigerzeugnis. Der Zwi- 
schenhandel spielt nun für kleine und mittlere Unternehmungen 
eine Rolle, die großen Werke beziehen ihre Rohstoffe in der Regel 
unter Ausschaltung des Zwischenhandels. Heute sind Rohstoffe 
oft bei Konkurrenzunternehmungen billiger zu erhalten als bei 
den eigenen Konzernwerken. 

Einen weiteren Gesichtspunkt bei der Materialversorgung 
bildete die Materialgüte. Nur im Wege des Bezugs aus eigener 
Zeche war es für die Dauer der Kohlenrationierung möglich, die- 
selbe Sorte Kohle, auf die der Betrieb eingestellt war, dauernd 
zu erhalten. Für die Maschinenindustrie war es besonders in der 
Roheisen- und Halbfabrikatversorgung von ausschlaggebender 
Bedeutung, in bezug auf die Güte die nötige Sicherheit zu haben, 
namentlich in all den Zweigen der Maschinenindustrie, bei denen 
es auf Hochwertigkeit besonders ankommt. Erfordert das Fertig- 
fabrikat kleine Verschiedenheiten im Zwischenprodukt, z. B. im 
Härtegrad des Stahls, so brachte die Kombinierung der Be- 
triebe zur Durchführung dieses Bedarfes Vorteile. 

Sehr wichtig waren die Folgen des Friedensvertrages 
von Versailles für die in den Jahren 1919/20 erfolgten 
Zusammenschlüsse. Durch diesen Friedensvertrag ist Elsaß- 
Lothringen französisch geworden, Luxemburg aus dem Deut- 
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schen Zollverein geschieden und das Saarbecken für mindestens 
15 Jahre unter die Regierung des Völkerbundes, die Kohlen- 
gruben im Saarbecken aber in französischen Besitz gekommen. 

Im Jahre 1871 war Lothringen noch stark überwiegend 
Agrarprovinz ohne entwickelte Industrie; in den 40 Jahren 
deutscher Verwaltung ist es das bedeutendste Gebiet der deut- 
schen Eisenindustrie geworden. Mit der Entstehung der gemisch- 
ten Werke, vor allem durch den Sieg des Organisationsprinzips, 
daß Koks zum Eisenerz transportiert wird, entstanden in Lothrin- 
gen und Luxemburg Hochöfen, Stahlwerke und Walzwerke. Die 
Neuanlagen wurden nach Lothringen verlegt, während die älteren 
konkurrenzfähigen Werke vorerst noch an der Ruhr blieben. 
Dieser Abwanderungsprozeß wurde durch den Krieg unter- 
brochen; er wäre sicher weitergeführt worden, wenn Lothringen 
beim Deutschen Reich geblieben wäre. Lothringen und Ruhr- 
gebiet waren im Begriff, eine vollständige wirtschaftliche Ein- 
heit zu werden, die Ruhr war der Kokslieferant, Lothringen 
schickte Roheisen und Walzfabrikate wieder zur Ruhr, das dort 
in den Feinwalzwerken und Fertigfabriken verarbeitet wurde. 

Der Friedensvertrag von Versailles bestimmte nun in seinem 
Artikel 74, daß die französische Regierung sich das Recht vor- 
behält, das Vermögen deutscher Reichsangehöriger und unter 
deutscher Aufsicht stehender Gesellschaften in Elsaß-Lothringen 
in Besitz zu nehmen und zu enteignen, und daß die deutsche Re- 
gierung verpflichtet ist, die enteigneten Reichsangehörigen und 
Gesellschaften zu entschädigen. Auf Grund dieses Rechts haben 
die Franzosen alle deutschen Eisenwerke in Lothringen liquidiert, 
so daß eine Reihe von großen Eisengesellschaften des Ruhrgebiets 
sich veranlaßt sahen, auch ihren übrigen linksrheinischen Besitz 
zu verkaufen. 

Aehnlich ging es der Eisenindustrie im Saargebiet. Auf 
Grund des Friedensvertrags kam Frankreich in den Besitz der 
Saarkohlenfelder und war so in der Lage, durch Sperrung der 
Kohlenzufuhr und durch andere Zwangsmaßregeln den deutschen 
Eigentümern ein ungestörtes Arbeiten unmöglich zu machen. So 
sahen sich die Saarwerke veranlaßt, ihren dortigen Besitz abzu- 
stoßen oder französisches Kapital (z. B. Stumm) aufzunehmen, 
um so Frankreich an einem geregelten Betrieb zu interessieren. 
Auch der deutsche Besitz in Luxemburg wurde aus ähnlichen 
Gründen gbgestoßen. 
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Der Hauptverlust bestand dabei für die beteiligten Groß- 
unternehmungen im Verlust ihrer in langen Jahren aufgebauten 
Organisation. Sie war zu einem Torso geworden, dem die Zwi- 
schenstadien Hochofen, Stahlwerk und Walzwerk fehlten. Die 
Kohlen- und Kokserzeugung war für die eigenen Hüttenbetriebe 
so gesteigert gewesen, daß sie in den verhältnismäßig wenig 
Kohle und Koks verbrauchenden Betrieben der Fertigerzeugnisse 
auch nicht annähernd untergebracht werden konnte, während 
andererseits diesen Betrieben der Fertigerzeugnisse das dringend 
notwendige Roheisen und Halbfabrikat fehlte. So galt es für 
diese Unternehmungen, ihre Hüttenbetriebe, Stahl- und Walz- 
werke entweder selbst neu auszubauen und zu erweitern, oder 
bestehende anzugliedern, sowie sich ausländische Erzgrundlagen 
zu sichern. Aus diesen Gründen ist bald nach dem Kriege die 
Rheinelbe-Union, sowie der Klöckner-Konzern zustande ge- 
kommen. In Oberschlesien sind die neuesten Zusammenschlüsse 
des Jahres 1925 auf ähnliche Folgen der Abtrennung des ober- 
schlesischen Wirtschaftsgebiets zurückzuführen. 

Zu den absatzwirtschaftlichen Ursachen zählen vor allem die 
Folgen der Konjunkturschwankungen. Die Eisen- 
industrie wird heute beherrscht von der Tendenz der Massen- 
produktion, die sich durch reichliche Maschinenverwendung und 
automatischen Betrieb kennzeichnet. In den Jahren des Auf- 
schwungs hat die Eisenindustrie den lebhaftesten Anreiz, ihre 
Produktionsmittel der Bedarfssteigerung anzupassen. Sie hat das 
Material für die Erzeugungsausdehnung der meisten anderen 
Industriezweige zu liefern, muß also in der Hochkonjunktur weit 
höheren Ansprüchen genügen als andere Industriezweige. Die 
notwendige Folge ist, daß bei der in dieser Zeit erfolgten raschen 
Ausweitung der Produktionsmittel in aer folgenden Periode des 
Niedergangs das Angebot die Nachfrage bei weitem übertrifft. 
Kohlen- und Eisenindustrie gelten als Barometer der Wirtschafts- 
konjunkturen, da bei ihnen der Konjunkturrückschlag besonders 
heftig ist. Das hat das letzte Jahr besonders deutlich gezeigt. 

Eng verbunden mit den Konjunkturschwankungen der 
Eisenindustrie sind die der Maschinenindustrie. Nicht nur des- 
halb, weil die Eisenindustrie der Hauptmateriallieferant des 
Maschinenbaues ist, sondern auch dadurch, daß sie selbst die 
größten und schwersten Maschinen benötigt, der Gewichts- 
menge nach deren bedeutendster Abnehmer ist. Das Abwechseln 
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von Hoch- und Tiefkonjunktur zeigt sich deshalb auch im Ma- 
schinenbau. Hierbei ist nun besonders bemerkenswert, daß, wie 
wiederholt festgestellt wurde, der Konjunkturrückgang sich in 
der Maschinenindustrie sofort bemerkbar macht, daß dagegen 
beim Wiederaufstieg die Maschinenindustrie als letzte an der 
Rentabilitätszunahme teilnimmt. Dies kommt daher, daß der 
Fabrikant erst Umfang und Dauer der steigenden Nachfrage 
genau kennenlernen möchte, ehe er zu Bestellungen von neuen 
Produktionsmitteln schreitet, und damit der Maschinenindustrie 
Aufträge zuführt. Die Konjunkturrückgänge treffen dabei die 
Maschinenindustrie besonders schwer, da nur bei wenigen Massen- 
artikeln ein Arbeiten auf Lager möglich ist. Dies hat seinen Grund 
darin, daß das Maschinenlagern bei den hohen Werten viel zu 
kostspielig ist und bei den dauernd möglichen technischen Ver- 
besserungen ein großes Risiko bedeutet. 

Inwiefern wirkt nun aber die Kombination in der Richtung 
einer Abschwächung der Konjunktur schwankungen ? 

Für die Rohstofferzeuger und die Eisenindustrie ist es in den 
Jahren des Niedergangs von größter Wichtigkeit, Anschluß an 
Fertigindustrien, für Fertigindustrien an große Händlerfirmen zu 
haben. Ebenso wie in den Zeiten der Hausse der Kampf um den 
Rohstoff geht, kämpft man in der Baisse um den Abnehmer des- 
selben. Früher haben die Rohstoffwerke, um in der Baisse ihre 
Fabrikate an den Markt zu bringen, sich eigene Werke mit den 
Gewinnen der Haussezeit gebaut. Diese Werke waren aber meist 
nicht konkurrenzfähig, denn sie mußten sich erst langsam wieder 
ihren Abnehmerkreis erobern; dann waren sie zu den höchsten 
Preisen der Hausse gebaut und erforderten hohe Amortisations- 
und Verzinsungskosten und schließlich wurden sie meistens erst 
in den Zeiten der Baisse fertig und vergrößerten durch ihr Er- 
scheinen die schon sowieso zu große Konkurrenz. Durch Zu- 
sammenschluß mit einem bestehenden Werk fallen diese Mängel 
weg. Die Eisenindustrie will, um von den Konjunkturschwan- 
kungen möglichst unberührt zu bleiben, »Zwischenglieder und 
Zwischenlager zwischen sich und den Markt einschieben, welche 
die Stöße vom Markt her auffangen sollen. Die Industrie meidet 
möglichst den Eintritt in den Markt«. Je mehr nun aber größere 
Fertigwerke als Abnehmer am freien Markt verschwinden, desto 
größer wird der Kampf um die verbleibenden Werke und desto 
mehr suchen die anderen Rohstoffwerke auch sich feste Abneh- 
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mer zu sichern. Dabei werden vor allem solche Industrien bevor- 
zugt, die weniger stark von den Konjunkturen betroffen werden. 

Der Gedanke, sich den Markt fernzuhalten und möglichst 
den Anschluß an den Kunden zu gewinnen, war von Stinnes am 
weitesten durchgeführt worden. Durch eigene Ueberseedampfer 
wollte er von den Fracht- und Valutaschwankungen unabhängig 
werden. Im In- und Ausland schloß er sich Handelsgesellschaften 
an, mit der Presse gewann er den letzten Anschluß an den Kon- 
sumenten. Daß der Stinneskonzern als solcher Schiffbruch erlitt, 
hat andere wesentliche Gründe, auf die wir noch zurückkommen 
werden. Es braucht dieses Fiasko nicht unbedingt ein Fehler des 
vertikalen Konzentrationsgedankens zu sein. 

Beide Konzentrationsmöglichkeiten, die horizontale und die 
vertikale, beeinflussen die Konkurrenz: die horizontale Kon- 
zentration soll die Konkurrenz aufheben, die vertikale soll den 
beteiligten Unternehmungen Vorteil im Konkurrenzkampf ver- 
schaffen, beide Konzentrationen durch Durchführung der Spe- 
zialisierung die Produktionskosten ermäßigen. Bei der Montan- 
industrie soll die horizontale Konzernbildung, so wie sie jetzt 
z.B. in Westfalen geplant ist, die Möglichkeit geben, teuer ar- 
beitende Zechen und Werke stillzulegen und die Beteiligungs- 
ziffern auf die billiger arbeitenden Zechen zu übertragen. Solche 
Stillegungen sind in ausgedehntem Maße bei der Sanierung der 
Kali-Industrie in den letzten Jahren durchgeführt worden. Beide 
Möglichkeiten, die der Kartelle und horizontaler Konzerne und 
die der Kombination, sind in der Industriewirtschaft in weitem 
Umfange vorhanden; beide schließen sich auch gegenseitig nicht 
aus. Während vor dem Kriege die Tendenz zur Kartellierung und 
Syndizierung die mächtigere war, hatte nach dem Kriege die 
Kombinationstendenz größere Bedeutung gewonnen. v. Beckerath 
sieht mit Recht den Hauptgrund darin, daß »jedes auch noch so 
hoch organisierte Kartell, wenn es nicht durch Art und Dauer 
der Verträge geradezu den Charakter faktischer Verschmelzung 
der Unternehmungen annimmt, immer nur eine zeitweilige Ein- 
schränkung und Eindämmung, niemals eine Aufhebung des 
Konkurrenzkampfes bedeutet. Die Beteiligten konkurrieren in 
den vom Verbande gesetzten Grenzen oft mit großer Heftigkeit. 
Vor allem aber denken sie an den Fall der Auflösung und der Er- 
neuerung der Verbände«. Dazu kommt, daß in den Kartellen, 
die Groß- und Kleinbetriebe, reine und kombinierte Unter- 
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nehmungen umfassen, auf die höheren Produktionskosten der 
schlechter arbeitenden Unternehmungen Rücksicht genommen 
werden muß. Diese Preisfestsetzung der Kartelle, die den großen 
kombinierten Unternehmungen hohe Gewinne, Differenzial- 
gewinne sichert, und die Konsumenten stark belastet, ist heute 
einer der Hauptangriffspunkte der Verbraucher gegenüber den 
Kartellen. Solange die Nachfrage dem Angebot die Wage hält, 
sind auch die billig arbeitenden Unternehmungen mit dieser 
Preisfestsetzung der erhöhten Gewinne wegen sehr einverstanden, 
sobald aber bei tiefstehender Konjunktur eine Produktions- 
einschränkung und dadurch Verteuerung eintritt, hört die Kar- 
tellfreundlichkeit dieser Unternehmungen auf. 

In den letzten Jahren hat sich in vielen Geschäftszweigen 
das Prinzip des Gegenseitigkeitsgeschäfts stark eingebürgert. 
Man versteht darunter, daß Geschäfte nur auf Gegenseitigkeit 
abgeschlossen werden. Dies ist nun bei einzelnen Unternehmun- 
gen nur im geringen Maße möglich, da die Produktion des einen 
Unternehmens nur selten dem Bedarf des anderen Unternehmens 
entspricht. Die Wahrscheinlichkeit, daß ein solches Gegenseitig- 
keitsgeschäft möglich ist, steigt mit der verschiedenartigen Pro- 
duktion und dem verschiedenartigen Bedarf mehrerer zusammen- 
geschlossener Unternehmungen. Es ist z. B. für ein kleines Un- 
ternehmen, das ein neues Absatzgebiet erobern will, ohne An- 
gliederung an einen Konzern nur sehr schwer möglich Fuß zu 
fassen. Dagegen kann die Konzernzugehörigkeit durch Einglie- 
derung in die Gegenseitigkeitsgeschäfte sehr rasch ein namhaftes 
Absatzgebiet erschließen. 

Wenn wir neben den produktions- und absatzwirtschaft- 
lichen Ursachen als dritte Gruppe die kapitalwirtschaftlichen 
Ursachen der Zusammenschlußbewegungen betrachten, so muß 
man vor allen Dingen die Beziehungen der Industrie zu den 
Banken klarmachen. 

Man unterscheidet vier verschiedene Formen der Beziehung 
einer Bank zu einem Industrieunternehmen; nach ihnen kann 
man den Intensitätsgrad der Beziehungen beurteilen. 

- Die vier Formen sind: 

I. der Kontokorrentverkehr, 

2. die Emissionstätigkeit, 

3. die Besetzung von Aufsichtsratsstellen der Indnstiäunter- 

nehmungen durch Vertreter der Bank, und endlich 


728 Arnold Troß, 


4. die direkte Beteiligung. 

Die zahlenmäßig meisten Beziehungen haben die Banken 
mit solchen Unternehmungen, denen sie ein Kontokorrentkonto 
mit oder ohne (meist mit) Kreditgewährung einräumen. Kleiner 
ist der Kreis jener Unternehmungen, deren erste oder neue Aktien 
und Obligationen die Bank zur Emission übernimmt. Noch enger 
ist der Kreis der Unternehmungen, in deren Verwaltung die Bank 
als Mitglied des Aufsichtsrates tätig ist. 

Den kleinsten Einfluß üben die Banken demgemäß auf 
Privatfirmen aus; ihnen gegenüber beschränkt sich der Verkehr 
auf das Kontokorrentgeschäft. Ein Einfluß ist nur durch per- 
sönliche Beziehungen oder durch größere Kreditgewährung sei- 
tens der Bank möglich. 

Eine besondere Stellung nimmt die vierte der oben erwähn- 
ten Formen in den Beziehungen zwischen Bank und Industrie 
ein: die Form der direkten Beteiligung. Sie kann sehr eng und 
ganz lose, sehr wirkungsvoll und ganz bedeutungslos sein und 
dient viel zu verschiedenen Zwecken, um als eine Einflußsphäre 
eigener Art gelten zu können. Sie kann dienen zur vorübergehen- 
den Anlage ohne weiteren Zweck, um augenblicklich freie Mittel 
zu benützen; solche Papiere werden bei günstiger Gelegenheit 
wieder verkauft. Da freie Mittel heute nur selten noch zur Ver- 
fügung stehen, kommt diese Form der Beteiligung zur Zeit 
nicht vor. Dann können die Papiere Ueberreste von zum Zweck 
der Emission übernommenen Aktien sein; in diese Gruppe fiel vor 
dem Krieg die überwiegende Mehrzahl der im Besitz der Banken 
befindlichen Effekten, sie diente auch nicht dazu, besonderen Ein- 
fluß auf das Unternehmen auszuüben. Bei einer kleinen Zahl von 
Unternehmungen endlich hält es die Bank für zweckmäßig, 
dauernd einen Teil der Aktien im Besitz zu halten, um sich für 
die Generalversammlung die Mehrheit zu sichern. Auf diese Art 
von Unternehmungen beschränkt sich heute das Hauptinteresse 
der Banken. 

Für die Bank ist es dabei nicht erforderlich, eine Majorität der 
Aktien zu besitzen, denn die Mehrzahl der zerstreuten Aktien- 
besitzer hat an der Gesellschaft nur das Interesse des Dividenden- 
bezuges oder besitzt die Aktien aus spekulativen Gründen, so 
daß bei Unternehmungen, bei welchen nicht ein größeres Aktien- 
paket in einer Hand ist, die Verfügung über !/, bis !/,, genügt, 
um die Majorität in der Generalversammlung innezuhalten. Da- 
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bei ist zur Verfügung über das Stimmrecht dieser Aktien nicht 
der Besitz, sondern nur die Vertretungsvollmacht erforderlich, 
und diese erhalten die Banken erfahrungsgemäß leicht von 
ihren Kunden. 

Die Banken sind also wohl in der Lage, auf die Industrie 
einen weitgehenden Einfluß auszuüben, der sich je nach den 
Verhältnissen bis zur unumschränkten Herrschaft steigern läßt. 
Mit der Ausdehnung des Aktienwesens ist der Einfluß der Banken 
auf die Industrie ständig gewachsen, er war aber in den Grün- 
dungszeiten der meisten Aktiengesellschaften, z. B. in den 70er 
Jahren, größer als heute. Stark abgenommen hatte dieser Ein- 
flu8 während der Inflationszeit, dies war auf die eigene Kredit- 
politik der Banken zurückzuführen, die es großen Industrie- 
unternehmungen ermöglichten, namhafte Kredite zu erhalten. 
Seit der Stabilisierung der Mark hat die zunehmende Kreditnot 
die Abhängigkeit der Industrie von den Banken wieder stark 
gefördert. Die Banken werden dabei ihren Einfluß konzentra- 
tionsfördernd nur dann ausüben, wenn es sich um zwei Werke 
ihres Interessengebietes handelt und wenn sie sich durch Zu- 
sammenschluß größere Ersparnisse versprechen. 

Während der Inflationszeit bekamen die kapitalkräftigen 
Unternehmungen, insbesondere auch Handelsunternehmungen, 
durch große Kreditgewährung und Diskontierung von Wechseln 
auf lange Sicht Mittel in die Hand, die es ihnen gestatteten, 
wahllos Mehrheits-Aktienpakete aufzukaufen, die an der Börse 
gerade günstig zu erwerben waren. Ob das betreffende Unter- 
nehmen sich gut in den Aufbau der Konzerne einfügen ließ, 
spielte eine untergeordnete Rolle. » Kredit ist alles, Rückzahlung 
wird sich finden«, war die Losung, durch die damals wirtschaft- 
liche Entschlüsse geleitet wurden. 

Neben den bisher behandelten Ursachen gibt es zweifellos 
noch eine Reihe anderer Punkte, die die Konzentrationsbewe- 
gung fördern. Vor allem sind auch einige sozialpolitische und in- 
nerpolitische Momente dafür maßgebend. So weist Tschierschky 
mit Recht darauf hin, daß zwischen der Konzentrationsbewegung 
und den Sozialisierungsbestrebungen ein Parallelismus unver- 
kennbar war. Wenn auch die Sozialisierungsbestrebungen im all- 
gemeinen keine ausschlaggebende Bedeutung für den Zusammen- 
schluß der Industrieunternehmungen gehabt haben, so haben sie 
doch zweifellos in manchen Fällen die Rohstoffunternehmungen 
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dem Zusammenschluß geneigter gemacht. Es wäre in der Tat sehr 
schwierig gewesen, aus dem Gesamtaufbau der entstandenen In- 
dustriekonzerne ein Glied herauszureißen und gemeinwirtschaft- 
lich zu organisieren. Jedenfalls haben die Leiter in der Nach- 
kriegszeit gezeigt, daß persönliche Initiative rascher zum Ziele 
führt, als die Verhandlungen vielköpfiger Kommissionen und 
Ausschüsse, denen der Führer und damit der einheitliche Ge- 
danke fehlt. 

Bei der Beurteilung der derzeitigen Wirksamkeit der 
verschiedenen Konzentrationsursachen kommt 
man zu folgendem Ergebnis: 

An dem Aufbau gemischter Werke, d. h. für die vertikale 
Konzentration bis zu dem Halbfabrikate erzeugenden Betrieb, 
haben produktionswirtschaftliche Ursachen den Hauptanteil. In 
der Nachkriegszeit ist vor allem die durch den Friedensvertrag 
erfolgte Zerstörung der Organisation der großen Eisenunterneh- 
mungen besonders wirksam gewesen. Für den Zusammenschluß 
der gemischten Unternehmen mit der Fertig industrie wecken 
in der Nachkriegszeit die Konzentrationslust an und für sich 
kapitalwirtschaftliche Ursachen; vor allem Kapitalüberfluß auf 
der einen, Kapitalbedarf auf der anderen Seite. Produktions- 
wirtschaftliche Ursachen sind in jüngerer Zeit wieder in den 
Vordergrund gerückt, da es galt, den Aufbau der Industriekon- 
zerne produktionswirtschaftlich zu ordnen und fehlende Arbeits- 
gebiete zu ergänzen. Die in den Jahren 1922/23 stark zutage ge- 
tretenen Aufkäufe von Mehrheitsaktienpaketen verschiedener 
Unternehmungen sind überwiegend durch die Kreditpolitik der 
Reichsbank begründet gewesen. 

Selbstverständlich war in den einzelnen, eben gekennzeich- 
neten Fällen des Zusammenschlusses nicht nur diese oder jene 
Art oder Gruppe von Ursachen wirksam; nicht selten erfolgte der 
Zusammenschluß aus mehreren Ursachen, deren Wirksamkeit im 
einzelnen oft nicht gegeneinander abgewogen werden kann. End- 
lich ist die Wirksamkeit der einzelnen vorliegenden Ursachen im 
gegebenen Falle in hohem Maße abhängig von subjektiven Im- 
ponderabilien, die durch die leitenden Persönlichkeiten gegeben sind. 

Wenn wir nun zum Schluß versuchen, uns die Wirkun- 
gen der Konzernbildung vor Augen zu führen, so 
kommen wir auch heute noch, nachdem soviel Erfahrungen gesam- 
melt werden konnten, auf Fragen, die nur schwer zu beantworten 
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sind. Dies kommt vor allem daher, daß es kaum zu entscheiden 
ist, inwieweit die schlechte Lage verschiedener Unternehmungen 
auf die Zugehörigkeit zu ihrem Konzern zurückzuführen und 
nicht nur eine Folge der allgemeinen schlechten Wirtschaftslage 
und der noch nicht ausgeheilten Inflationsfolgen ist. Während 
der Inflation hatte nämlich das vor dem Kriege allgemeingültige 
technisch-organisatorische Gesetz, Menschenarbeit durch Ma- 
schinenarbeit zu ersetzen, im Ausland sich zwar weiter stark 
entwickelt, in der deutschen Industrie dagegen keine weiteren 
Fortschritte gemacht. In einigen Fällen war sogar ein Rück- 
schritt bemerkbar. Dies kam daher, daß während der Inflations- 
zeit der Preis für Menschenarbeit im Verhältnis zu dem für 
Maschinenarbeit erheblich billiger geworden war, so daß in vielen 
Fällen kein Bedürfnis mehr vorlag, Menschenarbeit durch Ma- 
schinenarbeit zu ersetzen. 

Die geringen Kosten der Arbeitskräfte zeitigten dann eine 
starke Vermehrung der unproduktiven Kräfte in allen Unter- 
nehmungen und unterstützten außerdem die Bildung großer, 
vielfach stark bureaukratischer Werksorganisationen mit einem 
riesigen Beamtenapparat. So ging es, bis mit der Stabilisierung 
der Mark der prozentuale Anteil der Löhne und Gehälter an den 
Kosten der Fertigerzeugnisse ganz wesentlich stieg und unsere 
Wettbewerbsfähigkeit dem Ausland gegenüber, die durch steuer- 
liche Mehrbelastung an und für sich schon sehr herabgemindert 
war, erheblich einschränkte. Die mangelnden Aufträge und der 
hohe Geldbedarf, der jetzt für Löhne und Gehälter erforderlich 
war, zwang dann zu vielen Entlassungen und zum Abbau man- 
cher in der Inflationszeit getroffenen Einrichtung. 

Auch in der weiteren Spezialisierung der Betriebe und der 
weiteren Typisierung unserer Erzeugnisse haben wir während 
der Inflationszeit nicht mit dem Ausland gleichen Schritt ge- 
halten. Dadurch sind bei uns die Kalkulations-, Konstruktions- 
und Betriebsbureaus größer geblieben und die Zahl der Beamten 
im Verhältnis zu der der Arbeiter ist bei uns höher als in anderen 
Ländern. 

Bei der Umstellung der Konzerne wurde der Versuch ge- 
macht, den Vorsprung, den das Ausland auf manchen Gebieten 
erreicht hat, wieder einzuholen. Daß dabei ausländische Organi- 
sationsmethoden nicht ohne weiteres auf deutsche Verhältnisse 
übertragen werden können, ist selbstverständlich. In der Zeit 
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nach dem Kriege wurden vom Normenausschuß der deutschen 
Industrie fast alle wesentlichen Einzelteile unserer Industrie- 
erzeugnisse genormt, so daß auf dieser Grundlage die weitere 
Typisierung unserer Erzeugnisse und Spezialisierung unserer 
Betriebe gut aufgebaut werden kann. 

In manchen Konzernen geht man jetzt dazu über, die gleich- 
artigen Werkstätten verschiedener Unternehmungen einzeln zu 
spezialisieren, so daß z.B. die Gießerei eines Betriebes nur 
mehr große Gußstücke, die eines anderen nur mehr mittlere, 
eine dritte nur mehr kleinere, eine vierte z. B. besonders hoch- 
wertige Gußstücke herstellt. Schlechter eingerichtete und daher 
zu teuer arbeitende Werkstätten werden stillgelegt und die Ar- 
beit wird von anderen, besser eingerichteten und daher billiger 
arbeitenden Werkstätten mit übernommen. 

Durch Spezialisierung der einzelnen Werkstätten und ihre 
vollere Beschäftigung sucht man also die Unkosten zu mindern. 
Auf der anderen Seite ist man dazu übergegangen, den Verkauf 
anders zu organisieren. Die Vertreter der einzelnen Unterneh- 
mungen werden durch große zentrale Verkaufsorganisationen 
mit vielen Bureaus in den einzelnen Bezirken ersetzt. Den Kun- 
den erspart man dadurch die Verhandlungen mit vielen einzelnen 
Vertretern und gibt ihnen die Möglichkeit, bei einem Verkaufs- 
bureau eines Bezirks alle Sorten industrieller Erzeugnisse anzu- 
fragen. Umgekehrt genügt ein Verkaufsbureau, um den Konzern 
über den verschiedenartigsten Bedarf zu unterrichten. 

Je größer nun ein Unternehmen war, desto größere Schwie- 
rigkeiten bereitete es, den Abbau durchzuführen. Statt eine 
vollkommen veränderte Organisation zu treffen, beschränkte 
man sich darauf, die einzelnen Organisationsstellen schwächer 
zu gestalten, sie aber mit wenigen Ausnahmen bestehen zu lassen. 
Dadurch blieb natürlich der namhafte Schriftverkehr zwischen 
den einzelnen Abteilungen bestehen und die Organisation wurde 
noch schwerfälliger, da durch die Verminderung der Arbeits- 
kräfte in den einzelnen Abteilungen die Erledigung der verschie- 
denen Geschäftsvorgänge längere Zeit benötigte. Es besteht in 
diesem Punkt zweifellos ein großer Vorteil zugunsten des kleinen 
Unternehmens, denn es wird immer sehr schwierig sein, die 
Unkostenquellen solch großer Organisationen richtig zu ermitteln. 
Auch wird trotz der verhältnismäßig geringeren Gehälter 
der Angestellten in großen Unternehmungen mehr Geld 
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dadurch ausgegeben, daß eine Reihe von Ausgaben auf allge- 
meine, im einzelnen kaum erkennbare Unkosten auflaufen, wäh- 
rend sie bei kleineren Unternehmungen deutlich zutage treten. 

Hatte während der Inflation die Devise » Kredit ist alles, 
Rückzahlung wird sich finden« bis zu einem bestimmten Grade 
Berechtigung, so war dierasche Abkehr von diesem Grundsatz nach 
der Stabilisierung der Mark unbedingtes Erfordernis. Möglichst 
wenig Kredite, die bei dem hohen Zinsfuß nur in seltenen Fällen 
Gewinn bringen konnten, mußte das Ziel sein. Außerdem mußte 
das Betriebskapital mit allen Mitteln vergrößert werden, es galt 
also, frühzeitig entbehrliche Sachwerte und Beteiligungen, die 
nicht zum Konzern paßten, abzustoßen. Statt dessen wurden 
diese noch lange Zeit gehalten, vielfach in der Hoffnung, daß eine 
neue Inflation die Schuldenlast rasch aus der Welt schaffen würde. 

Unsere Industrie wäre bei richtiger Finanzpolitik der ein- 
zelnen Unternehmungen heute wesentlich günstiger gestellt. Es 
soll dabei gewiß nicht vergessen werden, daß die Höhe der 
steuerlichen Belastung bei der heutigen Lage unserer Industrie 
mit eine große Rolle spielt, aber wir dürfen uns nicht ver- 
hehlen, daß es auch ohne diese Belastung um die Konkur- 
renzfähigkeit der überwiegenden Mehrheit unserer Industrie 
dem Auslande gegenüber sehr schlecht bestellt wäre. In 
manchen Unternehmungen und auch Konzernen war noch vor 
Jahresfrist die Kapitalflüssigkeit verhältnismäßig günstig. Die 
Lage hat sich aber seither wesentlich verschlechtert, da vom 
Auslande, um Geschäftsverbindungen wieder anzuknüpfen, Auf- 
träge zu Preisen hereingenommen wurden, die die Selbstkosten 
bei weitem nicht deckten. So schrumpfte das Betriebskapital 
rasch weiter zusammen, in einigen Fällen auch dadurch, daß in 
Verkennung der Wichtigkeit der Erhaltung großen Betriebs- 
kapitals weitere Kapitalien in Neubauten festgelegt wurden, die, 
halb fertig, nicht weiter gebaut werden konnten. 

Alle die zahlreichen Zusammenbrüche und Schwierigkeiten 
in Konzernen, die wir in den letzten Monaten erlebt haben und 
die die wirtschaftliche Krisis besonders verschärften, sind meist 
auf mangelnde Flüssigkeit und übermäßige Anspannung der 
Kredite zurückzuführen. Statt im Aufkauf der Werke sich zu be- 
schränken und ungünstige Werke frühzeitig abzustoßen, gaben die 
Konzerne ihren einzelnen, schlecht arbeitenden Unternehmungen 
lange Zeit weiteren Kredit. 
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Es braucht deshalb der Zusammenbruch der verschiedenen 
Konzerne kein unbedingter Beweis dafür zu sein, daß der Gedanke 
der Konzernbildung sich als falsch erwiesen hat. Es hat sich aber 
deutlich gezeigt, daß uns Köpfe in der genügenden Zahl fehlen, 
die unter normalen Wirtschaftsverhältnissen solche Riesen- 
gebilde vorteilhaft führen können. Wir dürfen aber trotzdem die 
Konzernbildung nicht als erledigt betrachten. Das zeigen vor 
allem die jetzt erfolgte Fusion in der chemischen Industrie und 
die Bestrebungen, eine ähnliche Fusion in der westdeutschen 
Montanindustrie zwischen den bedeutendsten montanindustriellen 
Konzernen durchzuführen. Der horizontale Zusammenschluß- 
gedanke bietet bei der heutigen Krise große wirtschaftliche Vor- 
teile. Das hat die Kaltiindustrie bewiesen. Die Schwierigkeiten, 
denen heute die Bildung des montanindustriellen Konzerns 
noch begegnet, sind in erster Linie steuerlicher und dann noch 
persönlicher Art. Im Falle der geplanten Fusion sind 50—60 
Millionen Mark Steuer fällig, die heute für die Wirtschaft nicht 
tragbar sind. So wird wohl das Finanzministerium entgegen- 
kommen, die Anilinfabriken haben eine Stundung von 2 Jahren 
erreicht. 

Alles in allem hat sich die horizontale Konzentration als 
Fortsetzung der Kartellbildung erfolgreicher gezeigt. Es ist da- 
mit zu rechnen, daß die vertikalen Konzerne zur Sanierung 
weiterhin Aktienpakete abstoßen und den Konzern so verklei- 
nern, daß er, bei genügendem Betriebskapital, produktions- 
wirtschaftlich günstig zusammenarbeiten kann. Außerdem ist 
zu erwarten, daß die einzelnen Unternehmungen weiterhin stark 
spezialisiert werden und so die Organisation in den einzelnen Un- 
ternehmungen eine wesentliche Aenderung erfahren wird. Da- 
bei wird man die Selbständigkeit der Unterführer möglichst 
stärken, um die Bureaukratisierung der Verwaltungen zu ver- 
mindern. Nach Durchführung dieser Pläne erscheint es wohl 
möglich, daß auch vertikale Konzerne die theoretischen Vorteile 
bewahrheiten, die von ihnen erwartet werden. 
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Warum Einfuhrscheine’? 


Kritische Bemerkungen. 


Von 


KURT BLOCH. 


Der Aufsatz von Beckmann zur Einfuhrscheinfrage !) fordert 
zur Entgegnung heraus, nicht so sehr von einem abweichenden 
wirtschaftspolitischen Standpunkte, dessen Vertretung in einer 
wissenschaftlichen Zeitschrift mit ihrer selbstverständlichen Ein- 
stellung auf Werturteilsfreiheit kaum angebracht sein dürfte, 
sondern seiner Irrtümer und Unklarheiten wegen. Wenn Beck- 
mann davon ausgeht, daß die im Jahre 1925 beschlossenen Zölle 
nicht als Schutzzölle, sondern als Finanzzölle gedacht seien, so 
widerspricht dies nicht nur der offiziellen Regierungsbegrün- ' 
dung, sondern auch dem zum mindesten symptomatisch bedeut- 
samen Standpunkt der Mehrheit des Agrarenqueteausschusses, 
die glaubte, auf einen mäßigen Zollschutz für Getreide nicht ver- 
zichten zu können, »weil ohne diesen die Produktion der geringe- 
ren Böden in ungünstigerer klimatischer Lage gefährdet« sei: 
klarer kann man nicht sagen, daß man einen echten Zoll beab- 
sichtige. Irrtümlich ist weiter die Beckmannsche Auffassung, daß 
die geschaffenen Zölle für Roggen und Weizen Mk. 3.— bzw. 
Mk. 3.50 seien; vielmehr sind dies nur vorläufige Sätze, die sich 
nach dem autonomen Tarif am ı. VIII. 26 auf Mk. 7.— bzw. 
Mk. 7.50 erhöhen sollen. Daß von den vorläufigen Sätzen irgend- 
etwas in Handelsvertragsverhandlungen nachgelassen werden 
wird (S. 455), kann man als ausgeschlossen betrachten. Daß diese 
Sätze nicht als Minimalsätze fixiert wurden, ist doch rein formal; 
gibt es doch kaum ein Land, das an einer Ermäßigung der Zoll- 
sätze für Brotgetreide ein großes Interesse hätte, da ja bei dem 


re 





1) Erneuerung der Einfuhrscheine, Bd. 54 dieses Archivs, S. 446 ff. 
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deutschen Meistbegünstigungsvertragssystem als einziger großer 
Brotgetreideexporteur nur Kanada noch als Verhandlungs- 
gegner da ist und ohne differentielle Behandlung die Höhe des 
Zolles für den Importeur gleichgültig ist; nur wenn es in irgend- 
einer Form möglich wäre, einem Lande einen Vorzug vor den 
anderen zu geben, wären die Getreidezölle handelspolitisch be- 
deutsam. Denn Getreide muß man kaufen, soviel man braucht, 
und der Bedarf ist gegenüber Preisveränderungen unelastisch 
genug, um von der Zollhöhe keine ernsthafte Beeinträchtigung 
des Absatzes befürchten zu lassen. Angriffspunkt in Handels- 
| vertragsverhandlungen könnten ernsthaft doch nur die Zölle auf 
' | Futtergerste und Mehl sein, erstere weil es nur zwei Länder gibt, 
die am Absatz von Futtergerste in Deutschland ein Interesse 
‚/haben und von denen nur eines bisher die Meistbegünstigung 
~ genießt — Rußland und Polen —, letztere, weil Mehlein industriel- 
ler Artikel ist, bei dem als Folge des deutschen Zolls ein Rückgang 
in der Einfuhr bei gleichzeitiger besserer Ausnutzung der Kapa- 
zität rückständiger Produktionsanlagen in Deutschland wahr- 
~ scheinlich ist. Der Futtergerstenzoll ist jedoch so niedrig, daß er 
4 tatsächlich keine erhebliche Rolle spielt, der Mehlzoll ist dagegen 
bereits so hoch festgelegt, daß gewisse Zugeständnisse gemacht 
werden können, ohne daß davon Rückwirkungen auf den deut- 
schen Getreidemarkt zu befürchten sind. Das System des Zoll- 
schutzes, wie es jetzt besteht, ist also nicht nur der Intention 
nach ein schutzzöllnerisches, sondern auch handelspolitisch 
einigermaßen sichergestellt. Beckmann versucht jedoch, seinen 
in den » Enqueten« des Reichswirtschaftsrats und des Reichstags 
sowie auch literarisch vertretenen Standpunkt in der Zollfrage 
nachträglich in das Gesetz hineinzulesen. 
Die Einfuhrscheine gehören also zu einem wirklichen Schutz- 
zollsystem der Agrarpolitik, und in diesem Rahmen scheinen sie 
; auch heute noch ebenso notwendig wie früher; wenn man den 
` Zollschutz bejaht, so wird man auch die Einfuhrscheine bejahen 
! müssen. Der Standpunkt Beckmanns in dieser Frage dient in 
| Wahrheit einem regional bedingten Interessenstandpunkt, dem 
des westdeutschen Bauern, obgleich in der praktischen Politik 
, wahrscheinlich auch dieser von den Einfuhrscheinen eher Vorteil 
: zieht und Beckmann wohl mehr dem Osten feindlich als dem 
: Westen freundlich ist. 
Daß die Einfuhrscheine zum Agrarprogramm der Zollvorlage 
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von vornherein gehörten, ist nach deren Wortlaut klar. Daß der ;. 
Reichslandbund sie in seinem Programm zunächst übersah, zeugt 


nur von seiner Kurzsichtigkeit ; schon im Agrarenqueteausschuß 
jedenfalls waren die Vertreter der Landwirtschaft mit denen des 
Handels darin einig, daB die Einfuhrscheine eine notwendige 
Ergänzung des Zollschutzes bildeten, und die schließliche Wieder- 
einführung der -Einfuhrscheine kam unter dem Drucke des Reichs- 
landbunds zustande. 

Dies ist auch ganz selbstverständlich. Von Beckmanns zwei 
Interpretationen des Einfuhrscheinsystems der Vorkriegszeit 
(S. 449 und S. 458 ff.) ist eben nur die später gegebene richtig, 
daß der Einfuhrschein »den Zollschutz auch auf den Weltmarkt 
trug«, was seinem Wesen als echte Ausfuhrprämie ja auch voll- 
ständig entspricht, während die erste, nach der der Einfuhr- 
schein »nur eine Unterstützung« des Zolls gewesen sei, in sich 
unklar ist und zudem, wie ja Beckmann selbst später zugibt, 
tatsächlich zu seinem Verständnis nicht ausreicht. Ob diese 
weiterreichende Wirkung der Einfuhrscheine » unberechtigt « war, 
wie Beckmann zunächst sagt, ist eine ganz andere Frage, deren 
Beantwortung nach politischen Gesichtspunkten erfolgen muß: 
Aber selbst hiervon abgesehen, bleibt eben doch bestehen, daß 
Ostdeutschland auch Ostpreußen umfaßt, und Beckmanns Aus- 


führungen klingen überraschend genug dahin aus, daß für Ost-' 


preußen eine besondere Zollpolitik notwendig sei. Eben dies 
wollte man zweifellos vermeiden, und ob es empfehlenswert 
wäre, den ohnehin geographisch isolierten Landesteil durch be- 
sondere Zollpolitik auch noch verwaltungstechnisch vom übrigen 
Deutschland zu differenzieren, scheint doch überaus zweifelhaft. 
Aber abgesehen davon ist die Annahme (S. 450), daß ein großer 
Rückgang der Getreidefläche im Osten Deutschlands, außer dem 
Verlust durch Gebietsabtretungen, zu verzeichnen sei, nicht halt- 
bar; wird doch dabei die Richtigkeit der jetzt auch amtlich des- 
avouierten Anbauflächenstatistik der Kriegs- und Nachkriegszeit 
zugrunde gelegt. Beckmann setzt also die Bedeutung des deut- 
schen Ostens als Getreideexportland dadurch herab, daß er 
erstens Ostpreußen willkürlich aus seiner Betrachtung ausscheidet 
und zweitens aus falschen Statistiken kaum haltbare Schlüsse 
zieht. 

Die gleiche Vernachlässigung der tatsächlichen Lage im 
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S. 451 ff. Auch für den Westen ist nach Beckmann selbst trotz 


‚anderslautender Ausführungen der neue Zoll nicht reiner Finanz- 
zoll, sondern echter Schutzzoll. Bei vierfachem Umschlag des 


Getreides bis zur Mühle, den er annimmt, stellt sich bei einer Um- 
satzsteuer von I1,% und einem Weizenpreis von Mk. 28.— 
pro dz der Finanzzoll zum Ausgleich der Umsatzsteuerbelastung 
auf Mk. 1.75, bei 1% Umsatzsteuer, dem schon bei der Abfassung 


‚des Beckmannschen Aufsatzes bekannten Satz, auf Mk. 1.15; 
i bei einem Weizenpreis von Mk. 22.— und 11⁄2% Umsatzsteuer 
' auf Mk. 1.35, bei 1% Umsatzsteuer auf Mk. 0.90. Es bleiben also 


recht beträchtliche Margen für einen echten Zoll übrig, auch im 
Westen. Ohne Einfuhrscheine dagegen würde die Fracht nach 
dem Westen den Zollschutz des Ostens wieder illusorisch machen 
wie früher ; denn nicht die Höhe des Ausfuhrüberschusses, sondern 
seine Existenz allein bedingt, daß der für die Exportspitze um 
die Fracht verminderte Preis für die gesamte Absatzmenge gilt. 
Beckmann will also für den Westen Weltmarktpreis + Zoll, we- 
nigstens + die echte Zollspitze, die sich nach seinen Annahmen 
immerhin auf mindestens 23 des nominellen Zolles beläuft, da- 
gegen dem Osten nur Weltmarktpreis + Zoll minus Fracht nach 
dem Westen ?) zugestehen, was den Forderungen handelspoliti- 
scher Gerechtigkeit zweifellos nicht entspricht. 


Zudem aber übersieht Beckmann die eigentliche Funktion 
des Einfuhrscheins für den Westen. Schon immer zwang Geld- 
bedarf den deutschen Landwirt dazu, einen relativ großen Teil 
seiner Ernte in den ersten Monaten abzustoßen; bei Existenz von 
Einfuhrscheinen wird nun eine beträchtliche Ausfuhr für diese 
Monate ermöglicht zum Preise Weltmarktpreis + Zoll. Daß da- 
von Gebrauch gemacht wird, zeigen Angaben des deutschen 
Exporthandels für den Monat Oktober ds. Jahres schon vor dem 
Vorliegen der amtlichen Außenhandelsstatistik, denen zufolge 
Zehntausende von Tonnen Weizen nach England exportiert 
werden, deren Preis in Liverpool etwa auf der Höhe der deutschen 
Inlandspreise liegt; wenn der deutsche Exporteur den Inlands- 
preis + Einfuhrschein minus Fracht erhält, so ist ein Export zu 


relativ niedrigem Preise am Bestimmungsort möglich. Ohne Ein- 


. fuhrscheine würde der Preis im Inland um Mk. 3.50 pro dz niedri- 








2) Die konkurrierende Preischance des Ostens wäre Weltmarktpreis minus 
Fracht zum ausländischen (vorwiegend nordeuropäischen) Absatzgebiet. 
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ger sein müssen, um den Export zu ermöglichen. Die direkte 
Wirkung des Einfuhrscheines ist also die, daß die Folgen des 
Exportbedürfnisses der Landwirtschaft, das sich aus ihrer Kre- 
ditnot ergibt, durch Erleichterung des Exports abgeschwächt 
werden und es nicht zu einer Panik auf dem Getreidemarkt 
kommt. Dieser intertemporäre Preisausgleich durch die Einfuhr- 
scheine ist heute vielleicht wichtiger als seine interlokale Funk- 
tion, die Beckmann im Anschluß an seine frühere Arbeit allein 
sieht. | 

Ihre Bedeutung wird jedoch noch klarer, wenn man den Be- 
griff des Weltmarktpreises analysiert, mit dem Beckmann ganz 
unbedenklich umgeht. Zunächst gibt es für deutschen Weizen 
kaum einen Weltmarktpreis, da er am Weltmarkt, d. h. in diesem 
Fall in Liverpool und London nach Muster und nicht nach 
Standards gehandelt wird, also keine vertretbare Ware im übli- 
chen Sinne darstellt. Dann aber ist der Weltmarktpreis überhaupt 
kein fest bestimmter Preis, paradox läßt sich sogar sagen, daß 
es einen Weltmarktpreis überhaupt nicht gibt. Der » Weltmarkt- 
preis« ist eine genau so gefährliche Fiktion der Nationalökonomie 
wie etwa » Angebot und Nachfrage«; wie es in der Realität nicht 
diese, sondern nur Aufträge gibt, so gibt es auch nicht einen 
Weltmarktpreis, sondern nur Preise der Hauptmärkte der Welt. 
Nicht einmal die Relation der Preise auf den verschiedenen 
Märkten ist eine stabile, sondern unterliegt im Laufe der Zeit 
sehr beträchtlichen Veränderungen. So ist heute die Relation 
der Preise in Chicago zu den Preisen in Liverpool eine ganz an- 
dere, als sie vor dem Kriege war. Für deutschen Weizen sind Lon- 
don und Liverpool die » Weltmärkte «; sie sind die Plätze, auf denen 
deutscher Exportweizen vor allem gehandelt wird und die für 
die Preisbildung in Europa und Deutschland ausschlaggebend 
sind. Deutsches Getreide wird bei Exportbedarf des deutschen 
Marktes sich also an den dortigen Preisen (minus Fracht) orien- 
tieren müssen. Obendrein ist die Marktfähigkeit deutschen Wei- 
zens sowohl durch die obenerwähnte markttechnische Eigenart 
wie durch seine Qualitätsbeschaffenheit begrenzt, und dement- 
sprechend ist die Aufnahmefähigkeit des englischen Marktes für 
deutschen Weizen je nach dem Preise deutschen Weizens im Ver- 
hältnis zu anderen Weizensorten elastisch. Dies dürfte die auch 
von Beckmann erwähnte, aber nicht erklärte » markttechnische 
Spanne« (S. 460 f.) erklären. 
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Angesichts dieser Preisbildungsbedingungen und angesichts 
des Bedürfnisses eines intertemporären Ausgleiches, ohne den 
der Zoll saisonmäßig wirksam oder unwirksam wäre, scheint die 
Wiedereinführung der Einfuhrscheine im Rahmen eines Schutz- 
zollsystems für Getreide gerechtfertigt, ja theoretisch notwendig. 
Würde man sie nicht wieder hergestellt haben, hätte man erstens 
den Osten dauernd gegenüber dem Westen benachteiligt, zweitens 
dem Westen die Möglichkeit eines zollgeschützten Exports für 
die ersten Monate nach der Ernte genommen. Beides würde dem 
Sinn des Getreideschutzzolls widersprechen. 

Betont sei, daß damit über die Berechtigung des Schutzzolls 
selbst nichts gesagt sein soll; vielmehr ist Schreiber dieser Zeilen 

‚ein Gegner des Schutzzolls in der heutigen Form und hält auch 
i die Auffassung Beckmanns von der Bauernfreundlichkeit dieses 
i Zollsystems für unrichtig. Aber dies auseinanderzusetzen, würde 
hier zu weit führen. Hingewiesen sei nur auf das folgende: in den 
Diskussionen der Zollvorlage wurde allgemein der Einfuhrschein 
als Grund gegen gleitende Zölle angeführt. Soviel hat die jüngste 
Entwicklung gezeigt, daß bewegliche Zölle oder eine andere Form 
des Agrarschutzes jedenfalls einem beweglichen Weltmarkt und 
dem Schutzbedürfnis der deutschen Getreideproduktion, soweit 
ein solches besteht, eher gerecht werden können als die starren 
Zölle des gegenwärtigen Zolltarifs, die zweifellos die deutschen Ge- 
treideproduzenten nicht vor einer Baisse am Getreidemarkt haben 
schützen können. Ginge man zu einem andern System über, so 
brauchte damit der gedankliche Gehalt der Einfuhrscheine noch 
nicht zu verschwinden; vielmehr könnten sie dann durch Aus- 
fuhrprämien ersetzt werden, die einfacher und leichter verständ- 
lich wären als die undurchsichtigen Einfuhrscheine. Daß Ein- 
fuhrscheine tatsächlich mit einer baren Exportprämie so gut wie 
identisch sind, kann keinem Zweifel unterliegen. Diese hätte da- 
gegen den Vorteil, daß man sie leichter staffeln und bei überhohen 
Weltmarktpreisen mühelos auch in eine preissenkende Ausfuhr- 
abgabe verwandeln könnte. Die gesetzgeberischen Möglichkeiten 
auf dem Gebiete des Getreidezolls sind jedenfalls mit der Wieder- 
herstellung der Vorkriegsgesetzgebung auf diesem Gebiete noch 
keineswegs erschöpft. 
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Dührings Stellung in der Dogmengeschichte 
der Volkswirtschaftslehre. 


Von 


GERHARD ALBRECHT. 


I. 


Bei großen Menschen sind Leben und Schaffen eine untrenn- 
bare Einheit. Das gilt auch für Forscher großen Stiles; Erleb- 
nis und Denken haben bei ihnen die gleiche Quelle; sie lassen 
sich dieses untrennbaren Zusammenhanges wegen, der als Ganzes 
der Ausdruck ihres Wesens ist, nicht unter das zahme Rezept 
von der werturteilslosen Wissenschaft zwingen, das für den 
großen Durchschnitt gut ist, weil der nicht Gewähr bietet, 
daß interessierte Parteinahme von Forderungen für die Ge- 
staltung des Lebens scharf getrennt bleibt, die aus wahrer Er- 
kenntnis fließen. | 

Zu den Großen im Gebiete der Sozialwissenschaften, deren 
Leben und Schaffen nicht voneinander zu trennen ist, zähle 
ich auch Eugen Dühring, der in den Büchern der Dog- 
mengeschichte der Nationalökonomie gewöhnlich nur in belang- 
losen Anmerkungen und mit einigen die Unkenntnis seines 
Werkes verratenden Verlegenheitsurteilen — »der unglückliche 
Genius« — die »Schopenhauer-Karikatur« — »der im übrigen 
scharfsinnige Forscher« — abgetan erscheint. 

Sein sozialwissenschaftliches System beruht im letzten 
Grunde auf dem großen Prinzip der Gerechtigkeit, das neben 
unbestechlicher Wahrheitsliebe auch sein Leben und Tun ent- 
scheidend beherrscht. Schon in früher Jugend hatte Düh- 
ring ein in seinem Wesen tief wurzelndes lebendiges Gefühl 
für Gerechtigkeit gegen andere Menschen beherrscht, das ihn 


y 
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denn auch zum juristischen Studium und zwar als Vorberei- 
tung für die richterliche Laufbahn trieb. Um der Gerechtig- 
keit willen kämpfte er seinen schließlich mit den giftigsten 
Waffen geführten Kampf für Robert Mayer, den großen 
Physiker, gegen alle Verdunkelungsversuche seines genialen 
Werkes. Um der Gerechtigkeit willen setzt er sich mit allen 
Waffen des Geistes und der Ueberredung für den amerikanischen 
Volkswirt Carey ein und wird in diesem Kampf vom Lob- 
redner Bastiats zu seinem Verächter, sobald er die Ueber- 
zeugung gewonnen hatte, daß die über die Parteischule hinaus- 
gehende Leistung Bastiats nicht auf eigener Gedankenarbeit, 
sondern auf Plagiat beruhe. Um der Gerechtigkeit willen hält 
er immer wieder den »Gelehrten von der Zunft« das Bild des 
großen Friedrich List vor, der es bei jenen damals 
nur zu mäßiger Anerkennung zu bringen vermochte. Um der 
Gerechtigkeit willen endlich kämpft der in frühen Jahren er- 
blindete und hart, wie wenige, vom Schicksal angepackte junge 
Berliner Privatdozent bis zur Gefährdung seiner eigenen materiel- 
len Existenz gegen die übermächtige Schule, die sein unbe- 
einflußbares Eintreten für die Wahrheit im Falle Robert Mayer 
und in anderen »Fällen« als unerträglich empfand, weil es schließ- 
lich auch harte und gewiß nicht immer höfliche Worte und 
Urteile in diesen Kämpfen setzte. 

Dieses Gerechtigkeitsgefühl ist für Dühring der Antrieb 
zur sozialwissenschaftlichen Forschung geworden; weil er lebendi- 
gen Anteil an der sozialen Gärung seiner Zeit nahm, trieb es ihn 
zur Erkenntnis der Zusammenhänge des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens, und diesem Ausgangspunkte entsprechend 
steht am Ende seiner sozialökonomischen Arbeiten die Forde- 
rung nach Neugestaltung des sozialen Lebens, die aus der wissen- 
schaftlichen Erkenntnis gewonnen wird. 

In rascher Folge erscheinen die Bücher, in denen er, der 
junge Außenseiter, der Oeffentlichkeit seine volkswirtschaft- 
lichen Studien vorlegt. Die beiden Vorläufer seines zunächst 
entscheidenden Werkes auf diesem Gebiet!) sind »Careys 
Umwälzung der Volkswirtschaftslehre und 
Sozialwissenschaft« und »Kapital und Arbeits, 
beide 1865 erschienen; die erste entscheidende Etappe auf dem 


——— 





1) Nebenher laufen Arbeiten philosophischen und naturwissenschaftlichen 
Inhalts. 
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Wege seiner volkswirtschaftlichen Arbeiten bildet die 1865 
veröffentlichte »Kritische Grundlegung der Volkswirtschafts- 
lehre«. Die schnelle Folge dieser drei gehaltvollen von Kampfes- 
freude ebenso wie von Geist sprühenden Werke zeigt, daß hier 
ein leidenschaftliches Erkenntnisringen nach Offenbarung strebt. 
Der Titel des dritten Buches aber zeigt, daß Dühring mit ihm 
nichts weniger und nichts mehr bezweckte, als ein neues System 
der Volkswirtschaftslehre in seinen Grundzügen zu entwickeln 
und die kritische Grenzlinie zu den herrschenden Systemen zu 
ziehen. 

Als dieses dritte Werk erschienen war, war bereits der 
wissenschaftliche Boykott über Dühring wirksam. Die geistvolle 
aber von Sarkasmus überfließende Kampf- und Schmähschrift 
tareys Verkleinerer« und die Relegation von der 
Berliner Universität hatten ihn in der offiziellen wissenschaft- 
lichen Welt vollends unmöglich gemacht. So schwieg sich die 
Gelehrtenwelt über Dührings Arbeiten aus; nur in der Zeit- 
schrift für die gesamte Staatswissenschaft (1866, 2./3. Heft) 
fand sich folgende nicht uninteressante »Würdigung«: »Leider 
können wir die glänzenden Lichtseiten des Meisters (Careys) 
nicht wieder finden in der kritischen Grundlegung der National- 
ökonomie durch einen deutschen Schüler Careys, Herrn E. 
Dühring. Das Werk bringt weder Neues, noch weniger neuen 
Grund für die Nationalökonomie, nur eins hat der Schüler in 
verdrießlichem Uebermaß vom Meister geerbt: Die von breiten 
Wiederholungen strotzende Darstellungsweise. Der Feuereifer, 
‘womit der Verfasser sich ins nationalökonomische Zeug ge- 
worfen hat und womit er wissenschaftliche Erfolge erringen 
könnte, entschuldigt weder den Abmangel der notwendigen 
‘Studien für eine Grundlegung, noch das selbst einem »Meister« 
übel anstehende Uebermaß der Polemik, woran das Buch voll 
ist. Was von dem soeben erwähnten Buch gilt, ist im wesent- 
lichen auch über desselben Verfassers »Kapital und Arbeit« 
zu bemerken.« 

So sehr auch das größere literarisch interessierte Publikum 
Berlins.und allmählich auch eine nicht kleine der sozialen Frage 
zugewandte Gemeinde und ein engerer Kreis intellektuell hoch- 
stehender Menschen das Originelle und Große der Dühringschen 
‚Leistung würdigten und erkannten, so indifferent verhielt sich 
weiter die Fachwissenschaft, so daß noch heute wohl einzelnes 
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aus Dührings Nationalökonomie wenigstens beifällige Beach- 
tung gefunden hat, der eigentliche Kern seiner Leistung aber 
heute noch so gut wie unbekannt ist. Eine solche Vernachlässi- 
gung findet ihre Rechtfertigung sicher nicht in der Bedeutungs- 
losigkeit der sozialökonomischen Arbeiten Dührings, wenn auch 
zuzugeben ist, daß für die bisherigen Hauptrichtungen der 
Volkswirtschaftslehre gerade das, was vom Standpunkte des 
heutigen Standes dieser Wissenschaft an Dührings Werk wertvoll, 
ja bahnbrechend erscheint, ebensowenig Interesse hatte, wie die 
Lehren der romantischen Schule, die ja auch erst in unseren 
Tagen wieder neu entdeckt werden mußten. Aeußerlich betrachtet 
mag sie freilich ihre Erklärung in der umstrittenen Persönlich- 
keit Dührings und seiner oft bis zur Gehässigkeit gesteigerten 
Polemik finden. Hierüber muß aber die Zeit hinweghelfen; 
es geht auf die Dauer nicht an, eine grundlegende Stellung- 
nahme gegenüber dem Werk eines Forschers deshalb abzu- 
lehnen, weil seine in Charakter oder Lebensschicksalen begründete 
Neigung zum Bizarren und die aus ihr hervorgehende nicht 
selten abstoßende Form der Polemik mehr und mehr in seinen 
Schriften die Oberhand gewinnen; hierbei darf nicht vergessen 
werden, daß diese Züge dort am schärfsten hervortreten, wo 
Dühring nicht um seine eigenen Lehren, sondern um diejenigen 
anderer kämpft, wie etwa in der Schrift »Die Verkleinerer Careys« 
oder in dem Pamphlet »Robert Mayer, Der Gallilei des 19. Jahr- 
hunderts«; ohne Zweifel ist gerade hier die berechtigte oder 
nicht berechtigte, jedenfalls aus tiefster Ueberzeugung geborene 
Empörung über die Verkennung großer wissenschaftlicher 
Leistungen der übertrieben polemischen Schreibweise zugute 
zu rechnen. 

Welche bleibende Bedeutung hat nun das Dühringsche 
Werk im Gebiete der Sozialwissenschaften ? Das Werk, in dem 
die Bedeutung Dührings für die Entwicklung der Volkswirt- 
schaftslehre in erster Linie beschlossen liegt, ist die wohl am 
wenigsten beachtete und bekannte »Kritische Grund- 
legung der Volkswirtschaftslehre« vom Jahre 
1866, von der im folgenden in erster Linie die Rede ist. 


II. 


Vergegenwärtigen wir uns kurz den Zustand der Wirt- 
schaftswissenschaft in Deutschland zu dem Zeitpunkt des Er- 
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scheinens der »Kritischen Grundlegung«. Soweit in dieser Zeit 
überhaupt theoretisches Interesse vorhanden war, beherrschte 
die klassische Lehre und zwar in der Gestaltung durch die Epi- 
gonen (vor allem J. St. Mill) noch durchaus die Meinung. Aber 
diese theoretische Einstellung tritt zurück vor der historischen 
Betrachtung der wirtschaftlichen Probleme, die sich in bewußten 
Gegensatz zu der auf dem Boden des Liberalismus gewachsenen 
abstrakten Lehre der Klassiker stellte. Die Kritik dieser neuen 
Richtung, die zunächst in der älteren historischen Schule (Knies, 
Hildebrand, Roscher) ihren Niederschlag fand, richtete sich 
nicht nur — materiell — gegen die liberalistische Grundlage 
des klassischen Systems, sondern ebensosehr — formal — gegen 
die von den Klassikern geübte abstrakte isolierende Methode 
der Forschung. Sie sah ihr Ziel darin, die wirtschaftlichen 
Vorgänge aus der geschichtlichen Ableitung der einzelnen Er- 
scheinungen des Wirtschaftslebens und aus der Beobachtung 
und Darstellung einer möglichst großen Fülle wirtschaftlicher 
Einzelvorgänge und -tatsachen zu erklären. Sowenig die über- 
ragende Erscheinung eines Friedrich List auf diese neue Rich- 
tung ohne Einfluß bleiben konnte, so kann man doch nicht 
sagen, daß die ältere historische Schule auf dem Fundament der 
bahnbrechenden Gedanken Lists aufbaut. Daneben endlich 
hatte der Sozialismus begonnen, seine Lehren wissenschaftlich 
zu vertiefen. 

Zwischen diesen die Wirtschaftswissenschaft dieser Zeit 
beherrschenden Lehren steht Dühring mit seiner kritischen 
Grundlegung. Ihr kritischer Teil richtet sich nach diesen drei 
Seiten, gegen die Klassiker ebenso wie gegen die historische 
Schule und gegen den Sozialismus. In dem Kampfe gegen die 
Klassiker folgt er List und Carey, deren wissenschaftliche Be- 
deutung als erster gewürdigt zu haben ein unbestreitbares Ver- 
dienst Dührings ist. Er steht hier wenigstens äußerlich auf der 
gleichen Plattform wie die ihm in ihren Schriften bekannten 
Vertreter der älteren historischen Schule, während ihm Adam 
Müller, der von allen ihren Kritikern dem individualistischen 
Prinzip der Klassiker am schärfsten entgegengetreten war, 
offenbar fremd gewesen ist. Dieser kritische Teil der Dühring- 
schen Grundlegung verdient nicht nur deshalb Beachtung, 
weil er zeigt, mit welcher Unabhängigkeit er, fußend allerdings 
auf den gleich oder ähnlich gerichteten kritischen Gedanken- 
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gängen Lists und Careys, die herrschenden Lehren zu beurteilen 
bemüht ist und mit welcher Selbständigkeit des Urteils er auch 
dem Neuen gegenübertritt; sondern ebensosehr deshalb, weil 
die Kritik ihm trotz aller Schärfe keineswegs Selbstzweck ist, 
sondern die Aufgabe hat, ihm die Elemente zur positiven Weiter- 
entwicklung der Wissenschaft in methodischer und sachlicher 
Hinsicht zu liefern. Zudem ist es die ausgesprochene Aufgabe 
der Grundlegung, auf dem Wege der Kritik den Nachweis zu 
liefern, daß sich die Volkswirtschaftslehre als Wissenschaft im 
Zustande der Krisis befindet, aus der herauszuführen sich Dühring 
zum Ziele setzt. 

Die Dühringsche Kritik der Klassiker begnügt 
sich nicht mit einer Analyse und Abweisung der einzelnen Lehren, 
sondern richtet sich in erster Linie gegen den Fundamental- 
irrttum der Klassiker, den Zusammenhang des Wirtschaftslebens 
mit der Gesamtheit des Gesellschaftslebens verkannt zu haben. 
Sie macht hierbei allerdings im Gegensatze zu derjenigen der 
älteren historischen Schule einen scharfen Unterschied zwischen 
Adam Smith und den Epigonen, die er als Neubriten zusammen- 
faßt. Er würdigt Adam Smiths Völkerreichtum als 
ein wirtschaftswissenschaftliches System, das bis in die Gegen- 
wart eine ganze Literatur aufwiegt und sich in Ziel und Methode 
wesentlich von den Leistungen der Ricardo, Mal 
thus, Mill usw. unterscheidet. Das Smithsche Werk steht 
ihm vor allem deshalb so hoch, weil es »auf dem neutralen Boden 
der redlichen Forschung« steht, während er in der neubritischen 
Richtung den Ausfluß sozialer Parteibestrebungen sieht und 
in ihren Lehren die Normen derjenigen Anschauungen erkennt, 
die für die herrschenden Elemente der britischen Gesellschaft 
ihrer Zeit maßgebend sind. Der Unterschied tritt am markante- 
sten in der Behandlung des Kernproblems der 
wirtschaftlichen Freiheit hervor: Diese ist bei 
Smith die Konsequenz des allgemeinen Natürlichkeitsprinzips; 
die natürliche Entwicklung der Kombination der individuellen 
Bestrebungen soll zu einer harmonischen Gestaltung des wirt- 
schaftlichen Gesamtlebens führen, mit dem Ziele eines ausge- 
bildeten einheimischen Verkehrs in allen Zweigen der Wirtschaft 
als Grundlage der auswärtigen Wirtschaftsbeziehungen; die 
‚Nichteinmischung des Staates in die Angelegenheiten der Gesell- 
schaft und der Wirtschaft wird nur um dieser Harmonie willen 
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gefordert. Bei den anderen dagegen ist die Forderung 
dieser Nichteinmischung Selbstzweck, sie vertreten die wirt- 
schaftliche Freiheit zugunsten einer, nämlich der herrschenden 
Klasse. Diese Bestrebungen spiegeln sich in den Kernleh- 
ren des Malthus und Ricardo. Dort der Gedanke 
der Repression in der Bevölkerungslehre, d. h. Repression letzten 
Endes der Arbeit zugunsten der Erhaltung der wirtschaftlichen 
Willkürherrschaft der oberen Klassen; hier in der Lehre vom 
Gange der Bodenkultur, wonach durch die Vermehrung der 
Bevölkerung der Preis der Nahrungsmittel zugunsten der Grund- 
herren der früher angebauten besseren Bodensorten gesteigert 
wird. Also: in Smith sieht er den unbeeinflußten Forscher, 
der die Gesamtheit des wirtschaftlichen Lebens zu ergründen 
sucht, während die anderen, deren Lehren nichts als ein Reflex 
ihrer nächsten Umgebung, d. h. der herrschenden britischen 
Zustände darstellen, die Wirtschaft als soziale Parteileute, die 
z. T. (Ricardo) selbst mitten im händlerischen Verkehr stehen, 
betrachten. 

Aber so sehr sich auch Smith über seine Epigonen erhebt, 
so klar erkennt Dühring die Grundmängel der zuletzt in 
Smith entscheidend verkörperten klassischen Lehre 
als solche. Die Mittler in dieser grundlegenden Kritik sind ihm 
Carey und besonders Friedrich List. Adam Smith hatte in der 
Volkswirtschaft nur das Wirken der Summe der Privatwirt- 
schaften gesehen, die wirtschaftlichen Gesetze aus deren Be- 
ziehungen abgeleitet und von hier aus unmittelbar das welt- 
wirtschaftliche Geschehen als Beziehung der einzelnen Glieder 
der Volkswirtschaften erläutert. Die von Smith gelassene 
Kluft zwischen der Privat- und Weltwirt- 
schaft hatte List durchden Begriff der Nation, 
der Nationalwirtschaft ausgefüllt, von deren Gedeihen dasjenige 
der Privatwirtschaften abhängig ist und die die Grundlage 
für die weltwirtschaftlichen Beziehungen der Völker bildet 2). 
Mit diesem Listschen Rüstzeug führt Dühring seine Kritik 
gegen den entscheidenden Mangel des klassischen Systems, das 
die wirtschaftlichen Dinge losgelöst von den gesellschaftlichen 
Grundlagen alles menschlichen Geschehens betrachtet und 

2) Schon in »Kapital und Arbeite heißt es (S. 52): »Die Oekonomik der 
Parteischule kennt nur einen Haufen von einzelnen Menschen und übeısieht 


die Organischen Wirkungen, durch welche die bloße Anhäufung zu einem 
gegliederten Ganzen wird.« 
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darum das Volks- und Staatsganze als Grundlage der Einzel- 
beziehungen der Menschen nicht kennt, diese selbst aber, eben - 
weil losgelöst von den sozialen Zusammenhängen, ungeschicht- 
lich, mithin falsch, frei »von den antipathischen Affektionen«, 
gleichgültig gegen die Verhältnisse von Herrschaft und Unter- 
werfungs« und »anspruchslos in Rücksicht auf nationale und 
andere Unterschiede« sieht (S. 20). Mit diesen für eine sozio- 
logisch interessierte Zeit bemerkenswerten Einwendungen gegen 
Smith und seine Nachfolger legt Dühring den Grund für seine 
eigene sozial unterbaute Auffassung vom Wirtschaftsleben. 

Dient Dühring die in enger Geistesverwandtschaft mit List 
geführte Kritik der Smithschen Lehre — Carey nennt Dühring 
in der Widmung seines Spätwerkes »die Einheit des Gesetzes 
den »würdigen Nachfolger Lists« — dazu, die Wirtschaftslehre 
aus der Enge einer Lehre von den wirtschaftlichen Beziehungen 
der einzelnen herauszuheben und sie gesellschaftswissenschaft- 
lich zu fundieren, so gewinnt er aus der Kritik der Epigonen, 
besonders Mills und Macleods, den formalen Untergrund für 
die eigene Lehre. Dühring erhebt gegen diese Neubriten den 
Vorwurf der »Verschulung« der Wissenschaft, die sich einseitig 
auf logischen Formalismus stützt; er wirft ihnen vor, daß sie 
»ein Werkzeug handhaben und mit einer Maschinerie operieren, 
deren Einrichtung sie nicht genügend studiert haben« (S. 40), 
daß sie die fehlende materielle Einsicht durch logischen Formalis- 
mus ersetzen zu können glauben. Aus dieser Neigung sei es zu 
erklären, daß mit immer wiederholter Unermüdlichkeit über- 
triebenes Gewicht auf die Definition der Wissenschaft vom 
Wirtschaftsleben gelegt werde und daß man in der Erörterung 
der Fundamentaltheorie vom wirtschaftlichen Wert ohne gene- 
tischen Zug der Begriffsentwicklung nicht über immer neue 
analytische Reflektionen, Begriffsgleichungen und -zergliede- 
rungen hinausgekommen sei. 

Nach der anderen Seite hin gilt die Dühringsche Kritik 
der zu dieser Zeit mehr und mehr beherrschenden histori- 
schen Schule, die er als historischen Eklektizismus be- 
kämpft. Er ist jedoch weit davon entfernt, die historische 
Forschung auf dem Gebiete der Wirtschaftswissenschaft über- 
haupt zu verwerfen, wie ja auch seine Würdigung Lists beweist 
und wie ferner die eigene Behandlung mancher Probleme, wie 
vor allem desjenigen der sozialen Klassenbildung die Berück- 
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sichtigung des geschichtlichen Geschehens erkennen läßt. Sein 
Vorwurf richtet sich vielmehr dagegen, daß dieser Historismus 
sich mit einer nur beschreibenden Darstellung der Wirtschafts- 
probleme begnügt und sich gegenüber der Geschichte als bloßer 
Empfänger vollendeter Tatsachen verhält, daß er dagegen auf 
eine urteilende und in den ursächlichen Zusammenhang ein- 
dringende Bearbeitung des Stoffes verzichtet, daß er so nichts 
als veine Manier sei, die nur darstellt und beschreibt, aber nie 
mit einem Urteile lästig werden will« (S. 48). Er ist der Auf- 
fassung, daß der echt geschichtliche Sinn mit der Aufstellung 
von Lehrsätzen vereinbar ist; der kritisierte Historismus aber 
bleibe dabei stehen, den geschichtlichen Verlauf darzustellen 
und Schematen für die einzelnen Vorgänge der verschiedenen 
Zeitalter aufzustellen, ohne darüber hinaus in den Verände- 
rungen das Beharrende zu erkennen und die über die einzelnen 
Epochen hinausgreifenden Normen aufzudecken. Das Ergebnis 
solcher Forschung seien nicht einmal halbwegs respektable 
lexikalische Leistungen, »eine dem Leben völlig entfremdete Ge- 
lehrsamkeit« (S. 49) und insofern ein Rückschritt gegenüber der 
wenigstens um die Aufdeckung ursächlicher Zusammenhänge 
bemühten klassischen Lehre. 

Ueber de Grundfragen des Sozialismus 
hatte sich Dühring schon in seiner früheren Schrift »Kapital und 
Arbeit« in kritischer Weise geäußert. Er ist damit der erste 
wissenschaftlich in den Kern der Frage eindringende Kritiker 
am Sozialismus. Auch die kritische Grundlegung enthält in dem 
»Rechtsbegriffe und Gerechtigkeit in der Volkswirtschaft« über- 
schriebenen soziologisch bedeutsamen Abschnitt eine kurze, 
die Grundlehren des Sozialismus mit Geist und Schärfe an- 
packende Kritik. Er hebt zunächst die geistesgeschichtliche 
Bedeutung des Sozialismus hervor; er bedeutet für das r9. Jahr- 
hundert und die Wirtschaftsverfassung das, was die Natur- 
rechtstheorie des 17. und 18.: Jahrhunderts für die Kritik der 
politischen Gestaltung des Öffentlichen und des Privatrechts 
war; sein Verdienst erblickt er namentlich in der natürlichen 
Vertretung des Rechtsgefühls im Gebiete der wirtschaftlichen 
Handlungen. Um so schärfer kritisiert er aber die Gleichheitsidee 
des Sozialismus und deren Folge: die unhaltbare Stellung des 
Sozialismus gegenüber dem Problem der sozialen Klassenbildung 
und damit der Klassenkampftheorie sowie der Eigentumslehre. 
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Die Gleichheitsidee des Sozialismus be- 
deute, den gegliederten sozialen Körper als einen losen Sand- 
haufen vorzustellen und jede Unterordnung oder Ueberordnung 
zu verleugnen. Herrschaft und Beherrschung, Befehlen und Ge- 
horchen, Unter- und Ueberordnung sind aber Dinge, ohne die 
die menschliche Gesellschaft nicht zu denken ist; sie gehören 
zu den unentbehrlichen Elementen des gegliederten politischen 
und sozialen Organismus (S. 309/10); sie sind nichts anderes als 
die Geltendmachung der natürlichen Vorzüge eines Teiles der 
Glieder der menschlichen Gesellschaft, deren Verleugnung und 
Nichtauswirkung eine offenbare Ungerechtigkeit gegen diese 
bedeuten würde. Gibt man aber die Berechtigung, ja Notwendig- 
keit der Auswirkung der vorzüglicheren Kräfte der Gesellschaft 
zu, die sich in einer Teilung der Funktionen, in einer Unter- 
schiedlichkeit der Tätigkeiten und Leistungen äußert, die allein 
die Menschheit weiter bringt, so muß man auch das private 
Eigentum, sowohl am Grund und Boden, wie an den Produk- 
tionsmitteln, anerkennen; denn sie sind unentbehrliches Attribut 
dieser Auswirkung; »man kann sich die Abgrenzung der Tätig- 
keitssphäre der Menschen von der Wirklichkeit nicht anders 
dauernd vollzogen denken, als indem für die einzelnen eine 
Beziehung der vollen und ausschließlichen Herrschaft auf die 
Sache geschaffen wird« (S. 322). Daher verdiene nicht sowohl 
die Institution des privaten Eigentums, als vielmehr nur der 
Mißbrauch der Herrschaft, die das Eigentum verleiht, Ableh- 
nung. Und ebenso sei nicht die Klassengliederung der Gesell- 
schaft zu verwerfen und der Klassenkampf mit dem Ziele der 
klassenlosen nivellierten Gesellschaft zum Programm zu er- 
heben, sondern nur die Auswüchse der Klassenherrschaft seien 
zu bekämpfen, indem ein organischer Ausgleich der Klassen, 
eine Proportionalität der Klassen herbeigeführt wird. 


HI. 


Der kritische Teil der Dühringschen Grundlegung hat nicht 
nur die Klärung der Forschungsmethode der Wirtschaftswissen- 
schaft, sondern — ganz abgesehen von der Kritik der Einzel- 
lehren — ebensosehr die Abgrenzung des Stoffes, der den Inhalt 
dieser Wissenschaft zu bilden hat, zum Ziele. Hier wie dort 
liefert ihm die Kritik die Elemente des eigenen Lehrgebäudes, 
das im folgenden in seinen methodischen und inhaltlichen 
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Grundlagen, jedoch ohne Eingehen auf die Einzellehren zu er- 
örtern ist. 

Dühring sieht die Aufgabe der Wirtschafts- 
wissenschaft in glücklichster Weise in dem Titel be- 
zeichnet, den das Werk Adam Smiths trägt: »Untersuchung 
über die Natur und die Ursachen des Reich- 
tums der Nationen« Frei von der Absicht, die seine 
Nachfolger zum Teil bewußt, zum Teil unbewußt, geleitet hat, 
die Wissenschaft in den Dienst irgendwelcher Bestrebungen und 
Interessen zu stellen, sucht der große Schotte, wie es allein 
der Wissenschaft würdig ist, nichts als die Wahrheit über den 
erforschten Gegenstand. Dieser ist der Reichtum der 
Nationen; nicht der Reichtum bestimmter 
Klassen oder Privater, sondern die Gesamtheit des 
Wohlstandes der Völker; die Wirtschaftswissenschaft ist mithin 
nicht nur die Wissenschaft vom Wirtschaften schlechthin, sondern 
von der National- oder Sozialwirtschaft. Damit scheidet die 
Auffassung einer bloßen Lehre vom Austausch von Werten, 
einer Lehre vom Handel, vom Kauf und Verkauf aus. Mit dieser 
Kennzeichnung des Objektes der Wissen- 
schaft steht Smith hoch über seinen Nachfolgern. 

Was der Smithschen Lehre — abgesehen von ihren grund- 
sätzlichen Mängeln — fehlt und besonders unter seinen Nach- 
folgern abhanden gekommen ist, ist die Berücksichtigung und 
fortschreitende Vervollkommnung des Tatsachenmaterials; hier 
hat die historische Schule, allerdings mit einseitiger Beschrän- 
kung auf die bloße Beschreibung, eine Lücke ausgefüllt. Da- 
gegen hat die historische Schule die gedankliche Verarbeitung 
des gewonnenen Stoffes vernachlässigt; dieser Mangel muß durch 
die Besinnung auf die Smithsche Forderung nach 
ursächlicher Erklärung der Erscheinungen 
zurückgewonnen werden. Aufgabe der Wirtschaftswissenschaft 
ist es also, in die ursächlichen Zusammenhänge des dem Ziele 
des Volkswohlstands dienenden Wirtschaftslebens einzudringen;; 
sie geht damit über die bloße Feststellung von Tatsachen 
hinaus. 

Das so gesteckte Ziel kann aber nicht erreicht werden 
durch einen gewissermaßen im luftleeren Raum operierenden 
logischen Formalismus, der die Erscheinungen isoliert von 
ihrer tatsächlichen Umgebung betrachtet, sie abstrakt verarbeitet 
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und damit lediglich zu an sich unwesentlichen Begriffsformulie- 
rungen führt. Der Weg zum Ziel ist vielmehr eine auf ge 
sunder Induktion ruhende innere rein ver- 
standesmäßige Synthese, d. h. die Herstellung 
des Gleichgewichts zwischen der beschreibenden Geschichte mit 
der begreifenden Erforschung der Ursachen der Erscheinungen 
und Vorgänge. Denn gerade auf dem Gebiete des Wirtschafts- 
lebens steht »die Wissenschaft über der Praxis als über ihrem 
Fundament, ohne welches sie haltungslos werden würde« (S. 314). 

Aufgabe des induktiven Teils der Forschung ist »die Ver- 
mehrung des Stammes derjenigen Einsichten, welche aus dem 
unmittelbaren Verkehr mit den Dingen und Vorgängen ge- 
wonnen werden müssen«, Aufgabe des deduktiven Teiles die 
Verkettung der Gedanken, die ursächliche Erklärung der Zusam- 
menhänge, um so »mit allen Mitteln des Verstandes den bereits 
gegebenen Tatsachen eine erklärende Theorie hinzuzufügen 
(S. 45). Man mag dieser Dühringschen Methode den Vorwurf 
des Eklektizismus machen. Es ist dies aber ein in dem Wesen 
des Gegenstandes der Wissenschaft, des Wirtschaftslebens selbst 
begründeter Eklektizismus, der mit kritischer Schärfe die Ein- 
seitigkeiten und Mängel der die Zeit beherrschenden Lehrmeinun- 
gen aufdeckt, aber nicht seinerseits in die Einseitigkeit verfällt, 
den gesunden Kern in den bekämpften Lehren zu verwerfen, 
sondern ihn, anknüpfend an die Bemühungen eines vom wissen- 
schaftlichen Meinungskampf erfüllten Zeitalters, zum Aufbau 
einer vervollkommneten Forschungsmethode benutzt, die in 
ihrer umfassenden Gestaltung etwas Neues und gegenüber dem 
Vorgefundenen Besseres darstellt. 

Dühring bleibt bei dieser allgemeinen Kennzeichnung der 
Forschungsmethode nicht stehen. Er ist bemüht, den inneren 
Zusammenhang der Induktion und Deduktion aufzuklären und 
gelangt damit zu folgender Fragestellung: Wie muß die geforderte 
Induktion beschaffen sein, um der Theorie geeignetes Material zu 
sichern? Und zu welchem theoretischen Ausdruck vermag die 
wirtschaftswissenschaftliche Forschung zu gelangen. Die Beant- 
wortung der ersten Frage bleibt noch ganz im Rahmen der Metho- 
dologie, die der anderen aber führt über sie hinaus zu der Frage 
nach dem Gegenstande der Volkswirtschaftslehre, die von Düh- 
ring aus dem engen Rahmen der Oekonomik herausgehoben und 
in das große Ganze des Gesellschaftslebens eingegliedert wird. 
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Eine gedankliche Durchdringung der wirtschaftlichen (und 
sozialen) Vorgänge und Erscheinungen ist nach Dühring nicht 
möglich, ohne daß diese auf einen klaren exakten - Ausdruck 
gebracht worden sind; mit einem nur sschweifenden Räsonnement« 
ist dieser Aufgabe nicht Genüge geleistet, sie erfordert vielmehr 
eindeutige Klarlegung der Größenverhält- 
nisse der behandelten Tatsachen. Alle wirt- 
schaftlichen Erscheinungen treten uns als ein vielgestaltiger 
Komplex von Ursachen und Wirkungen entgegen; wie soll der 
ursächliche Zusammenhang der betrachteten Erscheinung er- 
mittelt werden, ohne daß die einzelnen Elemente der Erschei- 
nung in ihren Größenverhältnissen festgestellt werden? Nur 
durch quantitative Abwägung läßt sich die ent- 
scheidende unter vielen mitwirkenden Ursachen ergründen, 
wobei die Bestimmung der Größenverhältnisse keineswegs 
etwa mit statistischer Erfassung identisch. ist, sondern jede 
exakte das Gewicht der Tatsachen abwägende Feststellung 
umfaßt;-also nicht etwa nur die Zahl, sondern weit mehr der 
abwägende das Wesentliche vom Unwesentlichen trennende Ver- 
stand hat hier den Maßstab abzugeben. Den Unterschied dieser 
Methode der quantitativen Abwägung von derjenigen des »nur 
schweifenden« von den wirklichen Tatsachen und ihren Größen- 
verhältnissen losgelösten »Räsonnements« erläutert Dühring an 
den drei Problemen der wirtschaftlichen Konkurrenz, der Han- 
delsbilanz und der Bedeutung der Geldmenge für den Geldwert. 
Er mag hier kurz an einem anderen Beispiel, der Dühringschen 
Kritik an der Ricardoschen Grundrententheorie, verdeutlicht 
werden. Obwohl Dühring Anhänger der bekannten Lehre 
Careys vom Gange der Bodenkultur vom schlechteren zum 
besseren Boden ist, gibt er zu, daß es für den Grundgedanken 
der Ricardoschen. Lehre, den Differentialgedanken, nicht auf 
die Reihenfolge der Bodenkultivierung, sondern allein auf den 
Umstand der Ertragsdifferenzierung ankommt. Prüft man nun 
diese, statt sich mit der bloßen Feststellung eines Ertragsunter- 
schiedes zu begnügen, :nach der wirklichen Höhe der einzelnen 
Erträge, so werden sich diese Unterschiede als so bedeutungslos 
erweisen, daß es unmöglich richtig sein kann, sie zum entschei- 
denden Argument der Verteilungslehre — der Lehre von der 
proportionalen Verteilung des wirtschaftlichen Gesamterfolges — 
zu erheben. Weit entfernt, die Tatsache der — auch für andere 
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Einkommenszweige geltenden — Differenzierung der Bodenrente 


zu leugnen, gelangt also Dühring auf dem Wege der quantitativen 


Abwägung zu dem Ergebnis, daß die Ricardosche Lehre nur 
die Rentenunterschiede, nicht aber die Bodenrente an sich 
erklärt und daher als Verteilungslehre unzureichend ist. 

Die Unfruchtbarkeit der nachklassischen Lehre der National- 
ökonomie, die im Grunde nichts anderes als immer neue Ab- 
wandlungen Smithscher, Malthusscher und Ricardoscher Ge- 
danken brachte, findet in dem Mangel eines klaren fest um- 
rissenen Tatsachenausgangspunktes für die durchgeführten 
Deduktionen ihre Erklärung. Besonders ist es der Mangel, der 
freilich ebenso sehr dem Sozialismus anhaftet, daß sie sich über 
die wirkliche Beschaffenheit der menschlichen Natur hinwegsetzt, 
also auch hier falsche Größen in Rechnung stellt. Der so häufig 
in die Erscheinung tretende Gegensatz von Theorie und Praxis 
auf dem Gebiete des Wirtschaftslebens ist darum nur zu erklär- 
lich, wenn die Theorie sich auf bloßer Gedankenspekulation 
aufbaut, statt die Tatsachen so exakt wie möglich der Speku- 
lation zugrunde zu legen. Indem Dühring die Wirtschafts- 
wissenschaft, allerdings ohne damit das Ziel theoretischer For- 
schung aufzugeben, zunächst auf den festen Boden der Wirk- 
lichkeit zurückverweist, gibt er sich, wie auch in seinen 
philosophischen Arbeiten, als Positivist zu erkennen, 


der gleich Comte und Quetelet und anderen das Leben, wie es 


ist, der Erkenntnis erschließen und nicht in haltlose Spekulationen 
ohne den sicheren Halt an der Wirklichkeit abirren will. 
Aber er ist sich voll bewußt, daß sich das Leben in seiner 
unermeßlichen Fülle nicht abbilden läßt; er sucht nur festen 
Grund in den Tatsachen so, wie sie sind, um in ihr Wesen ein- 
dringen zu können. Um hierfür von vorneherein ein sicheres 


Richtmaß zu haben und nicht in ein bloßes Verzeichnen der 


wirtschaftlichen Vorgänge abzuirren, muß schon die Frage- 
stellung nach den zur Erklärung der wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge heranzuziehenden Tatsachen von dem eigentlichen 
wissenschaftlichen Ziel bestimmt sein: die vorgefundenen 
Erscheinungen ursächlich zu erklären, sie in ihrer Mannigfaltigkeit 
nach einheitlichen Gesichtspunkten zu durchdringen und zu 


ordnen und so zu synthetischen Einsichten zu gelangen. Es 


gilt hiernach, an die vorgefundene Mannigfaltigkeit der Dinge 
nach bestimmten einheitlichen Gesichtspunkten heranzutreten, 
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die sich aus der vorhandenen Summe des Wissens über den 
behandelten Gegenstand und aus der Intuition des Forschers 
ergeben — so wie der Naturwissenschaftler nicht wahllos, son- 
dern nach dem Maße des vorgefundenen Wissens und der der 
Forschung hiernach vorgezeichneten Richtung zum Experimente 
greift oder der Statistiker seine Fragestellung von der Wissen- 
schaft empfängt, deren Stoff er zahlenmäßig erfassen soll. 

Hat die Forschung ihr Beobachtungsfeld durch klar ab- 
grenzende, das Wesen des Problems herausstellende Vorarbeit 
fest umschrieben, so daß alle Zweifel über die für das Problem 
erheblichen Tatsachen aus dem Wege geräumt sind, so ist die 
Aufgabe, diese Tatsachen in ihrer Bedeutung für das Problem 
so exakt zu fassen, daß die bestehenden Zusammenhänge ein- 
deutig aufgedeckt werden können. Nur wenn so das Gewicht 
der Tatsachen und die verstandesmäßige Analyse in Einklang 
gebracht worden sind, »die Verbindung des exakten Mittels der 
Quantitätsfeststellungen mit der Spekulation über die möglichen 
Gründe der Erscheinungen« (S. 56) hergestellt ist, ist es möglich, 
zu dem höchsten wissenschaftlichen Ziel, dr Synthese, 
d.h.der die Mannigfaltigkeit der beobachteten 
Wirklichkeit erklärenden Theorie zu gelangen, 
die die Bedeutung gemeinverbindlicher Einsichten besitzt, 
d. h. solcher Einsichten, »die nicht bloß für ein bestimmtes 
Gebiet und für eine bestimmte Zeit, sondern für den geschicht- 
lichen und geographischen Zusammenhang in seiner weitesten 
Ausdehnung« (S. 99) Geltung haben. 

In diesem Sinne gibt es nach Dühring auch in der Volks- 
wirtschaftslehre Gesetze, die freilich von den in den 
Naturwissenschaften geltenden Gesetzen zu unterscheiden sind. 
Sie haben die Bedeutung, für das wirtschaftliche 
Verhalten der Menschen allgemein gültige 
Regelmäßigkeiten auszusagen, sie sind die höchsten 
regulativen Prinzipien des Wirtschaftslebens. 

Deutlich grenzt Dühring die Wissenschaft von den wirt- 
schaftlichen und sozialen Angelegenheiten gleich allen denjenigen, 
die vom menschlichen Willen abhängig sind, von den Natur- 
wissenschaften ab. Er teilt hiernach die Wissenschaften in zwei 
große Gebiete mit wesentlich getrennten Aufgaben: auf dem 
einen wird nach dem gefragt, was unabhängig vom 
menschlichen Willen existiert, auf dem anderen 
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dagegen wird außer der Tatsachenfeststellung ein Urteil 
über das abgegeben, was sein soll. Soweit die Wissen- 
schaft bisher wenigstens bezüglich ihres Stoffes diese Unter- 
scheidung zur. Geltung gebracht habe, sei sie doch in den Fehler 
verfallen, auch für das zweite Gebiet nur die Frage gestellt zu 
haben, was als gleichsam ruhende Regelmäßigkeit gegeben sei. 
Soweit hierbei das soziale und wirtschaftliche Leben in Frage 
steht, sei dieser Fehler auf die Auffassung zurückzuführen, »daß 
die sozialen und wirtschaftlichen Angelegenheiten sich selbst zu 
überlassen, alle organischen Eingrifte von ihnen fernzuhalten 
seien, sie also als vom menschlichen Willen unabhängig zu 
betrachtene. Man betrachtet die wirtschaftlichen und sozialen 
Angelegenheiten, als handelte es sich um ein ruhendes Objekt 
der Forschung, an dessen Hervorbringung wir keinen Anteil 
hätten. »Dieser Standpunkt, der stets nur nach Tatsachen fragt 
und sich die Verknüpfung der wirtschaftlichen Erscheinungen 
unter dem Bilde der Naturnotwendigkeit denkt, .... macht 
aus der sozialen Welt, nicht etwa, wie es ganz gerechtfertigt 
sein würde, überhaupt eine zweite Natur, sondern ein genaues 
Gegenbild der außermenschlichen Natur« (S. 480). In dieser 
sozialen und wirtschaftlichen Welt sind sdie Menschen selbst 
die Macht über einen Teil der Voraussetzungen, an die sich die 
Folgen knüpfen« In ihr handelt es sich also sum eine andere 
Gattung von Erscheinungen, als diejenigen sind, welche einen 
beharrlichen Sachverhalt und eine sozusagen von dem Zeitver- 
lauf unabhängige Tatsache ausdrücken«. Im Gebiete des Mensch- 
lichen ist es darum unmöglich, die volle Wirklichkeit durch 
einen bloßen Inbegriff von allgemeinen Regeln, durch Fest- 
stellung dessen, was ist, abzubilden, als handelte es sich um 
einen Mechanismus; vielmehr kommt insofern, als das Ge- 
schehen durch menschlichen Willen bestimmt ist und darum 
»richtig« oder »talsch« sein kann, auch das, was sein soll, in 
Frage. 

Die Folgerungen aus dieser Unterscheidung sind von Dühring 
zwar nicht mit voller Klarheit und erschöpfend gezogen worden; 
sie läßt abeı erkennen, daß er die Bedeutung der Veränderlichkeit 
im Ablauf der Zeit im Sozialen und Wirtschaftlichen wie in 
allen vom Willen des Menschen bedingten Erscheinungen — 
gegenüber der Unveränderlichkeit der Naturerscheinungen — ge 
sehen und erkenntnistheoretisch zu verwerten gesucht hat. . 


Dührings Stellung in der Dogmengeschichte der Volkswirtschaftslehre. 757 


Hier, wo es sich um eine »Gattung von Erkenntnissen 
handelt, deren Wesen es ist, auf Satzungen hinauszulaufen« 
(S. 481), hat die Wissenschaft zwei Stufen zu durchlaufen: da 
die Verhältnisse zwischen Wille und Wille, auf denen alles Sollen 
beruht, auch als Tatsachen gegeben sind, ist zunächst zu unter- 
suchen, was als Tatsache gegeben sei; es folgt dann die »Kritik aus 
dem Standpunkte des Wollens«, um über die Bestrebungen zu 
entscheiden. Bestrebungen können nun nicht anders als wieder 
an Bestrebungen, d. h. an Bestimmungen des menschlichen 
Willens, gemessen werden. »Es muß gewisse einfache und an 
sich selbst, d. h. im unmittelbaren Bewußtsein evidente Er- 
scheinungen geben, welche den einen Zug des Wollens für besser 
oder schlechter als den anderen erklären« (S. 482). Sie ent- 
stammen der Erkenntnis des Zusammenhanges und der gegen- 
seitigen Beziehungen der verschiedenen Bestrebungen des 
menschlichen Wollens. Soweit im besonderen die Gestaltungen 
der sozialen und wirtschaftlichen Welt in Frage stehen, handelt 
es sich hierbei um den Zusammenhang und die gegenseitigen 
Beziehungen, d. h. um die Rangordnung der verschiedenen sich 
im Wirtschaftlichen und Sozialen gegenüberstehenden Interessen. 
Die Entscheidung über sie fällt hier nicht innerhalb desselben 
menschlichen Individuums, sondern »durch die Gravitation der 
gesellschaftlichen Klassenkräfte« (S. 485). »Es ist daher die 
Ausbildung des Gleichgewichts und die Herstellung organischer 
Verhältnisse selbst, was das Schicksal der Bestrebungen ent- 
scheidet... Was in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht sein 
soll, kann offenbar nurein Inbegriff von Bestimmun- 
gen sein, in welchem sich die Bestrebungen 
der verschiedenen Bestandteile der Gesell- 
schaft vereinigen lassen, in welchem sie sich 
sozusagen ein organisches Gleichgewicht halten.« Ein solches 
Gleichgewicht der dem Range nach ganz verschiedenen 
Interessen kann aber nur in übergreifenden Funk- 
tionen politischer Natur, die im Staate gegeben 
sind, zur Wirklichkeit gelangen, da nur sie über den Parteien 
stehen. Der Staat bildet den Mittelpunkt, in dem sich die wider- 
streitenden Interessen begegnen und ausgleichen; um diesen 
Ausgleich, der die einander gegenüberstehenden Interessen nicht 
aufhebt, sie aber zum Wohle der Gesamtheit mäßigt und bändigt, 
herbeiführen zu können, muß er »allgemeine übergreifende 


758 Gerhard Albrecht, 


soziale und wirtschaftliche Funktionen« ausüben. Aufgabe der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaft, der National- und Sozial- 
ökonomie ist es, durch ihr nach der Frage nach dem, was sein 
soll, orientiertes Verfahren das »über alle Parteiinteressen hinaus- 
greifende Prinzip der Solidarisierung der menschlichen Bestre- 
bungen« (S. 490) zum wissenschaftlichen Ausdruck zu bringen, 
um so den Schwerpunkt des Sollens und damit die Richtung 
des staatlichen Ausgleichs der widerstrebenden wirtschaftlichen 
und sozialen Interessen zu bezeichnen. 

Da die Gestaltung des Wirtschaftslebens einmal von der 
Naturverfassung, d.h. der Leistungsfähigkeit der Natur 
für die Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse, zum anderen 
aber von dem Verhalten der Menschen zueir 
ander abhängig ist, macht Dühring die Unterscheidung 
zwischen »natürlichen Wirtschaftsgesetzen« und »sozialen Normens 
des Wirtschaftslebens. Betreffen jene die Notwendigkeiten, 
die in der Naturverfassung ihren Grund haben (»die Frage, ob 
die menschlichen Bedürfnisse vermöge einer unvermeidlichen 
Gesetzmäßigkeit die Schranken der Leistungsfähigkeit der Natur 
überschreiten«), so handelt es sich bei diesen um diejenigen 
Normen, die ausschließlich auf die interhumanen Verhältnisse 
(das Verhalten der Menschen zueinander) zurückzuführen sind. 

Hier geht die Forschung den Weg, daß sie den isolierten 
Menschen oder die als Kollektivsubjekt, d. h. gesellschaftlich 
nicht gegliedert gedachte Gesamtheit der Natur als Spenderin 
der für die gesellschaftliche Bedürfnisbefriedigung erforderlichen 
Dinge gegenüberstellt; dort wird der gesellschaftliche Organismus 
in seiner Partei- und Klassengliederung der Natur gegenüber- 
stehend gedacht. Auf dem ersten Wege gelangt die Forschung 
zu bestimmten Fundamentalsätzen des Wirtschaftslebens, deren 
Ergründung das Vorhandensein des gesellschaftlichen Organismus 
nicht erfordert und die den Charakter von allgemeinen 
Theorien tragen und der Kritik nach dem Gesichtspunkte 
des Sollens nicht zugängig sind, da ihnen das Widerspiel ge- 
trennter, nach sich entgegenstehenden Interessen orientierter 
menschlicher Willen, die unerläßliche Voraussetzung der Frage 
nach dem Sollen, nicht zugrunde liegt. Auf dem anderen Wege 
folgt der Tatsachenermittlung die Kritik nach dem 
Gesichtspunkte des Sollens. Der erste Weg findet 
seine Anwendung auf die Produktionslehre, soweit 
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sie die Produktion unabhängig von der Verteilung des Produk- 
tionsertrages und unabhängig von der gesellschaftlichen Organi- 
sation der Produktion zum Gegenstande hat, während er für 
die Verteilungslehre, für die die gesellschaftliche Gliederung 
Voraussetzung bildet, nicht in Betracht kommt; der zweite ist 
der allein mögliche Weg zur Erforschung der Ver- 
teilungsprobleme und derjenigen Produktionsprobleme, 
in die der Organismus der Verteilung hineinspielt. 

Die Bedeutung der sozialen Normen des Wirtschaftslebens 
erläutert Dühring andem sozialen Gesetze der Kon- 
kurrenz, das er als Grundform alles sozialen Treibens be- 
trachtet: »Eine gewisse Mitbewerbung ist ein Charakterzug alles 
menschlichen Strebens. Nur der isolierte Mensch kann ohne 
sie gedacht werden. Der Mensch der Gesellschaft, d. h. das 
Glied des gesellschaftlichen Zusammenhanges, repräsentiert stets 
eine Kraft, welche auf die Nebenkräfte drückt oder von ihnen 
gedrückt wird. Die sozialen Einschränkungen des Strebens sind 
ebensosehr eine Tatsache, wie die gegenseitigen Förderungen. 
In dem sozialen Getriebe stoßen die Atome einander in der einen 
Hinsicht ab, während sie in einer anderen Beziehung vereinigt 
auf dasselbe Ziel hinwirken (S. 203/4). Dieses allgemeingültige 
soziale Grundgesetz gilt als im engeren sozialen Sinne ver- 
standenes Gesetz für alle wirtschaftlichen Erscheinungen, für 
die das Spiel des Strebens und Gegenstrebens entscheidend ist. 
Insbesondere ist es für die Gestaltung des Wirtschaftslebens von 
Bedeutung, ob sich die Menschen in ihrem Verhalten zueinander 
in ungeordneter Bewegung befinden, oder ob eine planmäßige 
Ordnung das Streben aller übereinstimmend regelt; im einen 
Falle ist die Folge ein störendes und hemmendes Gedränge, 
im anderen die Beseitigung der gegenseitigen Störungen, 
im einen gegenseitige Unterdrückung, im anderen sozia- 
ler Ausgleich. 


IV. 


Wenn man mit Dühring das Kennzeichen eines wissen- 
schaftlichen Systems darin erblickt, daß in ihm »ein oberster 
für sich deutlich erfaßbarer Satz alle speziellen Wahrheiten 
in einem neuen Lichte zeigt« (S. 466), so ist die Erkenntnis von 
der sozialen Bedingtheit des Wirtschaftslebens der Punkt, von 
dem aus die Dühringsche Volkswirtschafts- 
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lehre, die in der kritischen Grundlegung noch nicht den 
Charakter eines Systems im formalen Sinne der Geschlossenheit 
und systematischen Gliederung des Gesamtstoffes annimmt, 
die Bedeutung eines in die Zukunft weisen- 
den wissenschaftlichen Systems erhält. Hier 
ist der Grundgedanke erfaßt, daß das wirtschaftliche 
Verhalten der Menschen seine endgültige Erklärung 
nur dadurch finden kann, daß die ihm zugrundeliegenden, es 
mitbestimmenden sozialen Beziehungen der 
wirtschaftenden Menschen erkannt und ihr Wesen 
erforscht, d. h. auf die sie beherrschenden sozialen Gesetze 
zurückgeführt wird. Dieser systembildende Gedanke wird von 
Dühring in seinen späteren Arbeiten mehr und mehr zum Eu 
prinzip seiner Lehren erhoben. 

Daß aber auch die Grundlegung dieses Prinzip nicht nur 
zufällig und nebenbei streift, sondern notwendig zu ihm ge 
langen mußte, zeigen die Ausführungen des Abschnittes, der 
von den Beziehungen der wirtschaftlichen 
zu den sonstigen Interessen des Lebens 
handelt. 

Die Selbsterhaltung, das Streben nach Förderung des 
eigenen Wesens ist einer der Grundtriebe, die den Menschen 
beherrschen. Der Trieb zur Beschaffung der Mittel zur Erhaltung 
und Förderung des Lebens ist ein notwendiger Teil dieses Grund- 
triebes. Aber der Mensch geht nicht darin auf, die Mittel zu 
seiner Existenz zu beschaffen, also zu wirtschaften. Zu den 
Lebensenergien, in deren Entwicklung der Schwerpunkt -des 
menschlichen Daseins beruht, gehört einmal der »gemeine Genuß 
um seiner selbst willen« (S. 456), alsdann aber weiter das Leben 
in der Familie und endlich die höheren Stufen des Daseins, 
welche sich durch Teilnahme an den allgemeinen, über die 
Privatexistenz und die Familie übergreifenden Funktionen 
entwickeln. Der Mensch ist von Natur ein soziales und politisches 
Wesen. Er erreicht daher die vollkommene Betätigung seines 
Strebens nur dadurch, daß er zu den sozialen und politischen 
Funktionen in Beziehung tritt. Die wirtschaftliche Betätigung 
des Menschen bildet also nur einen notwendigen, aber im Hin- 
blick auf das Ganze untergeordneten Teil der menschlichen 

Funktionen, die nur dadurch geadelt werden können, daß der 
Mensch, der sie verrichtet, durch sie noch andere Seiten seiner 
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Natur, und besonders seiner sozialen Natur, zu einem freien 
Dasein bringt. Als niedere Funktion bildet das Wirtschaften 
das Fundament der sozialen Sphäre insofern, als das herrschende 
(also das soziale) Element von dem dienenden abhängt, 
das: ohne seinen Dienst nicht bestehen kann. Die Wirtschaft 
ist also immer nur Grundlage und Dienst für das höhere sozial 
bedingte Leben. Hieraus folgt aber zugleich, daß die wirtschaft- 
liche Tätigkeit des Menschen, der die Erfüllung seines Wesens 
nur in der Teilnahme an den höheren sozialen Gebilden der 
Menschheit (Familie, Gesellschaft, Staat) findet, in unabänder- 
lichen Beziehungen zu den höheren sozialen Funktionen steht, 
Daher können sich die wirtschaftlichen Gesetze i. e. S., die für 
den isolierten Menschen gelten mögen, »der Machtsphäre der 
sozialen Gravitation« (S. 448) nicht entziehen. Das individuelle 
Verhalten des Menschen, auch das wirtschaftliche, muß »grund- 
sätzlich stets mit Rücksicht auf seine allgemeinen gleichsam 
organischen Vorbedingungen« (S. 461) betrachtet werden. Die 
wirtschaftliche Gesetzmäßigkeit bildet entsprechend der Stellung 
des Wirtschaftens zu den sonstigen Lebensfunktionen in der 
Rangordnung der Lebensnormen eine niedere Stufe, auf welche 
dann »die soziale Normalität« als höhere folgt, die aber zugleich 
über jene übergreift, so daß die wirtschaftliche Gesetzmäßigkeit 
ohne sie das wirkliche Leben nur unvollkommen abbildet. 

Ist die Gestaltung des Wirtschaftslebens von dem Verhalten 
der Menschen zueinander abhängig, d. h. sozial bedingt, so muß 
sie eine andere sein, wenn sich die Menschen in ihrem Verhalten 
zueinander in ungeordneter Bewegung befinden, eine andere 
wenn eine planmäßige Ordnung das Streben aller 
übereinstimmend regelt. Diejenige soziale Organisation, in 
deren Macht es liegt, die aber auch dazu berufen ist, in das 
menschliche Verhalten zueinander und damit zugleich in die 
Gestaltung des Wirtschaftslebens einzugreifen, ist, wie schon 
betont wurde, der Staat. Dühring bekennt sich hiermit 
zu einem »Sozialismus«, der nicht ein mehr oder weniger will- 
kürliches System ist und sich mit bloßen Utopien begnügt, 
sondern ein »Prinzip der staatlichen Bindung 
der vereinzelten kurzsichtigen und kurz- 
lebigen Interessen« (S. 458) darstellt, ein Prinzip, das 
auf die Verwirklichung eines immer höheren Maßes von Solidarität 
hinarbeitet. Der Staat hat, um diesem Prinzip gerecht zu werden, 
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nicht die Aufgabe, selbst die Wirtschaft zu übernehmen, oder 
sie im Sinne engherziger Ueberwachung zu reglementieren; denn 
der Erwerbstrieb ist dem Menschen natürlich und ein heilsamer 
Antrieb zum Fortschritt, der nicht ausgeschaltet werden soll; 
Dühring erklärt es ausdrücklich als unhaltbar und »nur dem 
träumerischen Stadium des Sozialismus entsprechend«, dem 
Staate die ganze Sozialökonomie gewissermaßen in Verwaltung 
zu geben. Der Staat hat vielmehr nur dort auszugleichen, wo 
der Widerstreit der Menschen oder der Klassen dem Wohl und 
Nutzen der Gesamtheit entgegensteht. Das Wirtschaftsleben, 
das dem völlig freien Spiele der Kräfte überlassen bleibt, hat 
diesen Ausgleich niemals selbst schaffen können, und die bis- 
herige Wirtschaftswissenschaft hat entsprechend alle höheren 
Rechts- und Gerechtigkeitsvorstellungen abgewiesen und höch- 
stens die Sicherheit des Lebens und den Schutz des Eigentums, 
darüber hinaus aber wenig oder nichts anerkannt, einen Stand- 
punkt vertreten, der nichts als das gewöhnliche juristische 
Recht zu sehen erlaubte und der jegliche Vorstellung von dem 
Bedürfnis eines gerechten Verkehrs als ungehörig zurückwies 
(S. 302). Auf diese Weise spielt sich das Wirtschaftsleben bisher 
in einer Gesellschaft ab, die wohl ein ausgebildetes Recht besitzt, 
z. B. den Grundsatz der Vertragsfreiheit und des Schutzes der 
geschlossenen Verträge kennt und befolgt, aber keine Vorkeh- 
rungen für einen gleichen Schutz gegen »bloß soziale Verletzungen« 
getroffen hat, die sich z. B. in der Klassenausbeutung und in 
der ungleichen Position beim Vertragsschluß äußert. 

Die Dühringsche Lehre von den sozialen Klassen und vom 
Eigentum, die auf dem Boden dieser Grundanschauung 
von dem über das juristische Recht hinaus- 
gehenden höheren sozialen Recht erwachsen, 
ist an dieser Stelle nicht zu entwickeln. Es ist nur zu zeigen, 
wie dem Staate die Aufgabe erwächst, die Garantien des sozialen 
Ausgleiches zu schaffen, um zu verhüten, daß die Interessen 
der Gesamtheit unter dem Widerstreit der Einzel- und der 
Klasseninteressen Schaden leiden. Erkennt Dühring als das 
Mittel, die infolge des Mangels eines höheren sozialen Rechtes 
bestehenden ungleichen Wirtschaftschancen auszugleichen, darin, 
die Massen der schwächeren und darum zum Ausbeutungsobjekt 
werdenden Vertragsparteien durch organisa- 
torischen Zusammenschluß zu stärken und 
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bildet dieses Organisationsprinzip einen entschei- 
denden Bestandteil seines Gesamtsystems, so sieht er in solchen 
Organisationen doch die Gefahr, daß sie unter Umständen eine 
unheilvolle Macht im Staate bilden. Sie müssen dem öffentlichen 
Interesse dienstbar gemacht werden, durch staatliche 
Regelung und Gesetzgebung muß die Soli- 
darität der Einzel- und Gruppeninteressen 
verbürgt werden, soweit dies nicht schon dadurch erreicht wird, 
daß das Machtgleichgewicht beider Parteien die Ausnutzung 
der Uebermacht der einen oder anderen Partei unmöglich 
macht. Dem Staat fällt also die Aufgabe zu, durch soziale 
und wirtschaftliche Gesetzgebung dort einzugreifen, wo die 
Einzel- und Gruppenbestrebungen das Wohl der Gesamtheit 
bedrohen. 

Wie die Einzelnen und Gruppen im Staate durch staatliches 
Eingreifen zu einer höheren Solidarität, insbesondere zur Soli- 
darität der Produzenten und Konsumenten 
zusammengefaßt werden müssen, damit das wirtschaftliche 
Chaos verhütet wird, so findet das gleiche Prinzip Anwen- 
dung auf den zwischenstaatlichen Wirt- 
schaftsverkehr; es dient Dühring hier zur Begrün- 
dung seiner Schutzzollehre. Bei dieser geht es 
ihm nicht um den Schutzzoll als solchen, den Schutzzoll als 
wirtschaftspolitisches Gegenstück zum Freihandel, also nicht 
um eine bloße Maßnahme der Handelspolitik, die zu gegebener 
Zeit, wenn durch sie sdas Recht auf Arbeit der Nationen« ge- 
währleistet ist, überflüssig werden kann, sondern um das Prin- 
zip des Zollschutzes, das darin besteht, anderen 
Nationen den nationalen Markt zu versagen, um diesen vor 
Uebervorteilung durch andere zu schützen und so das Prinzip 
der sozialen Gerechtigkeit in seiner inter- 
nationalen Anwendung zu wahren. Ist durch das 
wirtschaftliche Uebergewicht anderer Nationen die vollkommene 
Verwertung der nationalen Arbeitskraft und damit die Solidarität 
der Produzenten und Konsumenten bedroht, so gibt es für die 
Masse der Arbeit Anbietenden und für ganze Industrien kein 
Mittel der Organisation, um Arbeitslosigkeit und die Bedrohung 
ganzer Gewerbezweige zu verhüten. Nur der Staat als der 
Hüter der nationalen Gesamtwirtschaftsinteressen, nur das wirt- 
schaftliche Gemeinwesen als eine Einheit ist in der Lage, den 
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nötigen Schutz zu schaffen; nur er vermag es, anderen Staaten 
sin irgendeinem Maße als Kapitalist im Sinne eines Beherrschers 
der zugänglichen Werkzeuge der Produktion« (S. 440), und zwar 
zunächst durch die Errichtung von Zollschranken, gegenüberzu- 
treten. Wird der Schutzzoll als solcher überflüssig, so erhält 
sich doch das Prinzip: die Solidarität der Interessen der Menschen 
als Produzenten und der Menschen als Konsumenten wird jeder- 
zeit eine nationale Wirtschaftspolitik, d. h., wie es Dühring 
einmal ausdrückt, swirtschaftliche organische 
Staatsmaßregeln« notwendig machen. Der Schutzzoll 
ist nur die negative, der Abwehr dienende Anwendung des Prin- 
zips der sozialen Gerechtigkeit auf internationaler Grundlage. 
»Dieser negative Schutz wird in höheren Entwicklungsperioden 
durch die positive Tätigkeit des Staates ersetzt werden können. 
Der Staat wird für seine industrielle Selbständigkeit durch 
zeitweise Unterstützung der schwachen Industrien, schließlich 
aber in weit mächtigerer Weise dafür zu sorgen haben, daß 
er seine politischen Funktionen in Rücksicht auf die ganze 
Volkswirtschaft und deren Ordnung in das Spiel bringt« 
(S. 441). Nur die Entwicklung dieses Gedankens aus einem 
leitenden Grundprinzip des sozialen und wirtschaftlichen Le- 
bens hat es vermocht, daß Dühring mit diesen Sätzen er- 
staunlich weit in die Zukunft blickte, die ihm, wie unsere 
Gegenwart zeigt, hier ohne Zweifel in vollem Umfange Recht 
gegeben hat. 

Es wäre falsch, Dühring in dem gleichen Sinne, wie den 
großen Friedrich List, als Vertreter des Schutzzoll- 
gedankens und einer nationalen Wirtschaftspolitik im Gegensatze 
zur Freihandelslehre und einer Wirtschaftslehre anzusehen, die 
von den Wirtschaftsbeziehungen der einzelnen ausgeht und von 
hier aus die Erscheinungen der internationalen Wirtschafts» 
beziehungen erklären zu können glaubt. Wie der Schutzzoll- 
gedanke, so ist auch die nationale Wirtschaftspolitik als not- 
wendige Zwischenstufe zwischen den interprivaten und inter- 
nationalen Wirtschaftsbeziehungen bei Dühring nicht nur 
eine bestimmten Zeitepochen entsprechende geschichtliche Er- 
scheinung, die ihre Zeit hat, sondern der notwendige 
Ausdruck eines allgemeinen und zeitlosen 
Prinzips, das auf der Erkenntnis der sozia- 
len Bedingtheit alles wirtschaftlichen Le 
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bens beruht?). Zeitlich begrenzt ist daher nur das besondere 
Mittel des Schutzzolles; allgemeingültig dagegen ist der Ge- 
danke der »wirtschaftlichen organischen Staatsmaßregel« als 
Grundprinzips einer organischen im Gegensatze zu der von der 
herrschenden Lehre vor Dühring vertretenen atomistischen 
Volkswirtschaftslehre. Da die Wirtschaftsbeziehungen der Men- 
schen, solange es überhaupt ein Wirtschaften gibt, für dessen 
wissenschaftliche Erklärung der isolierte Mensch nur eine für 
die Theorie erlaubte und unentbehrliche Abstraktion darstellt, 
eine besondere Erscheinung der sozialen Beziehungen der Men- 
schen sind, ist dieses Grundprinzip und die auf ihm beruhende 
organische Wirtschaftslehre absolut und nicht nur geschichtlich 
gültig. Sie ist nicht die Wirtschaftslehre einer besonderen Zeit- 
epoche, die diejenige einer anderen lediglich abzulösen hätte; 
sie ist vielmehr eine notwendige Korrektur der klassischen Lehre, 
die die Wirklichkeit einseitig und darum falsch abbildete. Sie 
entspricht, wenn überhaupt ihre geschichtliche Bedeutung 
hervorgehoben werden muß, gerade den Bedürfnissen eines 
ausgeprägt individualistischen Zeitalters, das den Boden der 
klassischen Lehre abgab. Denn je stärker als Ausdruck einer 
fortgeschrittenen der Eigenart des westeuropäischen Geistes 
entsprechenden Kultur der Individualismus hervortritt, um so 
notwendiger wird als Gegengewicht die Betonung der gesell- 
schaftlichen Zusammenhänge. Zunehmende materielle Freiheit 
der einzelnen bedeutet die Gefahr anarchischer Zustände, sei 
es im politischen, sei es im Wirtschaftlichen; ihr unerläßliches 
Korrektiv bildet die Anerkennung der die Individuen verbinden- 
den, ja die Voraussetzungen höchster Individualität bildenden 
gesellschaftlichen Mächte, deren praktisch wichtigste der Staat 
ist; er muß seine verbindende, ausgleichende .Kraft geltend 
machen, um das Interesse des Ganzen und der Ordnung gegen- 
über demjenigen der auseinanderstrebenden einzelnen und 
Gruppen zu vertreten. »Die individuelle Freiheit und die Stärke 
des Staates müssen daher nebeneinander und gleichsam in 
paralleler Entwicklung wachsen« (S. IX). 

Verwandte Ideen hat die heute neu ans Licht gezogene 
romantische Schule vertreten. Carey steht ihnen 
in seinen späteren Schriften nahe, obwohl ihm nicht die Synthese 


“®2) Anders noch in »Kapital und Arbeite, wo diese Gedanken zwar schon 
vorbereitet, aber noch nicht zur vollen Klärung gekommen sind. 
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von Individualismus und sozialer Gebundenheit im Wirtschafts- 
leben gelungen ist, so daß das Spannsche Urteil sungelöst 
bleibt bei ihm ... der Widerspru&h zwischen wirtschaftspoliti- 
schem Individualismus und dem universalistischen Schutzzoll- 
gedanken auf Carey ebenso zutrifft, wie es für Dühring voll- 
ständig fehlgeht $}. Friedrich List hat sie in mehr 
praktischer Ausprägung in seiner Forderung einer nationalen 
Wirtschaftspolitik zum Ausdruck gebracht. Dühring jedoch 
hat sie zum Mittelpunkte seines ganzen wirtschaftlichen Systems 
erhoben und mit ihr die organische Volkswirtschafts- 
lehre begründet und wichtige Bausteine für spätere Systeme, 
z. B. auch für den P le n g eschen Organisationssozialismus geliefert. 
Sie blieb unbeachtet, nicht nur, weil sie, je länger, je mehr, in dem 
Gewande schärfster, oft abstoßender Polemik in die Erscheinung 
trat, so daß der geniale Grundgedanke nur mühevoll aus einem 
Wust von Abschweifungen und Polemiken herauszulesen war, 
sondern auch, weil die Zeit für ihre Würdigung nicht reif war. Auf 
weiten Umwegen ist die neuere Wissenschaft erst zur Anerkennung 
derjenigen Grundideen gelangt, die Dühring einen Platz in 
der Dogmengeschichte der Volkswirtschaftslehre 
sichern. Die neuere historische Schule (Schmoller) hat den Weg zu 
der Erkenntnis gebahnt, daß dem Staat die Aufgabe des Ausgleichs 
zwischen den Bestrebungen der einzelnen und der Klassen auch im 
Wirtschaftlichen zufällt, ohne daß sie damit die Volkswirtschafts- 
lehre auch theoretisch mit dieser Erkenntnis in Einklang zu bringen 
verstand. Die moderne Soziologie endlich hat den Weg frei 
gemacht, um die Volkswirtschaftslehre in den unerläßlichen Zu- 
sammenhang mit der Lehre von den sozialen Gestaltungen zu 
bringen, die Bedingung und Bestandteil der Wirtschaftsbezie- 
hungen bilden. 
V. 

Jedes Vorwärtsschreiten der Wissenschaft auf dem Wege 
der tieferen und umfassenderen Erkenntnis ihres Gegenstandes 
beruht auf einem Doppelten: auf dem Erschauen eines neuen 
Erkenntnisobjektes bzw. auf einem neuen oder erweiterten An- 
schauen dieses Objektes und auf der Auffindung neuer Wege, 
das Erschaute wissenschaftlich zu ergründen. Zu neuen An- 
schauungen gehören neue Begriffe und Methoden, wie anderer- 





4) O. Spann, Die Haupttheorien der Volkswirtschaftslehre, ro. Aufl. 
S. 126. 
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seits neue Anschauungen erforderlich sind, um im begrifflichen 
Denken und methodischen Arbeiten vorwärts zu kommen. Der 
erweiterte Erkenntnisstoff der Dühring- 
schen Volkswirtschaftslehre beruht in der Er- 
fassung des organischen Zusammenhanges 
der auf der sozialen Gliederung der Gesell- 
schaft beruhenden Volkswirtschaft und der 
zu seiner praktischen Verwirklichung unentbehrlichen wirt- 
schaftlichen Funktionen des Staates, in der Erfassung der 
sozialen Bedingtheit und des Erfordernisses organischer Ge- 
staltung des Wirtschaftslebens. Die neuen Wege der 
Forschungsmethode, die sich ihm notwendig aus der 
Erweiterung des Erkenntnisstoffes ergeben, finden ihren Nieder- 
schlag in dem Versuch, die Naturgesetzlichkeit von der sozialen 
Gesetzlichkeit zu trennen, die sozialen Normen dem 
Naturgesetz gegenüberzustellen. 

Die kritische Grundlegung beschränkt sich bewußt darauf, 
möglichst scharf die Trennungsstriche zur klassischen Lehre zu 
ziehen und die Richtlinien der eigenen Auffassung in der Stoff- 
anschauung und in der Forschungsmethode festzulegen. Ab- 
gesehen von der Wertlehre 5), die eine gründliche Bearbeitung 
zunächst im Anschluß an Carey, dann aber doch wesentlich 
über diesen hinausgreifend, erfährt, werden die Einzellehren der 
Nationalökonomie nur mehr oder weniger aphoristisch behandelt. 
Im ganzen gesehen tritt aber doch die Dühringsche An- 
schauung des volkswirtschaftlichen Prozesses 
deutlich genug in diesem Werk in die Erscheinung, um eine 
zusammenfassende Ueberschau zu ermöglichen. 

Nicht der Wohlstand einzelner oder bestimmter Gruppen, 
sondern der Volkswohlstand,d. h. der Wohlstand der 
Gesamtheit eines Volkes und damit aller seiner Glieder, ist 
das Objekt der Nationalökonomie. Diese hat 
also darzustellen, wie der Prozeß zur Verwirklichung des Volks- 
wohlstandes verläuft. Da dieser sich als ein Teil des über- 
geordneten, das Wirtschaftsleben mitbestimmenden und be- 
dingenden Sozialprozesses darstellt, geht nach der dargelegten 
methodischen Auffassung Dührings die Aufgabe der Wissen- 
schaft von der Volkswirtschaft über die Tatsachenermittlung 


5) Vgl. des Verfassers Schrift »Eugen Dührings Wertlehre«e, Jena, Gustav 
Fischer, 1914. 
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und die Aufdeckung allgemeiner Prinzipien für die ursächliche 
Erklärung dieser Tatsachen hinaus und findet ihre notwendige 
Ergänzung in der kritischen Beurteilung des Tatsächlichen, für 
die das im Staate verkörperte oder durch ihn vertretene Inter- 
esse der Gesamtheit den Maßstab abgibt. Aus ihr ergeben sich 
von selbst die Richtlinien für die zweckmäßige Gestaltung des 
Wirtschaftslebens. 

Zwei Grundkräfte bestimmen die Möglichkeiten, die 
in der Wirklichkeit für die Erzielung des Volks 
wohlstandes gegeben sind. Die Natur mit ihren für 
die. Bedürfnisbefriedigung der Menschen erforderlichen Gaben 
und die menschliche Arbeit im weitesten Sinne des 
Wortes, und zwar die unmittelbare Arbeitsleistung des Einzelnen 
sowohl, wie das Zusammenwirken der Menschen, d. h. die organi- 
satorische Zusammenfassung und Leitung der menschlichen 
(geistigen und physischen) Kräfte zur höchstmöglichen Steige- 
rung des Ertrages auf dem Wege der Nutzbarmachung der 
verfügbaren Naturkräfte. Als dritter aus diesen beiden erst 
abgeleiteter Faktor der auf die Erzielung eines mög- 
lichst hohen Grades des Volkswohlstandes gerichteten Be- 
strebungen kommt das Kapital hinzu, das die Rolle des 
Vermittlers zwischen zwei Produktionsphasen und der Steige- 
rung des Ausnutzungsgrades der beiden Grundkräfte spielt, also 
ein Mittel der zweckbewußten Organisation 
des Wirtschaftslebens darstellt. Diese drei Faktoren 
zusammen bilden die Grundlage der wirtschaftlichen Produktion. 
Von ihnen und ihrer Geltendmachung im Produktionsprozeß 
hängt der Produktivitätsgrad der Volkswirtschaft ab. Das 
Gleichgewicht zwischen Produktion und der erforderlichen Kon- 
sumtion ist das Ziel der Wirtschaft, wobei es für das Maß des 
erreichten Volkswohlstandes wesentlich darauf ankommt, der 
»unproduktiven« Konsumtion neben derjenigen für die Weiter- 
führung und nach dem Maß der Bevölkerungszunahme und 
normalen Bedürfnisvergrößerung erforderlichen Steigerung der 
Produktion unentbehrlichen »produktiven« Konsumtion einen 
möglichst großen Spielraum zu lassen. 

Nach Malthus ist jede Volkswirtschaft notwendiger- 
weise von der Gefahr der relativen Uebervölkerung 
bedroht, d. h. der Nahrungsspielraum hält nicht Schritt mit 
der natürlichen Bevölkerungszunahme. Auf dieser pessimistischen 
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Lehre baut sich die bekannte Ricardosche Lohntheorie 
auf, die den Arbeitslohn immer als auf das Existenzminimum 
beschränkt ansieht. Dühring lehnt diese beiden 
Theorien — mit welchen Argumenten, gehört in die hier 
nicht bezweckte Darstellung der Einzellehren — und insbe- 
sondere das aus dem Malthusschen Gedankengange notwendig 
folgende ‚‚Repressivsystem‘“ ab, das darauf hinausläuft, die 
breiten Massen an der natürlichen Bevölkerungsvermehrung zu 
verhindern. ‚Anstatt Kanäle und Wandungen des sozialen 
Systems besser einzurichten“, ruft er Mill, den er gleichfalls 
als Repressionisten geißelt, in der späteren Schrift (1867) »Die 
Verkleinerer Careys und die Krisis der Nationalökonomie« zu, 
soll sich das flüssige Element, aus dem diese Kanäle und Wan- 
dungen selbst urpsrünglich entstanden sind und aus welchem 
sie noch heute wie die festen Bestandteile des Organismus aus 
dem Blut ernährt, erhalten und zum Teil neu gebildet werden, 
— soll sich das flüssige Element, welches die zu engen Gefäße 
sprengen will, nach Willkür vermindern lassen.« Dühring ist 
ganz im Gegenteil der Ansicht, daß die natürliche Be- 
völkerungsvermehrung der wichtigste An- 
trieb des Fortschritts ist; »ein Uebergang von einer 
niederen Entwicklungsstufe zu der nächst höheren wird... 
stets nur durch den stachelnden Trieb und die zwingende Not 
bewirkte (ebenda S. 43). Statt Repression fordert er 
Expansion,d.h. ein System, das »die jeweilige Not durch 
eine Formänderung der Volkswirtschaft und durch eine höhere 
Anspannung der Kräfte zu beseitigen sucht« (Grundlegung S. 17). 
Er geht von der natürlichen, Dühring gleich Carey 
als Optimisten kennzeichnenden Voraussetzung aus, »daß 
sich Bedürfnis und Befriedigung durch die Arbeit, d. h. durch 
eine richtige Anwendung der Kräfte und Fähigkeiten eines 
Volkes ins Gleichgewicht setzen lassen«e Zu erforschen, wie 
dies in der Wirklichkeit geschieht bzw., wenn die Wirklichkeit 
von diesem Zustande des Gleichgewichts abweicht, welche Ein- 
griffe in den Gang der Dinge erforderlich sind, um es zu diesem 
Gleichgewicht kommen zu lassen, ist das große Problem der 
Volkswirtschaftslehre. Die von Adam Smith allein auf 
dem Prinzip des Privatinteresses, der Förderung des eigenen 
Selbst, des Erwerbstriebes aufgebaute Lösung dieses Problems, 


die den Vorzug der systematischen Folgerichtigkeit besitzt, sieht 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 3. 49 


779 Gerhard Albrecht, 


er als unzureichend an, weil ihr Verkünder von den Menschen 
falsche und von dem Wesen des Sozialen so gut wie gar keine 
Vorstellungen besaß. Dühring setzt ihr a Gedanken- 
gang entgegen: 

Voraussetzung für das Verständnis des volkswirtschaftlichen 
Prozesses ist die Erkenntnis, daß Produktion, Vertei- 
lung und Konsumtion (die selbst kein Sondergebiet 
der Volkswirtschaftslehre darstellt) nicht mechanisch von ein- 
ander zu trennnen sind, sondern nur relativ gesonderte 
Sphären des Wirtschaftsprozesses darstellen, 
die in ständigen Wechselbeziehungen zueinander stehen. Ins- 
besondere ist die Verteilung als ein vorbereitender Akt der Pro- 
duktion aufzufassen; wieviel zu verteilen sein wird, hängt mit 
davon ab, wie die Verteilung stattfindet; denn eine Veränderung 
der Verteilung des volkswirtschaftlichen Gesamtertrages bedeutet 
eine veränderte Ordnung der produzierenden Funktionen. Lie 
Verteilung vollzieht sich unter dem entscheidenden Einflusse 
sozialer Gestaltungskräfte; sie stellt eine Sphäre von Vorgängen 
dar, die sich gleichsam über dem Fundament der Produktion 
lagert, so daß die sozialen Tatsachen in die Produktion über- 
greifen und die von dem Gesellschaftsorganismus unabhängigen 
Bestimmungsgründe der Produktion ergänzen, während um- 
gekehrt das nackte Resultat der Produktion die sozialen Be- 
wegungen und damit die Proportionen der Verteilung nicht zu 
beherrschen vermögen. Der elementarste Ausdruck gesellschaft- 
licher Einflüsse auf die Produktion ist die Arbeitsteilung, 
die sich zur Berufsgruppierung und zur Gliederung der produ- 
zierenden Funktionen entwickelt. Weil also die Verteilung der 
Erträge auch die Verteilung der produktiven Kräfte in sich 
schließt, hängt das Maß der Produktion, das 
über den Grad des Volkswohlstandes entscheidet, zum we 
sentlichen Teile von der Verteilung ab. 

Der notwendige — und über das Notwendige etwa hinaus- 
gehende — Betrag an Produktion ist durch die Nachfrage, durch 
sie also ist das jeweils erforderliche Maximum des Angebots be- 
stimmt. Die Nachfrage ihrerseits ist durch die Summe der 
Bedürfnisse und durch die verfügbaren Kaufmittel bestimmt. 
Falsch ist es, die menschlichen Bedürfnisse als praktisch un- 
begrenzt anzusehen; sie sind zwar der Veränderung und Steige- 
rung fähig, aber bilden doch für die entscheidende Masse eine 
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jeweils ziemlich fest umgrenzte Größe, da die luxuriöse Befriedi- 
gung jedenfalls nicht als Norm anzusehen ist. Nur insofern kann 
praktisch von einer relativen Unbegrenztheit der Bedürfnisse 
gesprochen werden, als gewöhnlich zwischen dem vorgezeichneten, 
durch die Summe des natürlichen Bedürfens und die Summe der 
gewohnheitsmäßigen Befriedigung bestimmten Maximum des Be- 
darfs und der tatsächlichen Befriedigung eine Kluft besteht, die 
den unbefriedigten Bedarf als relativ unbegrenzt erscheinen läßt. 

Der somit jeweils bestimmte Bedarf kann in- 
sofern, als er — das Vorhandensein der erforderlichen Kaufmittel 
vorausgesetzt — gewissermaßen einen Zug auf die Produktion 
ausübt, als ıkonsumtive Kraft. bezeichnet werden, die 
also eine noch mangelnde und erst zukünftige Konsumtion dar- 
stellt. Welche Rolle spielen diese konsumtiven Kräfte in dem 
"Wechselspiel von Produktion, Verteilung und Konsumtion? Die 
Begrenztheit der Leistungen der höheren produktiven Funktionen 
hat ihren Grund in der Notwendigkeit vorgängiger Konsumtionen. 
Diese wiederum haben ihre Grenze an der sie selbst ermöglichen- 
den Produktion. Nur da, wo die konsumtiven Kräfte 
ohne Widerstand und in zweckmäßiger Verteilung das Maß 
der produktiven Funktionen bestimmen, kann 
zwischen Konsumtion und Produktion eine natürliche Korre- 
spondenz vorhanden sein. Das bloße Bedürfnis ist aber an sich 
selbst noch keine konsumtive Kraft. Diese Kraft besteht viel- 
mehr nur als Vermögen oder Macht, die Aequivalente für die zu 
verzehrenden Gegenstände zu schaffen. Das vorherrschende und 
entscheidende Aequivalent ist die Arbeit, d. h. überhaupt produk- 
tive Fähigkeit. Die konsumtive Kraft entspricht also regelmäßig 
der Fähigkeit, eine gewisse produktive Tätigkeit zu entwickeln. 
Da im ganzen gesehen der Konsum der arbeitenden Masse für 
die Gestaltung der Produktion entscheidend ist, ist der Ar- 
beitslohnalsRegulatorder Konsumtionund 
als Aequivalent für die Mitwirkung am Pro- 
duktionsprozeßletztenEndesderRegulator 
der Produktion. Also nur dadurch, daß die Masse der 
Arbeitenden, die das erste und entscheidende Interesse an aus- 
reichender Produktion, d. h. für sie aber zugleich an der Schaf- 
fung von Kaufäquivalenten durch Einsetzung ihrer Arbeits- 
kraft haben, sohne Widerstand und in zweckmäßiger Verteilung« 
in den Produktionsprozeß eingeschaltet werden, kann das Gleich- 
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gewicht zwischen Produktion und Konsumtion vollkommen her- 
gestellt werden. Das heißt aber, daß die Initiative der 
Versorgung, also der Produktion, dahin verlegt wer- 
den muß, wo das Interesse der Versorgung seinen Schwerpunkt 
hat, also in die Masse der Arbeitskraft An- 
bietenden. 

Von hier aus muß gewissermaßen ein Druck auf die Pro- 
duktion ausgeübt werden, nicht etwa in dem Sinne, daß die 
Masse selbst auf dem sozialistischen Wege der Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel die gesamte Produktion selbst in die Hand 
nimmt und sich an die Stelle von Kapital und Unter- 
nehmertum setzt. Diese beiden und ihre Funktionen können 
nicht entbehrt werden. Es gilt nur, sie und die Masse 
der Arbeitenden in organischen Zusammen- 
hang zu bringen und so alle drei zu höchster Kraft- 
entfaltung zu veranlassen, damit die so vereinigte Produktivkraft 
sich zunehmend auch in der Richtung des höheren und höchsten 
Widerstandes der Natur entwickeln kann, deren Ueberwindung 
nach Carey das Wesen der wirtschaftlichen Produktion ausmacht. 

Hier wird das nach Dühring in Erweiterung des Careyschen 
Prinzips von dem Fortschreiten der Bodenkultur vom schlechteren 
zum besseren Boden in erster Linie maßgebende Pro 
duktionsgesetz von Bedeutung, nach dem die 
menschlichen KräfteinstinktivinderRich 
tung des geringsten Widerstandes angewandt 
werden. Erst mit zunehmender Steigerung dieser Kräfte, sei 
es durch Anwendung von Werkzeugen, Maschinen und neu ent- 
deckten Naturkräften, sei es durch zunehmend organische Zu- 
sammenfassung der sozialen Kräfte der Gesellschaft, entsteht 
die Möglichkeit, stärkere Widerstände der Natur zu überwinden, 
ihre latenten Kräfte und Gaben freizumachen, den Produktions- 
erfolg zu steigern. Die Natur enthält also ständig Reserven, 
deren Ausbeutung mit zunehmender Bevölkerungszahl, zu- 
nehmender Zusammenfassung und Ordnung der zunächst un- 
organisch nebeneinander stehenden und wirkenden, aber mehr 
und mehr dem Ziele der Solidarität zustrebenden sozialen Kräfte, 
möglich wird. In diesem Sinne also gewinnt die Verstärkung des 
Einflusses der in erster Linie an der Versorgung interessierten 
Masse der Arbeitskraft Anbietenden auf den Produktionsprozeß 
für die Hebung der Produktivität Bedeutung. 
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Denn wieistder bestehende Zustand der Wirt- 
schaft? Dühring bezeichnet ihn als eine Wirtschafts- 
oligarchie, in der die Gestaltung des Produktionsprozesses 
überwiegend vom Interesse der geringen Zahl, nämlich der 
kapitalistischen Unternehmer bestimmt wird. Ihr liegt nichts 
als der Egoismus, das persönliche Erwerbsinteresse der Unter- 
nehmer zugrunde. Er verwirft zwar nicht das Erwerbsinteresse, 
sondern nur den Egoismus, der als Entartung des Selbst- 
erhaltungs- und Selbstförderungstriebes aufzufassen ist; dieser 
Trieb selbst und sein wirtschaftlicher Ausdruck, das Erwerbs- 
interesse, sind unentbehrliche und förderliche Antriebe des 
Wirtschaftslebens. Aber sie entbehren naturgemäß des für- 
sorglichen, d. h. das Interesse der anderen mitvertretenden 
Charakters und damit des stetigen Bestrebens nach höchst- 
möglicher Steigerung der Produktion. Als Gegengewicht 
gegen das als Element des Produktionsprozesses förder- 
liche Erwerbsstreben des kapitalistischen Unter- 
nehmertumsist das Gewicht derarbeitenden 
undinerster Liniean vollkommener Versor- 
gung interessierten Masse gleichsam als Repräsen- 
tanten der konsumierenden Gesamtheit ins Spiel zu setzen. Der 
Mangel an wirtschaftlicher Selbständigkeit dieser Masse ist zu 
ersetzen einmal durch die Solidarität der Masse auf 
dem Wege der Assoziation, sodann durch Scha f-. 
fung politisch ausgleichender Institutionen 
seitens des Staates als des Repräsentanten der Volks- 
gesamtheit. Dem bestehenden Zustande der zentralistischen 
Gestaltung der Wirtschaft in der Form der Uebermacht des 
kapitalistischen Unternehmertums, der nur eine — allerdings 
für die Gesamtentwicklung notwendige und förderliche — Ueber- 
gangsform darstellt, muß die stärkere Vereinigung bisher ganz 
getrennter oder nur in kleinen Gruppen zusammengehaltener 
Elemente der Gesellschaft folgen; der rohen, doch ganz m ech a- 
nischen und äußerlichen Zentralisation müssen 
gegliederteFormen einer organisch zusammen- 
gefügten Einheit entgegengestellt werden. Die bis- 
herige Zentralisation ist Organisationin Ge- 
stalt einseitiger Mittelpunktsbildung zur 
Zusammenfassung »des zersetzten Stoffes der früheren un- 
genügenden Gebilde«. Jetzt aberstreben die Bestand- 
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teile innerhalb der neuen Form, in die sie zunächst gezwungen 
worden sind, nach einer neuen Selbständigkeit, 
und da sie durch bloß zersetzende Kräfte gegen die mechanisch 
bindende Gewalt nichts ausrichten, so müssen sie in einer zer- 
gliederten Formierung ihr Ziel suchen. Die Assoziation im 
weiteren Sinne des Wortes, aber nicht die lose, sondern die in 
einem gewissen Maße gebundene Assoziation, ist die natürliche 
Nachfolgerin der zentralistischen Herrschaft« (S. 298). Diese 
Entwicklung bedeutet eine Dezentralisation, aber nicht 
im Sinne einer Rückbildung, von der Zentralisation wird vielmehr 
die Konzentrierung der Funktionen beibehalten, während die 
absorbierende Kraft des Mittelpunktes in 
der relativen Selbständigkeit der vereinig- 
ten Glieder ein Gegengewicht findet. In dieser 
Form der Wirtschaftsgestaltung würden die Menschen und die 
Volksgesamtheit als Produzenten leisten, was sie als Konsu- 
menten beanspruchen. 
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Die Gewerkschaftsbewegung 
in der Tschechoslowakischen Republik. 


Von 
ALBIN OBERSCHALL. 


Obgleich die Gewerkschaftsbewegung in der Tschechoslowaki- 
schen Republik zu den absolut und verhältnismäßig stärksten aller 
Staaten gehört, so wußte man davon bis zum Jahr 1923 herzlich 
wenig. Noch der dritte Jahrgang des Jahrbuches des Internationalen 
Arbeitsamtes vom Jahre 1923 bringt eine riesig lückenhafte Darstel- 
lung der Gewerkschaftsbewegung in der Tschechoslowakei. Es ist dies 
jedoch erklärlich, da eine Statistik der Gewerkschaften im ehemaligen 
Oesterreich nicht durchgeführt worden war und daher auch von den 
neuen Staaten nach dem Zerfall der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie nicht hat übernommen werden können. Im ehemaligen 
Oesterreich sind nur einmal, und zwar zum Stande vom 31. De- 
zember 1900 alle Arbeitervereine, darin also auch die Gewerkschaften, 
statistisch erhoben worden. Es erschien auch ein Tabellenband, eine 
textliche Untersuchung des Materials blieb jedoch aus. Seither be- 
gnügte sich die österreichische Statistik damit, jährlich nur gewisse 
Auszüge aus Jahresberichten einzelner Gewerkschaftszentralen zu ver- 
öffentlichen. Diese Berichte waren einmal schwer untereinander ver- 
gleichbar, dann aber wurde nicht die gesamte Bewegung erfaßt. Ob- 
gleich gerade die Gewerkschaften vor dem Umsturz eine nicht un- 
wesentliche Rolle gespielt hatten, war man sich nach dem Umsturz 
über den Stand derselben in allen auf dem Boden der österreichisch- 
ungarischen Monarchie entstandenen neuen Staaten sehr im unklaren. 
Da die Bedeutung der Gewerkschaften nach dem Umsturz noch von 
Jahr zu Jahr stieg, so entschloß sich das Statistische Staatsamt in Prag 
1922, eine Gewerkschaftsstatistik durchzuführen, und 
zwar nicht nur für das Jahr 1921, sondern auch für die Jahre 1913 
und 1914 sowie für die Jahre 1918—1920, d. i. für die Jahre un- 
mittelbar vor und nach dem Kriege. Seither wird diese Statistik jähr- 
lich wiederholt. Die vorläufigen Ergebnisse für die Jahre 1913, 1914 
und ıgı8—ıg2ı wurden in Heft 28/29 der »Mitteilungen des Sta- 
tistischen Staatsamtes« vom Jahre 1923 und die vorläufigen Ergeb- 
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nisse vom Jahr 1922 in Heft 3 bis 5 derselben Mitteilungen vom Jahre 
1924 veröffentlicht. »Die Daten für 1923 erschienen in Nr. 108—111 
(Jahrgang 1924) und die für 1924 in Nr. 90—92 (Jahrgang 1925) der 
»Mitteilungen«. Eine systematische Bearbeitung des Gewerkschafts- 
materials, insbesondere des für die Jahre 1913—1922, wurde vom 
Verfasser vorgenommen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung er- 
scheinen niedergelegt in der tschechisch mit einem französischen 
Resumé erschienenen Veröffentlichung des Statistischen Staatsamtes 
»Odborov& organisace zaměstnanecké v rep. Ceskoslovenske. Stati- 
stická studie za léta 1913—1922« (Die Gewerkschaften der Arbeit- 
nehmer in der Tschechoslowakischen Republik. Eine statistische 
Studie für die Jahre 1913—1922). Die Veröffentlichung erschien als 
Band 5 der »Knihovna Statistick&ho vestniku« (Bücherei des Statisti- 
schen Anzeigers). Im vorliegenden soll insbesondere der deutschen 
Oeffentlichkeit ein Ueberblick über die wichtigsten Ergebnisse der 
erwähnten Untersuchung gegeben werden, ab und zu entsprechend 
dem privaten Charakter der vorliegenden Arbeit erweitertund 
ergänzt. Die Daten für 1923 und 1924 wurden hier soweit 
verwertet, als dies möglich war, da für diese Jahre nur vorläufige 
Hauptdaten vorliegen, noch nicht aber die Ergebnisse einer ähnlichen 
systematischen Arbeit wie für das Jahr 1922. Schon jetzt jedoch kann 
man sagen, daß die Struktur der tschechoslowakischen Gewerkschafts- 
bewegung im wesentlichen sich seit 1921 nicht geändert hat. Nur die 
Mitgliederzahl der einzelnen Richtungen fällt oder steigt, das Gefüge 
des Ganzen jedoch ist das gleiche, wie es durch die Untersuchung des 
1922er Materials bloßgelegt wurde. 

Die Erhebung erfolgt mittels Fragebogen, die nicht etwa 
von den Gewerkschaftszentralen, sondern von jeder einzelnen Gewerk- 
schaft, die eine selbständige Einheit darstellt, ausgefüllt werden. Jede 
Gewerkschaft ist ein nach dem Vereinsgesetz gegründete Körper- 
schaft mit vom Ministerium des Innern genehmigten Satzungen. Der 
Fragebogen, der für die Jahre 1913, 1914 und Ig18—ıg21 gleich- 
lautend war, für die Jahre 1922, ebenso für 1923 und auch schon für 
1924 auf Grund der jeweilig gemachten Erfahrungen ergänzt wurde, 
enthält im wesentlichen folgende Fragen: Satzungsgemäße Bezeich- 
nung der Gewerkschaft, Gründungsjahr, Sitz der Leitung, Zahl der 
Mitglieder (gegliedert nach dem Geschlecht, den Ländern, nach Be- 
amten und Arbeitern), Einnahmen und Ausgaben, Fachzeitschrift, 
bzw. Organ der Gewerkschaft, Gewerkschaftszentrale und einige 
andere Fragen. Erhoben werden die Gewerkschaften aller Rich- 
tungen aller Völker des ganzen Staates und ohne Rücksicht darauf, 
ob sie einer Gewerkschaftszentrale angehören oder nicht. So wurde 
zum erstenmal ein vollständiges Bild der tschechoslowakischen Ge- 
werkschaftsbewegung erzielt. 

Wenn oben gesagt wurde, daß die Tschechoslowakei zu den 
Staaten gehört, wo de Gewerkschaftsbewegung ein 
gewurzelt und ungemein entwickelt ist, so sei im 
folgenden der Beweis hiefür erbracht. Wir stellen nach dem Jahrbuch 
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des Amsterdamer Gewerkschaftsbundes für die Jahre 1921, 1922 und 
1923, das die Gesamtzahl der gewerkschaftlich Organisierten aller 
Richtungen, also nicht bloß der Amsterdamer Richtung, für die 
meisten Kulturstaaten bringt, die zehn Staaten mit der absolut größten 
Zahl von gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmern in absteigen- 
der Reihenfolge untereinander. Diese absolute Zahl ist jedoch allein 
zur Charakterisierung der Stärke der Gewerkschaftsbewegung in 
irgendeinem Lande nicht maßgebend. Am besten würde die Stärke 
der Gewerkschaftsbewegung eines Landes durch das Verhältnis der 
Gewerkschaftsmitglieder zu der in einem Berufe überhaupt Tätigen 
bezeichnet. Nun kennen wir aber für die letzte Zeit, auf welche sich 
die folgenden Gewerkschaftsmitgliederzahlen beziehen, noch wenige 
Daten der Berufstätigen, ganz abgesehen davon, daß der Begriff 
»Berufstätiger« nicht für alle Staaten ein einheitlicher ist. In 
Unkenntnis der Zahl der Berufstätigen sind wir gezwungen, die 
Zahl der Einwohner überhaupt als Grundlage zur Berechnung eines 
Verhältnisses mit der Zahl der Gewerkschaftsmitglieder zu nehmen. 
Im wesentlichen genügt jedoch diese Verhältniszahl zum Vergleiche 
der Stärke der Gewerkschaftsbewegung in den wichtigsten Staaten. 


Tabelle ır. 
Die Staaten mit der stärksten Gewerkschaftsbewegung. 





St t Gewerkschaftsmitglieder % der Einwohner 
Staa I92r | 1922 | 1923 1921 | 1922 | 1923 











Deutsches Reich „ „. | 12 596 000 | I1 264 000 | 9193 000 | 21,0 | 18,8 | 15,3 


Rußland ..... 6857 000 | 4 494 000 | 4 556 000 5,2 3,4 3,5 
England... ... 6 560 000 | 5 580 000, 5405 000 | 16,2 | 13,8 | 13,3 
Vereinigte Staaten .. | 5 179 000 | 3 821 000 | 3 600 000 4,9 3,6 3,4 
Italien . . . . . . | 2100000] 3443 000 | 2235 000 5,4 8,9 5,7 
Tschechoslowakei, . | 1977 000 | 1699 000| 1628000 | 14,5 | 12,5 | 12,0 
Spanien... ... I 305 000 582 000 | 453 000 6,0 2,7 2,1 


Deutschösterreich . | 1128000 | 1128000 | 1 117 000 | 17,3 | 17,3 | 17,1 
Frankreich .... 1047 000 | 1396 000 | I 396 000 2,7 3,6 3,6 


Belgien . . .... 920 000 781 000 745 000 | 12,2 | 10,4 9,9 
Polen... 2.2... 823 000 | 1233 000 770 000 3,0 4,5 2,8 
Mexiko ,. . .... 710 000 | 1030 000 | 800 000 5,1 7.4 5,8 
Australien... . . 684 000 703 000 700 000 | 11,9 | 12,2 | 12,2 
Niederlande .. . . 664 000 640 000 | 545 000 9,4 9,0 77 


In bezug auf die absolut größte Zahl von Gewerkschaftsmit- 
gliedern steht darnach die Tschechoslowakei 1921 bis 1923 an sechster 
Stelle,. in bezug auf das Verhältnis dieser Zahl zur Einwohnerzahl 
sogar an dritter bis fünfter Stelle. Wir haben mit 1921 begonnen, 
weil in diesem Jahr die Gewerkschaftsbewegung fast aller Staaten 
einen ersten Höhepunkt nach dem Weltkriege erreicht zu haben 
scheint. Wie die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder in der Tschechoslo- 
wakei von I 976 923 im Jahr 1921 auf 1712934 im Jahr 1922 und 
auf I 627 506 im Jahre 1923 gefallen ist, so ist auch in den meisten 
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andern Staaten ein Rückgang der Zahl der gewerkschaftlich organi- 
sierten Arbeitnehmer eingetreten. 

Die Gewerkschaftsmitglieder der Tschechoslowakischen Republik 
verteilen sich in den Jahren 1921 bis 1924 auf die einzelnen Gewerk- 
schaftszentralen oder Gewerkschaftsrichtungen, bzw. gehören 
keiner Gewerkschaftszentrale an in einer Stärke, die aus der folgenden 
Tabelle zu ersehen ist: 


Tabelle 2. 
Hauptüberblick über die Gewerkschaften 1921—1924. 








Gewerkschafts- 1921 1922 1923 1924 


nn oder or-| Mit- [Or-| Mit- |Or-| Mit- |or-| Mit- 
ICTMUDG gan.| glieder |gan.| glieder |gan.| glieder |gan.| glieder 











I. Deutsche Gewerkschaften 









Nationale 24| 49323] 22| 43112] 20| 46230] ı9| 48609 


Christlichsoziale , . 13 14 561| 13 12 620| 14 16 944| ıo| 19002 
Sozialdemokratische | 24 | 372 027| 24 | 291 269| 23 | 229678] 23 | 231 566 
Neutrale ._ . .. . 2I 12 322| 21 I2 336| 20| 12 135| 2I| 11437 


Ohne Zentrale 
Deutsche Gewerk- 


221 21 558| 27| 31648] 37! 33101] 40| 34806 
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schaften zus. „ .| 104| 469 791] 107 338 088| 113 | 345 420 
2. Tschechische Gewerkschaften 
Nationale ....|ı7 15 000| 4I 1708| 7 17 687 
Nationalsozialist. . | 61 | 311 917| 59 | 287 431] 57 306 247 
Christlichsoziale „ . | 24 72 544| 20 | 113426] 2I 123 769 
Sozialdemokratische | 60 | 675 625] 53 | 404 9841 47 343 284 
Kommunistische . | — — 10| 89941] 12 210 611 
Neutrale . . ... 62 97 058| 65 | 108 461] 53 92 633 
Neutrale . . .. . 20 9021| 20| 10241] 2I 10 621 
Ohne Zentrale . . | 8r | 320 567| 116 | 290 385] ı20 | 248 860| 116 | 219 184 
Pen nn san 2 ea u a a nÜ Ö SS Sul Ü See 22 
Tschechische Ge- | | 
werkschaften zus.| 325 |I 501 732] 384 |I 321 949] 338 |x 289 418| 354 |I 324 036 











Insgesamt, . |429 lr 971 523| 491 Ir 712 934| 452 Ir 627 506] 467 Ir 669 456 


Die Gewerkschaften der Tschechoslowakei zerfallen also zu- 
nächst in deutsche und tschechische. In den tschechischen Gewerk- 
schaften befinden sich neben den Tschechen und Slowaken auch 
größtenteils die Angehörigen der Polen, Ruthenen und Madjaren. 
Die deutschen wie tschechischen Gewerkschaften verteilen sich dann 
auf eine nationale, christlich-soziale, sozialdemokratische und neutrale 
Richtung, welche Richtungen auch schon vor dem Kriege bestanden, zu 
denen jetzt nur noch die kommunistische hinzugekommen ist. Wir 
haben oben die Kommunisten unter den tschechischen Gewerkschaften 
angeführt, weil der größte Teil der Kommunisten Tschechen und Slo- 
waken sind. Die nationale Richtung wird bei den Deutschen ver- 
treten durch die Reichsvereinigung der deutschen 
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Gewerkschaften, die im September 1919 gegründet wurde 
und ihren Sitz in Prag hat. Diese Richtung bestand jedoch schon vor 
dem Kriege. Die diesbezüglichen Gewerkschaften waren damals zu- 
sammengefaßt in der »Zentralkommission der deutschen Arbeit- 
nehmerverbände Oesterreichs«.. Nach dem Umsturz entstanden aus 
den in den Ländern Böhmen, Mähren und Schlesien liegenden Teilen 
dieser Gewerkschaften naturgemäß selbständige Verbände, wie auch, 
wie oben gesagt wurde, eine neue Zentrale für sie geschaffen werden 
mußte, Es ist notwendig, dies zu betonen, damit auf Grund der 
Jahreszahl der Gründung nicht etwa angenommen wird, daß es sich 
um eine erst ganz junge Richtung handelt. Mitglieder der Ver- 
einigung können nach $ 3 der Satzungen nur deutsche unpolitische 
Vereine mit behördlich genehmigten Satzungen werden, welche auf 
gewerkschaftlicher Grundlage aufgebaut sind. Ueber den Zweck be- 
sagt $ 2:»Zweck der Vereinigung ist die Förderung der wirtschaftlichen 
und sozialen Interessen der angeschlossenen Berufsgruppen, wobei 
die einzelnen Standesgruppen berücksichtigt werden müssen.« Man 
bemerkt, daß schon in den Satzungen, soweit dies in Satzungen über- 
haupt möglich ist, der deutsche Charakter hervorgehoben wird und 
daß diese Gewerkschaftszentrale nicht die Vertreterin einer Klasse 
sein will. Die christlichsoziale Richtung bei den Deutschen erscheint 
vertreten durch den Verband der christlichen Ge- 
werkschaften, der seit seiner Gründung im Jahr Igıg bis zum 
Jahr 1924 den Sitz in Reichenberg hatte und ihn jetzt in Zwittau in 
Mähren hat. Die Richtung dieser Gewerkschaftszentrale kommt 
schon im Namen zum Ausdruck. Auch hier handelt es sich um eine 
schon vor dem Kriege bestehende Bewegung. Die diesbezüglichen Ge- 
werkschaften waren vor dem Kriege in der »Zentralkommission der 
christlichen Gewerkschaften Oesterreichs« zusammengefaßt und es ge- 
hörte ihr auch ein Teil der tschechischen und polnischen Gewerk- 
schaften mehr oder weniger lose an. Nach dem Umsturz ergaben sich 
für diese Richtung dieselben Verhältnisse wie oben bei der nationalen 
Richtung. Das Organ heißt »Die Gewerkschaft«. Die Gewerkschafts- 
zentrale deutscher sozialdemokratischer Richtung heißt Deutscher 
Gewerkschaftsbund, wurde im April IgIg gegründet und 
hat ihren Sitz in Reichenberg. Aus dem Namen ist die Richtung nicht 
ersichtlich, erst aus den Satzungen geht sie hervor. Nach § r der 
Satzungen ist ihr Zweck u.a. »Sozialisierung, planmäßige Umgestaltung 
der Volkswirtschaft im Sinne der Gemeinwirtschaft... Die Pflege 
internationaler Beziehungen zu den Gewerkschaften der Länder, 
welche dem Internationalen Gewerkschaftsbunde angeschlossen sind«. 
Der internationale Charakter wird also bewußt betont. Wie wir weiter 
sehen werden, gehören ihr größtenteils nur deutsche Mitglieder an, 
da die tschechischen und slowakischen Sozialdemokraten ihre eigene 
Gewerkschaftszentrale haben. Auch diese Richtung bestand schon 
lange vor dem Kriege, ja es handelt sich hier um die älteste gewerk- 
schaftliche Richtung in Oesterreich überhaupt. Die diesbezüglichen 
Gewerkschaften waren vor dem Umsturz zusammengeschlossen in 
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der »Gewerkschaftskommission Oesterreichs«, der auch die Gewerk- 
schaftsmitglieder der Polen, und Südslawen, sowie ein Teil der Tsche- 
chen angehörte. Für die Entwicklung nach dem Umsturze gilt das- 
selbe, was oben von der nationalen und christlichsozialen Richtung 
gesagt wurde. Organ dieser Richtung ist die in Reichenberg erscheinende 
»Gewerkschaftliche Rundschau«. Der neutralen Richtung bei den 
Deutschen ist zuzuzählen einmal eine ganze Reihe von Gewerk- 
schaften, die keiner Gewerkschaftszentrale 
angehören und damit ihren neutralen Charakter betonen wollen, 
dann die Gewerkschaftszentrale „Verband der deutschen 
Staatsangestelltenvereinigungen« der im Dezem- 
ber 1920 gegründet wurde und seinen Sitz in Aussig hat. Sein Organ 
ist der in Aussig erscheinende »Deutsche Staatsangestellte«. Staats- 
angestellte finden wir, dies sei ausdrücklich hervorgehoben, außerdem 
noch in allen bisher genannten Richtungen. In der vorliegenden Zen- 
trale haben wir also eine ausgesprochen politisch neutrale Richtung 
vor uns. Auch diese Richtung bestand schon vor dem Umsturz, zer- 
fiel allerdings damals in mehrere Zentralverbände. Nach dem Um- 
sturz schlossen sich die Mitglieder dieser früheren Zentralverbände in 
selbständigen Gewerkschaften zusammen und diese Gewerkschaften 
gingen noch einen Schritt weiter als dies in Oesterreich der Fall ge- 
wesen, sie schlossen sich zusammen zu dem »Verbande der deutschen 
Staatsangestelltenvereinigungen«. Einige Gewerkschaften von Staats- 
angestellten sind aber bis heute noch keiner Gewerkschaftszentrale an- 
geschlossen, was sehr zu bedauern ist. Bei den Tschechen ist die älteste 
Gewerkschaftszentrale das sozialdemokratischa Odborov&sdru- 
Zeni (zu deutsch »Gewerkschaftsvereinigung«). Diese Gewerkschafts- 
zentrale wurde bereits im Januar 1897 gegründet und es schlossen sich 
ihr der größte Teil der Tschechen sozialdemokratischer Richtung, die 
bisher zur deutschen » Gewerkschaftskommission Oesterreichs« gehört 
hatten, an. Nur ein kleiner Teil, die sogenannten Zentralisten, blieb 
auch weiter, und zwar bis zum Umsturz bei der Wiener Zentrale und 
ging im Odborové sdružení erst nach dem Umsturz auf. Das Od- 
borové sdružení hat seinen Sitz in Prag. Den Charakter dieser Gewerk- 
schaftszentrale finden wir gleich zu Beginn der Satzungen zum Aus- 
druck gebracht, wo es heißt, daß der Zweck sei »eine Wirtschafts- 
ordnung im sozialistischen Geiste zu schaffen«. Das Organ dieser Ge- 
werkschaftszentrale heißt wie diese selbst »Odborov& sdruzeni«. Nicht 
viel jünger ist der eine Flügel der tschechischen nationalen Richtung, 
nämlich die CeskoslovenskäObec dělnická (Cs. Ar- 
beitergemeinde) mit dem Sitze in Prag und gegründet im Oktober 
1898. Zu den Zwecken dieser Gewerkschaftszentrale gehört es nach 
deren Satzungen, unter ihren Mitgliedern das Nationalbewußtsein zu 
stärken, womit sich diese Richtung von der sozialdemokratischen deut- 
lich abhebt. Organ dieser Richtung ist die in Prag erscheinende »So- 
ciälnf Präce« (Soziale Arbeit) Der andere Flügel der nationalen 
tschechischen Richtung wird vertreten durch das Närodni sdru- 
zeni odborovych organisaci (Nationale Gewerkschaftsvereinigung), das 
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seinen Sitz in Prag hat und dessen Organ die»Delnicko-zrizenecke listy« 
(Blätter für Arbeiter und Angestellte) sind. Diese Gewerkschafts- 
zentrale ging aus einem schon seit 1912 bestehenden Vereine im 
April 1921 hervor. In den Satzungen erscheint direkt eine Beziehung 
zu der auf der äußersten Rechten der tschechischen politischen Par- 
teien stehenden Nationaldemokratischen Partei zum Ausdruck ge- 
bracht, während der vorhergenannte nationale Flügel der tschechi- 
schen Nationalsozialistischen Partei nahesteht. Die Gewerkschafts- 
zentrale christlichsozialer Richtung heißt Ríšská čsl. vSeod- 
borovä komise krestansko-sociälnf (zu deutsch tsche- 
choslowakische christlichsoziale allgewerkschaftliche Reichskommis- 
sion.) Sie hat ihren Sitz in Brünn, ihr Organ ist der Delnik (Arbeiter), 
Sie ging nach dem Umsturz aus einer bereits seit 1902 bestehenden 
christlichsozialen Gewerkschaft hervor. Die Richtung dieser Gewerk- 
schaftszentrale ist schon aus dem Namen ersichtlich. Der neutralen 
Richtung bei den Tschechen gehören einmal eine Reihe von Gewerk- 
schaften an, die sich keiner Gewerkschaftszen- 
trale angeschlossen haben und dann zwei Beamtengewerkschafts- 
zentralen, und zwar der Č s. svaz úřednických a zffze- 
neckfch organisaci d.h. Čs. Verband der Beamten und An- 
gestelltenorg. (gegr. Igog, Organ Odborové ústredí, d. h. Gewerk- 
schaftszentrale), dann der Ustřední svaz čs. verejných 
úřednikůs vysokoškolským vzěláním, profe- 
sorů a soudců d. h. Zentralverband der čs. öffentlichen Be- 
amten mit Hochschulbildung, der Professoren und Richter (gegründet 
1919, Organ Zprávy výboru ústřed. svazu usw., d. h. Mitteilungen 
des Ausschusses des Zentralverbandes usw.). Beide diese Gewerk- 
schaftszentralen haben ihren Sitz in Prag. Die zweitjüngste (die 
jüngste ist eine kleine slowakische) Gewerkschaftszentrale ist die 
kommunistische. Tschechisch heißt sie Mezinárodní všeod- 
borový svaz, deutsch Internationaler allgewerkschaftlicher 
Verband. Neben der tschechischen und deutschen Bezeichnung findet 
sich noch eine slowakische, polnische und madjarische. Die kom- 
munistische Gewerkschaftszentrale ist die einzige internationale, die 
ihren Namen fast in so viel Sprachen offiziell trägt, als es Völker in 
der Tschechoslowakei gibt, während die deutsche sozialdemokratische, 
aber ebenfalls internationale Richtung nur einen deutschen, die 
tschechische sozialdemokratische und ebenfalls internationale Rich- 
tung nur einen tschechischen Namen hat. In den Satzungen der kom- 
munistischen Gewerkschaftszentrale, die vom Ministerium des Innern 
genehmigt sind, kommt das Wörtchen kommunistisch nicht vor. Der 
kommunistische Charakter dieser Zentrale geht vielmehr aus den Ent- 
schließungen der Moskauer Zentrale hervor. Das Organ ist der Delnik 
(Arbeiter) und der Rudy odborär (Roter Gewerkschafter). In bezug 
auf alle Gewerkschaftszentralen sei noch hervorgehoben, daß sie alle 
bis auf die tschechische sozialdemokratische, die deutsche sozialdemo- 
kratische und die tschechische christlichsoziale Gewerkschaftszentrale 
nach dem Vereinsgesetz gegründete Körperschaften sind, deren Sat- 
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zungen vom Ministerium des Innern genehmigt wurden. Nur die 3 
ausgenommenen Richtungen fußen auf eigenen Satzungen, die nicht 
von der Behörde genehmigt sind. 

Zwei Unterschiede zwischen deutschen und tschechischen Gewerk- 
schaften sind aus Tabelle ı deutlich bemerkbar. Zunächst über- 
wiegt bei den Deutschen eine Richtung: Sie umfast etwa drei Viertel 
aller Mitglieder. Dann stehen bei den Tschechen etwa ein Fünftel der 
Gewerkschaftsmitglieder außerhalb einer Gewerkschaftszentrale, ge- 
hören keiner wie immer benannten Richtung an. Ein dritter Unter- 
schied geht aus der folgenden Tabelle (nächste Seite) hervor, die die 
Nationalität der Gewerkschaftsmitglieder be- 
handelt. 

Wir sehen, daß sich in den deutschen Gewerkschaften fast 
nur Deutsche, in den tschechischen dagegen auch zum Teil An- 
gehörige anderer Nationalitäten befinden. Da es in der Tschecho- 
slowakei 745 43I Staatsbürger madjarischer, 461 849 ruthenischer 
und 75 853 polnischer Nationalität gibt, sehen wir, daß diese drei 
Völker gewerkschaftlich noch wenig organisiert sind. Bei den Deut- 
schen dagegen entspricht der Hundertsatz der Gewerkschaftsmit- 
glieder von allen Gewerkschaftsmitgliedern ungefähr dem Hundert- 
satz der deutschen Staatsangehörigen (23,4%) von allen Staatsan- 
gehörigen. Das gleiche gilt von den Tschechen, während die Slowaken 
ebenfalls schwach organisiert sind. Ihre genaue Zahl läßt sich jedoch 
nicht feststellen. Da es aber 1921 bis 1924 in der Slowakei und Kar- 
pathorußland nur etwa 180000 Gewerkschaftsmitglieder gab, die aus 
Slowaken, Madjaren und Ruthenen bestehen, so kann man die slowa- 
kischen auf etwa 140 000 schätzen, während es daselbst insgesamt 
I 952 333 slowakische Staatsangehörige gibt. 

Für das mittlere Jahr des Zeitraumes 1921 bis 1924, d. i. für das 
Jahr 1922 wurden alle im Fragebogen für dieses Jahr enthaltenen 
Fragen, bzw. das auf diese Fragen hin eingelaufene Material unter- 
sucht. Einige der wichtigsten Ergebnisse sollen im folgenden mit- 
geteilt werden. Zunächst soll die Zahl aller Gewerkschafts- 
mitglieder ohne Unterschied auf Nationalität und Richtung zu 
einigen andern Größen in Beziehung gesetzt 
werden. Von allen Einwohnern der Republik (13 613 172) betragen sie 
im Jahre 1922 12,58% (im J. 1921 bekanntlich 14,52%, im J. 1923 
11,96% ,im J. 1924 12,26%), von allen über 21 Jahre alten Personen (der 
größte Teil der Gewerkschaftsmitglieder ist über 2r Jahre alt) 21,81%, 
von allen in der Landwirtschaft angestellten Berufstätigen, d. i. Be- 
amten, Arbeitern, Lehrlingen und Taglöhnern, sowie Dienstpersonal 
19,1%, von allen in Industrie und Gewerbe berufstätigen 48,8%, von 
allen in Handel und Verkehr Berufstätigen 53,0%, von allen in öffent- 
lichen Diensten und freien Berufen berufstätigen Angestellten 65,1% 
und von allen berufstätigen Arbeitnehmern zusammen (3 913 091) 
43,8%. Die Zahl aller gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer 
in der Tschechoslowakei beträgt also etwa ein Zehntel aller Einwohner, 
etwa ein Fünftel aller über zı Jahre alten Personen und etwa 40% 
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aller in irgendeinem Berufe tätigen Arbeitnehmer. In jeder der ge- 
nannten Beziehungen besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen 
den Sudetenländern Böhmen, Mähren und Schlesien einerseits und 
den Karpathenländern Slowakei und Karpathorußland anderseits. 
Die Sudetenländer stehen durchwegs etwas über, die Karpathen- 
länder dagegen tief unter den genannten Verhältniszahlen. In jeder 
der genannten Beziehungen besteht aber auch weiterhin ein wesent- 
licher Unterschied zwischen Männern einerseits und Frauen ander- 
seits. Die Verhältniszahlen für die Frauen stehen im allgemeinen tief 
unter dem Durchschnitt. 

Von den 491 Gewerkschaften des Jahres 1922 nehmen 103 nur 
Arbeiter, 296 nur Beamte auf, während 92 gemischt sind. Der größte 
Teil der Mitglieder in den gemischten Gewerkschaften sind jedoch 
Arbeiter. Von den Gewerkschaftszentralen, die nicht nur Beamten- 
organisationen umfassen, weist die meisten Beamtengewerkschaften 
(77,3%) die Reichsvereinigung der deutschen Gewerkschaften auf. 
Auch der größte Teil der Gewerkschaften, die außerhalb einer Zentrale 
stehen, sind Beamtengewerkschaften. Ueber die durchschnitt- 
lich auf eine Gewerkschaft entfallende Mit- 
gliederzahl unterrichtet uns die folgende Tabelle. 


Tabelle 4. 
Auf eine Gewerkschaft entfallen durchschnittlich Mitglieder: 


1921 1922 1923 1924 
a) Nach dem Beruf: 


Land- und Forstwirtschaft . . . . 11492 8065 6691 6565 
Industrie und Gewerbe . , . ... 6645 5333 5447 55% 
Handel und Verkehr . . . .... 5255 4296 3995 3851 
Oeffentl. Dienst und freie Berufe , , I 50I 1421 1345 1361 
b) Nach der Stellung im Beruf: 
Arbeitergewerkschaften . . . ... 8827 6945 6345 6608 
Beamtengewerkschaften „ , .... 2454 2202 2224 2168 
c) Nach der Nationalität: 
Deutsche Gewerkschaften „ . .. . 4517 3654 2966 3057 
Tschechische Gewerkschaften . . . 4767 3777 3815 3749 
Insgesamt . .... 4705 3748 3601 3575 


Die obigen Durchschnittszahlen geben das Maß der Konzentra- 
tion an. Die Deutschen sind darnach mehr zersplittert als die 
Tschechen, unter den Richtungen die Sozialdemokraten und Kom- 
munisten weniger als die andern, die Arbeiter weniger als die Beamter. 
usw. 

Ausdem Namen der tschechoslowakischen Gewerkschaf- 
ten ist nur in sehr wenigen Fällen der gewerkschaftliche Charakter 
sofort zu erkennen. Unter den deutschen Gewerkschaften nennen 
sich 45,8% »Verband«, unter den tschechischen 30,2%, unter den 
deutschen weiterhin 26,2% »Verein«, unter den tschechischen 20,0% 
usw. Von den deutschen Gewerkschaften haben nur 15,0% das Wort 
»Gewerkschaft«im Namen. Bemerkenswert jedoch ist, daß für manche 


io 
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Richtungen ein bestimmter Name, wie Verband, Verein od. dgl. cha- 
rakteristisch ist. 

Was den Sitz der Hauptleitung der tschechoslowakischen Ge- 
werkschaften betrifft, so hatten die 491 Gewerkschaften des Jahres 1922 
in 72 Gemeinden ihren Sitz. Bezeichnend für die Bedeutung Prags ist 
es, daß daselbst 73,5% d. i. drei Viertel aller tschechischen Gewerk- 
schaften ihren Sitz haben. Von den deutschen Gewerkschaften haben 
die meisten ihren Sitz in Reichenberg (23,3%), dann in Aussig (12,1%). 
Aber auch in den überwiegend tschechischen Städten Prag und Brünn 
finden sich je 11,2% der deutschen Gewerkschaften. 

Ueber die Gründungszeit der Gewerkschaften, insbe- 
sondere der deutschen, läßt sich wenig sagen, da, wie schon früher er- 
wähnt wurde, besonders bei den Deutschen nach dem Umsturz zu 
einer großen Reihe von Neugründungen geschritten werden mußte. 
Mehr läßt sich über die tschechischen Gewerkschaften sagen. Von 
den 384 tschechischen Gewerkschaften, die es Ende 1922 gab, wurden 
46,9% vor dem Kriege, 3,4% während des Krieges und 49,7% nach 
dem Kriege gegründet. Daß die Kriegszeit für die Neugründung von 
Gewerkschaften keinen geeigneten Boden bildete, ist ebenso verständ- 
lich, wie daß nach dem Kriege etwa die Hälfte der jetzt bestehenden 
Gewerkschaften ins Leben gerufen wurde. Besonders in der Land- 
und Forstwirtschaft kam es erst nach dem Umsturz zu einem gewerk- 
schaftlichen Leben. Aber auch die Angestellten der Post, Eisenbahn 
und sogar die Militärgagisten schließen sich nach dem Umsturz ge- 
werkschaftlich zusammen. Mit dem Wesen des Umsturzes hängt es 
auch zusammen, daß nach dem Umsturz auch mehr Arbeiter- als 
Beamtengewerkschaften gegründet wurden. 

Schon die durchschnittlich auf eine Gewerkschaft entfallende 
Zahl von Mitgliedern hat uns gezeigt, daß die Gewerkschaften 
in der Tschechoslowakei im allgemeinen keine großen sind. Wir 
stellen weiter fest, daß 61,7%, aller deutschen und fast ebensoviel, 
nämlich 59,9 % aller tschech. Gewerkschaften im J. 1922 weniger als 1000 
Mitglieder haben. 29,0% der deutschen und 31,5% der tschechischen 
Gewerkschaften haben ıooı bis Io ooo Mitglieder und nur 9,3 deutsche 
und 8,6 tschechische Gewerkschaften haben über Io 000 Mitglieder. 
Wir sehen, daß in dieser Beziehung zwischen deutschen und tschechi- 
schen Gewerkschaften kein Unterschied besteht. Die größte Gewerk- 
schaft in der Tschechoslowakei war in den J. 1922 bis 1924 eine 
deutsche, nämlich die Union der Textilarbeiter). Von den 296 Be- 
amtengewerkschaften haben 66,9% nur höchstens r000 Mitglieder, von 
den übrigen, d. i. größtenteils Arbeitergewerkschaften haben nur 
50,4 bis zu r000 Mitglieder. Daß die Beamten gewerkschaftlich zer- 
splitterter sind, sehen wir auch hier wieder bestätigt. Was die Stärke 
der Gewerkschaften nach Berufszweigen betrifft, so finden wir ver- 
hältnismäßig am meisten Gewerkschaften mit über Io 000 Mitgliedern 
in der Land- und Forstwirtschaft, dann in Industrie und Gewerbe. 
Die Land und- Forstwirtschaft, die bis zum Umsturz nur schwach ge- 
werkschaftlich organisiert war, obgleich sie die größten Massen von 
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Arbeitnehmern aufweist, erscheint noch in großen Verbänden gewerk- 
schaftlich zusammengeschlossen, so wie dies auch bei den andern Be- 
rufszweigen zu Beginn der Gewerkschaftsbewegung in dem betreffen- 
den Berufszweige der Fall war. Doch ist schon zu bemerken, wie auch 
in der Land- und Forstwirtschaft die Zersplitterung einsetzt. Alle 
Gewerkschaftsrichtungen der Deutschen wie Tschechen suchen Ge 
werkschaften in der Land- und Forstwirtschaft zu besitzen oder ins 
Leben zu rufen. 

Zum Kriegführen gehört vor allem Geld. Das gleiche gilt von 
dem Kampf der Gewerkschaften. Die Einnahmen der Gewerk- 
schaften bestehen im wesentlichen aus Mitgliedsbeiträgen. Die Aus- 
gaben wiederum richten sich im allgemeinen nach den Einnahmen. 
Treten außerordentliche Ereignisse ein, denen die Gewerkschaftsein- 
nahmen nicht gewachsen sind, so gerät das Gewerkschaftsleben in die 
größte Gefahr. Ein Bild über die Einnahmen der einzelnen Gewerk- 
schaften im Jahre 1922 gewährt uns die folgende Tabelle. 


Tabelle 5. 
Die Einnahmen der Gewerkschaften im Jahre 1922. 
a) Nach der Richtung: Einnahmen Auf r 
Deutsche in Kč Gewerkschaft Mitglied 
Nationale Richtung 2 910 783 132 308 68 
Christlichsoziale Richtung 608 072 46 775 48 
Sozialdemokratische Richtung 28 325 332 1180 222 97 
Vb. d. dtsch. Staatsangestellt.Ver. 776 626 36 982 63 
Deutsche Gewerksch. ohne Zentr. 285 012 10 556 9 
Deutsche Gewerkschaften überh. 32 905 825 307 531 84 
Tschechen. 
Nationale Richtung 65 000 1 585 4 
Nationalsoz. Richtung . 17 968 916 304 558 63 
Christlichsoziale Richtung I 814 662 90 733 16 
Sozialdemokratische Richtung 44 194 964 833 807 109 
Kommunisten . . . 2 2 2 2 I. 8 025 601 802 560 89 
Tschech. Beamt.- u. Angest. Verb. 4 169 334 64 144 38 
Beamten mit Hochschulbildung . 278 992 13 950 27 
Tschech. Gewerksch. ohne Zentr. 16 951 720 146 136 58 
Tschechische Gewerkschaften . 93 469 189 243 409 zı 
b) Nach der Kategorie: 
Arbeitergewerkschaften . 46 088 508 447 461 94 
Beamtengewerkschaften 30 380 055 102 035 58 
Gemischte Gewerkschaften , 49 906 45I 542 461 7I 
c) Nach dem Beruf: 
Land- und Forstwirtschaft | 6 760 110 281 671 36 
Industrie und Gewerbe 86 533 868 422 116 94 
Handel und Verkehr . . 22258013 274 790 64 
Oeffentl. Dienst und freie Berufe 10 823 023 59 796 42 
Gewerkschaften insgesamt 126 375 014 257 383 74 
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Diese Uebersicht ist eine der vielsagendsten. Alle Gewerkschafts- 
richtungen verfolgen ungefähr die gleichen Ziele, doch mit wie un- 
gleichen Mitteln suchen sie diese zu erreichen! Hier zeigt sich auch 
ein wesentlicher Unterschied zwischen deutschen und tschechischen 
Gewerkschaften. Die deutschen Gewerkschaften sind zum Kampf im 
Verhältnis besser ausgerüstet als die tschechischen. Daß die Arbeiter- 
gewerkschaften im Verhältnis über bedeutend mehr Mittel verfügen 
als die Gewerkschaften der Beamten, ist leicht erklärlich, da bei den 
Beamtengewerkschaften die vielen Gelder für Streikfonds u. dgl. nicht 
in Betracht kommen. Wie in der Land- und Forstwirtschaft die 
niedrigsten Löhne gezahlt werden, so weisen die Gewerkschaften dieser 
Berufsklasse auch die niedrigsten Einnahmssätze auf. Während es 
bei den Tschechen 14,1% Gewerkschaften gibt, bei denen auf ein 
Mitglied ein monatlicher Mitgliedsbeitrag von über ıo Kronen ent- 
fällt, sind es bei den Deutschen 19,6%. Die höchsten Mitgliedsbei- 
träge heben die sozialdemokratischen Gewerkschaften der Deutschen 
wie Tschechen ein. Von den deutschen sozialdemokratischen Gewerk- 
schaften sind es 45,8%, von den tschechischen sozialdemokratischen 
45,3%, bei denen auf ein Mitglied ein monatlicher Mitgliedsbeitrag 
von über 10 Kronen entfällt. 

Eines der wichtigsten Mittel der Gewerkschaften zur Erreichung 
ihrer Zwecke ist der Besitz einer eigenen Zeitschrift. Nur wenn 
eine Gewerkschaft ihre eigene Zeitschrift hat, vermag sie am nach- 
haltigsten zu allen Fragen Stellung zu nehmen. Falls eine Organisation 
jedoch über keine eigene Zeitschrift verfügt, so ist es von großem 
Wert, wenn ihr wenigstens irgendeine andere Zeitschrift oder Zeitung 
ständig als Organ zur Verfügung steht. Wie diesbezüglich die Ver- 
hältnisse in der Tschechoslowakei beschaffen sind, ersehen wir aus der 
folgenden, auf Grund des Materials vom Jahr Ig22 zusammenge- 
stellten Tabelle (nächste Seite oben). 

Auch hier ergibt sich wieder ein bedeutender Unterschied zwi- 
schen deutschen und tschechischen Gewerkschaften. Während von 
den 107 deutschen Gewerkschaften 55, d. i. 51,4%, eine eigene Zeit- 
schrift haben, ist dies von den 384 tschechischen nur bei 164, d. i. 
42,7% der Fall. Weit an der Spitze stehen die deutschen sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaften, von denen 91,7% ihre eigene Zeitschrift 
haben. Dagegen besteht ein großer Unterschied auf diesem Gebiete 
zwischen Arbeiter- und Beamtengewerkschaften nicht. Von den Ge- 
werkschaften beider Kategorien haben nämlich etwa 45%, eine eigene 
Zeitschrift. In bezug auf die Berufszweige haben die Gewerkschaften 
in Handel und Verkehr im Verhältnis am meisten eigene Zeitschriften, 
nämlich 61,7%. Die Gesamtauflage aller Gewerkschaftsblätter betrug 
über 1%, Millionen Stück einer Nummer, und zwar der letzten des 
Jahres. 

Kurz sei auch der geistigen Arbeiter, die gewerkschaft- 
lich organisiert und Arbeitnehmer, also nicht selbständig sind, ge- 
dacht. Es braucht wohl nicht betont zu werden, daß der Begriff des 
geistigen Arbeiters von Land zu Land schwankt. Im folgenden ist er 
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Tabelle 6. 
Die Zeitschriften der Gewerkschaften im Jahre 1922. 
Eigene Zahl Ein Ohne Zeit- 
Zeitschr. der Organ a 
a) Nach der Richtung: haben Zeitschr. haben sind 
Deutsche: 
Nationale Richtung. . . . . II II 8 3 
Christlichsoziale Richtung . . 3 3 9 I 
Sozialdemokr. Richtung. . . 22 22 2 — 
Deutsche Staatsangestellt. Ver. 13 13 7 I 
Deutsche Gewerksch. ohne 
Zentrale . . . 2 2 2 2 0. 6 6 15 6 
Deutsche Gewerkschaften zus. 55 55 4I II 
Tschechen: 
Nationale Richtung. .. — — — 4I 
Nationalsoz. Richtung . ; 37 4I 15 7 
Christlichsoziale Richtung . 3 4 17 — 
Sozialdem. Richtung 37 54 II 5 
Kommunisten „.... E" 3 7 7 — 
Tschech. Beamten- u. Angest.- 
verband . . . 2 2 2 2 2. 22 22 Io 33 
Beamten mit Hochschulbildung 6 7 7 7 
Tschech. Gewerkschaften ohne 
Zentrale . . . 2.22. BR 56 68 26 34 
Tschechische Gewerksch. zus. 164 203 93 127 
b) Nach der Kategorie: 
Arbeitergewerkschaften . . , 5I 60 3I 2I 
Beamtengewerkschaften . . . 130 143 80 86 
Gemischte Gewerkschaften , 38 55 23 31 
c) Nach dem Beruf: 
Land- und Forstwirtschaft . I2 17 4 8 
Industrie und Gewerbe ,„. . 84 99 64 57 
Handel und Verkehr ,„... 50 63 15 16 
Oeffentl. Dienst u. freie Berufe 73 79 51I 57 
Gewerkschaften insgesamt. ,„ 219 258 134 138 


ein möglichst weiter. Er umfaßt hier im wesentlichen alle Beamten. 
Bei den Deutschen wurden 73 Gewerkschaften von geistigen Arbeit- 
nehmern mit 137 022 Mitgliedern im Jahr 1922 ermittelt, denen 37 


eigene Zeitschriften zur Verfügung standen. 


Die diesbezüglichen 


Zahlen bei den Tschechen sind: 239 Gewerkschaften, 545 790 Mit- 


glieder und 125 Zeitschriften. 


Was die Zahl der gewerkschaftlich organisierten Frauen be 
trifft, so sei folgendes hervorgehoben. Zunächst, daB im Jahr 1922 
deren Zahl 300 006 betrug, was 17,5% aller Gewerkschaftsmitglieder 
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gleichkommt. Nach dem Jahresberichte des Internationalen Ge- 
werkschaftsbundes für 1922 steht die Tschechoslowakei in dieser 
Beziehung unter allen Staaten mit Gewerkschaftsbewegung an vier- 
ter Stelle. Während unter den Mitgliedern der deutschen Gewerk- 
schaften ein Viertel Frauen sind, sind es bei den Tschechen nur 
15%. Auch hier zeigt sich also ein bedeutender Unterschied zwi- 
schen deutschen und tschechischen Gewerkschaften. Von den Mit- 
gliedern der Arbeitergewerkschaften sind etwa ein Fünftel Frauen. 
Unter den Berufsklassen finden sich im Verhältnis die meisten 
gewerkschaftlich organisierten Frauen in der Land- und Forstwirt- 
schaft, nämlich 70 687 oder 38,1% aller Mitglieder dieses Berufs- 
zweiges. 

Endlich sei noch der Entwicklung der Gewerk- 
schaftsbewegung vom Jahre 1892 an gedacht, in welchem 
Jahre die Vorbereitungen für den ersten Gewerkschaftskongreß 
Oesterreichs in Wien getroffen wurden, der auch 1893 stattfand. Auf 
Grund der verschiedenen Quellen machen wir uns folgende Ueber- 
sicht (auf den beiden nächsten Seiten). 

Es ist eine feststehende Tatsache, daß mit dem Aufkommen der 
Sozialdemokraten in Oesterreich auch die Gewerkschaftsbewegung 
der Arbeiter ins Leben trat. Eine Bewegung stützte sich auf die andere. 
Von der Bewegung wurden bald auch die Beamten, kurz alle Fest- 
angestellten ergriffen. Schon nach wenigen Jahren trat eine Trennung 
aus nationalen Gründen ein. Die Tschechen sozialdemokratischer 
Richtung gründeten 1897, die nationaler Richtung 1898 ihre eigene 
Gewerkschaftszentrale in Prag. Nach Wien gehörten fürderhin haupt- 
sächlich die Deutschen aus den Sudetenländern und nur zu einem ge- 
ringen Teile auch Tschechen. Wie in der Politik Ende der goer Jahre 
eine nationale Richtung aufkam, so auch zeigten sich bald nationale 
Spuren, aber auch christlichsoziale in der Gewerkschaftsbewegung. 
Freilich dauerte es noch einige Jahre, bevor diese Bewegungen in 
Gewerkschaftszentralen einen festen Mittelpunkt fanden. Mit dem 
Aufkommen des Kommunismus in der Politik nach dem Kriege er- 
scheint auch eine kommunistische Gewerkschaftsbewegung alsbald 
auf dem Plane, die Ende 192I zur Bildung einer Gewerkschafts- 
zentrale führt, die Mitglieder aller Völker der Tschechoslowakischen 
Republik umfaßt. Die nationaldemokratische Bewegung der Tsche- 
chen, die ebenfalls mit diesem Zeitpunkte einsetzt, stellt nur 
eine Absplitterung der längst bestehenden nationalsozialistischen 
Bewegung dar. Nicht unerwähnt soll endlich bleiben, daß manche 
politischen Parteien ihre Mitglieder nach Berufen gliedern und daß 
die Arbeitnehmer, die einer bestimmten Gewerkschaftszentrale an- 
gehören, auf diese Weise in der Lage sind, auch noch auf einem 
zweiten Wege, d. i. durch die betreffende politische Partei ihren 
Wünschen Ausdruck zu geben. Ohne auf Einzelheiten obiger Ueber- 
sicht eingehen zu wollen, sei nur das eine hervorgehoben, daß die 
sozialdemokratische Richtung sowohl bei den Deutschen wie bei 
den Tschechen seit dem Jahr 1920 im Rückgang begriffen ist und 
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daß die christlichsoziale und die nationale Richtung vorwärtszu- 
schreiten scheint. 


6) Bis 1897 waren die tschechischen sozialdemokratisch gerichteten gewerk- 
schaftlich organisierten Arbeiter gemeinsam mit den Deutschen in der Wiener 
Gewerkschaftszentrale vereinigt. 

7) Gegründet bekanntlich im Oktober 1898. Es handelt sich um die tschechi- 
schen Arbeiter nationalsoz. Richtung. Wohl der größte Teil von ihnen gehörte 
auch früher der Wiener sozialdemokratischen Gewerkschaftszentrale an. 

8) Die christlichsoziale Bewegung unter den tschechischen Arbeitern erhielt 
1920 durch die Gründung einer Reichskommission, wie in der Einleitung erwähnt 
wurde, einen Mittelpunkt, eine Gewerkschaftszentrale. o 

») Die nationaldemokratische Gewerkschaftszentrale wurde am ro. April 
1921 gegründet und ging aus einem bereits 1910 gegründeten Verein hervor. 

10) Die kommunistische Gewerkschaftszentrale wurde Ende 1921 gegründet. 
Es handelt sich hier größtenteils um früher der tschechischen und teilweise auch 
der deutschen sozialdemokratischen Gewerkschaftszentrale angehörende Arbeit- 
nehmer. 

11) Die Zahl der Mitglieder in den deutschen bzw. tschechischen und in allen 
Gewerkschaften ist für die ersten Jahre der Bewegung in Wirklichkeit etwas 
größer anzusetzen, da nicht immer für alle Richtungen die Mitgliederzablen zu 
ermitteln waren. Dieser Umstand wolle stets gut im Auge behalten werden. Die 
fehlenden Mitgliederzahlen sind jedoch nicht imstande, das Bild zu verzeichnen. 
Jedermann kann sich übrigens leicht die fehlenden Daten ergänzen und zur Jahres- 
summe hinzuzählen. 

12) Obgleich für das Jahr 1900 in Böhmen, Mähren und Schlesien nach der Sta- 
tistik der Arbeitervereine 45 804 gewerkschaftlich organisierte Arbeiter festgestellt 
wurden, so erkennt man auf Grund obiger Tabelle, daß die Statistik der Arbeiter- 
vereine eine sehr lückenhafte war, da in Wirklichkeit schon damals etwas über 
100 000 gewerkschaftlich organisierte Arbeiter vorhanden gewesen sein müssen. 

13) Für das Jahr 1910 ermittelte die amtliche österreichische Veröffentlichung 
» Arbeitseinstellungen und Aussperrungen« in einem inoffiziellen Anhange für 
Böhmen, Mähren und Schlesien 288 829 gewerkschaftlich organisierte Arbeit- 


nehmer. Aus obiger Tabelle ist wiederum ersichtlich, wie ungenau auch diese. 


Zahl ist. Da die österreichische Statistik nie eine primäre Erhebung der Ge- 
werkschaften vorgenommen hat, war sie nie in der Lage, genaue Daten über die 
jeweilige wirkliche Stärke der Gewerkschaften zu geben. Erst seit das Statistische 
Staatsamt in Prag vom Jahr 1921 jährlich eine primäre Erhebung der Gewerk- 
schaften vornimmt, sind wir über deren tatsächliche Stärke genau unterrichtet. 

14) Für die Kriegsjahre konnten meist nur ungefähre Daten ermittelt werden, 
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Von 
HANS VON ECKARDT. 


Wenn man die russische Revolution, die vollständige Umwälzung 
der sozialen Struktur, die Neuschichtungen des gesellschaftlichen Zu- 
standes, die Staatswerdung des Sowjetismus und die Wandlungen im 
nationalen und religiösen Wesen der russischen Völker aus der neueren 
Literatur erfassen will, — so wird man notwendig von der besonderen 
russischen Einstellung auf die geistige Gestaltung der Dinge ausgehen 
müssen. Seit jeher beherrschte hier der Staat nicht nur die Wirt- 
schaft in allen ihren Aeußerungen und fast in allen ihren Zwecken, 
sondern auch das gesellschaftliche Leben mit seinen geistigen Be- 
wegungen und Objektivationen. Der Staat war die treibende Kraft, 
Erzeuger langer Entwicklungsreihen, aber auch jeder Hemmung, jeden 
Druckes, jeder Stauung und Katastrophe. Es gab kein wirklich freies 
Geistesleben, — ähnlich der mittelalterlichen Grundbezogenheit aller 
Dinge auf Kirche und Religion herrschte eine innere Abhängigkeit 
und Beziehung zum Staat, d. h. zur Obrigkeit und zur organisierten 
Gewalt. Diese selbe Tatsache fällt auch auf den verschiedensten Ge- 
bieten der Wirtschaft auf. Die Geschichte des russischen Industriali- 
sierungsprozesses ist 2. B. diejenige des staatlichen, planmäßigen Auf- 
baues seiner materiellen Machtgrundlagen. Aus diesen Gründen ent- 
standen die russischen Eisenbahnen und das Kanalsystem, die große 
sibirische Bahn, aber auch der russische Getreideexport, die Gold- 
währung und die Kreditoperationen im Auslande — ebenso wie das 
Branntweinmonopol und ähnliches mehr. 


Diese bisher noch viel zu wenig beachtete materielle und geistige 
Vorherrschaft des Staates erzeugte schon seit Peter dem Großen 
die entsprechenden Gegenwirkungen. Der Staat und die Obrigkeit 
erschienen den Volksmassen als störend und schlechthin böse. 
Was in politischer, kultureller und teilweise auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht vom Staate geschaffen wurde, untersuchte man daher in 
der Gesellschaft und im Volke allein von diesem Gefühlserlebnis 
aus, d. h. genauer gesagt: da man den Staat als solchen ethisch ver- 
warf, so kritisierte man staatliche Objektivationen und Einrichtungen 
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nicht ihrem eigentlichen Sinn gemäß, sondern nach ihrer ethischen 
Seite hin. Der Sinn der reinen Sachlichkeit, der Tatsachenbehandlung 
und der in sich begründeten Forschung wird übersehen, mitunter 
sogar geleugnet. Damit erklärt es sich wohl, daß die Russen keinen 
Philosophen oder gar Logiker von anerkannter Bedeutung, aber zahl- 
reiche Sozialethiker hervorgebracht haben und daß ihre Dichter vor- 
wiegend Moralisten und Soziologen (d. h. Analytiker der gesellschaft- 
lichen Zustände), aber seltener Künstler und reine Poeten waren... 
Ebenso ist dies wohl auch der Grund, warum die russischen Historiker 
sich meistens nicht auf die Materie und die Tatsachen beschränkten, 
die etwa deutschen oder französischen Geschichtsschreibern als der 
Grundstoff der Geschichte erscheinen, — sondern die Psychologie 
und Volkskunde, Seelen- und Geisteszustände zu behandeln lieben. 
Es ist eben in dem Begriff und Gehalt »Rußland« diese innerste Ver- 
schmelzung, ja Verworrenheit enthalten: das geistige Leben hat sich 
nicht als selbständige Aeußerung einer vom sozialen Druck unab- 
hängig gewordenen oberen Schicht entfalten können. Deshalb haftet 
der Problematik des russischen Geisteslebens eine bestimmte Primi- 
tivität und Ungeistigkeit, wenn auch eine besondere Beseeltheit an. 
Die Intellektuellen blieben, ebenso wie das Volk, den materiell-sozialen 
Sphären organisch aufs engste verbunden und erhoben sich nicht, 
wie in Westeuropa, in die befreiten Regionen einer abstrakten Ge- 
dankenwelt. Und weil das Volk ungeschichtlich, sinnlich und natur- 
haft an Erde und Not gebunden blieb, so verlor auch das Geistesleben 
seine Schwere nicht mehr. Die im sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Leben ungelöst gebliebenen Fragen schlugen ins schöpfe- 
rische und seelische Gebiet hinüber und bedrückten hier die Atmo- 
sphäre, verzerrten das Niveau und schufen Abhängigkeiten, die es 
auf der gereinigteren Ebene des westeuropäischen Geisteslebens 
nicht mehr gibt... 

Die Folge dieser Erscheinung ist, daß einmal alle feststehenden Nor- 
men und der Aufbau unserer Wissenschaften sowie unsere west- 
europäische Denkweise in Rußland einer neuen Ueberprüfung auf 
Grund der Bezogenheiten auf das sozialethische Gebiet unterliegen, 
daß also eine andere Bewertung unserer Denkresultate und Denkart 
eintritt — zum andern aber, daß die Behandlung russischer Probleme 
in der üblichen Weise strenger Beschränkung auf ein spezielles wissen- 
schaftliches Gebiet nicht gut möglich erscheint. In seinem ungeglieder- 
ten, von Nebenumständen belasteten Rohzustand verlangt jeder 
russische Stoff ein Rückgreifen und Eingehen auf die Totalität seines 
Wesens. Es gibt somit z. B. kaum ein Problem der Volkswirtschaft 
Rußlands, welches als solches erfaßt werden könnte, denn es steckt 
in ihm soviel eigentümlich » Russisches«, untrennbar mit dem Gesamt- 
komplex »RuBland« Verbundenes, daß der Forscher gezwungen wird, 
nicht nur dieses Sondergebiet zu untersuchen, sondern sich gleichzeitig 
mit dem russischen Staat, der Wirtschaft, der Geistesarbeit, dem Sein 
und Fühlen des russischen Volkes auseinanderzusetzen. Russen, die 
sich dieser Eigenart des chaotischen russischen Stoffes nicht klar 
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waren, fühlen sich daher getrieben, der europäischen spezialisierten 
Wissenschaft jede Beziehung zum Leben und zur Menschheit abzu- 
sprechen. Und andererseits verfallen wieder Westeuropäer, die sich 
mit russischen Fragen befassen, dem Fehler, in altgewohnter Weise 
Einzelprobleme in reiner Beschränkung auf ihr Wissensgebiet be- 
handeln zu wollen. Das Resultat ist dann meist unbefriedigend, denn 
man spürt die Oberflächenbetrachtung und die von innen her falsch 
geschätzte Bedeutung des behandelten Problems. 

Der Ausweg könnte darin gesucht werden, daß ernsthaft versucht 
wird, den Rahmen der einzelnen Fachwissenschaft zu'sprengen. Wenn 
es gilt, russische Fragen zu behandeln, so wäre neben dem Einzelfall 
und Teilproblem die Verknüpfung desselben mit den tiefer gelegenen 
Ursprüngen, den soziologischen Gegebenheiten, den geistigen Voraus- 
setzungen usw. zu suchen. Um Beispiele zu nennen: Man kann über 
die Volkswirtschaft und die Organisation des Kriegskommunismus 
in Rußland nur herzlich wenig aussagen, wenn man die Dinge so ab- 
strakt nimmt, so ganz westeuropäisch theoretisch betrachtet, wie 
Dr. Alfons Goldschmidt in seinem bekannten Buch: »Die 
Wirtschaftsordnung Sowjetrußlands« dies getan hat. Anders jedoch, 
breiter und tiefer wird das Urteil, wenn man wie Spengler (Der 
Untergang des Abendlandes, Band II) die Totalität der wirtschaft- 
lichen, politischen, geistig-kulturellen Umwälzung Rußlands zu er- 
kennen bemüht ist. Seine Bemerkungen über die Wandlungen der 
Politik der Bolschewisten entstammen einem intuitiven Verständnis 
des russischen Wesens und dem Gefühl dafür, welche Rolle die Agrar- 
fragen oder die spezielle Wirtschaftspolitik der Sowjetregierung im 
Ablauf der russischen Geschichte wohl einnehmen dürften. 

Bedeutsame Veröffentlichungen zurrussischen Geschichte, 
die jetzt vorliegen, beweisen gleichzeitig die Notwendigkeit, den Rah- 
men der Spezialwissenschaften zu erweitern und, gewissermaßen, aufs 
Ganze zu gehen. Von Professor Karl Stählins »Geschichte 
Rußlands von den Anfängen bis zur Gegenwart« (Deutsche Ver- 
lagsanstalt Stuttgart, Berlin und Leipzig 1923, 438 S.) liegt allerdings 
bisher nur der erste Band vor; dieser umfaßt die Staatswerdung 
Rußlands und die Entwicklung des moskowitischen Zartums bis zu 
Peter dem Großen. Stählin fußt auf der großen Tradition der deutschen 
Historiker; er geht aber weiter als diese, weil sein Stoff es von ihm 
verlangt und versucht das staatliche Werden durch die geistigen Ent- 
wicklungen und kulturellen Erlebnisse Rußlands zu erklären. Dies 
ergibt ein Hin und Wider, manche Unklarheiten, d. h. richtiger Dunkel- 
heiten, vermittelt aber als Gesamtbild eben gerade die nationale 
Eigentümlichkeit des dumpf gärenden, kraftvoll vorwärtsdrängenden 
und doch wieder so stark gehemmten moskowitischen Wesens. Stählin 
wird stellenweise zum Kulturhistoriker und Soziologen, wenn er dabei 
auch nie vergißt, daß er in erster Linie das Werden des Staates und 
die Abwandlung der machtpolitischen Geschehnisse zu geben hat. 
Uebrigens ist der Enkel jenes bekannten Mitbegründers der russischen 
kaiserlichen Akademie der Wissenschaften in mancher Hinsicht recht 
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abhängig von russischen Vorbildern und Forschungsresultaten. Ein 
abschließendes Urteil wird jedoch erst nach Vollendung des Werkes 
möglich sein. Soviel erscheint aber jetzt schon sicher, daß Stählin 
die innere seelische Kontinuität der geschichtlichen Entwicklung Ruß- 
land so tief miterlebt hat, daß er mit den Schilderungen der dunklen 
Zeit der Wirren z. B. erneut beweist, wie national russisch der Bolsche- 
wismus von heute doch ist. Damit aber zeigt es sich auch, daß Stählins 
Geschichtswerk nicht nur eine Ergänzung und Fortführung der Bern- 
hardischen, Brücknerschen und Schiemannschen Arbeiten ist, sondern 
eine selbständige Leistung aus der Gegenwart für die Gegenwart dar- 
stellt. Wesentlich anders ist es um die im gleichen Verlag erschienene 
»Geschichte Rußlands von 1878 bis 19IJ8«vonAlfredvonHeden- 
s t r ö m (1922, 348 S.) bestellt. Wenn der Verfasser auch die vielfachen 
Verzerrungen, die in dem wirren Buch von Dr. Wirth über Rußland 
enthalten sind, vermieden hat, so läßt er doch andererseits jenes tiefe 
Verständnis der russischen Wesensart vermissen, ohne die nun einmal 
dieser Stoff nicht bewältigt werden kann. A. von Hedenström gehört 
zu jenen Balten, die trotz räumlicher Nähe kaum einen Hauch des 
russischen Geistes gespürt haben, sondern sich damit zu begnügen 
pflegen, im Russen den Tataren zu entdecken. Was bei einem Viktor 
Hehn bis zu einem gewissen Grade verständlich erschien, kann heute 
nicht mehr hingenommen werden. Mit dem Hinweis auf die tatarische 
Herkunft, die Kulturlosigkeit und die Charakterlosigkeit des Volkes 
und des Staates ist eben noch nichts gesagt, denn es handelt sich doch 
gerade darum, diesen uns unbekannten »tatarischen« Charakter zu 
erfassen und zu erklären. Hierauf verzichtet der Verfasser jedoch 
und zieht es vor, von europäischer Warte aus Zensuren zu erteilen. 
Die Bedeutung der seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts drohenden 
großen sozialen Umwälzung tritt deshalb in ihrer moralischen Berech- 
tigung, ihrem sittlichen, politischen Pathos und ihrer Unerbittlichkeit 
niemals klar hervor. Immerhin wird dieses Buch als Materialien- 
sammlung und teilweise als Quelle zur jüngsten russischen Vergangen- 
heit mancherlei Dienste leisten, zumal einzelne Kapitel in ihrer ge- 
drängten Zusammenfassung sehr viel Wissenswertes enthalten. Es 
sind dies besonders die Darstellung der Volkswirtschaft und Finanz- 
politik 1881, I904, 1906—1914, sowie die Kapitel über die Kirche 
und die Russifizierungspolitik in den Grenzmarken. Die Schilderung 
des Krieges und insbesondere der Revolution wird jedoch abzulehnen 
sein, da der Verfasser hier sich fast ausschließlich mit Zeitungsnach- 
richten und Zufallsquellen hat behelfen müssen. Aus solchem Material 
konnte natürlich nur wenig entnommen werden. 

Eine Geschichte der russischen Revolution ist bekanntlich noch 
nicht geschrieben. Die einzelnen Versuche Prof. Axel von Freytag- 
Loringhovens (Breslau) und Milj u k o w s brauchen hier nicht 
erörtert zu werden, da sie nur Stückwerk liefern. Insbesondere ist 
Freytags Schrift von einer geradezu grotesken Oberflächlichkeit und 
zudem noch in vielen Fällen vollständig überholt, während Miljukow 
eine Rechtfertigungsschrift der Haltung der Kadettenpartei in der 
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letzten Zeit der provisorischen Regierung zu schreiben bemüht ge- 
wesen ist. Eine Menge von interessanten Einzelheiten aus dieser 
Epoche sowie zum Teil höchst wertvoller Erinnerungswerke können 
dem bekannten Archiv der russischen Revolution, herausgegeben von 
S. Hessen, entnommen werden (Verlag Slowo, Berlin). Dieses 
Archiv stellt eine außerordentlich wertvolle Quelle dar und dürfte 
in Zukunft unschätzbare Dienste leisten. — Reichhaltiger ist die Lite- 
ratur über die verschiedenen Epochen des Kommunismus und insbe- 
sondere die Wandlung der Wirtschaftspolitik der Sowjets vom Kriegs- 
kommunismus bis zur neuen ökonomischen Politik Lenins. Der Per- 
sönlichkeit Lenins selbst sind unzählige Werke gewidmet; hervorge- 
hoben sei das Sammelwerk: Lenin, Leben und Werk von Bucha- 
rin, Kamenew und anderen (1924, 208 S.) und die Schriften von 
Sinowjew und Stalin über den großen Führer des Bolschewis- 
mus (sämtlich erschienen im Verlag für Literatur und Politik, Wien 
1924). 

Stalin sieht in Lenin den Genius der Revolution, der im revo- 
lutionären Drange die Welt und nicht nur Rußland gepackt und er- 
schüttert und der Zukunft das Gebot der permanenten Revolution 
hinterlassen hat. Nach Stalin wollte Lenin die Revolution nicht über- 
winden, sondern als eine Art von Dauerzustand ewiger staatlich- 
sozialer Erneuerung ein- für allemal in Bewegung setzen. Seiner Mei- 
nung nach ist infolgedessen auch der Leninismus die Theorie und die 
Taktik der proletarischen Revolution im allgemeinen und der Dik- 
tatur des Proletariats im besonderen. Diese Lehre will den Marxismus 
nicht mehr wortgetreu verwirklichen, sondern gegebenenfalls neu 
interpretiert benutzen und ihm nur noch dasjenige entnehmen, was 
dem machtpolitischen Ziele des Proletariats entspricht. Deshalb wird 
der Leninismus von dieser Richtung aus nicht mehr national- oder 
sozialökonomisch, sondern philosophisch-dialektisch gestützt und nicht 
von sog. Entwicklungsgesetzen, sondern von der Person Lenins abge- 
leitet. Daher die Versuche Deborins, in Lenin den Philosophen 
zu sehen, der zum ersten Male seit 2000 Jahren sein System politisch 
realisiert habe und der also zu messen ist an dem ewigen Wahrheits- 
gehalt der Idee des Materialismus. Im Gegensatz hierzu steht die Auf- 
fassung Leo Trotzkis, der Lenin als nationalen Typus zu fassen 
sucht. Trotzki erblickt den großen Führer des Proletariats auf dem 
Hintergrunde der russischen Geschichte und der russischen Völker. 
Seit Peter dem Großen scheint ihm das nationale Staatswesen des 
russischen Volkes noch nie so vollkommen repräsentiert, wie in der 
Gestalt Wladimir lljitsch. Als Volksmann, Demagoge und praktischer 
Organisator größten Stils und nachhaltigster Wirkung vermag Trotzki 
auch die politische Bedeutung Lenins entsprechend abzuschätzen 
und erkennt sie gerade darin, daß Lenin der einzige Ausdruck r u s- 
sischen Staatswesens war zu einer Zeit, wo alle anderen, die sich 
jetzt seine Nachfolger nennen, gerade dieses nicht waren und nicht 
sein konnten. Allerdings geht Trotzki hierbei recht weit in seinem 
Wunsche, Lenin geschichtlich, wie er war, und nicht, was er schien, 
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darzustellen; er vermenschlicht ihn im Sinne Tolstoischer Helden- 
darstellung. Deshalb schildert er Lenin in seinem viel befehdeten 
Buch: »Der Oktober 1917« — deutsche Ausgabe unter dem Titel 
»Die Lehren der Revolution« (E. Laubsche Verlagsbuch- 
handlung, Berlin W 30) — als einen unschlüssigen, unklaren, von 
den Ereignissen getriebenen Realpolitiker. Ja, er scheut sich nicht, 
einmal zu behaupten, Lenin hätte die Revolution des Oktober 1917 
gegen den Willen der Sowjets und heutigen Machthaber des Kreml 
über die Sowjetproletarier hinweg aus diktatorischer Skrupellosigkeit 
gewollt und durchgesetzt, wobei es sich dann erwiesen habe, daß ge- 
rade Sinowjew, Stalin, Kamenew u. a. vorsichtig revisionistisch ein- 
gestellt gewesen wären. Mit diesen und ähnlichen Behauptungen wird 
nicht nur Lenin seines schon legendär werdenden Ruhmes entkleidet, 
sondern es wird auch dargetan, daß selbst der Leninismus sehr prak- 
tische, sehr konkrete und taktische Politik hat treiben müssen — 
es also eine deutlich umrissene revolutionäre, unentwegt proletarische 
Politik gar nicht gab und nicht geben konnte. Diese Trotzkischen 
Ideen sind, wie bekannt, leidenschaftlich bekämpft worden, wobei 
durch unzählige Zitate aus Lenins zahlreichen Werken immer wieder 
nachgewiesen werden konnte, wie unrecht der Opportunist Trotzki 
habe. Um dieser Preßfehde nachhaltigsten Ausdruck zu geben, wurde 
Lenins Gestalt legendär erhöht, wie dies u. a. im Erinnerungsbuch 
seiner 22 Mitgenossen: »Lenin, Leben und Werke versucht wird. Hier 
in diesem besonders hübsch ausgestatteten Bande wird positives 
Material zur Beurteilung des seltenen Mannes geboten und Gefühle, 
Stimmungen und Erlebnisse wiedergegeben, die hinter dem theoreti- 
sierenden Gerede den gebietenden Kopf des revolutionären Staats- 
menschen erscheinen lassen. Einem ähnlichen Zwecke dient auch die 
Neuausgabe der Aufsätze Lenins und Sinowjews aus den 
Jahren 1914—16, die unter dem Titel »Gegen den Strom« (im Verlage 
der kommunistischen Internationale, Karl Hoym, Hamburg) er- 
schienen sind. Dortselbst wurden auch neuere Aufsätze Sinow- 
jew s unter dem Titel »Die Weltpartei des Leninismus« (1924, 244 S.) 
verlegt. — 

Will man Lenins Lebenswerk näher kennenlernen, so wird 
man nach dem Sammelband seiner ausgewählten Werke zu greifen 
haben, der im Verlag für Literatur und Politik, Wien 1925, 784 S., 
erschienen ist. Der erste Band stellt eine Auswahl seiner bedeutendsten 
Schriften unter dem Titel: »Der Kampf um die soziale Revolution« 
dar. Er umfaßt Aufsätze und Reden vom Jahre 1897—1923 und ist 
gegliedert in die Abschnitte: Die Aufgaben der Sozialdemokratie. Die 
Organisation der Partei und der Kampf gegen die Opportunisten. 
Zwei Taktiken in der Revolution von 1905. Der Parlamentarismus 
und die Taktik der Bolschewiki. Der imperialistische Krieg 1914—1917. 
Die Eroberung der Macht. Die Diktatur des Proletariats und die kom- 
munistische Internationale. Es handelt sich hier vorwiegend um 
politische Partciliteratur, um praktische Ratschläge, taktische Richt- 
linien, ätzende politische Kritik. Hier spricht der politische Führer 
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und Kämpfer, der die Waffen der dialektischen Methode und des wis- 
senschaftlichen Marxismus wohl anwendet, aber dabei doch immer 
dessen eingedenk bleibt, daß die Politik der konzentrierte Ausdruck 
der Oekonomie sei und das Primat der Politik über die Oekonomie 
als unbedingte Regel gelten muß. Anders argumentieren, erklärt Lenin, 
heißt, das Abc des Marxismus vergessen (S. 611). Der Politiker 
Lenin zeigt sich hier als ein moderner Führer größten Formats. Er 
befiehlt nicht, sondern läßt seine Autorität, völlig im Hintergrund, 
als einen Machtfaktor wirken, den er selbst nicht in Bewegung zu 
setzen pflegt. Lenin liebte es, in seinen Zeitungsaufsätzen und Reden 
die Dinge sachlich zu entwickeln, die Logik der Zusammenhänge 
selbst sprechen zu lassen, dabei alle gegenteiligen Meinungen und Auf- 
fassungen zurückweisend, ablehnend, auflösend und vernichtend. Als 
Resultat blieb dann seine Linie der Beweisführung allein übrig — 
seine Gegner waren als Dummköpfe, Irrende oder Fälscher entlarvt. 
Da er dabei meistens die taktischen Umstände mitbedacht hat, also 
hervorzuheben bemüht war, wie man die Dinge ausführen wollte, 
so brauchte er selbst sich nicht weiter darum zu bemühen, diese 
Ausführung zu überwachen. Seine Person trat hierbei eigentlich nur 
insofern in Erscheinung, als er die jeweiligen Themen von sich aus 
wählte und die zu bewältigenden Aufgaben bezeichnete. Alles übrige 
überließ er der Kraft seiner Dialektik, wissend, daß die einmal über- 
zeugte Gefolgschaft nunmehr auch seinem Sinn gemäß handeln 
würde. In dieser Hinsicht erscheint Lenin als einer der ersten großen 
Führer, der es erkannt hat, daß man der Masse, scheinbar, die völlig 
freie Entscheidung überlassen und nur den Eindruck erwecken muß, 
im Sinne der Geführten gesprochen zu haben; aus der Grundstim- 
mung und Gesinnung der Massen steigt dann, wie von selbst, der 
klare Wille zur Ausführung empor. Lenin »regierte« somit nicht, 
sondern wies den Weg und steckte ihn ab, arbeitete mit der Aufrecht- 
erhaltung seines Einflusses und überzeugte die Millionen durch sein 
Verantwortungsgefühl. In einer Rede, gehalten vor der Fraktion der 
Kommunistischen Partei des 8. Sowjetkongresses am 30. I2. 1020, 
wiederholte er nicht weniger als dreimal: »Der politische Führer ist 
nicht nur dafür verantwortlich, wie er führt, sondern auch dafür, 
was die von ihm Geführten tun. Mitunter weiß er es nicht, oft will er 
es nicht, aber die Verantwortung fällt auf ihn«. Und ein anderes Mal 
erklärte er, »die Politik beginnt dort, wo die Millionen sind, nicht 
dort, wo Tausende sind, sondern dort, wo Millionen sind, beginnt die 
ernsthafte Politik«. So verstand er den Sinn der Führung wie kaum 
ein anderer und überragte seine Umgebung, weil er die Elemente der 
Politik beherrschte. — 

In ein gründliches Studium der russischen Verhältnisse führen 
die beiden zuverlässigen Arbeiten des Kieler Instituts für Weltwirt- 
schaft und Seeverkehr. Dr. W. Hahn und A. v. Lilienfeld- 
Toalhaben mit ihrer Ausgabe der Gesetze und Verträge der Sowjet- 
regierung: »Regelung des Handels und Verkehrs in Rußland« und 
»Der neue Kurs in Rußland« (Jena, Fischer 1921 und 1923) die Voraus- 
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setzungen dafür geschaffen, die rechtlichen Grundlagen des russischen 
Wirtschaftslebens und die allgemeine Organisation desselben kennen- 
zulernen. Den gleichen Zwecken rein sachlicher Einführung in die 
Fragen des russischen Außenhandels, der Industrie, Finanzen, sozial- 
politischen Gesetzgebung, des Zivilrechts und der Gerichtsverfassung 
usw. dient auch das »Handbuch für Handel und Industrie 
der Union der sozialistischen Sowjetrepubliken«, herausgegeben 
von der Handelsvertretung der USSR. in Deutschland und Oesterreich 
(Berlin 1924). In diese Kategorie objektiver Materialsammlung gehört 
auch das Buch des Professor J. Heifetz: »Das neue russische 
Patentgesetz«, der Gewerberechtsschutz in Rußland unter besonderer 
Berücksichtigung des Rechtes für Ausländer. (Berlin, Verlag Krayn, 
1024.) 

So wertvoll Werke dieser Art — deren Zahl in der letzten Zeit be- 
trächtlich geworden ist —, insbesondere auch für den Volkswirt sein 
dürften, so sehr muß doch davor gewarnt werden, nach westeuro- 
päischen Maßstäben die Gesetzgebung als Normierung der Wirklich- 
keit anzusehen. Im heutigen Rußland klafft zwischen den gesetzlichen 
Bestimmungen der Zentralexekutive und dem praktischen Leben ein 
unüberbrückbarer Spalt tiefer Gegensätze. Deshalb besagt es an sich 
noch nicht viel, wenn z. B. die soziale Gesetzgebung der Sowjetunion 
relativ hohe Sätze der Erwerbslosenunterstützungen festsetzt, — 
wichtiger hingegen ist die Tatsache, daß noch ganz kürzlich diese Sätze 
nicht ausgezahlt werden konnten. Untersuchungen, die auf Grund 
dieser amtlichen oder halbamtlichen Publikationen der Gesetzes- 
sammlungen und Darstellungen der russischen Planungen zustande 
kommen, haben also nur einen sehr bedingten Wert. — 

Eine besondere Stellung in der Literatur zur russischen Agrar- 
frage nimmt das Buch Prof. Alexander Tschajanows ein: »Die 
Lehre von der bäuerlichen Wirtschaft«, Versuch einer Theorie der Fa- 
milienwirtschaft im Landbau (Berlin, Verlag Paul Parey, 1923, 132 S.). 

Es wäre nicht richtig, dieses Werk in das Gebiet der reinen 
Theorie zu verweisen, denn es enthält sehr selbständige und profunde 
Untersuchungen über die Grundprobleme der russischen Landwirt- 
schaft. Das Buch ist nicht nur von einem Russen, der in Rußland ver- 
blieb, geschrieben, sondern es wurzelt auch in jeder Hinsicht in der 
russischen Erde. Es ist für die Zukunft der russischen Landwirtschaft 
von entscheidender Bedeutung, wie sich der bäuerliche Familien- 
betrieb entwickeln wird. Seit der großen Agrarumwälzung der Jahre 
1917—ı8 ist bekanntlich der ganze russische Grund und Boden in 
die Hände der Bauernschaft übergegangen. Diese hat den Myr prin- 
zipiell abgelehnt und auch keine Neigung gezeigt, die Sowjetwirt- 
schaften, auf die die proletarische Regierung so großen Wert legte, 
zu unterstützen. Die Bauern wollten vielmehr in eigener Wirtschaft 
den Boden bearbeiten, und nun wird es von der Art und Weise und 
den praktischen Möglichkeiten dieser Bewirtschaftung abhängen, wie- 
weit der Wiederaufbau der russischen Landwirtschaft unter den ge- 
gebenen Verhältnissen wird gedeihen können. Von diesem Gedeihen 
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hängt aber nicht nur die Frage des russischen Getreideexportes, 
sondern auch diejenige der Sanierung der Staatsfinanzen wie der 
Ausbau des Außenhandels und die Entwicklung der gesamten inneren 
Wirtschaft ab. Professor Tschajanow untersucht den Einfluß der 
Entwicklung der bäuerlichen Familie auf ihre wirtschaftliche Tätig- 
keit. Er nimmt die Familienwirtschaft als eine Einheit und untersucht 
nunmehr die Selbstausbeutung der Arbeit und den Begriff der Vorteil- 
haftigkeit in der Familienwirtschaft. Nach einer Betrachtung der 
Grundzüge des Aufbaues der bäuerlichen Familienwirtschaft, der 
Stellung und der Rolle des Kapitals in derselben kommt er zu der 
Erkenntnis, daß diese Wirtschaft eine selbständige volkswirtschaft- 
liche Kategorie darstellt. Von hier aus kommt der Verfasser dann, 
nach einer Untersuchung des Standortsproblems in der Landwirtschaft, 
zu einer Zusammenfassung seines eigenen theoretischen Systems. 
Tschajanow gibt zu, daß eine solche Theorie einen außerordentlich 
abstrakten Charakter haben würde, und deutet die Grundlinien seiner 
Auffassung infolgedessen nur in allgemeiner Weise an. Diese gesamte 
Untersuchung scheint mir nicht nur für die russischen Verhältnisse 
und die später einmal unbedingt zu erfolgende Normierung und 
Ordnung der russischen Agrarverhältnisse, sondern auch für die Volks- 
wirtschaftslehre und insbesondere die Bevölkerungsprobleme von 
hervorragendem Wert zu sein. 
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2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Bubnoff, N.v.:FriedrichNieizschesKulturphile 
UN A Umwertungslehre. Leipzig, A. Kröner, 1924. 
230 S. M.4.—. 

ee Gedanke, auch der tiefste, erreicht einen Zeitpunkt, wo er 
mit dem allgemeinen Bewußtsein übereinstimmt. Was eine Generation 
unverständlich findet, wird in der nächsten begriffen und in der über- 
nächsten zum »common sense«. Es gibt einige wenige Ausnahmen von 
dieser Regel, bedeutsame Ausnahmen; aber sie bestätigen die Regel. 

Auch Nietzsche war unverstanden, wurde begriffen und ist heute ın 

Uebereinstimmung mit dem allgemeinen Zeitgeist. Die Jugendbe- 

wegung ist vollgesogen von Nietzsches amor fati, und der tragische 

Lebenswille als Lebensbejahung beherrscht den Jargon der Literaten. 

In einer solchen Zeit geschieht naturgemäß zweierlei: erstens wi 
der Gemeingut gewordene Gedanke durch eine neue Gedankentat ver- 
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tieft und kompliziert, das hat bei Nietzsche Ernst Bertram getan, 
Zweitens wird der Gedanke vor Verflachung geschützt und als Gemein- 
gut im besten Sinne des Wortes lehrhaft und pädagogisch ausgebaut. 

ies fehlte bis jetzt bei Nietzsche, infolge eines halb fachwissenschaft- 
lich-komischen, halb zeitgeschichtlich-ernsthaften Lebens. Es ist nun 
in einer außerordentlich treffenden Weise von N. v. Bubnoff nachge- 
holt worden. 

Bubnoff hat ein Buch über den Nietzsche von 1920 geschrieben 
und ihn mit dem Nietzsche von 1870—1888 verglichen. Dadurch hat 
er die Tradition, die sich bereits an Nietzsche angehängt hat, von Le- 
genden und Mißverständnissen gereinigt, was bei Nietzsche sehr not- 
wendig ist. Er hat die dünnen Linien des Nietzsche von 1925 — die 
trivialisierten Gedanken des Nietzsche-Zeitgeistes — verbreitert, so 
daß sie zu gangbaren Wegen werden. Er hat eine ebenso Be wie 
lucide und zugleich denkerisch ernsthafte Darstellung gegeben. Etwas 
bedenklich finde ich nur, daß er das Leben Nietzsches durch den Be- 
griff der Entsagung zu fassen sucht, anstatt durch den Begriff der 
heroischen Leidenschaft und daß er die 2. Periode Nietzsches, die doch 
den »freien Geist« und die »falsche Wissenschaft« charakterisierte, 
zu sehr im Sinne eines beschaulich-philosophischen Lebensideals 
deutet, während sie doch ein reeller Durchbruch der Empirie durch 
die Romantik Schopenhauers und Wagners — der »letzten« Roman- 
tiker — gewesen ist. 

Sehr wertvoll ist die besonders gelungene Darstellung Nietzsche- 
scher Ideen: Staat, Krieg und Gesellschaft betreffend. Hier ist der 
Verfasser mit stark erregtem Eigeninteresse beteiligt. Und seine For- 
mulierung bereichert das Arsenal des politischen Denkers und Sozio- 
logen von heute und stellt Nietzsche neben Lagarde und Leontjew 
(dem Russen) deutlich als den dritten hin, der sowohl Antiliberaler, 
als auch Anti-Bismarckianer gewesen ist. 

Eine andere Frage ist, inwieweit Nietzsche der Prophet moderner 
Kulturpolitik ist. Vieles läßt sich in ihm keimhaft finden, aber im 
Grunde ist er kein Kultur-Politiker, weil er nur zweierlei verehrt: die 
Person und das Werk. Die Bildung, die zwischen Person und Werk 
schwebt, ist ihm trotz anerkannter Verehrungswürdigkeit in Form 
der Volkskulturen kein Ziel des Denkens und kein Maßstab des Ur- 
teilens. Seine ganze Haltung ließe sich vom Bildungsbegriff aus kri- 
tisch aufrollen, wie nicht minder vom verwandten Erziehungsbegriff;; 
darin blieb Nietzsche, trotz Zucht- und Kulturwille, zu sehr im Ent- 
wicklungs- und Geistschema des 19. Jahrhunderts befangen. Der Ver- 
fasser weicht diesen Fragen mit einem gewissen Recht aus, um am 
Schlusse seines Buches in Nietzsches Dionysoskult den überzeitlichen 
Kern herauszuschälen, der — ob Ig-, ob zojahrhundertlich — Nietz- 
sches geistiges Wesen aus den Zeitaltern herausragen läßt, wie einen 
steilen Felsen aus einem breiten Strombett. (Hans Ehrenberg.) 


Stolzmann, Rudolf: Professor und Ehrendoktor der Staats- 
wissenschaft, Senatspräsident a. D.: Grundzüge einer Phi- 
losophie der Volkswirtschaft. Versuch einer Volks- 
wirtschaftslehre auf philosophischem Grunde. Zweite, vervollstän- 
digte Auflage mit einem Anhang: Wesen und Ziele der 
Volkswirtschaft. Jena, Gustav Fischer, 1925. VII u. 22ıu, 
64 S. Brosch. GM. ı1.—, geb. GM. 12.50. 
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Der Verf. kehrt sich in der Einleitung gegen den Empirismus 
(unter Berufung auf Kant) in Wirtschaftsgeschichte, Wirtschafts- 
theorie und Wirtschaftspolitik, wobei der reinen Theorie insbesondere 
zum Vorwurf gemacht wird, vom isoliert gedachten Menschen auszu- 
gehen und von allem, was erst den lebendigen Begriff der Gesell- 
schaft ausmache, abzusehen (4). Der grundlegende Gedanke un- 
serer Zeit ist die soziale Idee (9). Die menschliche Erkenntnis ist 
ein gesellschaftliches Entwicklungsprodukt (18), die Metaphysik ist 
sozial, namentlich jene Hegels (23), die Ethik ist sozial, insbeson- 
dere Kants Lehre vom kategorischen Imperativ (29). Der Gegen- 
satz zwischen Erkennen und Wollen, Rezeptivität und Spontaneität 
bildet den Unterbau für die volkswirtschaftlich grundlegende Unter- 
scheidung zwischen natürlichen und sozialen Katego 
rien (39). Wesen und Inhalt erhält das empirische Ich erst aus der 

eistigen und materiellen Umwelt, aus der Gesellschaft (51). 
Individuum und Gesellschaft aber umschließt in höherer Wesensein- 
heit de Gemeinschaft als die ihnen beiden übergeordnete Ente- 
lechie (53). Die rein ökonomische Theorie verkennt den Einfluß der 
sozialenMachtverhältnisse, sie ist Anachronismus und 
Rückschritt (69). Unter Macht aber ist nicht Uebermacht, sondern der 
legitime (?) und reguläre (?) Zwang der Wirtschaftsordnung (?) zu 
verstehen (79). Das Eigentum als das unbeschränkte Recht des 
Individuums auf die Frucht seiner Arbeit ist keine absolute, natürliche, 
sondern eine variable, soziale Kategorie, welche auch in einer dem 
Prinzip nach privatrechtlich geordneten Wirtschaftsgemeinschaft ge- 
währleistet sein kann (90). Mit den toten Produktionsmitteln Kapital 
und Boden darf die lebendige Arbeit nicht auf eine Stufe gestellt 
werden, sozial-sittlich ist sie der einzige und souveräne Faktor, weil 
dem arbeitenden Menschen der ganze Produktionserfolg ethisch 
zugerechnet werden muß (109—110). Das Grenzproduktivi- 
tätsgesetz ist falsch, weil sich die Verteilung nicht nach dem 
sachlichen Produktionseffekt der natürlichen Produktionskräfte, 
sondern nach den Gesetzen der sozialen Regelung, nach den den 
anteilsberechtigten Personen zu leistenden Abfindungen vollzieht. 
Deshalb ist auch der Arbeitslohn eine durch die Macht und die 
Selbsthilfe der Arbeiterschaft, den Schutz des Staates und den Grad 
der sittlichen Auffassung der Menschenwürde bestimmte mora- 
lische Größe ah as Kapital ist gleichfalls ein sozialer 
Zweckbegriff (119), der Kapitalgewinn wie alle übrigen Abfindungen 
durch das gegenseitige Machtverhältnis der Klassen bestimmt (126). 
Obgleich gerade heute die Erinnerung am Platze ist, daß alle Regelung 
am Stoffe der natürlichen Kräfte, des Bodenreichtums und der 
menschlichen Arbeit ihre Grenze hat, so geben doch die sozialen 
Verhältnisse, die Hebung des Selbstbewußtseins der Arbeiterklasse, 
ihre organisierte Selbsthilfe, die öffentliche Meinung, das praktische 
Christentum, ein erleuchteter Arbeitgeberstand und schließlich der 
starke Arm des Staates den Ausschlag (S. 143 ohne Begründung. 
Auf S. 169 wird vom »Nahrungsspielraum« als der ehernen Vor- 
bedingung aller Verteilung gesprochen). Eine Zurechnung nach Mab- 
gabe des rein-ökonomischen, produktionstechnischen Beitrags ist un- 
moralisch und unausführbar, da sie den Sachen zurechnet, was den 
Personen zukommt (166). Es gibt keinen natürlichen Kapitalgewinn, 
keinen natürlichen Arbeitslohn, der Ausgleich zwischen Kapital und 
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Arbeit muß auf dem Wege eines vernünftigen Kompromisses 
erfolgen (169). Endlich ist auch der Wert eine gesellschaftliche 
Tatsache (198). Für den Wert der Güter ist nicht die in ihnen ent- 
haltene Arbeit, sondern ihr sozial bedingter Zweck entscheidend 
(205), das Wertproblem ist ein Verteilungsproblem und die Größe 
der sozialnotwendigen Abfindungen wird durch den Verteilungszweck 
bestimmt (215). Einige Seiten vorher (vgl. zıi) hieß es noch, die 
objektivistische Kostentheorie habe »recht«, denn gleiche Kosten 
D gleichen Wert. 

s muß im Rahmen einer kurzen Buchbesprechung dahingestellt 
bleiben, ob der Versuch des Verfassers, die philosophischen Grund- 
lagen seines Werks mit zahlreichen, den Schriften K a n t s entlehnten 
Belegstellen zu erhärten, als gelungen zu bezeichnen ist oder nicht. 
Doch können Bedenken auch in dieser Hinsicht nicht unterdrückt 
werden. Der Verfasser, welcher selbst zugibt, daß es sich beim Organis- 
mus der Gesellschaft in seiner Beziehung zum animalischen Organismus 
nur um einen Vergleich, nicht um eine Erklärung handle 
(52), bezeichnet die Gesellschaft bald als eine energetisch wirkende 

ntelechie« (52), bald als eine »mittlere M o n a d e« zwischen 
dem Individuum und der »allerhöchsten, der Allmonade« (52) und 
spricht wenige Seiten später von der Idee, in welcher sich die je- 
weils bestehende Gesellschaft bloß widerspiegle, und von der Welt- 
geschichte als »einer Phänomenologie der Idee und des Geistes« (56), 
sodaß neben dem K an t schen transzendentalen Idealismus auch der 
aristotelischen Philosophie entstammende Gedanken, Leibnitzens 
prästabilierte Harmonie (vgl. S. 52) und H eg el scher Panlogismus 
in merkwürdiger Vermischung den philosophischen Hintergrund für 
die späteren Ausführungen bilden. Nach St. vollzieht sich das volks- 
wirtschaftliche Produzieren, Verteilen und Werten nicht nach N a t u r- 
gesetzen, sondern »nach den vorweg gegebenen Gesetzen 
der Gemeinschaft« (63), wobei die sozialen Kategorien 
zugleich als Kategorien der Freiheit, der praktischen Vernunft 
wieder im Sinne k a n t s) erscheinen (vgl. S. 64), ohne daß das Ver- 
ältnis von festen sozialen Gesetzen und menschlicher Freiheit be- 
friedigend aufgeklärt würde. Im Anhange (S. 34) wird wiederum nur 
Kant zitiert, während es sich gar nicht darum handelt, die Freiheit 
sin Abrede zu stellen«, sondern zu erklären, wie mit dem Bestehen 
dieser menschlichen Freiheit »vorweg gegebene«, d.h. doch offenbar 
Pr nen lörmige. feste soziale Gesetze vereinbar sind. Trotz allen 
ohen Anlaufs fehlt es nicht an Banalitäten, so wenn der Verfasser, 
über den Sozialismus räsonnierend, meint: »Will man das Bestehende 
bessern, so darf man es nicht vorher vernichten. Aus nichts 
wird nichts, es gibt auch im Reich der praktischen Vernunft 
keine generatio aequivoca« (91). Auf S. 92 heißt es, daß der Sozialis- 
mus seinen Ursprung dem »löblichen« Bestreben verdanke, den un- 
veräußerlichen Rechten des Individuums zum Siege zu verhelfen! 
Auf S. 153, daß »natürlich« nicht jeder Arbeiter zur Höhe empor- 
steigen könne, nach dem einfachsten (!) aller Sozialgesetze und aus 
demselben Grund, nach welchem eine Armee nicht aus lauter 
Generälen bestehen kann. Auf S. 145 wird versucht, J. St. Mill 
zu einem falschen Propheten zu stempeln, weil er in seinen Erörterungen 
über die Schutzzollpolitik die Auffassung vertritt, daß es nicht an- 
gehe, diese Politik auf die chimärische Gefahr eines Kriegs mit allen 
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Nationen der Welt oder der Blokade eines ganzen Landes zu gründen, 
während der Verfasser wenige Seiten vorher (136) selbst meint, daß 
anormale Zustände nicht geeignet seien, die Gesetze des normalen 
Wirtschaftslebens zu entkräften. Auf S. 138 lesen wir: »Nicht irgendein 
‚Grenzertrag‘ von Boden, Kapital und Arbeit bestimmt die Höhe 
der Rente, des Kapitalzinses und des Arbeitslohns. Vielmehr ist deren 
zwecknotwendige Erzielung das wirkende Gesetz aller 
Wirtschaftsgebarung.« Daß die Höhe des Arbeitslohnes — nur dies 
scheint der Verfasser mit seiner unklaren Ausdrucksweise sagen zu 
wollen — eine zweckentsprechende sei, ist zunächst nur ein P ost v- 
lat, ein wünschenswertes Ziel einer vernünftigen Wirtschaftspolitik, 
aber noch kein »Gesetz«, worunter der Verfasser (vgl. Anhang S. 35) 
eine notwendige Regel versteht, auch keine » Gesetzmäßigkeit 
im Wollen und Handeln« (a. a. O., S. 35), da dieses ganze Raisonne- 
ment von der erst zu beweisenden Voraussetzung ausgeht, daß es nur 
auf das richtige »Wollen und Handeln« ankommt, wenn die Arbeiter 
zweckentsprechende Löhne erhalten sollen, wobei die Frage, welche 
Lohnhöhe eine »zweckentsprechende« wäre, den Anlaß zu weiteren 
Meinungsverschiedenheiten bieten wird (ebenso der Begriff: sozial- 
notwendige Vergeltung, S. 213). Die Polemik gegen Ricardos 
Grundrententheorie (137) ist ganz haltlos, da R ica r d o mit Kapital- 
zins und Arbeitslohn als Erfahrungstatsachen rechnet und 
keineswegs, wie St. irrtümlich annimmt, die Höhe von Zins und Lohn 
aus rentenlosem Boden ableitet. Auf S. 149 heißt es, daß die gesell- 
schaftliche Gemeinschaft ein apriorisch (!) gegebener organi- 
sierter Organismus sei, auf S. 164, daß das Privatkapital, solange es 
sich als ein von der Gesellschaft übertragenes Lehen betrachte und 
nicht zur Ausbeutung anderer Klassen mißbraucht werde, kein 
»Diebstahl« sei. Eine deutlichere Aussprache des Verfassers darüber, 
was denn mit dem Eigentum zu geschehen habe, wenn im konkreten 
Falle diese Voraussetzungen nicht zutreffen, wäre wünschenswert, 
zumal kurz darauf zu lesen ist, daß die Gesellschaft in meinem 
Eigentum zugleich ihr eigenes Eigentum besitze (165). Was heißt 
das: »Der Wert der Kostengüter und ihrer Produkte sind gleich, weil 
sie einem Dritten gleich sind, der Zweckeinheit, die der Mensch bildet, 
als Produzent und Verzehrer in einer Person zugleich« (216) ? Aeuße- 
rungen, wie: England strecke wie ein Polyp von seinem Eilande 
aus seine kapitalistischen Fangarme über die ganze Welt, der kosmo- 
litische Liberalismus bringe den Völkern nicht die Freiheit, sein 
Ergebnis ist das Aufgehen der Einzelnationen in einen internationalen 
Staaten b r e i (148), gehören wohl nicht in eine Philosophie der 
Volkswirtschaftslehre. Von Stolzmanns Buche möchte ich doch, 
ohne die zahlreichen guten Gedanken, die es enthält, in Abrede zu 
stellen, bescheiden und ohne jede Anmaßung behaupten: In magnis 
voluisse sat est. Wem es an der Muße gebricht, die »Grundzüge« 
selbst zu studieren, wird im »Anhang« die Gedanken des Verfassers 
in kürzerer, übersichtlicherer und ansprechenderer Form zusammen- 
gestellt finden. (Otto Weinberger.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Bryce, James: Amerika als Staat und Gesell- 
schaft (The American Commonwealth). — Deutsche Ueber- 
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setzung von J. Singer. Leipzig, Der Neue Geist-Verlag, 1924. 
2 Bde. 445 und 582 S. 

Schon zur Zeit des Erscheinens von James Bryces sThe 
American Commonwealth« waren die Vereinigten Staaten ein Land 
stets wachsenden Einflusses. — Heute, zur Zeit des Erscheinens der 
deutschen Uebersetzung, sind sie das mächtigste Land der Welt ge- 
worden, ohne dessen Teilnahme kein finanzieller und ökonomischer 
Wiederaufbau Europas möglich ist, dessen außenpolitische Bedeutung 
trotz aller Erklärungen über das Fernhalten von Europa notwendiger- 
weise stets größer werden muß. — Ein Werk, welches es unternimmt, 
den Aufbau eines solchen Staates zu zeichnen, kann gewiß von vorn- 
herein auf bedeutendes Interesse rechnen, um so mehr aber, als es sich 
hier um ein Meisterwerk, ein standart-work allerersten Ranges handelt. 
— Es hieße Eulen nach Athen tragen, wollte man hier noch die Be- 
deutung dieses seit 3 Jahrzehnten anerkannt besten Buches über 
Amerika näher ausführen. 

Die deutsche Uebersetzung ist nach der letzten revidierten eng- 
lischen Ausgabe von 1920 gemacht und gibt in geglückter Ueber- 
tragung das ganze gewaltige Werk, abgesehen von kleineren Kürzungen 
im ersten und der Auslassung der Kapitel über den Gasring in Phila- 
delphia, die antichinesische Bewegung des Kearneysmus in Kali- 
fornien, über die Südstaaten seit dem Bürgerkrieg und über die Neger- 
frage im zweiten Band. — Die Weglassung der Kapitel über das 
chinesische und das Negerproblem ist allerdings zu bedauern. 

Das Werk ist das moderne Gegenstück des 1835 erschienenen 
Buches »La Démocratie en Amériques de Tocquevilles, auf 
den Bryce öfter Bezug nimmt, aber es ist unvoreingenommener, 
objektiver. — Das Werk besteht aus einem juristischen, staats-, 
verfassungs- und verwaltungsrechtlichen und aus einem politisch- 
soziologischen Teil. — Es ist ohne sichtbare Aufbietung wissenschaft- 
lichen Apparates geschrieben, wohl aber von einem wissenschaftlich 
denkenden Menschen. — Bryce geht an die Darstellung als Ver- 
fassungsrechtler, als Historiker (vgl. sein »The Holy Roman Empires), 
als internationaler Jurist (vgl. seine »Studies in international 7 
als Soziologe, als Philosoph heran. Er ist vollständig objektiv; a 
Angelsachse den Amerikanern nahestehend, lange in Amerika 
lebend, fühlt er sich doch als Ausländer, der nur vorsichtige Urteile 
fällt; als Engländer Bürger einer Monarchie, selbst Aristokrat, bringt 
er doch der streng antimonarchischen Demokratie (England ist aller- 
dings in monarchischem Gewande weit echtere Demokratie als Amerika) 
volles Verständnis entgegen; er ist objektiv auch in dem Sinne, daß er 
nicht nur lobt, sondern auch die Schattenseiten amerikanischer Ein- 
richtungen, amerikanischen Lebens schildert. — Die Hauptfrage bleibt 
für ihn: Wie, durch welche rechtlichen Institutionen, durch welche 
soziologischen Gestaltungen hat Amerika ganz neue Probleme zu 
lösen versucht, wie weit ist dieses bisher größte »Experiment der 
Massenbeherrschung« gelungen, welche Aenderungen bereiten sich vor, 
welcher Ausblick ergibt sich in die Zukunft ? 

Der I. Band ist der juristische. Er behandelt in seinem 
ersten Teil »Die nationale Regierungsform«, d. h. die Bundesver- 
fassung, die Geschichte ihrer Entstehung, ihre Natur, den Präsiden- 
ten und sein Kabinett (hier feine Bemerkungen darüber, warum große 
Männer nicht zu Präsidenten gewählt wurden, und über die Stellung 
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des Durchschnittsamerikaners zur Mittelmäßigkeit), den Senat und 
das Repräsentantenhaus, die Kongreßgesetzgebung, das Verhältnis 
von Legislative und Exekutive, die Bundesgerichte, die Beziehungen 
zwischen der Union und den Einzelstaaten und eine abschließende 
vorzügliche Kritik der Vorzüge und Mängel des Föderalismus. Schließ- 
lich wird das Wachstum, die Entwicklung, Interpretation und Amen- 
dierung der »starren Verfassung von 707° gezeigt. 

Der II. Teil stellt ausführlich die Regierungsform der 
48 Staaten der Union, also das einzelstaatliche Verfas- 
sungsrecht dar, ein sehr kompliziertes und im Vergleich zum 
Bundesverfassungsrecht im allgemeinen wenig bekanntes Thema. — 
Hier werden die Staatsverfassungen und ihre Entwicklung, das einzel- 
staatliche Parlament mit seinen beiden Häusern, die einzelstaatliche 
Gesetzgebung und Exekutive, der Gouverneur und die einzelstaat- 
lichen Gerichte behandelt. Hieran reiht sich die Darstellung der 
verfassungsrechtlichen Stellung der Territorien und schließlich 
die Lokalverwaltung, insbesondere diestädtischeVer- 
waltung. 

Der II. Band schildert in seinem 1. TeildasParteiensystem; 
denn die Politik, als Kunst, Wahlen zu gewinnen und Aemter zu er- 
langen, ist, wie B r y c e hervorhebt, in Amerika zu unerhörter Ent- 
wicklung gelangt. — Die im I. Band entwickelte verfassungsrecht- 
liche Struktur wird erst durch die Tätigkeit der Parteien zur lebenden 
Wirklichkeit. — Bryce schildert ihre Geschichte, die heutigen 
Parteien, die Politiker und Staatsmänner, die Parteiorganisationen 
die »Maschine«, »Ringe« und »Bosses«, die »Beutes der Aemterver- 
teilung, den Mechanismus der Wahlen, besonders die Präsidentschafts- 
kampagne und die gewaltige in Amerika herrschende Korrmption. 

er 2. Teil beschäftigt sich mit der öffentlichen Mei- 
nung, ihrer Bildung, ihrem Einfluß, ihrem Wert, ihren Typen im 
Osten, Westen und Süden und mit der amerikanischen Presse. 

Der 3. Teil enthält Ergänzungen: Ueber »Tammany Hall« in 
Neuyork, zur Geographie Amerikas, über das Problem der Ein- 
wanderung, Außenpolitik und Expansion der Vereinigten Staaten, 
Frauenstimmrecht, das »Laissez faire, Vorzüge und Mängel der 
amerikanischen Demokratie. 

Der letzte Teil endlich schildert in vorzüglicher Weise einige soziale 
Institutionen: Das Barreau, den Richterstand, Eisenbahnen, W 
Street, und enthält die ausgezeichneten Kapitel über die amerikanischen 
Universitäten, Kirche und Klerus, die Stellung der Frau, über ameri- 
kanische Redekunst und über schöpferische geistige Kraft, über 
das Fehlen einer Hauptstadt, endlich über die Annehmlichkeit, aber 
auch die Monotonie amerikanischen Lebens, über die politische, wirt- 
schaftliche und soziale Zukunft der Vereinigten Staaten. 

Bryce geht überall auf die Originaltexte der Verfassungen, 
Gesetze usw. zurück, benützt die gesamte einschlägige, besonders 
amerikanische Literatur, schreibt auf Grund persönlicher Erfahrung. 
— Das Werk enthält auch eine Fülle geistvoller allgemeiner Be- 
merkungen und Ausführungen. 

Es ist zu hoffen, daß die nunmehrige deutsche Uebersetzung dem 
Werk einen weiteren großen Leserkreis zuführen wird, dem es bisher 
im englischen Original weniger zugänglich war. 

| (Josef L. Kunz.) 
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Delevsky,J: AntagonismessociauxeliAnltagonis- 
me 2 yolötariens. Paris, Marcel Giard, Libr. Edit., 1924. 
574.9. 

in in seiner Weise ausgezeichnetes Buch, das auf sorgsamster 
Lektüre der einschlägigen internationalen Literatur beruhend in aus- 
führlicher Weise eine einmal gesetzte These entwickelt, die sich syn- 
thetisch etwa folgendermaßen ausdrücken läßt: Der Begriff der 
proletarischen Klasse ist weniger einheitlich, der Begriff der Nation 
hingegen ist einheitlicher als es in der sozialistischen Ideologie gemein- 
hin angenommen wird. Von diesen Thesen wird der erstere Teil 
räumlich und logisch vom Verf. mit größerer Sorgfalt entwickelt als 
der letztere. Neu sind beide Teile nicht. Ueber die Klassenkämpfe 
innerhalb des Proletariates besitzen wir schon seit geraumer Zeit 
das einseitige, aber brauchbare Werk von Giuseppe Prato, das sich 
zur Kennzeichnung seiner Endergebnisse des Ausdrucks Protektionismus 
in der Arbeiterschaft bedient (Il Protezionismo operaio. L’Esclusione 
delLavoro straniero. Torino IgIo, Soc. Tip. Ed. N.; französische Auf- 
lage 1912). Ueber die volks- und rassenmäßige, technische und psycholo- 
gische Differenzierung der Arbeit hat sich Schreiber dieses in der zweiten 

Auflage des zweiten Bandes des Grundriß für Sozialökonomik in 

einer Abhandlung »Wirtschaft und Rasse« ausgelassen. Indes wird 

die Arbeit D.s durch diese und andere Werke, zu denen wir 
auch nocb manche Arbeiten von Sombart, Weber, Marr, Striemer 

u. a. m. rechnen möchten, ne gegenstandslos. Seine Be- 

deutung liegt freilich mehr als in den Resultaten in der eigenen Art 

der Zusammenfassung derselben, und zumal in dem benutzten, zum 

Teil weniger bekannten Material. Zu letzterem gehören z. B. die 

freilich noch längst nicht vollständigen Mitteilungen über die Aus- 

schlußrichtungen der französischen Organisationen (S. 258), die Dar- 
stellung der Verschiedenheiten innerhalb der gelben Gewerkschaften 

(S. 158) und die Kapitel über den Kampf zwischen den zulassungs- 

freundlichen Auswanderungsländern und den zulassungsgegnerischen 

Einwanderungsländern. Die von D. hie und da angedeutete These 

eines sich abspielenden Antagonismus zwischen verschieden ge- 

arteten Solidaritäten (vgl. z. B. S. 11 ff.) würde durch eine gründ- 
lichere Kenntnis der grundlegenden Arbeiten von Gabriel Tarde und 

Georg Simmel noch gewonnen haben. (Robert Michels.) 


Hertz, Friedrich: Rasse und Kultur. Eine kritische 
Untersuchung der Rassetheorien. Dritte, gänzlich neubearbeitete 
und vermehrte Auflage. Leipzig, Alfred Kröner Verlag, 1925. XII 
und 426 S. Preis brosch. M. 9.—. 

Die wohlverdiente neue Auflage des bedeutenden und vorzüglich 
geschriebenen Buches, das hier angezeigt werden soll, erscheint zwan- 
zig Jahre nach der ersten. 1904 war es eine Tat von Hertz, die geist- 
reichen Narreteien von Chamberlain in ihrer Haltlosigkeit und Ge- 
fährlichkeit zu enthüllen; heute, da der alldeutsche Engländer von 
keinem ernst zu nehmenden mehr ernst genommen wird, liest man 
die eingehende Polemik gegen ihn, die stehen geblieben ist, mit Ver- 
wunderung. Chamberlains Werk hat heute nur noch historische Be- 
deutung, und diese ist freilich größer, als man ahnt; es ließe sich nach- 
weisen, daß nicht nur, wie bekannt, Wilhelm II., sondern auch Moltke 
und Bethmann unter Chamberlains Einfluß an einen unausweichlichen 
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Endkampf zwischen »Germanen« und »Slaven« glaubten und deshalb 
zu ihrem unseligen Präventivkrieg gedrängt wurden. In der zweiten 
und dritten Auflage ist freilich sehr viel aktueller Stoff hinzugekom- 
men und veralteter ausgeschieden worden, aber die Uebersichtlich- 
keit hat dadurch nicht gewonnen; das zeigt schon ein Blick auf die 
ohne Gliederung nebeneinander gestellten 14 Kapitel, die heute das 
Werk bilden. Es ist gewiß keine gesunde Systematik, in drei ganz ge- 
trennten Kapiteln (I, 8, 14) die Rassentheorien als solche, in den da- 
zwischen liegenden Kapiteln einzelne Probleme der Rassen selber zu 
behandeln, und hierbei wieder zunächst von Rassenhaß und erst im 
nächsten Kapitel vom Rassenbegriff zu sprechen, usw. Dies wird sich 
bei einer neuen Auflage einigermaßen beheben lassen. 

Ein leider nicht zu behebender Mangel ist dagegen allen Werken 
über »Rasse und Kultur« gemein. Das Thema könnte befriedigend 
nur von einem naturwissenschaftlich und kulturwissenschaftlich gleich 
Unterrichteten behandelt werden; der Verfasser müßte auch, da es 
sich ja um Grundbegriffe handelt, eine gründliche logische Schulung 
haben. Solche Köpfe gibt es nicht( auch unter den Rezensenten nicht!). 
Die Folge ist, daß alle Werke über diesen Gegenstand mindestens 
nach einer der drei Richtungen versagen. Das naturwissenschaftlich 
führende Werk von Baur-Fischer-Lenz z. B. ist in den biologischen 
Teilen von unübertrefflicher Gediegenheit; von seinen historischen, 
völker-psychologischen, sozialpolitischen Ausführungen kann man das 
gewiß nicht behaupten. Nach der umgekehrten Richtung läßt es der 
österreichische Soziologe fehlen. Die naturwissenschaftliche Grund- 
lage ist nur angedeutet und oft bedenklich; die Vererbungserschei- 
nungen, namentlich der Mendelismus, werden kaum erwähnt. Prüfen 
wir den grundlegenden Rassebegriff selber, so finden wir auf S. 26 
nichts weiter als: »Rasse ist ein naturwissenschaftlicher Begriff. Er be- 
zeichnet eine Unterteilung der Art (Spezies), dieihre Merkmale verbtr. Zu 
derselben Art werden Lebewesen gewöhnlich dann gerechnet, wenn sie 
sich fruchtbar kreuzen und auch ihre Mischprodukte unbegrenzt die- 
selbe Fähigkeit haben. Doch ist auch diese Definition heute erschüttert, 
man kennt verschiedene Arten, die fruchtbare Kreuzungen eingehen 
und deren Bastarde ebenfalls fruchtbar sind.« Diese Ausführung ist 
schon logisch nicht einwandfrei; sie operiert ersichtlich mit zwei ver- 
schiedenen Begriffen der »Art«, von denen nur der eine definiert, der 
andere, der »eigentliche«, im Dunkel bleibt. Und wie es mit diesem 
Rassebegriff naturwissenschaftlich steht, läßt Hertz selbst erkennen, 
wenn es auf der nächsten Seite heißt: »bildet doch eigentlich jede 
Familie eine Rasse, deren Typus sich vererbt.« Das zeigt doch nur, 
daß sein Begriff ungenügend ist; man muß ihn eben als einen maxi- 
malen fassen, der schlechthin die Gesamtheit aller Individuen mit ge- 
wissen Gemeinsamkeiten umfaßt. Auch paßt sein Begriff, wie übrigens 
auch viele Definitionen der Naturwissenschaftler, auf die durch Gleich- 
heit von Geschlecht, Entwicklungsstufe oder erbliche Krankheit ver- 
bundenen Glieder der Spezies, also Gruppen, die Hertz doch sicher- 
lich von den Rassen wird unterscheiden wollen, hier muß man durch 
Einführung ausschließender Merkmale helfen. Als einigermaßen ein- 
wandfrei würde ich, ohne das hier begründen zu können, die folgende 
Definition betrachten: Rasse ist eine derselben Spezies ae 
Gesamtheit von Individuen aller Entwicklungsstufen und Geschlech- 
ter, die eine Mehrzahl ererbter normaler körperlicher Anlagen gemein 
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haben. (Die an den Begriff der Spezies geknüpften Streitfragen sind 
für das Problem der Menschenrassen ohne Bedeutung.) Recht hat 
Hertz natürlich darin, daß er den Rassebegriff auf die körperlichen 
Merkmale (soll heißen: Anlagen) gründet, und also nicht die Gemein- 
samkeit geistiger, namentlich moralischer Eigenschaften in den Begriff 
aufnimmt, was in unmethodischer Weise das Hauptproblem, statt erst 
zu stellen, schon beantworten heißt. Dies geht bekanntlich dahin, ob, 
wie die Rassentheorie behauptet, die Rasse eine lediglich er- 
erbte, also von der Umwelt unabhängige geistige Eigenart besitzt, oder 
ob, wie die Milieutheorie behauptet, diese Eigenart lediglich 
von der (natürlichen wie geschichtlichen) Umwelt abhängt, und mit 
dieser wechselt. Von der Entscheidung dieser Frage hängt dann so- 
wohl für die Auffassung der Geschichte der Nationen wie für die prak- 
tische Politik Wesentliches ab; für jene namentlich, wie man sich 
Blüte und Niedergang der nationalen Kulturen erklären soll, für diese, 
ob man eine Rasse so behandeln soll, wie sie nun einmal unabänder- 
lich ist, oder ob sie so ist, wie man sie behandelt. Hertz nimmt in 
leidenschaftlicher Weise für die Milieutheorie Partei; ein gewaltiges 
und, wo immer ich nachgegraben habe, zuverlässiges Material an indi- 
vidual- und völkerpsychologischen, staats- und religionsgeschicht- 
lichen, philologischen und ethnologischen Tatsachen ist in diesem 
Werke aufgehäuft, stets unter Benutzung der neuesten und namentlich 
auch der fremdsprachigen Literatur. Ich möchte als Höhepunkt 
Kap. 12 »Ueber den ‚Rassecharakter‘ der Germanen« betrachten; 
man lese hier namentlich die (zumeist aus Dahn geschöpften) Beispiele 
»germanischer Treue« nach, woraus glücklicherweise auch der Rasse- 
theoretiker nichts für das heutige deutsche Volk zu schließen braucht, 
da dieses ja, wie schon Figura zeigt, nur sehr weitläufig mit den Her- 
ren Hunerich, Theodahad, Leovigilt und Chlodwig verwandt ist. Ich 
selbst würde das größte Gewicht darauf gelegt haben, daß sich vor 
unseren Augen in den Vereinigten Staaten aus einem unerhörten Ge- 
misch aller Rassen ein geistiger Typus von einer ebenso unerhörten 
Einheitlichkeit und Eigenart entwickelt. An der Rassetheorie läßt 
Hertz umgekehrt kein gutes Haar; in ergötzlicher Weise werden die ein- 
ander erledigenden Lehren der einzelnen Theoretiker, namentlich 
ihre famosen völkerpsychologischen Diagnosen, gegenübergestellt. 
Aber schlüssige Beweise werden nicht geliefert, und können, angesichts 
der ungenügenden naturwissenschaftlichen Grundlage, nicht geliefert 
werden. Oder wie ließe es sich naturwissenschaftlich rechtfertigen, 
einen Satz hinzuschreiben wie den (S. VI): »Besteht denn etwa zwi- 
schen weißen und schwarzen Pferden ein fundamentaler psychischer 
Unterschied ?« Auf die Pigmentierung der Haardecke legt doch heute 
niemand mehr entscheidendes Gewicht. Es drängt sich aber die Gegen- 
frage auf: Besteht denn zwischen Bulldoggen und Pudeln kein funda- 
mentaler psychischer Unterschied ? Sind sie nicht an den verschiedenen 
Pen Eigenschaften, z. B. Gelehrigkeit, Angriffslust, Anhäng- 

chkeit, Temperament höchst verschieden, obwohl doch die geschicht- 
liche Umwelt einflußlos ist? und die natürliche Umwelt gleichgemacht 
werden kann? Warum soll, wenn das von Hunderassen gilt, es nicht 
von Menschenrassen gelten? Stehen denn Leib und Seele beziehungs- 
los nebeneinander oder sind sie Seiten desselben Organismus? Soll 
man, da doch der kleinste Eingriff ins Gehirn die schwersten psy- 
chischen Störungen bewirken kann, glauben, daß_Lang- oder Kurz- 
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schädeligkeit ohne Einfluß ist? Eine ruhige Ueberlegung wird von 
vornherein erwarten, daß auch hier nicht das ‚aut — aut‘ da streiten- 
den — und durchweg politisch voreingenommenen — Theorien, son- 
dern ein ‚et — et‘ gilt: Sowohl die vererbliche und also beharrende 
Anlage wie die veränderliche und wahrscheinlich nicht vererbliche 
Einwirkung der Umwelt formen den geistigen Typus der Rassen und 
Völker. Eine schlagende Analogie bilden Geschlechter und Alters- 
stufen: eine junge Prostituierte und eine alte Bäuerin stellen gewiß 
verschiedene geistige Typen dar; dennoch sind beide auch in psycho- 
logischer Hinsicht Weib: und doch ist wiederum die eine mit jungen 
Menschen und Prostituierten aller Rassen, die andere mit alten Men- 
schen und Bauern aller Rassen geistesverwandt. 

Abwägend läßt sich sagen, daß zwar beide Theorien im gemäßigten 
Sinne jenes ‚et — et’, einen richtigen Kern haben, daß aber für die 
historische und politische Praxis nur die Milieutheorie brauch- 
bar ist. Der Grund ist der, daß es bei Menschen — bisher wenigstens 
— ganz unmöglich war, bestimmte körperliche Rassetypen und be- 
stimmte geistige Eigenschaften einander zuzuordnen, wiewohl es von 
vornherein sicher ist, daß solche Zuordnungen bestehen. Noch nie ist 
eine Methode angegeben worden, um diese Entsprechungen empiris 
nachzuweisen, und wird sie jemals angegeben werden können? Vor- 
aussetzung einer über vage Mutmaßungen hinausführenden, für ver- 
antwortungsbewußte Historiker und Politiker ausreichenden Rassen- 
theorie wäre doch erstens, daß man die Untersuchung an Menschen 
verschiedener reiner Rassen vornähme, und die gibt es wahrscheinlich 
gar nicht; selbst wenn es aber Menschen reiner Rassen gebe, könnte 
man dies nie im Einzelfall beweisen, denn sicher kennen wir ja nur, 
was sich dem Auge und den anderen Sinnen bietet, den ne 
nur sehr von ungefähr aber das, was das Individuum seinen verbor- 
genen Erbanlagen nach ist, den »Genotyp«, auf den für die Bestim- 
mung der Rassezugehörigkeit alles ankommt; also ist nur die Ge- 
mischtrassigkeit, nie Reinrassigkeit beweisbar. Voraussetzung wäre 
zweitens, daß mehrere reine Rassen in genau der gleichen natürlichen 
wie geschichtlichen Umwelt beobachtet werden könnten, um den 
Faktor Rasse isolieren zu können, und das ist schon wegen der Ver- 
schiedenheit der Sprachen, geschichtlichen Traditionen usw. tatsäch- 
lich ausgeschlossen. Bei den Altersstufen, zum Teil auch bei den Ge- 
schlechtern, und vor allem bei den Tierrassen sind beide Vorausset- 
zungen differential-psychologischer Untersuchung gegeben oder herzu- 
stellen, bei den Menschenrassen aber nicht. Um das im Beispiel noch 
klarer zu sagen: Von Kindern und Greisen gibt es nur reine, keine 
Mischformen, und beide kann man in genau der gleichen Umwelt be- 
obachten, deshalb gibt es hier wissenschaftliche Differentialpsycho- 
logie; die der Menschenrassen muß zu Phantasterei verführen. Ein 
Blick in die Literatur bestätigt diese apriorische und summarische Er- 
wägung: Statt zunächst die etwaigen Unterschiede der elementaren 
psychischen Funktionen experimentell-psychologisch zu erforschen, 
springt man, ohne auch nur zu fragen, ob da überhaupt eine Brücke 
führt, sofort zu den höchsten kulturellen Leistungen über: Dem Man- 
gel einer empirischen Grundlage wird von den Rassetheoretikern durch 
rein willkürliche Annahmen abgeholfen, wobei in der Regel jeder die 
Rasse, der er selber angehört, oder anzugehören wähnt, mit allerlei 
schmeichelhaften Begabungen ausstattet (wenn auch gewisse liebens- 
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würdige oder vornehme Schwächen meist zugegeben werden), wäh- 
rend er die anderen Rassen mit minderen oder gar verächtlichen Eigen- 
schaften belegt. So entsteht das Dogma von der nordischen Edelrasse 
oder auch der nordischen Barbarenrasse, je nachdem die Forscher dies- 
seits oder jenseits der Alpen sitzen. Hierauf beruht wieder die sittliche 
und logische Anstößigkeit der Rassetheorien und unter den dadurch 
hervorgerufenen Gefühlen hat wieder, wie jeder des Auslands Kun- 
dige zugeben wird, besonders der Ruf der deutschen Wissenschaft und 
des deutschen Volkes zu leiden, wo ja die Rassetheorie am meisten 
verbreitet ist. 

Gerade dieses rassentheoretische Interesse in Deutschland 
aber trägt die Heilung in sich. In der Studentenschaft, wo dieses In- 
teresse am größten ist, und praktische Konsequenzen gezeitigt hat, 
hat z. B. das vielgelesene und geschickte Buch des Rassentheoretikers 
Hans Günther nach meinen Beobachtungen sehr aufklärend gewirkt: 
man erkennt, daß die schönen Zeiten vorüber sind, in denen man ein- 
fach (unter plumper Verwechslung biologischer, sprachlicher und so- 
zialer Gruppen) »germanische« und »semitische« Rasse unterscheiden 
konnte, daß auch die »Germanen« heute aus nordischen, alpinen, di- 
narischen u. a. Rasseelementen gemischt sind; man erschaudert bei 
dem Gedanken, daß sich nun auch diese Rassen so giftig bekämpfen 
könnten, wie dies bisher gegenüber der jüdischen »Rasse« geschehen 
ist, und daß man sich von fast allen repräsentativen Deutschen, z. B. 
Luther, Friedrich, Kant, Goethe, Schiller, Beethoven, Wagner, Bis- 
marck als »Mischlingen« oder »Fremdlingen« lossagen müßte. Es ist 
ein schwacher Trost für den »deutschblütigen« Studenten, daß ihm 
z. B. Günther statt des Mischlings Bismarck dessen — Schwester ad 
oculos demonstriert, und mit der schamhaften Unterschrift » Englischer 
Staatsmann« zur Verehrung nordischer Rassigkeit ein Bild vorführt, 
das der Kundige sofort als das — Sir Edward Greys erkennt. Kurz, 
daß die Rassentheorie völkerverhetzend wirkt, werden ihr ihre An- 
hänger gern verzeihen, aber daß sie völkerzersetzend wirkt, muß ihr 
den Hals brechen. Ich glaube, der Tag ist nicht mehr fern, an dem 
das Rassenproblem (nicht etwa die ebenso notwendige wie methodisch 
mögliche Völkerpsychologie!) bei uns politisch und kulturwissenschaft- 
lich ausgespielt hat, und der physischen Anthropologie zurückgegeben 
wird. Das Werk von Friedrich Hertz wird zu diesem Gesundungspro- 
zeß hoffentlich beitragen. (Hermann Kantorowicz.) 


Michels,Robert:ZurSoziologiedesParteiwesens 
sndermodernen Demokratie. Untersuchungen über die 

. oligarchischen Tendenzen des Gruppenlebens. Zweite vermehrte 
Auflage. Leipzig, Alfred Kröner, 1925. XXXV u. 528 S. 

Seitdem es Namen und Wesen der Soziologie gibt, ist es das stän- 
dige Bestreben ihrer Vertreter gewesen, Gesetze und Gesetzmäßig- 
keiten des sozialen Lebens zu finden. Fast jeder Soziologe hat irgend- 
welche Regelmäßigkeiten, die er bemerkt zu haben glaubte, auf prä- 
zise Formeln gebracht, und die meisten unter ihnen haben gerade in 
der Einstellung der Aufmerksamkeit auf die immer wiederkehrenden 
an Stelle der einmaligen Vorgänge die Unterscheidung zwischen So- 
ziologie und Geschichte gesehen. Aber fast alle derart aufgezeigten 
vermeintlichen »Gesetzmäßigkeiten« sind entweder von einer sehr 
großen Zahl von Erfahrungstatsachen abstrahiert worden; dann sind 
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sie, da sie — wie auf sozialem Gebiete unausweichlich — psycholo- 
ische Allgemeinheiten fixierten, in der Regel ebenso trivial wie un- 
streitbar gewesen. Oder aber die Forscher haben auf Grund einer 
mäßig großen Summe von Daten generalisiert; dann war das »Ge- 
setz« interessant, aber, soweit es allgemeine Gültigkeit beanspruchte, 
falsch. Zu den ganz wenigen Denkern, denen es gelungen ist, sich 
dieser Zwickmühle zu entziehen, zählt Robert Michels, und dar- 
um haben seine Aufstellungen über die «oligarchischen Tendenzen des 
Gruppenlebens« ihre große und bleibende Bedeutung. 

Seit der ersten Auflage der »Soziologie des Parteiwesens« sind 
15 Jahre vergangen. Hätte selbst die Generation von 1910 für das 
Thema des Werkes noch nicht das Interesse gehabt, das sie ihm tat- 
sächlich entgegengebracht hat, so wäre die Welt, die so erschütternde 
Dinge inzwischen erlebt hat, in den hier diskutierten Problemkomplex 
hineingewachsen. Demokratie und Führerschaft, Freiheit und Organi- 
sation — es sind die Fragen des Tages, die hier sine ira et studio 
analysiert werden. Kein Wunder, daß das Werk »Hunderte von Be- 
sprechungen« erfahren hat, und daß von den »bedeutendsten Gelehr- 
ten und Staatsmännern Europas« eine ganze Reihe die Zeit gefunden 
hat, sich mit der Schrift zu befassen, deren Urheber, ungeachtet des 
Feuers von Kritik, das er aushalten durfte und mußte, heute erklären 
kann: »Auf erheblichen Widerspruch ist meine Theorie nicht gesto- 
Ben« (XV). 

Die von Michels dargelegte Unausweichlichkeit der Entwicklung 
der Führerschaft aus der Demokratie ist nicht von ihm zuerst bemerkt 
worden. Aeltere Ideen Gaetano Moscas fortführend hat Pareto den 
immer wiederkehrenden Rollenwechsel der bisher regierenden und der 
bisher opponierenden Klasse zu seiner »Theorie de la circulation des 
elites« ausgebaut. Nach Alexander Herzen siegt eine Welle der Oppo- 
sition nach der anderen und eine jede »erringt sich Besitz oder Stel- 
lung und geht vom Neid zum Geize über« (481, 487). Michels aber ver- 
dankt die Theorie, die kunstvolle Verarbeitung und die psychologisch 
unübertreffliche Durchdringung eines wahrhaft gigantischen Erfah- 
rungsmaterials. In dieser Hinsicht bringt die 2. Auflage, die überhaupt 
im wesentlichen der ersten gleicht, im großen und ganzen nichts Neues. 
Der Verfasser konnte sich, wie er in seiner Vorrede erklärt, überzeugen, 
daß sich die von ihm festgestellten Erscheinungen »quantitativ bis ins 
Ungeheuerliche vermehrt haben, ohne sich dabei aber qualitativ irgend- 
wie wesentlich zu verändern« (XXII). 

. M. Keynes hat kürzlich in einem Nachrufe darauf hingewiesen, 
daß fast alle großen Leistungen auf dem Gebiete der Natıionalöko- 
nomie in Werken zutage getreten sind, in denen Einzelprobleme be- 
handelt wurden, und daß wesentliche Fortschritte nur in seltenen Fäl- 
len durch Systeme und Lehrbücher erzielt wurden. Das Gleiche gilt 
von der Soziologie, und wird von ihr in dem Maße, in dem sie aus dem 
Stadium des Ueberschlages über ganze Komplexe ungeklärter Erschei- 
nungen, mit dem jede Wissenschaft beginnt, herauswachsen, und in das 
Stadium der Einzeluntersuchungen eintreten wird, in noch höherem 
Grade gelten. Im Grunde ist ja der Begriff der Soziologie heute noch 
völlig strittig; sicher ist nur, daß es Probleme gibt, und zwar wirkliche 
und wichtige Probleme, die nur als »soziologisch« klassifiziert werden 
können. Bloß zwei unbestreitbar »soziologische« Werke von den vie- 
len, die in Deutschland erschienen sind, haben fast ungeteilte Aner- 
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kennung gefunden: Ferdinand Tönnies’ »Gemeinschaft und Gesell- 
schaft« und Robert Michels’ »Soziologie des Parteiwesens«. In beiden 
werden Spezialprobleme behandelt. 

Irreführend ist der Titel des Werkes, denn das Parteiwesen 
kommt als solches nicht zur Darstellung. Für die Partei sind zwei 
Merkmale konstitutiv: I. ist sie ein Kampfverband, 2. muß sie sich 
als Teil (pars) eines Ganzen fühlen, und der Erhaltung oder Verände- 
rung dieses Ganzen muß ihr Bemühen als Partei gelten !). Infolge- 
dessen müssen Regierung und Opposition, sofern sie echte Parteien 
repräsentieren sollen, bis zu einem gewissen Grade auf dem glei- 
chen Boden stehen und sich dessen bewußt sein. Bei Michels ist 
aber nirgends die Rede vom Verhältnis der Parteien zueinander. Das 
Objekt seiner Analyse ist die Demokratie, und nur ein Beispiel 
demokratischer Organisation ist ihm die politische Partei. Er hätte 
auch den demokratischen Staat oder eine protestantische Sekte wäh- 
len können. »Soziologie der Demokratie« wäre als Titel korrekterer ge- 
wesen. 

Die Tatsache, daß alle bisherigen demokratischen Experimente 
und Revolutionen nur dazu geführt haben, daß die Massen ihre alten 
Herren verjagten, um sich von neuen beherrschen zu lassen, führt an 
und für sich noch nicht die Demokratie ad absurdum, sondern wider- 
spricht nur einer Idealvorstellung von Demokratie, wie sie Rousseau 
und seine Anhänger, soweit sie orthodox waren, gehabt haben. Mit den 
Unzulänglichkeiten der Realität von vornherein rechnende Ansprüche 
werden kein Bedenken darin sehen, von Demokratie auch da zu reden, 
wo die gewählten Führer autokratisch disponieren, sofern nur diese 
Führer auf der Basis eines demokratischen Stimmrechtes gewählt wor- 
den sind, und ohne Anwendung von Gewalt wieder abgesetzt werden 
können. Für die Vertreter dieses mehr opportunistischen Demokratis- 
mus erhebt sich dann als Kernproblem die Frage, ob die Auslese 
zur Führerschaft in der Demokratie wirklich die Besten an die Spitze 
bringt — denn daß die hereditäre Monarchie und die hereditäre Ari- 
stokratie in dieser Hinsicht versagt haben, liegt klar zutage. Der ein- 
zige ernstliche Konkurrent des demokratischen Auswahlprinzips ist 
heute der Diktaturgedanke. Leider geht Michels auf dieses Zentral- 
problem der Demokratie so gut wir gar nicht ein. Er begnügt sich mit 
der Darstellung der »akzessorischen Eigenschaften der Führer« (Rede- 
gabe, Körperschönheit, Berühmtheit usw.). Bryce in seiner klassi- 
schen Darstellung des » America Commonwealth« hat in dieser Richtung 
tiefer gegraben. Die Demokratie steht und fällt mit der Tüchtigkeit 
ihrer Führer. Wie weit die große Masse imstande ist, bei der Wahl ihrer 
Herren den richtigen Instinkt zu zeigen, ist ein Problem, mit dessen 
Bearbeitung sich die Sozialpsychologie zu beschäftigen hat. Es sei hier 
dem Wunsche Ausdruck verliehen, daß M. in einer dritten Auflage 
seines Werkes zu dieser Frage Stellung nehmen möge. 

Mit welchem Ergebnis er sich innerlich mit ihr auseinandergesetzt 
hat, erhellt inzwischen daraus, daß er die Demokratie in seiner Schluß- 
betrachtung für das »geringere Uebel« erklärt, und in der Suche 
nach ihr ein in sich wertvolles Tun erblickt, das, wie die Suche nach 
vergrabenen Schätzen, den Acker fruchtbar machen werde (312). Die 





2) Vgl. W. Sulzbach, Die Grundlagen der politischen Parteibildung, Tübin- 
gen 1921. 
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Demokratie ist für M., in das Begriffssystem Kants transponiert, ein 
»regulatives Prinzip«. Und es spricht für ihn, der doch auch P oli- 
tiker ist, daß er den Simplismus der meisten politisch interessierten 
Menschen nicht teilt, die alles Licht auf der einen Seite sehen und 
allen Schatten auf der anderen. Geht Michels doch soweit, in der Her- 
ausbildung von Oligarchien eine historische Notwendigkeit zu erblicken, 
der gegenüber nun gerade die Aufgabe gelte, die Führerherrschaft zu 
bekämpfen (511). Von diesem Standpunkte bis zu der irrationalen Be- 
geisterung, die etwa in den Vereinigten Staaten »democracy« und »li- 
berty« zu fetischgleich vergötterten Begriffen gemacht hat, an denen 
zu rütteln bei Strafe des sozialen Ostrazismus verboten ist, ist freilich 
ein weiter Weg. Und wenn Masaryk in seiner Besprechung der 1. Auf- 
lage ?) schrieb: »Das Buch Michels’ wird den Demokratismus nicht 
schwächen, sondern stärken«, so muß hinter diese Zuversicht denn 
doch ein Fragezeichen gesetzt werden. Aber an Schriften, die die De- 
mokratie propagieren, ist ohnedies kein Mangel. Das Verdienst 
der »Soziologie des Parteiwesens« liegt darin, daß sie sehend macht. Es 
ibt nicht viele Bücher zeitgenössischer Soziologen, denen man dieses 
erdienst mit’ der gleichen Bestimmtheit zusprechen darf. 


(Walter Sulzbach.) 


Arnold, Richard: BeitragezurEignungsprüfung 
für das Tischlergewerbe. Heft 30 der Schriften zur Be- 
rufseignung des Wirtschaftslebens, herausg. von Otto Lipp- 
mann und William Stern. Leipzig, Johann Ambrosius 
Barth, 1925. 31 S. 

Die Arbeit gibt zunächst einen Beitrag zur Berufskunde. Her- 
vorzuheben ist, daß im Tischlergewerbe die Arbeits- Gruppe eine 
bereits viel verwandte Form der Arbeitstätigkeit ist. Dabei verbleibt 
dem handwerklich Ausgebildeten weitgehende Selbständigkeit beim 
Schaffen, während ihm die Bemühungen um Rohmaterialbeschaffung 
und Absatz erspart bleiben. Die in der Eignungsprüfung festzustellen- 
den Berufsanforderungen ergeben eine Reihe interessanter Spezial- 
leistungen des Tastsinnes und des Auges. Jedoch ist sich A. durchaus 
dessen bewußt, daß die Einzelfähigkeiten die Gesamtfähigkeit eines 
Tischlers keineswegs hinreichend kennzeichnen. 

Bemerkenswert ist die Behauptung, die übrigens in einem Wider- 
spruch zu der modernen Uebungspsychologie steht, daß die Unter- 
schiede in der Begabung zu Einzelleistungen bei Tischlerlehrlingen 
durch die Uebung kaum verändert werden. Fernerhin behauptet A., 
daß Jugendliche mit geringerer allgemeiner Intelligenz doch zu ma- 
nuellen Tätigkeiten ganz geschickt sein können. Dies steht im Wider- 
spruch mit den Beobachtungen z.B. bei Zeiß. 

(W. Eliasberg.) 


4. Sozialismus. 


Heberle, Rudolf: Zur Geschichte der Arbeiterbe- 
wegung in Schweden. Probleme der Weltwirl- 


2) Zeitschrift für Politik, Bd. V, 1912. 
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schaft. Band 39. Herausgegeben von Bernhard Harms. Jena, 
Gustav Fischer, 1925. | 

Der Verfasser hat sich die Aufgabe gesetzt, darzulegen, wie die 
verschiedenen sozialistischen Ideengänge auf Schweden übertragen 
und wie sie unter dem Einfluß der eigenartigen natürlichen und so- 
zialen Struktur Schwedens umgewandelt worden sind. Er kommt ganz 
allgemein zu dem Ergebnis, daß eine enge Verflechtung der Arbeiter- 
bewegung Schwedens mit denen der Länder des angelsächsisch- 
europäischen Kulturkreises besteht. Der Verfasser hat jedoch keinerlei 
theoretische Vertiefung dieser Ideen in Schweden feststellen können. 
Dagegen besteht die auf den schwedischen Volkscharakter zurück- 
zuführende Tendenz, den radikalen Ideen stets ihre Schärfe zu neh- 
men. Das Eigentümliche der schwedischen Arbeiterbewegung sieht 
Heberle nicht so sehr in ihrem Ideengehalt, sondern vielmehr in 
der Art und Weise der Verwirklichung der Ideen. Nach einleitenden 
methodologischen Erörterungen behandelt der Verfasser im ersten 
Kapitel referierend geschichtlich die Anfänge und Konsolidierung 
der Arbeiterbewegung in Schweden. Im zweiten Kapitel geht er auf 
die Hauptrichtungen ein, auf die revisionistische Tätigkeit der Ge- 
samtpartei und der Gewerkschaften einerseits und auf die der 
Opposition andererseits. Verhältnismäßig ausführlich untersucht der 
Verfasser, welchen Wandlungen die verschiedenen Ideengänge seit den 
europäischen Revolutionen unterworfen gewesen sind. 

Bei einer Kritik muß vor allem beachtet werden, daß kein schwe- 
disches wissenschaftliches Werk über die Arbeiterbewegung vorliegt, 
daß sich Heberle also im wesentlichen auf Agitationsmaterial, Zei- 
tungen und Zeitschriften sowie auf persönliche Eindrücke anläßlich 
eines längeren Stockholmer Aufenthalts stützen mußte. Die Schrift 
ist im Januar 1923 abgeschlossen, jedoch soweit wie möglich ergänzt 
worden. Der Haupteinwand, der zunächst gegen das Buch erhoben 
werden muß, ist der, daß die gemachten Ergänzungen unzureichend 
sind und sich fast nur auf Zeitungsmeldungen stützen. Wichtige 
Probleme, die in der Zwischenzeit aufgekommen sind, haben des- 
wegen keine ausreichende Würdigung gefunden. Schwedens sozial- 
demokratische Regierung hat bekanntlich als erste europäische frei- 
willig einen Abrüstungsvorschlag durchgeführt. Der Vorschlag der 
Partei ist seit etwa zwei Jahren bekannt. Vergebens sucht man aber 
in Heberles Buch nach einer Würdigung der Gedankengänge, von 
denen sich die Partei bei der Ausarbeitung dieses Wehrvorschlages 
hat leiten lassen. In den beiden letzten Jahren ist außerdem ein 
anderes wichtiges Problem in den Vordergrund gerückt, nämlich das 
der Sozialisierung. Die an sich theoretisch nicht allzustark interessierte 
schwedische Sozialdemokratie mußte sich mit diesem Problem aus- 
einandersetzen, da die demokratischen Forderungen der Partei im 
allgemeinen erfüllt sind. Von mehreren Seiten sind auch tatsächlich 
interessante Beiträge zum Sozialisierungsproblem geliefert worden, 
so vor allem das vom Verfasser nur in einer kleinen Anmerkung er- 
wähnte Eisenbahngutachten. Von diesen interessanten Beiträgen 
finden wir nichts außer einer Rede des jetzigen Innenministers Möller, 
der aber keine größere Bedeutung beizumessen ist. Es ist deswegen 
zu bedauern, daß der Verfasser die Frage der Ergänzung so leicht 
genommen hat. | 

Der beste Teil des Buches ist der Abschnitt über die verschiedenen 
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Bi a e R deren Gedankengänge der Verfasser mit Fleiß 
und Liebe nachgegangen ist. Leider ist aber auf Kosten dieser Schil- 
derungen der ÖOppositionsgruppen die Darstellung der Sozialdemo- 
kratie zu kurz gekommen. Dies ist um so mehr zu bedauern, als die 
Oppositionsparteien keinerlei größere Bedeutung erlangt haben und 
die eigentliche Sozialdemokratie mehr interessante Momente bietet 
als der Verfasser anzunehmen scheint. Eine Charakterisierung der 
Partei als revisionistisch muß als unzureichend angesehen werden. 
Der Verfasser hat leider nur die Einflüsse der deutschen Partei auf 
die schwedische näher untersucht und nicht klar genug gesehen, daß 
olitische Gedankengänge Frankreichs und Englands einen größeren 
influß ausgeübt haben. Das Buch bedarf unbedingt einer näheren 
Ergänzung durch ein Studium des französischen und englischen So- 
zialismus und der Einwirkung dieser Richtungen auf die schwedische 
Sozialdemokratie. (Wilhelm Grotkopp.) 


Ouarck, Max: Die erste deutsche Arbeiterbewegung 
1848—49. (Geschichte der Arbeiterverbrüderung 1848/49). Ein 
Beitrag zur Theorie und Praxis des Marxismus. Mit einem Bild- 
nis von Stephan Born. Leipzig, C. L. Hirschfeld, 1924. 400 S. 

Eine wertvolle Monographie, welche auf die Anfänge de deut- 
schen Arbeiterbewegung neues Licht wirft und mit schönem kritischen 

Geiste geschrieben ist. Die Darstellung beschränkt sich freilich in 

der Hauptsache auf die Zustände in Berlin und Frankfurt, so daß der 

dem Buch mitgegebene Titel als etwas metaphorisch erscheint. Schnitt- 
punkte der Arbeiterbewegung der Zeit, wie Leipzig, Dresden (Auf- 
stand, Bakunin, Wagner) sowie Köln (Rheinische Zeitung, Marx, 

Willich) werden nicht, oder nur ganz nebenbei berührt, während wir 

doch zumal über Köln recht gute, freilich ausbaubare Quellen be- 

sitzen. Trotzdem ist die von Quarck gemachte Begrenzung berech- 
tigt, weil sich die Tätigkeit Stephan Borns und der » Arbeiterverbrüde- 
rung«, auf die sich die vorliegende Arbeit ganz wesentlich stützt, ört- 
lich in der Tat nicht so weit erstreckt hat. Die entsprechende Bemer- 
kung Quarcks auf S. 64, derzufolge die Bewegung in Köln mehr 
politischen und weniger wirtschaftlichen Charakter trug, scheint mir 
das Richtige zu treffen. Die innersten Wesenszüge der deutschen 
Arbeiterbewegung, ihr Interesse für die politischen und wirtschaft- 
lichen Tagesfragen von der Arbeitslosigkeit bis zum »Lumpenprole- 
tariat«, sind von Quarck treffend auseinandergesetzt, wenn wir auch 
bekennen müssen, daß der — theoretisch wie praktisch — bleibende 
historische Wert der geschilderten Bewegung, die kaum einen einzigen 
neuen Gedanken oder neue wirtschaftliche Tatsachen aufbrachte, an 
der zeitgenössischen französischen gemessen ein nur geringer ist, 
was implizite festgestellt zu haben aber von Vorteil ist. Dagegen gibt 
uns die Geschichte der proletarischen Achtundvierziger in Deutsch- 
land mehrere Beweise für die Richtigkeit sozialer Phänomenologie, 
wie sie von uns und anderen aufgestellt worden ist: so z. B. erhärtet 
sie die Tatsache, daß die Arbeiterbewegung nicht aus den unteren, 
sondern aus den oberen Schichten der Lohnarbeiter heraus entstanden 
ist (vgl. u.a. S. 177 f). Den Bruch mit der bürgerlichen Demokratie 
(S. 179) haben die Arbeiter indes doch nicht 1848, sondern wohl erst 
unter Lassalle (und später) vollzogen. Dennoch ist Quarck im Recht, 
wenn er auf S. 313 zum Urteil gelangt, die » Arbeiterverbrüderung« 
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habe, nach Weitlings großartiger Handwerkerutopie, den ersten Versuch 
bedeutet, das langsam heranwachsende moderne Proletariat in der 
Zeit des Frühkapitalismus mit den Lehren des wissenschaftlichen 
Sozialismus der Marx und Engels, und zwar schon mit allen seinen 
erst heute erkennbaren historischen Bedingtheiten, schon damals in 
lebendige Berührung zu bringen. Diese geschichtliche Aufgabe hat 
die » Arbeiterverbrüderung« und Born als ihr geistiger Kopf zweifellos 
nach Kräften erfüllt. (Robert Michels.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Bye, Raymond T. Principles of Economics. New 
York, Alfred Knopf Verlag, 1924. 508 S. 

Das vorliegende Werk ist ausdrücklich als Lehrbuch geschrieben. 
Wie die meisten amerikanischen Lehrbücher umfaßt es dabei auch 
eine Reihe von Gegenständen, welche bei uns in der besonderen 
Nationalökonomie behandelt werden. Das Ganze gliedert sich in 
23 Kapitel, die ziemlich lose nebeneinander gestellt sind, ohne daß 
der doch immerhin gerade für ein Lehrbuch wichtige Versuch gemacht 
worden wäre, die einzelnen Probleme mehr systematisch auseinander 
zu entwickeln und so miteinander in Beziehung zu bringen. Das 
Ganze stellt sich, wenn auch der systematische Ausbau dabei fehlt, 
als ein Versuch dar, den ökonomischen Prozeß in der heutigen Wirt- 
schaftsordnung in seinem ganzen Ablauf darzustellen. Das Buch 
beginnt mit Darlegungen über die moderne Industrie und die öko- 
nomische Wissenschaft, über Reichtum, Kapital, Einkommen, Arbeits- 
teilung und Technik, als die treibenden Kräfte der heutigen Wirt- 
schaft. Es ist bemerkenswert, daß der Verfasser hier auch die Koopera- 
tion zu den treibenden Kräften der modernen Wirtschaft rechnet, die 
er dann freilich soweit faßt,; daß er auch die Erscheinungen des Mono- 
pols hierbei einbezieht. Daran schließen sich dann Abschnitte über 
die industrielle Produktion, den kapitalistischen Prozeß, die Rolle des 
Bodens als Produktionsfaktors und die Beziehungen zwischen Arbeit 
und Bevölkerung. Von Interesse sind dabei die Darlegungen des Ver- 
fassers über das Gesetz vom sinkenden Bodenertrag. Hier bespricht 
B. ganz eingehend die Mittel, welche geeignet sind, dieses Gesetz zu 
überkompensieren. So sehr er darin recht hat, daß die bisherige 
Entwicklung eine optimistische Auffassung rechtfertigt, so wenig 
kann ich ihm folgen, wenn er dieses Gesetz nur für die Statik 
und nicht für die Dynamik gelten lassen will. Bei den Darlegungen 
über das Bevölkerungsproblem berücksichtigt er m. E. zu wenig die 
Tatsache des neueren Geburtenrückganges, der ja auch für die Ver- 
einigten Staaten eine ganz wesentliche Rolle spielt. Daß die Aus- 
wanderung nur unter bestimmten Voraussetzungen ein Abhilfsmittel 
gegen Uebervölkerung ist, gerade für die modernen Industriestaaten, 
wird auch zu wenig hervorgehoben. Darauf hat ja neuerdings H. 
Wright in seinem Buche »Population« (1923), das B. mit Recht sehr 
rühmt, hervorgehoben. Zwei weitere Abschnitte beschäftigen sich 
mit der Organisation der Unternehmung und dem Unternehmer- 
risiko. Freilich gehen beide Kapitel nicht sehr in die Tiefe des Pro- 
blems. Das gleiche gilt auch von den folgenden Kapiteln, in welchen 
über Geld, Banken und Kredit gehandelt wird. Ist es doch auch nicht 
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möglich, diese Fragen auf so knappem Raum eingehend genug dar- 
zustellen. Sehr lesenswert dagegen ist wieder der Abschnitt über das 
Preisniveau und die Wirtschaftskrisen, das mit Recht einen stark 
privatwirtschaftlichen Einschlag trägt. Freilich scheinen dem Ver- 
fasser die neueren deutschen Arbeiten über die Phänomene des Kon- 
junkturwandels nicht bekannt zu sein. Auch der dann folgende Ab- 
schnitt über den internationalen Handel, vor allem die Gegenüber- 
stellung von Freihandel und Schutzzoll und die Darlegungen über 
die relativen Kosten sind sehr lesenswert. Eine besonders eingehende 
Behandlung erfahren die Probleme von Wert und Preis, Angebot und 
Nachfrage. Hierbei schließt sich der Verfasser der Lehre vom sub- 
jektiven Wert an, ohne doch dabei das Kostenmoment aus dem Auge 
zu verlieren, dessen Zusammenhang mit der Wert- und Preisbildung 
recht eingehend behandelt wird. Auch das Moment der Knappheit 
wird dabei im Anschluß an Cassels Theorien stark betont. Es folgen 
sodann Abschnitte über das Verteilungsproblem, den Kapitalzins, die 
Grundrente, den Arbeitslohn und den TEE R Aus diesen 
Darlegungen sei besonders auf diejenigen über die Bestimmungs- 
gründe des Lohnes hingewiesen. Nach einer Betrachtung über die 
Lehre von der Konsumtion folgt dann als Schluß ein Abschnitt über 
den ökonomischen Prozeß als Ganzes. Der ausgesprochene Charakter 
des Buches als Lehrbuch bringt es mit sich, daß sich in ihm keine 
tiefgründigen neuen Untersuchungen vorfinden. Das Buch ist aber 
doch in sehr hohem Maße geeignet, den deutschen Lesern ein brauch- 
bares Bild des derzeitigen Standes der ökonomischen Wissenschaft in 
den Vereinigten Staaten, von der wir doch manches lernen können, 
zu geben. (P. Mombert.) 


Totomianz,V.Geschichteder Nationalökonomie 
und des Sozialismus in Zusammenhang mitder 
Wirtschafisgeschichte. Jena, Thüringische Verlagsanstalt, 
1925. 192 S. Geb. M. 4.—. | 

Das vorliegende Buch ist aus Vorlesungen hervorgegangen, welche 
der Verfasser an verschiedenen Stellen gehalten hat. Damit hängt 
es wohl auch zusammen, daß es nicht sehr gleichmäßig gearbeitet ist 
und daß doch manche, für die Geschichte des ökonomischen Denkens 
wichtige Männer und Gedankenrichtungen, es sei nur auf Bentham 
und die ältere deutsche Romantik hingewiesen, fehlen. Ebenso 
hätte die Bedeutung des Naturrechtes für die Entwicklung des 
sozialökonomischen Denkens eine eingehendere Behandlung ver- 
dient. Wenn auch die wirtschaftliche Entwicklung nicht übergangen 
wird, so sind doch die einzelnen Anschauungen und Meinungen zu 
sehr nebeneinander gestellt, ohne daß ihre inneren Beziehungen, auch 
diejenigen mit der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, ge- 
nügend scharf herausgearbeitet wären. Daß Carey in dem Abschnitt 

»Die ersten bedeutenden Oekonomisten in Deutschland« behandelt 

wird, dürfte nicht ganz den Tatsachen entsprechen, ebensowenig, wie 

der Satz des Verfassers: »Die historische Schule ist unter den Oekono- 
misten der deutschen Länder augenblicklich die herrschende.« Wenn 
also in dieser Richtung und in mancherlei Einzelheiten an dem Buche 
eine Reihe von Ausständen zu machen sind, so wird man trotzdem 
gerne zugeben, daß es sich in seiner anschaulichen, leichtgeschriebenen 
Form für eine Einführung in die Probleme des sozialökonomischen 
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Denkens recht gut eignet. Nur wäre es gerade unter diesem Gesichts- 
punkte wünschenswert gewesen, daß der Verfasser dem Buche einige 
Literaturangaben für ein weiteres Studium auf diesem Gebiete bei- 
efügt hätte. Denn das Buch scheint doch wesentlich für Anfänger 
stimmt zu sein. (P. Mombert.) 


———— n 
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Ehrenberg, Victor: Neugründerdes Staates. Mün- 
chen, Becksche Verlagsbuchhandlung, 1925. X und 134 Seiten. Geh. 
M. 5.50; in Leinen M. 7.—. 

Victor Ehrenberg gehört zu der jungen aufstrebenden 
Generation der Geschichtsforscher, für welche der Gegenstand ihrer 
Forschung zugleich Inhalt eigener Lebensanschauung und persönlicher 
Wertung ist. Aber Ehrenberg ist zugleich kritisch geschult und kennt 
die wissenschaftlichen Probleme, die nicht von heute sind, sondern an 
deren Lösung sich die Geschlechter seit Hunderten und, wie zum Teil 
in diesem Falle, seit Tausenden von Jahren mühen. »Neugründer des 
Staates« nennt der Verf. die Schrift; denn wohl ist es richtig, daß 
Staaten nicht im Sinne der Legenden »gegründet« werden, aber ihr 
Wesen und Antlitz wandelt sich durch das Eingreifen führender Män- 
ner, die damit den Charakter des Staates für die Folge bestimmen. In- 
sofern sie also auf etwas Vorhandenem aufbauen, sind sie nicht Grün- 
der, aber Neugründer ihrer Staaten, und zwei aus ihrem Kreise will 
E. uns näher bringen, »den Gesetzgeber von Sparta« und Kleisthenes. 

Für die Leser dieser Zeitschrift wird die Untersuchung über den 
athenischen Staatsmann Kleisthenes größeres Interesse haben; denn 
im Hintergrunde steht hier das allgemeine Problem »Staat und Gesell- 
schaft«, dessen Verlauf an der Geschichte der athenischen Verfassung 
dargelegt wird. Der Staat ist am Anfang mit der ihn bildenden Adels- 
gesellschaft identisch und verschwindet daher hinter dieser; denn die 
Gesellschaft bestimmt das Leben der Gemeinschaft. Die erste Unter- 
ordnung der Gesellschaft unter den Staat liegt vor, wenn der Adel 
die Existenz anderer, sei es auch rechtloser, Glieder anerkennen muß. 
Bezeichnet sich der athenische Adel als »Söhne edler Väter«, so er- 
kennt er damit an, daß es auch Söhne unedler Väter als gesellschaft- 
liche Gruppe im Leben der Gemeinschaft gab. Der weitere Schritt zur 
Auflösung des Adels ist gegeben, sobald diese rechtlosen Glieder sozial 
gehoben werden, als durch die kolonisatorische Tätigkeit die Möglich- 
keit des Gelderwerbs neuen Schichten der Bevölkerung Verdienst und 
Reichtum zuführt und sich damit die neue Gesellschaft bildet, deren 
Wahlspruch lautet: Geld macht den Mann. So tritt neben den alten 
Gegensatz von »Adel und Nichtadel« der neue von »Reich und Arm«. 
Auf dieser gesellschaftlichen Lage baut sich Solons »plutokratische« 
Verfassung auf, bei der »die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sich als 
konstruktives Moment an die Stelle blutsmäßiger Auslese setzt«. Aber 
damit eilte diese Verfassung der gesellschaftlichen Entwicklung vor- 
aus; denn der Adel bildete noch weiterhin das Hauptkontingent der 
oberen Schicht und beherrschte durch seine innere Geschlossenheit 
den Staat. 

Erst die dauernde Einfügung des Adels in die plutokratisch organi- 
sierte Verfassung zersetzt seine Geschlossenheit; denn immer zahl- 
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reichere Fäden laufen vom Adel zum reich gewordenen Nichtadel, und 
so tritt uns zu des Peisistratos Zeiten eine neue soziale Gruppierung 
entgegen, wobei der Adel sich, wenn auch in verschiedener Stärke, 
auf die einzelnen ppa verteilt. Indem Peisistratos, gestützt vor 
allem auf die Gefolgschaft der Leute, welche an dem wirtschaftlichen 
Aufschwung nicht teil hatten, seine Tyrannis begründet, führt er 
zugleich die Nivellierung der gesamten Bürgerschaft durch; denn 
gegenüber der Gewalt des Tyrannen bedeutete jeder einzelne gleich 
viel und gleich wenig. Es entstand der Durchschnittsbürger; die Ge- 
sellschaft hatte jetzt die Verfassung gewissermaßen eingeholt. Auf 
dieser durch die Tyrannis geschaffenen gesellschaftlichen Basis beruht 
das Werk des »Neugründers« Kleisthenes, dessen geschichtliche Auf- 
gabe es ist, die Bevölkerung derart untereinander zu mischen, daß 
jeder Rückfall in die ständische Gliederung unmöglich wird. Aus- 
gehend von den vorhandenen kleinsten geographischen Einheiten, den 
Demen, gliedert er die Bevölkerung in der Weise, daß die für das staat- 
liche Leben entscheidenden obersten Einheiten, die Phylen, sich aus 
solchen Demen zusammensetzen, welche geographisch auseinander- 
liegen. Damit war einerseits jeder politische Zusammenschluß der 
Phylenmitglieder gegen den Staat unmöglich gemacht, andererseits 
jedoch die Anknüpfung an die geschichtlich gewordenen Demen ge- 
wahrt. «So revolutionär die neue Phyleneinteilung war, so konser- 
vativ das gleichzeitige Festhalten an den eigentlichen alten Gemein- 
schaftsformen« (S. 94); denn die Geschlechter und Phratrien und Prie- 
stertümer ließ Kleisthenes, wie Aristoteles berichtet, jedermann nach 
Väterart behalten. Aber politisch steht jetzt doch der Bürger nur noch 
dem Staate gegenüber; die neue, durch die Tyrannis gebildete Ge- 
sellschaft ist in den Staat aufgenommen. 

Ich habe versucht, den Gedankengang des Verf. möglichst klar 
herauszustellen, schon allein, weil der Rezensent m. E. diese Pflicht 
hat und es mir als Mißbrauch erscheint, an Einzelheiten zu nörgeln, 
wo man doch vor allem das Ganze kennen und werten soll. Aber zu- 

leich zwingt uns dieser Ueberblick die Frage auf, ob denn wirklich 
Kleisthenes »Neugründer des Staates« ist, wo er sich doch so klar in 
eine historische Entwicklung eingliedert. Gerade wer das Verhältnis 
von Gesellschaft zum Staat in den Vordergrund stellt, wird in der Ein- 
gliederung der Gesellschaft in den Staat den entscheidenden Schritt 
erkennen; und dieser erfolgte in Athen wie in den andern griechischen 
Staaten durch die Macht der Tyrannen, welche den »modernen« Staat 
in der Antike ebenso geschaffen haben, wie die absolutistischen Herr- 
scher der Neuzeit: nur einer übergeordneten Gewalt konnte es ge- 
lingen, die auseinanderstrebenden Teile zusammenzuzwingen und so 
den Staatsbürger zu schaffen, der an dem Leben seines Staates inne- 
ren Anteil nimmt. Fast möchte ich bezweifeln, daß der geschätzte Ver- 
fasser solcher Behauptung, die man fast aus seinem eigenen Buche (vgl. 
Nachtrag auf S. 134) ablesen kann — es ist schade, daß ihm anscheinend 
Pontus E. Fahlbeck, Die Klassen und die Gesellschaft, Jena 1922, ent- 
gangen ist —, wird widersprechen wollen ;aber dann bleibt doch für Klei- 
sthenes nur die Durchführung des nach dem Sturz der Tyrannis notwen- 
digen organisatorischen Aufbaus übrig, und um dessentwillen darf er 
nicht in einem Atem mit dem Gesetzgeber von Sparta genannt werden. 
Diesem ist der erste Teil der Schrift gewidmet, dessen Problemstellung 
auf ganz anderem, nämlich quellenkritischem Gebiet liegt. 
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Der Verf. geht hier von der Tatsache aus, daß die kulturellen Zu- 
stände, wie sie durch archäologische Funde und literargeschichtliche 
Forschungen für das Sparta des 7. Jahrhunderts erwiesen sind, mit 
dem Bestande der bekannten »Iykurgischen Verfassung« grundsätzlich 
unvereinbar zu sein scheinen. Andererseits behauptet die Tradition 
über den Gesetzgeber Lykurgos, daß dessen Wirksamkeit in eine be- 
trächtlich frühere Zeit falle, so daß also eben in diesem 7. Jahrhundert 
die »lykurgische« Verfassung bestanden haben müßte. Der Verf. sucht, 
um dieses Problem zu lösen, zunächst einmal festzustellen, wann wir 
die »lykurgische« Verfassung datieren können, und bestimmt als sol- 
chen Zeitpunkt etwa 550; während nämlich die Neuordnung der 
Phylen als ein wichtiges Glied im Aufbau dieser Verfassung erscheint, 
werden die alten, eben durch die »Iykurgische« Verfassung ersetzten 
Phylen in einem Gedichte des Tyrtaios als noch vorhanden vorausge- 
setzt. Damit ist der terminus post quem gefunden. Auf dieser Grund- 
lage prüft nun der Verfasser, ob das, was wir über die »Iykurgische« 
Verfassung wissen, sich dieser zeitlichen Eingliederung einfügen will, 
und gewinnt das Ergebnis, daß in der Tat die uns bekannten Bestim- 
mungen den Willen zu straffer Organisation und zu starker Beschrän- 
kung der individuellen Freiheit zu verraten scheinen, wie wir ihn für 
die Zeit erwarten müssen, in der die lebendige Fühlungnahme Spartas 
mit der großen griechischen Kulturentwicklung verloren ging und der 
Prozeß der Erstarrung einsetzte. Dieser ungeheure Umschwung setzt 
eine starke Persönlichkeit, aber auch die Anwendung besonders kräf- 
tiger Mittel voraus. Während der Verf. vermutungsweise als diese 
starke Persönlichkeit den weisen Chilon in Anspruch nimmt, ist er 
der Ueberzeugung, daß dieser Reformator, um seiner Schöpfung die 
nötige Autorität zu verleihen, sein Werk auf einen alten Gesetzgeber, 
eben den Lykurg, zurückgeführt und ihn durch die berühmte Rhetra 
als Organ göttlichen Willens bezeichnet habe. So verschwindet Lykurg 
in nebelhafter Ferne, aber vor unseren Blicken ersteht scharf umris- 
sen der Neugründer des spartanischen Staates, der — im Gegensatz 
zu Kleisthenes — diesen Namen voll verdienen würde. 

Was an diesem Aufbau Hypothese ist, sieht man sofort, und des- 
sen wird sich auch der Verfasser bewußt sein, wenn er auch das seiner 
Konstruktion widerstrebende Tyrtaiosgedicht (3) für mein Gefühl zu 
leichten Herzens bei Seite wirft und die Rhetra viel zu bestimmt als 
Weisung des Gottes in Anspruch nimmt. Man wird auch Ehrenbergs 
Auffassung nach dieser oder jener Seite umbiegen oder verschieben und 
Ihr dadurch vielleicht eine sicherere Begründung geben können, all dies 
ändert aber nichts an der Tatsache, daß Ehrenberg in dem Gegensatz des 
altspartanischen Lebens und der »Iykurgischen« Verfassung ein Pro- 
blem gesehen und zu wirkungsvoller Darstellung gebracht hat. 

Die Historiker der alten griechischen Geschichte haben in den 
letzten Jahren viele, dankbar aufgenommene Anregung von der sich 
mächtig entwickelnden modernen Staats- und Gesellschaftslehre er- 
fahren, aber auch für diese kann es nur von Gewinn sein, wenn sie sich 
in die grundlegenden, noch einfachen Formen der Gemeinschattsbil- 
dung auf griechischem Boden versenkt. Bücher wie das von Ehren- 
berg — und namentlich der von Kleisthenes handelnde Teil, wie auch 
die geistvolle Synkrisis, mit der das Ganze schließt — können hier nur 
fördernd wirken und werden dies um so mehr tun, je breiter die ob- 
jektive Grundlage ist, auf der sie aufbauen. (R. Laqueur.) 
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Grinewiisch, W.: Die deutsche Volkswirtschaft 
(r800—1924) (russisch). Berlin, im Verlage der »Nautschnaja Mysl«, 
1924. 386 S. 

Das Erscheinen des Buches von Grinewitsch, das, obgleich in 
Berlin herausgegeben, für die Russen in Rußland geschrieben ist, zeigt 
schon an und für sich das große Interesse, das gegenwärtig in Ruß- 
land für die Wirtschaftsverhältnisse in Deutschland besteht. Grine- 
witsch hat es verstanden, in knapper und klarer Form die grandiose 
Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft im letzten Jahrhundert 
darzustellen. Sein Buch will natürlich kein selbständiges wissenschaft- 
liches Werk sein, es ist vielmehr ein Handbuch für Studierende und 
Autodidakten, die einer Einführung in die modernen Probleme des 
deutschen Wirtschaftslebens bedürfen. In dieser Hinsicht befriedigt 
das Buch alle Ansprüche. Hier finden wir in wahrhaft mustergültiger 
Weise alle wichtigsten Abschnitte der deutschen Wirtschaftsgeschichte 
behandelt. Ein großer Vorzug des Buches ist, besonders für den russi- 
schen Leser, daß der Verfasser die deutsche Kriegswirtschaft ein- 
gehend untersucht und ein klares Bild jener Störungen entwirft, die 
der Krieg durch die Ausschaltung Deutschlands aus dem weltwirt- 
schaftlichen Warenverkehr im Kreislauf der deutschen Wirtschaft her- 
vorgerufen hat. Diesen einschneidenden Einwirkungen des Krieges geht 
der Verfasser in den einzelnen Wirtschaftszweigen nach und illustriert 
seine übersichtliche Darstellung mit reichlichem und sorgfältig ge- 
wähltem Ziffernmaterial. Die wirtschaftlichen Reflexwirkungen des 
Versailler Vertrages, die Ursachen und Folgen der Inflation und das 
Reparationsproblen werden ebenfalls eingehend erörtert. Dagegen 
kommen die inneren Probleme der deutschen Wirtschaft und die 
große Frage ihrer Anpassung an die durch den Krieg neugeschaffene 
weltwirtschaftliche Situation zu kurz. Die Darstellung ist durchaus 
objektiv und vom Verständnis für die schwierige Lage der deutschen 
Wirtschaft in der Nachkriegszeit getragen. Im ganzen ein Buch, das 
der russischen Literatur alle Ehre macht und dem gegenseitigen Ver- 
ständnis der beiden großen Nationen nur förderlich sein kann. 


(Judith Grünfeld.) 


Haller, Johannes: Die EpochenderdeutschenGe- 
schichte. Stuttgart und Berlin, J. G. Cottasche Buchhandlung 
Nachf., 1924. 

Hartung, Fritz: Deutsche Geschichte vom Frank- 
furter Frieden bis zum Vertrag von Versailles 
18717-109109. Zweite, neu bearbeitete, erweiterte Auflage der 
deutschen Geschichte von 1871—1g14. Bonn und Leipzig, Kurt 
Schroeder, 1924. 

Die Bücher von Haller und Hartung ergänzen sich chrono- 
graphisch, da Hallers Buch nur die Zeit bis zur Reichsgründung um- 
faßt. Aber darüber hinaus rechtfertigt die geistige Haltung der 
beiden Bücher eine gemeinsame Besprechung. Beide sind konservativ, 
beide geben »politische« Geschichte im Treitschkeschen Sinne, im 
Treitschkeschen und nicht im Rankeschen Sinn, denn der kühle und 
weite Blick des großen Historikers ist hier wie bei Treitschke mit 
einem politisch-demagogischen Temperament verschmolzen, das bei 
Haller aufdringlich, bei Hartung nur gelegentlich offen hervortritt. 

Hallers Skizze der ersten 1000 Jahre deutscher Geschichte krankt 
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an einem dem Titel des Buches kraß widersprechenden Mangel. Es 
gibt keine Epochen in diesem Buche, es fehlt die große Linie, man 
findet nichts, das einer Kontinuität der deutschen Geschichte ähnlich 
sähe. Ein Mosaik von Zufällen, das soll die deutsche Geschichte sein. 


Das ist umso erstaunlicher, als Haller selbst ganz richtig den 
Angelpunkt findet, von dem aus die Geschichte der frühen Kaiser- 
zeit verständlich wird. Italien war in dieser Zeit das Königsgut, die 
Quelle ökonomischer und damit politischer Macht. Mit seinem Ver- 
lust war das Königtum wertlos. 


Das war natürlich auch Hausmachtspolitik. Friedrich II. aber 
spielt hier keine andere Rolle als Barbarossa. Sein Kampf für Italien 
war genau so gut Kampf für das Königtum wie Barbarossas Taten, 
und daß das Mittel — Italien — zum Zweck zu werden scheint, ist 
eben nur Schein. Hier fügt sich auch des Letztgenannten Kampf mit 
Heinrich dem Löwen ein, dessen Bedeutung Haller nicht durchschaut. 
Heinrich der Löwe baute eine ebenbürtige Hausmacht auf, der Kampf 
mit dem Kaiser bedeutete den ersten »Dualismus« in Deutschland. 
»Partikularismus« war ein Bestandteil der kaiserlichen Politik, der 
Kaiser hatte aber diejenigen zu zerschmettern, die den Partikularismus 
zerbrachen und in Dualismus verwandelten. 


Wenn Barbarossa siegte, so war das der letzte Sieg des italienischen 
Kaisertums. Wenn es zerbrach, blieb den Kaisern nichts übrig, als 
auf die Idee Heinrichs des Löwen zurückzugreifen, die Grenzmarken 
des Ostens statt die des Südens zur Basis kaiserlicher Machtstellung, 
zum Königsgut, zur Hausmacht zu machen. Und damit beginnt de 
facto deutsche Geschichte im eigentlichen Sinne. Die 250 Jahre von 
Rudolf von Habsburgs Wahl bis zur Wahl des ersten Herzogs von 
Preußen sind die Epoche, in der Deutschland deutsch wird, und die 
folgenden 300 Jahre bis zum Wiener Kongreß sind die Zeit, in der 
langsam der Dualismus herauswächst, der durch Bismarck zur Er- 
richtung des Deutschen Reiches und damit zur Zerreißung des deut- 
schen Volkes führt. Wie der Kampf um die hohenstaufensche Haus- 
macht zum Interregnum führte, so die Verteidigung des habsburgischen 
Reiches, das in seiner Grundstruktur bis zum Ende deutsche Ostmark 
und Königsgut — dies letztere sogar in einem staatsrechtlichen Sinne 
(Pragmatische Sanktion) — blieb, zur Niederlage von 1918. 


Wenn man sich diesen großen und einfachen Umriß unserer 
nationalen Geschichte vergegenwärtigt, ist man doppelt enttäuscht 
durch die Unzulänglichkeit der Hallerschen Darstellung. Karls IV. 
Politik, die mit seltenem Scharfblick dies »östliche Italien«, wenn 
man so sagen darf, ausbaute, erscheint bei ihm als »ein System von 
kleinen Schlauheiten«. 


Ebenso bleibt die große Wendung der Reformation unverstanden. 
Daß sie das deutsche Volk spaltete, ist wahrscheinlich nicht so wichtig, 
als die — von H. unerwähnte — Tatsache, daß sie an den meisten 
Grenzen eine Scheidewand zwischen den deutschen und den anderen 
Nationen aufbaute. Die Reformation beendete die nationale Ex- 
pansionsmöglichkeit Deutschlands mit der einzigen Ausnahme Oester- 
reichs. Der hohenzollernsche Protestantismus repräsentierte dies 
Faktum der kulturellen Andersartigkeit des protestantischen Deutsch- 
land im Vergleich mit den katholischen Nachbarnationen in Ost und 
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West schlagend !). Daß dies Ereignis mit dem Höhepunkt der habs- 
burgischen Kaisermacht zusammentraf, in der italienische Ver- 
gangenheit, nationale Gegenwart und imperiale Zukunftsexpansion 
unter Karl V. zusammenwuchsen, macht die erste Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts zur tragisch-ironischen Periode der deutschen Geschichte. 
Haller vermag ihr als Protestant natürlich nicht gerecht zu werden. 
Nur in dieser Linie der habsburgischen Tradition kann Wallensteins 
Plan eines großen zentraleuropäischen Reiches verstanden werden. 
Er ist der letzte Geisteserbe Karls IV. 

Andererseits sieht Haller seltsamerweise nicht, daß der Prote- 
stantismus ein anderes Gottesgnadentum schuf. Der Gehalt des 
Partikularismus war geändert. Der Staat fiel jetzt mit der Kirche 
zusammen und der Begriff des Landesvaters als des fürsorgenden, 
allmächtigen Monarchen konnte jene eigentümliche theologische Fär- 
bung erhalten, die in Brandenburg-Preußen so charakteristisch wurde. 
Erst der Protestantismus entrückte den Partikularismus der Macht 
des Kaisers und machte ihn zur eigenständigen politischen Form der 
deutschen Staaten. Daß Moritz von Sachsen im Interesse des prote- 
stantischen Partikularismus Reichsverrat übte, ist das erste Symptom 
des nationalen Zerfalls, den die Wendung der Reformation einleitete. 
Daß ein protestantischer Fürst sich an die Spitze der Revolte des 
tschechischen Bürgertums gegen das deutsche Kaiserhaus stellte und 
damit den 30jährigen Krieg entfachte, ist nur eine Wiederholung der- 
selben Politik. Mit der entscheidenden Hilfe des Auslands setzt Fried- 
rich der Große Preußens Großmachtanspruch durch. Er begann die 
preußische Politik des Druckes nach Osten, die — mit der einzigen 
Ausnahme Westpreußens — stets erfolglos blieb, wenn man sie auf 
ihre nationalen Pee bae betrachtet. Das protestantische Preußen 
mochte als militärische Macht die Ostgrenze Deutschlands verteidigen, 
es war unfähig, als Kulturexponent die Volksgrenze zu verschieben. 
Das wurde im Wiener Kongreß anerkannt, wo die Grenze Deutsch- 
lands für ein Jahrhundert fixiert wurde. 

Es ist eine der seltsamsten Ungeheuerlichkeiten unserer Ge- 
schichtsschreibung, das folgende halbe Jahrhundert deutscher Ge- 
schichte unter dem Schlagworte des erfolgreichen Kampfes um die 
deutsche Einheit zu verstehen. In Wahrheit ist doch dieser Kampf 
auf dem Schlachtfeld von Königgrätz gescheitert. In reiner Tatsäch- 
lichkeit wurde doch hier entschieden, daß die alten südlichen und 
südöstlichen Grenzmarken mit der ältesten und schönsten deutschen 
Weltstadt von Deutschland getrennt werden sollten. So wurde das 
Bismarcksche Kaiserreich zunächst eine »saturierte« Macht, wie Bis- 
marck glaubte, und damit ein Friedensgarant. 

Wie Haller die traditionelle Einigungslegende vertritt, so Hartung 
die andere Seite der Bismarcklegende, die Lehre von der Unfehlbar- 
keit der Bismarckschen Außenpolitik. In Wahrheit hat Bismarck 
die Saat gestreut, die 1918 geerntet wurde. Was wichtiger ist, er hat 
sie halb widerwillig gestreut. Nicht nur hat er das Bündnis mit Oester- 
reich geschlossen und so die Logik der eigenen Politik aufgegeben, 


1) Die hier aufgestellte These mag überraschen, findet aber ihre Bestä- 
tigung wohl in der bekannten Studie Wittichs über deutsche und französische 
Kultur im Elsaß wie in den besonderen Schwierigkeiten, die der Kulturkampf 
in Preußisch-Polen auf sich zu nehmen hatte. 
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die doch erfordert hätte, definitiv mit der deutschen Vergangenheit, 
die Habsburg verkörperte, zu brechen, sondern darüber hinaus trotz 
der Verträge der 80er Jahre den Gegensatz zu Rußland durch die 
Handelspolitik verewigt. Der ostelbische Junker zerschlug, was der 
Diplomat gebaut hatte. Nicht genug damit setzte er eine Politik der 
Feindseligkeit gegen Frankreich fort, baute das Kolonialreich gegen 
England und begann im Kulturkampf die unglückselige preußische 
Polenpolitik. 

Der »neue Kurs« zog nur die Konsequenzen. Daß ihm alle die 
Eigenschaften fehlten, die Bismarck ausgezeichnet hatten, ändert 
nichts an der Tatsache, daß die Reibungsflächen, an denen sich der 
Weltbrand entzündete, 1890 alle vorhanden waren. Und der schlimmste 
Fehler dieser Diplomatie, die grundsätzliche Verachtung parlamen- 
tarisch-demokratischer Regierungen und demokratisch-nationaler Be- 
wegungen, entsprach vo den bekannten Anschauungen Bismarcks. 

Dasselbe galt für die Innenpolitik. Schon die schroffe Trennung 
zwischen Innen- und Außenpolitik, die die deutsche Geschichts- 
schreibung jeder gesunden Ueberlegung zum Trotz verherrlicht hat, 
war ein schwerer Fehler. Darüber hinaus aber zeigte die Bismarcksche 
Verfassung je länger, je deutlicher ihre Brüchigkeit. Es gibt noch 
keine Verfassungsgeschichte des Deutschen Reiches von 1871—1918; 
die Scheinidentität der geschriebenen Verfassung hat die deutschen 
Historiker davon abgehalten, den lebendigen Prozeß des deutschen 
Verfassungslebens zu studieren, und es ist eines der wesentlichsten 
Verdienste Hartungs, Ansätze hierfür in seiner Geschichte zu bieten. 

Aber der Schluß, zu dem man gezwungen ist, ist schon heute 
klar. Die deutsche Verfassung von 187I vereinigte alle Mängel des 
Absolutismus mit allen Mängeln des Parlamentarismus und hat un- 
endlich viel dazu getan, das politische Verantwortungsbewußtsein 
aller Beteiligten und des Volkes selbst zu zermürben. Der Reichstag 
war in Wahrheit eine ständische Vertretung, deren verfassungsmäßige 
Rechte der Monarch, gedeckt durch den Bundesrat und die preußische 
Hausmacht, vertreten durch den Kanzler, der halb erster Diener des 
Monarchen, halb Premierminister war, unwirksam zu machen suchte, 
ein unwürdiges und unfruchtbares Spiel, in dem die Regierung die 
Reichsfinanzen und das Parlament die Außenpolitik opferten. Dies 
System wurde ein Zerrbild des Parlamentarismus, als das Zentrum 
die überragende bürgerliche Partei wurde, ohne die kein Gesetz 
zustandekommen konnte und die das politische Kompromiß zum 
ständigen Bestandteil unserer Politik machte. 

Als das geschah, war die Bismarcksche Innenpolitik zerbrochen, 
und daß sie zerbrach, war gewiß nicht zuletzt die Folge von Kultur- 
kampf und Sozialistengesetz. Die Methode des Polizeistaates hatte 
versagt, und die Kräfte, die ihm widerstanden hatten, unterminierten 
den Konstitutionalismus. Damit aber wurde die Regierung gezwungen, 
sich mehr und mehr auf die ihr gebliebenen Bezirke zurückzuziehen, 
Außenpolitik und Wehrmacht. Je parlamentarischer die Innenpolitik 
und die Gesamtstruktur der Verfassung wurde, je militärischer,. 
Pen absolutistischer der äußere Aspekt. Daß die unglückliche 

igur Wilhelms II. diese inneren Tendenzen nur zu gut zum Ausdruck 
brachte, berechtigt uns nicht, sie ihm allein zuzuschreiben, wie Har- 
tungs Tendenz ist, der nicht sieht, daß die Majorität der Wähler, 
vertreten durch Zentrum und Sozialdemokratie, das Bismarcksche 
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Verfassungsgebäude zerstört hatte, ohne daß auch nur ein Wort des 
Dokuments geändert worden wäre. 

Nur wenn man diese Wandlung versteht, wird sich begreifen 
lassen, warum der Krieg die demokratische Gegenbewegung ein- 
leitete. Mit unverständlicher Verblendung bemächtigte sich unter 
dem Schutz des Kriegszustandes die preußische Minorität des ge- 
samten Staatsapparats und demonstrierte überzeugend in Außen- und 
Innenpolitik während der ersten Kriegsjahre ihre hoffnungslose Un- 
fähigkeit. Die parteimäßige Einstellung Hartungs läßt ihn natürlich 
nicht zugeben, daß die dumm-brutale Reaktion während des Krieges 
eine Realität war, während doch die Ludendorffiaden der Nachkriegs- 
zeit nur zu deutlich enthüllten, zu welchen Abstrusitäten sie führen 
konnte, und wachsendes Material über die Innenpolitik stetig von 
neuem zeigt, wie sehr die Kriegsmacht mißbraucht wurde. Daß Har- 
tung auch nicht mit einem Worte die Finanzierung des Krieges durch 
Notendruck auf der einen Seite, die Mexikoaffäre auf der anderen 
Seite erwähnt, charakterisiert seinen Standpunkt ebensogut wie das 
Faktum, daß er, wenn die Opposition wie in der Frage des U-Boot- 
krieges recht hatte, wenigstens rasch ihre Motive verdächtigt. 

Aber nicht die politische Einstellung, sondern die eigentümliche 
historische Gesinnung dieser beiden Bücher zur deutschen Geschichte 
ist das Niederschlagende. Ihnen fehlt nicht nur die große Linie, 
sondern sogar das Bedürfnis nach ihr. Daß ein Volk eine Geschichte 
hat, scheint vergessen. Geographisch-politische Gebilde formen den 
Gegenstand dieser Geschichte, nicht der lebendige Strom der Genera- 
tionen einer Nation. Daß Schicksale und Zukunft der Kinder im Tun 
der Ahnen angelegt sind, daß für jede große Tat die Vorbereitungen 
schon getroffen sind, wie der Funke nur zündet, wenn er auf 
brennbaren Stoff fällt, kurz das Problem der historischen Konti- 
nuität ist kein Problem für diese Geschichten; die moralische und 
politische Weisheit des Geschichtsprofessors und die Zensuren, die 
sie erteilt, ersetzen das Bestreben, die großen Zusammenhänge zu 
beschreiben, die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft unlösbar 
aneinander binden. Ä (Kurt Bloch.) 


Rimscha, Hans von: Der russische Bürgerkrieg 
und die russische Emigration 1917—1921. Jera, 
Frommannsche Buchhandlung, 1924. 

Diese Darstellung, die sich auf ein sorgfältig gesammeltes und 
gewissenhaft geprüftes Tatsachenmaterial stützt, gibt ein zusammen- 
hängendes Bild von dem Verlauf des russischen Bürgerkriegs, von 
der Entstehung und Entwicklung der russischen Emigration und 
von ihrer politischen Ideologie. Der erste Teil des Buches schildert 
das Scheitern aller gegen die Bolschewiken unternommenen mili- 
tärıschen Aktionen, den allmählichen Zusammenbruch aller anti- 
bolschewistischen Fronten. Der zweite (ausführlichere) Teil gibt 
einen Ueberblick über die Ausbreitung der Emigration und über 
die soziale Zusammensetzung der Emigrantenkreise, charakterisiert 
die Emigrantenpresse, erörtert die Stellung der Emigration zum 
Bürgerkriege in dessen verschiedenen Entwicklungsphasen, ihre außen- 
politische Orientierung (das Verhältnis zu Deutschland, zur Entente 
und zum Slawentum), den in ihr tobenden innerpolitischen Partei- 
kampf und zeigt ihre wachsende politische Einflußlosigkeit, die 
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schließlich auf. den Nullpunkt herabsinkt. Der Hauptgrund dieser 
politischen Ohnmacht -wird richtig in der politischen Zersplitterung 
und Uneinigkeit einerseits, in dem russischen Nationalcharakter (in 
dem den Russen auszeichnenden Hang zum Grübeln und zur Passivität 
und im Vorherrschen des Gefühls) erkannt. Wenn aber die Emigration, 
deren Kern die demokratische Intelligenz ist, ihren politischen Ein- 
fluß völlig eingebüßt hat, so ist umgekehrt ihr Einfluß als geistig 
führende Schicht Rußlands, nach Ansicht des Verf., wieder im Wachsen 
begriffen: in der richtigen Erkenntnis, daß ihre eigentliche Bedeutung 
auf geistigem Gebiet liege, hat sie sich zur Zeit von der Politik in 
weitem Maße losgelöst und einer intensiven Pflege der Literatur und 
des Geisteslebens zugewandt. 

R.s Buch ist ein wertvoller Beitrag zur Erkenntnis der jüngsten 
geschichtlichen Entwicklung in Rußland. (N. v. Bubnoff.) 


7. Bevölkerungswesen. 


8. Statistik. 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


1I. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. Industriepolitik. 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Knight, Charles Kelley: The history of life 
insurance in the United States to 1870. With an 
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introduction to its development abroad. A thesis... for the degree 
of doctor of philosophy. Philadelphia, 1020, 160 S. 8°. 

Der Verfasser ist jetzt Universitätsprofessor in Philadelphia. 

Die einleitenden, außeramerikanischen Abschnitte seiner Arbeit 
stehen nicht völlig auf der Höhe der Wissenschaft. Ein Beispiel dafür 
möge genügen. Mit Fug lehnt er zwar jene Auffassung ab, welche im 
sog. Seerecht von Wisby die »Lebensversicherung« zu entdecken 
wähnte; wenigstens sagt er, es sei hier kein Vertragsverhältnis mit 
vorauszuzahlender Prämie gegeben. Immerhin glaubt 
auch er, an der fraglichen Stelle eine Vorschrift folgenden Inhalts zu 
finden: If a merchant should require a master to insure his ship, 
then the merchant must insure the master’s life. Wie steht es nun 
aber in Wahrheit mit diesem Wortlaut? Er entspricht einer unge- 
ne altmodischen englischen Uebersetzung; diese geht zurück 
auf eine, zwar etwas bessere und dennoch schon mangelhafte französi- 
sche, die bei dem berühmten Cleirac zu finden ist und ein deut- 
sches Vorbild gehabt haben soll; das Urbild ist aber unbestritten ein 
niederländisches, Se: z. B. als Kapitel 31 im Corpus iuris Sueo- 
Gotorum antiqui VIII (1853) 466: Item waert zake dat die sciphere 
borge soude setten vanden schepe, soe waer den reder weder sculdich 
borge te setten voer des schipheers lyff. Somit ergibt sich: erstens 
ist keine Rede von »Versicherung«, sondern von borge setten, d. h. 
Sicherheitsleistung, und zweitens handelt es sich nicht um das »Leben« 
des Schiffers, sondern nur um seinen »Leib«, der nämlich vor Schuld- 
haft geschützt werden soll. Eine »Lebensversicherung«, die weder mit 
dem Leben noch mit der Versicherung etwas zu tun hat! Aehnliche 
Aufklärungen hätte Knight bereits in den bekannten Werken 
von Pardessus (Collection de lois maritimes I 416, 432, 523, 
IV 37) und Twiss (The Black Book of the Admiralty iy 283°) 
finden können, sowie bei den Holländern J. van Hall (Diss. de 
magistro navis, Amstelodami 1822, I 43) und Goudsmit (Ge 
schiedenis van het nederlandsche zeerecht 131). Freilich kann man 
ihm in dieser und in mancher anderen Hinsicht die schwere Zugäng- 
lichkeit vieler Schriftwerke zugute halten. 

Was nun den eigentlich amerikanischen Hauptteil der Unter- 
suchung anbetrifft, so muß hier der Berichterstatter seinerseits um 
eine entsprechende Nachsicht bitten, weil ihm aus Büchermangel 
eine Ueberprüfung des Gebotenen nicht möglich war. Der Inhalt 
zeigt, wie die Anfänge der Lebensversicherung in Nordamerika denen 
im britischen Mutterlande ähneln. Auch hier spielen die Zusammen- 
hänge mit anderweitigen Betriebszweigen ihre Rolle; Kaffeehäuser sind 
die Treffpunkte der Versicherungsbeteiligten; Prämien- und Gegen- 
seitigkeitsversicherung wechseln sich ab. 

Zunächst werden Lebensversicherungen vorwiegend durch Einzel- 
zeichner übernommen, späterhin durch fester gefügte Vereinigungen. 
Diese beruhen vorerst auf religiöser Grundlage, so daß man an ver- 
wandte Erscheinungen des europäischen Mittelalters erinnert wird. 
Im Jahre 1717 schuf die Synode von Philadelphia einen » Fonds für 
milde Zwecke «; ihm folgte 1755 ein » Witwenfonds «, der sich als eine 
Gegenseitigkeitsgesellschaft von Geistlichen zugunsten ihrer Witwen 
und Waisen darstellte; aus ihm erwuchs The Corporation for the 
Relief of Poor and Distressed Presbyterian Ministers, and for the 
Poor and Distressed Widows and Children of Presbyterian Ministers, 
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ein Gebilde, welches 1759 als Körperschaft im Rechtssinne anerkannt 
wurde. Etwas Aehnliches war The Episcopal Corporation von 1769. 
Mehr und mehr erweiterte sich sodann der Kreis der versicherbaren 
Persönlichkeiten. Von 1787—99 wurden, begünstigt infolge der 
europäischen Wirren, in Nordamerika vierundzwanzig Versicherungs- 
gesellschaften zugelassen; fünf davon erhielten das Recht, die Lebens- 
` versicherung, verbunden mit anderen Versicherungszweigen, zu be- 
treiben. Gegen I 2 drang auch die Tontine ein, freilich ohne nach- 
haltige Wirkung ( . 68, 93, 149). Was fehlte, waren insbesondere die 
nötigen Sterbetafeln. Iche sind dortzulande anfänglich für die 
Staaten Massachusetts und New Hampshire, und zwar 1789 durch 
Professor Wigglesworth veröffentlicht worden, merkwürdiger- 
weise ohne jede Bezugnahme auf ihre Verwendbarkeit gerade für die 
Lebensversicherung. Zwanzig Jahre später wurde The Pennsylvania 
Company for Insurance on Lives and Granting Annuities gegründet 
und 1812 gesetzlich zur Körperschaft erklärt. Dies war, wie der Ver- 
fasser sich ausdrückt, vour first commercial company «e Es war 
eine Versicherungs a k t i e n gesellschaft. Ihr Grundkapital betrug 
500 000 $ und zerfiel in Shares zu je roo $. Viele andere Aktiengesell- 
schaften eiferten ihr nach. Die Einzelversicherer traten allmählich in 
den Hintergrund, und die Gegenseitigkeitsversicherung blieb einst- 
weilen beschränkt auf die beiden erwähnten religiösen Körperschaften. 
Jedoch seit 1836 bis zum Bürgerkrieg fand das sog. mixed system sehr 
viel Anklang: die Versicherungsnehmer der Aktiengesellschaften 
wurden an deren Erträgnissen mitbeteiligt. Von hier aus hat sich der 
Gegenseitigkeitsgedanke wiederum Bahn gebrochen. Er ist der al- 
leinige Grundgedanke einer Reihe von bedeutenden Unternehmungen, 
deren Betrieb seit 1843 einsetzte. In den fünfziger Jahren wurde 
auch die Aussteuerversicherung eingeführt (S. 126, 137). Ferner 
trat 1859 eine Art Verband amerikanischer Lebensversicherungs- 
unternehmungen zusammen, und zwar in New York; siebzehn solcher 
Firmen waren dabei vertreten; man bemühte sich namentlich um 
eine brauchbare Sterblichkeitsstatistik, denn was Europa hierin ge- 
leistet hatte, paßte nicht ohne weiteres auf Amerika. Doch war dieser 
Tagung kein nennenswerter praktischer Erfolg beschieden, ebenso- 
wenig einer zweiten, die sich im Folgejahr, und einer dritten, die sich 
1866 anschloß (S. 121, 153). Schon seit 1865 wurde abermals, dank 
den Erfahrungen der Zwischenzeit, die Form der reinen Aktien- 
gesellschaft (non-participating insurance) bevorzugt, und sie hat bis 
heute die Oberhand behalten. 

Das wären so einige Daten, hauptsächlich zusammengestellt 
unter dem Gesichtspunkt der Unternehmungsformen. Aber das Buch 
bringt natürlich weit mehr. Es gewährt uns Einblicke in das wirt- 
schaftliche Auf und Nieder der Geschäftsbetriebe; es schildert, wie 
um die Mitte des ıg. Jahrhunderts allerlei Versicherungsgesell- 
schaften fehlschlugen, bald wegen fachlicher Unkunde ihrer Leiter, bald 
mangels hinreichender Agenturen, bald infolge mißlungener Speku- 
lationen, und wie nachmals der Bürgerkrieg einen riesigen Aufschwung 
des Lebensversicherungsgeschäftes zur Folge hatte; es unterrichtet 
uns fesselnd über zahlreiche gesetzgeberische, kaufmännische, ver- 
sicherungstechnische Einzelheiten und über die mannigfachen, nur zu 
oft übersehenen Beziehungen, die zwischen der Lebensversicherung 
einerseits und der See- und Feuerversicherung andererseits bestanden 
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haben. Alles in allem eine recht lehrreiche Abhandlung. Sie ergibt 
überdies, wie sehr unser deutsches Schrifttum, soweit es sich mit dem 
Versicherungswesen und mit den Aktiengesellschaften geschichtlich 


befaßt, noch der Ergänzung fähig und der ae bedürftig ist. 
(Leopold Perels.) 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Born,Hans:EinigungsämterundSchiedsgerichte 
inder Schweiz. Bern, Paul Haupt, 1925. 160 S. 

Dieses vorzüglich geschriebene Buch befaßt sich mit einer Dar- 
stellung der Entwicklung der Einigungsämter und der Schieds- 
gerichte in der Schweiz, sowie mit einer kritischen, vorurteilslosen 
und sachkundigen Würdigung dieser Institutionen moderner Sozial- 
politik, soweit sie schweizerische Verhältnisse betreffen. Die Dar- 
stellung ihrer Entwicklung beginnt zunächst mit derjenigen der zwei 
ältesten und bedeutendsten privaten Organisationen, nämlich des 
Einigungsamtes im schweizerischen Buchdruckergewerbe und der 
Berufsordnung für das Lithographiegewerbe und verwandte Berufe. 
Sodann zeigt der Verfasser die kantonale Gesetzgebung bis 1914. 
Erst das eidgenössische Fabrikgesetz vom Jahre 1914, dessen Artikel 
betr. Einigungswesen im Jahre 1918 in Kraft traten, brachte eine 
Wendung in dem Sinne, daß sich der Bund mit der Frage zu beschäf- 
tigen begann und im Fabrikgesetz diesbezügliche Vorschriften auf- 
stellte. Der Verfasser, dessen verdienstvolle Arbeit einen weitschich- 
tigen Stoff zu bewältigen hatte, zeigt in klarer’ Weise die seitherige 
Entwicklung und die gegenwärtige Situation. In besonderen Kapite 
kommt er auf die Zuständigkeit, die Organisation, deren Bestellung 
und das Verfahren der verschiedenen Einigungsämter zu sprechen. 
Eine eingehende Untersuchung mit zuverlässigem statistischem Ma- 
terial zeigt die Wirkungen und Resultate der privaten, wie der staat- 
lichen Einigungsämter, deren wirtschaftliche und soziale Bedeutung 
freilich noch nicht ganz ermessen werden kann. 

(Fritz Giovanoli.) 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Die Aufgaben des neuen Berufsschulwesens und 
die newe Berufsschulgemeinde im Lichte der 
Jugendkunde und sozıaler Politik. Herausg. von 
Petersenund Wald. Jena, Zimmermann, 1925. VIII u. 196 S. 

Die Schrift enthält folgende Beiträge: ı. Zimmermann, Erwerbs- 
arbeit und berufliche Erziehung im Lichte soz. Politik. — 2. Erna 

Janzen, Die Schonzeit der weiblichen Jugendlichen. — 3. Paul Ziert- 

mann, Ministerialdirektor im Ministerium für Handel und Gewerbe, 

Die geistige und seelische Lage der heutigen Jugend. — 4. Peter Peter- 

sen, Sozialbiologische Probleme der Berufsschule. — 5. Ders., Die vier 

Hauptaufgaben des neuen Berufsschulwesens. — 6. Maschmann, 

Hans, Vom Ausbau der Berufsschule auf erziehlicher Grundlage. 
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Der erste Aufsatz geht aus von einer sozialbiologischen Frage- 
stellung im Sinne Alexander Elsters. Das wichtigste sozialbiologische 
Problem ist die Erhaltung eines quantitativ und qualitativ ausreichen- 
den Nachwuchses. Dies Problem ist nicht nur für die Volkheit, son- 
dern auch für die Wirtschaft das Dringendste. Denn die Statistik zeigt 
die ungeheure Bedeutung der Arbeit der Jugendlichen für die gesamte 
Volkswirtschaft. Es handelt sich also darum, im Interesse des Volkes 
und der Volkswirtschaft Maßnahmen zu ergreifen, die erstens die kör- 
perliche und geistige Ausbildung des Jugendlichen sicherstellen, zwei- 
tens eine möglichst wertvolle und dauernde Arbeitsleistung sichern. 
Solche Maßnahmen können allerdings dem augenblicklichen privat- 
wirtschaftlichen Interesse entgegengesetzt sein. | 


Augenblicklich ist die sehr hohe Arbeitslosigkeit der ern 
namentlich der Ungelernten ein günstiges Moment für die Durchfüh- 
rung der von Gruber und Kaup schon vor dem Kriege verlangten ge- 
setzlichen Regelung. Es soll festgelegt werden, daß Jugendliche nur 
Halbschicht leisten dürfen. Die übrige Zeit ist der körperlichen Er- 
tüchtigung, der beruflichen Schulung und der Leistung sozialer Dienste 
freizuhalten. In der Tat hat die jugendpflegerische Praxis und aus der 
Not der Zeit heraus die Erwerbslosenfürsorge der Jugendlichen diesen 
Weg schon beschritten. Dabei hat es sich als besonders günstig er- 
wiesen, daß die Erwerbslosenfürsorge und die Fortbildungsschule eng 
zusammenarbeiten. Der durch statistische Daten belegte Aufsatz be- 
rücksichtigt auch die Reformvorschläge, die aus der Jugendbewegung 
selbst gekommen sind, namentlich den Hamburger Arbeitsdienstpflicht- 
vorschlag. Darauf kann hier nicht näher eingegangen werden. 


Der zweite Aufsatz bringt die Ergebnisse der Untersuchung an 
thüringischen erwerbstätigen jugendlichen Arbeiterinnen und weist 
besonders auf die schweren Gefahren hin, denen die zukünftigen Müt- 
ter durch Ueberanstrengung zur Zeit der Pubertät ausgesetzt sind. 


Daß man im Handelsministerium in die geistige Struktur der 
neuen und in das Wesen der Jugendbewegung sich mit so viel 
iebe und Verständnis vertieft, wie es der Aufsatz von Ziertmann be- 
weist, ist ein sehr erfreuliches Zeichen. Die neuere jugendkundliche 
Literatur (Spranger, Dehn, Walter Hoffmann, Ch. Bühler), die das 
erst ermöglicht hat, kann sich zu diesen Erfolgen beglückwünschen. 
Die drei letzterwähnten Aufsätze ziehen die pädagogischen Konse- 
quenzen. Die Berufsschule darf unter keinen Umständen reine Fach- 
und Wirtschaftsschule sein. Sie hat mindestens ebensosehr das kost- 
bare Gut der Jugendlichkeit zu pflegen, sie hat fernerhin den An- 
schluß an die übrigen Bildungsstätten bis hinauf zur Universität) im 
Auge zu behalten. (W. Eliasberg.) 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


ıg. Handel und Verkehr. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 54. 3. 53 
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20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Hantos, Dr. Elemér: Staatssekretär a. D.: Die Handels- 
politik in Mitteleuropa. Jena, G. Fischer, 1925. VI und 
112 Seiten mit 8 statist. Tafeln. 

Vorliegende Schrift ist eine wertvolle Hilfe zur näheren Er- 
kenntnis der vier Grundfragen der gegenwärtigen mitteleuropäischen 
Handelspolitik : Deutschösterreichs zollpolitischer Anschluß an Deutsch- 
land; zollpolitischer Donaubund der Nachfolgestaaten der habs- 
burgischen Monarchie, zu denen der Verfasser Italien, trotz seiner 
Er men im früheren südwestlichen Oesterreich, nicht rechnet; 
im freihändlerischen Sinne weitgehende Handelsverträge zwischen 
den Nachfolgestaaten untereinander und mit Deutschland; Fort- 
dauer des jetzigen, durch Chauvinismus und industrielle Hochschutz- 
zöllnerei geschaffenen, unleidlichen Wirrwarrs. Der Hauptwert der 
Schrift liegt in den diese Verhältnisse handelsstatistisch und handels- 
politisch eingehend darlegenden ersten 73 Seiten mit Einschluß der 
acht handelsstatistischen Tafeln. Weniger befriedigend und auch 
nicht ganz klar sind die weiteren Ausführungen der Schrift, die Ab- 
hilfsvorschläge entwickeln. Der Verfasser scheint, ohne Deutschland 
grundsätzlich ausschließen zu wollen, vorerst doch eher einen zoll- 
politischen Donaubund zu empfehlen, obwohl gerade die erstgenannte 
und die letzterwähnte der vier Möglichkeiten am ehesten Aussicht 
auf Verwirklichung haben dürften, wogegen die zweit- und dritt- 
emn abgesehen von manchen anderen Hindernissen, schon am 

iderstand scheitern dürften, den ihnen das hochschutzzöllnerische 

Vaterland des Verfassers, Ungarn, bereitet. Sehr beachtenswert sind 

die als beispielgebendes Muster vom Verfasser gebrachten Mittei- 

lungen über den Juli 1918 in Salzburg fertiggestellten Entwurf eines 

Zoll- und Wirtschaftsbündnisses zwischen Deutschland und Oester- 

reich-Ungarn (nach Angaben von Schüller und Gratz), das infolge 

des für die Mittelmächte unglücklichen Ausganges des Weltkrieges 
nicht verwirklicht werden konnte. (S. Schilder.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


23. Genossenschaftswesen. 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Grabower, Dr. Rolf: Die Geschichte der Umsatz 
steuerundihre gegenwärtige Gestaltung ım In- 
land und im Ausland. Berlin. Heymanns Verlag, 1925. 
350 S. 16 M. 

Durch den Krieg und seine finanzielle Folgen ist eine neue Form 
der Verkehrssteuer in einer ganzen Reihe von Staaten zur Einführung 
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elangt, die Umsatzsteuer, und zwar nicht nur wie dies der bisher üb- 
chen Auffassung entsprach, als Krisen- oder Kriegs- bzw. Nachkriegs- 
steuer, sondern als dauerndes legitimes Glied der Steuersysteme. Es 
ist nun außerordentlich verdienstvoll und dankbarst zu begrüßen, daß 
die steuergeschichtlichen Grundlagen für diese anscheinend ganz neue 
Steuerform in derart gründlicher und sachkundiger Form vom Verfas- 
ser zusammengefaßt wurden. Durch diese steuergeschichtliche Spe- 
zialforschung, welche erst das theoretische und steuerpolitische Wesen 
der betreffenden Steuer voll erkennen läßt, ist unsere finanzwissen- 
schaftliche Literatur für das Zweiggebiet der sog. rechtsgeschäftlichen 
» Verkehrssteuern« entschieden bereichert worden. Der Verfasser führt 
uns in die Staaten des Altertums, zeigt uns die Stellung und Anwen- 
dung der Umsatzsteuer im alten Griechenland, in Aegypten, in Rom, 
dann die im deutschen Mittelalter üblichen Formen, die Verwendung 
dieser Steuer während des Mittelalters in außerdeutschen Ländern wie 
Spanien (die berühmte und meist heute einzig als historisches Beispiel 
zitierte »alcalbala«), Frankreich und Italien, um schließlich die 
Vorläufer der heutigen Umsatzsteuer in einigen Formen des 19. Jahr- 
hunderts in Bremen und Nordamerika nachzuweisen. Wie Johan- 
nesPopitz in seinem Geleitworte zu dem Werke als Schlußfolge- 
rung aus den historischen Untersuchungen hervorhebt, findet sich die 
Umsatzsteuer überall dort ein, wo die Wirtschaft im kapitalistischen 
Sinne sich entfaltet, wo eine Volkswirtschaft im modernen Sinne sich 
bildet. Die Umsatzsteuer sei daher nicht die sporadisch auftauchende 
Krisensteuer, sie sei vielmehr nicht mehr und nicht weniger als die Vor- 
en der allgemeinen Einkommensteuer. So wie letztere in den 
modernen Steuersystemen als direkte Steuer die Hauptträgerin 
der Finanzen darstellt, so hatte dieselbe Funktion die allgemeine Um- 
satzsteuer der einkommensteuerlosen Zeit bis zu Beginn des ıg. Jahr- 
hundertsals indirekteSteuer zur Erfassung der gesamten Steuer- 
kraft der Einzelwirtschaft. Freilich in seinen weiteren Deduktionen 
vermag ich dem Verf. des Geleitwortes nicht beizustimmen. Er meint 
nämlich, der geschichtliche Weg von der Umsatzsteuer zur Einkom- 
mensteuer sei auch typisch für das Streben zur Freiheit und dies mit 
der Grund zur Ablösung ersterer durch letztere. In steigender Geld- 
wirtschaft bedeute das immer präzisere Anschmiegen der Einkommen- 
steuer an die persönliche und soziale Wirtschaftslage eine steigende 
Freiheit der Person, während die an äußere Merkmale anknüpfende, 
von individuellen Verhältnissen absehende Umsatzsteuer zwinge, mit 
ihr als Spese zu rechnen, und damit nicht dem Freiheitsideal, sondern 
dem höheren Gemeinschaftsgedanken den Vorrang gebe. » Angesichts 
der Umsatzsteuer rediviva und in dem Verbleichen der Einkommen- 
steuer als einstiger und einziger Königin der Steuern zeigt sich deutlich 
die Wende in der Geschichte: der Gemeinschaftsgedanke steht höher, 
die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen muß zurücktreten« (S. VIII). 
Dem ist entgegenzuhalten, daß vor allem die modernen Umsatzsteuern 
allenthalben nicht an Stelle, sondern neben die fortbeste- 
hende und weiterhin imZenith der direkten Besteuerung ver- 
bleibende Einkommensteuer gesetzt wurden, daß die Umsatzsteuern nur 
als eine indirekte Massenverkehrssteuer, welche in ein Vorsta- 
dium des einzelwirtschaftlichen Produktions- und Erwerbsprozesses, 
oder in den Konsumtionsprozeß vorbelastend eingreift, angesehen wer- 
den kann, in ähnlichem Sinne wie andere, den Kapitalsverkehr oder 
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den 'Massenkonsum erfassende indirekte Abgabeformen. Die Umsatz- 
steuer ist infolgedessen auch nicht in materiell-finanzwissenschaft- 
lichem Sinne, sondern nur in budgetär-finanziellem Sinne eine Vor- 
läuferin der heutigen, auf budgetären Kraftleistungen berechneten und 
abgestellten Einkommensteuer und Umsatzsteuern. Aber auch den 
Weg zur individuellen Freiheit kann ich nicht als treibendes Moment 
zur Wiedereinführung von Umsatzsteuern in modernen Steuersyste- 
men gegeben finden, sondern es kommen hiefür meiner Meinung nach 
ausschließlich zwingende staatsfinanzielle Momente in Betracht. Denn 
bekanntlich wurde die Einkommensteuer zur Zeit der Kämpfe um ihre 
Einführung (s. die » Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik« und 
die Geschichte und Schicksale der Einkommensteuer in Frankreich) 
stetsals eine schwere Beeinträchtigung der individuellen Freiheit um des 
mit ihr A WED verbundenen Eindringens in die private Wirtschafts- 
sphäre willen (s. Bekenntnislegung und Bucheinsicht) angesehen. Des- 
halb wurden ja zu Beginn des 19. Jahrhunderts die auf »äußere Merk- 
male« abgestellten »rationellen Ertragssteuersysteme« in der erwachen- 
den staatsbürgerlichen Epoche etwa der 30er Jahre so sehr favorisiert. 
Auch in Frankreich hat man sich bei der folgenschweren Wahl zwi- 
schen zweien der Leitmotive der französischen Revolution: »libertee, 
und »egalite«, lieber für das erstere, die persönliche Freiheit, statt der 
auf Opfergleichheit beruhenden und nur durch eine Einkommensteuer 
zu verwirklichenden »Gleichheit«, d. h. Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung bekanntlich bis in die Kriegszeit entschieden. Und das 
Ideal der individuellen Freiheit wurde in den sich mit äußeren 
Merkmalen begnügenden Ertragssteuern erblickt, die Einkommen- 
steuer aber wurde gerade unter dem Gesichtswinkel der gefährdeten in- 
dividuellen Freiheitssphäre lange und leidenschaftlichst bekämpft, bis 
der Krieg und die finanzielle Kriegsnot auch hier verspätet Bresche in 
das alte Arsenal der individualistischen Freiheitsgedanken schossen und 
dafür der sozialen Gemeinschaftsidee in ihrem prägnanten Typus der 
Einkommensteuer zum Siege verhalfen. 

An die geschichtliche Darstellung schließt sich die nicht minder 
instruktive und wertvolle systematische Darstellung der gegenwärtigen 
Gestaltung der Umsatzbesteuerung, wobei in synoptischer Form die 
Grundzüge und Abweichungen der letzteren in sämtlichen Staaten, in 
denen eine Umsatzsteuer bis Mitte 1924 zur Einführung gelangt ist, 
gegliedert nach materiellrechtlichen Vorschriften, dann formalrecht- 
lichen des Verfahrens und endlich Beziehung und Verhältnis zum 
Außenhandel, vorgeführt werden. Das Werk kann als wertvoller Be- 
helf für Finanzwissenschaft wie Finanzrecht in Studium und Lehre 
bestens empfohlen werden. (E. Hugo Vogel.) 


Kienböck,Dr. Viktor, ehemal. österreichischer Finanzminister: 
Das österreichische Sanierungswerk. 85. Heft der 
»Finanz- und volkswirtschaftlichen Zeitfragen«. Stuttgart, Verlag 
Ferdinand Enke, 1925. 142 Seiten. Preis 9 M. 

Die Oesterreich gemäß den Genfer Protokollen vom 4. Oktober _ 
1922 gewährte Völkerbundhilfe wird hier von einem höchst sach- 
kundigen Manne dargestellt, der als österreichischer Finanzminister 
vom 14. November 1922 bis 20. November 1924 und schon vorher 
als führendes Mitglied der seit Oktober 1920 herrschenden christlich- 
sozialen Partei am sog. Sanierungswerk durch mehr als zwei Jahre 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 837 


in hervorragendem Maße beteiligt war. Er setzt auseinander, nach 
welchen das Staatsschiff beinahe zum Scheitern bringenden Gefahren; 
unter welchen Irrungen und un es überhaupt zum Eingreifen 
des Völkerbundes in die österreichischen Finanz- und Währungsfragen 
kam. Mag auch Kienböck von seinem parteipolitischen Standpunkt 
aus geneigt sein, die staatsfinanziellen und währungspolitischen Er- 
gebnisse des von ihm bis Mai 1925 verfolgten Sanierungswerkes einiger- 
maßen zu überschätzen, so enthält sein Werk dennoch reichhaltige und 
im großen und ganzen unparteiische Auskunft über alle einschlägigen 
Angelegenheiten, über die günstige Entwicklung der Einnahmen, 
die minder günstige der Ausgaben seit Oktober 1922, über das weit- 
verzweigte, großartige Werk der Völkerbundanleihe vom Jahr 1923, 
über die Hilfspersonen und Durchführungsart der den Finanzen und 
der Notenbank gewidmeten Völkerbundaufsicht, über die Verwand- 
lung der bisher bürokratisch verwalteten Staatsbahnen in einen ziem- 
lich selbständigen Wirtschaftskörper, über die trotz dem zwanzig- 
jährigen Verzicht der Ententestaaten auf die Gutmachungen noch 
immer sehr bedeutende Belastung Oesterreichs aus dem Vertrag von 
St. Germain, über die besonders dornigen Beamten- und Pensionisten- 
fragen, über Umsatzsteuern, direkte Steuern und Steuerbelastung im 
allgemeinen, Steuerwesen der Länder und Gemeinden neben dem des 
Bundes. Dazu kommen noch sehr beachtenswerte handels- und wäh- 
rungspolitische Ausführungen, worin die englischen Vorwürfe gegen 
die österreichische Notenbank wegen angeblicher versteckter Inflation 
geschickt zurückgewiesen werden. Er widerlegt auch die häufig zu 
hörenden Uebertreibungen über das drückende Wesen der sog. sozialen 
Lasten in Oesterreich. Kienböck ist vorsichtig genug, in seinen Schluß- 
ausführungen die Lebensfähigkeit Oesterreichs nur bedingt zu be- 
jahen und ihre Bedingungen (abgesehen von Redensarten, wie An- 
assung, Muster der Schweiz, Wiens außerordentliche Weltstellung, 
ampf gegen den Pessimismus) in so schwer zu bewirkenden Vor- 
gängen, wie die handelspolitische und sogar sittliche Erneuerung 
Europas, zu erblicken. (S. Schilder.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Grimm, Robert: DieWirtschaftlichkesitkommuna- 
ler Betriebe. Bern und Leipzig, Ernst Bircher, A.-G., 1925. 
75 Seiten. 

Die Schrift ist aus einem Vortrag hervorgegangen. Sie bietet 
manches Interesse, da sich darin über die Frage der Wirtschaftlichkeit 
kommunaler Betriebe der bekannte schweizerische Sozialistenführer 
ausspricht, dessen Betrachtungen noch durch die Tatsache, daß er 
seit Jahren als bernischer Gemeinderat erfolgreich die industriellen 
Betriebe dieser Stadt leitet, erhöhte Bedeutung gewinnen. 

Die Problemstellung erschöpft sich für ihn nicht in dem Entweder- 
Oder, sondern liegt in der Frage: »ob der Kommunalbetrieb die Fähig- 
keit besitzt, die ihm anhaftenden Nachteile abzuschaffen und sich 
gewisse Vorteile des Privatbetriebs anzueignen, ohne gegen den ihm 
gesetzten Zweck zu verstoßen« Grimm verkennt nicht die schweren 
Nachteile der übernommenen Organisationsform solcher Betriebe. 
Berechtigte Worte der Kritik findet er für die Auswüchse im Ver- 
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hältnis von Demokratie und Technik, d. h. für die Ueberspannung 
demokratischer Grundsätze in der schwierigen Verwaltung von Ge- 
meindeunternehmungen (obligatorisches Referendum in der Schweiz). 
Man wird sich mit dem Verfasser wirklich fragen können, ob es Sache 
der Gemeindeabstimmung sei, über die technische Güte des Systems 
von Dampfturbinen oder Dieselmotoren zu entscheiden (wie dies in 
einer größeren Schweizer Stadt vorgekommen ist). Nicht weniger ent- 
schieden wendet er sich gegen die Uebertragung des rein admini- 
strativen Bedürfnissen genügenden Verwaltungsorganismus auf die 
wirtschaftlichen Unternehmungen. Große Vorteile verspricht sich der 
Verfasser von der Ersetzung der schablonenhaften und nivellierenden 
Besoldungs- und Dienstregulative durch Tarifverträge. Den Schluß 
machen ein Beispiel für den Abschluß von Gesamtarbeitsverträgen in 
Gemeinde- und Staatsbetrieben sowie die Bestimmungen der Stadt 
Bern über die Beamten- und Arbeiterausschüsse. 
(Fritz Giovanboli.) 


26. Wohnungsfrage. 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


38. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 


Drigalskı, W. v.: Sauglingsfürsorge und M utter- 
schutz nach den Erfahrungen der Vorkriegs-, 
Kriegs- und Nachkriegszeit. Sozialhygienische Studie. 
Heft ı der III. Reihe (Erziehung und Berufsbildung) von Klum- 
kers Fortschritten der Jugendfürsorge. Zugleich als Heft 934 von 
Friedrich Manns Pädagogischem Magazin. Langensalza, 
Hermann Beyer u. Söhne, 1924. 120 S. Preis M. 1,80. 

Die Erörterungen über das eigentliche Thema, die leider nur einen 
Bruchteil der Schrift ausmachen, mögen vielleicht für den einen oder 
anderen lesenswert sein, der nicht nach sorgfältig dokumentierter und 
zusammenfassender, Vollständigkeit erstrebender Darstellung der 
Fürsorgearbeit während des Krieges sucht, welche der Fachmann hin- 
ter dem Titel doch wohl zu erwarten ein Recht hat. Verf. ist Medizin- 
professor in Halle und hat seit einigen Jahrzehnten in der dortigen 
Säuglingsfürsorge praktisch mitgearbeitet, also auch etliches darü 
zu sagen. Doch macht sich zu sehr fühlbar, daß ihm die zur Behand- 
lung von Fürsorgefragen unerläßliche gesellschaftswissenschaftliche 
oder sagen wir wenigstens soziale Schulung fehlt. Er sieht die Fürsorge 
zu einseitig durch die Brille des Universitätsklinikers an und steht den 
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eigentlichen Fürsorgefragen teilweise über Gebühr fremd gegenüber. 
Zm Beispiele verraten die Ausführungen über den Schutz der Unehe- 
lichen, über die »Mündel oder (!) Pflegekinder« usw. S. (32/33) eine be- 
denkliche Unklarheit. 

Auf die Unehelichen ist der Verf. überhaupt nicht gut zu sprechen: 
sie seien gewiß nicht diejenigen, die voraussichtlich den kostbarsten 
Bestandteil des Volkes und Staates darstellen, und es sei sicherlich im 
bevölkerungspolitischen Sinne nicht ganz logisch gewesen, wenn man 
sich ihrer schon intensiv zu einer Zeit annahm, zu der man sich um 
die notleidenden ehelich Geborenen so gut wie gar nicht kümmerte. 
Es habe dann des Eingreifens der deutschen Kaiserin bedurft, um 
überhaupt die öffentliche Aufmerksamkeit auf die Frage der Säuglings- 
sterblichkeit zu richten... Natürlich stimmt das nicht. Eine Säug- 
lingsfürsorge mit Mütterberatungsstellen u.dgl. bestand in Deutsch- 
land schon vor der Botschaft der damaligen Kaiserin vom Novem- 
ber 1904 an die vaterländischen Frauenvereine. Wenn man eine An- 
regung für diese Einrichtungen nennen wollte, so wären eher die fran- 
zösischen gouttes de lait anzuführen gewesen. Bezüglich jener Bot- 
schaft aber dürfte vornehmlich diejenige Persönlichkeit interessieren, 
welche die Verlautbarung eigentlich veranlaßt hatte, unter die dann 
die Ex-Kaiserin ihren dekorativen Namen setzte. Aber deren Erwäh- 
nung gibt die Herrn Drigalski willkommene Möglichkeit einer um- 
fangreichen, eigens an das Ausland gerichteten Anmerkung über die 
Friedensliebe und das mütterliche Empfinden der Frau — wofür sich 
das Ausland sehr interessieren mag (S. 36). 

Den sachlichen Mittelpunkt bilden einige Auslassungen, die an 
den unfruchtbaren Streit der Fakultäten um die Leitung der Für- 
sorge erinnern. Dr. nimmt aber nicht eigentlich hierzu Stellung, indem 
er etwa die bisherigen Erörterungen weiter führte. Ja er scheint diese 
und das Problem, wie es sich den unbefangenen Fachleuten schon seit 
einer Reihe von Jahren abgeklärt hat, überhaupt nicht einmal zu 
kennen. Er begnügt sich, die Unehelichenfürsorge allgemein zu tadeln, 
weil sie zu »bureaukratisch« und nicht »ärztlich« geleitet sei. Die ärzt- 
lich geleitete Ehelichenfürsorge habe viel bessere Erfolge aufzuweisen 
als die bureaukratische Unehelichenfürsorge; mithin sei die gesamte 
Fürsorge ärztlicher Leitung zu unterstellen. Auf keinem Gebiete sei 
jemals so viel mit verhältnismäßig so geringen Mitteln geleistet worden 
wie auf dem der offenen Säuglingsfürsorge; und dies in der Haupt- 
sache, weil hier die Verantwortungsfähigen — d.h. die Aerzte — 
Führer waren. Deshalb sei ein selbständiges Gesundheitsministerium 
zu errichten, das zu eigener Initiative verpflichtet ist (S. II1/I12). 
Herr Dr. vergißt zu untersuchen, ob nicht vielleicht die schnellen Er- 
oe bei der ehelichen Säuglingsfürsorge zum Teil darauf beruhen, 
daß die ehelichen Säuglinge ein besonders dankbares Tätigkeitsfeld 
sind. Er vergißt auch ganz, die mancherlei sozialen Hemmungen zu 
berücksichtigen, die bei den Unehelichen den Erfolg der Fürsorge sehr 
erschweren. Ferner verschweigt er die zahlreichen und wichtigen Für- 
sorgemaßnahmen für die unehelichen Kinder und Mütter, die mit Ge- 
sundheitspflege gar nichts zu tun haben! — Deutlich zeigt sich hier, 
wie es Dr. an einer richtigen Kenntnis der Entwicklung der deutschen 
Säuglingsfürsorge fehlt. Er sieht alles durch die Brille des Arztes, ja 
sogar nur einer kleinen Gruppe von deutschen Aerzten, die erst spät 
in diese Fürsorgearbeit hineingekommen sind, ihre Vorgänger nicht 
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kennen und ihr Tun weit überschätzen. Schon lange ehe sie an Säug- 
lingsfürsorge dachten, hatte der Leipziger Arzt Dr. Taube dem Un- 
ehelichenschutz des ganzen deutschen Sprachgebietes die Bahn ge- 
brochen, und zugleich für die Unehelichen jene Einrichtungen erprobt, 
die dann auf den allgemeinen Se ee übertragen wurden, wo- 
bei das Gesundheitliche stets nur als T eil der gesamten Fürsorge gilt. 
Auf Taube geht neben der einheitlichen Betrachtung und Gestaltung 
der Kinderfürsorge auch die moderne Fürsorgerin zurück, deren erste 
Formen er in hartem Kampf ein Menschenalter vorher geschaffen hat. 

Eine in Beziehung zum eigentlichen Thema der Schrift weit über 
Gebühr lange Einleitung bringt eine willkürlich zusammengelesene 
Sammlung von statistischen Ergebnissen anderer Autoren über die 
Säuglingssterblichkeit vor dem Kriege. Die Angaben mögen in einer 
Vorlesung vor jungen Medizinstudenten wohl angebracht sein, nicht 
aber in einer fachwissenschaftlichen Abhandlung. Sie lassen übrigens 
vermuten, daß sich Verf. nur wenig selbständig mit statistischen Stu- 
dien befaßt hat. Selbst die einfachsten Sterbeziffern und Geburtszif- 
fern werden statt aus den amtlichen Quellenwerken nur aus zweiter 
und dritter Hand zitiert. Zufällige Lücken seiner Quellen, die bequem 
zu ergänzen gewesen wären, bleiben unausgefüllt (z. B. S. 11). Auf die 
amtlichen Quellen geht Dr. nicht zurück außer auf Seite 74; und so 
begreift sich die seltsame Bemerkung, daß Deutschland im Jahre 1910 
noch eine Säuglingssterblichkeit von 16,2%, nach einer andern An- 
gabe sogar 17,6%, gehabt habe (S. 10). 

Außerdem wird die Darstellung wohl auch deshalb als unbefrie- 
digend empfunden, weil Dr. bloß eine oberflächlich andeutende Plau- 
derei gibt (und vermutlich geben wollte), während der Leser in der 
Klumkerschen Sammlung ernste wissenschaftliche » Untersuchungen 
zur Entwicklung des gesamten Jugendschutzes« entsprechend ihrem 
Untertitel erwartet und zu erwarten berechtigt ist! Mit unverhohlener 
Freude habe ich bei verschiedenen Gelegenheiten das Klumkersche 
Unternehmen begrüßt als sehr wirksames Mittel zur Förderung der so 
lange [en Fürsorgewissenschaft. Und ich bin nach wie 
vor überzeugt, daß der Inhaber des bis jetzt leider einzigen reichs- 
deutschen Lehrstuhles für Fürsorgewissenschaft der rechte Mann zur 
Pflege dieser Disziplin ist. Mit um so größerem Nachdruck muß ich 
deshalb das Unzulängliche der vorliegenden, im Rahmen der Klum- 
kerschen Sammlung unpassenden Schrift betonen. Mit der Aufnahme 
solcher Gelegenheitsfeuilletons in eine Sammlung wissenschaft- 
licher Monographien wird unserer jungen Wissenschaft schwer ge- 
schadet. Endlich sind wir so weit, daß die Fürsorge und die Lehre vom 
Armenwesen wenigstens von vereinzelten Soziologen als Gegenstand 
einer selbständigen Disziplin anerkannt ist. (Vgl. beispielsweise Max 
Weber im Vorwort zum Grundriß der Sozialökonomik.) Nun müssen 
wir aber auch dafür sorgen, daß sie mit wirklich wissenschaftlichen 
Mitteln erforscht wird. 

Gegen diese wissenschaftlich belanglose Gelegenheitsplauderei 
muß aber auch noch im Interesse des internationalen Ansehens der 
deutschen Wissenschaft Verwahrung eingelegt werden, wegen ihrer 
durch keinen sachlichen Zusammenhang motivierten politischen Ent- 
gleisungen in dem sattsam bekannten Hurrah-Stil der Kriegs- und 
Antirevolutionspsychose. Diese Abwegigkeiten bieten dem Auslande 
leider wieder einmal einen nur zu unbestreitbaren Beleg für die man- 
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gelnde Sachlichkeit gewisser deutscher Professorenproduktion. Viel- 
leicht mag jene politische Haltung einem »herzoglich sächsischen Hof- 
buchhändler« (der das antiquierte Wappen seines ehemaligen Duodez- 
fürsten selbst gegen den ausdrücklichen Wunsch seiner Autoren immer 
noch aufs Titelblatt setzt) erwünscht sein. Ein Herausgeber aber von 
dem wissenschaftlichen Range und Ernste Klumkers hätte, wenn er 
schon in seiner Gutmütigkeit aus irgendwelcher persönlicher Rück- 
sichtnahme die Broschüre in seinen »Fortschritten der Jugendfür- 
sorge« veröffentlichte, mindestens die Ausmerzung einzelner Stellen 
von allzupeinlichem Nationalismus veranlassen müssen. 

Daß die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Hinblick auf 
die gefährdete geographische Lage des Landes vor allem zur Erhal- 
tung der deutschen Volkszahl (und also Wehrkraft) nötig sei, haben 
wir leider schon zu oft gehört, um uns darüber noch aufzuregen. Wir 
scheinen noch lange nicht hoffen zu dürfen, daß man in gewissen Krei- 
sen endlich den Mut findet, Fürsorge ohne egoistisch-utilitarische 
Nebenabsichten schlechtweg um der Bedürftigen selber willen zu ver- 
langen. Besonders bedenklich entfernt sich von dieser wahrlich selbst- 
verständlichen Humanität der Kommentar zu der deutschen Fürsorge 
in Feindesland: »Dem etwas pedantischen Sinn des Deutschen ent- 
spricht es, unter allen Umständen bestehenden Bestimmungen nach- 
zukommen (auch beim Einbruch in Belgien ?) und wenigstens zu ver- 
suchen, Notstände abzustellen, wo er sie findet (also die Abhilfe der 
Not ist Pedanterie!!). Eine völkerrechtliche Bestimmung der Haager 
Friedenskonferenz setzte die Verpflichtung für eine okkupierende Macht 
fest, das bürgerliche Leben und die Wohlfahrtspflege im besetzten 
Lande möglichst in Gang zu halten. Demgemäß hat man sich u.a. in 
Polen, Nordfrankreich und vor allem in Belgien auch um den Kinder- 
schutz bemüht!« Trotz dieser sehr kühlen Reserve gegenüber der deut- 
schen Fürsorge in den besetzten Gebieten beeifert sich Dr., diese in 
hellstem Lichte zu schildern, damit der ausländische Leser veranlaßt 
werde, aus jenen Fürsorgemaßnahmen Schlüsse auf die wahre Sinnes- 
art (Mentalität) des deutschen Volkes zu ziehen, »das man auf jede 
Weise zu demütigen versucht« (S. 8). Und so wird denn als kennzeich- 
nend für die soziale Einstellung des Deutschen betont, »daß er glaubte, 
sich planmäßig um die Aufzucht der Kinder seiner Feinde bekümmern 
zu müssen, während seine eigenen bereits unter Hunger und Not 
schwer litten« (S. 76). 

Wenn wir das Recht haben wollen, den glücklicherweise nur noch 
vereinzelt auftretenden Chauvinismus ausländischer Gelehrten zu ver- 
achten, der auch jetzt noch zum Gespötte der ganzen Welt die deut- 
schen Forscher von internationalen wissenschaftlichen Tagungen aus- 
schließt — so haben wir zunächst die Pflicht, ähnlichen Psychose- 
wirkungen unter den eigenen Landsleuten aufs schärfste entgegenzu- 
treten. Das ist mehr als eine Frage literarischen Geschmacks. Das ist 
eine elementare Forderung wissenschaftlicher Sachlichkeit und Neu- 
tralität. Ganz besonders bei der gerade in neuester Zeit wieder in ge- 
wissen Hochschulkreisen herrschenden Stimmung eines verhängnisvoll 
überreizten Nationalismus. Das internationale Ansehen der deutschen 
Wissenschaft steht auf dem Spiele! (W. Feld.) 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 
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32. Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht. 


Fleiner, Fritz: Einzelrecht und öffentlichesIn- 
' teresse. Zweiter Abdruck aus den »Staatsrechtlichen Abhand- 
lungen«, Festgabe für Paul Laband zum fünfzigsten Jahrestage 
der Doktorpromotion. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1925. 
Der Verfasser verzichtet darauf, in einer abstrakten Formel 

die Linie zwischen Einzelrecht und öffentlichem Interesse festzulegen. 
Vielmehr legt er die konkreten Momente dar, welche im Einzelfalle 
für die Berücksichtigung des einen oder des anderen Standpunktes 
sprechen. Es ist derart keine Gerade, sondern eine vielfach gekrümmte 
urve, die er zwischen diesen beiden zu ziehen hat. Seiner Aufgabe 
genügt der Verfasser mit großer Gewissenhaftigkeit und Sachkenntnis. 
Drei Gebilde sind es vor allem, denen seine Darlegungen gelten: 
einmal der Verwaltungsgerichtsbarkeit insbesondere in ihrer Stellung 
zu dem freien Ermessen der Verwaltungsbehörden und in ihrem 
Prüfungsrecht gegenüber der Rechtsgültigkeit von Verwaltungs- 
verordnungen, sodann dem Enteignungsrecht und schließlich dem 
öffentlich-rechtlichen Vertrage zwischen Privaten und Verwaltungs- 
behörde. Die Schrift, deren Fragen sowohl die Theorie wie die Rechts- 
pflege und die Politik angehen, wird allen diesen Interessen genügen. 

(Darmstaedter.) 


Nawiasky,Hans: Die nn der Regierung im 
modernenStaat. Heft 37 von »Recht und Staat in Geschichte 
und Gegenwart«. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1925. 
Die kleine Schrift untersucht die Bedeutung des parlamentarischen 

Systems für das deutsche Staatswesen. Mit großer Umsicht führt sie 

die Gründe und Gegengründe für dessen Bewertung an und mit voller 

Objektivität nimmt sie zu ihnen Stellung. Im Ergebnisse gelangt sie 

zu einer Befürwortung der parlamentarischen Regierungsform. ist 

überaus wohltuend in einer Zeit, wo dieser gegenüber die einseitig 
parteipolitische Stellungnahme vorherrscht, eine derart unbefangene 
und gerechte Würdigung anzutreffen, wie sie die vorliegende Schrift 
bietet. -~ (Darmstaedter.) „: 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


— 


34. Politik. 


Holborn, H.: Bismarcks europäische Politik zu 
Beginn der siebziger Jahre und die Mission 
Radowitz. Mit ungedruckten Urkunden aus dem Politischen 
Archiv des Auswärtigen Amtes und dem Nachlaß des Botschafters 
von Radowitz. Berlin W 8, Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik 
und Geschichte m. b. H., 1925. 148 Seiten. Preis brosch. 5 M. 

{m Jahre 1875 trieb die Berliner Militärpartei, mit Moltke an 

der Spitze, zum Präventivkrieg gegen das wider Erwarten rasch er- 

holte Frankreich; dafür kenne ich eine Reihe von Zeugnissen sowohl 

Kaiser Wilhelms wie Bismarcks, die gemeinsam den Plan zunichte 

machten. Ob dies dem Ruhebedürfnis des Kaisers oder der » Saturiert- 

heit«_ des Kanzlers oder den englisch-russischen Drohungen oder allem 
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zusammen zu danken ist, ist ungewiß. Die hierdurch in Europa erregte 
Beunruhigung wurde vermehrt durch die auffällige außerordentliche 
Mission des Geandten v. Radowitz nach St. Petersburg im Februar- 
März d. J. Sie wurde von französischer Seite als Versuch ausgelegt, 
sich in dem angeblich bevorstehenden Kriege Rußlands Neutralität 
zu erlangen, was wieder von deutscher Seite als bewußte Erfindung 
Gortschakows, der sich als Retter der Franzosen habe aufspielen 
wollen, hingestellt wurde. Demgegenüber zeigt Holborn überzeugend, 
daß ihr wahrer Zweck der gewesen war, wie es Graf Eulenburg aus- 
drückte, Gortschakow »alle möglichen unangenehmen Sachen zu 
sagen, die dem ständig dort Fungierenden die Stellung verderben 
würden« (S. 83). Leider macht sich Holborn, anfangs zweifelnd (S. 6, 
76), später mit Bestimmtheit (S. 88) die Verdächtigung Gortschakows 
zu eigen, ohne den Schatten eines Beweises dafür vorbringen zu 
können. Insoweit schwimmt sein Buch mit in der Flut der neuerdings 
zur Erhärtung des Märchens von der Einkreisung Deutschlands ver- 
faßten Schriften. Im übrigen handelt es sich um eine gewissenhafte, 
unparteiische und verdienstliche Arbeit, bei der allerdings die großen 
Züge der zu Eingang geschilderten Bismarckschen Politik aus dem 
un der diplomatischen Einzelheiten nicht genügend hervor- 
treten. Die im Titel genannten ungedruckten Quellen verbreiten 
volles Licht über eine Angelegenheit, die von den Herausgebern der 
»Großen Politik der Europäischen Kabinette« nur in einer Anmerkung 
berührt worden war (Bd. 2, S. 58). Dies zeigt von neuem, daß wir 
unsere Archive zwar »geöffnet«, aber, was ja auch ganz unmöglich 
wäre, bei weitem nicht vollständig «veröffentlicht« haben, wie das 
naive Publikum annimmt. (H. Kantorowicz.) 


Ratzel,Friedrich: PolitischeGeographie. ITI. Auf- 
lage, durchgesehen und ergänzt von E. Oberhummer. Mün- 
chen, R. Oldenbourg, 1923. Mit 47 Kartenskizzen, XVI. u. 627 S. 

Die Neuauflage des alten, in gewissem Sinne klassischen Werkes 
ist mit ein Zeugnis für die allgemeine wissenschaftliche Regsamkeit 
auf politischem Gebiet, die seit dem Krieg und der Nachkriegszeit ein- 
gesetzt hat. Das Ratzelsche Werk dürfte auch in Kreisen der National- 
ökonomen und Politiker bekannt genug sein, so daß sich eine Charak- 
terisierung seines Inhalts erübrigt. Der Herausgeber betont mit Recht, 
daß man ein solches Werk nicht umarbeiten kann, selbst eine Strei- 
chung der Wiederholungen und Kürzung von Längen würde seinen 

Charakter verändern. So ist es zu begrüßen, daß der Herausgeber einen 

philologisch genauen Abdruck der zweiten Auflage gibt. Notwendi 

Ben Zusätze sind durch andere Drucktypen gekennzeichnet Be 
treichungen im Vorwort vermerkt. Die Tabelle zum Vergleich der 

Volksdichte und Volkszahlen nach dem 15. Kapitel ist aus metho- 
dischen und sachlichen Gründen wesentlich gekürzt und auf den Stand 
von 1921 gebracht. Der Index ist ganz neubearbeitet und ein Autoren- 
register zugefügt. Der vom Herausgeber geschriebene Anhang: »Die 
politische Geographie vor Ratzel und ihre jüngste Entwicklung« zeigt 
auf welchem Platz in der Entwicklung der Wissenschaft Ratzels Werk 
steht, dem der Herausgeber die höchste Bedeutung beimißt, und zeigt 
die Wege, die die politische Geographie seitdem gegangen ist. 

| (Schmitthenner.) 


844 


BÜCHEREINGÄNGE. 


Amerika, wie ich es sah. Reiseskizzen eines Ingenieurs. Von Franz 
mann Direktor. Halberstadt, H. Meyers Buchdruckerei, 1925. 
98 S. 

Amtlicher Entwurf eines allgemeinen deutschen Strafgeseizbuchs nebst 
Begründung. Veröffentlicht auf Anordnung des Reichsjustizministe- 
riums. Zweiter Teil: Begründung. Berlin, Walter de Gruyter u. Co., 


1925. 

Die A rbeit. Zeitschrift für Gewerkschaftspolitik und Wirtschaftskunde. 
Herausgeber Th. Leipart. II. Jahrgang, 1925. Heft 8, gu.1o. Berlin, 
Verlagsgesellschaft des Allgemeinen deutschen Gewerkschaftsbundes. 

Die Deutsche Arbeitgeber-Zertung. Zentralblatt der deutschen Arbeit- 
geber. Erscheint wöchentlich mit den vierzehntägigen Beilagen 
»Blätter für Arbeitsrecht« und »Steuerblatte. Publikationsorgan 
industrieller, gewerblicher und landwirtschaftlicher Arbeitgeberver- 
bände. Hauptschriftleitung: W. G. H. Frhr. v. Reiswitz, Hamburg. 
XXIV. Jahrg., Nummer 30—44. 

Archiv, Weltwirtschaftliches. Zeitschrift des Instituts für Weltwirt- 
schaft und Seeverkehr an der Universität Kiel. Hrsg. von Dr. sc. 

l. Bernhard Harms. 22. Band. Juli-Oktober 1925. Heft ıu.2. 
erlag von G. Fischer, Jena. 

Aufwertungsbestimmungen, die neuen, mit Umrechnungstabellen. Für 
den Volksgebrauch erläutert von Dr. K. Belz. Druck und Verlag 
der »Unitas«, G. m. b. H., Bühl (Baden), 1925. 94 S. 

L’Avenır Social. Revue mensuelle du Mouvement ouvrier publiée par 
le Comité Solvay d’Education ouvrière. 2. Année, Nr. 8, 9 und I0, 
Bruxelles, 1925. Fr. 1.50. 

Die Bank. Monatshefte für Finanz- und Bankwesen. Herausgeber: 
Alfred Lansburgh. Heft 8, gu. 10 (August-Oktober 1925). Berlin, 
Bankverlag. 

Barbagallo, Corrado: Capitale e Lavoro. Disegno storico. Consorzio 
Lombardo fra industriali meccanici e metallurgici. Milano, Stab. 
Dalle Nogare & Armetti, 1925. Nel Venticinquennio di fondazione. 

Beiträge zu den Wirtschaftswissenschaften, Nürnberger. H. 2: Die Wirt- 
schaftsbeobachtung von Erich Schäfer. H. 3: Ueber das Verhälims von 
technischer Vernunft und wirtschaftlicher Wertung von Wilhelm Vers- 
hofen. Ein Beitrag zum Problem des Fordismus. Hamburg Keramos- 
Verlag A.-G., 1925. 2I bzw. 78 S. Preis 1.80 bzw. I.20. 

Biederlack, P., S. J.: Die soziale Frage. Ein Beitrag zur Orientierung 
über ihr Wesen und ihre Lösung. 10. Aufl., 1925. XII u. 344 >. 
80%. Preis Mk. 5.—. Verlag Fel. Rauch, Innsbruck. 

Bio-bibliographische Beiträge zur Geschichte der Rechts- und Staats- 


Büchereingänge. 845 


wissenschaften. Abteilung Staatswissenschaft. Heft 6: Johann Most 
von Ernst Drahn. 1. Ergänzungsheft: Die Bekämpfung des Zaris- 
mus von Michael Bakunin. Mit Einleitung von Ernst Drahn. 20 
bzw. 26 S. Preis Mk. 1.20. Berlin, R. L. Prager, 1925. 


Brockhaus, Der kleine. Handbuch des Wissens in einem Bande. Liefe- 
rung I bis 6. Zehn Lieferungen zu je M. 1.90. (Ermäßigter Subskrip- 
tionspreis.) Das ganze wird enthalten: über 40 000 Stichwörter 
auf etwa 800 dreispaltigen Textseiten, mit etwa 4500 Abbildungen 
und Karten im Text und auf go einfarbigen und bunten Tafel- 
und Kartenseiten, sowie 37 Uebersichten und Zeittafeln. Leipzig, 
F. A. Brockhaus, 1925. SS. I—480 (A bis Münzen). 


Bulletin Statistique de la République Tschecoslovague. Ceskoslovensky 
statisticky Vestník. Editeur: L’office de statistique d’Etat. Direc- 
teur: Dr. Jan Náhlovsky. VIe Année, Cahier (S 1925. Tschechisch 
und Französisch. Prag, Bursik & Kohout. Inhalt: Abhandlungen, 
Bibliographie, Mitteilungen. 

The Carnegie Endowment for International Peace. Economic and social 
history of the world war. British Series. British Archives and the 
sources for the history ol world war. By Hubert Hall, Hon. Litt. D. 
Camb., F. S. A., Director of the Royal Historical Society. Oxford 
University Press. 


Deutschland und Frankreich. Ihre Wirtschaft und Politik 1923—24. 
Hrsg. von R. Kuczinski. Neue Folge. Berlin, R. L. Prager, 1925. 


Economic Sorvice, London and Cambridge, Issued in Co-operation with 
the Harvard University Committee on Economic Research Special 
Memorandum No. 12 Stocks of Staple Commodities by J. M. Keynes 
and J. W.F. Rowe, July, 1925. London. London School of Eco- 
nomics, Houghton St. Aldwych, W. C. 2. 

Engelhardt, R. v.: Organische Kultur. Deutsche Lebensfragen im Lichte 

er Biologie. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1925. 115 S. Preis: 
geh. M. 3.20, in Ganzleinen geb. M. 4.50. 

Fachblatt der Maler. ı. Jahrg. Heft 2 und 3. Hrsg. im Selbstverlag 
vom Verband der Maler. Hamburg, 1925. 

Festgabe für Eduard Bernstein. Grundsätzliches zum Tageskampf. Dar- 
gebracht von Mitarbeitern der Breslauer «Volkswacht«. 94 S. 
Henry Ford als Wirtschaftspolitiker von Dr. G. Faldix, Vorsitzender 
des Wirtschaftsamts und Dozent der akademischen Kurse in Düssel- 

dorf. München, Verlag Dr. Franz A. Pfeiffer. M. 2.40. 

Verordnung über die Fürsorgepflicht. Vom 14. Februar 1924. Mit Ein- 
schluß der für die Durchführung dieser Verordnung in Frage kom- 
menden reichs- und landesgesetzlichen Bestimmungen. Bearbeitet 
und herausgegeben von Emil Sandre, Kreissyndikus. Taschenformat. 
342 Seiten. Verlag von Walter de Gruyter & Co., Berlin und Leip- 
zig, 1925. Geb. M.6.—. Gewicht: 275 g. (Guttentagsche Sammlung 
Deutscher Reichsgesetze Bd. 160.) 

Die Gesellschaft. Internationale Revue für Sozialismus und Politik. 
Hrsg. von Dr. Rudolf Hilferding. II. Jahrg, Nummer 8, ọ u. 10. 
1925. Berlin, Verlag J. H. W. Dietz Nacht. 

Die deutschen Gewerkschaften bis zum Ausbruch des Weltkrieges. (»Die 
Gewerkschaftsbewegung«, Bd. I.) Von Dr. Siegfried Nestriepke. 


846 Büchereingänge. 


Dritte, erweiterte Auflage (VII und 347 
Heinrich Moritz (Inh. Franz Mittelbach), 
in Ganzleinen geb. M. 7.50. 

Giornale degli economisti e Rivista di statistica. Hrsg. von Mafjeo 
Pantaleoni. Anno XL, Nr. 7, 8 u. 9 (Juli-September 1925). 
Direzione: Roma 49, Via Jacopo Ruffini 2. 

Haemig, Prof. Dr. Emil: Geistesgeschichtliche Grundlagen der Sozial- 
philosophie. Zürich, Verlag Buchhandlung A. Rudolf, 1925. 36 S. 

Die Heimarbeit in der Holzındusrie. Zur Heimarbeitausstellung in 
Berlin vom 28. IV. bis 15. V. 1925. Hrsg. vom Vorstand des Deutschen 
Holzarbeiterverbandes. Verlagsanstalt des Deutschen Holzarbeiter- 
Verbandes, G. m. b. H., Berlin S.O. 16, 1925. 77 S. Preis M. —.8o. 

Hirai-Isaac: Quellenbuch der Betriebswirischaftslehre. Ausgewählte 
deutsche Abhandlungen. Hrsg. von Dr. Iasutaro Hirai, Professor 
der Betriebswirtschaftslehre an der Handelshochschule Kobe, 
3. T. Franktfurt a. M., und Dr. Alfred Isaac, Assistent an der Uni- 
versität Frankfurt a. M. Preis geh. 10.50 Schilling, in Halbleinen 
geb. 14.— Schilling. 221 S. Industrieverlag Spaeth & Linde, Wien I, 


1925. 

J ahoak für er und phänomenologische Forschung. In Ge- 
meinschaft mit M. Geiger-Göttingen, A. Pfänder-München, M. Sche- 
ler-Köln. Hrsg. von Edmund Husserl. Siebenter Band. Halle a. d. S., 
Nee A Max Niemeyer, 1925. 

Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. Hrsg. von Dr. Ludwig 
Elster. 123. Band. III. Folge. 68. Band. 3. Heft (Mai-Juni 1925). 
Jena, G. Fischer, 1925. Mit der Beilage: Volkswirtschaftl. Chronik 
für Februar-März 1925. 

Die Industrie. Offizielles Organ des Hauptverbandes der Industrie 
Oesterreichs. Nr. 36, 37, 40, 42. XXX. Jahrg. 1925. Wochenschrift. 
Hrsg. und verlegt von Julius Müller, Wien IT Neumarkt 12. 

Journal of economics, the a ak Vol. XXXIX, August 1925, N. 4. 
Cambridge, Mass., U.S.A. Harvard university press. London, Hum- 
phrey Milford, Oxford university press, 1925. 

Jugendschriften-Warte. Hrsg. von den Vereinigten deutschen Prü- 
fungsausschüssen für Jugendschriften im Verlage des Nordwest- 
deutschen Dürerhauses, Bremen. 30. Jahrg. Nr. 3 (März 1925). 
17—24 S. Preis jährlich M. 3.—. 

Juristische Vorträge, Münchener. Hrsg. von der Juristischen Studien- 
esellschaft in München. Heft 5: Die Industriebelastung von Prof., 
echtsanwalt Dr. Karl Geiler, Mannheim-Heidelberg. Heft 6: 

und Politik von Adolf Weber, Geh.-Rat, Prof. an der Uni- 
versität München. Heft 8: Macht oder ökonomisches Gesetz von Otlo 
von Zwiedineck-Südenhorst, Geheimrat, o. ö. Prof. an der Universität 
München. Verlag der Hochschulbuchhandlung Max Hueber, 1925. 
Preis des Heftes M. 1.—. 28 bzw. 27 S. 

Kindermann, Rudolf: Das Affenheer. Roman. Band 4 der Roman- 
serie: »Die Gegenwart«. Südostdeutscher Verlag, Breslau 6. 67 S. 
Preis geh. M. 1.70, geb. 2.50. 

Die Kommunistische Internationale. Organ des Exekutivkomitees der 
Kommunistischen Internationale. Erscheint gleichzeitig in deutscher, 
russischer, französischer und englischer Sprache. Redigiert von 
G. Sinowjew I—V. Jahrgang, Nr. 6—35. Verlag der Kommunisti- 
schen Internationale, Leningrad-Moskau. In Kommission: Verlag 


S.). Verlag von Ernst 
tuttgart. Brosch. M. 5.50, 
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Karl Hoym Nachf., Hamburg, 1919—1924. 

Konjunktur, Probleme der. Ergänzungshefte der Zeitschrift »Oekono- 
mische Bulletins des Instituts für Konjunkturforschung«. I. Jahr- 
gang, Band ı. Hrsg. vom Institut für Konjunkturforschung unter 

itung von Prof. N. D. Kondratjeff. Verlag des Volkskommissariats 
für Finanzen der SSSR. Moskau 1925. 

List, Friedrich: Das nationale System der Politischen Oekonomie. Mit 
einer historischen und kritischen Einleitung von K. Th. Eheberg und 
einer List-Bibliographie von Dr. Max Hoeltzel. Stuttgart und Berlin, 
J. G: Cottasche Buchhandlung-Nachfolger, 1925. XIV u. 249 S. 
vag XL und 414. Preis in Büttenumschlag M. 14.—, in Ganzleinen 

. 17.50. 

M an, Karl: Beiträge zur Theorie der Weltanschauungsinter- 

Ben Kunstgeschichtliche Einzeldarstellungen. Hrsg. vom 
unsthistorischen Institut des Bundesdenkmalamtes. Schrift- 
leitung: Professor Dr. Dagobert Frey. Folge der Nachdrucke 
aus dem Jahrbuch für Kunstgeschichte, Band II. Wien, Oester- 
reichische Verlagsgesellschaft Eduard Hölzel & Co., 1923. 44 S. 

Meinecke, Friedrich: Persönlichkeit und geschichtliche Welt. 2. Auflage. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1923. 39 S. 

Menger, Carl: Grundsätze der Volkswirischaftslehre. 2. Auflage. Mit 
einem Geleitwort von Richard Schüller aus dem Nachlaß heraus- 
gegeben von Karl Menger. Hölder-Pichler-Tempsky A.-G., Wien. 
a G. m. b. H., Leipzig. XXVI und 335 S. Geh. M. 8.35, 
geb. M. 9.70. 

M einen Mes kantonalen statistischen Bureaus. Jahrgang 1925, 
Lieferung I. Inhalt: Ergebnisse der eidg. Volkszählung vom I. 12. 
1920. Bern, Kommissionsverlag von A. Francke A.-G., 1925. 154 S. 

Monatliche Uebersicht des Außenhandeis der Cechoslovakischen Republik. 
Spezialhandel. Jahrgang 1925. Nr. 6. Hrsg. vom Statistischen 
Staatsamt. In Kommission Bursik & Kohout, Prag. 

Nationalökonomie, Wie studiert man. 3. Auflage. Bearbeitet von Dr. 
Oskar Stillich, Volkswirt RDV, Dozent an der Humboldt-Hoch- 
schule in Berlin. Leipzig, Roßbergsche Verlagsbuchhandlung, 1925. 
56 S. Preis M. 1.80. 

Oesterreich, Die Steuer- und Abgabenbelasiung der Wirtschaft in. Von 
Dr. jur. et Dr. rer. pol. Richard Kerschagl, Rechtskonsulent der 
Oesterreichischen Nationalbank, Dozent an der Hochschule für 
Welthandel in Wien. Preis geheftet 3.70 Schilling = 2.20 M., in 
Halbleinen gebunden 4-70 chilling = 2.80 M. 72 Seiten. 1925. 
Industrieverlag Spaeth & Linde, Wien I, Georg-Coch-Platz 3 und 
Berlin W 10, Genthinerstraße 42. 

Philosophischer Anzeiger. Zeitschrift für die Zusammenarbeit von Philo- 
sophie und Einzelwissenschaft. In Verbindung mit A. Baumgarten, 
F. J. J. Buijtendijk, E. R. Curtius, A. Grünbaum, N. Hartmann, 
J. Hashagen, M. Heidegger, H. Heimsoeth, G. Hübener, J. Kroll, 
G. Misch, K. Reidemeister, K. Schneider, V. v. Weizsäcker, W. Wor- 
ringer, herausgegeben von Helmuth Plessner. I. Jahrgang. 1. Halb- 
band. Bonn, Friedrich Cohen, 1925. Preis geh. M. 10.—. 200 S. 

Preisberichte des statitischen Staatsamtes der čechoslovakischen Repu- 
blik. Jahrgang IV. (1924), Jahrgang V (1925). Hrsg. vom Statisti- 
schen Staatsamt. In Kommission Bursik & Kohout, Prag. 

Ponfick, Dr. Hans, Geheimrat: Siedlung in Stichwörtern. Ein Hand- 
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wörterbuch des Siedlungswesens. 340 Seiten, biegsam in Leinen 
ebunden M. 12.—. Verlag Deutsche Landbuchhandluhg G. m. b. H., 
erlin SW II, 1925. 

Protokoll der Verhandlungen des 15. Verbandstages des Verbandes der 
Buchbinder und Papierverarbeiter Deutschlands. 27. VII. bis 1. VIII. 
1925 in Hamburg. Berlin, Verlag des Verbandes der Buchbinder 
und Papierverarbeiter Deutschlands. 

Protokoll der Verhandlungen des vierten internationalen Malerkongresses. 
Abgehalten in Dresden vom I1. bis 13. Juli 1925. Hrsg. vom Inter- 
nationalen Sekretariat der Zentralverbände der Maler und ver- 
wandter Berufe (Sitz Hamburg 36). 

Pulverwaffe, Das Aufkommen der. Von Bernhard Rathgen Nr. 2 der 
Sonderhefte des Verlages »Die schwere Artillerie, E. V.« München 


1925. 

Recht und Staat in Geschichte und Gegenwart. Heft 38: Die Stellung 
der Gesellschaft zum Verbrechen und zur Strafe von Prof. Dr. Friedrich 
Kitzinger. Tübingen, J.C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1925. 36 S. 
Preis einzeln M. 1.20, Subskr. M. I1.—. 

Sachs, Prof. Dr. Karl L.: Die Nürnberger Girobank (1621—1827) im 
Rahmen der kontinentalen Bankgeschichte. Sonderabdruck aus der 
Eheberg-Festgabe. Leipzig-Erlangen, A. Deichertsche Verlagsbuch- 
handlung Dr. Werner Scholl, 1925. S. 139—161. Preis geb. M. 1.20. 

Sammlung gemeinverständlicher Vorträge auf dem Gebiete der Theologie 
und Religionsgeschichte. Heft 108: Prof. Dr. Karl Völker: Die religiöse 
Wurzel des englischen Imperialismus. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck), 1924. 28 S. Preis einzeln M. 1.—, subskr. M. —.90. 

Schillingsgeseis, das österreichische. Kommentiert herausgegeben von 
Dr. jur. et rer. pol. Richard Kerschagl, nr der österreichischen 
Nationalbank, Dozent an der Hochschule für Welthandel. Wien. 
Industrieverlag Spaeth & Linde, Wien und Berlin, 1925. Preis 
er 3.60 Schilling, in Halbleinen gebunden 4.60 Schilling. 
89 Seiten. 

Schayder: Werner: Die Bevölkerung der Stadt und Landschaft Zürich 
vom 14. bis 17. Jahrhundert. Heft ı Band XIV der »Schweizer 
Studien zur Geschichtswissenschaft«. Herausgegeben von den HH. 
Proff. Baumgartner, Basel; Feller, Bern; Gagliardi, Meyer, v. Kronau 
und K. Meyer, Zürich. Verlag: Gebr. Leemann & Co., A.-G., Zürich. 
132 Seiten und I farbige Tafel. Fr. 4.40. 

Schriften des Instituts für Statistik der Minderheitsvölker an der Uni- 
versität Wien. Hrsg. von Wilhelm Winkler. Heft 2: Die geistigen 
Grundlagen der Minderheitenfrage von Dr. Ignaz Seipel, Univ.-Prof., 
Bundeskanzler a. D. Vortrag, gehalten im Minderheiteninstitute der 
Wiener Universität am 14. I. 1925. Heft 3: Statistische Minder- 
heitenrundschau I. Bearbeitet im Minderheiteninstitute der Uni- 
versität Wien. Mit Beiträgen über die Minderheitenfragen im all- 
gemeinen, in der Tschechoslowakei, Polen, Rumänien, Italien, 
Oesterreich und vielen anderen Staaten. Leipzig und Wien, Franz 
Deuticke, 1925. 9 bzw. 120 S. Preis M. —.40 bzw. 4.—. 

Schriften des Instituts zur Erforschung Rußlands. Band II. Abhand- 
lungen, Bibliographie, Chronik, Mitteilungen. Prag, 1925. Praha- 
Vršovice, Sawova 665. 420 S. 

Schriftenreihe der D.A.R. Deutsche Akademische Rundschau. Heft 4: 
Der studentische Nebenerwerb nach dem Kriege. Entwicklung und 
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Möglichkeiten. Von Dr. J. H. Mitgau. Hochschul-Verlag, G. m. b. H., 
Göttingen 1925. S. 42. 

Soeruhlands das Recht. In Verbindung mit A. Bogolepow, M. Kauf- 
mann, A. Markow, A. Pilenko und C. Zaitzew herausgegeben von 
A. Maklezow, N. Timaschew, N. Abxejew und S. Sawadsky. 1. Liefe- 
rung. Bogen 1—4. Subskriptionspreis M. 2.50. Tübingen, J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck), 1925. (Der Kauf der ersten Lieferung ver- 
pflichtet zur Abnahme des ganzen Werkes.) 

Statistische Zusammenstellungen über Aluminium, Blei, Kupfer, Nickel, 
Quecksilber, Silber, Zink und Zinn. Hrsg. von der Metallgesellschaft, 
Metallbank und Metallurgische Gesellschaft A.-G. 26. Jahrgang. 
1919, 1919—1924. Frankfurt a. M. August 1925. 

Statistisches Jahrbuch für den Freistaat Preußen. 21. Band. Hrsg. vom 
Preußischen Statistischen Landesamt. Berlin 1925. 

Steiner, Dr. Fritz Georg, Direktor der Kompaßbank (Wien): Geldmarkt 
und Wirtschaftskrise ak gehalten in der Plenarsitzung der 
Gesellschaft österreichischer Volkswirte vom 29. IV. 1925). Wien, 
Mangsche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, 1925. 

Ungarns Handel und Industrie in dem Jahre 1924. Hrsg. von der Buda- 
pester Handels- und Gewerbekammer. Budapest, Verlag der Buda- 
pester Handels- und Gewerbekammer, 1925. 155 S. . 

Universität Tübingen. Reden bei der Rektoratsübergabe am 30. IV. 
1925. (Insbesondere die Rede des neuen Rektors, Prof. Dr. L. v.. Köh- 
ler, Württ. Staatsministers a. D.: »Ueber den Einfluß der Revo- 
lution auf die Selbstverwaltung in Württemberg«). Tübingen, J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck), 1925. 2r S. Preis M. 1.—. 

Veröffentlichungen des banktechnischen Instituts für Wissenschaft und 
Praxis an der Hochschule für Welthandel in Wien. Heft 4: U. S. A. 
Leiters of Credit. Von Richard Nathschläger. Vorzugsaktien und Ge- 
nußscheine. Von Bernhard Reischer. Wien 1925. Hölder-Pichler- 
Tempsky A.-G. Groß 8°, 38 Seiten. M. 1.80. 

Viag. Geschäftsbericht der Vereinigten Industrie-Unternehmungen A.-G. 
Berlin über das dritte Geschäftsjahr 1924—1925. 

Vierteljahrshefte für Soziologie. Kölner Zeitschrift des Forschungs- 
instituts für Sozialwissenschaften in Köln, herausgegeben von den 
Direktoren des Instituts Christian Eckert, Hugo Lindemann, Max 
Scheler, Leopold v. Wiese. 5. Jahrgang. Heft 1/2. Leipzig-München, 
Duncker & Humblot, 1925. 

Volkswirtschaft, die deutsche, 1924—1925. Von Karl E. Nickel, Prof. 
z. D., Dr. der Staatswissenschaften. Erster Nachtrag zum » Grundriß 
der gesamten Wirtschafts- und Finanzwissenschaft. 3. Auflage 19244. 
Cöthen-Anhalt, J. E. Kurth, 1925. ıı2 S. M. 2.80. 

Volk und Reich. Politische Monatshefte für das junge Deutschland. 
I. Jahrgang. August 1925. Hrsg. von Friedrich Heiß im Selbstverlag 
der Mittelstelle für Jugendgrenzlandarbeit (Berlin W 30). Preis des 
Einzelheftes M. —.70. S. 129—160. 

»Vox populorum.« Organe politique internationale mensuel paraissant 
en cinq langues: Allemand, Anglais, Espagnol, Français et Italien. 
Publie les bulletins de l’Institut International de Sociologie et de 
Réformes politiques et sociales (Siège central, Rome). Fondateur: 
Francesco Cosentini. IVme Année, NN. 19—21. 

Werkstudenten, Erlebnisse und nn Heidelberger. Eine Samm- 
lung von Berichten, herausgegeben von Dr. J. H. Mitgau im Verlage 
Archiv für Sozialwissenschuft und Sozialpolitik. 54. 3. 54 
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E Hörning, Heidelberg. 240 Seiten. und ı2 Bildtafeln. 80, Preis 


3.— 

Wiken Dr. Folkert: Grundzüge einer personalistischen W.erttheorie unter 
besonderer Berücksichtigung wirtschaftlicher Wertprobleme. Jena, 
G. Fischer, 1924. VIII und 160 S. M. 5.— 

Wirtschajtsfragen der Gegenwart. Heft 2: Die Entwicklung der Eisen- 
industrie in Düsseldor | von Dr. rer. pol. Alex Stöwer. Düsseldorf, 
Deutsche Kunst- Verlagsanstalt G. m. b. H. (Wilhelm Wall- 
michrath), 1925. 53 S. 

Zeitschrift für Gesundheitspflege, schweizerische. Revue suisse d'hygiène. 
Hrsg. von der Schweizerischen Gesellschaft für Gesundheitspfl a 
Redakteur: Dr. med. W. v. Gonzenbach, Prof. der Hygiene an 
eidg. techn. Hochschule. 2. Heft. IV. Jahrgang 1924. Zürich, Gebr. 
Fretz A.-G. 

Zeitschrift für Völkerpsychologie und Soziologie. In Verbindung mit 
Dr. F. Alverdes, a.o. Prof. an der Universität Halle a. S., Dr. R. 
Bolte, Nervenarzt in Bremen, B. Malinowski, Ph. D., D. Sc., Lecturer 
an der Universität London, Dr. E. Schwiedland, Hofrat, Prof. an 
der Technischen Hochschule Wien hrsg. von Dr. Richard Thurn- 
wald, a.o. Professor an der Universität Berlin, Sternstr. 43, Lichter- 
felde-Berlin. 1. Jahrg., Heft ı (März 1925). Leipzig, C. L. Hirsch- 

. feld. Preis eines Heftes (ca. 6 Bogen): M. 4.—, eines Jahrgangs 
(ca. 24 Bogen): M. 15.—. 

Zentralstelle für soziale Literatur der Schweiz in Zürich. Jahresbericht 

. Pro 1924. 
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Preisausschreiben 


der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät 
Köln 1925. 


Auf Grund einer Stiftung des Herrn Geheimrat Ottmar Strauß, 
Köln, schreibt die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät 
der Universität Köln einen Preis von 3000 Mark aus für die beste, 
voll befriedigende Lösung der Preisaufgabe: 


„Die Einwirkung des Geldwertschwundes auf das Staatsgefühl 
und den sozialen Frieden.“ 


Die Geldwertveränderungen sind bisher vornehmlich nach ihrer 
wirtschaftlichen Seite hin behandelt worden. Es erscheint wünschens- 
wert, diese Betrachtung zu erweitern und den allgemeinen sozialen und 
politischen Folgen eines unbeständigen Geldwertes in der Geschichte 
nachzugehen. Zeiten des Währungsverfalles, von der Kipper- und 
Wipperzeit über die Assignatenwirtschaft der französischen Revolution 
bis zur deutschen Inflation hin, zeigen ein starkes Umsichgreifen der 
Mächte politisch-sozialen Unfriedens. In Epochen der Währungsge- 
sundung wird dagegen der Radikalismus merkbar gedämpft. Diese 
allgemeine Beobachtung bedarf jedoch einer wissenschaftlichen Klä- 


Die Preisarbeiten sind bis 31. Dezember 1925 an den Dekan der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät einzusenden. Der 
Name des Verfassers ist gleichzeitig in verschlossenem Umschlag bei- 
an Arbeit und Umschlag müssen das gleiche Erkennungswort 

ragen. 

Die Beteiligung steht jedermann frei. Die Preiszuteilung wird bei 
der letzten feierlichen Promotionshandlung der Fakultät im Winter- 
Semester 1925/26 bekanntgegeben; gegebenenfalls auch die ehrenvolle 
Nennung weiterer guter Lösungen. Die eingereichten brauchbaren 
Arbeiten können als Dissertationen verwandt werden. 

‚. Die Fakultät behält sich vor, die Frist für die Einreichung von 
sich aus zu verlängern, sowie den Preis zu teilen und mehreren Arbeiten 
zuzuerkennen. 3 
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SOZIOLOGIE I 
DIE KRÄFTE DER GEMEINSCHAFT 


VON 


Dr. EUGEN ROSENSTOCK 


o. Professor an der Universit Breslau 


1925. Oktav. 264 Seiten. Geh. M. 8.—, geb. M. 9-50. 
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DIE ARBEITERFRAGE 


VON 
Dr. HEINRICH HERKNER 
o. Professor an der Universität Berlin 


1922. Achte Auflage. Zwei Bände. Groß-Oktav. XXX, 
1312 Seiten, Geh. M. 18.—, geb. M. 22.—- 
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DEUTSCHES 
ARBEITSRECHT 


IN SEINER NEUORDNUNG 








VON 


Dr. FUR. ERICH MELSBACH 


Oberregierungsrat im Reichsarbeitsministerium 


1923. Groß-Oktav. 245 Seiten. Geh. M. 4.50, geb. M.6 50. 


WALTER DE GRUYTER &Co. ; 
BERLIN W 10. 











Gleichzeitig mit diesem Heft wird ausgegeben: 


REGISTER 


zu 


BAND 1—50 / 1888—1923 
des 


ARCHIVS FÜR SOZIALWISSENSCHAFT 
UND SOZIALPOLITIK 


Begründet von Werner Sombart, Max Weber 
und Edgar Jaffe 
In Verbindung mit Jofeph Shumpeter und Alfred Weber 
herausgegeben von Emil Lederer 


Neue Folge des von Heinrich Braun herausgegebenen 


ARCHIVS FÜR SOZIALE GESETZGEBUNG 
UND STATISTIK 


1925. IV, 93 Seiten &. 
M. 5.—, gebunden M. 7.50. 


Inhalt: I. Afphabetikhes Regifter / II. Sachregilter 
II. Schlagwortregifter. 


Aus dem Vorwort: 


Das vorliegende Regifter weicht in feiner Anordnung von dem 
im Jahre 1903 eridienenen eren Verzeichnis über die 13 Bände 
des »Archiv für foziale Gefetzgebung und Statiftik« durch die 
[yftematifche Gliederung des gelamten Stoffes im Sadıverzeicnis 
ab. Die topographifche Unterteilung des Materials unterbleibt. 
In dem dritten Teil des Regilters, dem alphabetifhen Schlag- 
wortverzeichnis, find jedoch die einzelnen Länder, mit Ausnahme 
des Inlands, als Schlagwörter wieder aufgenommen worden. 
Die Handlichkeit des Regilters, die neben der feichten Orientie- 
rungsmöglichkeit belonders angeftrebt wurde, wird den Benutzer 
für die Sichtung des Stoffes entichädigen. 


VERLAG VON J.C.B. MOHR (PAUL SIEBECK) 


TÜBINGEN | 
m DRUCK VON H.LAUPP JR TÜBINGEN 
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THIS BOOK IS DUE ON THE LAST DATE 
STAMPED BELOW 


AN INITIAL FINE OF 25 CENTS 


WILL BE ASSESSED FOR FAILURE TO RETURN 
THIS BOOK ON THE DATE DUE. THE PENALTY 
WILL INCREASE TO 50 CENTS ON THE FOURTH 
DAY AND TO 81.00 ON THE SEVENTH DAY 
OVERDUE. 
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